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Vorwort. 





Das Material zu dem vorliegenden Lebensbilde iſt zum 
überwiegenden Teile aus dem überaus reichhaltigen und wert— 
vollen handſchriftlichen Nachlaß David Hanſemanns geſchöpft, den 
mir ſein älteſter Sohn Adolf von Hanjemann mit dankens— 
wertefter Liberalität zur Verfügung geftellt hat. Wo ich feine 
anderen Quellen erwähnt habe, gehen meine Nachrichten daher 
ftetS auf Hanjemanns Korreipondenz und Privataften zurüd. Daß 
er ſchon ſeit frühefter Jugend die Gewohnheit hatte, von jedem 
etwas wichtigeren Briefe eine Kopie zurüdzubehalten, ijt natürlich 
ein Umſtand, der mir die Arbeit wejentlich erleichtert bat. In 
zweiter Linie haben mir die Regiftraturen des Minifteriums der 
öffentlichen Arbeiten, der Königlichen Eijenbahndireftion in Köln, 
der Aachener und Münchener Feuerverficherungsgejellichaft ſowie 
des Vereins zur Beförderung der Arbeitjamfeit in Aachen, die 
PBrotofolle des Aachener Gemeinderats, das Aachener Stadtarchiv 
und vor allem das Geheime Staatsarchiv in Berlin, deſſen Be- 
ftände aber meift nicht über das Yahr 1847 hinausreidhen, wert- 
volles Material geliefert. Den Vorftehern diefer Inſtitute ſage 
ih an dieſer Stelle für das mir bewiejene Entgegenfommen 
meinen ergebenjten Danf. Leider ift mir aber die Regiftratur des 
Finanzminifteriums verjchloffen geblieben aus Gründen, über 
melde ich) mir auf ©. 402 diejes Buches eine Anmerkung zu 
machen erlaubt habe. Es liegt auf der Hand, daß ich das Ber 
fiegen der amtlichen Quellen bejonder8 bei der Darftellung von 
Hanfemanns Thätigfeit als Finanzminifter i. %. 1848 empfinden 
mußte. Zum Glüd erwiejen fi) Hanjemanns Privataften gerade 
für diefe Zeit als jehr reichhaltig. 


IV Vorwort. 


ALS ich die Arbeit begann, ftand noch nicht feit, welche Form 
für fie gewählt werden jollte. Sie fonnte eine erzählende Dar- 
ftellung fein oder auch vormiegend in der Mitteilung von Briefen 
und Aktenſtücken beftehen. Ich habe mich jchließlich für die Ver- 
arbeitung des reichen Stoffes zu einer zufammenhängenden Dar- 
ftellung entjchieden und nur gelegentlich einige mir bejonders 
beachtenswert erjcheinende Briefe in fie aufgenommen. Allen 
denen, welche fich für Hanſemann intereffieren oder fi) noch für 
ihn intereffieren werden, und jomit auch dem Andenken diejes 
treuen und thätigen preußifchen Patrioten hoffe ich auf Diele 
Weiſe einen bejjeren Dienft geleiftet zu haben, als wenn ich in 
der Hauptjache unverarbeitetes Material geboren hätte, jo jehr es 
auch an ſich zur Veröffentlichung geeignet if. Auf einen Anhang 
von Briefen und Aftenftücten habe ich verzichten müſſen, um den 
‚Umfang des Buches nicht zu jehr anjchwellen zu lafjen. 


Berlin, Ende Mai 1901. 


Alerander Bergengrün. 


Inhaltsverzeichnis. 


J 6 1—22- 
Herfunft. — Elternhaus. — Vehrzeit in Aheda. — Hand: 
Iungsreifender. — Patriotiſche Begeifterung 1814. 
1I. Kapitel. Wirffamfeit in und für Aachen bis zur 
Julirevolution . > 2 0 nennen 23—95, 


Einverleibung der Aheinlande in Preußen. — Aachen. 
— Hanſemanns Wollgeihäit. — Heirat. — Halob 
Aders. — Aufſatz über Zollpolitit 1820. — Beur: 
teilung der politiichen Verhältniſſe. — Soziale Miß— 
ftände in Aachen. — Gründung der Aachener feuer: 


verjicherungsgeiellihaft 1824 und ihre Entwidelung. — 
Eröffnung des Pereind zur Beförderung der Arbeit: 
famteit und feine Entwickelung. — Handelsgericht, 
Handelskammer und Stadtrat. — Entwurf einer rhei: 
niihen Gemeindeordnung. — Beſteuerung der Sand: 
lungsreifenden. — Projelt einer Niederrheiniihen Bant. 
— Rollmarftprojelte. — Gutachten über Zettelbanten 


1829. 
II. Kapitel. Die Denkihrift an den König und 
„Preußen und Frankreich . . 2 2 202. 95—157. 


Segeniag der öſtlichen und weftlichen Provinzen, — 
BPolitiihe Yage nad ber Yulirevolution. — Charufter 
und Anhalt der Dentichriftt von 1880: Büreaufratie; 
Benfur; Berfafiungsfragen; Bundesreiorm. — Nicht: 
beftätigung der Wahl Hanſemanns in den Provinzial: 
landtag 1882. — „Breußen und Frankreich“ 1838. — 
Inhalt: Bequemes Regieren; Charakter der preußiichen 
Politit; Friedenäftärte des Heeres; Finanz: und Steuer: 
fragen, inäbefondere Grundſteuer. — Cindrud des 
Buches. — Kritiken. — Verhalten der Regierung. — 
Kampg über Hanſemann. 


IV. Kapitel. Wirffamfeit für die rheinifche Bahn und 
für das preußifche Eifenbahnmelen im allgemeinen 157—259- 


Erſte Eifenbasnbeftrebungen in Preußen. — Das Kölner 
Gifenbahntomitee 1888 und die Gründung der hei: 


WI Inhaltsverzeichnis. 

Seite 
niihen Eifenbabngeiellihaft 1835. Ludolf Camphauſen. 
— Gründung der Preußiichrheinifchen Eiſenbahnge— 
ſellſchaft in Mahen durd Haniemann 1886. — Ber: 
fhmelzung beider Gejellihaften 1887. Austritt Camp: 
baufend. — „Die Eiienbahnen und deren Aktionäre.“ 
1887 und „Preußens wicdtigite Eiſenbahnfrage“ 1887. 
— „Kritik des preußifchen Eifenbahngeieges v. 8. No: 
vember 1888.” 1841. — Aachener Baugeſellſchaft. — 
@efährdete Lage der Eifenbahngefellichaft. — Mißglüdte 
Landtagstandidatur 1889. — Das Köln: Mindener 
Bahnprojet. — Gifenbahnberatungen ber Vereinigten 
Ausihüfle in Berlin, DOltober 1842. — „Über bie 
Ausführung bed preußiichen Eiſenbahnſyſtems.“ 1843. 
Streit mit Bodelihwingd. — Köln:Mindener Eifen: 
bahngeſellſchaft. — Vollendung ber Rheiniihen Bahn. 
1848. — Konflift mit Abraham Oppenheim und Aus: 
tritt aus der Direktion der Rheiniihen Bahn. 1844. — 
Spätere Gifenbahnthätigfeit. 


V. Kapitel. Bolitifche Wirfiamfeit 1840—1846 . . 259 —344 
Friedrih Wilhelm IV. — Unvollendete politiihe Dent: 


ihrift von 1840. — DOppofitionelle Handelsgerichts: 
wahlen in Aachen 1848-—45. — Auflöſung des Woll- 
geihäfts 1844. — Bräfident der Handelsfammer. — 


Handelöpoliti. — „Uber die gewerbliden Berhältnifie 
von Wachen.“ — Hanbdelövertrag mit Belgien 1844. — 
Beziehungen zum Präſidenten des preußiichen Handels: 
amtd von Rönne. — Neform der königliden Bant 
und Banfbeftrebungen im Rheinlande 1846. — Thä: 
tigteit al3 Abgeordneter auf dem rheiniichen Landtag 
von 1845. — „Die politiihen Tagesfragen.“ 1846. — 
Polemik über die Grumdfteuer. Bülow: Cummerow. — 
Mitglied des neuen Gemeinderats in Aachen. — Kampf 
gegen die Mahl- und Schlachtſteuer. 


VI. Kapitel. Der Bereinigte Yandtag . » . . . 344—402 


Das Patent vom 8. Februar 1847. — Stellungnabme 
und Stimmung Hanſemanns. — Adreßdebatte. — Par: 
lamentariihe Eigenart. — Debatten über Juden und 
Diffidenten, Beicholtenheit, Finanzweſen, Oftbabnanleihe 
und Einkommenſteuer. — Ausſchußwahlen. — Empfang 
in Aachen. — In Sübddeutichland. — Heppenbeimer 
Verſammlung vom 10. Ottober 1847. — Die Vereinigten 
Ausihüfle von 1848. 


VO. Kapitel. Finanzminiiter. 
1. Die Märztage 1848... 2 22. 
Friedrich Wilhelm IV. und Bodelſchwingh. — Hanſe— 
manns Denkichrift für Bodelihwingh vom 1. März. — 


Die Heidelberger Berfammlung vom 5. März. — Die 


Bewegung am Rhein. — Ermennung zum Minifter 
29. März. 


402—422 


Inhaltsverzeichnis. VII 
Seite 
2. Das Minifterium Camphaufen . . . . . 422—490 


Lage und Aufgaben. — Allgemeine Geſchäftskriſe. Erſte 
Maßregeln. Hanfemanns PVBermögensverluft. -— Der 
2. Bereinigte Yandtag. Bismard gegen Haniemann. — 
Uneinigfeit der Minifter. — Darlehnskaſſen und frei: 
willige Anleihe. — Nüdberufung des Prinzen von 
Preußen. — Die preußiihe Nationalveriammlung. — 
Der Bertafiungsentwurf. — Die Wdrehangelegenbeit. 
— Der Berendsihe Antrag am 8. und 9. Juni, — 
Tumulte. — Camphauſens Rüdtritt am 20. Juni. 


Das Minijterium Auerswald-Hanjemann . . 491—555 


Neubildung des Miniſteriums durch Hanſemann. — 
Die „Anerlennung der Revolution“. — Beſſerung der 
Zuſtände. — Reformthätigkeit; Gemeindeordnung; Agrar: 
und Steuergeſetze; Eiſenbahnen; Domänen. — Finanz— 
verwaltung. — Parlamentariſche Verhältniſſe. — Junker⸗ 
parlament und Kreuzzeitung. — Perſönlichkeit des 
Finanzminiſters. — Verhältnis zum Könige. — Die 
Steinſchen Anträge vom 9. Auguſt und 4. September. 
— Hanjemanns Rede am 7. — Miniſterwechſel. 


VII. Kapitel. Das deutjche und preußiiche Verfafjungs- 
werte . .. —— 20. . 556—647 


Die preußiſchen Minifter und das Frankfurter Parlament. 
— Korreipondenz mit Haym. — Hanſemann in Frankfurt. 
— „Die deutiche Berfafiungsfrage.“ DOftober 1848. — 
Kritit des Kaiſergedankens. — Der Umſchwung in 
Preußen. — Kritit der Verfaſſung vom 5. Dezember 
1848. — Die Stonftitutionelle Zeitung. — Thätigkeit 
in der 1. Kammer. — „Die deutiche Berfafiung vom 28. 


* 


März 1849. Mit Anmerkungen.“ — Ablehnung der 
Reichsverfaſſung. Radowitz. — Hanſemanns Entwurf 
für eine deutſche Verfaſſung. — Bekämpfung der 
Radowitzſchen Unionspolitik. — „Das Preußiſche und 
Deutſche Verfaſſungswerk.“ — Einwirkung auf Die 


Reviſion der revidierten preußiſchen Verfaſſung. — Fort— 
geſetztet Kampf gegen Radowitz und die Gothaer. — 


Verhältnis zu Manteuffel. — Olmützer Puntkttation 
und Dresdener Konferenzen. — Hanſemanns groß: 
deuticher Standpunft. — Austritt aus der 1. Kammer. 


IX. Stapitel. Preußiſche Banf und Distonto-Gejellichaft 647—690 


Chef der Breußiichen Bant. — Die Normativ:Bedingungen 
für Bettelbanten von 1848. — Banfreformpläne.. — 
Konflikt mit dem Hauptbanktdireftorium. — Kammerver— 
bandlungen über die Stellung des Bantcheis. — Amts: 
entbebung 1851. 

Gründung der Berliner Kreditgeiellihaft 1850. — 
Berweigerung der Korporationsredhte. — Gründung der 


VII Inhaltäverzeichnis. 


Diskonto-Geſellſchaft am 6. Juni 1851. Charalter der⸗ 
felben. — Umgeftaltung des Inſtituts 1855/56. — 
Das Spezialgefhäft und das allgemeine Bankgeſchäft. 
— „Bantnoten:Syitem für deutihe Bunbesftaaten.” — 
Hamburger Handelskriſe von 1857. — Bemertenäwerte 
Unternehmungen aus Haniemanns legten Lebensjahren. 


X. Kapitel. Unter der neuen Ara. Ende. . „ . 690-758 


Der italieniiche Krieg. — Gegeniag zum Nationalverein. 
— BPräfident des 1. Deutſchen Handelstages 1861. — 
Das Handeldgefegbuh. — Projelt einer Zollvereins: 
reform. — QUuseinanderfegung mit dem fleindeutichen 
Programm. — Handelövertrag mit Frankreich. — 
Präfident des 2. Deutihen Handelstages 1862. — 
Bruch mit Bederath. — Ausgang der Zollvereinstriie. 
— Verhältnis zu Bismard. — Legte politifche Äußerung. 
— Hanſemanns bäuslihe und perfönliche Umftände in 
den legten Jahren. — Sein Tod am 4. Auguft 1864. 
— Das HanjemannsDentmal in Aachen. 





Bilder. 


Hanfemann ald Bierzigiähriger (nad) einem Tleinen Daguers 
rotyp). Titelbild. 


Hanjemann als Siebenzigjähriger (nad einer 1862 in 
Münden angefertigten lebensgroßen Photographie). 696 


Das HanfemannsDentmal in Nahen . . . . 152 





Verfonentegifter - > 2 2m nn 7277683 





I. Kapitel. 
Zugend. 


Das Geſchlecht, dem David Hanſemann entſproſſen iſt, läßt 
ſich ſeit der erſten Hälfte des 17. Jahrhunderts in mehreren 
Drten Hannovers nachmweifen. Es muß daher als niederjächfiiches 
bezeichnet werden, obgleid, eine Kamilientradition feinen Urjprung 
aus Dfterreich ableiten will. Im erften! Jahrzehnt des breißig- 
jährigen Krieges ift nämlid eine Familie Hanfemann aus Köppadı 
in Dberöfterreich ihres evangeliichen Glaubens wegen nad) Regens- 
burg ausgewandert. Dort bradıte fie e8 zu hohem Anjehen in 
faiferlichen und ftäbtiichen Dienften und drei Hanjemanns wurden 
vom Kaiſer unter dem Namen Hanjemann von Löwmannsegk ge- 
adelt. Dieſe Familie ift im 18. Jahrhundert ausgeftorben. Für 
ihren Zufammenhang mit den hannöverjchen Hanjemanns ift aber 
ein urfundlicher Beweis bisher nicht erbracht worden. Bon diejen 
waren um die Mitte des 18. Jahrhunderts drei Brüder, Söhne von 
Lorenz Hanjemann, in hannöverjchen Dienften: der eine als Baftor; 
der andere als fürftlicher Kellerjchreiber; der dritte, Anton Lorenz, 
ſtarb 1767 als Dberpojtmeifter in Celle. Bon den zehn Kindern des 
Dberpoftmeijters überlebten den Vater nur eine an einen Geiftlichen 
verheiratete Tochter und drei Söhne. Johann Karl, der ledig 
blieb, und Yuft Anton folgten dem Berufe des Vaters; auch Juſt 
Anton ift in Gelle als Dberpoftmeifter gejtorben (1798). Der 
dritte Sohn Eberhard Ludwig entichied fich für den geiftlichen 
Beruf. Während des fiebenjährigen Krieges jtudierte er zu Göttingen 
und zu Helmftäbt und trat dann als Erzieher in das Haus des 
Superintendenten Hornboftel zu Klofter Lüne, dejjen Schmwefter 
Luiſe feine erfte Gemahlin wurde. Als Pfarrer wirkte er zuerft 


in Brejelenz, dann in Finkenwerder bei Hamburg, a 1794 bis 
Bergengrün, David Hanjemann. 


2 I. Kapitel. 


zu feinem Tode 1821 in Heiligenfelde in der ehemaligen Graf- 
ſchaft Hoya. Es ift nicht viel, was von ihm berichtet wird. Er 
joll mit Ausnahme feiner legten Lebensjahre, in denen jeine 
geiftige und Fförperliche Kraft gebrochen war, ein an Seele und 
Leib gejunder, friiher Mann geweſen fein, treu im Berufe als 
Seeljorger, theologiſch und philoſophiſch vortrefflich gebildet, von 
ungeheuchelter tiefer Frömmigkeit „ohne jeden pietiftifchen An- 
ftrih“, ein mwürdevoller SKanzelredner, dazu ein wißiger und 
munterer Gejellichafter, von vielen geliebt, von niemandem gehaßt. 
Seine glüdlihe Ehe mit Luiſe Hornboftel wurde nad neun Jahren 
1781 dur den Tod gelöft. Diefer ſchwere Schlag drohte jeine 
Gejundheit wie feinen jeelijchen Gleichmut zu zerrütten. Aber 
er fand einen Erjag für die Verlorene in deren befter Freundin 
Amalie, der Tochter des Bürgermeifters Moller zu Hameln,') 
jeiner „zweiten Luiſe“, wie er fie wohl nannte. Auf ihrem legten 
Kranfenlager hatte die Verſtorbene den Gatten auf dieje treue 
Seele hingewieſen und fie ihm als Lebensgefährtin, als zweite 
Mutter ihrer Kinder empfohlen. Schon 1782, ein Jahr nad) 
Luiſens Tode, wurde von deren Bruder, dem Superintendenten 
Hornboftel, die neue Ehe eingejegnet. Neununddreißig Jahre 
haben die Gatten in ungetrübter Harmonie mit einander leben 
dürfen. Luiſe hatte ihrem Eheherrn fünf Kinder geboren, von 
denen zwei in zartem Alter geitorben waren; ſechs Kindern jchenfte 
Amalie binnen neun Jahren das Leben. Nur drei von den 
legteren erreichten ein höheres Alter. Das jüngite Kind war der 
am 12. Juli 1790 zu Finkenwerder geborene David Juſtus 
Ludwig, den jein um fünfzehn Jahre älterer Stiefbruder Karl 
noch am jelben Tage zur Taufe hielt. 

Sp galt e8 denn mit jchmalen Mitteln jechs Kinder, zwei 
Töchter und vier Söhne, zu erziehen und für ihre Berufsbildung 
zu jorgen. Das hielt aber um fo jchwerer, al$ weder der Pater 
noch die Mutter für die ökonomiſche Seite des Lebens jonderlich 


) Amaliens Bruder war der befannte Architelt Georg Moller, der die erfte 
teäftige, fpäter von Boiſſeré aufgenommene Anregung zum Ausbau des 
Kölner Domes gab. 
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veranlagt waren. Jeder Art von Berjchwendung abgeneigt und 
viel zu jelbitlos, um für fich die Befriedigung irgend welcher 
foftjpieligen Neigungen zu begehren, pflegten fie doch mit vollen 
Händen auszugeben, was der liebe Gott, der Pfarrader und die 
Gemeindeglieder ihnen als Entgelt treuer Pflichterfüllung dar- 
reihten. An ihre reigebigfeit und Wohlthätigfeit wurden jtets 
die größten und weitgehendften Anjprüche gejtellt. Über Per: 
mögen teilten jie von dem Ihrigen an Würdige und Unmürdige 
aus; nie war das Pfarrhaus leer von Verwandten, näher oder 
ferner ftehenden Befannten, fei es daß fie zum Beſuch dort weilten, 
oder Schuß und Unterfommen fuchten und fanden. David, der 
jelbft eine freigebige Natur und ſtets, wo die Not es erforderte, 
mit offener Hand zu helfen bereit war, hat jpäter wiederholt der 
Mutter in der ihm eigenen feiten, aber ehrerbietigen und liebes 
vollen Weile den den Hanſemanns eigenen Zug zu übel ange- 
brachter Generofität vorhalten müfjen. Er meinte, dab Eltern 
und Geichwilter da, wo es fih um das Fortkommen im Leben 
handele, die Pferde Hinter den Wagen zu jpannen pflegten. 
immerhin reichten die Mittel, zu denen, wie es fcheint, auch die 
Zinſen eines fleinen Kapitals gehörten, jo weit, daß die Kinder 
ohne Entbehrungen aufwuchien und jelbft einige Erſparniſſe für 
die mageren Jahre zurücdgelegt werden fonnten. Dieje blieben 
denn auch nicht aus. Waren die jahre vor der Jahrhundert: 
mwende, insbejondere jeit Preußen ſich 1795 vom Weltfriege 
zurüdgezogen hatte, für ganz Norddeutichland eine Zeit hoher 
mwirtichaftlicher Blüte geweien, die auch der Paftor zu Heiligenfelde 
danfbar empfand, jo änderte fich das in den erften Jahren des 
neuen ‚zahrhunderts. Die brutale Decupation und Plünderung 
Dannovers durch die Franzoſen 1803 jcheuchte die Nordvdeutjchen 
zuerſt aus ihrer Ruhe auf. Die Schreden des Krieges von 1806/7 
zogen Hannover freilich) nur wenig und indireft in Mitleidenichaft, 
und mer nur auf jeinen Geldbeutel jah, mochte fich glücklich 
preilen, daß die völlige Wehrlofigfeit diejes vom Hauche der Neu- 
zeit noch unberührten Staatswejens es vor der Rache des Korjen 


ihügte, die damals das in den Staub getretene Preußen traf. 
1* 





4 L Kapitel 


Mit dem größten Zeile Hannovers trat 1807 auch die Graf- 
ſchaft Hoya unter die unmittelbare Herrichaft des franzöftichen 
Kaiſers. Berglihen mit Preußen befand man fich bier mirt- 
ichaftlic” noch immer in günftiger Lage. Bald aber machten fidh 
die finanziellen und militäriichen Bedürfnifie des neuen Weltreiches 
immer fühlbarer geltend. Bon Jahr zu Jahr wurde die Steuer- 
ſchraube feiter angezogen und der neue Blutzoll der Konſkription 
unerbittlich eingefordert. Da gingen aud) die Einkünfte der Pfarre 
zu Seiligenfelde allmählih zurüd, die Sparpfennige und das 
Kapital mußten angegriffen werden, und die Familie fam aus den 
Geldverlegenheiten nicht mehr heraus. 

Dazu traf den alternden Pfarrer manch drüdendes häus- 
lies Ungemadh. Die ältefte Tochter Charlotte heiratete 1799 
den Paſtor Peters zu Elsdorf. Wenige Fahre darauf fehrte fie 
als mittelloje Witwe mit drei Kindern ins Elternhaus zurüd, 
deren Berjorgung nun gleichfalls den Eltern zur Laſt fiel. Bei 
weiten jchwerer zu tragen war aber das unbeilbare Seelen- 
und Nervenleiden, dem die umglüdlide Yrau, wohl infolge 
des ſchweren Schidjalsichlages, der fie getroffen, verfiel. Es 
äußerte ſich in fteter Aufregung und Unruhe, die Unfrieden 
und Mißſtimmung ins Haus bradıten. Leidlich ging es dem 
älteften Sohne Karl, der Theologie ftudierte und, nachdem er 
einige ‚jahre hindurch Prinzenerzieher beim Grafen Bentheim- 
Tedlenburg zu Rheda gemejen war, die Fleine hannöverjche Pfarre 
Heiligenroda erhielt, die ihn und feine Familie fümmerlich nährte. 
Der zweite Sohn Anton wurde Kabinettsjefretär beim Fürften 
Nienburg zu Meerholz. Im Jaäahre 1818 rüdfichtslos und ohne 
Grund entlaſſen, verbitterte er fi) und den Seinen durch un— 
fruchtbares, thatenlojes Klagen das Dajein und fonnte nur mit 
Mühe, insbejondere dur die männlichen Troftworte und Er- 
mahnungen jeines jüngften Bruders David, dazu bewogen werden, 
fih einen anderen Erwerb zu ſuchen. — Der dritte Sohn 
Adolf wurde zu feinem Unglüde gleichfalls Theologe. Von un- 
rubigem, aber ziellojem Schaffensprang erfüllt, ein, wie er fi 
jelbit nannte, jpefulativer grübleriicher Kopf, fand er weder in 
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ſeiner Wiſſenſchaft noch in feinem geiſtlichen Berufe die gewünſchte 
Befriedigung. Er wurde 1814 Adjunkt bei feinem Pater, den 
zunehmende Altersgebrechen mehr und mehr nötigten, fic) vom 
Amte zurüczuziehen, heiratete als jolcher und lebte mit jeiner 
vortrefflichen, aber fränflichen Frau in wirtichaftlicher Abhängig- 
feit vom Bater auf dem Pfarrhofe zu Heiligenfelde. Obwohl 
aud er ein treuer und liebevoller Sohn war, fo hatte diejes Ver— 
bältnis doc) vieles Unzuträgliche an fid) und befriedigte niemanden. 
Als er dann nad) des PVaterd Tode nicht zu deſſen Nachfolger 
bejtimmt, jondern zuerit auf die Hungerpfarre Diepholz und von 
da nach Leeſe verjegt wurde, hatte er mit dem firchlichen Be- 
fenntnis innerlich bereits gebrochen, ohne doch, mit fich ſelbſt, der 
Menjchheit und der Borjehung zerfallen und hadernd, die Energie 
zum Aufgeben des nährenden, jedoch ihm zur Lüge gewordenen 
geiftlichen Amtes zu finden. Seine Briefe zeugen von entjelichen, 
aber unfruchtbaren Seelenqualen. Der unglüdlihe Mann erlag 
ihnen nad vielen Jahren herben Siechtums in völliger Geiftes- 
umnadtung. Seinen alten Eltern hat er den Schmerz eines Ein- 
blids in fein zerjtörtes Scelenleben zu eriparen gewußt; mur der 
jüngite Bruder David wurde der Vertraute jeiner Schmerzen und 
Xeiden. Diejer hat denn auch bis zulegt, joweit pefuniäre Bei- 
hilfe es vermochte, die Yage des Unglüdlichen und völlig Mittel: 
Iojen zu lindern geſucht. 

So famen denn aud) für das Pfarrhaus in Heiligenfelde die 
Tage, von denen es heißt, fie gefallen uns nicht. Wie der alte 
Eberhard Ludwig dieſe fortgejegte herbe Prüfungszeit ertrug, 
wiſſen wir nicht recht; vielleicht hinderte ihn der verhältnismäßig 
frühe Verfall jeiner Kräfte, die Lage der Dinge jedesmal voll zu 
erfennen. Herrlich bewährte fidy aber gerade in dieſer Zeit die 
unvermwüftliche Friſche, Elajtizität und SHeiterfeit jeiner Lebens- 
gefährtin Amalie. Während von der Hand Eberhards aus den 
legten zehn Jahren nur wenige furze Zeilen vorliegen, jo ge 
währen zablreihe Briefe Amaliens an ihren Sohn David einen 
vollen Einblid in das goldene Gemüt diejer findlic naiven und 
doc; ehrmwürdigen Greifin. Ganz entichieden hat fie auf Die 
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geiftige Entwidelung und Charafterausbildung ihres jüngften 
Sohnes David einen unvergleichlidy viel größeren Einfluß geübt, 
als ihr Gemahl. — Wenn fie mit einer der hervorragenden all: 
befannten deutſchen zFrauengeftalten verglichen werden joll, jo ift 
es Frau Rat Goethe, deren Züge dem Bilde der Frau Pfarrer 
Hanfemanın am meiften gleichen. Feſtes Gottvertrauen, innige 
Herzensgüte und die glüdliche Gabe, an der Laſt böler Tage 
nicht allzu fchwer zu tragen, weil die Hoffnung auf eine Wendung 
zum Befjeren nie erftarb, dazu eine herzliche Freude an allem 
Schönen und Guten, das im Verlauf eines langen Lebens ihr 
entgegentrat, bildeten die Elemente ihres im vollen Sinne liebens- 
würdigen Weſens. iner brieflichen Klage darüber, daß fie und 
ihr Mann noch in hohem Alter ftetS mit Geldjorgen zu fämpfen 
hätten, fügte fie die Worte hinzu: „Wir find aber darum nicht 
weniger heiter und brummen nicht.“ Aufgeichlofien und mitteil- 
ſam, mit reichen ®eiftesgaben ausgejtattet, aller Verſchwommenheit 
und Myftif abhold, Far im Denfen und Gmpfinden, mußte 
fie ihre Umgebung auch durc ein vortreffliches Erzählertalent zu 
erfreuen und zu unterhalten. Für ihre Perjon in jeltenem Maße 
bedürfnis- und anfpruchslos, legte fie auf ihre Kleidung und 
äußere Haltung nur geringen und mit zunehmendem Alter, wie 
ihre erwachjenen Kinder oft flagten, immer geringeren Wert, jo 
daß ſie fih manche leife Mahnung, der äußeren Würde ihrer 
Stellung und ihres Haujes mehr eingedenf zu jein, gefallen Lafjen 
mußte. Sie war ſtets bereit, ihren beften Staat dem hilfsbedürftigen 
Nächiten fortzugeben und fich jelbjt mit dem Alfernotdürftigften 
zu begnügen. Ihre Frömmigkeit war echt und unverfälicht. 
Wohl und Wehe der Kinder trug fie unausgejegt auf fürbittendem 
Herzen. In den Äußerungen ihres religiöjen Gefühles und den 
Ermahnungen, mit welchen fie den Lebensweg auch der erwachjenen 
Kinder, insbejondere ihres Lieblings David, ihres Benjamins, wie 
fie ihn zu nennen pflegte, begleitete, zeigte fie fich oft ganz als 
Kind ihres rationaliftiich gerichteten Zeitalters; jo wenn fie 3. 8. 
den Hauptnachdrud auf die Befolgung „der moralifchen Lehren 
Jeſu“ Tegte, welche die irdifche und himmliſche Glückſeligkeit ver: 
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bürge. Doch war ihr, der lutheriſchen Paſtorsfrau, der bibliſche 
Offenbarungsglaube ein reicher und tröſtlicher Schatz, der eigent— 
liche Grund, in dem die unerſchütterliche Heiterkeit ihres Gemütes 
wurzelte; ihn als teures Vermächtnis den Kindern ungeſchmälert 
zu vererben, blieb bis zulegt eine ihrer angelegentlichiten Sorgen. 
Als ihr jüngjter Sohn David bereits auf eigenen Füßen ftand 
und jein Beruf als Handlungsreifender ihn längere Zeit hindurd) 
zu einer unfteten Lebensweiſe zwang, fürdhtete fie, dieſe fönne ihn 
dem Glauben und Gebete entfremden. Im Jahre 1812 bat fie 
ihn, nie ohne das Neue Tejtament eine Reiſe anzutreten, und 
fügte hinzu: „Ich werde nicht müde werden, mein innigft geliebter 
David, bei der großen Gefahr, darin Du bei Deinem Berufe 
lebejt, ein Wort der mütterlihen Sorgen für Deine Seele mit 
einfließen zu laflen;“ und im jelben Jahre jchrieb fie ihm: „Deine 
toleranten Grundſätze find recht gut, nur mußt Du fuchen in 
Glauben und AZuverficht auf Gott feft zu jein.“ Immer wieder 
beunruhigt fie der Gedanke, daß ihr Xiebling fi) von dem 
Glauben der Väter abwenden könne. „Du baft nun bejondere 
Urſache, mein beſter David,“ heißt es in einem Briefe von 1815, 
„über Did) zu wachen. Gewöhne Dich, mein Sohn, Dir jeden 
Abend jelbit Nechenichaft über Dein Empfinden, Denfen und 
Handeln zu geben, das befte Mittel, auch im Geräujche der Welt 
ein guter Menſch zu fein und zu bleiben. Wandle unter den 
Augen Gottes, unter dem Einfluß der reinen Lehre Jeſu und die 
Welt wird Dir nicht jchaden. Unjere Wünſche und Gebete werden 
Dich allenthalben begleiten.” in jchlichtes aber beredtes Zeugnis 
inniger Wutterliebe ift ein Brief der 72jährigen Frau an den 
nunmehr 32 Jahre alten Sohn. Er war veranlaft durch die 
Wahrnehmung, daß er freifinnigen Anjchauungen über Kirche und 
Religion doch in höherem Maße huldige, als fie es billigen fonnte. 
„Roh danke ih Dir, mein geliebter David,“ jchrieb fic am 
5. Ditober 1822, „für Deinen jchönen Beſuch. Gott jegne Did) 
für Deine unveränderliche kindliche Liebe. Aber welche Freude 
it ohne Domen! Es betrübt mid), daß ich hörte, wie Du von 
dem Geift der Zeit angejtedt biſt. Ein denfender freier Geift 
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muß fih davon nicht fortreißen laſſen. Man will jebo feine 
Dffenbarung ... Mein Sohn, mein geliebter David! Jeſus 
fagt, nicht alle, die zu mir Herr jagen, jondern die den Willen 
meines Baterd im Himmel thun, werben jelig. Dies tröftet 
mich einigermaßen wegen Deiner jeßigen Meinungen. Denn 
Du bift ein redliher Mann; aber Dankbarkeit iſt auch eine 
Tugend und die vergiß nicht gegen den größten Wohlthäter der 
Menſchen, dem Du jo viele edle Grundſätze verdanfft. Belonders 
ſprich nicht profan über dasjenige der heiligen Schrift, was mir 
nicht begreifen fünnen. Wir fönnen uns ja jelbft und vieles in 
der Natur nicht begreifen, wie wollen wir armen blinden Wichter 
denn bejtimmen, wie Gott nach feiner Weisheit handeln jollte. 
Wir wollen uns aljo, mein David, aller voreiligen Urteile be- 
geben, bis wir zu dem Unfichtbaren, Emigen gelangen. Mein 
David, ich drüde Dich jegnend an mein Herz... Ewig, 
mein geliebter Sohn, Deine treue Mutter Amalie Hanjemann.“ 
Es gelang David in jeiner Antwort die Beſorgniſſe der Mutter 
einigermaßen zu verjcheuchen. „Dein Brief vom 28. Dezember”, 
jchrieb fie ihm einige Zeit darauf, „ein Abdruck Deiner braven 
Gefinnungen, hat mir viel Freude gemacht, auch wegen Deiner 
religiöjen Gefinnungen ziemlich beruhigt und ich zweifle nicht, dat; 
der Vorhang, der Dir das Göttliche, Herrliche und hohe Gewiſſe 
der Difenbarung verdunfelt, noch vor Deiner jchönen Seele ver: 
ſchwindet.“ 

So war denn dieſe vortreffliche Frau die Seele des Hauſes, 
in dem David Hanſemann aufwuchs. Unverkennbar hat er einige 
Eigenſchaften von ihr geerbt: Klarheit des Geiſtes, wohlwollende, 
menſchenfreundliche Geſinnung, ſchlichtes Weſen und wohl auch die 
Gleichgültigleit gegen den Eindruck der äußeren Erſcheinung, eine 
gewiſſe Ungeniertheit und Nachläſſigkeit in Haltung und Kleidung. 

Über Hanjemanns Kindheit hat fich Genaueres nicht er- 
mitteln lajjen. In feinem vierten Lebensjahre fiedelte die Familie 
von Finkenwerder nach Heiligenfelde über. Dort blieb er bis 
zum 14. Jahre. Unterricht erhielt er zunächjt in der Dorfichule, 
dann vom Vater und gelegentlich von den älteren Brüdern. Einen 
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bejonderen Xerneifer joll er als Knabe nicht gezeigt haben. Db 
diefer Umjtand, ob die Erfenntnis jeiner eminent praftijchen Be- 
gabung oder ob ökonomiſche Rüdfichten den Vater, der für drei 
Söhne die Kojten des Univerfitätsftudiums bejtritt, bewogen, den 
jüngiten Sohn Kaufmann werden zu lafjen, fteht nicht feſt. Doch 
wird fi aus den im Pfarrhauſe vorwaltenden Intereſſen und 
aus dem Ideenkreiſe jeiner Inſaſſen auf das lettgenannte Motiv 
ichließen lafien. Es galt wohl auch dort, wie in jo vielen länd— 
lichen Pfarrhäujern, die, abgelegen vom großen Berfehr, dem 
wirtichaftlihen Leben der Nation völlig fern jtehen und von 
anderen Berufsarten höchitens die Yandmwirtichaft aus eigener An- 
ihauung fennen lernen, für jelbitverftändlid, daß die Söhne 
ftudierten. Auch war die Möglichkeit, eine umfafjende weltmännijche 
Bildung außerhalb der Univerfität zu gewinnen, damals eine jo 
beichränfte und anderſeits die Überjchägung der gelehrten Berufs- 
arten in jenem Zeitalter, da lediglich willenjchaftliche, litterariſche 
und äfthetiiche Intereſſen den gebildeten deutichen Mittelftand be- 
ichäftigten, eine jo allgemeine, daß der Entſchluß, jeinen Sohn 
nicht ftudieren zu laſſen, jeden afademijch gebildeten Vater eine 
harte Selbjtüberwindung foftete und in der Regel nur zwingende 
äußere Umjtände ihn veranlafjen fonnten. Nach der Meinung 
iehr vieler bedeutete der Verzicht auf das Studium das Herab- 
jteigen in eine niedrigere joziale Schichte. So wird man aud in 
Heiligenfelde gedacht haben. Nie fam man hier aus dem ber- 
gebrachten Gleife ererbter und anerzogener Anjchauungen heraus. 
Bon den mweltbewegenden Ereignijien hörte man in Heiligenfelde 
jelten und wenig, und, nicht direft durch fie betroffen, intereffierte 
man fi für fie aucd nicht im geringjten. Wie in dem alten 
Hannover überhaupt, fo führte man auf dem ftillen Pfarrhofe 
erft recht eim gänzlich umpolitifches, rein ſoziales Leben. Die 
Intereſſen gingen nicht über den reis deſſen hinaus, was die 
Familie, die Nachbarn, das Amt und gelegentlich der wiſſenſchaft— 
liche oder litterarifche Büchermarft an Arbeit, Sorgen und An- 
regung darboten. 

Es ift für die Beurteilung der Entwidelung eines Staats- 
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mannes von einer jo völligen, ja leidenjchaftlicden Hingebung an 
die Intereſſen der Allgemeinheit, wie Hanjemann, doch von hoher 
Bedeutung, wenn man fich einmal vergegenmwärtigt, welche politifche 
Luft ihn mährend feiner Kinderjahre ummehte, in welcher Art 
von Staatsweſen er aufwuchs. 

Das Gebiet, welches bis zum Zujammenbrud) des alten Reiches 
als Kurfürftentum Hannover bezeichnet wurde, war ein onglomerat 
von fieben verjchiedenen Territorien, die nur loje durch das unficht- 
bare Band eines außer Landes, in England, weilenden Monarchen 
zufammengehalten waren. Ein geichlojiener Adelsitand führte als 
erbliches Privilegium die Regierung, bejegte in Armee und Ber- 
mwaltung alle hohen und einflußgreichen Boten und duldete den 
gebildeten Mittelitand nur joweit in jubalternen Stellungen neben 
fi, als ihn deſſen techniiche und wiſſenſchaftliche Kenntnifje unent- 
behrlich machten. Ein jelbjtändiges Anjehen behauptete neben dem 
Adel nur noch die Iutherifche Geiftlichfeit. Die Städte, an Zahl 
geringer als in dem meijten anderen deutichen Landen, bis auf 
die Hauptitadt Hannover und die mit Recht berühmte Univerfitäts- 
jtadt Göttingen, in der aber fat nur Ausländer lehrten, flein und 
unbedeutend, jpielten eine völlig untergeordnete Rolle. Die Land- 
wirtfchaft bildete den einzigen Erwerbszweig; Handel und Induſtrie 
genügten gerade den primitivften Bedürfniſſen menjchlichen Zu- 
jammenlebens. Das NAdelsregiment zeigte fi) völlig unfähig, 
jchlummernde Kräfte zu weden, die Leiftungsfähigfeit von Re- 
gierenden und Regierten auf einen höheren Grad zu jpannen. 
Ängſtlich ging es jeder Neuerung aus dem Wege; feine „Ombrage“ 
zu machen, war einer der oberjten Grundjäge jeiner politijchen 
Weisheit. Im übrigen zeigte es ſich milde und wohlwollend, jo- 
weit nicht die jchläfrige Ruhe geitört wurde oder ein vermefjener 
Ehrgeiz jemanden aus den unteren Ständen dazu trieb, jeine 
Hand nad) der verbotenen Frucht politifcher oder jozialer Neuerungen 
auszuftreden. Ein jolcher Zuftand mußte eine Staatsgefinnung 
in Hannover jo gut wie unmöglich machen. Auch die Fremd: 
herrſchaft brachte hier zunächft noch feinen Wechjel der Stimmung 
und der Anjchauungen hervor. 
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Nur die Betrachtung diejer Verhältniffe erklärt es, daB auch 
in Heiligenfelde bis zum Jahre 1814 feinerlei patriotifche Regung, 
fein Abſcheu vor der Fremdherrichaft den DunjtfreiS rein privater, 
im beften Falle humanitärer und religiöjer Intereſſen durchbrach. 
Völlig unbefangen, als ob es gar nicht anders fein fönnte, ſprechen 
die Heiligenfelder, aud) Hanſemanns vortreffliche Mutter, von 
„ihrem“ Sailer und von „ihren“ Truppen, wenn fie Napoleon 
und die Franzojen meinen. Von irgend welcher Vorliebe für die 
Franzojen war man natürlich erft recht weit entfernt. Aber jelbft 
das ungeheuere Ringen des Yahres 1813 ging, da man zufällig 
in Heiligenfelde von Truppendurdhmärjchen verjchont blieb, an den 
ftillen Leuten vorüber, ohne lebendigere Teilnahme zu erwecken. 
Man ftaunt, jelbft wenn man alles vorftehend Gefagte in Rechnung 
zieht, doch vor der Wahrnehmung, daß in der recht umfangreichen 
KRorreipondenz Hanjemanns mit jeinen nächiten Angehörigen und 
in den oft langen an ihn gerichteten Briefen aus der Zeit 
der Befreiungsfriege faft nie auf die gewaltigen Zeitereigniffe 
Bezug genommen wird, und wo es einmal geichieht, die Brief- 
jchreiber von ihmen nur wie von meit abgelegenen, fremden An— 
gelegenheiten reden. Erft das Jahr 1814 brachte ruſſiſche, 
däniiche und hannöverſche Einquartierung. In wie weit dieſes 
Jahr die Stimmung beeinflußte, werden wir fpäter ſehen. — 

Wir erfennen, daß Hanſemann der Erziehung im Vaterhauje 
wohl manche menschlich Schöne Eigenichaften, vor allem die Grund- 
lagen eines moraliſch gefeitigten Charafters zu danfen hatte, nicht 
aber das, was ihm jpäter jeine Bedeutung geben und fein 
innerjtes Wejen ausmachen follte, den politifchen Sinn und die 
Hingabe an das allgemeine Wohl. Die Keime zu dieſer Ent- 
widelung find erft außerhalb des Vaterhaujes, im Getriebe der 
Welt, in die er mit dem 14. Jahre binaustrat, in ihn gelegt 
worden. 

Nachdem es entichieven worden, daß Hanjemann Kaufmann 
werden jolle, war für die Wahl des Ortes, in dem er den Handel 
erlernen jollte, der Umjtand maßgebend, daß der ältefte Bruder 
Karl damals als Prinzenerzieher im Schloffe des Grafen Bentheim- 
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Tedlenburg zu Rheda lebte. So trat denn Hanjemann i. %. 
1804 in das Detailgeihäft der Gebrüder Ferdinand und Daniel 
Schwenger zu Rheda als Handlungslehrling ein. Die Feine Stadt 
(im heutigen NRegierungsbezirf Minden), die jet gegen 3000 
Einwohner zählt, war, damals noch unbedeutender und meltabge- 
ſchiedener. Die öffentlichen Intereſſen drehten fich vor allem um 
das, was die bald darauf mebdiatifierte gräfliche Herrichaft auf 
dem Schlofje trieb, zu der man aus alter Gewohnheit und Treue 
in einem Bietätsverhältnifje verharrte und deren vornehme Hofe 
haltung gewiß noch jo mandyem Bürger eine Duelle von Nahrung 
und Verdienſt blieb. So fonnte das Leben diejer Stadt an fidh 
den Ideen- und Snterefjenfreis des Knaben nur wenig erweitern. 
Um jo mehr wird es die Berufsarbeit gethan haben. Ein größeres 
Detailgejchäft auch in einer fleinen Stadt, wie das Schwengerjche 
in Rheda, das die Landbemohner ringsum mit allen Bedarfs- 
artifeln verjorgt, die nicht auf dem Lande jelbjt erzeugt werben 
fönnen, birgt ja oft ein jehr reges Leben in fi. Einem ftreb- 
jamen jungen Kaufmanne, der unter rechter Leitung fteht, ermög- 
licht es, danf der PVieljeitigfeit der Gejchäfte, eine ausgebreitete 
Warenfenntnis auf den verjchiedenften Gebieten. Beide Voraus— 
jegungen trafen bier zu. 

Zwiſchen dem einen Chef des Haujes, Ferdinand Schwenger 
(geb. 1764, 71836), der jelbit finderlos war, und dem lerneifrigen 
fleißigen Lehrling, vor dem fich bier eine ganz neue Welt auf- 
that, bildete fich bald ein jchönes Verhältnis gegenfeitiger Wert- 
Ihägung, Achtung und bald auch Freundſchaft, die bis weit in 
die Mannesjahre Hanjemanns fortdauerte. Das hatte dann nod) 
eine weitere für Hanſemann bedeutungsvolle Folge. In der 
guten alten Zeit pflegte der Lehrling nicht nur für die eigentlichen 
Handelsgeichäfte ſeines Lehrherrn zu arbeiten, jondern er mußte 
aud allerhand andere, mit dem Gejchäft in feiner oder nur lojer 
Beziehung jtehende Hantierungen, perjönliche Dienftleiftungen aller 
Art für den Chef, verrichten. Nun traf es ſich gut, daß Schwenger 
als der angejehenfte Bürger Rhedas, nad) der Errichtung des 
Sroßherzogtums Berg zum Maire des Drtes bejtellt wurde und 
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fih für feine mannigfaltigen Amtsgeichäfte der Hilfe feines ſprach— 
kundigen Lehrlings Hanjemann bediente. 

Der wichtigſte Zeil der VBermaltungsarbeit bejtand in der 
Repartition der Steuern, der Führung der Steuerrollen und ber 
fortwährenden Berichterftattung an den Präfekten des Departements. 
Die Bücher und die Korrefpondenz mußten aber franzöfiich geführt 
werden. So fand Hanjemann etwa zwei Jahre nad) jeinem Ein- 
tritt in das Schwengeriche Gejchäft eine jehr günftige Gelegenheit 
zur praftiichen Bethätigung und Vervollkommnung jeiner Sprad)- 
fenntniffe. Vor allem aber gewann er Einblid in die Organijation 
der Verwaltung, und es mußte für ihn von nicht zu unterjchägender 
Bedeutung fein, daß es gerade das jchlagfertige, nüchterne, zweck— 
mäßige napoleonifche Syftem war, das der Jüngling bei jeiner 
erften Beichäftigung mit öffentlichen Angelegenheiten fennen lernte 
und das jeinen erften politifchen Gedanken Inhalt und Richtung 
gab. Wie weit er im einzelnen durch dieſe berufsmäßige Be- 
Ihäftigung mit Verwaltungsfragen in Anſpruch genommen wurde, 
ift nicht befannt. Wir werden aber nicht zweifeln dürfen, daß er 
bei der angeborenen Neigung zu gründlicher und ſyſtematiſcher 
Behandlung alles dejien, was fein Intereſſe erregte, ſchon damals 
die Grundlagen zu dem reichen Schatz vermwaltungstechniicher 
Kenntniffe und zu dem ficheren Urteil über alle einjchlägigen 
Fragen legte, die ihn jpäter auszeichneten. Er jelbjt hat es be- 
zeugt, daß er jeiner Thätigfeit als Sefretär des Maires von Rheda 
für feine politifche Bildung viel zu danfen habe. — 

Aber aucd in jeder anderen Beziehung mußte der Jüngling 
jeine LZehrjahre zu Rheda in trefflicher Weile zu nutzen. Wohl 
von vornherein war es in Ausficht genommen, daß Karl den in 
Heiligenfelde begonnenen Unterricht Davids in Rheda nadı Mög- 
fichfeit fortjegen jollte. Es ift ein ebenjo ehrenvolles Zeugnis des 
wahrhaft liebevollen VBerhältnifjes der Brüder zu einander wie ein 
Beweis ihrer außerordentlichen Pflichttreue und Energie, daß 
beide, während der Tagesftunden durch berufliche Verpflichtungen 
vollauf beichäftigt, ihre nächtlide Ruhe verkürzten, um die jo 
notwendige Fortſetzung des Unterrichts zu ermöglichen. Ehe es 
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tagte, um vier Uhr morgens, jtellte fi) David auf dem Schlofje 
ein, um zwei Stunden mit dem treuen Bruder zu arbeiten, der bereits 
um ſechs Uhr den gräflichen Kindern zur Verfügung ftehen mußte. 
Davids frühere Unluft zum Lernen batte fi) in ihr gerabes 
Gegenteil verwandelt. Nach einiger Zeit jehte er die Studien 
auf eigene Hand jelbitändig fort. Er überjegte jchriftlich ganze 
Romane und Memoiren aus dem Franzöfiichen, Engliichen und 
Italieniſchen; er ftellte Wörterverzeichniffe und grammatifalijche 
Regeln, ja eine zwei ftarfe Duartbände füllende Erdbeſchreibung 
zufammen, für die er die Notizen mehreren geographiichen Hand: 
büchern entnahm, und in der, den Zeitverhältniffen entiprechend, 
das franzöfiiche Weltreich den breiteftten Raum einnahm. 
Beicheiden wie jeine Bezüge — von Hauje 30— 40 Thaler, vom 
Prinzipal Naturalien im Werte von 20—35 Thalern und ein 
Louisdor (5 Thaler) als Neujahrsgeſchenk — waren jeine Bedürfniffe. 
Die von Anfang an mit peinlicher Genauigfeit geführten Bücher 
Hanfemanns weiſen neben den Ausgaben für den gewöhnlichen 
Lebensunterhalt nur jelten andere Poſten auf. Die größte Aus: 
gabe verurjachte der jährliche Beſuch in der Heimat; jonft finden 
ſich gelegentlich ein Bejucd in der Komödie, ein Konzert, „Entree 
die unfichtbare Jungfrau bey Palatini zu jehen“, Feine Gaben für 
den Klingbeutel, Bücher und einmal „Beym Baden getrunfener 
Mein“. Doc wußte er Später feinen Bermögensverhältniffen 
durch ein in verjchiedenen Artikeln, insbejondere Stahlfedern, 
jelbftändig betriebenes Nebengeichäft aufzuhelfen, deſſen Ertrag 
er jedoch in gemillenhaftejter Weije fapitalifierte und nur jelten 
für die laufenden Bedürfniſſe angrif. Mit Stahlfedern, einem 
damals noch raren und Foftbaren Artikel, jcheint er auch einen 
Buchhändler und Buchbinder in Gütersloh, von dem er und jein 
PBrinzipal leihmeile Bücher bezogen, befriedigt zu haben. Er las 
viel und eifrig. Auch die deutjche, ſchöne Litteratur trat in feinen 
Gefichtöfreis, wenn fie auch jeiner ganzen Veranlagung und jeinen 
vorwaltenden Intereſſen nad) für ihnniemals die Bedeutung gewann, 
wie biftorijche, politiiche, ſtaats- und volfSwirtichaftliche Schriften. 
Für Schiller trat er einige Jahre, jpäter jeiner Stiefichweiter 
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Charlotte Peters gegenüber ein, die zwar die Glode, die Würde der 
Frauen und andere Gedichte einzig Ichön fand, aber doch im ganzen 
über den Dichter jagte: „Der Mann ift doch nicht jo, wie ich ihn haben 
möchte.” Was Hanjemann anzog und auf jeine Schweiter in 
Heiligenfelde feinen Eindrud machte, war weniger der dichteriiche 
Wert von Schillers Schöpfungen als die Kraft jeiner vater- 
ländiichen Gefinnung. 

Ein bheiterer, unverdorbener, anjpruchslojer Sinn, eijerner 
Fleiß, treue Pflichterfüllung gepaart mit lebhafter Lernbegier, die 
ihn zu gemwijienhafter Verwertung aller fi) darbietenden Bildungs: 
mittel drängten, dazu ein wohlmollendes, freundliches, fich offen 
mitteilende8 Gemüt find die Züge, welche fi zu dem Bilde 
des Jünglings während jeiner fünfjährigen Lehrzeit in Rheda 
vereinigen. Außer dem Schwengerichen Hauje trat er der Familie 
der vermwitweten Baftorin Bedhaus, der Schwägerin jeines Chefs, 
bei der er während der leßten Zeit wohnte, bejonders nahe. Schon 
damals war er der alleinjtehenden Frau ein treuer Freund und 
Ratgeber und blieb auch jpäter mit ihr in reger Korreipondenz. 
Ihre Kinder waren ihm, der es veritand, auf ihre Fleinen 
Wünſche und Sorgen einzugehen, in jchwärmerijcher Liebe zugethan. 
Der älteiten Tochter Luije gab er jelbit den erften Unterricht, für 
den fie ihm immer dankbar blieb, und machte auf das empfängliche 
Kindergemüt einen unauslöſchlichen Eindrud. Hanjemanns jpätere 
wiederholte Bejuche reiften in dem zur Jungfrau heranwachſenden 
Mädchen eine tiefe bleibende Neigung zu ihrem eriten Lehrer, die 
fi) nad Jahren in das herzlichite Freundicyaftsverhältnis wandelte. 
Sie hat fpäter oft in Danjemanns Haufe in Aachen als Gajt 
gemeilt und jeiner Gattin bei der Erziehung der Kinder geholfen. 
Sie ift unverheiratet geftorben. 

Nach fünf Jahren ſah ſich Hanjemann, der nun über einige 
Thaler eigen erworbenen und eriparten Geldes verfügte, nad) 
einer anderen Stellung um. 

Sein Chef gab ihm am 3. Yuli 1809 das Zeugnis, daß er 
jeit 1804 treu und fleißig bei ihm als Handlungslehrling ge- 
arbeitet habe, daß er nicht unbedeutende Keuntniſſe im Englijchen 
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und Franzöfiichen befie und auch etwas italienifch verjtehe. 
Schwenger lobte feine fittlihe Führung wie feinen Lerneifer und 
erflärte, ihn jedem Hauje beftens empfehlen zu Fönnen. Hanjemanns 
Blide wandten ſich nad) den weitfälifchen und rheinischen Induſtrie— 
gebieten, die am meilten Ausfihten zum Vorwärtsfommen als 
Kaufmann boten. Zunächſt erlebte er die Enttäufchung, daß er 
von dem Befiger einer großen Tud und Wollfabrif in Montjoie, 
% 9. Elbers, wegen zu großer Jugend und Unerfahrenheit zurüd- 
gewiejen wurde. Erſt im folgenden Fahre 1810 fam ein Vertrag 
mit Elbers zuftande, der ihn als Comptoiriſten und Reijenden auf vier 
Fahre gegen freie Wohnung und Beköftigung mit einem Anfangs: 
gehalt von 250 Thalern in feine Dienfte nahm. Am 31. Dftober 
1810 traf Hanjemanı, nunmehr zwanzigjährig, in Montjoie ein. 
Auf die Yehrjahre folgten im wirklichen Sinne des Wortes fieben 
Wanderjahre, während weldyer er den größten Teil Mittel- 
europas aus eigener Anſchauung gründlich fennen lernenjollte. Leider 
trübte fich das Verhältnis zu dem neuen Chef jehr bald. Hanſe— 
manns heißeſtes Sehnen war es, jchnell auf eigenen Füßen zu 
itehen und die für eine jelbjtändige Etablierung erforderlichen 
Mittel zu gewinnen. Er hoffte daher als Reifender durch günftige 
Abichlüffe und hohen Umſatz das Vertrauen des Chefs jo jehr 
zu gewinnen, daß dieſer ſich möglichit bald zu vorteilhafteren 
Bedingungen für ihn veritehen werde. Daneben hatte es für ihn 
einen ummiderftehlichen Weiz, jelbitändig zu Ddisponieren, und er 
zweifelte nicht daran, daß feine Welt, Menſchen- und Waren: 
fenntniS ausgebreitet genug ſei, um jedesmal das Richtige zu 
treffen. Es tritt hierbei eine Cigenjchaft zu QTage, welcher er 
jpäter einen großen Zeil jeiner Erfolge verdanfte, die jedoch 
oft auch jeinen näheren Freunden den Umgang mit ihm erſchwerte: 
das Gefühl, auf Grund einer überlegenen Einfiht und einer un- 
jträflichen Abficht feinen Willen unbedingt durchſetzen zu müffen. 
Stets hat Hanjemann auf den Gebieten, in denen er feine Meifter- 
Ihaft fühlte, Alleinherricher fein wollen, wie alle, die ein jtarfer 
Wille über die andern hinaushebt. Da war es ihm denn eine 
herbe Enttäufchung, aber wohl audy eine gute Lehre und Schulung, 
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daß jein Prinzipal ihm feineswegs ein über das Notwendige 
binausgehendes Vertrauen jchenfte, jondern vielmehr jeine Dis- 
pofitionsfähigfeit bejchränfte und ihn vielleicht zu ängſtlich an gemeſſene 
Inſtruktionen und Weifungen band. Hanjemann war tief unglücklich; 
er glaubte fich ungerecht behandelt, zumal einige gegen Elbers' 
Willen abgeichlofjene Gejchäfte gut einfchlugen, während freilich die 
Zwedmäßigfeit anderer ftrittig blieb. Am Tiebften hätte er das 
Verhältnis zu Elbers noch vor Ablauf der Fontraftlichen vier 
Jahre gelöft. Es fam wiederholt zu gereizten Auseinanderjegungen, 
Ichriftlihen wie mündlichen, insbefondere als Hanjemanns aus- 
drüdlicdye Bitte um eine erweiterte Vollmacht als Handlungsreijender 
rundweg abgeichlagen wurde und Elbers wiederum in Fleinlicher, 
fränfender Weile um die Kurfoften für eine Erfranfung feilichte, 
die Hanſemaun fid) auf einer bejchwerlichen Reife im Dienfte des 
Chefs zugezogen hatte. Zeitweilig bejlerte fich ihr Verhältnis, 
meil Elbers jchließlich den Wert einer jo tüchtigen Arbeitskraft 
erfannte und fie fich über den bedungenen Termin hinaus erhalten 
wollte. Er gejtattete Hanjemann Aufträge auch für andere Häufer 
zu übernehmen, deren Intereſſen mit den jeinigen nicht follidierten. 
Der Kontraft wurde jogar nach Ablauf der vier Jahre erneuert. 
Bald darauf fam es aber zum endgültigen Brud. Hanjemann 
entichloß fich, jelbftändiger Reifender zu werden. Im Mai 1815 
löjte er das Berbältnis zu Elbers. So wurde er, fünfundzwanzig 
Jahre alt, jein eigener Herr. 

Die vielen Belanntichaften, welche er auf den Reifen ange- 
knüpft hatte, verhalfen ihm bald zu genügenden Aufträgen. Doc) 
trat er nad) einiger Zeit wieder in ein näheres Verhältnis zu 
einem bejonderen Geichäft, H. Eller und Drth in Elberfeld. Das 
Reifen auf Provifion wurde aber mit der Zeit, da er natürlich 
möglichit viel Aufträge übernahm, jo angreifend und die unijtete, 
unrubige Lebensweiſe ohne bleibenden Wohnfig miderftrebte jeinem 
ordnungliebenden und für die ftillen Freuden eigener Häuslichfeit 
empfänglichen Sinne jo jehr, daß er jchon im folgenden Jahre 
1816 ernftlich den Plan ins Augefaßte, ein eigenes Kommiſſionsgeſchäft 
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waren, nämlich Wolle, Krapp, DI und Farbhölzer, zu gründen. 
Bon vielen Seiten wurde er ermuntert, fein Glüd zu verfuchen. 
Die Gejchäftsfreunde verjprachen, ihn mit Aufträgen und Em- 
pfehlungen zu unterftüßen. Anderſeits bot fich ihm die Ausficht, 
der Firma Eller und Orth als Afjoci& beizutreten. Ein Konflikt 
zwilchen den beiden Inhabern des Gejchäftes befchleunigte die 
Entſcheidung. Um in den Streit nicht hineingezogen zu werben, 
verließ er das Gejchäft, begleitet von den beften Wünfchen der 
badernden Prinzipale. Beide verſprachen, mit ihm in Gefchäfts- 
verbindung zu bleiben. 

Im September 1817 gelangte Hanjemann endlih an das 
Ziel feines Strebens. Unter den günftigften Ausfichten eröffnete 
er ein Kommiſſionsgeſchäft in Aachen. 

Es waren arbeitsreiche, anftrengende aber auch unruhige und 
darum wenig befriedigende Jahre, die hinter ihm lagen. Seit er 
Rheda im jahre 1810 verlafjen, war er einen großen, wenn nicht 
den größten Teil der Zeit auf Reifen gemejen. „Gewöhnlich mache 
ich,“ jchrieb er 1812, „des Frühjahrs eine Reife den Rhein hinauf, 
durch die Schweiz und fomme durch die Franche-Comté und Loth— 
ringen zurüd; im Sommer die Reife durch Brabant und im Spät- 
berbft diejelbe Tour wie im Frühjahr, nur nicht durch die Schweiz”. 
In den folgenden Jahren dehnten fich die Neifen noch meiter aus. 
Ganz Süddeutfchland, ein Teil von Dfterreich und Sachfen wurden 
in fie einbezogen. Xeider ift der größte Teil der aus jener Zeit 
erhaltenen Briefe Hanjemanns rein geichäftlicher Art. Aus den 
Antwortichreiben jeiner Eltern und Geſchwiſter ergiebt fich aber, 
daß er Natur, Menjchen und Berhältnifje offenen Auges anjchaute 
und auf den Reifen einen reichen Schat an Erfahrungen und Kennt- 
niffen jammelte. Seine Berichte nad) Haufe müffen anjchaulich und 
interejjant gemwejen jein. Mit Spannung wurden fie in Heiligen- 
jelde erwartet, ihr Eintreffen wie ein feftliches Ereignis begrüßt; 
nachdem fie gelejen waren, wurden fie den andern Familiengliedern 
zur Kenntnisnahme meitergejandt. Er eröffnete den Seinen in 
ihrer ſtillen Zurüdgezogenheit den Einblid in eine neue, fremde 
und größere Welt. Und mit welchem Jubel wurde der Weitge- 
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reifte, der jo viel erzählen fonnte, empfangen, wenn er ein- oder zwei- 
mal im Jahr zum Bejuch in die Heimat fam. Das Verhältnis 
zu allen Geſchwiſtern blieb herzlich wie zuvor, das zu den Eltern, 
insbejondere zur Mutter, behielt den Charakter inniger Liebe und 
aufrichtiger Ehrerbietung, wenn dieje auch durch das gemefjene „Sie“ 
der Anrede einen etwas formellen Ton in den brieflichen Verkehr 
brachte und eine größere Vertraulichfeit des Ausdrucks verbannte. 
Infolge feiner befcheidenen Anſprüche der Nahrungsjorgen ent- 
hoben, fonnte Hanjemann die Seinen oft durch mwillfommene Ge— 
ichenfe, wie Tuche, Kafchmire u. a. m. erfreuen. Gerührt danlte 
ihm die Mutter: „Du biſt und bleibft doch immer der brave Sohn, 
der im Geräujch und beftändigen Veränderungen die Anhänglichkeit 
an Eltern und Gefchwifter behält. Dafür werden auch dereinft 
Deine Kinder Dich lieben und an Dir hängen.“ Die größte Freude 
bereitete er ihr damit, daß er ſich etablierte und das unjtete Reije- 
leben aufgab, das ihr immer neue Bejorgnifje für Moral, Glauben 
und Gejundheit des Sohnes einflößte. Nun war er in ihren Augen 
der gemadhte Mann, während es jeinen älteren Brüdern noch immer 
nicht nach Wunſch geben wollte. „Sei Du doch glücklich!“ jchrieb 
fie ihm Ende 1817, „unjere drei älteften Söhne find es jeho 
nicht. Der gute Karl muß fich mit Nahrungsforgen plagen. Anton 
ift nicht zufrieden und Adolf hat faft immer eine franfe Frau.“ 
Seine Schwefter Charlotte, deren Knaben er Beinfleider und einen 
grünen Rod geichict hatte, fügte als Nadywort einen launigen Danf 
hinzu: „Durch Deine Güte find die fortgejegten Beine meiner 
Snaben nun neu überzogen. . . Was jo ein paar Hojen dem 
mütterlichen Herzen wohlthun und Ruhe geben, fann ich nicht be- 
ichreiben.“ . 

Aber auch Hanjemann war den Seinen in diejer Zeit zu be- 
jonderem Danfe verbunden. Mit dem Jahre 1810 wurde er 
fonjfriptionspflichtig. Die drüdendfte Forderung der Fremdbherrichaft 
an die Unterworfenen drohte unmittelbar an ihn heranzutreten und 
ihn aus feiner Karriere zu reißen. Er und die ganze Familie 
jchmwebten in größter Bejorgnis. Zwar wurden feine Dienjte 1810 
nicht gefordert und 1811 zog jein Bruder Karl bei der Loſung 
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für ihn eine hohe Nummer, jo daß er unter gewöhnlichen Ver— 
hältnifjen wohl hoffen konnte frei zu bleiben. Aber die unge- 
heueren Rüftungen für den ruffiichen Feldzug verlangten eine Mehr- 
aushebung von Rekruten und 1812 follte auch er marjchieren. 
Da blieb nichts anderes übrig als einen Stellvertreter mit 
dem Refte des väterlichen Vermögens zu faufen. Ein jolcher jtellte 
fi) denn aud) für die Summe von 200 Piltolen oder 4080 Franks, 
die ihm fontraftmäßig in Raten auszuzahlen waren. Die Be- 
ihaffung des Geldes fiel dem alten Paſtor jehr ichwer. Auch nad 
dem Zujammenbrud) der Fremdherrſchaft forderte der „Remplagant“ 
den Bezug der Raten, obwohl die NRechtsfrage jet ftrittig war, 
und es find ihm vom 10. März 1812 bis zum 28. Januar 1817, 
an welchem Tage er gegen jofortige Aushändigung einer größeren 
ZTeiljumme auf den Reit verzichtete, 754 Reichsthaler gezahlt 
worden. Hanjemann nahm diejes Opfer dankbar an, in der 
fiheren Hoffnung, es dereinft reichlich vergelten zu fünnen. Nach 
Eröffnung jeines eigenen Gejchäftes zahlte er allmählid) die Summe 
zurüd. Zum Entgelt aber für die ihm gewordene Hilfe in 
dringender Not nahm er Auguft Peters, den Sohn jeiner Schweiter 
Charlotte, zu fich, einen unentwidelten, fjtotternden und blöden 
Knaben, der bis dahin in Heiligenfelde erzogen worden war und 
deſſen Zukunft die Seinen mit banger Sorge erfüllt hatte. Hanſe— 
mann ließ jein Gebrechen jachgemäß behandeln, jorgte für guten 
Unterricht und förderte die geiftige und förperliche Entwidelung 
des Neffen jo weit, daß er ihn nach einiger Zeit in jein Comptoir 
aufnehmen fonnte. Hanjemann gewann in Auguft Peters einen 
pflichttreuen, zuverlälfigen Gebilfen, der in den jpäteren Jahren 
ſein vollites Vertrauen genoß und ihn bei jeiner häufigen Ab- 
wejenheit von Aachen jelbftändig im Gejchäft vertreten fonnte. 
Da Hanjemanns Briefe aus diejer Zeit nicht erhalten find, 
jo fehlt es leider auch an allen direften Außerungen von ihm 
jelbft, aus denen fich der Entwidelungsgang jeiner politiichen Ge— 
finnung und der Eindrud erfennen ließen, welchen die Ereignifje 
von 1812— 1815 auf ihn machten. Unzweifelhaft lernte er auf 
den Reifen, die ihn ja meift in die deutich-franzöfiichen Grenz- 
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gebiete führten, den Kriegszuftand aus eigener Anſchauung fennen. 
Es ift nun ſchon an ſich undenfbar, daß die Begeifterung der Zeit 
nicht auch ihn ergriffen haben jollte. Glücklicherweiſe liegt aber 
auch ein vollgültiges Zeugnis dafür vor, daß die patriotifche und 
nationale Gefinnung in ihm damals mädtig zum Durchbruch 
fam. a er trat mit ihr in offenbaren Gegenjag zu den An- 
ihauungen jeiner Familie. ALS die Franzofen aus Hannover ver- 
trieben worden waren, follten auch dort die Söhne des Landes, 
jo weit nötig, zu einer Landwehr einberufen werden. In der 
irrigen Meinung, daß das Aufgebot ein allgemeines fei wie in 
Preußen und daß der Einjab der ganzen Volfsfraft Hannovers 
zur Niederwerfung des Feindes erfordert werde, meldeten ſich Ende 
1813 aud) die beiden jüngften Söhne des Pfarrers von Heiligen- 
felde zum Eintritt in das Heer und offenbarten eine jo ftürmifche 
Begeifterung für die allgemeine Sache, daß fich die Ihrigen daheim 
ihier darob entiegten. Zwei Briefe aus diejer Zeit jpiegeln die 
Berjchiedenheit der Denfmweije zwifchen den in der Kerne mweilenden 
jüngeren und den daheim gebliebenen älteren Gliedern der Familie 
deutlich wieder. Dffenbar hatte Hanjemann auch jchon vorher in 
die Reihen der Vaterlandsverteidiger treten wollen. Am 12. Ja— 
nuar 1814 jchrieb ihm der Paftor Karl Hanjemann aus Heiligen- 
roda in diejer Angelegenheit. Er madjte den Brüdern David und 
Adolf die heftigften Vorwürfe, daß fie auch „von dem militärisch. 
patriotiichen Schwindel” erfaßt worden feien. Die Eltern ver- 
brädhten darüber jchlafloje Nächte. Adolf habe jogar jeine gute 
Stelle in Solingen Knall und Fall aufgegeben; aus Kummer jeien 
jeine Braut, die Mutter und Schmweiter Lotte krank geworden. 
Beide, David und Adolf, hätten von der hannöverjchen Landwehr 
eine ganz faliche Vorftellung. Es merde eine beftimmte, unbe: 
trächtliche Zahl von Landwehrmännern durd) das Los ausgehoben; 
zu ftellen brauchen fich nur die im Lande bomizilierenden. „Das Geſetz,“ 
heißt es weiter, „nimmt weder Dich noch Adolf in Anſpruch; Ihr 
jeid als ausmärtig domiziliert angegeben, wobei es füglich jein Be- 
wenden haben kann.“ Für die gute Sache werde nichts gewonnen, 
wenn fie fi) ganz unberufen zu einem 5—6jährigen Soldatendienft 
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drängten und zwei andere, durch das Los Getroffene, entlajteten. 
Die Familie werde es nicht gereuen, zu Davids Rettung (d. h. 
zur Beichaffung des Nemplagant) ihr Vermögen geopfert zu haben; 
der Gedanke aber jei unerträglich, daß das alles vergeblich geweſen 
fein folle und er fi ganz unnötigerweile in Gefahr ftürzen 
wolle. — Man kann zugeben, daß Karl in der Sache nicht jo un- 
recht hatte. Das Wejentliche der Differenz lag aber in der ver- 
ichiedenen Herzenzitellung zur Frage der Befreiung Deutichlands. 
Ähnlich wie Karl, nur gemäßigter, äußerte ſich im folgenden 
Monate Anton Hanjemanns Frau, Luiſe, in Meerholz. Schwager 
David Hatte ihr brieflich das Zeugnis ausgeftellt, daß fie von 
echter WBaterlandsliebe glühe. Diejes Urteil läßt fie gelten. 
„Aber“, fährt fie fort, „ich billige es nicht, wenn Du aufs neue 
wieder zum Militärdienft Dich hinneigſt — oder erhebit. Du 
darfjt nur im äußerften Notfall die Waffen ergreifen und jelbft 
dann trage es mir nicht auf, Deine Eltern davon zu benachrichtigen, 
joviel Ehrenvolles in dem Auftrag auc liegen mag. . . Ich 
bin Dir wirklich ein bißchen böje, dah Du den Batriotismus jo 
weit treibft.“ Sei es nun, daß die briefliche Mitteilung Karls, 
wonach auswärts weilende Landesfinder nicht eingezogen werden 
jollten, faljch war, fei es, daß Adolf und David fic) doch freiwillig 
der Loſung unterzogen, am 7. Februar 1814 meldete die Mutter, 
daß bei der Kojung für beide hohe Nummern gezogen worden feien 
und ihre Dienfte als Landwehrmänner wahricheinlich nicht in An— 
jpruch genommen werden würden. 

Su der That Hatte es damit auch für beide fein Bewenden. 
Damals zum lebtenmale fühlte und handelte Hanjemann als 
Hannoveraner. Dasjelbe Jahr 1814 brachte die Vereinigung der 
Rheinlande und damit auch feines damaligen Wohnfiges Montjoie 
mit dem preußijchen Staate. Nicht mehr dem Geburtslande 
Hannover, jondern dem neuen Vaterlande, Preußen, und der neuen 
jelbjtgewählten Heimat, den Rheinlanden, galt von jegt ab jein 
patriotijch-politifches Denken. 
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Stadt und Land, welche ein Menjchenalter hindurch den Schau- 
plag der faufmännijchen und politiichen Wirkffamfeit Hanfemanns 
bilden jollten, befanden fich zur Zeit jeiner Niederlafiung in einer 
PVeriode der Wandlung und Umbildung, der folgenjchwerften und 
jegensreichiten, die fie in ihrer über tauiendjährigen Gejchichte 
erlebt haben. 

Nach der Bertreibung der Franzojen wurde wie für alle be- 
freiten Gebiete auch für die Linfsrheiniichen eine provijorijche Re— 
gierung beftellt. Sie führte die Verwaltung anfangs für Rechnung 
der verbündeten Mächte, jeit dem 15. Juni 1814 für Rechnung 
des preußifchen Staates. Aber erft die Beichlüffe des Wiener Kon- 
grefjes von 1815 jprachen aus dem „eneralgouvernement vom 
Nieder- und Mittel: Rhein“ diejenigen Entichädigungsprovinzen 
Preußen dauernd zu, die, vermehrt durd einige rechtsrheinifche 
Gebiete und das im zweiten Pariſer Frieden erworbene Saargebiet, 
die heutige Rheinprovinz bilden. Durch die Verordnung wegen 
verbefjerter Einrichtung der WProvinzialbehörden vom 30. April 
1815 jchuf Friedrich Wilhelm IL. die zwei Provinzen Jülich-Kleve— 
Berg und Großherzogtum Nieder-Rhein mit Köln und Koblenz 
als Sitzen für die Dberpräfidenten. Erft 1822 erfolgte die Ber: 
einigung des ganzen Landes zu der Nheinprovinz mit dem Ober: 
präfidialfig in Koblenz. 

Wie die gleichfalls neugeichaffene Provinz Weftfalen ſetzte ſich 
die Rheinprovinz aus einer großen Zahl ehemalig jelbftändiger 
Zerritorien zufammen. Nur wenige derjelben hatten etwas umfang» 
reicheres Gebiet gehabt, die meiften waren von lächerlicher Winzig- 
feit gemejen. Und doch hatte fie fein fräftigeres politifches Band 
al8 das der jchwerfälligen, unwirkſamen SKreisverfafliung des alten 
Reiches unter einander verfnüpft. Die vielen mediatifierten Fürſten 
und Grafen, die jegt preußijche Unterthanen wurden, waren dem 
preußiichen Staate ein neues, bisher fremdes Element. Während 
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Weitfalen einen beträchtlichen Kern altpreußiicher Gebiete in fich 
barg, hatte in den neuen Rheinprovinzen nur der äußerfte nörd- 
lihe Winfel, das Herzogtum Kleve und der Preußen verbliebene 
Reit von Geldern, Ichon früher zu Preußen gehört, aber erft recht 
feine politiichen Beziehungen zu den Gebieten im Süden, ben 
Herzogtümern Yülih und Berg, den Erzitiften Köln und Trier 
und den reichSunmittelbaren Zwergftaaten gehabt. Es waren mit- 
bin jehr ungleichartige Beitandteile zu einer Provinz zujammen- 
geſchweißt. Natürlich ging die innere Verfchmelzung der neu er- 
mworbenen Gebiete mit dem preußilchen Staatswejen in derjenigen 
Provinz rajcher und leichter von ftatten, in der mit dem größeren 
Umfang der altangeftammten Länder auch ihr Einfluß auf die nen 
binzufommenden ftärfer hervortrat. Die Aufgaben der Regierung 
waren in Weftfalen troß der auch hier obmaltenden Schmwierig- 
feiten leichter zu löjen als in der Nheinprovinz. Auf diefe Provinz 
verwandte der Staat darum auch ganz bejondere Sorgfalt. 

Die Stimmung, welche bier dem Zujammenbruch der Fran— 
zojenherrichaft und der Einverleibung in Preußen entgegengebradht 
murde, fonnte bei der Ausdehnung des Landes, bei der Mannig- 
faltigfeit jeiner Verhältniffe, wie fie durch Natur und Gefchichte 
bedingt waren, nicht überall die gleiche fein.) ALS die Franzofen 
das Land räumten und die Verbündeten, ihnen voran die behenden 
Koſaken, einrüdten, überwog aber wohl überall das eine Gefühl der 
Freude über die Erlöjung von einem brutalen, alles Leben er: 
tötenden Despotismus. Getrübt wurde die Freude freilich durch 
die fchweren Kriegslaften und die nicht endenmwollenden Truppen 
durchzüge, welche feineswegs mit dem Friedensſchluß 1815, ſon— 
dern erft 1818 aufbhörten, als die Decupationsarmee der Verbün— 
deten Frankreich verließ. Und zu alledem famen die Unzuträglich- 
feiten, welche mit einer anderthalbjährigen proviforiichen Verwal— 
tung notwendig verbunden waren. Alle Not und alle Beſchwer— 


ı) Ich folge im nachſtehenden zum Zeil dem anſprechenden und inftrufs 
tiven Yufjap von Dr. W. Brüning, Nahen während der Fremdherrtſchaft und 
der Befreiungäfriege (Zeitfchrift des Machener Gefchichtövereind Bd. 19, 1897) 
©. 171 ff. 
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den vermochten aber doch nicht den nationalen Gedanken wieder 
zu erftiden, der, im Sturm der Freiheitsfriege entbunden, auch 
die dem politifhen Daſein der Nation erftorbenen Gefilde des 
Rheinlandes zu neuem Leben erwedte. Der Rauſch der Freiheit 
und friegeriicher Begeifterung erfaßte doch auch hier den größten 
Zeil des gebildeten Mittelftandes mit unmiderftehlicher Gemalt. 
Das Yahr 1815 ſah bereits die Nheinländer, unter ihnen viele 
Freimillige, in Blüchers Heere fämpfen, und daheim beteiligte 
fih alt und jung an den Vorbereitungen für die Verteidigung 
des Baterlandes und an den Übungen des Landiturms. eneral- 
gouverneur Sad war glüdlih, in einer Proflamation diefer Zeit 
ausrufen zu fönnen: „Mehr denn 20000 freiwillige Streiter 
werden antworten für den Nieder- und Mittelrhein, wenn einſt 
gefragt wird, was jeder deutiche Gau in diefem Kampfe geleitet.“ 
Aus PVaterlandsliebe und Menjchenfreundlichkeit brachte man große 
freiwillige Opfer dar für die Pflege von Kranken und Verwundeten, 
jowie für die Ausrüftung der Landwehr. Spenden von 1500 
Franken waren nichts Seltenes.*) Auch für diejenigen, welche im 
fernen Dften um derjelben großen Sache willen litten, hielt man 
die Hand offen. Als in dem von Napoleon jo furchtbar miß- 
handelten Danzig bei der Erplofion eines Pulverturms viele 
Menichen umfamen, wurden am Rhein binnen furzer Zeit große 
Summen für die Hinterbliebenen der Berunglüdten aufgebracht. 
Die Brüder von der Leyen in Krefeld gaben allein 5000 Franfen.?) 
Ohne eigenes Zuthun waren die Rheinländer 1814 befreit worden. 
ALS fie 1815 gegen die Franzojen im Felde jtanden, kämpften fie 
nicht nur zur Verteidigung von Haus und Herd, jondern ſchon mit 
vollem Bemußtjein für die Ehre und Größe des neuen Vaterlandes. 
Gemeinjam für denjelben idealen Zweck vergoffenes Blut wurde 
auch bier ein fefter politiicher Kitt. Das Heer aber, unter deſſen 
Fahnen man gefochten hatte, der Feldherr, deſſen Ruhm man 
teilte und in dem das Beſte der großen Zeit ſich zu verkörpern 
ſchien, — fie waren preußiſch. 

- I) Brüning a. a. O. 

2) Ebenda. 
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Es war freilih ein Andere® um dieſe gehobene Stimmung 
nad) erfochtenem Siege und ein Anderes, fich nad) der Rückkehr ins 
Alltagsleben mit dem neuen fremden Wejen in dejien nüchterner 
Wirklichkeit zu befreunden. Preußenfeindlich oder undeutjch war 
aber die Grundftimmung der führenden Kreije im Rheinlande nicht 
und diejes Urteil fann auch die Thatjache nicht anfechten, daß 
viele Geſchäftsmänner mit banger Sorge den öfonomijchen Folgen 
des politiichen Umjchwunges entgegenfahen. Und wenn der alte 
Bankier Schaaffhaufen in Köln bei der Nachricht von der Ver— 
einigung jeiner Heimat mit Preußen ausrief: „Jeſſes, Marja, 
Joſeff! Do Hirohde mer in a ärm Famillige!“ — jo hatte er nicht 
unrecht. Denn jo unzweifelhaft der ungeheure Gewinn in poli- 
tiicher, nationaler und ethiſcher Hinficht war, den der Wechjel der 
Herrichaft brachte, jo empfindlic; waren die Erjchütterungen des 
gejamten Ermwerbslebens, die Einbußen, welche Handel und In— 
dujtrie erlitten. 

Das politiiche Elend der Hleinftaaterei im Rheinlande, die 
Unfähigfeit der NRegenten, auch der wohlwollenden, die alles Maß 
überjteigende Gebundenheit und Behinderung des Berfehrs hatten 
gegen Ende des 18. Jahrhunderts auch einen wirtichaftlichen 
Rückgang herbeigeführt. Zwar war das Land bevölferter, die 
Wirtſchaft vielfach intenfiver, der Boden weiter urbar gemacht 
als im öftlichen Deutichland. ES war das aber nicht das Ber- 
dienjt einer tieferen wirtſchaftlichen Einficht, größeren Fleißes 
und anderer Tugenden, jondern nur die Folge einer um Jahrhunderte 
älteren Kultur, eines gejegneteren Klimas und eines größeren 
Reichtums an natürlichen Bodenjchägen. Vielmehr ftand in den 
Krummiftabslanden und in den verfnöcherten Reichsſtädten der 
Wohlitand der Bevölkerung zur Ertragsfähigfeit des Landes in 
gar feinem Verhältnis. Die feudalen Zujtände auf dem flachen 
Lande, die Entartung des Zunftweiens, die oligarchiſche Vettern- 
wirtichaft in den Städten, die zahllojen Zollgrenzen hemmten 
nicht nur den Aufichwung von Handel und Wandel, jondern führten 
direft zur Erichlaffung und XTrägheit. Nirgends gab es einen 
Zucdhtmeifter, der zur Anjpannung der Kräfte nötigte. Von den 
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drei Reichsftädten des meftfäliichen Kreijes war Dortmund zu einem 
Aderftädtchen von 4000 Einwohnern herabgejunfen. Im heiligen 
Köln blühten Bettelei, Faulheit, Trunkſucht in den unteren, bie 
Sünden einer verjumpften Dligarchie, VBeftechlichfeit und Habjucht, 
in den oberen Klaſſen. Kümmerlich genug war es auch um Aachen 
beftellt.. Seine Tuch- und Nadelinduftrie janf immer mehr. Nur 
mit Hilfe jeiner eigentümlichen Einnahmequelle, der Bäder, wahrte 
es ſich einiges Anjehen und hielt fih auf der Höhe von 25000 
Einwohnern. In unmittelbarer Nähe Aachens haufte von 1734 bis 
1770, aljo ein ganzes Menjchenalter hindurch, eine Räuberbande, 
die „Bockreiter“, die 1770 an 500 Glieder zählte. Man fonnte 
ihr nichts anhaben, weil fie ihren Wirfungskreis in einer Gegend 
hatte, wo die Territorien von einem halben Dutend größerer und 
einer Unzahl Fleinerer Herrichaften im Gemenge lagen, und es fein 
Mittel gab, die Schuldigen in einem benachbarten „Reich“ zu ver- 
folgen. 

Da führte der Einbruch der Franzojen auch für die Rhein- 
lande ein neues Zeitalter herauf. Faſt nirgends murden die 
Franzoſen freudig empfangen.!) Allmählid; mußte aber die Be- 
freiung von unerträglichen Zuftänden, zu deren Beleitigung man 
jelbft weder Kraft noch Mut hatte, als ein; unermeßlicher Fort— 
ichritt begriffen und danfbar empfunden werden. Die franzöfiichen 
Revolutionsarmeen freilich, die den alten Wuft ausfehrten, brachten 
fi) durch ſchamloſe Zuchtlofigfeit um allen Dank; fie erzeugten die 
ingrimmigfte Erbitterung. Als man aber nah den Schreden 
und der Not diejer Zeit im neuen Jahrhundert unter der Herr- 
ihaft des Konjuls Bonaparte zu neuem Leben erwachte, waren 
wirflich alle verfaulten Reftedes Mittelalters bereits gründlich bejeitigt. 
Man jah fid) aus der verfommenen Pracht eines baufälligen Pa- 
laftes in ein neues, zwedmäßig eingerichtete, wenn auch unge» 
mütliches Bürgerhaus verjegt. Weg - waren die fürftlichen und 
adligen Herren, weg alle den Berfehr und die Ermerbsthätigfeit 
bemmenden Fejleln; zum erftenmal hatte man Zeil an den Ge- 


I) Bol. Ei. Th. Perthes: Politiſche Zuftände und Berfonen in Deutich- 
land zur Beit der Franzöſiſchen Herrichaft. I. 
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Ichiden eines großen Staatsweſens; ein neues, unermeßliches Ab- 
jaßgebiet eröffnete fi) der rheinländiichen Betriebſamkeit. Der 
Segen georbneter Verwaltung und prompter Juſtiz wurde allen 
rühlbar. Diejer Eindrud war jo mächtig und nachhaltig, daß nur 
unter den Formen der modernen franzöfiichen Geſetzgebung ein 
gebeihliche8 Zujammenleben der Menichen möglich zu fein jchien. 
Die fünf franzöfiichen Codes galten als Hort des Fortichrittes, ja 
als der wahre Ausdrud rheinländijcher Eigenart. Mächtig blühte 
die Induſtrie auf. Und was fonnte ihr günftigere Chancen bieten 
als der völlige Ausſchluß der gefährlichiten Konkurrenten, der Eng- 
länder, und die Verfehrögemeinjchaft mit dem gejamten Länder: 
gebiet des Kaiſerreichs? Zumal die Stadt Aachen, der Napoleon 
als der Refidenz feines „Vorfahren“ Karls des Großen jeine volle 
Huld zumandte, und die gewerbreichen Orte in ihrer Nachbarſchaft 
Burtiheid, Eupen, Malmedy, Düren, Montjoie zogen aus den 
Verhältniffen Vorteil. Der Wert der Aachener Wollmaren 
hatte fich in der Franzojenzeit bis 1806 faft verdoppelt.!) Einen 
ähnlichen Aufſchwung nahmen die Meffing-, Nähnadel- und Leder: 
induftrie. Freilich wurden die materiellen Wohlthaten des fran- 
zöftichen Regiments beeinträchtigt dur) die mit jedem Jahr ſich 
fteigernde Härte des napoleonishen Syſtems. Die vollftändige 
Vernachläſſigung, ja Unterdrüdung aller idealen Momente und 
Bedürfniſſe des Volfslebens raubte dem Gemwaltherricher die Sym- 
pathien. Ihm wurde, al3 er ftürzte, im Rheinlande feine Thräne 
nachgeweint. Aber immerhin, die trübe Zeit der Fremdherrſchaft 
war nun mal zugleich die Zeit eines gewaltigen Kulturfort- 
ſchritts und die Erinnerung daran Ffonnte nicht erlöjchen. Sie 
mußte bei jeder Kalamität unter der neuen Regierung, bei jeder 
Unzufriedenheit mit ihr wieder aufleben. 

- Die materielle Blüte des Landes erhielt nun durch die Frei— 
heitäfriege und den neuen Wechjel der Herrichaft einen jchmweren 
Stoß. Waren die Kriegsleiden auch mit dem nicht zu vergleichen, 

1) Alphons Thun: Die Indujtrie am Niederrhein I, 19. (Staatd- und 
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was die öftlihen Provinzen der preußiichen Monarchie Jahre hin- 
durch hatten erdulden müſſen, fonnte bier auch von einer allge- 
meinen Verarmung wie in Dftpreußen nicht die Rede fein, jo trat 
doch jeit 1814 ein jehr fühlbarer Notftand ein. Eine bejonders 
jchwere Krifis juchte aber die gefamte Handels- und Induſtrie— 
welt heim. Plötzlich, unvermittelt hörte der künſtliche Schuß auf, 
den die Kontinentaliperre den rheinischen Fabriken gewährt hatte. 
Engliſche mduftrieprodufte, zu Schleuberpreifen abgejegt, über- 
fluteter jofort den mwehrlofen deutichen Markt. Noch gab es fein 
Zolliyitem, das den weſtlichen Provinzen Preußens den geringften 
Schu gewährt hätte. Aber nicht genug damit. Die alten über- 
ſeeiſchen Abjaggebiete waren in der napoleonijchen Zeit an Eng- 
land verloren gegangen. Man hatte das verjchmerzen können, 
weil der europäiiche Markt, ſoweit der Einfluß Frankreichs herrichte, 
als überreiher Erjag dafür gewonnen war. Jetzt ging auch diefer 
mit einem Schlage verloren. Kaum hatte Ludwig XVIL. in Franf- 
reich den Thron der Väter beitiegen, jo ftellte er an den redu- 
zierten Grenzen die napoleonijche, durd) den Krieg geiprengte 
Douanenfette wieder her. England, Frankreich, die Niederlande, 
Dfterreich und Rußland, mehr oder weniger auch die deutichen 
Staaten jperrten ſich durch abjolute Einfuhrverbote oder hohe 
Zölle gegeneinander ab und bei den ganz unfertigen Zuftänden 
Preußens blieb auch die Einfuhr aus den weitlichen Provinzen in 
die oftelbijchen Länder durch einen hohen Zoll erjchwert. Die 
Lage am Rhein war jo ernft, daß der Generalgouverneur Sad 
fi) veranlaßt jah, an der weſtlichen Grenze feines Amtsge- 
biete8 auf eigene Fauſt einen Handelsvertrag mit dem belgijchen 
Generalgouvernement abzujchliegen, der ihm aber aus Berlin einen 
Bermweis für diefe Eigenmächtigfeit zuzog und fofort wieder ſuspendiert 
wurde. (Dezember 1814.)!) Es lag wirflich jo, daß in die Rhein- 
lande alles eingeführt werden fonnte, ihre Ausfuhr fi) aber auf 
das bejchränfte, was feiner Natur nad) einen hohen Zoll vertrug 
oder troß desjelben um feiner vorzüglichen Qualität willen vom 


ı) U. Zimmermann: Geih. der preußiſch⸗deutſchen Handelspolitit. 
1892. ©: 8. 
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Auslande verlangt wurde. Die Folgen traten unmittelbar zu 
Tage. Diele Heine Tuch- und Kajchmirfabrifanten mußten die Ar- 
beiten ganz aufgeben, die größeren durchgehends den Betrieb ein- 
ſchränken. Arbeitsftillftand, Zahlungsftodungen, Fallifjemente waren 
an ber Tagesordnung. Die Meifingfabrifen in Stolberg gehörten 
zu den bedeutenditen in Europa. Dort waren in der franzöfiichen 
Zeit gewöhnlich 130 bis 140 Ofen im Gange geweſen; jeit 1814 
blieb faum ein Drittel derjelben im Betrieb.") Vielerorts vollendete 
fi) gerade damals der Übergang vom handwerfsmäßigen Be- 
triebe der Induſtrie, insbejondere ihres wichtigſten Zmeiges, der 
Weberei, zum hausinduftriellen oder auch fabrifmäßigen, ein Prozeß, 
der an fich ſchon mit einer mejentlichen Verſchlechterung in der 
Lage der arbeitenden Klaffen verbunden mwar.?) Nun jteigerten 
Entlaffungen und Lohnreduftionen das Elend. Natürli waren 
die Berhältnifje nicht überall die gleichen, es gab auch Gegenden, 
die durch diefe Krifis nicht litten. In Aachen aber herrichte eine 
Maflenarmut, wie man fie vorher nicht gefannt hatte. Dazu 
gejellte fich 1816—1817 eine furchtbare‘ Teuerung und Hungers— 
not. Sie machte für furze Zeit die Not in Weftfalen und am 
Rhein zu einer allgemeinen und laftete auf dem Landvolf nicht 
weniger als auf den Fabrifarbeitern der Städte. Das Jahr 
1817 brachte zwar eine vorzügliche Ernte; aber noch zu Martini 
biejes Jahres ftand in Meitfalen der Scheffel Roggen jo 
hoch mie zu Martini in dem argen Notjahr 1795, nämlich 
auf 4 Thlr. 30 Stüber g. G. = 10 Marf 40 Pfennig, und jo 
langjam glichen fich die Preisunterjchiede für Getreide in den von 
der Hungersnot betroffenen und den getreidereichen öſtlichen 
Provinzen aus, daß noch 1818 der Scheffel Weizen am Rhein 
2 Thlr. 9 Sor. 6 Pf. teurer als in Poſen war. PBierzig Yahre 
fpäter betrug der höchſte Preisunterfchied innerhalb der preußifchen 
Monardie nur 10 Sgr. 7 Pf.) Nur allmählich traten normale 

1) [v. Reimann) Der Regierungsbezirt Nahen in feinen adminijtrativen 
Berhältnifien 1816—1822. Aachen. (1828) ©. 172 fi. 

2) Thun a. a. D. ©. 22. 


3) 2. Berger, Der alte Hartort. Leipzig 1891. ©. 149. — Treitfchte, 
Deutſche Geſchichte 2, 172 fi. 
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Berhältnifje ein. Raſch erholte fi) die Landbevölferung, lang- 
jamer die Induſtrie; das Arbeiterproletariat in den Städten, aller- 
dings aus anderen Urjachen, verblieb in einer troftlojen Lage.') 


Diefe fchweren Not- und Übergangsjahre, deren Leiden zum 
Zeil mit der Losreißung von Frankreich zufammenhingen, zum 
Teil auf allgemeinen Urjachen beruhten, die ihre Wirkungen überall 
zeigten, waren nicht geeignet, die Sympathien für Preußen zu 
weden und, wo fie bereits bejtanden, dauernd zu erhalten. Sah 
man zurüd auf die Fortichritte während der Fremdherrichaft und 
auf die günftigen Konjunfturen, welche damals einen ficheren und 
lohnenden Gewinn ermöglicht hatten, fo durfte man wohl fragen: 
Was fonnte das arme Preußen als Erſatz für das Verlorene 
bieten? War der Tauſch wirklich ein vorteilhafter? 


Nun, zunächſt ftand die eine, von den Beiten des Landes 
freudig anerkannte Thatjache feit: die Nheinlande waren für 
immer der nationalen Gemeinjchaft zurücdgegeben, einer deutſchen 
Großmacht unmiderruflich eingefügt. Ferner mußte man es dank— 
bar empfinden, daß wieder eine Pflege idealer und geijtiger Inter— 
eſſen jtattfand, wenn fie oft auch anders mar, als fie die fatho- 
lifchen Eiferer im Rheinlande mwünjchten. Jedenfalls ermöglichte 
fie eine Freiheit der Gedanken und der Bewegung, wie fie unter 
der vorigen Herrichaft je länger um jo jcehmerzlicher vermißt worden 
war. Das volle Verftändnis dafür war freilich nicht jedermanns 
Sache. Aber niemand Fonnte leugnen, daß mit den preußijchen 
Beamten Redlichfeit und Wohlmollen an die Stelle einer durch 
fein Pflichtbewußtjein und fein tieferes Intereſſe am Landeswohl 
gebändigten Willfürherrichaft trat.?) 

Das waren Mohlthaten, die auch um den Preis zeitweiligen, 


ı) Thun a. a. O. 

3) Brüning a. a. D. ©. 190 fällt auf Grund genauejter Kenntnis der 
Alten aus der Franzofenzeit und aus den folgenden Jahren das Urteil: „Aber 
dem diimmften Bauer oder enragiertejten ftädtiichen Französling mußte der Unter: 
ſchied zwifchen dem Wohlmollen, der Ordnung, Strenge und Rechtlichleit der 
preußiſchen Militär- und Civilverwaltung und der Miß- und Raubwirtichaft des 
franzöfiihen Ungezieferd zum Bewußtſein fommen.“ 
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wirtfchaftlihen Rückgangs nicht zu teuer erfauft waren. Die 
Thatjache des letzteren aber ließ fich nicht leugnen. Auch Friedrich 
MWilhem III. erfannte fie unummunden an und fand es begreiflich. 
daß die Anhänglichfeit der Bevölkerung an Preußen unter ihr 
leiden mußte. „ich will,“ jchrieb er bereit3 am 31. Januar 1816 
dem Fürften Hardenberg, „daß die Einwohner in den Provinzen, 
die Meinen Staaten anheimgefallen find, es fühlen, daß fie Mir 
angehören; in der Lage, worin fie jet find, finden fie ſich gegen 
den vormaligen Druck nicht nur um nichts gebeſſert, jondern durch 
neue Auflagen, welche das verflojjene Jahr nötig machte, noch 
unglüdlicher als zuvor und das fann feine Anhänglichfeit an den 
Staat erzeugen, dem fie gewonnen werden jollen.“ 

Es gab mithin hier eine Reihe jehr erheblicher Umjtände, 
welche die Gemwöhnung der Nheinländer an den Gedanken un- 
widerruflicher Zugehörigkeit zum preußifchen Staat beträchtlich er- 
ſchwerten, und es bedurfte, nachdem auf die außerordentlichen, 
erregten Zeiten der Befreiungsfriege die ftilen, langweiligen und 
leider auch bald jo faulen Friedensjahre gefolgt waren, des beften 
Willens auf beiden Seiten, um die Rheinländer zu guten Preußen 
zu maden. — 

Sp lagen die politifchen und wirtichaftlichen Verhältniffe, 
als Hanjemann im Jahre 1817 feine kaufmänniſche Thätigfeit in 
Aachen begann. Für eine unbefangene Würdigung der Berhältniffe, 
in welche er fich hineinverjegt fand, brachte er zwei unſchätzbare 
Eigenichaften mit: er war Fremder und er war Proteftant. Beide 
Umftände waren gerade in Machen für feine faufmännijche und 
joziale Stellung nicht gleichgültig. Trotz des regen, durch Die 
Bäder bedingten Fremdenverfehrs hatte ſich Aachen in ganz be- 
fonderer Weife den Charakter einer fatholifchen Stadt zu wahren 
gewußt. Auf Koften der wirtichaftlichen Projperität war im Jahre 
1617 eine katholiſche Reftauration durchgeführt worden, melche 
die Stadt von Proteftanten rein fegte. Die Vertriebenen, unter 
denen fich die beiten Fabrifanten und Arbeiter befanden, Tießen 
fi) in den benachbarten Drtichaften nieder und verhalfen deren 
Induſtrie zu einem außerordentlichen Aufichwunge, während früher 
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Aachen aucd deren Berdienft zugefallen war. Seitdem bildete 
Aachen eine der Hochburgen des ausichließlichen Katholizismus. 
Die alten Patrizier- und Fabrifantenfamilien, welche auf eine 
lange Bergangenheit zurüdblidten, waren durchweg katholiſch. Erft 
in der franzöfifchen Zeit vermehrte fich die evangeliiche Gemeinde 
etwas, jo daß Napoleon ihr eine Kirche ſchenkte. Nicht ein- 
heimiſche und nicht Fatholifche Großinduftrielle, wie James Coderill, 
der Bruder des berühmten Begründers der gewaltigen Werfe von 
Seraing bei Lüttich, lebten aber in Aachen nad; wie vor nur in 
jehr geringer Zahl. So bedurfte es denn für einen völlig mittel- 
lojen, unbefannten fremden PBrotejtanten einer Vereinigung mehrerer 
tüchtiger Gaben, um bier nicht nur vorwärts zu fommen, jondern 
auch zu einer angejehenen Stellung zu gelangen. 

Bis zur Wende des Jahrhunderts war vornehmlich jpanijche 
Wolle in der Nachener Gegend verarbeitet worden. Seitdem aber 
wurde fie durch die rajch geiteigerte Produftion veredelter deutjcher, 
öfterreichiicher, auch ungarischer Wolle von den rheiniichen In— 
duftrieplägen völlig verdrängt. ES gewann damit naturgemäß 
der Wollhandel eine ganz andere Grundlage. Das Geichäft wurde 
jegt in der Weile gemacht, daß die Aachener Wollhändler in den 
öftlihen Produftionsländern für eigene Rechnung einfauften oder 
daß die Wolhändler und MWolljortierungs-Anftalten des Dftens bie 
Ware an die Aachener Handlungshäufer Fonfignierten und dieſe 
dann den Verkauf für Rechnung jener kommiſſionsweiſe beforgten. 
Das Geſchäft wurde aber dadurd ein bejonders fompliziertes, daß 
der endgültige Verkauf an die Fabrifanten nur zum geringeren 
Zeil in den Hauptfabriforten jelbjt erfolgte, zum größten Teil 
dagegen in Frankfurt a. M. geihah. Der alte Ruf Frankfurts 
als eriter Handelsplat Weſtdeutſchlands, feine bewährten und um- 
fangreihen Wollniederlagen, vor allem aber die Frankfurter 
Meilen, auf denen ſich Wolleigner, Fabrifanten und Zmwijchenhändler 
der ganzen Welt trafen, denen fich bier von altersher die reichfte 
Auswahl bot, erjchwerten und behinderten die volle Entwidelung 
des Aachener Wollhandels auf Schritt und Tritt. Nocd ein 


Dezennium nad) der Eröffnung jeines Gejchäftes Flagte —— 
Bergengrün, David Hanſemann 
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daß Aachener und Eupener Rollhandlungen, welche ebenjo gut wie 
Wiener Häufer aus erfter Hand in Öfterreich einfauften, genötigt 
feien, einen jehr großen Zeil ihrer Ware durch Frankfurter 
Häufer verkaufen zu laſſen, und daß Aachen als Stapelplat für 
Wolle im Gegenjat zu Frankfurt in den öffentlichen Blättern fait 
gar nicht erwähnt werde, obwohl jein Umſatz dem Frankfurts mit 
der Zeit mindejtens ebenbürtig geworden jei.!) Aachens Woll- 
handel Hatte aljo troß jeines Umfanges eine mehr provinzielle 
Bedeutung. Er verjorgte vor allem die Rheinlande und das be- 
nachbarte Belgien. Auch diefer Erwerbszweig hatte unter den 
Kataftrophen der Kriegszeit zu leiden gehabt, jedoch lange nicht 
in dem Maße wie die Induſtrie, weil das Ausland nad) mie 
vor feinen Bedarf an Wolle größtenteil8 in Deutichland deden 
mußte. Als Hanſemann nah Aachen kam, mar der Handel 
dort in erfreulichem Aufnehmen. Er hatte jein Terrain vortrefflich 
gemäblt. 

Hanjemann eröffnete im September 1817 jein G&ejchäft 
mit einem eigenen Kapital von 1000 Thalern, die er fich erjpart 
hatte, und mit den bejcheidenen Summen, welche die nächiten An- 
gehörigen, auch der Bater, ihm anvertrauten. Anfangs arbeitete 
er allein. Nac einem halben Jahre trat ein durch unverjchuldeten 
Banfrott verunglüdter Kaufmann Höning mit einem Fleinen 
Kapital als ftiller Aſſociè hinzu, deſſen Hilfe fi) als jehr ſchätzbar 
erwies. Nach einigen Jahren trennte ſich Hanjemann mwieder von 
ihm im beiten Einvernehmen. Sn der erften Zeit beichränfte fich 
Hanfemann auf das Kommilfionsgeihäft. Ye größer aber jein 
Kundenfreis wurde, je mehr man ihm anvertraute, um jo häufiger 
ah er fih, zum Zeil im nterefje jeiner Kunden, genötigt, auch 
für eigene Rechnung Waren zu faufen. „Der Geichäftsplan, 
wonach ich arbeite," jchrieb er Ende 1822 einem Freunde „ift 
unverrüdt derjelbe. ch wende meine eigenen Fonds vorzüglich 
zu Antizipationen auf Warenjendungen und zum Esfomptieren 

1) Denkfchrift Hanſemanns als Deputierten der Stadt Aachen au dem 


Staatd- und Schapminifter Grafen von Wylid und Lottum, d. d. Berlin, 
2. Januar 1829. 
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an. Doc) ijt’S nicht möglich, wie die Erfahrung mir bemiejen, in 
einem ſolchen Geichäfte, wie ich habe, Unternehmungen für eigene 
Rechnung ganz zu vermeiden; die Kundſchaft an beiden Seiten, 
Käufer und Konfignatäre, zwingt zuweilen dazu.” Speicher für 
Warenlager mußten gemietet und benußt werden. So entwidelte 
fih allmählid das Großgeichäft. 

Mit ftarfem, vollem Vertrauen in jeine eigene Leiſtungsfähigkeit, 
aber auch mit dem fejten Entjchluß, vorfichtig und reell zu ver: 
fahren, begann er das Unternehmen. Solide Gejchäftsprinzipien, 
raftlofer Fleiß, ein angeborenes faufmännijches QTalent, unterftügt 
durch eine mühjam erworbene, den Durchjchnitt der Berufsgenojien 
weit überragende allgemeine Bildung, die Fähigkeit leichter 
Drientierung und jchneller Entichliegung waren die Gründe feiner 
rajchen Erfolge. Mit lebhaften Temperament jchilderte er einem 
Freunde die für einen Kaufmann erforderlichen Eigenjchaften, die 
er eben in reihem Maße beſaß: „Schnelles Ergreifen der Um— 
ftände und Anpaſſung an fie iſt die einzige Nettung für den Kauf— 
mann.... Wer fortwährend jein Terrain mit größter Aufmerf- 
jamfeit beobachtet und mit YuchSaugen die Gelegenheit zum guten 
Kaufe erjpähet, mit der Pfiffigfeit des Juden und mit Falkenſchnelle 
fie ergreift, der findet nicht leicht in einem anderen Artifel (als Wolle) 
folh fruchtbaren Boden.” Schon im Frühling 1818 ging das 
Geichäft jo flott, daß er darauf rechnete, in diefem Jahre eine Million 
Franken umzuichlagen, und nach fünf Jahren fonnte er jein Ber- 
mögen auf 100000 Franken berechnen. 

Mit vollen Zügen genoß er dieje jchöne Zeit der eriten Er- 
folge. Seine Briefe jpiegeln eine glüdliche Stimmung wieder. 
Wiederholt giebt er dem Danfgefühle gegen die Vorſehung Aus- 
drud, die es jo gut mit ihm meine. Seinem väterlichen Freunde, 
dem Bürgermeifter Schwenger in Rheda, befannte er am 
11. Auguft 1818: „Wir furzfichtige Menſchen! Als ich das 
Haus Eller und Orth wegen des Streites zwiichen Eller und 
Orth verließ, — flagte ich, daß das Schidjal eine genährte Hoff- 
nung nicht realifiere. Wie meit angenehmer und bejier itehe ich 


jegt aber als Chef eines neugegründeten, fein angefangenen und 
9% 
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ziemlich angewachſenen faufmänniichen Geſchäfts da, als wie ich 
e8 als untergeordneter jtiller Aſſocie von E. und D. je 
würde gethan haben. Es ift eine jchöne Sache um volllommene 
Unabhängigfeit. — Berdiene id) aud) nicht zum Schnell-Reichwerden, 
jo verdiene ich doc zum hinreichenden Ausfommen und das ift 
heutzutage ſchon von großem Werte.” Es im äußeren Auftreten 
der Aachener Geldariftofratie gleich zu thun oder ihre Lebens- 
gewohnheiten nachzuahmen, zeigte er nicht das geringfte Bedürfnis. 
Sein Umgang bejchränfte fich auf die Familie jeines Afjocies und 
einige andere Familien, die aber, wie er in jeinen Briefen her— 
vorhob, nicht zur faufmännijchen Nobleffe gehörten. „Doch herricht 
bei ihnen“, jchrieb er der Paſtorin Bedhaus, „ein berzlicher 
Ton und Bildung In vornehme Zirkel jchiele ich mich ſchlecht 
und, ic; mag daher nicht das Geld für die Koften anlegen, welche 
es mir verurjachen würde, wenn ich fie bejuchte.“ 

Dagegen hegte er das lebhafteſte Verlangen nad) eigener 
Häuslichfeit.. Doc jtand jein Entſchluß feft, nicht eher zu heiraten, 
als bis er genug erworben habe, um auch die Tochter eines an— 
gejehenen Haujes als Ebenbürtiger heimführen zu fönnen, ein 
Grundiag, der jeiner alten Mutter volle Billigung fand. 
Warnend rief fie ihm jedoch zu: „Hüte Dich für eine Katholifin.“ 
Im Jahre 1820 war er jo weit, daß er, ohne feinem Grundjage 
untreu zu werden, der erwachenden Neigung zu Fanny Fremerey, 
einer Tochter des einer franzöfiichen Hugenottenfamilie entftammenden 
angejehenen Fabrikanten Johann Fremerey in Eupen, nachgeben 
fonnte. Im Frühling diejes Jahres warb er um ihre Hand. 
Nachdem Fremerey Einblid in die Bücher und Gejchäftsverhält- 
nifje Hanjemanns genommen und ihren befriedigenden Zuftand 
feftgeftellt hatte, gab er freudig jeine Zuftimmung. In rühren- 
der Weile war Hanjemann bemüht, feine Braut, die jchlicht 
und anſpruchslos erzogen und in der Enge Fleinftäbtijcher Ver- 
hältniſſe aufgewachjen war, zu feinen größeren Intereſſen heran 
zuziehen, ihren GefichtsfreiS zu erweitern und mit jeiner Liebe 
ihre jchüchterne Zurüdhaltung zu überwinden. Die Brautbriefe 
der Verlobten lejen ſich noch wie ein Kapitel aus der guten alten, 
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jteifen, zeremoniöjfen Zeit. Erit Monate nad der Verlobung 
magten fie in den Anreden zu dem vertraulichen Du überzugehen. 
Aber Hanjemanns Neigung war darum nicht minder echt und 
tief. Fröhlich meldete er Angehörigen und Freunden das große 
Ereignis, das zumal in Heiligenfelde die lebhaftejte Freude her- 
vorrief. „Gottlob, daß fie feine Modenärrin ift, ein gutes Herz 
bat und Proteftantin ift“, jchrieb ihm die Mutter und fügte danfbar 
hinzu: „Du haft uns nie betrübt und uns viel Freude gemadıt. 
Deine Kinder werden ed Dir vergelten.“ Getrübt murde die 
Freude des Brautjtandes nur dur die Krankheit und den Tod 
des alten Vaters, der 82jährig im Yanuar 1821 die Augen fchloß. 
Am 3. April 1821 fand die Hochzeit ſtatt. Hanjemann fühlte 
nach jahrelanger raftlofer Arbeit das Bedürfnis der Ausipannung, 
machte fich auf ſechs Wochen frei und unternahm eine Hochzeits- 
reife, während welcher er jeine junge Frau, die noch nichts von 
der Welt gejehen hatte, der Mutter und allen Gejchwiftern vor« 
ſtellte. Zurücgefehrt genoß er die Freuden eigener Häuslichfeit, 
nad) der er fid) jo lange geiehnt hatte, mit warmem Behagen. 
Herz und Gemüt fanden nun erjt volle Befriedigung. Sie waren 
auf jeinem Wege zu dauerhaftem äußerem Glücke bisher nicht 
ganz zu ihrem Rechte gefommen. Was Hanjemann gefehlt hatte, 
ſprach er einmal furz vor der Hochzeit gegen denjenigen Mann 
aus, den er damals mehr als alle anderen jchäßte und liebte, 
den patriotiich gefinnten Kaufmann Jakob Aders in Elberfeld: 
„Wenn man fo lange und anhaltend ftetS in Geichäften fich 
herumtreibt, das Glück zu erjagen, jo wird endlich das Herz arm 
an jenen edlern Gefühlen, welche, innig in den Charafter ver- 
flochten, dem Menschen mehr Ehre machen und reichlicheren Stoff 
der Zufriedenheit darbieten als das bejte Gelingen faufmännijcher 
Unternehmungen. Nur die zarten Bande, melde das eheliche 
Leben fnüpft, mögen auf die Dauer vor ſolcher Herzensarmut 
bewahren.“ 

Aber er betonte auch, die Sorge für Weib und Kind werde 
ihm ein bejonderer Sporn zur Arbeit fein und mit erneutem Eifer 
vertiefte er fich in fie. 
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In wenigen Jahren umgab ihn eine blühende Kinderſchar. 
Frau Fanny jchenkte ihm vier Töchter und zwei Söhne. Sie war 
eine viel in Anfpruc) genommene Mutter und Hausfrau. Denn 
die Hanſemannſche Häuslichfeit umjchloß nicht nur die nächſten 
Angehörigen. Geichäftsfreunde, politiiche Gefinnungsgenofjen und 
Berwandte von nah und fern weilten häufig unter dem gaftlichen 
Dache und regelmäßig jpeilten einige der jungen Leute, die in 
dem jchnell wachienden Gejchäfte thätig waren, an Hanjemanns 
Tiihe. Wie er ein liebevoller, aufmerfjamer Gatte und Vater 
war, jo erwies er fi aud als wohlmwollender, pflichttreuer Chef 
und Lehrherr gegen die Lehrlinge und Volontärs. Mit aller 
Strenge heiſchte er von ihnen Fleiß, Intelligenz und in fittlicher 
Hinficht eine tadelloje Haltung. Denn er fühlte ſich im höchſten 
Grade verantwortlich für die jungen Leute, die ihm anvertraut 
waren, und jcheute feine Unannehmlichfeiten, feine Korrejpondenz 
und feine Zerwürfniffe, wenn e3 galt, einen Trägen zur Arbeit zu 
erziehen oder einen Verirrten auf den rechten Weg zurüdzuführen. 
Seine jchriftlihen Ermahnungen zeichneten ſich durd große Be— 
jtimmtheit und eine würdige Strenge aus, ließen aber ftetS menjch- ' 
liches Mitgefühl und Wohlwollen durdbliden.‘) Er war als 
Lehrherr jehr geſucht. Aus weitentlegenen Orten jandten die Ge- 
ihäftsfreunde ihm ihre hoffnungspollen Söhne zu. Da fehlte es 
nicht an Anſpruchsvollen und mit allzu reichlihen Mitteln Ver— 
jehenen, die fi dem Zwange einer genauen Hausordnung nur 


1) Als Beifpiel jei bier der nachſtehende, allerdings einer etwas jpäteren 
Zeit angebörende Brief mitgeteilt: „Werter Hear AU ...! Es fehlt mir an 
Beit jetzt Ihre Briefe umständlich zu beantworten; alfo nur ein paar Worte. 
Einem Jüngling von 20 Fahren verzeift man leidenſchaftliche Liebe; der 
40jährige verheiratete Mann begeht dadurd eine Thorheit. Iſt er verheiratet 
und will ſich einer jolden Liebe wegen ſcheiden laſſen, jo handelt er umedel, 
fündhaft und jchlecht gegen feine Frau, gegen das Mädchen feiner Leidenfchaft 
und gegen deren Eltern. Alfo erjt reihen Sie Ihre verwerfliche Leidenſchaft ganz 
aus Ihrem Herzen, damit ich wieder einen rechtlichen und vernünftigen Mann in 
Innen erfenne. Alsdann wird es mir Freude machen, wenn ich Ihnen nügen 
fann; für jemand, den tolle Leidenſchaft zu unedlen und verwerflichen Schritten 
drängt, thue ich nichts.“ 
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ungern fügten und einen gefitteten Wandel vermifjen ließen. Mit 
ihnen gab es harte Kämpfe; mehr als einer mußte wieder fort- 
geichict werden. Verhaßt war Hanfemann darum bei niemandem; 
viele aber bemwahrten ihm ein Gefühl der Bewunderung und 
Ihmwärmerijchen Verehrung bis in ihr reifes Mannesalter hinein.*) 
Sie jahen in ihm nicht nur einen Saufmann von mafellofer 
Rechtlichfeit, der zugleich Meifter in jeinem Fache war, ſondern 
auch einen guten Menjchen und mwarmherzigen Batrioten, den 
große allgemeine Intereſſen bewegten und für den in Kollifions- - 
fällen der eigene Vorteil nie das ausſchlaggebende Moment 
bildete. 

Dieje Eigenjchaften fanden aud) jonft Anerkennung und führten 
ihm aus nah und fern, aus faufmännifchen, gelehrten und Re- 
gierungsfreijen eine Reihe aufrichtig ergebener Freunde zu. Ihre 
Zahl wuchs jtetig, obgleich fie e8 ſowohl im Gejchäfts- wie im 
perjönlichen Verkehr nicht immer leicht mit ihm hatten. Denn 
mehr, als er es jelbjt wollte, ahnte und zugeftehen mochte, ver- 
langte er eine Unterordnung des fremden Willens unter den feinen, 
die jelbitändige Charaktere nicht vertragen fonnten. Wiederholt 
wurde ihm eine eigenfinnige Nechthaberei vorgeworfen. Harte 
Zufammenjtöße blieben denn auch nicht aus. Mit Jakob Aders 
in Elberfeld 3. B. fam es 1818 faft zum Bruche, weil Hanjemann 
nad) Anficht des Freundes bei der Ausführung eines Gejchäfts- 
auftrages zwar uneigennügig aber eigenmädtig verfahren war, 
und Aders ſich eine ſolche Bevormundung nicht gefallen Lajjen 
wollte. Klar, offen und ohne Gereiztheit verfocht Hanjemann 
feinen Standpunft, ließ fich aber doc) jchlieglich überführen und 
gab in einem würdig gehaltenen Schreiben jein Unrecht zu. Zmölf 
Jahre jpäter jchrieb ihm der Sohn des Genannten: „. . . ich 


I) So ſchrieb ihm 1841 ein vor 12 Jahren wegen eined Vergehens aus 
dem Geſchäft entlafjener, jebt felbitändig etablierter Kaufmann unter anderem, 
Hanjemann ſei „der Stern, zu dem alle Kaufleute aufihauen. ... Hoch 
fhlägt mein Herz, wenn ich Großes und Rühmenswertes von Ihnen höre; 
glüdlih fühle ich mi, in dem ftrahlenden Licht Ihres Geiftes gejtanden zu 
haben.“ 


40 II. Kapitel. 


fenne, mein lieber Hanjemann, die außerordentliche Zuverficht, die 
Du in Deine Anfichten und Argumente jegeft und ift mir noch 
Dein jarbonijches Lächeln ganz wohl gegenwärtig, welches Deine 
Bermunderung begleitet, wenn jemand fich erlaubt, anderer 
Meinung zu jeyn ....“ Aber Hanjemann mar ſolchen 
Borhaltungen gegenüber nicht empfindlich und frei von perjön- 
liher Animofität. Sache und Perſon wußte er ftetS auseinander 
zu halten. Meinungsverichiedenheiten und Ausiprachen wie die 
erwähnten führten in der Regel nicht zur Entfremdung, jondern 
pflegten vielmehr ein gejundes Verhältnis herzuftellen, in dem jeder 
Teil die ihm gebührende Selbftändigfeit mwahrte. 

An Jakob Aders fejlelten ihn anfangs rein geichäftliche 
Beziehungen; jehr bald aber jtellte ſich trog aller Verjchiedenheit 
eine Geiftes- und Gefinnungsverwandtichaft zwiſchen den beiden 
Männern heraus, welche dur) mündlichen und brieflichen Ge- 
danfenaustaufch das Band einer edlen feften Freundichaft wurde. 
Keinem andern Manne verdankte Hanjemann eine jo reiche An— 
regung und zugleich joviel Förderung jeines inneren Lebens. 

Aderd war ein großgefinnter Kaufmann, der den Handel nicht 
nur um des eigenen Vorteil willen, jondern mit vollem Bemußt- 
fein auch als einen Zweig der nationalen Bolkswirtichaft betrieb. 
Die Hebung des Handels, die Achtung des Auslandes vor dem 
deutichen Kaufmann waren ihm eine Ehrenjache des deutjchen 
Volkes. Eine jolhe Auffaffung vom Berufe des Großfaufmanns 
iſt undenfbar ohne gleichzeitige Bethätigung des Gemeinfinnes in 
fommunalen und vaterländifchen Angelegenheiten. Aders ganzes 
Xeben war dem Gemeinmwohle geweiht. Etwa zwanzig jahre 
älter als Hanjemann hatte er erft das väterliche Gejchäft in 
Elberfeld fortgeführt und war dann Teilhaber und Leiter der 
großen Firma J. H. Brink u. Comp. in Elberfeld gemorden. 
Seit 1799 Bürgermeifter, erwarb er fi um die Vaterftabt die 
größten Verdienſte. Er rief u. a. die Elberfelder Armenanftalt 
ins Leben und legte damit den Grund zu dem Ruhme Elberfelds, 
ein mujtergültig geleitetes Armenmwejen zu befiten. Obgleich 1813 
durch die Konfisfation engliicher Waren von ſchweren Berluften 
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betroffen, war er es, der 1815 zuerjt auf die von Blücher aus- 
geichriebene Anleihe für das notleidende Heer eine große Summe 
zeichnete und damit ihr Zujtandefommen ermöglichte. Eine von 
ihm gegründete Getreidegejellichaft verjorgte Elberfeld während 
der Hungersnot 1816 rechtzeitig mit Lebensmitteln. Sein lebtes 
Werk war die Gründung der rheinifch-mweftindischen Kompagnie, 
die dem deutſchen Handel neue überjeeijche Gebiete erjchließen 
jollte, ein groß angelegtes Aftienunternehmen, das leider nad) 
Aders’ Tode infolge verichiedener Umjtände völlig zufammenbrag). 
Aders war ein Mann ganz nad) dem Herzen Hanjemanns, ein 
thätiger, tüchtiger Kaufmann und ein thätiger, praftiicher Patriot. 

Hanjemann hat jeine faufmännijchen Grundjäbe, feine An- 
fihten über Bolitif und alle anderen Gebiete des öffentlichen 
Yebens brieflich unummunden gegen Freunde und Ferner— 
itehende befannt. Gegen niemanden aber öffnete er jein inneres 
Seelenleben jo jehr mie gegen Aders. Diefer war, wie es 
icheint, der Einzige, mit dem er Fragen religiöfer Natur ein- 
gehend erörterte. Cie jtanden hier auf verichiedenem Boden. 
Hanjemann hatte im Laufe der Zeit jehr freie Anfichten gewonnen; 
jeine Überzeugungen bewegten ſich wohl im mejentlichen in der 
Zinie der deiſtiſchen Aufklärung des verflofenen Jahrhunderts. 
Daß ein weiſer und gütiger Gott die Geſchicke der Menſchen leite, 
itand ihm ebenfo feft wie der Glaube an eine fittliche Welt- 
ordnung; er ſprach es als jein Belenntnis aus, daß jede böſe 
oder gute That ihren Lohn hier oder im Jenſeits finden müſſe. 
Vom bibliichen Ehrijtentum jchäßte er vornehmlich die moralijche 
Seite und der Protejtantismus war ihm mejentli nur eine 
höhere Kulturftufe gegenüber den mittelalterlichen, rücdjchrittlichen 
Tendenzen der fatholiichen Kirche. Aders dagegen ſtand auf dem 
teften Boden eines allerdings rationaliftiich gefärbten pofitiven 
Chriftentums und juchte aud den Freund für diefen Standpunft 
zu gewinnen. Auf fein Zureden hatte ſich Hanfemann nad) der 
Hochzeit die Zollifoferfchen Predigten angefchafft. Aders empfahl, 
die Lektüre mit deren 6. Bande zu beginnen. Gewiß, meinte er, 
würden Hanjemann und feine junge Frau, wenn fie dieje Xeftüre 
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einmal begonnen hätten, „feinen Sonntag vorübergehen laffen, 
ohne fi) an dieſen vortrefflichen und einzigen Predigten zu er- 
bauen“. Die brieflichen Erörterungen wurden dann miündlid 
weiter gepflogen, als das junge Paar das erite Weihnachts: 
feft als Gaft zu Elberfeld in Aders’ Haufe verbradhte. — Wurden 
aber im Verfehr der Freunde dieſe intimjten Angelegenheiten be- 
ſprochen, jo verfteht es fich erft recht von jelbit, daß die Gemein- 
jamfeit vaterländiichen Gefühles, des Intereſſes für die Allgemein- 
heit und die beiden eigene Überzeugung, daß fie zu Höherem 
berufen und verpflichtet jeien, als lediglicy ihrem Privatvorteil 
zu leben, fie noch feiter mit einander verband. Aders war es, 
der Hanjemann zu jeinem erjten fchriftitelleriichen Beriuche anregte. 

Der Sprechjaal für die öffentlichen Angelegenheiten der beiden 
weftlichen Provinzen Preußens war damals der in Hamm er: 
jcheinende „Rheiniſch-weſtfäliſche Anzeiger”. Hier veröffentlichte 
Aders 1820 einen Artifel, in dem er für jchranfenloje Handels» 
freiheit eintrat und auch jede Art von Retorſion anderen jchuß- 
zöllnerifchen Handelsftaaten gegenüber verwarf. Hanjemann war 
anderer Meinung. Vollftändig einverftanden mit dem preußiichen 
Zollgejeb von 1818, das auf dem Prinzip des Freihandels ruhte, 
billigte er doc) auch die mähigen Zölle desfelben; er verlangte 
aber gerade zur Durchführung einer allgemeinen Handelsfreiheit 
die Anwendung von Machtmitteln, von Netorfionen gegen alle 
die Staaten, weldye fich diefem Syftem noch verichloffen. Für 
Deutjchland forderte er dem Programm des Allgemeinen Deutjchen 
Handelsvereins gemäß die Aufhebung aller Binnenzölle und die 
Errichtung eines gemeinjamen Grenzzollſyſtems. Auch Hierin wich 
er von Aders ab, der die Agitation des Dandelsvereins auf die 
Bejeitigung der Binnenzölle beſchränkt jehen wollte, ſich aber von 
dem gemeinjamen Grenzzolliyftem ebenſowenig wie von Retorfionen 
etwas verjprach. Über dieje Fragen forrefpondierten die Freunde mit 
einander und Aders forderte Hanjemann auf, ihn öffentlich zu wider: 
legen. Das that Hanjemann im Juliheft des Rheiniſch-weſtfäliſchen 
Anzeiger von 1820. Der Aufjag erregte einiges Aufjehen. Der 
Redakteur H. Schulze dankte ihm in herzlichen anerfennenden Worten 
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für den wertvollen Beitrag: Der Artikel gegen Aders fei das 
Befte, was der Anzeiger jeit langer Zeit an Zufchriften erhalten 
babe. Der Bitte, die Ktontroverje fortzufegen, war Hanſemann 
anfangs geneigt zu willfahren, aber „Zeitmangel, Genjur und 
Widermille gegen die Richtung der Regierungspolitif“ hinderten ihn, 
wie er ein halbes Jahr darauf dem Redakteur jchrieb, den abge- 
brochenen Faden der Polemik mit jeinem Freunde wieder aufzunehmen. 
Der allgemeine deutiche Grenzzoll, den Hanjemann in feinem Auf- 
jage empfahl und den Aders vermwarf, hatte für ihn aber eine 
das Gebiet der Handelspolitif noch überragende Bedeutung. Er 
jchrieb darüber an Schwenger:') „Meine Anfichten über den deutjchen 
Handel finden Sie im Juliusheft des Weſtf. Anzeigers zum Teil 
entwidelt. Die Maßregel einer allgemeinen deutſchen Mauth, für 
welche ich unbedenflich ftimme, würde wejentlich dazu beitragen, die 
Stämme weniger zu entfremden, und hat in diejer Beziehung eine 
höhere Tendenz; die darf aber nicht gedruckt werden; denn jo 
etwas riecht nach Deutichtum, und das ift bedenklich hoch ver- 
pönt . .“ 

Selbitverftändlich hat diefe Meinungsverjchiedenheit über die 
deutſche Handelspolitif das Freundfchaftsverhältnis der beiden 
Männer in feiner Weije getrübt. Wie Hanjemann über jeine großen 
Unternehmungen, von denen auf den folgenden Blättern die Rede 
jein joll, Aders berichtete, fich Nat und Mitwirkung von ihm erbat, 
jo beteiligte er fi) um des Freundes willen an deijen Schöpfung, 
der rheinifch-weitindijchen Kompagnie, und erbot fi) auch mit der 
Feder für fie einzutreten. 1820 hatte Aders ihm gejchrieben: 
„sch Liebe und achte Sie, wie wenige Menjchen unter meinen 
näheren Befannten.“ Als Aders 1825 aus dem Leben jchied, 
ichrieb Haniemann feiner Schweiter Charlotte Peters: „Kürzlich 
babe id; einen herben Berluft durch den Tod meines intimen väter- 
lihen Freundes Herrn Jacob Aders in Elberfeld erlitten. Er 
war mein bejter Freund auf Erden, ein ausgezeichneter Mann 
durch feine SKenntniffe, feinen Verſtand und feinen vortrefflichen 
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Charakter. Solche herbe Wunde, dem Herzen geichlagen, vernarbt 
nur durch die Zeit.“ 

Dasjelbe Jahr 1825 bradte ihm einen weiteren tief 
empfundenen Berluft, den Tod jeiner treuen, innig geliebten 
Mutter. Sie ftarb in Leeſe, der Pfarre Adolf Hanfemanns, bei 
dem fie ihre legten jahre verbracht hatte. ALS ein ſchönes Zeugnis 
des innigen Berhältnijfes, in dem Mutter und Sohn bis zulegt 
zu einander geftanden haben, mag folgende Stelle aus dem 
Teftament Amalie Hanjemanns bier Platz finden: „Wie gerne 
vermachte ich auch meinem lieben Sohn David Hanjemann etwas; 
aber ihm fann mit meinen jchlechten Sachen nicht gedient jein; 
fein gutes findliches Herz nimmt aljo meinen Segen für ſich und 
feine Nachfommen als unfichtbares Kapital von mir an, mweldes 
in einer bejjeren Welt für ihn niedergeleget und von oben ver: 
zinjet wird... .“ 

ALS diefe beiden Menjchen, die von Weib und Kind abgejehen, 
Hanjemann bis dahin vor allen anderen teuer geweſen waren, 
von denen er, bier als Knabe, dort in den eriten Mannesjahren, 
die edelften Antriebe danfbar empfangen hatte, die Augen jchloffen, 
ftand er bereitS mitten im öffentlichen Leben. Seiner Teilnahme 
an diefem haben wir jet unjere Aufmerkſamkeit zuzumenden. 

Hanjemann war bald nad) jeiner Niederlajjung in Nachen 
Zeuge eines Greignifjes, das für Preußen und fomit auch für die 
Rheinlande von folgenjchwerer Bedeutung wurde. Im Herbſt 1818 
fand in Aachen der erjte jener Monarchenfongrefie ftatt, die dem 
Progamm der Parijer Verträge wie der Heiligen Mliance gemäß 
die Gemeinjamfeit der monardiichen Intereſſen zum Ausdrud 
bringen jollten. 

Von den Beichlüffen des Kongreſſes drang damals nur 
wenig in die Offentlichfeit. Die vier verbündeten Mächte bildeten 
den Areopag für die internationalen Beziehungen der europäijchen 
Staaten. Eine große Zahl von. Streitigkeiten und Anſprüchen 
wurden teils erörtert, teils erledigt. Das Hauptergebnis war 
die zeitigere Räumung des franzöfifchen Bodens von der Decupa— 
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tionsarmee der Verbündeten. Ein dunfle Ahnung mweisjagte aber 
dem bdeutichen Publifum nichts Gutes von den geheimen Be— 
ratungen der Monarhen und ihrer Staatsmänner. Denn jchon 
war das Mißtrauen gegen die freiheitsfeindlichen Bejtrebungen 
der großen Höfe ein allgemeines geworden. Mit bejonderer Ab- 
neigung betrachteten alle Nationalgefinnten und Freunde freiheitlicher 
Inſtitutionen den Kaijer Alerander, der als der mädhtigfte Herricher 
Europas galt, mit Hilfe feiner Familienverbindungen und des 
wandernden Rubels eine Anzahl Feiner Höfe in unterwürfiger 
Anhängigfeit hielt und auch auf Preußen einen unverfennbaren 
Einfluß übte. Das Miktrauen gegen den Geift, der unter den in 
Aachen veriammelten Diplomaten umging, erwies fi) nachher als 
völlig begründet. Aleranders Einfluß wurde freilid) überjchäßt. 
Man wußte nocd nicht, daß fich in ihm foeben eine folgenreiche 
Wandlung vollzogen, daß die Entdedung geheimer Verbindungen 
unter deu Dffizieren feiner Armee ihn mit einer Angjt vor der 
Revolution erfüllt Hatte, die ihn in die Arme des Mannes 
trieb, deſſen Revolutionsfurcht die treibende dee der europäijchen 
Bolitif wurde, in die Arme Metternich. Metternich Einfluß 
begann den Aleranders abzulöjen; Dfterreidi übernahm Die 
Führung der Duadrupelallianz und, was das jchlimmite war, 
in jenen verhängnisvollen Tagen lieh aud) Friedrich Wilhelm III., 
verftimmt und erichredt durch das ungebärdige Teutonentum 
der Burjchenjchaft, zum erftenmal jein Ohr den verführeriichen 
Einflüfterungen des jchlauen Diplomaten. In Aachen legte 
Metternich, der ja in einigen bochfonjervativen Zirfeln Berlins, 
an dem Fürſten Wittgenftein und dem Schwager des Königs, 
Karl von Medlenburg, die beiten Bundesgenofien fand, den 
Grund zu dem unbheilvollen Einfluffe Ofterreihs auf die aus- 
wärtige Bolitif Preußens und auf den Gang der preußiichen 
Berfafjungsangelegenheit, die bei der Solidarität der monarchiſchen 
Intereſſen, wie die Höfe fie verftanden, eben als eine Frage be- 
handelt wurde, die nicht Preußen allein, jondern auch jeine 
Bundesgenojjen anging. 

Hanjemann teilte die Abneigung der Zeitgenofjen gegen 
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Rußland und die Furt vor defjen unheimlich wachjender Macht, 
die, wie das ganze auf dem Wiener Kongreß neu begründete 
Staateniyitem, die politifche Nichtigkeit Mitteleuropas, die Ohn— 
macht Deutichlands, zur Vorausjegung hatte. Er mochte damals 
wohl zum erjtenmale höfiſchen Glanz, militärifche® Gepränge, 
raujchende Feftlichfeiten aus eigener Anjchauung fennen lernen. 
Das alles machte aber feinen Eindrud auf ihn. Er betrachtete 
die Vorgänge mit den Augen eines teils unbeteiligten, teils nur 
gezwungen in fie hineingezogenen humorvollen Zujchauers. In einem 
Briefe an die Paftorin Beckhaus vom 11. Auguft 1818 fahte er 
feine Eindrücde zujammen: 

„Sie erwarten — und vielleicht mit Recht — eine ziemlich umſtändliche 
Beihreibung der Herrlichkeiten des gepriefenen Monarchen-Kongreſſes von mir. 
Aber was foll ich Ihnen fchreiben, was die Zeitungen nicht bereits alles ſattſam 
aufgetifcht hätten? Der ſchöne Gejang der Gatalani, das Springen Parifer 
Tänzer, das Spiel der Ehlair ıc., die Epekulationen des Silberhändlerd und 
Juweliers S,, der Pariſer gefälligen Frauenzimmer — altes ijt hinlänglih dem 
Publikum vorgetrager, idem der magnifique Ball, den wir Kaufleute den 
Monarhen gegeben (der, beiläufig gejagt, auch mir ein ziemliches gekoſtet), das 
Spazierenfahren, Efien, Trinten, Befuchen ꝛc. der Monarhen — alles das ift 
wohlbelannt. Bon den Monardien mur foviel: Franz hat durch jeine Bon- 
hommie die Herzen der Menge gewonnen; Fr. Wm. wenig durh Mangel an 
BVopularttät, Alerander fo halb und Halb. Der ruffiihe Barbarismus bat 
fid) wieder (dadurch) beurkfundet, dab in dem Hotel des Kaiſers fein Möbel bei 
der Abreife unbefchädigt geblieben, — aud) neuerdings wieder durd die jchlechte 
Aufführung der durchgelommenen ruſſiſchen Truppen. Der Herr wolle uns 
vor dem Wiederjehen diefer ungeſchlachten Menichen bewahren.“ 

Mit geipanntem Intereſſe beobachtete erin den folgenden Jahren 
den Gang der Ereigniſſe in Europa, in Deutjchland und in 
Preußen. Das meifte von dem, was er wahrnahm, mußte ihn 
wie die Beiten jeiner Zeitgenoſſen mit lebhafter Entrüftung er- 
füllen. Das Mißtrauen der Negierungen gegen die Völker, ihre 
Angft vor jeder Negung jelbitthätiger Teilnahme an den öffent- 
lien Angelegenheiten, das Syitem der Bevormundung auf der 
einen Seite, der Mangel an Gemeinfinn und Intereſſe auf der 
anderen, — die ganze Erbärmlichfeit diefer Zeit der Demagogen- 
: furdt und politiichen Stumpffinnes empörte fein menfchliches 
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Empfinden, widerſprach allen Forderungen einer gejunden Ber- 
nunft und regte jein patriotriches Gemifjen auf. Es fcheint, daß, 
wie jo viele Deutfche, auch er, in Kummer und Ärger über die 
heimischen Zuftände, eine gewiſſe Befriedigung in der Betrachtung 
der ſüdeuropäiſchen Nevolutionen und der Verfaſſungskämpfe in 
den Nachbarlanden fand. Aber der Haffende Widerjpruch großer 
Worte und feiner Thaten in Spanien und Neapel lehrte ihn, 
daß der Fortichritt der Gefittung von dorther nichts zu erwarten 
babe. Dauerhafter zeigte fich feine Sympathie für den griechiichen 
Freiheitsfampf. Über den wahren Charafter der neugriechischen 
Helden war er nicht befjer wie die meijten feiner Zeitgenofjen 
unterrichtet. In vertraulichen Briefen an Aders und andere 
Freunde machte er dem Zorn über die Haltung der Mächte Luft, 
die gegen die fleinen Erzeile der Demofraten jo eifrig einjchritten 
und die Graujfamfeiten der QTürfen ruhig gewähren ließen. Wie 
eine langentbehrte Wohlthat empfand er daher das Auftreten des 
engliihen Minifters Canning, das einen friichen Hauch in die 
Stidluft der europäijchen Reftaurationspolitif bradıte. Die Aner- 
fennung der ſüdamerikaniſchen Republifen, die Ausficht auf einen 
Umſchwung der Dinge in Griechenland, auch der Tod Kaiſer 
Aleranders 1. Tiefer ®ihn hoffnungsfreudiger in die Zufunft bliden. 
In einem Rüdblid auf das Yahr 1825 gab er jeiner Verehrung 
für Ganning und der Freude über den Umſchwung der Dinge 


einen geradezu überjchwenglichen Ausdrud:!) 

„Wenn der Menfchenfreund vor einigen Jahren, ald er in Spanien und 
Meapel die nämlihen Menſchen, welhe vom Nednerjtuhle herab die edeljten 
und trefflichſten Grundfäße vortrugen, unmweife, feige und unentſchloſſen handeln 
ſah, an der Verbreitung helleren Lichtes zu verzweifeln begann; wenn Pfaffen— 
finn, Jeſuitismus und minifterieller Despotismus feit Jahren ihre Anjirengungen 
verdoppelten, um das Forticdjreiten der Menichheit aufzuhalten, oder gar die— 
ſelbe rüdwärts fchreiten zu machen; — fo hat 1825 klar gezeigt, dab unfere 
Entel ruhig dem fommenden Zuftande der Welt entgegen gehen können; daß 
die Entwidelungsperiode der Menſchheit nicht mehr dauernd unterbrocden werden 
fann; dab klarere Einfichten, geſetzmäßige Freiheit da8 Los der heranwachſenden 
®eneration in den meijten europätfchen und amerifaniihen Ländern jeyn wirb. 





!) Hanfemann an Peter Vogt in Yudan 23. Dezember 1825. 
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So wie Jeſus, Karl der Große und Luther zu ihren Zeiten, jcheint jept 
Canning berufen zu jeyn, den Umjchwung der Welt, zu welchem fie reif it, 
befördern zu helfen. Er iſt's, der mit bewunderungswürbdiger Klugbeit und 
Vorderfehungsgabe auf das Scidjal der Menſchen einwirkt, der die Philofophie 
in die Diplomatik einführt, der den Grundſatz des unfterblihen Adam Smith, 
dab der Handel ein Mittel der Verbindungen und der gegenjeitigen Bereicherung 
der Bölter fein müfje, wenn diefe einmal ihre alten Borurteile abgelegt hätten, 
in das Leben ruft. 

Das Jahr 1825 Hat ferner gezeigt, dal die jeden Werehrer der Auf— 
Härung interefjierende Angelegenheit der Griechen in die eigenen Hände der 
fegteren dergeftalt gelegt ift, dab, wenn die Mafje jenes Volkes der Freiheit 
würdig ift, fie ihm auch zu teil werden wird, 

Die auferordentlihen Fortſchritte, welche die Mechanif und Schiffahrt 
macht, befonderd aud; die Anwendung des Danıpfes auf die Kriegstunft, fichern 
vollends den Sieg der Aufklärung. Die Herrfhaft erringen fortan nur die 
aufgeflärten und reicheren Nationen; wollen die Regierungen ſtark jeyn, jo jind 
fie gezwungen, ihre Unterthanen Flüger zu machen. Mathematit muß binfüro ein 
Hauptgegenjtand des Unterricht3 werden — und damit wird der Dummheit und 
was im Gefolge derjelben ijt, der Todesſtoß gegeben. 

Aleranderd Tod und die Furcht der Völker bei der Thronbefteigung feines 
lieben Bruders zeigt neuerdings, wie ſchwach die Gewährleiftungen find, welche 
die Völker in den Tugenden der Fürſten haben.“ 

Übertreibungen und Überjchwenglichfeiten, wie fie in dieſem 
Briefe vorfommen, lagen der nüchternen Klarhétt und Verſtändigkeit 
Hanjemanns fonjt ganz fern. Sie lajlen ſich nur aus der Em: 
pfindung hochgradigen Abſcheus vor der bisherigen Politik der 
Großmächte erflären. 


In noch weit höherem Maße als die Verhältnifie Europas 
im allgemeinen bejchäftigten Hanjemann die Angelegenheiten 
des eigenen PBaterlandes. Die Hoffnung auf eine geiunde Ge— 
ftaltung der deutſchen Verhältnifje hatte er natürlich jehr bald 
aufgegeben. „Im allgemeinen erwarte ic) vom deutſchen Staaten- 
bunde als ſolchem nichts VBernünftiges. Wahrſcheinlich wird der 
Deutjche Bund wie bisher nur gedrudt und an den Tafeln der 
Gejandten in Frankfurt eriftieren.” So lautete 1820 jein Urteil 
in einem Briefe an Aders. Wie eine perjönlidde Schande und 
Demütigung brannte die Zerrifjenheit und Wehrlofigkeit Deutjch- 
lands auf feiner Seele. Dunkel und unglüdverheißend lag bie 
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Zukunft vor ihm. „Der Hauptgrund des Übels in Deutſchland,“ 
ichrieb er dem Bürgermeifter Schwenger in Rheda am 17. November 
1820, „it die Zerftüdelung Deutichlands, die nichts Großfinniges 
auffommen läßt und uns früh oder jpät der Herrichaft des Aus: 
landes wieder zuführen wird. Wenn die Vorjehung feine außer- 
ordentlichen Ereigniſſe eintreten läßt, jo wird der ganze Diten 
Deutichlands mahrjcheinlich in den erften Decennien eine ruffische 
Provinz; für den Reſt werden fich auch jchon Liebhaber finden, 
welche mit leichter Mühe Völker unterjochen werden, die nicht 
wifjen, was ein Vaterland tft.“ 

Um jo erfreulicher iſt die Wahrnehmung, daß ihm dieſe be- 
gründete peſſimiſtiſche Anſchauung von der Gejamtlage Deutjchlands 
doch den flaren Blid für die Vorzüge Preußens nicht trübte, jo 
viel er an der Regierung ſeines neuen Vaterlandes auch auszu- 
jegen fand. Es war das Verhängnis diejer trüben Zeit, daß ein 
preußiicher Patriot weniger als je zu ungemijchter Freude an 
jeinem Staate gelangen fonnte. Denn das Preußen der Reftaurations- 
zeit trug ein merfwürdiges Doppelantlig. Auf der einen Seite 
eine jtaunenswerte Fülle von Kapazitäten auf allen Gebieten der 
inneren Verwaltung, die bis etwa 1820 eine reiche gejeßgeberijche 
Thätigkeit entfalteten und auch in den folgenden Jahren durch 
gemifjenhafte, intelligente Arbeit die Landeswohlfahrt hoben und 
Preußen den Ruhm brachten, der am beiten regierte Staat zu 
jein. Doc waren die großen jchöpferijchen Kräfte des preußijchen 
Beamtentums meift nur an zweiter Stelle thätig. Je mehr fich 
die Reformperiode ihrem Abſchluß näherte, um jo mehr wurden 
fie aus den leitenden Stellungen verdrängt und damit ging der 
europäifchen wie der deutjchen Bolitif Preußens jeder Zug von 
Kraft und Größe verloren. Sie jegelte im Fahrwaſſer der 
Metternichſchen Staatsfunft. Das allgemeine Urteil über Preußen 
aber wurde durch den legteren Umftand beftimmt. Das lag in 
der Natur der Sache und war auch vollfommen richtig. Mangel 
an Öffentlichfeit und Geheimthuerei find die Krebsichäden jedes 
abjolut regierten Staates. Was die preußiiche Verwaltung damals 
leiftete, entzog fich vielfach dem Blid und Berftändnis des — 
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fonnte nur von Kennern und Gingeweihten gewürdigt merden; 
was fie aber verjäumte, was fie durch Polizeimillfür und Be- 
amtenhochmut pofitiv fündigte, wurde von allen empfunden. 
Klar zu Tage lag vor allem die Thatſache, daß der Staat des 
Großen Königs weder im Rate der Großmächte nod) Dfterreich 
gegenüber oder im Deutichen Bunde die ihm zufommende Rolle 
ipielte, daß an allerhöchſter und höchſter Stelle Mleinliche Rüdfichten, 
ängftliche Scheu vor politifcher Freiheit das Verhalten der Regierung 
in eriter Linie beeinflußten. Es ijt aber ein gejundes Empfinden, 
wenn ein Bolf jein Urteil durch die ideale Erwägung bejtimmen 
läßt, wie weit die Ehre und Macht des Staates nad) außen ge- 
wahrt wird. Daß damals die ungeheueren Schwierigfeiten unter- 
ihägt murden, mit denen die Neugejtaltung Preußens und Die 
Durchführung der vollen ftaatlichen Einheit zu ringen hatte, iſt 
richtig. Aber ebenjo richtig iſt es, daß ein freierer und freudigerer 
Geift an den höchſten Stellen, der das Volk nicht fürchtete, jondern 
deſſen Gemeinfinn und Staatsgefühl durdy Gewährung politiicher 
Freiheit ftärfte, zu dem Segen der Vermwaltungsreform den eines 
feften Vertrauensverhältnifjes zwiſchen Krone und Volk gefügt hätte. 

Auch Hanjemanns Hoffnungen und Erwartungen murden 
durch die preußifche Politif enttäuſcht. Es war ein fühlbarer 
Abftand zwiſchen den an freifinnigen Verheißungen fo reichen erjten 
Sahren nach der Franzojenzeit und den folgenden, in denen eine 
harte und thörichte Reaktion ihr Wert begann. Gerade in den 
rheinifchen Städten gejchahen einige der ärgiten Greuel der Dema- 
gogenverfolgung. Die Mipftimmung murde allgemein; das 
provinziale Sondergefühl erwachte; für alles Übel wurde das 
ipezifiihe Preußentum verantwortlich gemadt. Vielen Leuten 
redete Görres aus der Seele, wenn er von dem dumpfen, jtarren 
Preußentum ſprach und den Preußen zurief: ihr jeid Litauer. 
— Mie hätte ſich Hanjemann der allgemeinen Stimmung ent- 
ziehen fönnen! Aber e8 war doch ein Unterfchied, ob man, jei 
e3 über die ganze Richtung der Negierung, jei es über einzelne 
ihrer Maßnahmen, Flagte, oder ob man diefe Mipftimmung zu 
einer Abneigung gegen den ganzen Staat auswachſen ließ. Davon 
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war Hanjemann weit entfernt. Seine Kritif blieb immer maßvoll 
und er mwurzelte mit allen Bejtrebungen und Intereſſen feit in dem 
Boden des preußiichen Staates, den er troß allem hoch über 
jeden anderen jtellte. Zwar jchrieb er befümmert an Aders (1822): 
„Es ijt traurig, daß die Regierung noch immer fortfährt von 
oben herab die Gejege zu machen, wo fie dann oft wie die Fauſt 
aufs Auge paſſen. Wenn man nun fieht, wie die Wenigen von 
denen, melde Rang und Einfluß haben, die einjehen, daß die 
Regierung nur der Negierten wegen da iſt, nach und nadı entfernt 
werden, jo muß der Paterlandsfreund trauern. Wann wird's 
beſſer werden? Schwerlid bald . . .“ Gegen übertriebene An- 
feindung nahm er den Staat aber in Schub. So heißt es in 
dem erwähnten Briefe an Schmwenger vom 17. November 1820: 
„. . Sie gehen in Ihrem Ummwillen gegen Preußen freilich jehr 
weit, wenn Gie, weil Rheda preußiich ift, Gottfried Schmwenger 
mit leichtem Herzen von dort ziehen lafjen. Es iſt freilich des 
Unfugs in Preußen jehr viel, doc; finde ich es in den meijten 
deutichen Staaten wenigſtens ebenjo arg. In Sadjjen, Hannover 
und vielen feinen Staaten ift die Adminiftration und Juſtiz 
unftreitig jchlechter als in Preußen; das Militärweien ... ift 
ganz den Bedürfniſſen angemeſſen.“ 

Wenn Hanjemann die Maknahmen und die geiehgeberiiche 
Thätigfeit der Regierung Icharf fritifierte, jo war er doch weit da— 
von entfernt, fie für alle Übelſtände verantwortlic; zu machen. 
Nicht minder oder fait noch mehr mißbilligte er das Verhalten 
des Publikums, das wohl rälonnieren fonnte, aber nicht Hand an- 
legte, wo Hilfe not that. Gewiß war auch dieſe Stumpfbeit zum 
Zeil durdy die Regierung verichuldet, welche die politiichen Triebe 
der Nation verfümmern ließ und damit zufrieden war, wenn Die 
Arbeitskraft des Volfes ſich in der Pilege privater Intereſſen er: 
ihöpfte. Das legtere geihab aber ganz bejonders in den Rhein— 
landen, im Gebiete des neufranzöfiichen Rechts und napoleonifcher 
Berwaltungsgrundiäge. Für eine wirkliche Selbitverwaltung hatte 
das Bräfefturigitem feinen Raum geboten, und wo fie nod 
theoretiich möglidh gemweien war, batte die Praris der Präfeften 
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dem Publikum jede Lujt und Liebe für fie ausgetrieben. Während 
der Kriegszeit hatten fich freilich in den Städten vielfach Gemein- 
finn und Dpfermut gezeigt. Da aber die franzöſiſche Gemeinde» 
ordnung beftehen blieb, jo ſank die Bevölferung im Frieden wieder 
in einen bedauerlichen Zuftand egoiftiicher Gleichgültigfeit gegen 
die eigenen kommunalen Angelegenheiten zurüd. Wurden doch 
nicht nur die Bürgermeifter fondern auch die wenigen Mitglieder 
des Gemeinderats von der Negierung ernannt. Es blieb jomit 
die Bethätigung des Bürgerfinnes auf private Vereinsarbeit ange- 
wielen. Und auch dieje hielt fich in engen Grenzen, weil eben 
die Anregung fehlte, welche die Teilnahme an einem freien Staats- 
und Kommunalleben gewährt. Sieht man von den Geichworenen 
ab, jo gab es öffentliche Chrenämter höchſtens für die ange- 
jehenen Kaufleute und Fabrifanten der größeren Städte. Bier 
boten die Handelsgerichte und die Handelsfammern einem kleinen 
Kreile Begüterter in der That ein Feld gemeinnügiger Thätigfeit. 
Daß die 1823 eingeführten Provinziallandtage, auf denen nur 
der Grundbeſitz vertreten war, bei der allgemeinen Abneigung gegen 
fie, der politiichen Erziehung des Volkes nur minimale Dienjte ge- 
leiftet haben, ijt befannt genug. Die Teilnahme der wenigen 
Berechtigten an den Landtagswahlen fonnte in feiner Weile einen 
Erjat für das unfreie Gemeindeleben bieten. 

Hanjemann war non der Vermerflichkeit diejes Zuftandes tief 
durchdrungen; immer wieder Flagte er über die Apatbie der höheren 
Klafjen in Bezug auf alles, was das Gemeinwohl und den Staat 
betraf. Sah er aber auf die unteren Streile der Bevölferung 
ipeziell jeiner neuen Heimat, Aachens, jo entrollte fid) ihm ein 
noch betrübenderes Bild. Die Arbeiterverhältniffe waren, wie er- 
wähnt, die denfbar traurigiten. Dem Elend des mwachjenden 
Fabrifproletariats ſtand man damals noch völlig ratlos gegenüber. 
Die veränderte Produftionsweile infolge des immer großartiger 
werdenden majchinellen Betriebes einerfeits, die Not in melcher 
fi) die Fabrikanten anderjeit$ während der eriten Friedensjahre 
befunden hatten, waren den Arbeitern verhängnisvoll geworden. 
Dazu fam die alle Köpfe beherrichende und die Gewiſſen ab- 
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ftumpfende, damals noch ungebrodyen wirfende Doktrin von der 
alle wirtichaftlihen Verhältniſſe unfehlbar richtig regulierenden 
freien Konfurrenz, jo daß nur die wenigften Fabrifherren fich für 
das Los der Arbeiter verantwortlich fühlten. Das materielle 
Elend, die Hoffnungslofigfeit der Lage, die Nötigung und Ge- 
mwöhnung, von der Hand in den Mund zu leben, führten weiter 
zu einer erjchredenden moraliichen Verkommenheit des Proletariats. 


Auch zu Zeiten bejjeren Verdienſtes und unter günftigeren Be- 
dingungen liegen die Arbeiter alle wirtichaftlichen Tugenden ver- 
mifjen. Sie waren verjdjwenderiich und träge, zumal die meiften 
von ihnen als Kinder in völliger Verwahrlojung aufgewachien 
waren. Arbeitsicheu und Bettelei nahmen überhand.') Gegen die 
aus der Gejamtlage der Induſtrie fich ergebenden Übelitände 
gab es vorläufig fein Heilmittel. Wohl aber konnte zur Linderung 
der Not viel geichehen. Es war auch bereits verjucht worden. 
So hatten z. B. wohlmollende Männer in Aachen zur Beichäftigung 
von Arbeitluftigen aber Arbeitlojen eine Arbeitsanjtalt begründet. 
Sie fonnte fidy aber nicht halten und wurde 1823 von der of- 
fiziellen Armenverwaltung übernommen. Den rühmlichſten Eifer 
zeigte der Negierungspräfident von Reimann bei dem Verſuche, 
Elementarichulen zu gründen. Während der Franzoſenzeit war die 
einzige Elementarichule Aachens, die zum Münfterftift gehörte, ein- 
gegangen. Yon da bis 1819 gab es im ftreng fatholiichen Aachen 
nur eine evangeliiche Volfsichule. In Ddiefem Jahre zwang die 
Regierung den Stadtrat zur jährlichen Subventionierung einer 
dreiflaffigen Knabenichule mit 500 Thalern. Das Publikum, der 
Stadtrat und die fatholiiche Geiitlichfeit zeigten aber nad) wie 
vor nicht das geringite Intereſſe für die Volfsbildung. Bon Ein- 
führung des Schulzwangs in Aachen fonnte gar feine Rede fein. 
„Die ftädtiiche Schulfommilfion blieb in ihrer Unthätigfeit und 
das etwaige Handeln löſte fich in eitel Schreiberei auf“, klagte 
Reimann nad) Berlin; „die fatholiiche Geiftlichfeit blieb meift mehr 
gegen als für die Schule geftimmt und der Stadbtbehörde war ein 


1) Thun, Die Induſtrie am Niederrhein, a. a. DO. ©. 28ff. 
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Intereſſe dafür nicht beizubringen.“ Erſt als es Reimann 1825 
gelang, den Erzbiichof Spiegel für die Angelegenheit zu gewinnen, 
und dieſer auf Reimanns Vorſchlag den Piarrer Claeſſen zum 
Propſt des Münjterftifts ernannte, der damit die Leitung der Bolfs- 
ichule übernahm, wurde durch die Bemühungen diejer drei Männer 
in den jahren 1826—28 eine bejjere Geftaltung der Schulverhält- 
niffe ermöglicht, jo daß nun auch der Schulzwang in Ausficht ge- 
nommen werden fonnte. Selbſt der Stadtrat nahm jet auf Be- 
treiben Reimanns eine Anleihe von 20 000 Thalern für Schul- 
zwede auf.') 


Noch bevor diefer Anfang einer Wendung zum Beljeren ge- 
madıt war, hatte Hanjemann fich entichloflen, jelbjt Hand ans 
Werk zu legen und feine ganze Kraft für die Hebung der unteren 
Volksklaſſen einzujegen. Was not that, war eine erzieherifche 
Einwirkung auf das Bolf jowohl in öfonomijcher wie in fittlicher 
Hinfiht. Hanjemann wies aljo jeden Gedanken einer joldhen Hilfe- 
leiftung ab, die den Charakter des Almojengebens an fich trug. 
Die Hilfe mußte jo gebracht werden, daß fie dem Bedürftigen nur 
als Kohn und Folge eines fleißigen, Iparfamen Wandels erichien. 
Sn jedem Falle bedurfte es großer Geldmittel und Hanjemann 
fand mit faufmänniichem Scharfblid die Goldgrube, mit deren Er- 
trägen fich feine menjchenfreundlichen Abfichten verwirklichen ließen. 


1) Geh. Staatdarhiv: Polizeiberihte aus Nahen vom Reg.Präſidenten 
von Reimann v. 1. und 6. November 1828. Veranlaht war die Berichterftattung 
durch eine Kabinettöordre vom 28. Sept. 1828, in welcher der König ſich unmwillig 
über das „ungejtüme Benehmen des gemeinen Volkes“ in Aachen äuferte, das 
ihm bei feiner legten Anweſenheit dajelbit aufgefallen jei und das er bereits in 
einem Erlaß gerügt habe. Diefelbe Kabinettsordre befahl auch die ftrenge Unter- 
juhung eine® Tumultes, bei dem am 8. Sept. in Anlaß der Grundjteinlegung 
des Regierungsgebäudes ein preußiicher Adler zertrimmert worden war. Rei— 
mann führte in feinem Bericht den, übrigens unpolitifchen, Exceß und „das 
ungejtüme Benehmen“ des Pöbels überhaupt auf die Verwahrlofung der Fabrik— 
jugend zurüd. Die Fabrifherren hätten fir die Arbeiter und erjt recht für deren 
Kinder gar fein Herz und ließen fie in den entjeglihen Wohnungsverhältnifien 
und bei zu früher Yabrifarbeit gänzlich verlommen. Diefen Bemerkungen 
folgt eine Überficht des Elementarſchulweſens in Aachen. 
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Zu dieſem Zwecke wurde die Aachener Feuerverſicherungsgeſellſchaft 
gegründet. 

Die große Ausdehnung des Verſicherungsweſens iſt ein Werf 
erit des 19. Yahrhunderts. In Preußen wie im übrigen Deutjch- 
land gab es im vorigen Jahrhundert nur ftaatliche oder fommu- 
nale fFeuerverficherungsanjtalten, die Brandjozietäten, von territorial 
begrenztem Wirfungsfreis und geringer Leiftungsfähigfeit. Da- 
gegen wirkten in England bereitS jeit dem Anfang des vorigen 
Sahrhunderts private Erwerbögejellichaften für Feuerverficherung, 
die die Technif der lebteren bedeutend entwidelten. Mit der Er- 
richtung eines Zweiggejchäfts des Londoner „Phönir“ in Hamburg 
1786 faßten fie auch auf deutichem Boden fejten Fuß, während 
Barijer Gejellichaften den Weiten Deutjchlands eroberten. All— 
mählich aber bejannen fi) die Deutjchen darauf, daß ihnen 
ein Verdienſt entging, den fie jelbjt einheimjen fonnten. Go 
entitanden in den jahren 1812, 1819 und 1823 die erjten 
deutichen Feuerverficherungsgejellichaften auf Aftien in Berlin, 
Leipzig und Elberfeld, während der befannte, patriotifch gefinnte 
Kaufmann Arnoldi in Gotha 1821 die Gothailche Feuer- und 
Lebensverficherungsbanf jchuf, bis auf den heutigen Tag die 
größte der auf das Prinzip der Gegenfeitigfeit gegründeten Ber- 
fiherungsinftitute. Als fünfte unter den großen privaten Ber- 
fiherungsinftituten, als vierte unter den Aftiengejellichaften, trat 
1825 Hanjemanns Aachener (und Münchener) Feuerverſicherungs— 
gefellichaft Hinzu, um bald alle anderen zu überflügeln. 

Syſtematiſch und gründlich” wie in allem ging Hanſemann 
auch bier zu Werfe. Wie er das Wollgeihäft nicht nur aus 
perjönlihher Erfahrung fannte, jondern ſich auch mit deijen Ge- 
jhichte vertraut gemacht hatte und in der Lage war, auch theoretifch 
die Bedingungen desjelben, die Preisbildung, die Wahrjcheinlich- 
feiten der zu erwartenden Konjunfturen zu entwideln, jo vertiefte 
er fid auch Hier mit größtem Fleiß in das mühjame Studium 
der technifchen Details des Verſicherungsweſens, nachdem er die 
begründete Überzeugung von der Rentabilität des geplanten Unter- 
nehmens gewonnen hatte. Im Sommer 1824 war er jo weit 
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vorbereitet, daß er an die Ausführung gehen konnte. Zunächft 
gab er fich noch einmal Rechenſchaft über die Grundgedanfen des 
Unternehmens: es jollten durch ein nad jtreng kaufmänniſchen 
Grundſätzen geleitetes Gejchäft Mittel zu gemeinnüßigen Zmeden 
beihafft werben, indem der Gewinn zwilchen den Teilhabern 
und den zu begründenden gemeinnüßigen Inſtituten geteilt wurde. 
Der Ermerbstrieb der Wohlhabenden, nicht ihre Nächitenliebe, 
jolte zum Bejten der Notleidenden in Bewegung geſetzt werden. 
Dieje Gedanken brachte er im Yuli 1824 zunächit noch in lojer 
Berfnüpfung zu Bapier als „Plan zu einer allgemeinen preußiſchen 
Berfiherungsgeiellihaft”. Es war eine Denfichrift, die er auch 
als „Plan der mohlthätigen sFeuerverficherungsgeiellichaft“ be: 
zeichnete. Unverſchuldetes Brandunglüd, heißt es da, iſt ein 
hartes, jchweres Geſchick; eine Anjtalt, die den Schaden erjett, 
mithin fegensreih. Aber es gilt Größeres. Schlimmere Übel als 
Brandihäden find in Hanfemanns Augen: 1. Arbeitsichen und 
Bettelei; 2. das Verkommen der armen Kinder ohne Aufficht, Er- 
ziehung und Unterricht; 3. der Mangel allgemeiner Teilnahme 
am öffentlichen Wohle, — denn fie „hindern und untergraben die 
Sittlichfeit und den Wohlitand nicht nur Einzelner jondern ganzer 
Länder und Städte”. Auf die eritgenannten Punkte geht er bier 
nicht näher ein; dagegen erörtert er den dritten. Wenn man bie 
Menſchen über ungünftige Verhältniffe und jchlechte Regierung 
flagen hört, jo glaubt man nur Batrioten vor fich zu haben. Wie 
fteht es aber, wenn gehandelt werden ſoll? „Da jehen wir 
Millionäre, die es nicht über fich gewinnen fünnen, eine feine 
Summe für gemeinnügige Anftalten anzuwenden, wenn fie 
nicht gerade den eigenen Nuten fich klar herauszurechnen ver- 
mögen; wie man alle Mittel anwendet, fih dem Geichworenen- 
amte, den Pienjte als Gemeinde-Rat, Drtsvoritand, Handels: 
rihter u. ſ. mw. zu entziehen; wie man endlich jede Aus— 
gabe an Geld oder Zeit für das Gemeinmwohl doppelt jo hoch an- 
ichlägt als die für den eigenen Vorteil oder für Vergnügungen.“ 
Slänzende Ausnahmen von diejer Regel giebt es; doch finden fie 
wenig Nahahmung. Woran liegt das? „Nach meiner Meinung“, 
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fährt Hanfemann fort, „vorzüglich darin, daß die Menfchen durch 
das franzöfiiche Regierungsiyitem ſich daran gewöhnt haben, alles, 
was öffentliches Wohl betrifft, von oben herab bis ins kleinſte 
Detail regiert und verwaltet zu jehen, jo daß eine wirkliche Teil- 
nahme entweder gar nicht oder nur eingebildet vorhanden war. 
Unterdejien find die Menjchen mit Ideen von freiheit, Kon— 
ititutionen, WVolfSrepräjentation gehörig verſorgt worden, während 
fie e8 verlernten, ihren Gemeinde: und Provinzial-Angelegenheiten 
vorzuftehen.. Man mill den Giebel des Gebäudes feitigen und 
weiß nicht einmal das Fundament zu legen. Diejer Zuftand ift 
fiher ein Übel.“ — Die Erfenntnis diejes Hauptgebrechens des 
franzöfiichen Syſtems ift heute in Deutichland ein Gemeingut der 
gebildeten Welt. Damals aber, in einer Zeit der Verſtimmung 
über die deutichen, der Bewunderung für fremde Zuftände, einer 
Zeit, welche die äußeren fonftitutionellen formen auf Kojten einer 
liberalen Verwaltung zu überjchägen pflegte, war ein derart unbe- 
fangenes Urteil feine häufige Ericheinung. 

Da aljo allein um des guten Zwedes willen, überlegt Hanje- 
mann weiter, niemand größere Summen zur Verfügung ftellen 
wird, jo muß die zu gründende Feuerverficherungsgejellichaft auf 
den Nuten der Aktionäre berechnet jein, der mit dem der Ver— 
fiherten Hand in Hand geht. Denn nur eine vollfommene Sicher- 
beit der Perficherten erwirbt der Gejellichaft Vertrauen und bie 
Möglichkeit, ihre Thätigfeit weiter auszubreiten. Hanjemann findet 
aber, daß die zu befolgenden Geichäftsmarimen, bajiert auf alle 
befannt gewordenen Erfahrungen und auf gründliches eigenes 
Nachdenken, einen jo glänzenden Erfolg in Ausficht jtellen, daß 
auch ſchon die Hälfte des Geminnes den Aftionären eine reichliche 
Verzinfung des Anlagefapitals bieten werde. Die andere Hälfte 
fol daher nad einer feften Norm unter die verjchiedenen Re- 
gierungsbezirfe der Monarchie verteilt und nur zu Arbeits- 
anftalten oder zur Erziehung armer Kinder verwendet werben. 
Der Hauptzwed ift Verhütung des Müßiggangs. Darum: feine 
Almojen; Lohn, Speife, Kleidung nur gegen geleiftete Arbeit. 
„Der Unterricht umfafle Lejen, Schreiben, Rechnen und chrijtliche 
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Moral, welche, als das beite Mittel zu Erziehung ſittlich guter 
Menichen, als ein Hauptteil des Unterrichtes zu betrachten ift.“ 
Der eigentliche Neligionsunterricht dagegen ſei Sache der Beiftlich- 
feit. „Das Proſelytenmachen“, jo jchließt Hanjemann diejen Ent: 
mwurf, „darf bei den armen Kindern durchaus nicht jtattfinden.“ 
Diefen Grundgedanfen gemäß arbeitete Hanjemann am 
26. Juli einen „Vorjchlag zu den Statuten der Aachener Feuer- 
Berfiherungs-Gejellichaft” und zwei Tage darauf einen „Vorſchlag 
zu den Statuten des Nachener Vereins zur Beförderung der 
Arbeitſamkeit“ aus, der hauptjächlich durch die Mittel der Ber- 
fiherungsgelellichaft ins Leben gerufen und unterhalten werden 
jollte. Beratungen mit dem NRegierungspräfidenten Reimann, der 
Hanjemann jofort feine Unterjtügung zujagte, mit Aders und mit den 
maßgebenden Kapitaliften hatten ihn indejjen belehrt, daß er jeine 
Ziele vorläufig etwas tiefer ſtecken müſſe. Ohne den urjprüng- 
lihen Plan, nad; welchem die Wohlthaten des zu begründenden 
Arbeitsvereins der ganzen Monarchie zugute fommen  jollten, 
völlig aufzugeben, beichränfte er in dem definitiven Statuten= 
entwurf die Wirfjamfeit des Vereins zur Beförderung der Arbeit- 
famfeit zunächit auf den Negierungsbezirt Aachen. Gegen Aders 
äußerte er fich offen (23. Auguft), daß ihm der Verein die Haupt- 
fache jei, jo ficher er auch auf den faufmännijchen Erfolg der 
Berficherungsgejellichaft rechne, und daß er hoffe, es werde fich 
noch dereinjt ein Net ähnlicher Vereine über die ganze Monarchie 
ausbreiten. Doc, fünne man das jekt den Aktionären noch nicht 
jagen, da fie jonft mißtrauifch würden. Aders wiederum fchüttelte 
wohl den Kopf zu der originellen dee. Er meinte, der Verein 
fei etwas für Patrioten, aber auch nur für Patrioten, und die 
fönne man mit der Xaterne juchen. Deshalb werde es jchwer 
halten, die Aktien unterzubringen. „Was Yhnen das jchönfte 
Kleid an Ihrem Kindlein dünft,“ jchrieb er, „und was aud in 
der That das Beite ift, findet Anftoß überall.” Aber der fieghaften 
Energie Hanjemanns gelang es, die Schwierigfeiten zu überwinden. 
Er gewann eine genügende Anzahl wohlhabender Leute für jeine 
Gedanken und fchon am 13. Auguft 1824 konnte, nachdem die 
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Statuten mit dem Regierungspräfidenten und den erjten Aktionären 
durchberaten und redigiert worden waren, die notarielle Aufnahme 
über die Gründung der Aachener Feuerverficherungsgejellichaft und 
des Nachener Vereins zur Beförderung der Arbeitjamfeit ftattfinden. 
Ein proviloriiher Ausihuß, an deſſen Spite Hanjemann ftand, 
jolte die obrigfeitliche Beftätigung herbeiführen und die vor- 
bereitenden Maßregeln zur Eröffnung der Thätigfeit der Gejell- 
ihaft ergreifen. Das Grundfapital wurde auf eine Million 
Thaler in 1000 Aktien zu je 1000 Thalern fejtgeftellt; mit den 
Berfiherungen jollte begonnen werden, jobald die Hälfte der 
Aktien untergebracht jein würde. Mit dem Arbeitsvereine hatte 
es zunächſt noch gute Weile, da er erjt dann in Wirkſamleit 
treten jollte, wenn die für ihn beftimmte Gemwinnhälfte den Be- 
trag von 30000 Thalern erreicht oder er auf anderem Wege ein 
eigenes Kapital von mindeſtens 10000 Thalern erworben hatte. 

Hanjemann entfaltete nun eine ganz außerordentliche Thätig- 
leit. Er jette ſich ſofort mit einflußreichen Perjönlichfeiten in 
Verbindung und hatte die Freude, bei ihnen Sympathie und Ber- 
ftändnis für jeine VBeftrebungen zu finden, jo bei den Über- 
präfidenten der Rheinprovinz und Meftfalens, von Ingersleben 
und von Binde, die namentlich Aders für die Sache zu intereffieren 
wußte, jo in Berlin bei dem Staatsrat Kunth und bei dem Geheim- 
rat Beuth, den beiden liberal gefinnten, um die Entwidelung 
der preußiſchen Induſtrie und des gewerblichen Bildungsmwejens 
bochverdienten Männern. Mit beiden trat er in einen Brief- 
wechlel, in dem jehr bald aud) andere Gegenjtände von wirt: 
Ihaftspolitiichem und allgemeinem Intereſſe erörtert wurden. Doch 
bereitete Aders den Freund darauf vor, daß die Beitätigung lange auf 
fi) warten laſſen werde; das gehe bei dem Könige nicht jo jchnell. 
Wirklich verftrihen nad Einiendung des Beltätigungsgefuches 
etwa neun Monate, ohne dak eine Enticheidung aus Berlin 
fam. Da entihlo Hanjemann fich felbft nach dem Rechten 
zu jehen. Im Frühling 1825 reifte er nach Berlin, fuchte 
dort die maßgebenden Perjönlichkeiten auf, unter denen Beuth 
und Kunth ihm mit bejonderer Liebensmwürdigfeit entgegentraten, 
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und erreichte auch jeinen Zweck. Bald nad der Nüdfehr traf die 
vom 24. Yuni 1825 bdatierte föniglibe Sanftion ein, in ber 
Friedrih Wilhelm III. jeine beſondere Freude über den mohl- 
thätigen Zmed des Unternehmens zu erfennen gab. — Große 
Schwierigkeiten hatte mittlerweile die Unterbringung der Aftien 
gemadt. War es mit Rüdficht auf das Nachener Publikum und 
um die Gejellichaft überhaupt gründen zu fönnen, notwendig ge- 
weien die Beteiligung an der zu gemeinnüßigen Zwecken be- 
ftimmten Gemwinnhälfte jtatutenmäßig zunädjit auf den Regierungse 
bezirk Aachen zu bejchränfen, jo erichwerte gerade diejer Umjtand 
die Unterbringung der Aftien in anderen Gebieten. Aber auch 
ohne das waren die Sapitaliften wenig geneigt, ihr Geld in 
einem Unternehmen anzulegen, von deſſen Ertrage fie nur die 
Hälfte beziehen jollten. Vor den Schwierigkeiten jeines Debüts 
auf dem Schauplat des Wirfens für das Gemeinwohl habe Aders 
ihn gewarnt, jchrieb er im Dezember 1824 einem Gejchäftsfreunde, 
jo daß er ſich in diejer Hinficht über nichts mehr wundere. Troß 
aller Bemühungen Fonnten nicht viel mehr als 300 Aftien ab- 
gejegt werden und gerade diefer Umftand verhinderte eine jchnellere 
Entiheidung in Berlin. Erſt die Nachricht von der wirflid er- 
folgten Beftätigung hob das Vertrauen zur Sache jo weit, daß die 
notwendige Zahl von 500 Zeichnungen erreicht wurde. Die Ver- 
zögerung war Hanjemann aber um jo peinlicher und um jo 
jchwerer zu ertragen, als bereit3 300 Hauptagenten und Agenten 
gewonnen waren, eine große Zahl von Berficherungen in Ausficht 
ftand und wieder verloren zu gehen drohte, Publikum und Aktionäre 
bedenflicy ungeduldig wurden und er jelbit jehr beträchtliche Aus— 
lagen hatte machen müjjen. 

Hanjemanns Verdienſt ift es nicht nur gewejen, die Gründung 
der Gejellichaft angeregt und ihr zum Leben verholfen zu haben, 
jondern die ganze ſchwierige Drganijation des Gejchäfts, die Auf- 
ftellung des jpezifizierten Verficherungstarifs, die umfangreichen In— 
jtruftionen für die Agenten find durchaus jein eigenes Werf. Mit 
Rat und That ftand ihm bejonders Aders zur Seite. Ein glüd- 
licher Griff war es, daß er den Hauptagenten der Pariſer 
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eompagnie d’assurances générales Ludwig Seyffardt al Generals 
agenten, dem die gefchäftliche Leitung unter Aufficht der Direktion 
zuftehen jollte, für die Aachener Gefjellihaft gewann, und noch 
bebeutungsvoller für die jpätere Entwicelung des Inſtituts wurde 
es, daß er den ihm von dem Oberbürgermeifter Francke in Magde- 
burg empfohlenen dortigen Kämmerei-Kontrolleur F. A. Brügge 
mann gleihiam entdedte, indem er diejen jpäter bedeutendften 
Bertreter des deutichen Berficherungsmwejens als Hauptagenten in 
Magdeburg anftellte. Organiſation und Betrieb des Unternehmens 
maren aber feineswegs ausjchlieglich nach dem Muſter bewährter 
anderer Berficherungsgejellichaften eingerichtet, vielmehr mwiejen fie 
eine Reihe von Neuerungen auf, wie z. B. die ſelbſtändige 
Stellung der Agenten, welche in der Aachener Gejellichaft zuerft 
das Verfiherungsgeichäft nicht bloß vermittelten, fondern auch ab- 
ichlofien, ein Verfahren, daß der Aachener Gejellichaft bald einen 
Boriprung vor ihren Konkurrenten gab und in der Folge von 
diefen nachgeahmt wurde. 


Am 17. Auguft 1825 fonnte endlich die erſte Generalver- 
jammlung jtattfinden, ein Jahr nad) Gründung der Gejellichaft. 
Mit warmen Worten gedachte Hanjemann in der Eröffnungsrede 
Aders’, des verftorbenen Freundes und „Mititifters”. „Seine Er- 
fahrungen und tiefen Einfichten“, befannte er, „haben jehr mwejent- 
li) zur Ausbildung der Idee beigetragen, die das Inſtitut ins 
Leben rief.“ Am 1. September wurde mit der Annahme der 
Verfiherungen begonnen. Als Mitglied der Direftion,') welcher 
er bis zum Jahre 1848 abwechielnd als Vicepräfident, Präfident 
und einfaches Mitglied angehörte, blieb Hanjemann noc lange 
Zeit hindurch die Seele des Unternehmens. Alle wichtigen Maß— 
regeln gingen von ihm aus; er führte die Korrejpondenz mit den 
höchſten Behörden, er jchlug die geeigneten Finanzoperationen 
vor. Die Ausführung im einzelnen war Sache des bevollmädhtigten 
Generalagenten. Mit der benachbarten Elberfelder Gejellichaft 


1) Die erjten Direktoren waren 9. %. Kelleter (Präfident), Hanjemann 
(Bicepräfident), Zavier Kuetgens, Joh. Friedr. Paftor, Georg Wagner. 
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wurde ein freundfchaftlich Eollegiales Verhältnis angebahnt, dagegen 
erfuhr die Aachener Gejellichaft die heftigften Angriffe von jeiten 
der Gothaer Verfiherungsbanf, die in dem Beitreben, ihren Wirfungs- 
freis zu erweitern, überall auf die unbequeme, rührige Konfurrentin 
ftieß. Was die Gothaer Banf aber am meiften verdroß, war der Um— 
ftand, daß dieje neue Aftiengejellichaft den Anſpruch erhob, als ein 
gemeinnügiges Inſtitut zu gelten, und in allen ihren Kundgebungen 
darauf hinwies, daß die Aftionäre ftatutenmäßig auf die eine Hälfte 
des Gewinns verzichteten, ein Umitand, der ihrem moraliichen An- 
jehen und ihrer Beliebtheit bei dem verfichernden Publikum nicht 
wenig förderlih war. Die Gothaer Banf hatte ſich aber bisher 
als die allein gemeinnüßige, weil feinen Gewinn der Teilhaber 
bezwedende Berficherungsanftalt beim Publifum eingeführt umd 
fi) dieſen Ruhm ebenjo zur geichäftlichen Empfehlung dienen 
lafjen, wie die Aachener Gejellichaft es mit ihren Prinzipien that. 
Daß die letteren gemeinnügiger Natur waren, ließ fich freilich 
nicht in Abrede ftellen; wohl aber wurde der Verjuch gemacht, die 
Aufrichtigkeit der Abfichten zu bezweifeln und der gute Zweck als nicht 
realifierbar oder nur zur Täuschung des Rublifums bejtimmt ver- 
dächtigt. In einer Ankündigung, welche im November 1825 
dreimal in der Stadt-Aachener Zeitung abgedrudt wurde, rübmte 
die Gothaer PVerficherungsbanf von fi, daß fie allein rein 
gemeinnüßig jei, weil fie nur den natürlichen Beitrag fordere im 
Gegenjat zu anderen „mit verführerifchen ftrahlenden Titeln und 
Aushängeichilden” prangenden Afjefuranzanftalten. Hanſemann 
verteidigte jeine Schöpfung in einer ausführlichen Rechtfertigungs— 
ſchrift. Die Direktion ließ fie durch ein Flugblatt veröffentlichen, 
dem die Gothaer ein anderes entgegenjegten. So begann denn der 
erbitterte Kampf innerhalb der beiden Zweige des deutichen 
privaten Berficherungsgeichäfts, der Gegenfeitigfeitsvereine und der 
Aftiengejellichaften, ein Kampf, der nad) einigen Zeiten des Friedens 
immer wieder ausbrad und erſt jüngjt, im Zeitalter der jozial- 
politiichen Gejeggebung, vor der prinzipiell noch bedeutungs— 
volleren Frage, ob dem öffentlichen oder dem privaten Ber- 
fiherungsmwejen der Vorzug zu geben fei, in den Hintergrund ge- 
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treten ift. Damals jtanden fid) zwei gleich jelbitloje, von gleichem 
Gemeinfinne durhdrungene, gefinnungsverwandte Männer, Hanje- 
mann und Arnoldi, im Konfurrenzfampfe der von ihnen gegründeten 
großen nijtitute als Feinde gegenüber. Die Gothaer warnten das 
Bublifum: die Aachener jeien ganz außeritande, ihre gleißneriichen 
Veriprehungen zu erfüllen. Wenn indefjen jene, ſtolz auf ihre 
Erfolge, auf eine Summe von 61 Millionen Thalern an laufenden 
Verfiherungen nad) fünfjährigem Gejchäftsbetrieb hinwieſen, jo 
fonnten dieje beim erften Rechnungsabſchluß nach 1*/, jahren jchon 
34 Millionen verzeichnen. Nach 10 Jahren betrugen die laufenden 
Verfiherungen 116 Millionen, im Jahre 1840 208 Millionen, 
1850 448 Millionen Thaler, am Scluffe des Jahres 1898 aber 
find für mehr als 7'/, Milliarden Darf Berficherungen in Kraft 
gewejen! 

Dem moachjenden Umfang der Berficherungen entjiprachen 
natürlich die fteigenden Erträge. Die Dividende mußte ftatuten- 
mäßig den Aktionären und dem Arbeitsvereine jo lange gut ge— 
\hrieben und durfte nicht ausgezahlt werden, bis ein Rejervefond 
von 200000 Thalern erjpart worden war. Diejes Ziel wurde 
in dem für den Aufihwung der Gejellichaft epochemachenden Jahre 
1834 erreicht. Jetzt erft fonnte der Verein zur Beförderung der Arbeit: 
hamfeit jeine Thätigfeit beginnen. Der uriprüngliche Gedanke Hanſe— 
manns, die ganze Monarchie mit einem Netze ähnlicher Vereine, wie 
der Hachener, zu überziehen, gelangte freilich überhaupt nicht zur Ver— 
wirflihung, wohl aber wurde über jeine erjte Abficht hinaus jeit 
dieſem jahre die eine Hälfte des Geminnes zum Beſten nicht nur 
Preußens jondern aller deutichen Länder verwendet, in denen die 
Feuerverficherungsgejellichaft thätig war. Schon auf der eriten 
Generalverjammlung vom Jahre 1825 hatte Hanfemann die 
Aftionäre davon überzeugt, daß, wenn auch nicht die Unterbringung 
der Aftien, jo doch die Aufnahme der Verficherungen nur gefördert 
und daS Arbeitsfeld der Sejellichaft erweitert werden fönne, wenn 
die Teilnahme an der zu gemeinnügigen Zmeden bejtimmten 
Sewinnhälfte über den Aachener Regierungsbezirf hinaus auch 
anderen preußiichen und deutſchen Ländern ermöglicht werde. Es 
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wurde demgemäß dem Minifterium ein Geſuch um entjprechende 
Abänderung der eben erft bejtätigten Statuten eingereicht. Aber 
nur zögernd und nur zum Teil ging die Regierung auf dieſe 
Wünſche ein. Trotz jährlich wiederholter Bitte und Hanjemanns 
größtem Eifer, der durch Denkfichriften und Eingaben an die ver- 
ſchiedenſten Adreſſen die Regierung dafür zu gewinnen juchte, ge- 
ftattete dieje die Verteilung der bezeichneten Gemwinnhälfte nur im 
Umfang der preußiichen Monarchie. Da gelang es der Direktion, 
bauptjächlich durdy Brüggemanns Vermittelung, von der bayeriichen 
Regierung die Zuficherung zu erhalten, daß die Aachener Gejellichaft 
in Bayern, wo bis dahin fremde Verficherungsgejellichaften nur 
unter erjchwerenden Bedingungen zugelaflen wurden, die Rechte 
einer indigenen bayeriichen G&ejellichaft erhalten jolle, wenn 
auch Bayern an der einen Gemwinnhälfte beteiligt werde. Wieder- 
holt hatte Hanjemann bei der preußifchen Regierung darauf ge- 
drungen und es in mehreren Eingaben als ein Gebot der Ehre 
und Klugheit bingejtellt, daß, wie in der Handelspolitif überhaupt 
Gleiches mit Gleichem zu vergelten jei, auch die Zulafjung 
fremder Perficherungsagenten in Preußen auf dem Fuß ber 
Gegenjeitigfeit geregelt werden müſſe. Er war in jehr nachdrück— 
licher Weiſe abichlägig beichieden worden. Franzöfiiche und 
öfterreichifche Agenten arbeiteten in Preußen, während den preußijchen 
die fremden Länder verjchloffen blieben. Die Regierung hatte es 
bisher abgelehnt, irgend etwas für den Schu und die Ausbreitung 
des preußifchen Verficherungswejens im Auslande zu thun. Die 
günftige Gelegenheit aber, welche fich jegt bot, einen angejehenen 
preußiſchen Inftitute eine zufunftsreiche Erweiterung feines Arbeits- 
gebietes außerhalb Preußens zu ermöglichen, durfte fie doch nicht 
verjcherzen. Der König genehmigte endlich die verlangte Statuten- 
änderung. 

Mit Bayern fam ein Pertrag im Jahre 1834 zuftande, 
demzufolge die Gejellichaft den Namen „Aachener und Münchener 
Feuerverficherungsgejellichaft“ (innerhalb Bayerns „Münchener und 
Aachener”) annahm und die bayerijche Regierung an der einen 
Gemwinnhälfte behufs Verwendung zu mohlthätigen Zmweden mit 
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einer Summe beteiligte, die in ein gemwifjes Verhältnis zur Höbe 
der in Bayern aufgenommenen Verſicherungen und zu der Zahl 
der dort abgejegten Aktien gebracht wurde. Aehnliche Verträge 
mit andern deutſchen Staaten folgten, doch behielt fich in ihnen 
wie auch in ganz Preußen die Gejellichaft die Beſtimmung über 
die Verwendung der Geminnhälfte vor. 

Die Leiftumgsfähigfeit und die vorzügliche Leitung der Aachener 
Geſellſchaft bewährten fich insbejondere nad) dem großen Hamburger 
Brande von 1842. Sie fonnte ihren Verluft von 330000 Thalern 
ohne jede Erjchütterung tragen. Um ihren Kredit noch zu beleben, 
jegte Hanjemann 1843 von Berlin aus, wo er fich mit Arbeiten für 
die Rheinische Eiſenbahn überhäuft, damals aufhielt, unterftügt von 
Brüggemann gegen die Bedenken der meijten anderen Direktoren Die 
Erhöhung des GrundfapitalS auf drei Millionen Thaler durch Aus- 
gabe von 2000 neuen Aktien durch. Die Direftore hatten den 
Aktionären nicht zumuten wollen, die jchöne Dividende um ?/, für 
jede Aftie ſchmälern zu laſſen oder ihr Rififo durch Übernahme neuer 
Aktien zu jteigern. Die Muge, im rechten Moment ergriffene Maß— 
regel, bewährte ſich aber aufs bejte und bei diefem Grundfapital 
it die Gejellichaft bis auf den heutigen Tag verblieben. 

Die Summen, welche für gemeinnüßige Zwede im Laufe der 
Zeit dargebradht wurden, erreichten eine enorme Höhe. Gie 
mögen für fich reden. Eines weiteren Hinweijes bedarf es nicht. 
Die jährliche für diefen Zweck bejtimmte Summe mar bis 1850 
auf 100000 Thaler geitiegen; ihren Höhepunft erreichte fie 1876 
mit 772000 Marf. 1898 wurden 449000 Marf für gemein- 
nügige Zwede verausgabt.!) Die Gejamtjumme der jeit dem 
Beitehen der Gejellichaft bis Ende 1899 dem gemeinnüßgigen Fonds 
jugefloffenen Beträge beläuft fit) auf 30*/, Millionen Marf. 
Zu gute gefommen find fie, abgejehen von den eigentümlichen 
Stiftungen des Vereins zur Beförderung der Arbeitjamfeit in Aachen 
(über 3 Millionen), vor allem ſolchen Beftrebungen, welche der 


I) Der | Rückgang erklärt fi) daraus, daß einer neueren Statutenänderung 
gemä dem gemeinnüßigen Fonds die Hälfte des Reingewinns nur aus dem 
eigentlichen Verſicherungsgeſchäft, nicht die aus der — zufließt. 


Bergengrln, David Hanſemann. 
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Förderung des Feuerlöſchweſens und der Landmwirtichaft direkt 
dienen oder mit ihr in näherem Zujammenhang ftehen, in neuerer 
Zeit auch der Pflege verwundeter und Franfer Krieger und der 
Linderung von Landesfalamitäten. Die Errichtung der technijchen 
Hochſchule in Aachen i. J. 1870 ift nur durd die Munifizenz der 
Verficherungsgejellichaft und des Arbeitsvereins möglich geworden. 
‘jedes der beiden Inſtitute hat für diefen Zwed gegen 1400 000 
Mark Hergegeben. Auch andere Bildungsanftalten find von ihnen 
ausgiebig unterjtügt worden. 

Hanjemann wandte, jo lange er an der Leitung der Gejell- 
ichaft beteiligt war, ſeine Fürſorge jedoh nicht nur ihren 
finanziellen und verficherungstechniichen Aufgaben zu; auch die 
Berjonenfragen der höchſten und oft auch der niederen Beamten 
wurden vielfah von ihm bearbeitet und erledigt. Er war der 
allgemeine PVertrauensmann für die zahlreichen Angeftellten, an 
den fich jeder mit feinem bejonderen Anliegen zu menden pflegte. 
Ihm fiel vor allem die jchwierige und undanfbare Aufgabe zu, 
die Neibungen und Gegenjäge, die fich von vornherein unter 
ven höchiten Beamten berausjtellten, auszugleichen. Zwiſchen dem 
Generalagenten und bevollmädtigten Direktor Seyffardt und dem 
bochbegabten, aber auch berrichlüchtigeren und eigenmwilligeren 
Brüggemann, der, nach Berlin übergefiedelt, als Subdireftor Die 
zweite Stellung inne hatte und fich feinem Borgejegten nicht 
fügen wollte, gab es unaufhörliche, peinliche, aufregende Streitig- 
feiten. Beide wandten ſich mit Klagen und Borftellungen an 
Hanjemann, der jahrelang geduldig zwiſchen den Gegnern ver- 
mittelte, bis endlich Seyffarbt 1845 zurüdtrat und dem über- 
legenen Nebenbuhler den Bla räumte. Hanjemanns umfangreiche 
Korrejpondenz mit Brüggemann erjtrecte fich aber auch auf viele 
theoretifche und praftiihe das Verficherungsmejen berührende 
Fragen, deren Erörterung die beiden Männer, die faſt um diejelbe 
Zeit ihr Intereſſe dem Verficherungsmwejen zugewandt hatten, To 
weit förderte, daß fie aud) litterarijch in den Kampf der Meinungen 
eingreifen fonnten und die Mitwirkung beider für die Gejeggebung 
auf diefem Gebiete in Anjprudy genommen wurde. Im Frühjahr 
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1830 arbeitete Hanjemann den Entwurf einer Feuer-Ordnung 
für die Stadt Aachen aus. Derjelbe gelangte erweitert und um: 
gearbeitet zur Annahme und wurde nod im jelben Jahre ge- 
drudt.‘) Die in der Feuer-Ordnung enthaltenen Beitimmungen 
über die Errichtung des Aachener Brand-Corps und der Feuer— 
Kommilfion find wörilich dem erften Entwurfe Hanjemanns ent: 
nommen. Im jelben Sabre arbeitete er für die rheiniichen 
Provinzialftände ein „Gutachten über die Gejeggebung im Feuer- 
Berfiherungs-:Wejen“ aus, das er 1834 auf Wunjch „eines hohen 
Staatsbeamten”, wie es in dem Vorwort heißt, veröffentlichte?) 
Die Regierung trug fi damals mit der Abficht einer Regelung 
der Aſſekuranzverhältniſſe in Preußen durch ein einheitliches Geſetz 
und in den Provinziallandtagen waren Stimmen laut geworden, 
welche Beichränfung der Privatvereine zu Gunften itaatlicher oder 
provinzaljtändiicher Gegenjeitigfeitsvereine verlangten. Das Gut- 
achten Hanjemanns befämpfte in erjier Linie die Monopolifierung 
des ftaatlichen Verficherungsbetriebes und die von einigen Seiten be- 
fürmortete Hontrollierung der privaten Bereine durch Beamte der jtaat- 
lihen Berficherungsanjtalten. Seine in VBorjchlag gebrachten Grund- 
ſätze hatten das Beitehen privater Verficherungsanjtalten neben den 
itaatlihen zur PBorausjegung; doch juchte er den Vorzug der 
erfteren, insbejondere der Aftiengejellichaften, zu beweilen. Maß— 
gebend war für ihn der Umftand, daß monopolijierte offizielle 
Anftalten in der Regel genötigt find, alle angetragenen Ver— 
fiherungen anzunehmen, während private fie mit Nüdficht auf das 
zu große Riſiko ablehnen und durch ſolche Verweigerungen die 
Hausbefiger zwingen fönnen, die Fenergefährlichkeit der Häufer 
ſehr erheblih zu mindern. Der heutzutage in den Border: 
grund gerüdte jozialpolitiiche Gefichtspunft, daß auch den in un— 
günjtigeren Verhältniſſen, unter Strohdächern, mit unvollfommenen 
Feuerungsanlagen Lebenden die Wohlthaten der Verficherung nicht 
entzogen werden dürfen, fam damals noch gar nicht in Betracht. 


1) Feuer-Drdnung für die Stadt Aachen. Wachen 1830. 8%. 
2) Gutachten über die Geſetzgebung im Feuers Verficherungs-Wejen. Von 
David Haniemann. Als Manujftript. Aachen 1884. 8%. 79 Seiten. 
b* 
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Der Zwang zu größerer Feuerficherheit als volfswirtichaftliches 
Erziehungsmittel einerjeits, das Riſiko der Unternehmer und Die 
Solidität des Gejchäftes anderjeit3 waren damals die ausſchlag— 
gebenden Momente. Nach den Grundjäßen, welche Hanjemann 
aufitellte, jollte ein Berficherungsgejeg nachſtehende Zwede ver- 
tolgen: Sicherheit der verjichernden Vereine, der Berficherten und 
der auf den Gebäuden haftenden Hypothefen, Verhütung des Miß- 
brauchs der Berficherungen, Wobhlfeilheit der Prämien und Pro— 
jperität inländijcher Anjtalten bei einem vernünftigen Reziprozitäts- 
iyftem gegen das Ausland. Hanjemann war wohl auch der Ber- 
tajler eines 1833 von der Direftion ausgegebenen lugblattes, 
in dem gegen die von der Negierung beabfichtigte Vereinigung der 
beiden bisherigen Yandes-PVerficherungsanjtalten in der Rhein— 
provinz (Bergiiche Feuer-Verj.-Societät und Vereinigte Brand- 
Verſ.Anſtalt der Neg.-Bezirfe Koblenz und Trier) mit gleich— 
zeitiger Verleihung mweitgehender Vorteile proteftiert wurde. Zu 
einem umfajjenden Feuerverſicherungsgeſez ift es damals in 
Preußen überhaupt nicht gefommen; nur ein Geſetz über Mobiliar- 
verficherung, an deſſen Ausarbeitung namentlich Brüggemann 
hervorragenden Anteil hatte, erjchien 1837. Brüggemann ließ 
ihm unmittelbar darauf jein Buch über Mobiliarverficherung in 
Preußen folgen.!) Einiges Verdienft um das Zuftandefommen diejes 
Geſetzes durfte aber auch Hanjemann für fi) in Anjpruch nehmen. 

Gewiß war Haniemann auch als Aktionär an dem glänzenden 
Erfolge der Aachener Feuerverficherungsgejellichaft beteiligt. Die 
Zahl jeiner Aftien war aber eine bejcheidene und fonnte jchon 
aus diefem Grunde niemals ein leitendes Motiv für das jeiner 
Schöpfung gebrachte Opfer an Zeit und Arbeit jein, die er jeinem 
faufmännijchen Gejchäfte im jelben Maße entzog. Vielmehr waren 
es das Gefühl der Verantwortlichkeit für das, was er hervorgebradt 
hatte, der jchöne Ehrgeiz, ihm die größtmögliche Bollfommenheit zu 
geben, es zu einem muftergültigen njtitute zu machen, und ein 
raftlojer Schaffenstrieb, die jein Verhalten bejtimmten.”) Darum 

1) Brüggemann, Die Mobiliarverfiherung in Preußen, Berlin 1888, 

2), Erft nachdem das Vorftehende bereitö geſetzt war, ijt mir die von der 
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ift es jelbftverjtändlih, da er aud dem Verein zur Beförderung 
der Arbeitiamfeit, welcher ihm doch immer die Hauptjache blieb, 
ebendiejelbe Fürſorge zumanbte. 

Die Statuten des Vereins zur Beförderung der Arbeitjanıfeit 
waren gleichzeitig mit denen der Feuerverficherungsgejellichaft am 
24. Juni 1825 vom Könige beftätigt worden. Als Zweck des 
Vereins war „Verminderung der Hilfsbedürftigkeit“ bezeichnet, 
der durch die „Beförderung der Arbeitjamfeit” erreicht werden 
jollte. Die Beftimmung über die Wirffamfeit des Vereins im 
einzelnen blieb diefem jelbit überlajien. Der Termin für Die 
Eröffnung ergab ſich aus den Borichriften feiner Statuten und 
der Statuten der Feuerverſicherungsgeſellſchaft. Nach den erfteren 
durfte der Verein, wie bereits erwähnt, jeine Thätigfeit nicht 
eher beginnen, als bis er in den Beſitz von 10000 Thalern 
gelangt war; nach den leßteren durfte die PVerficherungsgeiell- 
ihaft ihm erſt dann etwas auszahlen, wenn der für gemein- 
nügige Zmwede gut geichriebene Geminnanteil 30000 Thaler und 
das Reſervekapital der Gejellichaft 200000 Thaler betrug. Bis 
die beiden lehteren Vorausjegungen zutrafen, mußten noch Jahre 
vergehen. Dagegen hegte Hanjemann die Hoffnung, die für die 
Konitituierung erforderlichen 10000 Thaler durch freiwillige Bei- 
träge jchon früher aufbringen zu können. Um Verſtändnis und Teil- 
nahme für die Beitrebungen des Vereins zu weden, veröffentlichte die 
Direktion der yeuerverficherungsgejellichaft Anfang 1827 eine von 
Hanjemann verfaßte Schrift!) über diefen Gegenftand und legte 
die Vorbereitung für die definitive Gründung des Vereins ganz 
in Hanjemanns und J. %. Paftors, eines anderen Pireftions: 
gliedes, Hände. In warmen Worten wandte fich die erwähnte 
fleine Schrift an die Bewohner des Negierungsbezirfs und 
Direktion der Aachener und Münchener Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaft Heraus: 
gegebene „Denkichrift zur Jubelfeier des Tbjährigen Beſtehens der Gejelichaft: 
1825 —1900* (49. 78 Seiten) belannt geworden. 

1) (D. Hanjemann.) Worte an die Bewohner des NRegierungsbezirtes 
Aachen von Seiten der Direktion der Aachener Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaft 
ald berufen zur Gründung eines Vereins zur Beförderung der Arbeitfamteit. 
Aachen bei Beaufort Sohn. (1827.) 81 Ceiten. 
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forderte fie zu Beiträgen auf, damit der Verein um jo eher ins 
Leben treten könne. Als Gegenftände der Vereinsthätigfeit be- 
zeichnete Hanſemann bier außer den jpäter wirklich begründeten 
Anftalten noch Kolonien für Bettler, Arbeitsicheue oder auch arme 
Arbeitfuchende. Worübergehend Hatte Hanjemann in jener Zeit 
wohl aud) daran gedacht, einen Gewerbeverein für Nachen zu 
gründen und ihn mit den Mitteln des Vereins oder der Feuer— 
verficherungsgelellichaft zu jubventionieren. Die Beziehungen zu 
Beuth und Kunth legten den Gedanken nahe und Hanjemann 
forrefpondierte mit ihnen darüber. Indeſſen hatte der Aufruf nicht 
den gewünjchten Erfolg. Durch freiwillige Beiträge ließen fich 
die Mittel für den Verein nicht bejchaffen. Seine Gründung 
mußte ausgeſetzt werden, bis die erfte Auszahlung an ihn durch 
die SFeuerverficherungsgefellichaft erfolgen fonnte. Erſt als dieſe 
in naher Ausficht jtand, trat Hanjemann mit einer neuen Kund— 
gebung der Pireftion, einem Aufruf an die Mitbürger im Re- 
gierungsbezirt Aachen,!) hervor, in dem der Gedanfe an Arbeits- 
folonien, als Anftalten, in denen nur einzelnen Individuen ge- 
holfen werde, fallen gelajjen wird. „Dagegen“, begründet Hanje- 
mann dieſen Entichluß, „wirft eine Eleine Verbeſſerung des Zu— 
itandes oder der Moralität der Menjchen, wenn diefe VBerbefjerung 
auf eine große Zahl fich ausdehnt, im großen Ganzen weit mehr, 
als jene große Berbefjerung einzelner Menſchen.“ Am zwed- 
mäßigiten merde der Verein handeln, wenn er die Arbeitiamfeit 
bei den handarbeitenden Klafjen in der Art befördere, „daß die- 
jenigen Menjchen, welche nicht bilfsbedürftig find, arbeitfam 
bleiben, oder e8 noch mehr werden,“ wenn aljo die äußerjte Not, 
Arbeitsiheu und Bettelei nur indireft befämpft würden. Für 
eine jolche Xhätigfeit des Vereins hatte Hanſemann bereits die 
umfafjendften Vorbereitungen getroffen. Eifrig jtudierte er das 
Armenweſen verjchiedener Länder, wobei ihm das englifche als 
das elendejte erichien, pflog nad) allen Seiten hin, auch mit den 
Berliner Autoritäten, einen regen Briefwechſel über die ihn be- 


1) (©. Hanfemann.) Unferen Mitbürgern im Regierungsbezirk Aachen. 
Die Direktion der Aachener Feuer-Verficherungs-Gejellihaft. 1884. 
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ichäftigende Frage, verfaßte Denkfichriften und Programme und 
gelangte endlich) zu einem fejten Syſtem von Prämien- und 
Sparfafjen, mit denen der Berein feine Thätigfeit beginnen müſſe. 
Dann entwarf er den Plan zur Organijation des Vereins, der 
den ganzen Regierungsbezirk umfafjend fich deſſen Gliederung eng 
anſchloß: die Kreis-Vereinsmitglieder wählen die Kreisausichüffe, 
aus diejen geht die Bezirfsverfammlung hervor, aus diejer der 
Borftand. Durch Ehrenmitgliedichaft jollten die höchſten Ver— 
maltungsbeamten und bie Geijtlichfeit des Negierungsbezirfs für 
den Berein interejfiert werden. Ermutigt durd Schreiben des 
Erzbiſchofs Grafen Spiegel, des Regierungspräfidenten von Rei— 
mann, die jede mögliche Förderung verjprachen, vor allem durch 
eine anerfennende Kabinettsordre des Königs, ging die Direktion 
der Feuerverfiherungsgeiellichaft ans Werf, nachdem fie dem 
Vereine im Frühling 1834 über 35000 Thaler überwiejen hatte. 
Am 21. Juni 1834 fand die erfte fonftituierende Bezirksverfammlung 
itatt. Zum Präſes des PVorftandes wurde Hanjemann gewählt. 
Der Berein war nun jelbitändig geworden; über das, was bie 
Feuerverfiherungsgejellichaft ihm zumendete, durfte er frei nad) 
eigenem Ermeſſen verfügen. Hanjemanns Anträgen gemäß wurde 
iofort mit Einrichtung von ſechs Prämien- und drei Sparfafjen in 
verjchiedenen Drten des Regierungsbezirks begonnen, für deren Ver— 
waltung er ebenjo ausführliche Reglements ausgearbeitet hatte, 
wie für die Rentbarmachung der dem Berein zufließenden Gelder. 

Die Prämienkaſſen waren ausjchließlich für die „unteren 
bandarbeitenden Klaffen“ bejtimmt. Vornehmlich fie dienten dem 
eigentlihen Zwed des Vereins. Sie verziniten die Einlagen mit 
5%, für Guthaben bis zu 200 Thalern und gewährten denjenigen, 
welche während dreier Jahre ihre Guthaben bis zu 10 Thalern 
gebracht hatten, einmalige Prämien von 3 Thalern. Die Be- 
nugung der Kafjen wurde nad) Möglichkeit erleichtert, indem Be— 
träge von 10 Gilbergrofhen an zur Annahme gelangten, und 
außer den Kaſſen Nebenempfänge von Vereinsmitgliedern einge 
richtet wurden, die Erjparnijje von einem Grojchen an in Ber- 
wahrung nahmen. — Die Sparkaſſen, vorzüglich für die befjer 
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gejtellten Handwerker und Arbeiter bejtimmt, ftanden jedermann 
offen. Sie vergüteten 3*"/,°%% Zinſen für Guthaben bis zu 
600 Thalern, darüber hinaus bis zu 2000 Thalern wurden bie 
Guthaben nur mit 2*/,%/, verzinft. Die regelmäßigen Über- 
meilungen von jeiten der Berficherungsgejellichaft ermöglichten 
die weitere Ausbreitung der Kaſſen: nad 10 Jahren gab es 
20 Prämienkaſſen und 15 Sparkaſſen. Ihre Benugung war 
anfangs eine jehr geringe trog der jährlidy in großer Zahl unter 
das Volf verteilten ‚Flugblätter, die dasjelbe mit der Einrichtung 
der Kaſſen befannt machen und zum Sparen anregen jollten. 
Immerhin zeigte die Benugung eine fteigende Tendenz und es 
wollte jchon etwas bedeuten, wenn Hanſemann, der in diejem 
Punfte jehr ftreng dachte, in der Bezirfsverfammlung von 1840 
fejtitellen Ffonnte, daß in der Zunahme der Benugung der Kaſſen 
„der Beweis für dem zyortichritt des Geiftes der Ordnung, des 
Fleißes und der Sparſamkeit“ zu erblicden jei. Bis zum Schlufje 
des Jahres 1834 waren die Prämienfaifen von 1147 Berjonen 
mit 8090 Thalern Erjparniffen, die Sparfafien von 44 Perſonen 
mit 5847 Thalern benugt worden. Nach Verlauf der erften zehn 
Jahre hatten 9796 Berjonen 577000 Thaler in die Prämien- 
fallen, 7277 Berjonen 3'/, Millionen Thaler in die Sparfaflen 
eingelegt. Dieſes günftige Ergebnis veranlaßte die Bezirks: 
verfammlung 1844 zu dem Beichluß, die Prämien- und Spar- 
fallen über den Negierungsbezirt Aachen hinaus auch in den be- 
nachbarten Gebieten einzuführen, womit nur Sanjemanns an- 
fänglichen Plänen entiprochen worden wäre. Doc) ift diejer Be- 
ihluß nie zur Ausführung gelangt. Der Verein bejchränfte feine 
Thätigfeit nad) wie vor auf den Aachener Regierungsbezirk. 
Innerhalb desſelben aber hatte es bei den Prämien- und Spar- 
faffen feineswegs jein Bewenden. Schon im November 1839 
wurde mit der Frrichtung von zwei „Verwahr-Anftalten” für 
jwei- bis fiebenjährige Kinder aus den unteren handarbeitenden 
Klafien der Anfang zur Ausführung des anderen Teils des 
Hanjemannjchen Programms gemadt. Auch bier jollten im 
Gegenſatz zu der ſonſt üblichen Praris die Kinder armer Leute 
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nicht ohne weiteres unentgeltlich) aufgenommen werden; die Wohl: 
that der Beauffichtigung und Erziehung der feinen Kinder in den 
Verwahranitalten jollte auch wieder eine Belohnung der Spar- 
jamfeit und Arbeitiamfeit jein und wie den Arbeitern überhaupt, 
jo den Benugern der Prämienkaſſen insbejondere zu teil werden. 
Dieje letzteren wurden vorzugsweife berüdfichtigt und waren allein 
von der Zahlung des Monatsgeldes von 1 bis 2 Silbergrojchen 
befreit. Doc jollten auch fie der Fürforge für ihre Kinder 
niemals ganz enthoben werden. Die Eltern mußten die Kinder 
des Morgens jauber gefleidet in die Anjtalt bringen und ihnen 
die nötigen Lebensmittel mitgeben oder für die Speifung der 
Kinder durch die Anjtalt eine gering bemejjene Vergütung zahlen. 
Die Erziehung der Kinder in den Anitalten war auf die Er: 
wedung eines frommen, religiöjfen, unjchuldig heiteren Sinnes, 
auf die Ermwerbung einiger Kenntnijje und Fertigkeiten und auf 
die Gemwöhnung an Ordnung, Neinlichfeit und Verträglichkeit ge- 
richtet. Spiele und Bewegung in freier Luft jollten Leib und 
Seele gejund erhalten. Auch Ddiejes Unternehmen hatte quten 
Kortgang. Ende 1844 waren im ganzen zwölf Bermahr- 
anjtalten errichtet, welche in diefem Jahre von 1100 Kindern be- 
jucht wurden. 

Hanjemann blieb bis 1842 Präſes des Vereins. Sein Nach— 
tolger wurde oh. Friedrich Paſtor, der ſich nächſt ihm am meiften 
um den Perein verdient gemacht hatte. Doch gehörte Hanjemann 
bis 1849 dem Porjtande an. Als er auch aus diefem ausjchied, 
wurde er zum Ehrenmitglied des Voritandes ernannt. Der Vorftand 
und die Bezirfsverfammlung gaben in bewegten Worten der Ber- 
ehrung für jeine Perjon, der Anerkennung jeiner Berdienjte und 
dem Danfe für jeine unermüdliche Thätigfeit zum Wohle der 
bandarbeitenden Klaſſe Ausprud. 

Der Berein zur Beförderung der Arbeitſamkeit ift Hanſe— 
manns Lieblingsihöpfung gemwejen. Die Arbeit an ihr mochte ihm 
wohl eine Erholung fein und ihm darum bejondere Befriedigung 
gewähren, weil fie allein fich ohne jchweren Kampf, ohne die un- 
zähligen Widermwärtigfeiten, Aufregungen und Enttäuichungen voll» 
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309, die fein wie jedes politiichen Mannes öffentliches Wirken be- 
gleiteten. Er hatte eine gute That vollbracht; ihr reicher Segen 
lag fihtbar vor aller Augen und uneingeſchränkt konnte er fidh 
ihrer freuen. 

Obwohl in jeiner Wirkſamkeit auf den Regierungsbezirf Aachen 
bejchränft, gehört der Arbeitsverein doch zu den ausgedehnteften 
Wohlthätigfeitsanftalten der Welt. Die Drganijation hat im Laufe 
der Zeit manche Abänderungen erfahren. Der Verein ift ein 
großes Geldinftitut geworden und fteht jeit 1875 völlig jelbjtändig, 
auf jein eigenes Vermögen geftügt, da. Im genannten Jahre 
löfte die Aachener Feuerverficherungsgejellichaft die Beziehungen 
zum Arbeitsverein, der ihrer Zujchüffe nicht mehr bedurfte. Die 
reichen Mittel des Vereins werden Jahr für Jahr zu gemeinnügigen 
Zwecken verjchiedenfter Art, die aber ſtets in Beziehung zur 
Wohlfahrt der arbeitenden Volksklaſſen jtehen, verwendet. Go 
unterftüßt der Verein die Fortbildungsichulen in Stadt und Land, 
mehrere Handwerks: und Landwirtichaftsichulen, Kranfenhäufer, 
Taubjtummen- und Blindenanftalten u. a. m. Ihm und der 
Feuerverficherungsgejellichaft verdankt, wie erwähnt, die technifche 
Hochſchule in Aachen zum großen Teil ihr Entftehen; fie hat die 
Summe von 1376000 Marf vom Berein bezogen. Im Mittelpunkt 
der Bereinswirffamfeit ftehen aber noch heute die von Hanfemann ins 
Leben gerufenen Prämien- und Sparkaſſen. Nach 5Ojährigem Be— 
jtehen, 1884, betrug das Guthaben der Sparer in den Prämientafjen 
23 Millionen Mark, das in den Sparkaſſen 37 Millionen. Der Abſchluß 
für 1898 weiſt 38 Millionen für die Brämienfaffen bei einer Zahl 
von 88284 Einlegern auf; an den Sparfafien waren in diefem 
Jahre beteiligt 54600 Perſonen mit einem Guthaben von 
77 Millionen Mark. Der jährliche Zinſenzuſchuß des Vereins für 
die Sparer an den Prämienfafjen beträgt jegt mehr als eine halbe 
Million Marf. Nur die Kleinkinderbewahranftalten haben fich 
nicht im entiprechenden Maße entwidelt; ihre Zahl ift diefelbe ge- 
blieben; bejucht wurden fie 1898 von 2500 Kindern. 
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Bei dem jteigenden Anjehen, das Hanjemann als Inhaber 
eines ausgedehnten faufmännijchen Gefchäfts und als Gründer 
einer großen Aftiengejellichaft genoß, und da er in weiten Kreijen, 
bei der Regierung ſowohl wie bei feinen Berufsgenofjen, als ein 
gründlicher Kenner des Handels- und Geldweſens galt, fonnte es 
nicht ausbleiben, daß er zur Mitwirfung an der gejehlichen 
Smterefjenvertretung des Handelsitandes herangezogen wurde. Zu 
den mancherlei zwedmäßigen Einrichtungen des franzöfifchen Kaijer- 
reichs, die im Nheinlande beftehen blieben und jpäter auch im 
übrigen Preußen Eingang fanden, gehörten die Handelsgerichte und 
Handelsfammern. Beitimmt, in den dem lediglich juriftiich ge- 
bildeten Richter fern liegenden und bejondere Sachfenntnis er: 
tordernden Handelsftreitigfeiten zu entjcheiden, wurden die Handels— 
richter von Kaufleuten aus ihrer eigenen Mitte gewählt und vom 
Könige beitätigt. Nach den Beltimmungen des franzöfiichen Handels- 
gejegbuches mußten fie nach zwei Jahren abtreten und durften erft 
nad einjähriger Paufe wiedergewählt werden, wenn der Monard) 
fie nicht von der le&teren Beſtimmung dispenfierte. Hanſemann 
wurde am 18. Januar 1825 in das Handelsgericht gewählt und 
icheint mehrere Jahre hindurch ununterbrochen im Amte geblieben 
zu fein. 

In Bezug auf die Handelsfammern unterjchied das franzö— 
fiiche Gejeg zwei Arten, chambres de commerce für größere Be- 
jirfe, chambres consultatives des arts et manufactures für ein- 
zelne Ortſchaften. Im Regierungsbezirf Aachen gab es vier joldher 
fonjultativen Kammern, unter ihnen eine gemeinfame für Aachen 
und das unmittelbar angrenzende Burtjcheid. Man nannte fie 
ihon damals allgemein Handeläfammern, eine Bezeichnung, die 
für die Aachener und Burticheider Kammer erft 1833 durch ein 
neues vom Könige verliehenes Statut offiziell wurde. Bis zu 
diefem Jahre fooptierte fi) die Kammer jelbit, jeit 1833 wurden 
ihre Mitglieder von den eine Gewerbefteuer von mindeftens 12 
(fpäter 20) Thalern Entrichtenden gewählt. Nach mie vor hatte 
die Regierung die Gemählten zu beftätigen. In die Aachener 
Handelsfanımer trat auch Hanjemann Anfang 1827 ein. Hier 
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eröffnete fih ihm ein Wirfungsfreis, der feiner Begabung und 
jeinen Neigungen ganz bejonders entiprah. Sein fritiicher Kopf 
hatte längſt eine Reihe fühlbarer Mipitände in den allgemeinen, 
provinziellen und den bejonderen Handelsverhältnifjen Aachens 
herausgefunden, denen abgeholfen werden mußte; Berbeijerungen, 
zeitgemäße Einrichtungen hatte er fich bereit gründlich überlegt. 
Nun war er zur amtlichen Mitwirkung bei diejer Neformthätigfeit 
berufen. Hatten doc die Handelsfammern die Beitimmung, in der 
Meile die Gefamtintereiien der Handel- und Gemerbetreibenden 
wahrzunehmen, dab fie die Behörden im der Förderung des 
Handel3 und der Gewerbe durd thatjächliche Mitteilungen, durch 
Anträge aus eigener Initiative und durch erbetene wie freiwillige 
Gutachten unterjtüßten. 

In der Fabrifjtadt Aachen Haren die Intereſſen der Stadt 
aufs engfte mit denen des Handels und der Induſtrie verwachjen 
und oft waren es diejelben Angelegenheiten, die in der Handels: 
fammer und im Stadtrate zur Beratung famen. Der über: 
bürgermeijter hatte Sig und Stimme in der Handelsfammer und 
war ihr nächiter Borgejegter; auch waren mehrere Stadträte 
gleichzeitig Mitglieder der Handelsfammer. Am 31. Dftober 1828 
wurde auch Hanjemann in den Aachener Gemeinde: oder Stadtrat 
berufen. Gejucht war die Zugehörigkeit zu diefer Körperjchaft da- 
mals nicht. ES herrichte, worüber ja Hanſemann jo oft zu 
flagen Gelegenheit fand, wenig Gemeinfinn in Wachen. Die 
Schuld daran trug zum großen Teil die franzöfiliche Gemeinde- 
ordnung, welche dem Gemeinderat eine jehr untergeordnete 
Stellung zumwies, ohne mejentlihen Einfluß auf die Verwaltung, 
die ausjchlieglic vom Oberbürgermeifter in völlig bureaufratiichen 
Formen geübt wurde. Damit nicht genug, hatte diejer als Präjes 
des Stadtrates derart weitgehende disziplinare Befugnifje, die oft 
rückſichtslos genug gehandhabt wurden, daß jelbitbewußte Per— 
jönlichkeiten, die unter ihren Berufsgenofjen und in der Gejellichaft 
eine angelehene oder gar dominierende Stellung einnahmen, es 
nur schwer über fi) gewannen, als Stadträte fi dem Joche 
des oberbürgermeifterlichen Despotismus zu fügen. Trotz leb- 
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bafteften Intereſſes an dem Wohlergehen der Stadt und des Be- 
dürfniffes für dasfelbe zu wirfen hat es auch Hanjemann nicht 
lange im Stadtrate aushalten fönnen. AlS Anfang 1830 einige 
jeiner Kollegen wegen allzu mangelhaften Bejuchs der Situngen 
auf Antrag des Dberbürgermeijterd Daniel3 von der Regierung 
einfach; abgejegt wurden und der Stadtrat über diejes Ereignis 
nicht mehr als eine kurze geichäftliche Mitteilung erhielt, wollte 
Hanjemann den Stadtrat vor einer jo entwürdigenden Be— 
handlung jhügen. Er interpellierte aljo den Dberbürgermeijter, 
indem er nähere Auskunft über den ihn empörenden Vorgang 
verlangte. Der LDberbürgermeifter entzog ihm jedoch in der 
Sigung das Wort und unterjagte, ohne auf Hanjemanns Proteft 
zu achten, jede Disfujfion über diefen Gegenjtand. Hanſemann 
wandte ſich mit einer Beichwerde an die Hachener Regierung und 
erflärte, daß er und jeine Kollegen fich eine derartige Behandlung 
nicht bieten laſſen wollten; falle die Entjcheidung gegen ihn 
aus, jo werde er feinen Abſchied nehmen müſſen. Der Re— 
gierungspräfident von Reimann, mit dem er in deu beiten Be- 
ziehungen jtand, Fonnte ihm feine andere Antwort erteilen, als 
daß der Oberbürgermeifter völlig im Rahmen feiner ihm nad) der 
tranzöfiichen Mumnizipalverfafjung zuftehenden Befugniſſe gehandelt 
habe. Hanfemann reichte aljo jeine Entlafjung aus dem Stadt- 
rate ein. Erſt jechzehn Jahre darauf hat er fich wieder wählen 
laſſen, nachdem durch die rheinische Gemeindeordnung von 1845 
eine gewählte Vertretung der ftädtiichen Bevölferung mit einer jelb- 
Händigeren Stellung der Regierung gegenüber ins Xeben ge 
rufen war. 

An den Beitrebungen zur Reform der Gemeindeverfaflung im 
Rheinlande hatte Hanjemann aber auch jchon in diejer eriten Zeit 
jeiner fommunalen Wirffamfeit eifrigen Anteil genommen, ja 
ihon vor dem Eintritt in den Stadtrat ſich mit diejen Fragen 
angelegentlichjt beſchäftigt. Was das in den Rheinlanden geltende 
franzöſiſche Gemeinderecht wejentlich von jedem deutichen Gemeinde- 
rechte unterichied, war einerjeits die völlige Gleichftellung von 
Stadt: und Landgemeinden, jo daß gar fein rechtlicher Unterjchted 
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zwilchen ihnen gemacht wurde, anderjeits die rein bureaufra- 
tiihe Verwaltung der Gemeinden durch Einzelbeamte. Die Bürger- 
meijter oder Maires wurden in den Städten und auf dem Lande, 
ebenfo wie, auf Borjchlag des Bürgermeifters, die Mitglieder des 
Gemeinderats (StadtratS) von der Regierung ernannt. Der 
Gemeinderat war zur Bewilligung der gewöhnlichen Bermwaltungs- 
ausgaben verpflichtet, der Bürgermeifter aber an die Beichlüffe des 
Gemeinderat3 nur teilmeile gebunden. Der Bürgermeifter fonnte 
fie, wenn fie ihm nicht zweckmäßig zu fein jchienen, durch die 
Regierung einfach Fajfieren lafjen; ihm allein lag ihre Ausführung 
ob; der Gemeinde fehlte jedes Mittel der Einwirkung auf die Ver- 
waltung und der Kontrolle über fie. 

Die preußifche Regierung hätte die freie Steinſche Städte- 
ordnung von 1808 gerne in den Rheinlanden eingeführt, ftieß 
aber bei ihrem Beitreben auf heftige Dppofition. Denn jo wenig 
die Einfichtigen und Worurteilsfreien unter den Nheinländern 
die ſchweren Mängel des geltenden franzöfiichen Rechts verfannten, 
jo hoch hielten fie an einigen Grundanjchauungen desjelben feft. 
Durch die Fremdherrichaft war die Gejellichaft hier eine rein 
bürgerliche geworden; angefichtS der geringen Zahl und der völligen 
Bedeutungslofigfeit des Adels gab es mit Ausnahme der Standes: 
berrichaften feine andere Ariftofratie als die der Bildung und des 
Geldes, und in den induftriellen Bezirfen, welche dem Gejamt- 
bilde der Provinz die enticheidende Färbung verliehen, waren im 
Gegenſatz zu den übrigen Teilen der Monarchie die jozialen und 
wirtichaftlichen BVerhältnifie in Stadt und Land fait gleichartig 
geworden. Das mobile Kapital ſpielte hier auch auf dem Lande 
eine ganz andere Rolle als in den öftlichen Provinzen mit ihrem 
Großgrundbefig. So fam es, daß am Rhein die aus Frankreich 
importierte Gleichheit der Berfaffung für Stadt und Land, nad): 
dem einmal die alte Befig- und Gefellichaftsordnung durch die 
Revolution bejeitigt war, fich feft eingebürgert hatte und die be- 
jigenden Klajjen in ihr einen ganz bejonderen Vorzug gegenüber 
den ariftofratiichen Agrarverbältniffen des Dftens jahen. Nicht 
weniger feit hielt die öffentliche Meinung an der bureaufratijchen 
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Form der Bermaltung durch Einzelbeamte an Stelle des preußijchen 
Kollegialiyftems. Die Reformbedürftigfeit der Gemeindeverfaflung 
im Sinne einer freieren Selbjtverwaltung wurde zwar nicht be- 
ftritten. Nur jollten jene Grundlagen von der Reform nicht be- 
rührt werden. 

Diefen feitgewurzelten Überzeugungen der Rheinländer hatte 
aber nun der erjte rheinländiiche Brovinziallandtag feine Rechnung 
getragen. Die neuftändiiche Provinzialverfajjung, wie fie 1823 in 
der ganzen Monarchie als Abichlagszahlung auf die 1815 ver- 
heißenen Neichsjtände eingeführt war, jtand befanntlich im Wider: 
ipruch zu allen modernen Berhältniffen und Forderungen. Denn 
fie band die Brovinzialitandichaft lediglich an das Grundeigentum. 
Das Kapital fand in den Provinzialitänden nur indirekt und zu— 
fällig eine Vertretung, wenn gerade die gewählten Grundbefiger 
zugleich über mobiles Vermögen verfügten, Kaufleute oder Fabri— 
fanten waren. Im erjten Provinziallandtage zu Düſſeldorf 1826 
famen daher Anjchauungen zum Vorſchein und Beſchlüſſe zujtande, 
welche die Meinung der maßgebenden und herrichenden Kreiſe nur 
ſehr unvolllommen wiedergaben. Die Stände beantragten auf 
Wunſch der Regierung getrennte Gemeindeordnungen für Stadt 
und Land und zwar jollte fich die Städteordnung eng an die 
preußiihe von 1808 anſchließen. Im Landtagsabjchievde von 
13. Juli 1827 verhieß denn auc) der König, „daß mit Ausarbeitung 
einer Städteordnung und einer Gemeindeordnung für das platte 
Land ungeläumt vorgejchritten (und) dabei auf die Wünjche und 
Erflärungen des Landtags thunlichft Rückjicht genommen werden 
ſolle.“ 

Dieſe Vorgänge bewogen Hanſemann zur Abfaſſung einer 
Denkſchrift über eine den beſonderen Verhältniſſen der Rheinprovinz 
entſprechende Gemeindeverfaſſung. Im Jahre 1828 ſchrieb er ſeine 
„Anfichten über die Einführung einer Gemeindeordnung in den 
Rheinprovinzen“ nieder, denen er den „Entwurf eines Gemeinde- 
gejeges für die Rheinprovinzen” in 166 Paragraphen, im mejent- 
lihen eine jcharfe Kritif des jtändiichen Antrages, anſchloß. Die 
Form läßt darauf jchließen, daß Hanlemann hier als Beauftragter 


80 Kapitel I1. 


einer größeren Gemeinjchaft das Wort nahm und da die Denf- 
Ichrift entweder für die Regierung oder für den Landtagsmarjchall 
beftimmt war. 

Die Mängel des franzöfiihen Berwaltungsiyftems Hatte 
Hanjemann oft genug gerügt. Danfbar erfennt er darum Die 
Bereitwilligfeit der aufgeflärten preußiichen Regierung zur Ber: 
leihung einer freifinnigeren Gemeindeordnung an. Der ftändijche 
Antrag aber eigne fich Tür die Rheinprovinz durchaus nicht; nur 
die jehr flüchtige, oberflächliche Beratung im Yandtage made die An- 
nahme des Antrages begreiflih. Als wichtigite Erfordernifje einer 
neuen und bejjeren Gemeindeverwaltung nennt Hanlemann Einfady- 
beit, Wohlfeilheit, Freiheit von jtaatlicher Einmifchung, ſoweit dieje 
nicht durch höhere Staatszwede geboten ſei, und Anpafjung an die 
Verhältnifie, „welche ich als den Wohlitand des Landes fördernd er- 
probt haben.“ Aus diejen bejonderen Verhältnifjen und aus allge- 
meinen Gründen folgert er dann die Notwendigfeit für die Rhein- 
provinz, dat Stadt und Land nicht grundjäßlich von einander getrennt 
werden. Die Ämter müfjen nad) Möglichfeit unbefoldete Ehrenämter 
jein und darum nur den „Belleren und Angejeheneren“, d. 5. 
den Begüterteren, anvertraut werden. Für die Ausübung des 
Gemeinderecht3 fordert Hanſemann einen Grunditeuer- oder Ge- 
werbejteuerzenjus. Wohl würden dadurch manche tüchtige Elemente, 
die feine der beiden Steuern entrichten, von der Berwaltung fern- 
gehalten; aber das Einfommen allein als Grundlage des Ge- 
meinderechtS führe zu argen Willfürlichkeiten und Unzuträglichfeiten. 
Die Städteordnung von 1808 ericheint ihm in mander Beziehung 
viel zu demofratiih. Bor allem bedürfe die Gemeinde einer fraft- 
vollen Erefutive und diefe müfje in der Hand eines Einzelbeamten 
ruhen. Nur jei ein Gemeindeorgan zu jchaffen, das die Aus- 
führung der Gemeindebeichlüffe durch den Bürgermeifter zu fon- 
trollieren habe. Hanſemanns Vorſchläge behalten alfo im wejent- 
lichen die ihm von Jugend auf vertrauten Formen des franzö- 
fiichen Gemeindewejens bei. Im einzelnen jtellen fie ein doch 
recht Fompliziertes Syſtem von Wahlberedtigungen und Be— 
fugniffen zur Teilnahme an der Verwaltung auf. Die Haupt- 
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jache ift ihm eine größere Unabhängigkeit der Kommunen von der 
Regierung. 

Zu Beginn des folgenden Jahres 1829 fam Hanjemann in 
anderen Kommunalangelegenheiten, wie wir jehen werden, nad) 
Berlin. Hier zeigte er jeine Arbeit dem Generaldirektor der Steuern 
Maaßen, der ihr in der Hauptjache beiftimmte, jo daß Hanjemann 
an ihre Veröffentlichung dachte. Bevor er aber nod) Zeit fand, 
fie für den Drud um- und auszuarbeiten, erfuhr er, daß der 
Staatsrat fich bereits mit einer neuen Städteordnung für die 
ganze Monarchie beichäftige. Eilig überjandte er daher Maaßen 
eine Kopie der Denkichrift zu geeigneter Verwendung.) So 
mögen denn Hanjemanns Ausführungen mit dazu beigetragen 
haben, daß die preußijche Städteordnung im Rheinlande nicht ein- 
geführt worden ift, weder die von 1808 nod) die revidierte von 
1831. Dem 4. Rheinijchen Yandtage von 1833 wurde zwar von 
der Regierung noch der Entwurf einer bejonderen Landgemeinde— 
ordnung vorgelegt und befohlen, fi auch über die revidierte 
Städteordnung zu äußern. Die Anfichten der Stände waren aber 
tebt andere als zur Zeit des erften Landtags. Sie protejtierten 
gegen die Trennung von Stadt und Land und wollten nur von 
einer beiden gemeinjamen Kommunalverfajlung etwas hören. Der 
Landtagsabſchied verjprady, daß die Wünjche der Rheinländer gründ- 
lich geprüft werden jollten. Dann aber geriet die Reform ins 
Stoden. Erſt 1845 wurde in der Nheinprovinz eine neue Ge- 
meindeordnnung eingeführt. — 

Hanjemanns öffentliches Wirken war ein unausgejegter Kampf 
mit der Büreaufratie. Je weiter fi) die Zeit von der großen 
etwa mit dem Tode des Staatsfanzlers Fürften Hardenberg ab- 
ſchließenden Reformperiode entfernte, um jo größer murde bie 
Kluft zwiſchen dem Staat oder dem herrichenden Beamten- 
tum und der Gejellichaft. Stolz auf ihre einzigartigen Leiftungen 
und Verdienſte 309 fi) die Beamtenmwelt auf fich jelbjt zurüd; 
immer größere Selbjtüberwindung Eoftete e8 fie, die Wünſche des 


1) Hanfemann an Maaßen 24. November 1829. 
Bergengrün, David Hanjemann. 6 
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Publifums anzuhören, fie ernftlich zu prüfen oder gar einen Rat 
von jadjverftändiger Seite anzunehmen. Dieſe erflufive Selbft- 
berrlichfeit der zwar pflichttreuen, auch mwohlmeinenden, fid) aber 
allweile dünfenden Büreaufratie hat viel Erbitterung und Unzu— 
friedenheit erzeugt. Dft war die beflere Einficht unfraglich auf 
ihrer Seite, feinesmwegs immer; langlam, aber unvermeidlich jpißte 
fich das Verhältnis auf den Gegenfat des befchränften Unter: 
thanenverjtandes und der unfehlbaren Weisheit einer an frucht- 
baren Gedanken dod) immer ärmer werdenden Büreaufratie zu, ein 
Gegenſatz, der jchließlich zur Revolution geführt hat. Zu dieſer 
Schärfe war das Verhältnis freilich noch lange nicht gediehen, als 
Hanjemanns öffentliches Wirken begann. Er fand in mancher 
Beziehung Entgegenfommen. So dankbar er das anerfannte, jo 
aufrichtig er Leute wie Mob, Maaßen, Beuth, Kunth, Stägemamn 
u. a. verehrte, jo fehrt doch die anfangs leiſe, allmählich heftiger 
werdende Klage über den Dünkel und die Selbjtgenügjamfeit des 
Beamtentums, auch über den Mangel an Sadjfenntnis in Detail- 
fragen, in allen jeinen Erörterungen über die politiichen und mirt- 
ichaftlichen Verhältniſſe Preußens wieder. 

Als Hanjemann im Frühling 1825 in Berlin weilte, um dort 
die Beftätigung der Feuerverficherungsgejellichaft zu betreiben, 
(lernte er eine charafteriftiiche Reminiszenz an die, mie er gemeint 
hatte, völlig abgethane Zeit ängjtlicher Überwachung und fisfe- 
lifcher Ausbeutuug des Verfehrs kennen. Ihm wurde nämlid 
von der Polizeibehörde der Paß zur Rückreiſe nad) Aachen mit 
der Forderung verweigert, er jolle einen Nachweis darüber er- 
bringen, daß er in Berlin Feine unerlaubten Gejchäfte betrieben 
und daheim jeine Gemerbefteuer entrichtet babe. Da er natürlich 
ohne Steuerguittung nad) Berlin gefommen war, jo erlitt feine 
Rückreiſe eine völlig unmotivierte Verzögerung, bi$ endlich ein 
Geſchäftsfreund für ihn Bürgjchaft leiſtete. Stets hielt er ftreng 
auf feine und jeines Standes Ehre. Heimgekehrt, bejchwerte er 
fi) daher bei dem Generaldireftor der Steuern Maaßen über 
die ihm widerfahrene Behandlung und betonte bejonders, wie be- 
leidigend, abgejehen von allem anderen, es für jeden reilenden 
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Kaufmann jei, von der Polizei von vornherein, ohne daß irgend 
welche VBerdachtsgründe vorlägen, als Steuerdefraudant verdächtigt 
und angejehen zu werden. Er hatte die Genugthuung, einige Zeit 
darauf von Maaßen den Beicheid zu erhalten, daß das Fremden— 
büreau in jeinem Dienfteifer zu meit gegangen und bie nötige 
Remedur jofort veranlaßt worden jei. Geine Berufsgenofjen 
hatten es ihm zu danken, wenn dieſe finnloje Pladerei nun ein 
Ende nahm. — Bielleicht fteht es im Zufammenhang mit diejem 
Erlebnis, daß er fich einige Zeit darauf der Intereſſen der Ge- 
ihäftsreifenden fräftig annahm, zu denen er ja jelbit mehrere 
Fahre gehört hatte. Durch ein Geſetz von 1824 war das Ge- 
ihäftsreijen für einen „Gewerbebetrieb im Umherziehen“ erflärt 
und dadurch dem Haufiergewerbe gleichgeftellt worden. Die Ge: 
ichäftsreiienden mußten ſeitdem bejondere Gewerbeſcheine löſen, 
auch wenn fie im Auftrage von Handlungshäufern oder Fabrifanten 
reiften. Hanſemann jah in diejer Verordnung einen Widerjprud 
gegen die grundjägliche Handelg- und Gemerbefreiheit, zu der fich 
Preußen früher als England befannt zu haben die Ehre habe. 
Eine von Hanjemann verfaßte, von ihm und mehreren anderen 
Kaufleuten an die Minifterien des Innern und der Bolizei, der 
Finanzen und des Ausmärtigen gerichtete Bittſchrift führte aus, 
daß die Kaufleute, welche reifen ließen oder jelbit reiten, bereits 
eine Gewerbeſteuer entrichteten, ebenjo wie die Yandmirte die 
Grundfteuer, deren Gejchäftsreifen, wenn fie Abſatz für ihre Pro- 
dufte juchten, nicht befteuert würden. In rechtem Krämergeiſte 
hätten die meiften Fleinen Staaten während der Notjahre 1816 
bis 1818, um die Konfurrenz des Auslandes zu unterdrüden, 
diefe Gewerbeſcheine eingeführt. Wenn Preußen ihnen bierin 
folge und auch die inländifchen reifenden Kaufleute und Fabrikanten 
bejonders bejteuere, jo lafje fih das nur aus der Unfenntnis der 
maßgebenden Stellen in Bezug auf den Charakter und Bildungs- 
ftand der Reifenden erflären. Man ftelle fie auf gleiche Stufe 
mit Haufierern und Pagabunden, behandele fie dementiprechend 
und jchädige dadurch ebenjo jehr die Intereſſen der Kaufleute wie 


bes Publiftums. Die Unterzeichner erflärten fich gerne bereit, wenn 
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der Staat die Einnahme aus diejen Gemerbeicheinen nicht ent= 
behren fönne, eine mürdigere Behandlung der Gejchäftsreijenden 
durch Erhöhung der Gemerbeiteuer zu erfaufen. Freimütig 
äußerte fih Hanjemann gegen Beuth, den er um Befürmwortung 
der Petition erjucht hatte: „Diele Steuer ift ein wahrer Schimpf 
für die Kaufleute und ... eine Satire auf den bon sens der 
Regierung.“ Der Beicheid der Miniſter des Innern und Der 
Finanzen, gerichtet an „Kaufleute Hanjemann und Mehrere“ 
(vom 15. Auguft 1826), lautete zwar abſchlägig. Ganz ohne 
Frucht blieb aber das Vorgehen Hanjemanns nicht, da den Petenten 
mitgeteilt wurde, es würde durch königliche KabinettSordres dafür 
gejorgt werden, daß in Zufunft reifende Kaufleute beifer behandelt 
und den Haufierern nicht mehr gleichgeitellt werden jollten. Hanſe— 
manns Beiſpiel folgte der rheinijche Landtag, der dreimal in 
derjelben Sache Petitionen an die Krone beichloß, bis diefe endlich 
am 12. Februar 1831 die vollitändige Befreiung der Handlung$- 
reifenden von dieſer Steuer zugeitand. 

Ungleich wichtiger war eine andere den Handelsſtand berührende 
Frage, der Hanjemann jein volles Intereſſe zumandte: die Er- 
rihtung einer Notenbanf in Aachen. 

Als nad) den „Freiheitsfriegen Wohlitand und Verkehr fich 
wieder hoben, machte fi in Preußen jehr bald ein Mangel an 
Kreditinjtituten und mohlfeilen Taujchmitteln fühlbar. Die von 
‚Friedrich dem Großen mit dem Recht der Notenausgabe gegründete 
Königliche Bank fonnte damals ihren ftiftungsgemäßen Aufgaben 
nur jehr ungenügend nachkommen. Sie war in den Kriegsjahren 
völlig zerrüttet worden. Obwohl fie fic) in den zwanziger Jahren 
wieder erholte, genügte fie doch den Anfprüchen der Geſchäftswelt 
bei weitem nicht. Die Ausgabe von Banknoten wurde jogar 1836 
ganz eingejtellt. Die Zahl der Zweigfontore in den Provinzen war 
eine viel zu geringe. Die Schwerfälligfeit des Gejchäftsbetriebes beein- 
trächtigte zudem den Dienjt, den die Bank der Bolfswirtichaft leiſten 
jollte, im höchften Grade. Noch im Jahre 1845 konnte 3. B. 
Friedrich Harfort, der befannte bochverdiente weſtfäliſche Volks— 
mann, in jeinen „Bemerkungen über das Bedürfnis der Errichtung 
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einer Aftienbanf für Weftfalen” darüber lagen, daß der Handels— 
tand das Beitehen der Staatöbanf in Berlin faum ahne. Zahle 
man bei der Banffiliale in Köln ein Kapital ein, jo erhalte man 
eine Obligation oder Note auf 2%, Zinfen lautend, müſſe aber 
bei der Einlöjung des Papiers in einer anderen Banffiliale, etwa 
Königsberg, dort 2*/,°/, Provifion zahlen.) Die überaus ängjt- 
liche und vorfichtige preußiihe Bankpolitif bat jich aber 
bis zum Zuſammenbruch des abjoluten Syitems nicht dazu 
verftehen fönnen, die Errichtung privater Banfen, wie fie 
z. B. in Schottland florierten, zu erlauben. Nur eine Ausnahme 
machte fie 1824, al3 der Rittergutsbefiger E. von Bülow-Cum— 
merow die Genehmigung zur Eröffnung der Ritterichaftlichen Bank 
in Stettin mit dem Recht der Notenausgabe bis zu einer Million 
Thaler erhielt. Aber auch dieſe Banf mußte ebenjo wie Die 
Königliche Banf nah einem Dezennium die Notenausgabe ein- 
itellen, da die Regierung die papiernen Zahlungsmittel unifizieren 
wollte, um den Kurs ihrer eigenen Staatsfafjenjcheine zu heben 
Banknoten fungieren im gewöhnlichen Geldverfehr als Papiergeld, 
und wie die Ausgabe von wirflichem Papiergeld ein Staatsmonopol 
war, fo wollte der Staat aud) die jedes anderen Geldjurrogates 
fih vorbehalten. Der Praäfident der Königlihen Banf Frieſe 
forderte nachdrüdlich, „daß der Staat das Heft über das Geld— 
weien des Landes in Händen behalte”?) und wollte offenbar eher 
faat3wirtichaftlihe Nachteile, deren Vorhandenjein als Folge 
des jtaatlihen Bankmonopols er übrigens leugnete, in Kauf ge- 
nommen ſehen, als PBrivatleuten das Necht, Zahlmittel in Umlauf 
zu jegen, einräumen. Auch mochten die Faliſſemente der Fleinen 
PBrivatbanfen in England die Regierung gegen jede Dezentralifation 
des Banfnotenwejens mißtrauiſch machen. Wiemweit in England 
der Mangel ausreichender Kautelen gegen Mißbrauch, wieweit 
andere, England eigentümliche Verhältniſſe jene Banfbrüche 
herbeigeführt hatten, darüber läßt ſich überhaupt und ließ fid) 
1) &, Berger, Der alte Hartort. Leipig, 1891. ©. 828. 


2) &, Bofhinger, Bankweſen und Bantpolitif in Preußen. Berlin 1878. 
1. ©. 220. 
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damals erjt recht ſchwer ein ficheres Urteil fällen. In Preußen 
war jedenfalls eine jo ftrenge gejegliche Staatsauffiht über 
Privatbanfen möglich, daß die Gefahren des Mißbrauchs auf ein 
Geringes zufammenjchrumpfen mußten. Klar am Tage lag aber, 
daß Preußen und ganz Norddeutichland eine große Zettelbanf und 
den Provinzen Lokalbanken fehlten und daß bierdurd) das Erwerbs: 
leben des Volkes Hinter dem der Nachbarſtaaten zurüdbleiben, ja 
unmittelbar gejchädigt werden mußte. Wenn trogdem die Regierung 
fi zu allen Anträgen und Wünfchen in diefer Richtung durchweg 
ablehnend ftellte, jo hatte der Büreaufratismus, der fich feine 
Kreife durch die jelbitändige Snitiative des Publifums nur ungern 
itören ließ, ebenjoviel Schuld daran wie die gemillenhafte, 
ängftliche Sorge um den geordneten Stand der Finanzen, der 
gefährdet jchien, jobald die Negierung fich ihren Einfluß auf die 
Regulierung des Geldmarftes durch die Erlaubnis privater Noten: 
ausgabe aus der Hand winden ließ. 

In den Rheinlanden konzentrierte ſich fajt das ganze Geld— 
geihäft in den Händen weniger Banfiers, unter denen die Kölner, 
wie Schaaffhaujen und Oppenheim, die erjte Rolle jpielten. Der 
Gedanke lag daher nahe, in Aachen eine jelbjtändige Bank zu gründen, 
und Hanjemann benugte 1825 jeine eben angefnüpften Beziehungen 
zu Beuth, um in Erfahrung zu bringen, ob das Minifterium die 
Erridhtung von Esfonto- und Zettelbanfen in den Provinzen wohl 
genehmigen würde.) Um diejelbe Zeit tauchte in Berlin das 
Projekt einer großen Nationalbank auf,?) für das fi) Hanjemann 
aus dem Grunde nicht erwärmen fonnte, weil er eine Zentralijation 
des Banfwejens und eine bureaufratijche Leitung befürchtete, die 
auf die Bedürfnifje der Provinzen feine Rücdficht nehmen werde.’) 
Die Nothwendigfeit von Zettelbanfen juchte er im Weſtfäliſchen 
Anzeiger nachzuweiſen. Dem Gedanken einer Zettelbanf in Aachen 
praktiſch näher zu treten, jcheint Hanjemann zunädft durch die 
ſchwere Handelskrifis der Jahre 1826/27 verhindert worden zu 


1) Hanfemann an Beuth 28. Febr. 1826. 
2) Poſchinger I. 289. 
3) Hanfemann an Becher in Elberfeld, 18, Juli und 25. Dezember 1826. 
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fein. Sie war hauptſächlich durch die plößliche Freigabe des 
Handelsverfehrs mit den ehemals ſpaniſchen Kolonien Südamerifas 
berbeigeführt. Von England ausgehend, zog fie viele europäiſche 
Länder in Mitleivenjchaft.e Auch Hanjemann erlitt damals jehr 
bedeutende Berlufte.!) Als die Gejchäftsverhältniffe aber 1828 
wieder ihre normale Gejtalt gewonnen hatten, ging er wirflid an 
die Ausführung des Planes. Er mollte unter dem Namen 
„Riederrheiniiche Bank“ eine Aktiengejellichaft ins Leben rufen, 
deren Zwed jein Sollte, „abgejehen von dem Gewinn für bie 
Aktionäre die Hilfsmittel des Aderbaus, des Handel und der 
Induſtrie der preußiichen Nheinlande, insbejondere des Reg.Bez. 
Aachen, zu vermehren.” Die Aktien jollten als nhaberpapiere 
in 5 Gerien zu 1000 Stüd von je 400 Thalern ausgegeben 
werden. Als Gejchäfte der Bank bezeichnete der Proſpekt: „Wechſel 
und Handelsbillete esfomptieren; auf Wechſel und Dokumente, 
Zandesprodufte und Waren vorſchießen; den Kajfierer für Handels- 
bäujer machen; Depofiten zu niedrigem Zinsfuß annehmen; Banf- 
zettel in Kurs ſetzen.“ Mit dem Banfprojeft hing ein anderer 
Blan zujammen, der jenes erjt recht ausfichtSvoll zu machen ver- 
Iprad). 

Bon jeher hatte zwijchen Köln, der „rheiniſchen Metropole“, 
und Aachen als der zweitgrößten Stadt der Rheinlande eine gewiſſe 
Rivalität gewaltet. Der Aufjchwung Aachens in den legten Fahren 
ließ die Kölner nicht ruhen und fie jannen darüber nad, wie fie 
dem aufjtrebenden Handel der Nachbarfjtadt einen empfindlichen 
Schlag verjegen könnten. Köln juchte 1827 bei der Regierung um 
die Erlaubnis nad, eine Meſſe in der Art der Frankfurter oder 
wenigſtens einen privilegierten Wollmarft errichten zu dürfen. Bei 
der jo außerordentlich günftigen Lage ihrer Stadt fonnten die 
Kölner ziemlich fiher darauf rechnen, faft den ganzen Aachener 
Wollhandel, der jchon jchwer genug mit der Franffurter Kon- 
furrenz zu fämpfen hatte, zu fic) herüber zu ziehen. Der Regierungs- 

1) Im Upril 1827 jchrieb er einem jeiner Brüder, er habe 40000 Thaler 


verloren, erfenne es aber mit Dank gegen Gott an, dab er feinem Kapital doch 
noch 16000 Thaler habe Hinzufügen können. 
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präfident von Reimann in Aachen, der für den ihm anvertrauten 
Bezirk ſtets ein warmes Herz hatte, zögerte nicht, ſobald 
er von der Aachen drohenden Gefahr hörte, den Präfidenten der 
Handelsfammer, Bürgermeifter Deder, davon zu benachrichtigen. 
Er ftellte ihm die Ergreifung von Geyenmaßregeln anheim und 
regte die Krage an, ob Aachen nun nicht feinerjeitS um einen 
Wollmarft petitionieren jolle. Die Angelegenheit wurde im Stabdt- 
rate wie in der Handelsfammer erörtert. Hanjemann erfannte 
jofort die Größe der dem Handel Aachens und auch jeinem eigenen 
Geſchäfte drohenden Gefahr. Er arbeitete im Frühling 1827 ein 
Memorial über dieje Frage aus, in dem er die Gefahr eines 
Wollmarftes in Köln, die Vorteile eines ſolchen in Aachen aus: 
einanderjeßte, aber auch darauf hinmwies, daß ein Wollmarft in 
Aachen die bisherige Art des Gefchäftes weſentlich modifizieren 
werde und daß die Mollhändler natürlich genötigt fein würden, 
ihren Betrieb den veränderten Verhältnifien und erhöhten An 
ſprüchen gemäß umzugeftalten.!) Da erlebte er eine Enttäufchung, 
auf die er nicht gefaßt war. Mehrere Wollhändler verfaßten eine 
Gegenſchrift, in der fie fich jcharf gegen den Wollmarkt und die 
mit ihm verbundenen Neuerungen ausſprachen und beim quten 
Alten bleiben zu mollen erflärten. Die Gründe dafür waren im 
mejentlichen durch die Furcht vor dem Berlafjen der altgemohnten 
Gleiſe diftiert; es fpielte aber auch perjönliches Übelmollen gegen 
Hanjemanı mit, deflen überlegenen Geift und geichäftliche Kon— 
furrenz fie als gleich unbequem empfanden. Das murde nod 
deutlicher, als im Herbit das Leipziger „Elbeblatt“ einen Artifel 
brachte, der die Lauterfeit der Gefinnungen und Abfichten Hanje- 
manns verbächtigte, jo daß diejer ſich genötigt jah, die hämijchen 
Angriffe in einer Zuſchrift an dasjelbe Blatt zurüdzumeijen.?) 
Hanjemann ließ fich dadurdy nicht irre machen. Stadtrat und 
Handelsfammer mußte er auf feiner Seite. Kam der Wollmarfı 
zuftande, jo war mit dem vorausfichtlich außerordentlichen Auf- 

1) Gedrudte® Memorial Hanjemanns betr. die Errichtung eined Woll- 


marfte8 in Machen vom 16. Mai 1828. 
2) Eibe-Blatt. 1828. Nr. 47 v. 21. November. 
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ſchwung des Handelsverfehrs und des Geldumjages der geeignetite 
Boden für die Thätigfeit einer Banf in Aachen gegeben. Eine 
durch die Handelsfammer am 20. Uftober 1828 berufene Ber: 
fammlung von Kaufleuten und Kapitaliften, der Hanjemann fein 
Banfprojelt vorftellte, ernannte zur Betreibung der Angelegenheit 
einen Ausihuß unter Hanjemanns Vorſitz und dieſer juchte nun 
auch in den anderen Städten des Negierungsbezirfes Anhänger 
für jeinen Plan zu geminnen. Aber wieder machte Hanjemann 
die Erfahrung, wie gering das Intereſſe für Angelegenheiten war, 
die über den Umfreis der unmittelbar nächiten Bedürfniffe hinaus- 
wiefen, auch wo die Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit einer 
Sache gar nicht bejtritten wurde. “james Goderill, der erjte 
Fabrifant Aachens, dem Hanjemann geichrieben hatte, von jeiner 
Stellungnahme zur Banf hänge deren Zufunft weientlich ab, da 
alle Aachener Kaufleute auf ihn zu jehen gewöhnt jeien, erklärte, 
daß er das linternehmen für in jeder Beziehung nüglich und aus- 
fihtsvoll halte, jelbjt ihm aber nicht näher treten werde, da er 
ihon an anderen einträglichen Unternehmungen beteiligt jeil Die 
Geſchäftswelt blieb teils gleichgültig, teils ängftlih und zurüd- 
baltend. Stadtrat und Handelsfammer deputierten indefjen Hanſe— 
mann und den um Machen verdienten Forſtmeiſter Steffens am 
Ende des Jahres nad) Berlin, um eine ymmediateingabe wegen 
des Wollmarktes gehörigen Ortes zu überreichen und die nötigen 
mündlichen Erläuterungen zu berjelben zu geben. Erfreut berichteten 
die Abgeordneten am 11. Januar 1829 aus Berlin, Beuth hätte 
fie beim Minifter des Innern von Schudmann zu defjen 5Ojährigen 
Dienftjubiläum eingeführt, der ihnen laut in Gegenwart vieler 
bochgeftellter Perjonen die ftetS bemiejene Lnterthanentreue der 
Aachener gerühmt habe. Kurz vorher hatte Hanjemann dem Staats- 
und Schagminifter Grafen Lottum eine mufterhafte Abhandlung 
über die Gejchäfte, die Bedingungen und die jchmwierige Yage des 
Aachener Wollhandels eingereicht, die in der Bemeisführung 
gipfelte, daß eine Meſſe in Köln der Ruin des Aachener Handels jei.!) 


9 Konzept von Hanſemanns Hand mit dem Datum 2. Januar 1829, 
Berlin. Bereit? oben S. 84, Anm. 1 erwähnt. 
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Der beabfichtigte Zweck wurde nur teilweije erreicht. Wohl 
gelang es den Schlag gegen Aachens Handelsblüte abzuwenden ; 
Köln erhielt die verlangte Meſſe nicht, aber auch Aachen wurde 
die Erlaubnis zur Errichtung des Wollmarftes verweigert, wohl 
weil die Wollhändler ſelbſt eine jo große Abneigung gegen das 
Brojeft zeigten. AL einige Jahre darauf bei der Gründung der 
Rheinischen Eifenbahn der Konfurrenzlampf zwijchen Aachen und 
Köln mit gefteigerter Deftigfeit aufs neue ausbrach, tauchte auch 
in beiden Städten der Gedanfe an den privilegierten Wollmarft 
wieder auf. Eine zweite als Manujfript gedrudte Denkichrift 
Hanfemanns über diejen Gegenftand vom Yahre 1836 wiederholte 
im wejentlichen die bereits 1828 vorgebradhten Argumente. Hanſe— 
manns Anficht, daß ein Wollmarft für Aachen nicht gerade unbe- 
dingt notwendig, aber jehr wünjchenswert ſei, machten fid) diejes 
Mal vier andere MWollhändler zu eigen; alle übrigen verblieben, 
wie Deder in einem Schreiben an Hanjemann vom 1. März 1836 
bezeugte, aus Eigenfinn, teil$ wider bejjeres Willen, und aus 
Rancüne gegen Hanjemann bei ihrer früheren ablehnenden Haltung. 

Es ift wohl anzunehmen, daß das Scheitern des Wollmarft- 
projeftes auch das Banfprojeft zu Fall brachte, wenn nicht die 
Zaubeit der faufmänniichen Kreile und ihre geringe Unternehmungs- 
luft Schon an fich feine Verwirklichung unmöglich madıten. Biel- 
leicht überzeugte fi) Hanjemann auc während jeines Aufenthaltes 
in Berlin 1829 davon, daß er jo gut wie gar feine Ausficht auf 
Betätigung feiner Niederrheiniichen Banf hatte. Es iſt von ihr 
feitdem nicht mehr die Rede. Doch jcheinen Hanjemanns Be- 
mühungen um ihr Zuftandefommen, vielleicht verbunden mit An- 
regungen von anderer Seite, die Regierung bemogen zu haben, 
der Banffrage näher zu treten. Unterm 31. Dftober 1829 richtete 
dad Minifterium des Innern an die rheinischen Handelsfammern 
die Anfrage, ob „geiellichaftliche Verbindungen mehrerer Kaufleute, 
welche zur Erreichung ihres faufmänniichen Gemerbebetriebs-Zwedes 
als Mittel Schuldverſchreibungen an jeden Inhaber lautend in 
Umlauf bringen... ganz zu unterfagen oder nur mit bejonderer 
Genehmigung der Staats-Polizei-Behörde und unter Deren 
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Aufficht . . . zu geftatten jeien?”') Die Aachener Handelsfammer 
beichloß in ihrer erjten Beratung, Hanjemann, der gerade ab: 
mwejend war, um ein Gutachten zu bitten. Der Präfident Deder 
ichrieb ihm, jein gemwiegter Rat jei jehr vermißt worden; man 
bäte ihn, „deſſen geiftreiches Projeft über die Gründung einer 
Niederrheiniihen Bank noch in aller Gedächtnis” jei, das Gut- 
achten binnen 14 Tagen fertig zu ftellen. Gerne nahm Hanjemann 
den Auftrag an, der ihm Gelegenheit gab, jeiner wohlüberlegten 
Meinung über diefen Gegenftand an mahgebender Stelle Gehör 
zu verichaffen. Im Dezember 1829 arbeitete er das „Gutachten 
über Bankzettel für die Aachener Handelsfammer” aus, dem die 
Kammer in allen Bunften zuftimmte. 

Mit größter Borficht hatte die Regierung bei der Frageftellung 
den Ausdrud „Bank“ vermieden. Hanjemann faßte jogleich den 
Kern der Sache ins Auge und erflärte einleitend, daß in feinem 
Auflage der Einfachheit wegen nur von „Banken und Banfzetteln“ 
die Rede jein jolle, womit freilich die Disfuffion eine etwas andere 
al3 die von der Regierung in der Frageitellung gegebene Richtung 
erhielt. In den Bankzetteln fieht Hanjemann ein billigeres, trans: 
portableres und bequemeres Taujchmittel als Geld, das den ge- 
werblichen Verfehr und die billigere Verwendung von Kapitalien 
dadurch erleichtert, daß die zu ihrer Dedung bejtimmten Summen 
auf eine jchnell realifierbare Art rentbar gemacht werden und in- 
folgedeſſen ihrerjeits wieder anderen produftiven Zwecen dienen: 
das Diskontieren von Handelspapieren und Beleihen von Waren 
wird erleichtert; die Snhaber von nach langer Zeit erft zahlbaren 
Forderungen gelangen nad) Abzug eines niedrigen Disfonts früher 
in den Beſitz von Barmitteln. Diefen großen Vorteilen ftehen 
die durch Mißbrauch der Banfzettel verurſachten Schäden gegenüber. 
Der Mißbrauch findet vor allem dann ftatt, wenn die Banknoten 
zu anderen als fommerziellen und gewerblichen Zmweden oder über 
das vorhandene Bedürfnis nad) Taujchmitteln hinaus in Umlauf 
gejegt werden. Hanjemann fommt nun, dur die Erfahrung be- 


1) Poſchinger erwähnt diefe Verhandlungen nicht. 
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lehrt, zu der Überzeugung, daß Privatbanfen, deren Thätigfeit ge- 
jeglih auf den Zwed der Erleichterung des Verkehrs beichränft 
wird und die unter angemefjener Kontrolle ftehen, der Verſuchung 
mißbräuchlicher Notenausgabe — mißbräuchlich im banftechniichen 
Sinne — in viel geringerem Grade ausgeſetzt find als reine Staats- 
banfen. Bisher jei noch jeder große Staat genötigt gewejen oder 
dazu verführt worden, die Staatsbanfen aus politifchen, militärijchen 
und anderen Gründen zu einer ungemefjenen Notenausgabe zu 
veranlafien, jo daß die Banknoten auf lange Zeit hinaus uneinlös- 
bar wurden. Hanſemann leugnete die Berechtigung des Staates 
nicht, in Zeiten der Not zu auferordentlichen Mitteln, bier aljo 
zur Ausgabe von Noten ohne bankmäßige Deckung, zu greifen. 
Er hielt es aber nicht für feine Aufgabe, ein politifches Urteil 
abzugeben; er hatte nur die fommerzielle und techniiche Seite der 
Frage zu prüfen. An einer anderen Stelle gab er jogar zu, daß 
troß der angeführten Bedenfen der Staat doc) berechtigte Gründe 
haben fönne, die Staatsbanfen beizubehalten. Mit größter Energie 
verurteilte er dagegen als gefährlich, unzwedmäßig und jchädlich 
alle jogenannten Privatbanfen, die unter bejonderem Staatsſchutze 
ftehen oder an welchen der Staat mitbeteiligt iſt, jo daß fie im 
Grunde doch nichts anderes als Staatsbanfen jeien. „Solche 
find: provinzielle Banken, Banken gewiſſer bejonderer Stände, 
(fogenannte) Nationalbanfen, in welchen eine Art Afjoziation reicher 
Unternehmer mit dem Staate bejteht. Die Errichtung jolcher In— 
ftitute jei durchaus verboten und der Staat geftatte außer jeinen 
eigenen Banken, wenn er deren hat oder haben will, nur reine 
Privatbanfen.“ Bon folchen Inſtituten fürchtete er, daß fie das 
Staatsinterefje dem der Unternehmer dienjtbar machen fünnten. 
Beſonders mißtrauiſch war er gegen ftaatlich unterftüßte und privi- 
fegierte Landjchaftsbanfen, die den Leichtfinn verjchuldeter Guts- 
befiger nur beförderten. Als ein jolches oder ähnliches Inſtitut 
betrachtete er auch die einzige Privatzettelbanf in Preußen, Die 
ritterfchaftliche Banf in Stettin, deren Hauptzweck darin beftand, 
den Rittergutsbefigern die Bezahlung der Schulden zu erleichtern, 
und deren Geichäftsprinzipien viel zu wünſchen übrig ließen, da 
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das Berhältnis der Notenausgabe von einer Million Thalern zu 
den Bareinlagen von nur 25 000 Thalern, aljo 40:1, jo un— 
günftig war, wie es Hanjemann bei einer faufmännijchen Aktien— 
gejellichaft undenkbar erſchien. Natürlich räumt er ein, dab auch 
faufmännijche Privatbanfen zahlungsunfähig werden fönnen. Er 
warnt aber davor, die während der Handelsfrije erfolgten Bank— 
brüche in England als Beijpiele für die Schädlichfeit und Gefährlich" 
feit der Privatbanfen heranzuziehen. Gerade die Privilegien der 
Engliſchen Banf hätten eine fehlerhafte Geſetzgebung für die reinen 
Privatbanfen zur Folge gehabt, indem nicht mehr als ſechs Teil- 
haber fi zu einem Banfgeichäft vereinigen durften und jo die 
Bildung jolider, leiftungsfähiger Privatbanfen erichwert wurde. 
Hanjemann jchlägt nun vor, Einzelperjonen und Kommanditgejell- 
ihaften die Ausgabe von Banknoten zu verbieten. Geeignet für 
diefelbe jeien „Handelsvereine jolidarijch verpflichteter Teilhaber“ 
und Aktiengejellichaften in Handels- oder Induſtrieſtädten von nicht 
weniger al3 15 000 Einwohnern. Zu den jolidarijch verpflichteten 
Zeilhabern müßten wenigjtens ſechs Häufer mit einer den Mittel- 
ja 1'/, mal überjteigenden Gemerbefteuer gehören; das Grund- 
fapital jolcher HandelSvereine dürfe nicht unter 100 000 Thaler, 
das der NAftiengejellichaften nicht unter 200— 250 000 Thaler 
normiert werben; auch müßten Aktien nur gegen bare Zahlung 
zum Nennwerte ausgegeben werden. Die Banken jollen ferner 
verpflichtet werden, vierteljährliche Gejchäftsberichte zu veröffent- 
lihen und feine anderen Aktivgeichäfte als ſichere Disfontierungen 
und Beleihungen zu treiben. Die Dedung der umlaufenden 
Noten muß teils bar, teils in Wechjeln und anderen Handels- 
papieren mit bejtimmtem PBerfallstage vorrätig jein. Genauere 
Beftimmungen über Gejchäftsbetrieb, Notenumlauf und Dedung 
jeien nicht erjprießlih. Damit ſprach er eine Überzeugung aus, 
die in vollem Gegenja zu der Bevormundungsjucht des alten 
Bolizeiftaats jtand. Er iſt darum ein Gegner allzu genauer Vor— 
ichriften, „weil das Geſetz nicht alle Regeln der Vorficht und Klug— 
beit, welche der Kaufmann zu befolgen hat, zu Geſetzesvorſchriften 
erheben darf, teils weil dies unmöglich ift, da fich nicht für alle 
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Fälle Regeln vorausjehen laffen, teils weil jedes Geſetz, das die 
Borfiht und Klugheit der Menfchen ganz und gar erſetzen joll, nicht 
taugt.“ Ähnlich verhalte es fich mit der ftaatlichen Kontrolle der 
Privatbanfen. Sie möge etwa zweimal jährlich durch verjchwiegene 
Beamte ftattfinden. Eine zu fpezielle Kontrolle werde zur gejchäft- 
lichen Mitwirkung, welche die Geſchäftsführung gar nicht verbefjere, 
wohl aber eine moralijche Berantwortlichfeit des Staats bedinge 
und den Banfen den Charafter von WPrivatinftituten nehme. 
Gute Privatbanfen, deren Thätigfeit nicht durch ein Monopol der 
Staatsbanfen behindert jei, müſſen dem Lande den größten Nutzen 
bringen. Die Befürchtung aber, daß fie den Staatsbanfen und 
dem jtaatlichen Papiergelde eine bedrohliche Konkurrenz machen 
fönnten, fommen für einen Staat wie Preußen nicht in Frage. 
Müpte doch ſonſt folgerichtig der Handel mit allen den Artifeln 
unterfagt werden, die in den Gejchäftsbereich der föniglichen See- 
handlung fallen. 

Der Präſident der Kölner Handelsfammer, dem diejes Gut- 
achten zur Einficht mitgeteilt wurde, nannte es eine Differtation, 
welche über den Rahmen der geitellten Aufgabe weit hinausgehe 
und den geiftreichen Verfaſſer jofort erfennen laſſe. Ob es an 
maßgebender Stelle irgendwelche Beachtung gefunden hat, ift nicht 
befannt. Zwar entitand 1831 durch die Vereinigung von acht 
Banfhäufern der „faufmänniiche Kafienverein zu Berlin“, ver 
Kafienicheine zu 100 bis 1000 Thalern ausgab. Der Kaſſen— 
verein war ein jolches Inſtitut, wie es die Regierung in ihrer 
Anfrage vom 31. Dftober 1829 im Auge gehabt hatte. Er war 
aber doch nur geduldet und bgtte nicht den ausgeiprochenen 
Charakter einer Zettelbanf. Die Regierung jcheint feine gejegliche 
Handhabe gegen die Emilfion diejer Kafjenjcheine gefunden zu 
haben, jo viel Borftellungen gegen fie die fönigliche Bank auch er- 
bob.!) 1836 mußte auch der Kaflenverein feine Scheine einziehen, 
als allen öffentlichen Anftalten die Ausgabe von Papiergeld unter: 
jagt wurde. edenfalls hat Hanjemanns Gutachten in der preu- 


I, Bojhinger I, S. 221, 254, 255. 
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Biihen Bankpolitif feine Anderung hervorgebradht. Preußen 
mußte fich nad) wie vor zu jeinem Schaden mit unzureichenden 
Kreditinitituten behelfen. 


IM. Kapitel. 


Die Denkſchriſt an den Bönig und „Preußen und 
Frankreich“. 


Der Ausgangspunft für Hanjemanns politisches Wirken war 
jein faufmännijcher Beruf. Er lebte zunächit, wie es feine Pflicht 
mar, dem Geichäft. Kaufmännifche Überlegung, ein gefunder 
Menjchenverjtand und ein angeborener politiicher Trieb jagten ihm 
aber, daß das Gejchäft nur florieren fönne, wenn es einen günjtigen 
Boden in den allgemeinen Berhältnifjen finde, und daß dieſe wieder 
nur dann befriedigen fönnen, wenn nicht der Vorteil des einzelnen 
Mannes, eines Ermwerbszmeiges, einer Stadt oder einer Provinz 
geltend gemacht werde, jondern wenn das Ganze, der Staat, ein 
fräftig pulfierendes Leben führe. Dieſe Überzeugung fteigert den 

nüchternen Nütlichfeitsfinn des Gejchäftsmannes zum Idealismus 
des patriotiſch gefinnten Politifers. ine innige Berbindung 
faufmänniicher und jtaatSmännifcher Gedanken bezeichnet die Eigen: 
art Hanjemanns. Dabei tritt das perjönliche Moment, die Rücdficht 
auf den eigenen Gejchäftsvorteil allmählich in den Hintergrund, 
um jchlieglich dem Intereſſe und dem Wirken für die Allgemein- 
beit ganz den Pla zu räumen. Schon 1828 warnt ihn ein 
Freund vor zu großer Ausdehnung feiner öffentlichen Thätigfeit: 
er möge mehr an Weib und Kinder denfen, manches gute Geichäft 
jei ihm entgangen, weil er anderweitig zu jehr in Anfpruch ge: 
nommen jei; jo dächten viele feiner Freunde!) Schwinder nun 
auch mit der Zeit der unmittelbare Zuſammenhang zwijchen feinen 
gejchäftlichen und politichen Intereſſen, jo verraten dieje in ihrer 


I) &. Werner in Imgenbruch an Hanfemann 21. November 1828. 
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Färbung doc jtets den Boden, aus dem fie erwachien find. Seine 
Kenntnifje, jeine Erfahrungen, ſeine Gefichtspunfte find in erfter 
Linie dem Wirtichaftsleben des Staates und der Bevölkerung ent- 
nommen. Doc aber fteht der ganze Mann im Denfen und 
Handeln unter dem unmittelbaren, unrefleftierten Gefühle einer 
warmen Liebe zu König und Vaterland und jein politiiches Em- 
pfinden wurzelt in dem einfachen, männlichen Gedanken, die erite 
Aufgabe des Staates jei: zu leben, an Kraft, Macht und Ehre 
zu wachſen. Stand die geiftige Kultur des deutichen Volkes auf 
einer bewunderungswürdigen Höhe, jo war es politiſch und wirt- 
Ichaftlich weit Hinter den anderen großen Nationen zurüdgeblieben. 
jeder große wirtjchaftliche Fortjchritt war auch ein politijcher 
Gewinn. Eines bedang das andere. Wohl durfte man damals 
jagen, es ſei eine Ehrenjache Deutjchlands, reicher zu werben. 
Denn gerade die Armjeligfeit der öfonomijchen Berhältnifje machte 
den Deutichen in den Augen des ‚fremden und in feinen eigenen 
lächerlich. Darum war es fein Banaujentum, wenn Männer wie 
Hanjemann, Harfort, Liſt u. a. den mwirtichaftlihen Aufſchwung 
als mächtigften Hebel der Größe und Zufunft Deutjchlands be- 
trachteten, auch wenn fie diefen Gedanfen gelegentlich einfeitig be- 
tonten. Laut genug fonnte er den idealiftiichen Deutjchen über- 
haupt nicht gepredigt werden, obwohl der reale Untergrund des 
nationalen Ydealismus vor allem das Verlangen nad) Wirtjchafts- 
einheit war. 

In diejer Gefinnung lebte Hanjemann als aufmerkſamer Beo- 
bachter der inneren und äußeren Bolitif Preußens und aller Vorgänge 
in den fremden Staaten. Unaufhörlich beichäftigte ihn das Problem 
diefes preußifchen Staates. Nach jeder Richtung hin erichien fein 
Weſen rätjelhaft, widerjpruchsvoll: eine Großmacht ohne die rechten 
Borausjegungen für dieſe anſpruchsvolle Stellung, zerriffen in zwei 
getrennte Landfomplere, mit geradezu unmöglichen Grenzen, um: 
geben von eiferfüchtigen, übelmollenden Fleinen und übermächtigen 
großen Staaten; eine Aominiftration von jo freifinnigen, modernen 
Grundfägen, wie fie in der Städteordnung, in der Handelspolitif, 
in der Fürſorge für die höhere und niedere VollSbildung zu Tage 
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traten, und daneben eine ängjtliche Zenjur, eine unwürdige De- 
magogenfurdt, ein Mangel an Üffentlichfeit, die das frijche 
Leben, das auf ber einen Geite erzeugt wurde, auf der anderen 
wieder zu erftiden drohten. Dazu der Gegenjag zwiſchen Dit und 
Weft, zwiſchen angeftammten Landen und neuen ſchwer zu aſſi— 
milierenden Provinzen, ein Gegenjag, der bis zu gewiſſem Grade 
auch die liberalen und fonjervativen Grundanjchauungen der Be— 
völferung geographiich verteilte. Wußte diejer Staat, was er 
nach außen wollte und jollte; wußte er, nad) welchem Ziel jeine 
innere Entwidelung drängte? 

ALS Rheinländer Fonnte Hanjemann gar nicht anders als 
politijch liberal denfen. Die modernen been der preußijchen 
Reformgejeggebung ſtießen im Dften der Monarchie auf den Wider- 
ſtand der arijtofratiichen Geſellſchaftsſchichten; dort ſteckte die alte 
ſtändiſche, ariftofratiiche Gliederung der Gefellichaft mit ihren An- 
ihauungen und Gewohnheiten dem Volke noch tief im Blute. Am 
Rhein war fie jo gut wie verjchwunden. Die neuen bürgerlichen 
Speale: gleiche Nechtstähigkeit für jedermann, Freiheit der Ge- 
werbe und des Handels, Bejeitigung aller toten, leeren Formen, 
freilich auch mancher noch lebensfähigen, Entfejjelung aller 
bisher jchlummernden Kräfte, — waren hier nicht nur rechtlich, 
grundſätzlich anerfannt und durchgeführt, jondern ftießen auch 
nirgends auf inneres Widerftreben; fie verlegten feine Intereſſen, fie 
widerſprachen feinen Gewohnheiten. Dem gebildeten und ver- 
mögenden Mittelftande machte hier niemand die führende Stellung 
ſtreitig. Darum galten aber auch dem rheiniichen Mittelftande 
feine Anſchauungen als die allein möglichen und richtigen, und er 
ſah zuverfichtlic; voraus, daß ihnen der Sieg über die entgegen- 
ſtehenden, rückſchrittlichen des Dftens nicht entgehen fünne. So 
dachte auch Hanjemann. Von Doktrinärem war jedoch nicht die Spur 
in ihm. Seine politijchen Ideale holte er aus der Luft, in der 
er atmete, und ihre Durchführbarfeit lehrte ihn der Augenichein, 
der Blick auf jeine nächte Umgebung. Dieſen modernen Geift 
fand er in der Reformgejeggebung Steins und Hardenbergs wieder, 


melde dem neuen Wejen des preußiſchen Staates die Signatur 
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gab. Dem entiprady aber die Bolitif der preußiichen Regierung 
offenbar nicht; fie konnte und wollte die Konjequenzen der Um- 
geftaltung nicht oder noch nicht ziehen. Am Hofe und in der Be- 
amtenwelt befämpften und freuzten ſich reaftionäre und liberale 
Strömungen und die Diagonale der Kräfte führte zum Stilljtande. 
Dafür machten Rheinländer und Weitfalen den Oſten der Monarchie 
verantwortlich. Mit Recht. Denn in den alten Landesteilen, welche 
wohl die furchtbarften Kriegsdrangjale erlebt Hatten, aber von der 
Nivellierwut der franzöfiichen Revolution und Fremdherrichaft ver- 
ihont blieben, waren noch viele hiſtoriſche Mächte, Erinne- 
rungen und Perhältnifje lebendig und erhalten, jo daß jeder 
Fortichritt der Reform, auch der notwendige, weite Kreije jchmerzhaft 
traf und deren Reaktion hervorrief. Hanjemann unterichägte wohl 
nicht eigentlich die Macht der Gewohnheit, aber er war doch wie 
alle jeine Landsleute wenig geneigt, zu unterfuchen, wie weit an 
dem MWiderftreben des öjtlichen „Junkertums“ gegen bie neuen 
Formen des politischen und jozialen Lebens auch edle, ehrenmwerte 
Beweggründe ihren Anteil hatten. Doch war das beſſere ge- 
Ihichtliche Recht gewiß auf jeiner Seite, wenn er Preußen als einen 
modernen Staat betrachtete, deſſen Aufgabe es jei, fi) in der 
Yinie der Gejeßgebung von 1807—1820 fortzuentwideln. Da 
diefe Entwidelung unterbrochen, zum Stillitande gefommen mar, 
die treibenden Ideen der Neuzeit dagegen in Häujern, Schulen 
und Univerfitäten, in Litteratur und Wiffenichaft, in Kunſt und 
Leben unverfennbar bereits die Oberhand gewonnen hatten, jo 
erfüllte ihn die Wahrnehmung mit Bejorgnis, daß fich zwijchen 
den Marimen der Staatsregierung, der Nichtung ihrer inneren 
Politik auf den mwichtigften Gebieten und den Anfchauungen der 
Gejellihaft die Kluft ebenjo ermweiterte, wie die Prinzipien des 
StaatSlebens jelbit in fich zwieipältig, widerjprechend waren. Noch 
aber war er nicht dazu gefommen, jeine Gedanken hierüber zu 
formulieren. 

Fühlte er ſich jo in Oppofition zur Regierung, jo erkannte 
er e3 um jo danfbarer und freudiger an, wenn fich feine Wünſche 
einmal mit ihren Thaten dedten. Das war der Fall, als Preußen 
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1828 die BZollverträge mit Heſſen-Darmſtadt und den anhal- 
tinifchen Herzogtümern abichloß, den eriten deutjchen Staaten, 
welche nicht nur mit verjprengten Gebietsteilen jondern vollftändig 
dem preußijchen Zollverbande beitraten, und als im folgenden 
Jahre der preußiich-heifiiche Zollverein mit dem württembergiidh- 
bayeriichen jenen verheigungsvollen Handelsvertrag ſchloß, der den 
großen deutichen Zollverein vorbereitet hat. Die Zahl derer, 
welche, ohne im Mittelpunkt der Gejchäfte zu jtehen, die nationale 
Bedeutung dieſer Verträge in vollem Umfange zu ermejjen ver: 
mochten, war nicht groß. Hanſemann erfannte fie. Freudig 
bewegt jchrieb er im November 1829 an Maaßen, der nädjit 
Motz und Eichhorn das größte Verdienjt um das Zuftandefommen 
der Verträge hatte: „Durd) die Zollverträge, welche im vorigen und 
in diejem Fahre abgeichlojien find, hat Preußen jehr an Achtung im 
Auslande und die Staatsregierung viel an Liebe und Zutrauen im 
Sande gewonnen. Schenke der Himmel ferner guten Erfolg auf 
dem Fortgange in diefer Bahn, welche unjer Preußen hoffentlich 
an die Spite des Bundes der Staaten, die zwiſchen Djterreich, 
Rußland und Frankreich liegen, und damit zu Ehre und Anjehen 
führt; eines Bundes, welcher durch alljeitiges Intereſſe der Bar: 
teien Konfiitenz erhalten fünnte, ganz das Gegenitüd des nur 
auf Papier — und etwa bei guten Tafeln in Frankfurt — be- 
findlichen jogenannten ‚Deutjchen Bundes.“ Es iſt wohl zu be- 
achten, daß Hanjemann bier nicht nur Rußland und Frankreich, 
iondern auch Ofterreich als die fremden Mächte bezeichnete, zwijchen 
denen die deutihen Staaten unter Preußens Führung fich zu einer 
febensvolleren Einheit verbinden jollten, als fie der Deutiche 
Bund bot. 

Das preußijch-deutiche Intereſſe erforderte damals vor allem 
die Fortdauer des Friedens, der in den verflofjenen fünfzehn Jahren 
die Anfänge einer hoffnungsvollen wirtichaftlichen Blüte gezeitigt 
hatte. Dieje jchien der aufmerfiamiten Pflege und der zarteiten 
Rüdfihtnahme noch auf lange hinaus um jo mehr bebürftig zu 
jein, als joeben mit den neuen Zollverträgen nur die erjten Bau- 
fteine zu einer die getrennten Wirtjchaftsgebiete Nord- und Süd— 
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deutichlands verbindenden Brüde gelegt worden'waren. Da brach 
1830 die franzöfiiche Julirevolution aus. Sie und ihre Nach— 
wirfungen in Belgien, Polen, Italien und einzelnen deutfchen 
Staaten hielten zwei Jahre lang die Völfer mit der bangen Frage 
in Atem, ob es möglich jein werde, den Weltfrieden zu wahren. 

Die Ereignilie des Jahres 1830 bedeuteten den Banferott 
der auswärtigen Politif der Großmächte. Zwei der wichtigiten 
Schöpfungen des Wiener Kongrefjes, die Herrichaft der Bourbonen 
in Frankreich jomwie die der Dranier in Belgien wurden durch die 
Bölfer jelbit bejeitigt, die das Recht nationaler Selbitbeitimmung 
dem beanipruchten Einmiſchungsrecht der großen Höfe entgegen- 
ſetzten. Zugleich war aber auch die durch Überſpannung 
des monardiichen Prinzips charafterifierte innere Politik der 
Mächte vom Schiffbruch bedroht. Die Franzofen jchrieben nicht 
nur die nationale Selbftbeitimmung, jondern auch die Grundjäße 
des Liberalismus, des Konftitutionalismus auf ihre Fahne. Die 
Höfe gaben fich aud über das Maß der Anziehungskraft ihrer 
abjolutijtifchen und jener fonftitutionellen Ideen feinen Täufchungen 
bin. Dazu der Abfall in ihren eigenen Reihen. England ſagte 
fih für immer von den Prinzipien der Fontinentalen Mächte 
108; Lord Wellington jelbit, der die Bourbonen 1815 zum zweiten: 
male zurüdgeführt hatte, der die Bereinigung von Holland und 
Belgien als jein eigenjtes Werf betrachtete, ließ, gezwungen durch 
die öffentliche Meinung, das Werf der europäilchen Staatskunft 
fallen; jein Nachfolger Palmerſton verfündete aber bereits ge- 
meinfam mit dem Bürgerfönige von Frankreich das neue Prinzip der 
Nicht-Einmiſchung. So traten die Weft- und Dftmächte als bewußte 
und grundſätzliche Verfechterentgegengejegter Richtungen auseinander. 
War es nun Ofterreich, Rußland und Preußen mit der bisherigen 
Politik Ernjt geweien, hatten fie das Heil Europas nur auf diefem 
Mege begründen zu können geglaubt, — durften fie dann die 
Revolution in Frankreich und Belgien ihren Gang gehen laſſen; 
war es mit ihrer Ehre und den Geboten der Gelbiterhaltung 
verträglich, wenn fie durch Gemährenlafjen ihre Grundſätze ver- 
leugneten? 
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Es war das Verdienit König Friedrich Wilhelms III., daß ein 
Prinzipienfrieg vermieden wurde. Ofterreich hatte fein Heerweſen 
verfallen laſſen; es war im enticheidenden Augenblide nicht gerüftet 
und brauchte die vorhandenen Streitkräfte, um feine bedrohte Vor— 
berrichaft in Stalien aufrecht zu erhalten. Rußland dagegen 
drängte mit jtürmijchem Eifer zum Kriege. Friedrich Wilhelm IL. 
aber erwog jeine nächſte Pflicht, die Sicherung jeines Staates. 
Er blieb taub gegen die Forderungen ſeines Schwiegerjohnes, 
des Kaiſers Nikolaus, wie gegen die der reaftionären Hofpartei; 
er unterdrücte jeine eigenen legitimiftiichen Neigungen, weil er 
mußte, daß Preußen die Lajt des Krieges und das Odium des- 
jelben jo gut wie allein zu tragen haben werde. Der Entichluß, 
die Revolution in Frankreich fich ſelbſt zu überlafien, ſtand jofort 
in ihm feit. Anders aber wurde die Sachlage, als drei Wochen 
darauf die Revolution nach Brüfjel hinüberichlug und aud in 
Belgien zum Siege gelangte. Die Sicherung Preußens verlangte 
zwar an und für fich feine Einmilchung in die inneren Verhält— 
niſſe eines Nachbarſtaates; aber jede Verlegung der Verträge, die 
den territorialen Beſitzſtand eines Staates veränderte, bedrohte 
doch in einer Zeit revolutionärer Erregung die Sicherheit der 
anderen. Mit der Vereinigung Belgiens und Frankreichs — eine 
Möglichkeit, die zunächſt näher lag als die Schöpfung eines jelbit- 
tändigen belgijchen Staates — war auch für das friebliebende 
Preußen der Kriegsfall gegeben, wenn es nicht in die jelbjtmör- 
derifche Politif nach dem Bajeler Frieden von 1795 zurüdfallen 
wollte. Wer fonnte aber außerdem damals wifjen, wie weit die 
in Franfreih zum Siege gelangte friedliebende Bourgeoifie ihre 
Herrichaft behaupten werde und ob der neue Thron troß gegenteiliger 
Berficherungen nicht doch die revolutionäre Propaganda nah außen 
zu feiner Feitigung nötig hatte? Preußen mußte aljo feine 
Truppenmadt am Rhein verftärfen. Zu den zwei dort vorhan- 
denen Armeeforps brad im September von der Elbe ein drittes 
auf; doch blieb ihr Beitand auf dem Friedensfuß.“) Frankreich 


1) Droyien, Zur Geſchichte der preußiſchen Bolitif in den Jahren 1880—82 
(Abhandlungen zur neueren Geſchichte) S. 16. 
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dagegen rüftete gewaltig. Zur jelben Zeit wurden 128000 Mann, 
im Dezember nochmals 80000 Mann einberufen. Für Preußen 
handelte es fich jeßt um die Frage, ob es zur Sicherung jeiner 
Grenzen weiter gehen und das öftliche Belgien vorläufig bejegen 
jollte, was den fofortigen Einmarjch der Franzofen im weftlichen 
Belgien zur Folge gehabt hätte. Um den König für fich zu ge- 
winnen, batte Kaiſer Nifolaus den berühmtejten ruffiichen Feld— 
berrn, den Feldmarſchall Diebitich, nach Berlin gejendet, der den 
Plan zu einem Koalitionsfriege gegen Frankreich im großen Stile 
entwarf. 210000 Preußen, 120000 deutſche Bundestruppen, 
30000 Holländer, 60000 Ljterreicher, 180000 Ruſſen follten an 
dem legitimiſtiſchen Kreuzzuge- teilnehmen. Ohne jeinen Zwed 
erreicht zu Haben, verließ Diebitich Berlin im Dezember, nad) 
zweimonatlichem Aufenthalte; Friedrich Wilhelm war bei der 
Meinung verblieben, daß er „ungeachtet der Wahrjcheinlichfeit eines 
Krieges doch jedes Hervorrufen desjelben für unangemejien halte“, *) 
und Diebitih mußte fic) damit begnügen, jeinen Eifer zunächſt 
auf einem anderen Kriegsichauplage, dem polnischen, zu bethätigen. 
Gr gab aber jeine Pläne nicht auf. Er hoffte, den Feldzug 
gegen die polnifche Revolution im Laufe des Februar 1831 zu 
beenden und Ende April mit den fiegreichen Ruſſen am Rhein zu 
jtehen. Es fam anders. Erſt im September 1831 war Polen 
wieder unterworfen, Diebitich jelbft von der Cholera nad) ſchweren 
Miperfolgen Hinmweggerafft, Rußlands auswärtige Politik faft ein 
Jahr lang völlig lahm gelegt. Der Weltfrieg war vermieden 
worden ; die Zahl der europäilchen Staaten Hatte ſich, ohne daß 
Rußland ihm jeine Anerfennung veriagen fonnte, um das Königreich 
Belgien vermehrt. Als die ruffiichen Streitkräfte wieder disponibel 
wurden, war freilich noch nicht alle Gefahr bejeitigt. Die Aus- 
einanderjegung zwiſchen Belgien und Holland, die italienischen Ver— 
hältnifje, in denen ſterreich und Frankreich jich gegenüber traten, 
ließen die Möglichkeit eines großen Krieges noch immer offen; 
doch ſchwand allmählich das Gefühl, daß man ummittelbar vor 
jeinem Ausbruche jtehe. 


I, Dro yien a. a. O. 28. 
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Es liegen leider feine bireften Außerungen Hanſemannns 
über die YJulirevolution vor. Er wird fie eben wie alle Welt als 
ein elementares Ereignis, als die natürliche Folge einer blinden, 
verftodten, rückſch rittlichen Politif betrachtet haben. Auch die all- 
gemeine Bewunderung der Thatjache wird er geteilt haben, daß 
die Revolution fi) diejes Mal rein von brutaler Zerftörungswut 
zu halten gewußt hatte und daß vor allem die Drdnungsparteien 
am Ruder geblieben waren, daß fie dem Radifalismus die Waffen 
aus der Hand gemunden hatten. Denn jo body er vom Werte 
politifcher Freiheit dachte, jo verhaßt war ihm alles radiale, 
demofratiiche Wejen. Mit der Schwärmerei des Durchſchnitts— 
liberalismus für den franzöfiichen Freiheitsfampf hatte er eben- 
jowenig etwas gemein wie mit den naturrechtlichen Anjchauungen 
des Notted-Welderjchen Staatslerifons. „Ich wünſche“, jchrieb er 
ein halbes Jahr nach den Juliereigniſſen, „die Erhaltung eines 
fräftigen monarchiſchen Syſtems mit Freiheit gepaart in civilifierten 
Staaten ungefähr jo wie Guizot und Dupin aine.“ Die Sym- 
pathien der meijten Liberalen in Deutjchland, zumal in Süd— 
deutfchland, galten aber ganz anderen Leuten; fie galten der fran- 
zöfifchen Dppofition und deren radifaleren Richtung, die in Hanſe— 
manns Augen thöricht und verderblidd war. Der Richtung der 
franzöfiichen Dppofition näherten fi) aber die Führer der 
belgijchen Revolution; in diefer gewannen radifalere Elemente die 
Dberhand. Die belgiiche Revolution hat Hanfemann bei jeder 
Gelegenheit auf das jchärfite und nachdrüdlichite verdammt. Er 
befand fich dabei in voller Übereinftimmung mit dem allgemeinen 
Urteil der befitenden Klajfen in Preußen und insbefondere in 
den Rheinlanden, welche die ſchwerſten Schädigungen des Ermwerbs- 
lebens zu befürchten hatten, wenn die wüſte Bewegung fich über 
die Grenze hinaus fortpflanzte. Wohl betrachtete er auch fie als 
die natürliche Folge des oranijchen Starrfinnd. Aber die Be- 
wegung jchritt in jeinen Augen weit über das Notwendige hinaus 
und verlor alles Maß und Ziel. Die völlige Losreißung von 
Holland glaubte er durch fein belgifches Intereſſe gerechtfertigt. 
„Die belgiiche Revolution ijt wirflich jo etwas jchlechtes und un- 
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politiſch dummes, wie je etwas von einem Bolfe vorgenommen 
werden kann“, jchrieb er dem Finanzminifter Maaßen, und mit 
diefem Urteil hielt er auch gegen einen belgiichen Patrioten, 
Davignon, nicht zurüd. Hanſemann jchrieb ihm, daß man fich in 
jeder Schenfe und jeder Gejellichaft des Nheinlandes von der Ab- 
neigung der Deutichen gegen die Revolution der Belgier über- 
zeugen könne. Qumultuarifches Weſen, feichte Phrajen, wüſtes 
Schimpfen hätten die Belgier um alle Sympathien gebracht und, wenn 
je Untreue oder Aufftand der Rheinpreußen denfbar gemejen, jo 
habe die preußiiche Regierung jegt den legten Grund zu ſolchen 
Befürchtungen verloren.!) ‘jene Revolution werde aber leider dic 
Ausbildung einer ‚geiegmäßigen Freiheit in Preußen erjchweren, 
weil ein Bli auf die neuen belgijchen Verhältniſſe die Zufrieden- 
heit der Preußen und die gute Meinung über ihre eigenen Zu« 
ftände nur mehren fönne. Und er, der um bdiejelbe Zeit Die 
heimiichen Zuftände den Landsleuten und feiner Regierung gegen- 
über jo ſcharf fritifierte, er ruft dem Ausländer mit dem ganzen 
Stolze eines Preußen zu: „Und wahrlid), das Beitehende ift in 
Preußen in vielfacher Hinſicht vortrefflich\” ?) 

Aber ebenjo feit wie der Abſcheu vor der Revolution ftand 
ihm die Überzeugung, daß diefes Gefühl die Politif nicht beein- 
flufien dürfe. Wenig jpäter jchrieb er an Brüggemann:?) „Sch 
fehe nur ein Intereſſe, das preußiſch-deutſche, was unſere 
Politik Leiten ſollte; was dieſe aus den Ereigniffen für Nugen 
ziehen fann ... . das halte ich für die Rolitif erlaubt und zweck— 
mäßig, ohne Rückſicht darauf, welche Duelle jene Ereignifje haben, 
oder welcher Natur fie find.“ War das auch der Standpunkt der 
Regierung? 

Die Kriegsgefahr laſtete natürlic) auf den Rheinländern mit 


1) Auch in den Polizeiberichten der Nachener Regierung an das Mintjterium 
vom September und November 1880 wird dasfelbe hervorgehoben. „Die 
Ihlimmen ökonomiſchen Folgen der belgischen Revolution haben die gute Ge— 
finnung der Rheinprovinzler gejtärtt.“ Die Truppenlaft werde willig getragen, 
überall finde die Regierung guten Willen und Unterftügung. (Geh. Staatsardiv.) 

2) Hanjemann an Davignon 15. November 1880. 

3) 18. Februar 1881. 
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unvergleichlidy viel ftärferer Schwere als auf den Bewohnern der 
anderen Provinzen. In banger Spannung barrte man der Ent- 
Iheidung aus Berlin. Was wir heute ficher willen, daß ver 
König nur zur Verteidigung der Grenzen das Schwert zu ziehen 
entſchloſſen war, darüber fonnten die Zeitgenofjen nur Wünfche 
und Vermutungen begen. An der Gemwijjenhaftigfeit und Friedens— 
liebe des Königs zweifelte wohl niemand; aber man fannte den 
Einfluß der Wittgenjtein, Ancillon und anderer reaftionärer Heiß- 
iporne; man fannte des Königs ruffiiche Sympathien, die Kriegs- 
luft jeines failerlihen Schwiegerjohnes, und jah nun, wie dejjen 
Xiebling Diebitſch, ein fiegreiher General, wochenlang in be- 
fonderer Milfion am preußiichen Hofe verweilte. Hanjemann und 
viele andere mußten fürchten, daß der ruffiihe Einfluß, wie fo 
oft, die Oberhand gewinnen und Preußen in eine verderbliche 
Bolitif hineinreißen werde. Erinnern wir uns, mit welchem Miß— 
trauen und welcher Abneigung er Rußland jtetS beobachtet hatte, 
wie er die Selbftändigfeit Preußens durch nichts jo jehr wie durch 
die ungebrochenen Inſtinkte dieſes halbbarbarijchen, eroberungs- 
jühhtigen, despotiſch vegierten Nachbarvolfes bedroht glaubte. 
Was konnte unter joldyen Umſtänden der befürchtete Weltkrieg, 
von jeinen zerjtörenden Wirkungen abgejehen, anderes für Preußen 
zur Folge haben als ruifiihe Dienjtbarkeit, und melde Rück— 
wirfung ließ fih von dieſer erit für die innere Entwidelung 
Preußens erwarten! Als das jtürmijche Jahr 1830 fich jeinem 
Ende zuneigte, der belgilche Nationalfongreg am 18. November 
die Ausfchliegung des Haufes Dranien vom belgiichen Throne 
verfügte, die Weltlage unficherer als je zu jein jchien und noch 
immer nicht erfennbar wurde, wohin ji die Wagjchale der 
preußifchen Politik neigen werde, da entſchloß ſich Hanſemann 
dazu, dem Könige unmittelbar die Ergebnijje jeines Nachdenkens 
über die Aufgaben der inneren und auswärtigen Bolitif Preußens 
vorzulegen. Er arbeitete eine Denkichrift „Über Preußens Lage 
und Bolitif am Ende des Jahres 1830* aus und jandte jie mit 
dem Datum des letzten Tages 1830 dem Könige ein.’) Es 
9 Ms Manuffript gedrudt erft i. 3. 1846 für die Mitglieder des achten 
rheiniſchen Provinziallandtages. 
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handelte fich bier nicht nur um den Ausdrud der Bejorgnis über 
die nächſten Entichliegungen der Regierung. Hanfemann verjuchte 
es, dem Könige ein Bild vom Wejen und Charakter des Staates 
zu geben, wie e$ im Herzen des patriotijch gefinnten, gebildeten 
und unabhängigen Mittelftandes lebte, ein Bild, das freilich feine 
bejondere Färbung der geiftigen und politifchen Atmoſphäre des 
Rheinlandes entnahm. 

In den einleitenden, direft an den König gerichteten Worten 
begründet Hanjemann fein Unterfangen damit, daß im Augenblide 
großer Enticheidungen die Anficht eines Mannes, der weder am 
Entihluß noch an deſſen Folgen unmittelbar beteiligt ift, 
vielleicht einigen Wert habe, weil feine Meinung eine ganz un- 
befangene fein fönne Ein inneres Gefühl rufe ihm zu, dieſe 
Abhandlung dem Könige darzubringen, troß ihrer Unvollfommen- 
heit infolge Mangels an Zeit zu gründlicher Bearbeitung „ſowie 
auch an Übung im fchriftftelleriichen Fache“. Zunächſt drängt 
ſich ihm die Frage auf, ob auch Preußen den Einwirkungen des 
Auslandes erliegen und auch in ihm die Revolution zum Aus— 
bruche kommen werde. 

In Sachſen, Kurheſſen, Braunſchweig, Hannover hatten 
revolutionäre Bewegungen bereits ſtattgefunden, die zu Verfaſſungs— 
änderungen führten; in Braunfchweig war fogar der Herzog ver- 
jagt worden. In Preußen dagegen wurde die Ruhe nicht geftört. 
Nur in Aachen war Hanjemann jelbft Zeuge eines Volfsauflaufes 
gewejen. In unmittelbarem Anſchluß an die Vorgänge in Brüffel 
hatte ſich ein Teil der Kabrifarbeiter, von belgiichen Aufrührern 
aus dem benachbarten Verviers angeftiftet, zufammengerottet und 
das Privathaus Coderills zerftört,!) in deſſen Dampfipinnmafchinen 

1) Er gab feinen Schaden auf 45000 Thaler an und forderte Erjag von 
feiten des Staates. Durd eine Allerhöchſte Kabinettsordre erhielt er einen ab- 
ſchlägigen Beicheid mit der Motivierung, daß die Behörden in Aachen ihre Pflicht 
getban hätten. Wäre er arm, fo fünnte etwas auf dem Gnadenwege für ihn 
geſchehen; da er aber ebenjo prächtig wie bisher weiter lebe, jo werde er den 


erlittenen Schaden zu den unvermeidlichen Widerwärtigkeiten des Lebens rechnen 
und mit chriftlicher Ergebung tragen müflen. (Geh. Staatsardjiv.) 





Charakter der Dentichrift von 1880. 107 


fie die eigentliche Urſache ihrer traurigen materiellen Lage 
ſahen. Die ordnnungliebende Bürgerfchaft hatte den Aufruhr jchnell 
unterdrüdt; irgend einen politiichen Untergrund hatte er nicht. 
Um jo mehr betrachtete Hanjemann den Aufruhr als das Symptom 
einer fozialen Gefahr. Ein unruhiger Geiſt lebte nun mal in 
dieſen unteren befitlojen Schichten des Volkes, hervorgerufen durch 
ihre bejammernswerte materielle Lage, genährt durch hohe Steuern 
„und eine verfehrte Philanthropie”, welche dahin führte, daß 
mterftügte Arme in eine beſſere Yage gerieten „als die Perjonen, 
welche notdürftig mit fleinem eigenen Verdienſte durch unglüdliche 
Zebensverhältniife ſich durchwinden“. Dieſe unzufriedenen Ele- 
mente können nun nad) Hanjemanns Anficht auch in Preußen, jo 
unmwabhrjcheinlich hier eine politiiche Revolulion jei, doch das 
Werkzeug von ntriganten und Umjtürzlern werden, wie die 
belgiiche Revolution zeige, die mit einem Pöbelauflauf begonnen 
und zu einer radifalen politiichen Ummälzung geführt habe. Alle 
Gefahren, welche den Staat bedrohen, auch die friegerijchen, jeien 
aber auf die Dauer nur durch die Annahme eines richtigen 
Regierungsiyftems zu beftehen. Die Feititellung desfelben ift nun 
der eigentliche Inhalt der Denfichrift. 

Es hat einen eigenen Reiz, den Ausführungen Danjemanns 
zu folgen. Sie find Iebensvoll, weil fie ein durchaus individuelles 
Gepräge tragen, Nejultate eigener Beobachtung von Thatjachen 
und Zuftänden, unabhängig von den Schlagworten der liberalen 
politiichen Doftrin, obwohl fie fich in der Hauptiache mit diejer 
deden, dabei maßvoll und von einer verhaltenen patriotijchen 
Wärme. Hanjemann war fein Gelehrter und mollte aud) nicht 
als folcher gelten; er vermied daher mit richtigem Takte möglichjt 
alle Theorie; wo er fie nicht umgehen konnte, bezwedt fie im 
Grunde nicht mehr als die logiſche Verbindung und Begründung 
von praftiichen Gedanken, die durdaus jein Eigentum find, 
mögen auch andere fie vor ihm gehegt und fie vielleicht noch ge- 
ſchickter als er formuliert haben. 

Er umterjcheidet drei Regierungsiyiteme: den unbejchränften 
Despotismus oder den Stillitand, den aufgeflärten, gerechten, 
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milden Abjolutismus ohne politiiche Freiheit und das aufrichtig 
fonftitutionelle Syftem. Preußen befindet fi) im Übergange vom 
zweiten zum dritten Syitem. Denn „Preußen bat jeit 1807 voll- 
ftändig begriffen, daß die Stärfe des Staates nicht mehr auf der 
Bafis der Feudal-Einrichtungen, der Militärherrichaft und des 
unumjchränften monarchiſchen Syitem$ beruhen könne.“ Dffenbar 
will auch Preußen auf der betretenen Bahn fortjchreiten; die guten 
Folgen der Neuerungen haben jich ja jchon gezeigt und außerdem 
fann fein Preuße an der Aufrichtigfeit der Zufagen des gerechteften 
aller Könige zweifeln. Es handelt ſich nur darum, zu zeigen, 
daß dieſer Weg wirklich der richtige ijt, die natürliche Fortſetzung 
des Weges, den das preußiiche Königtum von jeher gegangen 
ift. Hanſemann erinnert daran, wie das Königtum im Stampfe 
mit den privilegierten Ständen emporfam und deren politijche 
Madıt aufſog. Zwar verblieben den Ständen, insbejondere dem 
Adel, ausgedehnte Vorrechte; aber auch dieje mußten jchließlich 


bejeitigt werden, „weil“ — jo lautet Hanjemanns nachdrüdliche 
Erflärung — „das erite Prinzip der Staaten das Yeben und 


das Wachſen an Kraft ift (beides als faſt gleichbedeutend zu 
denfen, da es nach Naturgejegen feinen Stilljtand, jondern nur 
Wachstum oder Abnahme giebt) und weil die Fünigliche Gemalt, 
in welcher die ganze Kraft des Staates . . . fonzentriert war, 
jenes Prinzip nicht anders erfüllen fonnte als durd) Wegmwerfung 
der Teile, die dejjen Ausführung hinderten“. Die uneingejchränfte, 
alles umfafjende und alles leitende königliche Macht mußte zur 
ausjchlieglichen Beamtenherrichaft führen, da der König die Details 
der Staatöverwaltung nicht überjehen fann. „So hat die ganze 
Adminiftration nad) und nad) den Typus des Beamtenwejens 
annehmen miüjjen. Alles muß da abminijtriert werden; das 
lebendige Wort und die rajche Handlung weichen den jchriftlichen 
weitläufigen Formen, jo daß in dem vielen Schreiben die Kraft 
des Denkens und Handelns weſentlich geſchwächt wird; eine Maſſe 
Gelehrſamkeit wird erworben und angewendet, um über einfache 
Gegenftände zu disfutieren und zu bejcheiden, die der ſchlichte Menſchen— 
verjtand, verbunden mit einiger Erfahrung, jchnell begreift und zu 
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ordnen verſteht.“ Die Folgen davon find Weitjchmweifigfeit, Kafuiftik 
und Unbeitimmtheit in den Verordnungen, Furcht vor der Öffentlich- 
feit, ſowie der Übelftand, daß die Staatsbehörden über die Intereſſen 
und die Stimmung der Nation nur durch das Drgan der Beamten 
unterrichtet werden, deren Berichte nur zu leicht dem Einfluß 
perjönlicher NRüdfichten unterliegen. Nicht die einzelnen Glieder 
des ausgezeichneten preußijchen Beamtenftandes trifft die Schuld. 
„sch lage nur“, ſchließt Hanſemann jein Urteil über die Büreau- 
fratie, „daß die Dinge der Natur der Verhältniſſe nach jo gehen 
müfjen, und daß fie folglich auch im allgemeinen jo gehen“. 

Bei diefer Beamtenherrichaft kann aber die Entmwidelung der 
Monarchie unmöglich ftehen bleiben; fie muß weiter gehen; der 
Staat muß fid) auf die Nation ſelbſt ftügen. Ausichließliche Be— 
amtenherrichaft wirft evrichlaffend, wie das Jahr 1806 lehrt. Wo 
ftet denn aber die eigentliche Kraft der Nation? „Vorzüglich 
in dem Vermögen, der Fähigkeit und der Erfahrung der Staats- 
bürger, ohne Nüdficht darauf, worin das Vermögen befteht, oder 
auf melde Weife die Fähigkeit oder die Erfahrung erworben 
wird.“ Vermögen, Fähigfeit und Erfahrung find aber danf der 
preußifchen Gejeggebung und dem Fortjchritt der Bildung nicht 
mehr das privilegierte Eigentum einiger wenigen, — fie gehören 
vielmehr denjenigen, melde Hanjemann die Majorität nennt, 
indem er diefen Begriff folgendermaßen bejtimmt: „Unter Majorität 
ijt aber niemals gerade diejenige nad) der Kopfzahl zu verjtehen, 
jondern die eigentliche Kraft der Nation, melde zugleich fein 
anderes Intereſſe als dasjenige auc der Majorität der Kopfzahl 
haben joll, und ſich von dieſer dadurch wejentlich unterjcheidet, 
daß fie durch größere Bildung mehr Einficht und durch Vermögen 
größeres Intereſſe für das Beftehen einer feiten, fräftigen und 
guten Staatsregierung hat. Die Aufgabe für dieje ift, die vor- 
bezeichnete wahre Majorität zu finden und zweckmäßig zu benugen.” 
Zur Erfüllung der legtgenannten Aufgabe bietet ſich ein bereits 
vorhandenes Hilfsmittel dar in der öffentlichen Meinung, jobald 
jie in der Lage iſt, fich frei zu äußern. Und nun ftellt Hanjemann 
mit vollem Nachdrude das Verlangen nach Abichaffung der Zenfur, 
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die das Intereſſe am öffentlichen Leben erftidt, die öffentliche 
Meinung verfälicht und das Vorurteil erzeugt, es fühle fich die 
Regierung zu ſchwach, das Ruder des Staates zu führen, wenn 
die öffentliche Meinung fich frei äußern darf. Schonungslos legt 
er dann den Finger auf die ſchlimmſte Wunde, welde die Zenſur 
dem öffentlichen Leben des Volfes gejchlagen Hat: die Vorliebe für 
das Ausland, die Gleichgültigfeit gegen das eigene Vaterland. 
Mit ausgezeichneter Ironie widerlegt er die angeblich irrige 
Meinung, daß die Regierung das Nachdenken über große Staats- 
interefjen überhaupt verhindern wolle. Das Gegenteil jei der 


Hal. Nur dürfe man nicht über Preußen nachdenfen. 

„Die Zeitungen geben jajt vollftändig die franzöjiihen und englifchen 
raifonnierenden Zeitungsartifel und parlamentariihen Verhandlungen. Ich ſehe 
die am bejten redigierte preußiſche Zeitung, die Staatszeitung, nad), und finde 
die ſchönſten Reden und Aufläge über die wichtigſten Fragen der Politif und 
der Staatsverwaltung, — in Beziehung auf Frankreich, England, die Nieder- 
lande. Es ift, wer iene oder irgend eine andere preußiſche Zeitung liefl, als 
gäbe es Fein preuhiiches Vaterland, wenn nicht die Anzeigen diejer oder jener 
Beamten Beförderung, irgend eine Reife eines Mitgliedes des füniglichen Hauſes 
oder ein Bericht über das Wetter, den Feldbau ꝛc. beiläufig zeigten, dab es 
aud ein Preußen giebt, von weldhem aber nad der Zeitung nicht geabnt 
werden fann, daß es 18 Millionen Menſchen zählt, und daß die Preußen eines 
der zivilijierteften Völler find, welches eine halbe Million jtreitbarer Krieger ins 
Feld jtellen und einen mädtigen Ausjdylag in der Wage der europäiſchen 
Bolitit geben kann. Doc id) irre mich, mitunter ift dies in der Zeitung aus den 
Reden der Ausländer zu erjehen.“ Natürlich willen die gebildeten Preußen 
über die Namen und Thaten ausländischer Minifter beffer Beſcheid ala über 
die auch der audgezeichnetiten des Inlandes. „So wird die Ausbildung der 
wahren Vollstümlichkeit, welche darin bejteht, ſich vor allen Dingen lebhaft 
für die Angelegenheiten des Vaterlandes zu interefjieren und diejenigen des 
Auslandes ſtets nur im Beziehung auf jenes zu betrachten, verabjäumt, ohne 
dab deshalb weniger alle die wichtigen Fragen der Politik und der Regierung: 
ſyſteme, über weldhe die Meinungen verjchteden und die Gemüter aufgeregt 
find, öffentlicd erörtert werden.“ 


Feit auf dem Boden der Thatjachen jtehend, weiſt der Ber- 
faſſer nach, daß neue Yebensfräfte in Preußen wirfiam geworden 
find, die in früherer Zeit gar nicht oder nicht in dem Maße vor- 
handen waren; es fommt jett darauf an, diefe Thatjacdhe anzu- 
erfennen, zu bejeitigen, was der jegensreichen Entfaltung der 
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neuen Kräfte im Wege fteht, fie durch formelle gejegliche Aus- 
bildung pofitiv zu fördern und fie dadurch in den Dienft des 
Staates zu jtellen. Abgeſchafft müjjen aljo werden die Über- 
bleibjel mittelalterliher nftitutionen wie Batrimonial-Gerichtöbar- 
feit, ritterichaftliche Grundfteuerfreibeit u. d. m.; erhört werben 
muß der Ruf nach öffentlihem Leben, nad) Preßfreiheit, nad) 
einer wahren und wirffamen National-Repräjentation, in welcher 
eben jene wahre Majorität, wie fie vorhin charafterifiert wurde, 
zur Geltung gelangt. Auf fie muß ſich der moderne Staat ftüßen. 
An der neuejten Gejchichte der europäilchen Staaten, insbejondere 
Frankreichs und Belgiens, wird gezeigt, daß ſich in einem zivilifierten 
Lande auf die Dauer gegen die öffentliche Meinung und gegen 
die Majorität nicht mehr regieren läßt. Durch eine Repräjentativ- 
verfafjung wird freilich die Macht des Königs beichränft. Gegen 
diefes Bedenken wendet fi) aber Hanjemann mit den Worten: 
„Ih wage es Fühn zu jagen, eine völlige Unbejchränftheit der 
Macht ijt eine Täuſchung. Kein Sterblicher befigt eine ſolche. — 
Die Macht des Königs kann übrigens gar nicht anders als 
identiih mit der Wohlfahrt und Madıt des Staates gedadıt 
werden; denn je größer die lebtere, dejto größer ift auch des 
Königs Macht. Der unbejchränftefte König ift deshalb durch feinen 
eigenen Willen, den Staat zur Wohlfahrt und Macht zu bringen 
oder darin zu erhalten, beſchränkt. — Der Begriff der Un- 
befchränttheit oder Beichränftheit der Macht bezieht fich ... aljo 
im mejentlihen nur auf die Wahl der Mittel zur Ausführung 
der Machtvolllommenheit.“ Mit feinem Takte vermeidet Hanjemann 
die direfte Erwähnung des föniglichen Berjprechens vom Jahre 1815, 
Preußen eine Verfaſſung zu geben. Er ftellt nur feit, daß „für 
die erleuchtete Dynaftie, welche den preußiichen Thron befitt, die 
Frage längjt zu Gunſten der Beichränktheit der Macht entichieden“ 
ift und beruft ſich Nug darauf, daß das Votum Preußens über 
die landftändiichen Berfafjungen auf dem Wiener Kongreſſe das 
für die Freiheit der Völfer günftigfte war und als Minimum der 
landftändijchen Rechte die Befugnis der Steuerbemwilligung verlangte. 
Denjenigen aber, welche unter Berufung auf das hiftoriiche Prinzip den 
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Fortſchritt hemmen und gar bejeitigte Formen des ftaatlichen Lebens 
wieder herſtellen wollen, nur weil fie früher beftanden haben, ent- 
gegnet er: „Sch jehe in der Gefchichte nicht nur die Vergangenheit 
jondern auch den Übergang der legteren zur Gegenwart.“ Folge 
recht müßten jene auch das preußifche Herricherhaus wieder zum 
Nafallen des Kaiſers in untergeordneter Stellung degradieren. 
„Sch ſehe, daß Preußen, weil es den Geift der Zeit beſſer als 
Dfterreich aufzufaffen verjteht,“ jo jpinnt er diefen Gedanten 
weiter, „bejtimmt zu jein jcheint, den Einfluß und die Macht 
Deutichlands vorzugsweife zu heben, während Ljterreich durch 
feine Herrichaft über nicht germaniiche Völker jener Beitimmung 
fi) mehr entfremdet.” Er ahnte nicht, daß in wenigen Jahren 
der überzeugtejte Vertreter jenes pſeudohiſtoriſchen Prinzips den 
Thron Preußens bejteigen und auch vor der Konjequenz einer 
Unterordnung Preußens unter das öjterreichiiche Kaijerhaus nicht 
zurüdicheuen würde. 

Eine ſolche angeblich hiftoriiche und künſtlich ins Leben zurüde 
geführte Einrichtung waren die Provinzialftände, die Lieblings- 
inftitution des Kronprinzen. Hanſemann erfennt die aufrichtige 
Abficht des Thrones an, fi in den Provinzialitänden „einen 
Stützpunkt auf eine andere Kraft als nur Beamtenherrichaft in der 
Nation zu ſchaffen“. Aber, fährt er fort, die Abſicht ift nicht erreicht 
worden, weil die Injtitution verfehlt iſt. Die Heimlichfeit der 
ftändijchen Verhandlungen und das jpäte Ericheinen der Yandtags- 
abſchiede — oft erit nad) einem Jahre — machen ein allgemeines 
Sinterefje für die Beratungen der Provinziallandtage unmöglich; 
die Vollendung der Staatseinheit, auf welche Gejeggebung und 
Adminiftration hinarbeiten, wird durch einen gefliffentlich genährten 
provinziellen Sondergeift geitört, und, da es unmöglich ift, aus 
den Gutachten von acht verichiedenen Provinziallandtagen ein 
Gefe nach einem Guffe zu bilden, jo wird es doc, was man 
vermeiden wollte, nur nach der Anficht der Beamten erlajjen. 
Schließlich fommt in den Provinzialitänden nach ihrer jebigen 
Verfaſſung die wahre Majorität der Provinzialbevölferung in 
feiner Weife zum Vorſchein oder zur Geltung, und das ift um fo 
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gefährlicher, als ja aus den Provinzialftänden dereinſt die Reichs: 
tände hervorgehen jollen. „Dann dürfte die Majorität derjelben 
nicht die eigentliche Kraft des Bolfes darftellen, jondern vielmehr 
eine Fünftlich gebildete, mit der vorgejchrittenen Ausbildung des 
Staate8 im Widerſpruch ftehende Majorität entftehen, die wahre 
nationale Majorität aber in den Reichsftänden die Minorität und 
Dppofition fein.“ Das führt im beiten Falle zu unfruchtbarem 
parlamentarifchem Streit. „Der unglüdlichere eben jo leicht mög- 
liche Fall ift — eine Revolution. So jpricht die Erfahrung.“ 
So gelangt denn Hanſemann dazu, eine Verfaffung auf repräjen- 
tativer, nicht auf ftändifcher Grundlage zu fordern. Aber weit 
entfernt ift er von dem Gedanken eines allgemeinen Wahlrechts. 
In feinen Augen müſſen politiſche Rechte jtetS Privilegien jein. 
Nur als joldhe erhalten fie joviel Wert und Wichtigkeit, daß die 
Staatsbürger nach ihrem Genuß verlangen, obgleich diejer feine 
unmittelbaren materiellen Worteile gewährt, vielmehr aud) 
zu Opfern für das allgemeine Befte verpflichtet. „Wird Die 
Ausübung politiicher Rechte ein direftes Gemwinnmittel, jo müjlen 
Kegierung und Volk jchlecht werden.” Politiſche Rechte find aber 
nicht die Privilegien eines beftimmten Standes, fie find allen 
Staatsbürgern zugänglich, die es bis zu einem gewiſſen, geſetzlich 
beitimmten Grade des Einflufjes im Staate und auf ihre Mit- 
bürger gebradjt haben und in denen darum die Kraft der Nation 
liegt. Da fich für den Grad diefes Einfluffes fein anderer Map- 
ftab als der Betrag an direften Staatsftenern finden läßt, jo ift 
ein Zenjus für das aktive Wahlrecht nötig. Derjelbe joll hoch 
bemeſſen mwerden.!) Doc fommt es Hanjemann darauf an, den 
Einwand zu entfräften, als ob es mit feinem Wahliyitem auf 
eine Plutofratie abgejehen jei. Um auch dem vermögenslojen 


!) Auf 200-250 Seelen ein Wähler. Hanjemann hat 1849 in jeinem 
Buche „Das Preußiſche und Deutiche Verfaffungswert“ ©. 87 erklärt, die Höhe 
des vorgeſchlagenen Zenſus erkläre ſich daraus, daß er zu einer Regierung 
ſprach, die das Repräfenta tivfyjiem für gefährlich Hielt, und dab er an eine 
der wachſenden politiihen Bildung entiprechende allmähliche Erweiterung des 
Wahlrechts gedacht habe. 


Bergengrün, David Hanſemann. 8 
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Talente die Teilnahme am politiichen Leben zu fichern, bat er 
nichts dagegen, daß die Wählbarfeit durch feinen Zenfus befchränft 
werde. Der direft gewählten Kammer der Abgeordneten tritt 
eine erbliche Bairsfammer zur Seite, die in fid) diejenigen Elemente 
vereinigt, die durch ererbtes Anjehen und ererbtes Vermögen nodı 
eine wirkliche, von der Nation willig anerfannte Ariftofratie dar- 
ſtellen. Was aber die fundamentale Frage nad) dem Verhältnis 
der Krone zum Warlamente betrifft, jo steht Hanjemann bier 
freilich ganz auf dem Standpunfte der liberalen Grundanjchauung, 
daß die Kammermajorität für die Negierung maßgebend jei und 
der König, gededt durch die Verantwortlichfeit jeiner Minifter, 
mehr oder weniger auf ein perjönliches Regiment verzichten müjje. 
Allerdings jpricht er dieſe Forderung nicht direft aus. Aber 
wenn er die Vorteile beleuchtet, welche die Verantwortlichkeit der 
Minijter dem Könige bietet, der, ohne fich bloßzuitellen oder au 
Anjehen zu verlieren, mit der Entlaffung der Minifter auch das 
Regierungsiyitem ändern fann, jobald es nidyt mehr mit den An— 
fichten der Majorität barmoniert, jo it flar, daß er fein anderes 
fonftitutionelles Syitem als das parlamentariiche im Auge haben 
fann. Hier urteilt er nicht als Praktiker auf Grund eigener 
Erfahrungen, jondern Huldigt einem Grundſatz, der fich in anderen 
Ländern bewährt zu haben jchien. In der Praris hätte er ihn 
ehr erheblich modifiziert. Denn anderjeits war es ihm feine 
leere Phraſe, wenn er nachdrüdlich betonte, daß der König mächtig, 
die Regierungsgewalt ftarf fein müſſe. Er hat jpäter als Minifter 
die Kronrechte tapfer verteidigt, mit aller Energie die Meinung 
abgewiejen, als ob das Minijterium wie in England nur ein 
Bollziehungs-Ausihug der ParlamentSmehrheit jein dürfe, und es 
über dieſer Frage zum Bruch mit der WVolksvertretung kommen 
laſſen. Theoretiſch ließ ſich aber damals die Möglichkeit eines 
fonjtitutionellen Syitems ohne Mehrheit&herrichaft, wie es heute im 
Deutichen Reich und in Preußen verwirklicht ift, nicht Fonftruieren. 
Indeſſen die Form der politiichen Freiheit, die jchließlich bei 
jedem Bolfe von praftifchen, geichichtlichen Erfahrungen abhängt, 
fommt für Hanſemann doc) erit in "zweiter Linie in Betradt. 
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Weit größeren Nahdrud als auf fie legt er auf den einfachen 
Hauptgedanfen, der den Kern aller jeiner Ausführungen bildet, 
daß nur eine lebendige Teilnahme der Nation an den öffent- 
lihen Angelegenheiten Leben und Wachstum des Staates auf 
die Dauer verbürgt und daß fie dazu Jolcher gejeglichen Formen 
bedarf, die der Bevölkerung eine wirkſame Bethätigung ihres 
Staatsfinnes möglicy machen. 

Zum Schluß fehrt die Denkichrift wieder zur Betrachtung 
der allgemeinen Weltlage zurüd. Gerade in ihr findet Hanjemann 
die ftärfite Aufforderung, mit dem bisherigen Syftem ungejäumt 
zu brechen und jofort den großen, notwendigen Entichluß zu 
taffen. Es ijt zwar, jagt er, der Ruhm des Königs, „die Rück— 
fichten auf die Wünjche und Aufforderungen einer ihm nahe ver- 
wandten großen Macht dem Glide jeines Volkes“ geopfert und 
ihm den Frieden erhalten zu haben. Aber die unerjättliche Er: 
oberungsluft der Rufjen, „die mit Vergnügen Deutjchlands gejegnete 
Fluren wiederjähen”, auf der einen, noch mehr aber der fieberhafte 
Zuftand Frankreichs auf der anderen Seite bedrohen unausgeſetzt 
Preußen und Deutichlaud. Der deutihe Bund ijt wehrlos, 
Ofterreih in Stalien beichäftigt, Preußen mithin auf fich allein 
angewiejen. Wie nun, wenn die Franzojen, durch die Erfahrung 
belehrt, nicht mehr als Plünderer und Unterdrüder ins Land 
fallen, ſondern den Deutichen eine freie Verfaſſung verheißen? 
Nur wenn Preußen der moralijchen Kraft der freiheitlichen Ideen, 
welche Frankreich ins ‚Feld führt, eine gleiche entgegenzujegen 
vermag, fann es jeine Stellung in Europa und Deutichland be- 
haupten. Deutichland bedarf eines neuen feiten Bundes an Stelle 
der lebloſen Schöpfung von 1815; Preußens Beruf ift ein 
deutjcher, Preußen muß den neuen Bund ichaffen, — aber die 
Vorausjegung dazu ift das Vertrauen der Nation und diejes wird 
nur gewonnen, wenn der König die politiiche ‚Freiheit gewährt. 
„Unverfennbar ift aber die Ausführung der Idee, Deutjchland 
zu einem lebensfräftigen Föderativbunde zu vereinigen, Des 
größten StaatSmanns würdig. Dann hätte der Deutſche feine 


Nation um etwas zu beneiden; ... (Deutichland) fönnte allein mit 
8” 
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Ruhe einen Angriff Rußlands oder Frankreichs abwarten, ohne bei 
dem einen die Franzoſen, bei dem andern bie Ruſſen als Hilfstruppen 
herbeirufen zu müſſen.“ Wie Gneijenau nur in dem dreifachen 
Primat der Waffen, der Konftitution und der Wiſſenſchaft eine 
Garantie für die Unabhängigkeit Preußens ſah, jo fordert aud) 
Hanfemann, „daß Preußen in politiicher Ausbildung ‘einer der 
erften Staaten Europas jein muß, wenn es feine Unabhängigfeit 
und Ehre den Großmächten gegenüber befejtigen und ftärfen will. 
Ohne volljtändige Ausbildung der neuen Lebensprinzipien des 
Staates entbehrt es der erforderlichen moralifchen Kraft zur Ber: 
wirflihung eines wahren deutjchen Bundes.“ Go, fließen Die 
Forderungen der inneren und der äußeren Bolitif in eins zu— 
jammen. 

Während Hanjemann an der Denkfichrift arbeitete, traf die 
Nachricht von dem Ausbruche der polnischen Revolution ein. Sie 
mußte nach feiner Meinung, indem Rußlands Kräfte gebunden 
wurden, Preußen den Entſchluß, gerade jetzt an die Spite Deutichlands 
zu treten, erleichtern. Hanſemann ijt ergriffen von der Größe und 
Wichtigkeit des Augenblids. „Niemals“, ruft er aus, „haben in 
der MWeltgeichichte große Ereignijje fich jchneller entwidelt als in 
unjerem Zeitalter; niemals haben die herrichenden Ideen der 
Völker jchneller zur That geführt oder die Ereigniffe vorbereitet. 
Die Geichichte wird Wehe über die Staaten rufen, welche die 
Zeit verfannten und die enticheidenden Augenblide nicht auf- 
zufaſſen verſtanden.“ 

In kurzen Zügen entwirft er endlich einen Reformplan für 
den deutſchen Bund. Von den „Ständen der Einzelſtaaten ſoll 
eine Bundesverſammlung mit dem Recht, die für die Bundeszwecke 
erforderlichen Mittel zu bewilligen, gewählt werden. An der Spitze 
ſteht ein von den Regierungen gewählter Exekutivrat, zu dem 
die drei größten Staaten jedenfalls je ein Mitglied zu ernennen 
haben würden.“ Alſo ein Bundesparlament und eine Bundes— 
regierung. In dem Bundesjtaate iſt Preußen die führende 
Stellung zugedacht. Darum fordert Hanjemann weiter, „daß die 
zum Bunde gehörigen deutichen Staaten nie eine mit nichtdeutfchen 
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Staaten verbundene Regierung und Verwaltung haben“ dürfen. 
Die Konfequenzen einer folchen Beftimmung für Preußens und 
Dfterreich$ Stellung im Bunde giebt Hanfemann hier freilich nicht näher 
an. Neunzehn Jahre jpäter, als die deutſche Verfafiungsfrage in 
jedermanns Munde, aud; der Gedanke eines engeren Bundes 
innerhalb eines größeren völferrechtlichen Vereins jedermann ge: 
läufig war, bat er von jeinen 1830 gemachten Borjchlägen 
gejagt, man werde in ihnen „die dee des engeren Bundes in 
ausführbarer Weile, obgleih nur in kurzen Umriſſen, deutlich 
ausgejprochen finden."!) Deutlich ausgeiprochen war diefer Plan 
num eigentlich nicht. Ahnliche Gedanken aber ſchwebten Haniemann 
jedenfalls jchon damals vor. 

So trat aus den Kreiſen der Unterthanen durch die jchlichten, 
aber eindringlichen Worte eines Kaufmanns zum erftenmal an 
den König die Forderung heran, das Syitem feiner Negierung von 
Grund aus umjzugejtalten. Es mar zugleich eine vernehmbare, 
wenn auch unausgejprochene Mahnung an das Berfafjungsver- 
ſprechen vom 22, Mai 1815. Seit der Einführung der Provinzial- 
ſtände i. J. 1823 war dieſe Frage in Preußen nicht mehr erörtert 
worden. Die tiefe Grabesruhe, in welche das öffentliche Leben 
Preußens verjunfen war, die Zufriedenheit mit dem unverfennbaren 
wirtichaftlihen Aufichwung, die Verehrung des Volkes für die 
Perfon des Königs bejtärften diejen in der Überzeugung, daß 
weder der Staat einer Verfaſſung bedürfe noch das Volf ein Ver- 
langen nad) ihr habe oder auf der vollen Erfüllung des Ber- 
Iprechens beftehe. Er glaubte jeinen Preußen alles gegeben zu 
haben, was fie für ihre irdiiche Wohlfahrt brauchten. Daß das 
nicht genügen jollte, war feinem ſchwungloſen, engen Geifte unfaplid). 
Und nun wagte es einunbefannter Kaufmann, wenn auch in anitändiger, 
ehrerbietiger Form und in fichtlich treuer Gefinnung, ihm direkt 
ins Geficht zu jagen, daß fein Weg zum Verderben, zur Nichtig- 
feit, zur Revolution führe. Und das war doch offenbar nicht die 
vereinzelte Meinung eines revolutionären Heißiporns, jondern die 


I) Hanfemann, Das Preußiſche und Deutihe Berjafiungswert. 
©. 53, Anm. 
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Überzeugung der arbeitenden und erwerbenden Kreile des Volles, 
jobald dieſe nur einmal ihre politijche Gleichgültigfeit abmwarfen, 
aus dem Schlummer erwachten und über politiiche Dinge zu 
denfen begannen. 

Welchen Eindrud auf den König, welche Wirfung veriprad) 
fi) Hanfemann von jeinem fühnen Schritt? Aus einzelnen 
Stellen, in denen er warm wird und feine Überzeugungen mit 
gefteigerter Yebhaftigfeit vorträgt, läßt fich wohl jchließen, daß er 
eine ernfte Beachtung jeiner NRatjchläge, vielleicht ein törmliches 
Eingehen auf einige derjelben nicht für ausgeſchloſſen hielt. Es 
wollte auch wirklich etwas bedeuten, daß der König nicht nur in einer 
wohlmollenden KabinettSordre vom 8. Februar 1831!) jeine Löbliche 
Abficht und gute Gefinnung anerkannte, jondern die Denkichrift 
auch dem Minifter des Innern v. Schudmann „zur Beurteilung“ 
übergab, „ob und inwiefern von Hanjemanns Bemerkungen umd 
Vorſchlägen ein praftiicher Gebrauch für die Verwaltung der 
inneren PBolitif gemacht werden fünne“. Hanſemann äußerte fid) 
in einem Briefe an Maaßen?) jehr befriedigt über diefen Erfolg. 
Menigftens war er an der entjcheidenden Stelle zu Wort gefommen 
und gehört worden. Gr glaubte, wie er jpäter geäußert hat, daß 
er diefe Beicheidung dem Geh. Staatsrat Stägemann, „einem der 
legten aus der großen Zeit der Hardenberg, Stein und Scharnhorjt 
ſtammenden genialen Geijter“ zu verdanfen babe. Gedämpft 
mußte die Freude freilich) werden, wenn er daran dachte, das 
Schudmann, dem Erzphilijter der alten Zeit, wie W. v. Humbolbt 
und Stein ihn nannten, die Schrift zur Prüfung übergeben mar, 
und wenn er wahrnahm, wie fich die Regierung um diejelbe Zeit 
zu den Verhandlungen des weftfäliichen Landtages über die Ein- 
führung von Reichsſtänden ftellte. 

Es war das erite Mal, dab eine politifche Körperjchaft ein 
folches Thema berührte, und zwar eine aus den Fonfervativjten 
Elementen zulammengejegte, der die Vertretung der Intereſſen 


I) Gedrudt als Anhang zur Denkſchrift. Siehe oben S. 105, Anm. 
2) Hanjemann an Maahen 27. Febr. 1881. 
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einer ganzen Provinz oblag. Auch in Weftfalen hatte die Bere 
taffungsangelegenheit jahrelang geruht; ergriff aber ein energiſcher 
Wille die Initiative und rührte an dieje Frage, jo zeigte fich, 
wie viel weiter verbreitet der Wunjch nad) einer Verfaſſung und 
die Erkenntnis ihrer Notwendigkeit doch war, als die mundtot 
gemachte öffentliche Meinung es erfennen ließ. Gegen den Wunſch 
und Willen Steins, des vorfitenden Landmarjchalld, der fich im 
Alter von der NRevolutionsfurdt der Regierungskreiſe nicht mehr 
rei zu halten vermochte, wurde mit 37 gegen 28 Stimmen Die 
Frage bejaht, ob die, bejonders von Harkort, unterjtügten Anträge 
betreffend die Einführung von Reichsſtänden ſich zur ſtändiſchen 
Beratung eigneten. Bol Haß gegen die Büreaufratie ftimmte 
auch die Ritterfchaft dafür. Aus Dpportunitätsgründen wurde 
zwar nach langer Beratung von einer Immediateingabe an den 
König abgejehen, die wahre Meinung der VBerfammlung fam aber 
in dem fajt einjtimmig am 20. Januar 1831 gefaßten Bejchlufje 
(60 gegen 4 Stimmen) zu Tage, durch den Marichall Freiheren 
von Stein dem General-Gouverneur Prinz Wilhelm, dem Bruder 
des Königs, die ftändiichen Verhandlungen mitzuteilen, damit 
diefer die Anficht und Handlungsweife der Stände dem Könige 
vortrage und bei ihm vertrete. Der Prinz mußte auf höheren 
Befehl die ihm angetragene Vermittelung ablehnen und, da der 
Landtag unterdefjen gejchlojien war, jo gelangten die Anfichten der 
meftfälifchen Stände formell überhaupt nicht zur Kenntnis des 
Rönigs. Man kam jo über die Notwendigkeit, auf die Sache 
jelbft einzugehen, hinweg. Der getreue Friedrich Harfort war 
jeitvem in Berlin al3 Demagog verfehmt und als Pumpernidel- 
Yafayette, wie ihn der Kronprinz nannte, verladht. 

Hanfemann hatte freilich bisher nur als Privatmann an den 
König geichrieben und noch nicht öffentlich gehandelt. Aber es 
war doc jehr wahrjcheinlich, daß er ähnlich unbequeme Anträge 
itellen werde, jobald fi) ihm eine geeignete Gelegenheit dazu bot. 
Es fonnte nicht ausbleiben, daß er troß der gnädigen Antwort 
des Königs in Ungnade fiel, und jehr bald jollte er es thatſächlich 
erfahren, daß er mißliebig geworden war. Bon dem in der 
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Kabinettsordre verlangten Beriht Schudmanns hörte er nichts 
weiter. Friedlich ruhte jeine Denkichrift bei den Aften. 

Mancherlei Erfahrungen beitärften Hanjemann in der liber- 
zeugung, daß er das Rechte gethan und gewollt habe und daß 
insbejondere feine Kritif der Beamtenherrichaft nicht zu Scharf geweſen 
fei. Freimütig äußerte er fich darüber auch gegen befreundete 
hochjtehende Männer, die vorurteilslos genug waren, um ein 
offenes Wort zu vertragen. Als Stimmungsbild mag bier ein 
Brief jeine Stelle finden, den Hanjemann am 16. Dezember 1831 
einem bochgeftellten Mann!) mit der Bitte jchrieb, die VBeftätigung 
jeines ‚Freundes Peter Vogt in Ludau zum Bürgermeijter zu 
erwirfen, dem Schwierigfeiten gemacht würden, weil er nicht 
jtudiert habe. 

„+ + + Diefe Veranlafjung zeigt mir wieder, wie vichtig ich das Beanten- 
wefen in Preußen jtetS beurteilt babe. Es ijt eine Najte ftudierter und 
eraminierter Menfchen, von welchen dreiviertel nichts bejißen, eine Kaſte, die als 
einen Eingriff in ihre Rechte betrachter, wenn auch nicht ftudierte und eraminierte 
Männer Menfhenverftand und Kenntniffe innehaben und Anftellungen erhalten, 
wo fie eins und anderes geltend machen können. Solche Männer find freilidı 
häufig nicht fo jervil, wie die Eraminierten der geringeren Stellen häufig jind. 
Und mit der Herrihaft der Eraminierten ohne Vermögen, mit jo unpraftijchen 
Leuten, dab fie fein einziges bündiges und klares Geſetz jeit 15 Jahren Haben 
redigieren können, geht Preußen den fozialen und politiihen Beränderungen 
entgegen, mit denen das Zeitalter unbezweifelt ſchwanger geht. Man zenfiert, 
verbietet Schriften und Zeitichriften oder — was einerlei iſt — thut die Augen 
zu und meint mit kindlichem Gemüte, was man nicht höre und jähe, extftiere 
aud nicht. Im Lande der Gelehrfamkeit, des Proteitantidmus, will man das 
Reich der Ideen nicht glauben. Und wenn es gelänge, die Organe berjelben 
noch einmal wieder zum Schweigen zu bringen — wie ich e8 für fehr möglich 
halte —, dann werben ſich die Leute für fehr Flug halten. Die Kurzſichtigen! 
Sie jtudieren Gefchichte und haben aus ihr noch nicht einmal das ewige Geſetz 
der Reaktion gelernt. Die Bourbons find gefallen, weil fie die wahren Freunde 
des Königtung, die es mit der Freiheit verſchmelzen wollten, nicht hören mochten 
und weil fie für ihre Tendenz nur Mittelmäßigkeiten zur Ausführung finden 
fonnten, wie man denn überhaupt für ein dem Staatsinterefje entgegen gejeßtes 
Syſtem jtet3 nur Mittelmäpigfeiten finden fanı. Und nun gehen wir ganz ge- 
mächlich und ruhig, unbedeutende dur Zeit und Verhältniſſe gebotene Modi- 


1) Der Adrefjat läßt fich nicht mit Sicherheit feſtſtellen. 
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nlationen abgerechnet, gerade den nämlihen Weg in Preußen. Der ärgite Feind 
der Hohenzollern könnte nicht befjer raten, um finjtere Pläne auszuführen. 

Doc wozu Magen? Es hilft ja alles nichts. Aber es it leider noch immer 
nicht ſoweit mit mir gefommen, daß ich mein Gefühl der Liebe und Anhäng- 
fichkeit für die Hohenzollernihe Dynaftie in Egoismus erjtiden fann. Diefer 
fagt mir: was gehen dich die Hohenzollern, was Preußen an; einerlei wer 
berridht, wie geherricht wird, du oder deine Kinder werden wohl ftet3 Brot 
verdienen und comtortable leben können; nur dafür jorge und du brauchſt für 
das Gelingen nicht bange zu jein, auch nicht zu fürchten, daß du dann von jeder 
Regierung nicht als ein guter Untertban betrachtet wirft. Jenes Gefühl aber ruft 
mir zu: giebt es nicht Höheres, als comfortable zu leben? Iſt Liebe, An: 
bänglichkeit für Dynaſtie und Vaterland ein leerer Schall? Was foll man 
von einer Liebe und Anhänglichkeit in moralifcher Hinjicht halten, die nicht den 
Mut bat, den Abgrund zu zeigen, welchen das Hare und ruhige Auge des Ber- 
ftandes deutlih auf dem Wege gewahrt, welchem man beharrlidy folgt”? 

Sehen Sie, werter Freund, jo ftreitet e8 manchmal in meinem Innern. 
Deine Frau und Verwandte unterftügen den Egoismus. Helfen Sie auch mit, 
dann ſiegt diejer hoffentlich ganz. 

Geſchieht dies, fo erziehe ich aud meine Kinder im gleihen Sinne; jie 
werden dann bei der Erbſchaft ſich darüber freuen, dab ihr Vater weniger 
Patriot und befjerer Kaufmann war.” 


Im Winter 1831/32 wurde Hanjemann zum jtellvertretenden 
Abgeordneten der Stadt Aachen für den nächiten rheinischen Provin- 
ziallandtag gewählt. Er bejaß ein eigenes Haus; er war aljo Grund: 
befiger; doch fehlte zu jeiner Qualififation als Abgeordneter die zehn- 
jährige Dauer des Grundbefiges, eine Forderung des Geſetzes, von der 
die Regierung dispenfieren fonnte. Gerade dieje Einjchränfung der 
Wählbarkeit hatte Hanjemann jowohl in feinem Entwurf einer Ge- 
meindeordnung für die Rheinlande wie in der Denfichrift für den König 
als zwedwidrig und finnlos befämpft. Jetzt mußte er an fich jelbit 
erfahren, wie jehr fie der Negierung in deren damaliger Be- 
ihaffenheit zu itatten fam. Die Regierung war entichlojien, beim 
alten Syſtem zu verharren, und wollte verhindern, daß das vom 
weitfälifchen Landtag gegebene gefährliche Beiſpiel Nahahmung 
fand. Die Dispenjation wurde Hanjemann verweigert und 
er ſah fich von der Wirffamfeit an der einzigen Stelle aus 
geichlofien, die ihm die Möglichkeit einer offiziellen Erörterung 
jeiner Neformgedanfen gab. Hanſemann hatte fich aber bereits. 
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für den Yal, daß ihm die Teilnahme an den provinzial- 
ftändijchen Verhandlungen vergönnt fein würde, auf die neue 
Thätigfeit eines Abgeordneten dur umfaljendes Studium bes 
jtreng geheim gehaltenen und darum im Publikum fait ganz unbe- 
fannten Finanzweſens der Provinz und des Staates vorbereitet.') 
As feine Forſchungen beinahe beendet waren, erhielt er die 
Nachricht von der Verweigerung des Dispenſes. Kurzer Hand 
entichloß er fi) nun die mühjam gewonnenen Ergebnifje jeiner 
Studien, da er fie zu dem urjprünglichen Zwecke nicht benugen 
fonnte, der Offentlichfeit zu übergeben. So entitand das Bud) 
„Preußen und Frankreich, ftaatswirtichaftli und politifch unter 
vorzüglicher Berüdfichtigung der Rheinprovinz“.?) Seinen Zwed, 
gehört und beachtet zu werden, erreichte er jchließlich auf dieſem 
Wege in viel umfaljenderer Weife als durch provinzialftändifche 
Berhandlungen, von denen nur ein bürftiger Auszug jpät in Die 
Dffentlichfeit gelangte und die nach den bisherigen Erfahrungen 
im beiten alle zu einer völlig unwirkſamen Petition an Die 
Regierung führten. 

Hanjemann ftellte fi) mit diefem Buche zwei Aufgaben: er 
wollte eine Darjtellung und Kritif des preußiichen Steuer- und 
Finanzweſens geben und zweitens jeine politifchen Anfichten, die 
er dem Könige gleihjam unter vier Augen anvertraut hatte, nun 
der ganzen Nation mitteilen. Die neue Adrejje, an melde er 
ſich jet wandte, machte indeffen auch eine ganz andere Form der 
Mitteilung nötig. Nicht in dem Sinne, wie man es vielleicht 


1) Sehr wertvolle Material für die Steuerverhältnifje der Rheinlande iu 
der Franzoſenzeit erhielt Hanſemann von dem ehemaligen Präfekturrat des 
Roerdepartements Beter Pelper in Burticheid, der es bereits für den 1. Rheiniſchen 
Landtag von 1826 zufammengeftellt, aber bei diejem kein Intereſſe für den Gegen- 
ftand gefunden hatte. Vgl. Hanjemann: Die politifhen Tagesfragen mit Rüd- 
fiht auf den Rheinifhen Landtag (1846), ©. 121. 

2) Preußen und Frankreich. Staatswirtſchaftlich und politiich unter vor- 
züglicher Berüdfihtigung der Rheinprovinz. Bon einem Rheinpreußen. 
Leipzig, Brüggemanns Berlagsd-Erpedition. 1888. 878 Seiten und 10 Tabellen. 

(Dasfelbe) Bon David Hanjfemann. Zweite verbefjerte und vermehrte 
Auflage. Leipzig. Reinſche Buchhandlung. 1884. 285 Seiten und 10 Tabellen. 
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zunächit erwarten jollte, daß er, nun von der Zurüdhaltung befreit, 
welche ihm die Ehrerbietung vor dem Könige auferlegte, jeine 
Stimme auf einen jchärferen Ton jpannte. Im Gegenteil. Dem 
Könige hatte er die Wahrheit unverhült und freimütig jagen 
dürfen. Die Offentlichfeit dagegen, das taufendköpfige Publikum, 
dem er jebt jeine Anfichten vortrug, nötigte ihm eine weit größere 
Zurüdhaltung auf. Es galt da zunächſt eine Form für die Be- 
handlung der verpönten Themata zu finden, welche der Zenjur 
feine Handhabe zum Einfchreiten bot. Wollte Hanjemann ferner, 
der nun mal den Beruf zum Politiker in ſich fühlte, fich nicht 
die Möglichkeit abjchneiden, jemals auf die Entwidelung der Dinge 
im Sinne eines gemäßigten Yortichrittes Einfluß zu gewinnen, jo 
mußte er auch jeden Verdacht und jeden Anjchein vermeiden, als 
ob er fih je auf die Bahn demagogiiher Agitation fortreißen 
lafjen könnte. Wußte er doch nur zu gut, daß jelbit die Denk— 
tchrift an den König den Kamptz- und Schmalz-Gejellen in Berlin 
genügen mußte, um in ihrem Verfaſſer einen gefährlichen Jako— 
biner zu jehen. Schließlich hatte er von der politiihen Bildung 
der Deutichen eine jehr geringe Meinung. So lebhaft er die Ein- 
führung eines fonftitutionellen Syftemes wünjchte und fie als un- 
abweisbare Notwendigkeit für Preußen betrachtete, jo täujchte er 
fi) doch nicht über den Mangel eines lebendigen Fonftitutionellen 
Sinnes bei der Mehrzahl der Gebildeten, eine politische Apathie, 
die ja im meientlichen bis zum Tode Friedrich Wilhelms IH. 
fortgedauert hat. Er war in der eigentümlichen Lage, fich nie 
auf eine allgemein vorhandene Unzufriedenheit berufen zu können. 
Er mußte vielmehr zugeben, daß immer nur vereinzelte Mipftände 
als jolche empfunden wurden. Nun jollte er den Denfenden und 
Gebildeten far machen, daß aerade dieſer Glaube an die Bor: 
trefflichfeit und Hinlänglichfeit des geltenden Syſtems nicht nur 
eine Täuſchung jei, jondern daß im Grunde genommen nur Gleich. 
gültigfeit, Bequemlichkeit und das Vorherrichen rein privater Inter— 
effen ihn verichulde und erfläre. jene äußeren Rüdfichten und 
das Bemwußtjein, mit den Forderungen politiicher Vernunft im 
Wideripruhe zu jtehen zu der kindlichen Zufriedenheit der Nation 
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mit einem wohlwollenden väterlichen Abjolutismus, haben wejent- 
lich auf die eigenartige Form eingewirft, in die Hanfemann feine 
Gedanken Fleidet. Nur wenn man das refignierte Gefühl, feines- 
wegs auf dem Boden einer die Nation beherrichenden politiichen 
Überzeugung zu ftehen, im Auge behält, wird man die feine 
‚sronie richtig würdigen, die fic) durch die allgemeinen Erörterungen 
des Buches Hindurchzieht. ES iſt, wenn wir zunächſt von den 
Partien abjehen, in welchen Zahlen und jtatiftiiches Material 
Form und Inhalt beherrſchen, eine überaus anziehende Xeftüre, 
aber nur für einen denfenden, aufmerfiamen Leſer. Dft ſteht er 
wie vor einem Nätjel, deſſen Löfung nur der Gejamtzwed des 
Buches bietet, und da der Verfaſſer jehr jelten ein direft lobendes oder 
tadelndes Urteil fällt, jo bleibt es dem Leſer überlafjen, fich jein 
Urteil jelbjt zu bilden und dasjenige des Verfaſſers zu ergründen. 
Auf den erjten Blick ift der Zweck einiger Ausführungen ganz un- 
verjtändlich, weil fie der Tendenz des Ganzen vollfommen zu wider: 
jprechen jcheinen. So wenn er im Tone, als ob da nichts zu er— 
innern wäre, fejttellt, daß die Brovinzialitände die Unausführbar- 
feit des Verfaſſungsverſprechens und ihrer Zuziehung zu Steuer: 
beratungen eingejehen hätten; wenn er nachdrücklich betont, daß 
nur die Krone ein Bejteuerungsrecht habe und alle aus den Ber- 
fafjungsverheißungen abgeleiteten Anſprüche im Grunde nichtig 
jeien. Denn auch die viel berufene Verordnung vom 22. Mai 
1815 fanı ja, wenn die Yandeshoheit alle Staatsgewalt, die aus: 
übende wie die gejeßgebende, in ſich vereinigt, wie jede andere 
aufgehoben, abgeändert oder unausgeführt gelafjen werden. Er 
jagt nur, daß das jo ift; daß es anders jein müßte, das fejtzu- 
ftellen, it Sache des Lejers. Oder wenn er erit die Vorzüge und 
die aus dem Wejen von Staat und Gejellichaft folgende Not- 
wendigfeit des Eonjtitutionellen Syitems auseinander gelegt bat 
und dann jcheinbar die Anwendbarkeit des Konftitutionalismus in 
Preußen bezweifelt. Denn er tadelt die unvernünftigen Liberalen, 
die der preußiichen Negierung einen Vorwurf daraus machen, daß 
fie nad) der Julirevolution feine Konftitution eingeführt und fich 
nicht an die Spite des Fonftitutionellen Deutjchland geftellt habe, 





Form der Kritik. 125 


weil nachweisbar „die Preußen ohne Ausnahme irgend einer 
Provinz") offenbar nichts anderes mwollten, als unumjchränfte Re- 
gierung ohne irgend ein politifches Recht. . . Die Frage, ob dieſe 
noch alle Elemente der Kraft in ſich trage und überhaupt dem 
höheren Staatsinterefje angemejjen jei, beichäftigt nur wenige 
Köpfe, denn die Majie der Menjchen, der Vornehmen wie der 
Geringen, fieht nur die Oberfläche der Dinge.“ Mit merkwürdiger 
Unbefangenheit jtellt er alle Momente zujammen, welche einem 
unumjchränften Monarchen den Entjichluß, zum fonjtitutionellen 
Syitem überzugehen, jo außerordentlich erjchweren. Durcaus 
überzeugend klingt es, wenn er die Abneigung gegen das leßtere 
gerade aus dem Pflichtgefühl des Monarchen pſychologiſch erflärt. 
„Abgeſehen von dem eigentlichen Opfer der Beichränfung tritt der 
Monarch in ein neues völlig ungewohntes Geichäftsverhält nis 
Seine beften Abfichten, jeine Lieblingsanfichten, die jogar bejjer 
und vernünftiger als diejenigen der Stände fein können, wird er 
manchmal gehindert auszuführen. Minifter, zu denen er das 
größte Vertrauen begte, fann er nicht behalten, weil fie fich den 
Ständen oder Kammern gegenüber nicht behaupten fünnen; er 
muß jogar .. . zuweilen Männer anftellen, die ihm perjönlich 
nicht angenehm find. Seine mwohlgemeinte Teilnahme an der 
Verwaltung fann jelten mit dem Prinzip der VBerantwortlichkeit 
der Minifter bejtehen. Statt des thätig mitwirfenden Xandes- 
vaters wird er als fonjtitutioneller König eine Art von hoher poli- 
tiicher Gottheit, welche die höchſte Macht und die Einheit des 
Staates darftellt, nur die Harmonie der höchſten Geſetze des fon- 
ftitutionellen Staatenlebens zu erhalten hat und Gnade erteilen 
fan, nachdem das Geſetz Strafe ausgeiprochen Hatte. Wie er- 
haben auch die Stelle jein mag, für einen an dieſelbe nicht ge- 
wöhnten Monarchen dürfte fie meiftens unbehaglich jein." Es ift das 
die Vorftellung von der Stellung eines fonftitutionellen Königs, 
wie fie fich wohl die noch im Bollbefige unumjchränfter Gewalt 
befindlichen Monardyen machten, die auch zugleid) der gangbaren 
J 1) Auch der weſtfäliſche Landtag hatte ja eine formelle Petition nicht zu 
beidjließen gewagt. 
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liberalen Doktrin völlig entſprach, in ihrer Färbung aber doch 
nicht unerheblich von Hanjemanns deal „einer mit freiheit ge- 
paarten jtarfen monardjijchen Regierung“ abwich. Aber wiederum 
fagt er an diejer Stelle fein Wort darüber, ob die Vorſtellung 
eine zutreffende fei oder nicht, ob nicht doch eine höhere politische 
Einficht diefe Bedenken und die erflärliche Abneigung der Könige 
zum Schweigen bringen müßten. Genug, diefe Schwierigkeit ift 
vorhanden und fie wird vermehrt durch die Bequemlichkeit Der 
Minifter und den umberechenbaren Einfluß der Höflinge. Er be- 
Icheidet fi) aljo, daß die Gewährung der Konjtitution in der 
Kegel nur im Drange der Umjtände, auf jtürmilches Fordern ver 
Unterthanen zu erwarten ſei. Deshalb muß ein mweiler Mann, 
wenn er eine Konjtitution beantragt, fich damit bejcheiden, daß das 
wüſte Gejchrei einer unverjtändigen Menge im gegebenen Kalle 
mehr Erfolg haben wird, als jeine bündigen Gründe und aus ber 
Natur der Verhältniffe geichöpften Beweiſe; „und deshalb it ſolch 
einzeln erteilter Rat in der Negel für weiter nichts zu achten 
als für Pflichterfüllung denfender, der Dynaftie und dem Gtaate 
ergebener Männer.“ Es ijt verftändlid, daß ein fritifer nad) 
dem Ericheinen des Buches äußerte, er hätte dem Verfaſſer bei 
jeiner Arbeit gerne ins Geſicht gejchaut, um jein feines Lächeln 
zu beobachten, jo oft er jeine wahren Gedanfen vor der Menge 
verhüllte, um fie nur veritändnispollen Kennern zu verraten. 
Nichtsdeitoweniger ſprach Hanjemann auch in dieler Schrift, 
welche er jelbft nur als eine weitere Ausführung der in der Denfihrift 
niedergelegten Ideen, geſtützt auf eine Darftellung der preußifchen 
Steuer- und Finanzverhältnifie, bezeichnet hat, mit vollflommenem, 
überzeugendem Freimute. Und er wurde auch nicht mißverjtanden. 
Indem er fait alle einzelnen Staatseinrichtungen Preußens einer 
Kritif unterzog und ihre Neformbedürftigfeit nachwies, aber auch 
zeigte, daß viele der vorhandenen Ubelitände untrennbar mit dem 
Kegierungsigitem zufammenhingen und daß eine gründliche Berwal- 
tungsreform die Änderung des politiihen Syſtems zur Voraus— 
jegung habe, fam er zu der Folgerung, daß es für Preußen die 
höchſte Zeit jei, ein Fonftitutioneller Staat zu werden. Aber ebenfo 
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wenig läßt er einen Zweifel daran auflommen, daß er die Hoffnung 
aufgegeben habe, die gegenwärtige Regierung werde doch noch mal 
den notwendigen Umſchwung herbeiführen. Bor fünfzehn bis 
zwenzig Jahren neigte fid) Preußen dem Fonjtitutionellen Syfteme 
zu. Dieje Tendenz, jagt er, ift auch amtlich nicht direft verleugnet 
worden, aber aus unverfennbaren Merfmalen ergiebt fi), da 
man fie einichlummern lajjen will. Dies geht hervor aus der von 
der Zenfur beeinflugten Richtung der Tagesichriftitellerei in Preußen 
und aus der Bevorzugung aller Perſonen, welche eine fonjtitutio- 
nelle Gefinnung verabjcheuen. „Eine ſolche Bevorzugung hört 
man mitunter tadeln; fie verdient aber im Gegenteil Achtung 
und 2ob.” Denn da einmal das Syſtem, den Fonftitutionellen 
Gedanken einjchlafen zu lafjen, von der Staatsregierung ange: 
nommen it, jo ift auch vernünftig und recht, die Gegner des an- 
genommenen Syſtems zurüdzujegen und jeine Anhänger in 
die Höhe zu bringen, um jo mehr, als wirkliche Talente, die 
der Erhaltung desjelben geneigt find, immer jeltener werden. 
Warum das damalige Preußen aber feine Staatsmänner in großem 
Stile mehr hervorbrachte, zeigt Hanjemann an einer anderen durch 
Kraft und Schwung ausgezeichneten Stelle: 

„Sollte auch das Weſen der preußifchen Staatdeinriditungen und ihrer 
Tendenz und Folgen von mir vollitändig richtig aufgefaßt worden ſein, 
würde auch die Schilderung von einer glänzenderen Feder ald der meinigen 
gemadht, — dennod; wird fein anderes Syitem einer foldhen Schilderung 
wegen angenommen werden; denn jede Staatsregierung hält ihren Weg 
fir richtig und vortrefflih, wenn er ruhig und bequem ift. Deshalb ijt, 
was ich bier beiläufig bemerfe, die Ruhe und Bequemlichkeit im Regieren 
nicht allemal eine Bürgſchaft der Sicherheit und Feitigfeit, auch häufig fein 
Element der Größe oder der Kraft der Staaten; dies letztere jchon deshalb nicht, 
weil nur die Schwierigkeiten die großen Talente in die Höhe zu bringen ver: 
mögen. Wo leine großen Sträfte zu leiten oder zu bändigen find, tritt eine 
Art von Flachheit ein, bei welcher das Negieren eine leichte Sache iſt; bei jenen 
ift Talent und Kraft dazu eine notwendige Bedingung. Daher rührt es vor— 
züglich, daß am ehejten ein jo regierter Staat unverjehens bei auferordentlichen 
Greignifjen vernichtet oder aufgelöjt werden fann; ebendaher rührt es auch, dab 
in großen Staaten nicht nur die parlamentarifche konftitutionelle, ſondern auch die 
unumfchränfte auf das jtehende Heer!) und eine mächtige Ariftolratie geſtützte 


ı) Berufsjoldaten im Gegenſatz zum nationalen preußifchen Heere. 
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NRegierungdform Staatsmänner im höchſten Sinne des Wortes erzeugt, demn 
bei beiden Formen jind große Sräfte zu leiten und andere im Zaum zu 
halten.” 

Hanjemann hatte Net. So war es zur Zeit des großen 
Kurfürften und des großen Königs geweſen; dann hatten die Ge- 
fahren und Kämpfe der napoleonifhen Zeit ein neues Gefchlecht 
großer Staatsmänner erzeugt, die vor den Schwierigkeiten nicht 
zurüdicheuten, fih an Stelle der alten überlebten auf neue volfs- 
tümliche Kräfte zu ftügen. Die jebige Regierung aber fürchtete 
ſich vor dieſen; fie traute es fich nicht zu, fie zu heben und aus— 
zubilden, gleichzeitig fie zu beherrichen und auf ihnen zu ruben, 
und Hanſemann ſtellt feit, daß die Hauptſtärke der preußifchen 
Staatseinrichtungen jebt nur nocd in der Xiebe zum Könige 
beſtehe. 

„Daß Staatsmänner alles Ernſtes die Erhaltung des Staates als 
eines Ganzen und als erbliche und ſtarke Monarchie auf Liebe zum Könige .. 
bauen wollen, und jelbft, daß es bisher mit Erfolg geichehen iſt, — dies ift 
der ſchönſte Ehrentempel, der je dem Könige eines großen Staates errichtet 
werden fann. Iſt diefe fühne Idee auf die Dauer, das heißt für Genera- 
tionen, ... ausführbar, jo bricht in der Geſchichte Europas ein neuer Abjchnitt 
an: die Staatsregierungen ſtützen fich nicht mehr auf Kräfte, jondern vorzüglich 
auf Gefühle.“ 

In der Denkihrift war Hanjemann davon ausge- 
gangen, daß die formelle gejegliche Ausbildung der modernen 
Staatsfräfte durd) eine reichsjtändiiche Verfaſſung die eigentliche 
Abficht der Regierung jei; nur könne fie fi) vor lauter Bedenfen 
zu feinem Entſchluß aufraften. In „Preußen und Franfreich“ 
ericheint die Regierung als eine prinzipiell und bewußt abjolu- 
tiftiiche, grundjäglich jeder fonjtitutionellen Neuerung abgeneigte, 
ohne jeden großen Ehrgeiz. Die fühne dee eines fonjtitutionellen 
Jreußens an der Spite der Heinen fonftitutionellen deutjchen 
Staaten, jagt er, iſt nad) der Yulirevolution etwa ein Jahr lang 
die Lieblingsidee der deutichen Liberalen gemejen. 


Ihre Ausführung jept aber „eine unternehmende, kräftige, mit den höchſten 
politiichen Talenten begabte Staatsregierung voraus. Nun iſt aber dies gerade nich t der 
eigentümliche Charakter der preubifchen Staatsregierung; vielmehr tft diefer ruhig, 
fonjervativ wohlwollend, ſorgſam fiir die materiellen Intereſſen der Unterthanen, 
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genügfam mit den Schritten zur jozialen Entiwidelung, welche in den Jahren 
der Bedrängnis und der höhern politifchen Jdeen von 1808 bis 1818 gethan 
worden jind, dieje legtern allmählich der Vergeſſenheit übergebend. Es waren 
daher feine Elemente zum Verſuche der Ausführung jener Idee vorhanden, und 
ihon aus diejer Urſache konnte diejelbe nicht ins Leben treten.“ 

So hoch man aud die Schwierigkeiten jchägen mag, die fich 
noch in den zwanziger ‚Jahren einer Erfüllung des Verfajlungs- 
verjprechens von 1815 entgegenftellten, — nad) der Sulirevolution 
waren fie in dem Maße nicht mehr vorhanden. Pie innere 
Feſtigung des Staates hatte jolche Fortichritte gemacht, daß die 
Gewährung eines bejcheidenen Maßes politiicher Freiheiten, mit 
dem man ja damals zufrieden gewejen wäre, auch ängjtlichen Ges 
mütern nicht mehr gefährlich erjcheinen durfte, weder für die 
innere noch für die äußere Lage. ES gehörten zu dem Entjchluffe 
nur etwas Glauben an die fünftiae Größe des Staates und feine 
deutſche Milfion, Ehrgeiz, Mut und ein guter Wille. Daß gar 
nichts geichah, ift die verhängnisvollfte Unterlaſſungsſünde Friedrich 
Wilhelms III. geweſen. Dieſe Sachlage hat Hanjemann far er: 
fannt. Aus jeinen Worten jpricht der Schmerz des Patrioten, der 
mit hellem Sehvermögen die unausbleiblichen Folgen Ddiejer In— 
dolenz und Bequemlichfeit vorausjchaut. Dem politifchen Räjonne- 
ment Danjemanns wird heute in der Hauptſache niemand mehr 
feine volle Zuftimmung verjagen. Die Geichichte hat ihm Recht 
gegeben. Nur ein Punkt fordert von vornherein den Widerjprud) 
heraus. Es find das feine Anfichten über die Kriegsbereitichaft 
des Staates und die Größe des jtehenden Heeres. Die Erörterung 
über Dielen Gegenftand ift unfraglicy die ſchwächſte Partie des 
Buches. 

Hanjemann war ein aufrichtiger Bewunderer des preußifchen 
Heermweiens. Alle jeine Vorzüge erkannte er in vollem Maße an, 
jeine Disziplin, jeine Volfstümlichkeit, jeine erziehliche Einwirkung 
nicht nur auf die Staatsgefinnung, fondern auch auf die förperliche, 
geiftige und moralijche Ausbildung des Bolfes. Auch war er da- 
von überzeugt, dab die Verwaltung ſparſam jei, daß alle irgend 
entbehrlichen Ausgaben zur Unterhaltung des Heeres vermieden 
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wurden, daß das höchite mit den vorhandenen Mitteln Erreichbare 
geleiftet werde. Nur über die Friedensitärfe hatte er eine ab- 
weichende Anfiht. Er glaubte nämlich, daß Preußen unbejchadet 
feiner Macht das ftehende Heer um 50 000 Mann verringern und 
daran bis zu 9 Million Thaler jährlid Eriparnifie machen 
fönne, Die, zu produftiven Ausgaben verwendet, im Verein mit 
der durch die Mehrarbeit von 50000 rüjtigen Männern erzeugten 
Merten dem Staate in überreihem Make an anderen Sräften 
das erjegen würden, was er an ausgebildeten Soldaten einbüßte. 
Er jtellte ein genaues Rechenerempel darüber an, um wieviel ſich 
das Nationalvermögen in jolchem ‚Falle vermehren müjje. Zu— 
gleich berief er ſich auf ein damals weit verbreitetes, auch ſonſt 
von ihm betontes Ariom, dab in demjelben Verhältnis mie der 
Wohlſtand eines Yandes auch feine Bevölferung anwachle, die doc) 
erft das Hauptmittel der Verteidigung, eben die Menichen, Tiefere. 
Die allgemeine Wehrpflicht gebe nun Preußen einen großen Bor- 
jprung vor allen anderen Mächten, inden fie den Friegerijchen 
Geift des Volles aud) dann aufrecht erhalte, wenn der Aftivbeitand 
des Heeres verringert werde. 

Der friegerifche Geift! Es mwaltet in diefer Vorſtellung der- 
jelbe verderbliche Irrtum, der einen jo großen Teil des deutichen 
Bolfes Jahrzehnte hindurch gefangen gehalten bat, derjelbe Irr— 
tum, der die Landwehr im Gegenjah zur Linie pries, der Die 
Siege der Befreiungsfriege mehr der Begeilterung als der Disziplin, 
der militärichen Ausbildung und der fundigen Führung zuichrieb, 
berjelbe Irrtum, der radifale Gemüter die Erjegung des jchlag- 
fertigen Heeres durch eine Wolfsmiliz fordern hieß. Hanſemann 
ſah wohl ein, daß ihm dieje legtere Meinung leicht untergejchoben 
werden fünne. Er beteuert darum wiederholt, wie jehr er von 
der Notwendigfeit eines jtehenden Heeres und von der Vortrefflic- 
feit des preußiichen überzeugt jei. „Wenn ich unjere Truppen 
jehe,“ ruft er aus, „ihre jchöne Haltung, ihre Disziplin, ihre vor- 
treffliche Organijation bemerfe, jo regt ſich in mir allemal ein 
freudiges und ftolzes Nationalgefühl, und ich möchte jedem zu- 
rufen: Seht, jo Vortreffliches fann nur in Preußen geleiftet werden! 
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Offen geftehe ich dies Gefühl, und daß bei mir als Folge des- 
jelben eine große Selbitüberwindung erforderlich ift, von der Be- 
hränfung der Kojten der Militärverwaltung zu reden.“ Aber 
welhe Berfennung der wirflichen Berhältnijje ift es doch, wenn 
er in Berüdfichtigung der berechneten Zunahme des Volkswohl— 
tandes und der Bevölferungszahl für den Fall, daß Preußen von 
1815— 1830 eine um 50000 Mann geringere Armee unterhalten 
hätte, behauptet: „Es jcheint daher auch nicht im geringiten be- 
jweifelt werden zu fönnen, daß Preußen unter jolchen Umjtänden 
als Macht wenigitens ebenio groß gewejen wäre, wie mit etwa 
50000 Mann aktiven Soldaten mehr, die 15 Jahre hindurch ge- 
halten worden find und beim Eintritt der politiichen Verwickelungen 
i. J. 1830 mehr bereit jtanden.“ 

Die Widerlegung diefer und ähnlicher Ausführungen Hanſe— 
manns it natürlich nicht fchwer. Der Nachweis, daß fie unhalt- 
bar und in fich widerſpruchsvoll jeien, wurde auch von einem 
jeiner Kritifer jofort geführt.) Wichtiger und von größerem 
Intereſſe iſt es, zu unterjuchen, aus welcher Gejamtanjchauung 
der Verbältnijie ein ftaatSmännijcher Kopf wie Hanjemann zu 
jolhen uns heute jo ſeltſam anmutenden Deduftionen gelangen 
fonnte. 

Wie auf allen Gebieten des Staatslebens machte fich auch im 
Heerweien eine Erichlaffung fühlbar, die in einem gewiſſen Ber- 
hältnis zu der matten ausmärtigen Bolitif jtand. Das wirfte 
aber notgedrungen auch auf die Anjchauungen der Gejellichaft 
über auswärtige Politif und Heerwejen ein. Die Geringichägung 
einer ftreng militäriichen Ausbildung fand fich feinesmegs nur bei 
Demofraten, welche in der Armee nichts als die Schergen der 
Torannei ſehen wollten, fie war bis in die höchſten Kreiſe der 
preußiichen Beamtenmwelt vorgerüdt. Noch unmittelbar nad) den 
Freiheitskriegen hatten hohe Beamte, wie der Minifter des Innern 
Schudmann, der Oberpräfident Schön, warmherzige Patrioten wie 
Benzenberg und Arndt die Uudälerei des Drillplapes als unnötig 


1) 8. Kaufmann. Siehe unten Seite 147. 
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verurteilt‘) Es ift nicht anzunehmen, daß die Anjchauungen 
diejer führenden Kreile in den folgenden zwanzig jahren eines 
ungeftörten Friedens, während deſſen eine geichäftige Legende fort: 
gejegt den Ruhm der Linientruppen zu Gunften der Landwehr zu 
mindern bemüht war, eine wejentliche Berichtigung erfahren bat. 
Hanſemann befand jich alfo mit jeinen irrtümlichen militärijchen 
Anfichten in jehr guter Geſellſchaft. Dazu fam nun feine durch 
die allgemeine Zeitlage, welche die Kriegsbefürchtungen zeritreut 
hatte und sobald feine neue gefährliche VBerwidelung erwarten 
ließ, jowie durch den Charafter der damaligen preußiichen Politif 
beeinflußte Ansicht von den Aufgaben, welche Preußen als Grof- 
macht zufielen. Aus dem Umſtande, daß Preußen ein jo jehr 
viel Fleinerer Staat als die vier anderen Mächte war, schloß er 
nicht, daß es größer werden und nicht, daß es durch ftärfere 
Rüftungen den Vorjprung der anderen an Macht einzuholen juchen 
müjle. Preußens militärifch-politiiche Aufgabe ift nach Hanjemann 
offenbar eine rein defenfive, nur auf die Erhaltung der beftehenden 
Macht gerichtete. „Selbftändig durd) feine Stellung und innere Kraft 
zu jein, nicht die Selbitändigfeit den gegenjeitigen Verhältniſſen der 
Großmächte teilweile danken zu müflen,” hatte er in der Denf- 
Ichrift an den König als das Ziel preußiicher Politik hingeitellt. 
Diejen von der Konnivenz der europäijchen Großmächte unab- 
bängigen höheren Grad von Gelbitändigfeit, damit alſo auch 
eine Machterweiterung, werde es gewinnen, wenn es an die Spiße 
eines feiter geeinigten Deutichlands trete und zugleich die Jnterefjen 
der feinen Mächte, der Schweiz, Belgiens, Hollands, Dänemarks 
an fich fejlele, jo daß ſowohl die fremden wie die deutjchen Mittel- 
und Kleinftaaten in Preußen ihre natürliche Schutz- und Vormacht 
erblicdten. Diejer Gedanfe war fruchtbar. Der Fehler lag nur 
darin, daß Hanjemann glaubte, diejes Programm bedürfe zu feiner 
Durchführung nicht jomohl einer großen Militärmadht, als vor- 
nehmlich einer vernünftigen Wirtihafts: und Handelspolitif und 
des Entſchluſſes, fich die Sympathie der Bevölferungen durch rüd- 
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haltloſen Übergang zum Konſtitutionalismus zu erringen. Mit 
dem Zollverein war für ihn der Anfang zu einer zukunftreichen 
Politik gemacht; das Fortſchreiten auf dieſer Bahn mußte zu dem 
erſtrebten Ziele führen. Hanſemann hoffte damals und noch viele 
Jahre jpäter, daß es möglich fein werde, auch Belgien in den 
Zollverein einzubeziehen, und drang immerfort darauf, mwenigjtens 
einen Handelsvertrag mit Belgien zu jchliegen, der es aufs engite 
an die wirtichaftlichen Intereſſen der Zollvereinsjtaaten fnüpfen müfle. 
Wir werden dieſe Beitrebungen an einer anderen Stelle noch 
näher fennen lernen. Daß aber eine feitere Einigung Deutjchlands 
mit preußiicher Spige, auch in den allgemeinen und unbeitimmten 
Umrijjen, wie er fie vor fich ſah, nur durch einen großen Krieg 
möglich jein werde, das ahnte er nicht, das lag völlig außerhalb 
des Kreiſes von Möglichkeiten, die er erwägen oder erfinnen 
fonnte. Und wir dürfen zweifeln, ob ihm die Erreichung des 
Zieles um den Preis eines großen Krieges mit unberechenbaren 
Folgen noch erjtrebenswert erichienen wäre. Jede Zeit überſchätzt 
die Ideen und Kräfte, die in ihr vorzugsweile wirkſam find. 
Sie ift geneigt, ihnen eine ausschließliche, unter allen Umſtänden 
geltende Berechtigung und Bedeutung zuzufchreiben. Hanſe— 
mann lebte in einem Zeitalter vorzugsweiſe innerer wirtichaftlicher 
Entwidelung, die fich unaufhaltfam, auf einigen Gebieten in wahr: 
haft großartiger Weile mit blendenden, überrajchenden Erfolgen 
vollzog. Die Entwidelung der inneren Kräfte des preußiichen 
Staates und des deutschen Volkes ift der Punkt, um den fich Damals 
Hanjemanns Denken und Trachten bewegte. Über der Betonung 
der für dieje Zeit charafteriftiichen Fortichritte des wirtjchaftlichen 
Yebens fam die Würdigung der phyfiichen Gemaltmittel zu Furz. 

Es verdient aber an diejer Stelle hervorgehoben zu werden, 
dab Hanjemann eine deutjche oder preußijche Kriegsflotte ſchmerzlich 
vermißte. Daß er anderjeits die großen Seemächte um den 
Befit ihrer Kolonien nicht bemeidete und einen folchen für fein 
Vaterland nicht wünschte, erflärt fic) aus den ſchweren Koften, 
die fie nach feiner Beobachtung ihren Mutterländern verurjachten, 
und aus feiner Abneigung gegen jede monopoliftiiche Wirtjchaft, 
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wie er fie als unerfreuliche Begleiteriheinung des Kolonialbefiges 
faft überall wahrgenommen hatte, — vor allem aber wohl daraus, 
daß mweder der deutiche Handel noch die deutiche Induſtrie ſchon 
jo weit entwidelt waren, um ein beionderes Bedürfnis nad) eigenen. 
Kolonien laut werden zu lajjen. 

Die Herrichaft der Bourgeoifie, wie fie joeben in Frankreich 
etabliert war, entipracdh damals unfraglich am meijten dem Staats- 
ideal, das Hanſemann vorjchwebte. Sie gemwährleiftete Ruhe und 
Ordnung; fie erfüllte in den eriten Jahren der Juliregierung voll- 
fommen die Erwartungen und Wünſche des gemäßigten Liberalis- 
mus und jchien die Gewähr einer langen Dauer in fi) zu tragen. 
Wenn Hanfemann damals eifrig das Vorurteil befämpfte, Die 
franzöfiichen Verhältniſſe müßten zu einjeitiger Klaſſenherrſchaft 
der Reichen führen, jo that er es im beiten Glauben, indem er 
den Grundjaß, der ihn bejeelte, richesse oblige, auch dort vor: 
ausjegte. Während er die Hebung der unteren Volksklaſſen, Die 
Beſſerung ihrer materiellen Lage, die Verbreitung nützlicher Kennt- 
niffe unter ihnen, ihre Erziehung zu einem höheren Stande der 
Sittlichfeit für eine der Hauptaufgaben der inneren Bolitif hielt 
und als ſolche empfahl, ahnte er nicht, wie wenig die franzöſiſche 
Bourgeoifie ich diefe Fürlorge angelegen jein ließ; daß gerade Die 
ihmähliche Vernachläſſigung der Intereſſen der unteren Volksklaſſen 
der jchwerjte Vorwurf werden würde, der fie treffen jollte; er 
ahnte nicht, daß die Herrichaft der Reichen in Frankreich zu einer 
Korruption der gelamten politischen Welt führen würde, gegen 
die, wie es jcheint, Frankreich jelbft fein Heilmittel mehr befitt. 

Indeſſen nehmen die Erörterungen allgemein politijchen 
Charakters einen bei weitem geringeren Raum in dem Bude ein 
als die Kritik, Darftellung und Bergleichung der preußiichen und 
franzöfiihen Steuer- und Finanzverhältniffe. Sie find der Aus- 
gangspunft aller Betrachtungen. Auf diefem Gebiete gelangt 
Hanjemann zu einer Reihe pofitiver VBorichläge, die auch im Rahmen 
der beitehenden Staatsverfaflung zur Verwirklichung fommen fönnen, 
während die allgemeinen Erörterungen bier, im Gegenſatz zu der 
Denfichrift von 1830, nicht in formulierte Vorſchläge über politifches 
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Wahlrecht, Verfaſſung und Bundesreform ausmünden, jondern 
es bei bloß allgemeinen Anregungen bemenden lafjen. 

Es entipradh dem Charakter des alten Polizei- und Beamten- 
taates, daß die Finanzlage als Staatsgeheimnis ängjtlich vor den 
Augen des Bublifums verborgen gehalten wurde. Auch hier flaffte 
ein Widerſpruch zwiichen den freifinnigen Grundlagen, auf welde 
die Reformgejege den Staat grundjäglich geftellt hatten, und den 
Bermaltungsmarimen, welche thatiächlich befolgt wurden. Das 
Staatsichuldengeieg vom 17. Januar 1820 hatte den Umfang der 
Staatsichuld im Betrage von 206 (reip. 217) Million Thaler 
befannt gemadt und die Krone verpflichtet, neue Anleihen nur 
mit Zuziehung der Reichsjtände aufzunehmen, jowie alle drei Jahre 
das Budget des Staates zu veröffentlichen, „damit jedermann 
von dem wahren Auitande der Finanzen des Staats voll: 
tändig unterrichtet werde und ich überzeuge, daß nichts mehr an 
Abgaben gefordert werde, als das dringende Bedürfnis für die 
innere und dußere Sicherheit . ... unumgänglic; notwendig 
macht . . .“ Es sollten demnach der Haushalt und Die 
Finanzgebahrung des Staats unter die Kritif und Kontrolle der 
öffentlichen Meinung oder der Unterthanen, wenn auch nicht eines 
gejeglichen Drganes verjelben, gejtellt werden. Aber die kühne 
Zufage wurde wie jo viele andere nur zu einem jehr geringen 
Teile erfüllt. 

Anfangs lagen die Finanzen Preußens nocd jo im Argen, 
das die behutiame Regierung mit der Befürchtung Recht haben 
mochte, die volle Wahrheit über fie werde den Staatsfredit in 
unberechenbarer Weije erjchüttern. So wurde der Etat zwar 1821 
befannt gemacht, dann aber unterblieben die Beröffentlichungen 
bis 1829 völlig, und, als jie von da ab in dreijährigen Zwiſchen— 
räumen mieder aufgenommen wurden, waren fie jo jummarijch 
abgefaßt, dab fie von der verſprochenen vollitändigen Überficht 
über den wahren AZuftand der Finanzen weit entfernt blieben. 
Diefe Geheimthuerei, welche fortgefegt wichtige Thatjachen ver- 
ihwieg, war ſchließlich nichts anderes als büreaufratijche Ge— 
wöhnung ohne sachliche Berechtigung, denn die gemillenhafte, 
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iparjame Verwaltung brauchte das Licht der Offentlichfeit nicht 
zu jcheuen. Selbſt der weitfichtige, vorurteilsfreie Finanzminifter 
von Mob hatte troß bejter Abficht das Unweſen der irreführenden, 
halbwahren Etats nicht zu bejeitigen vermocht. Der gute Finanz: 
zuftand Preußens, erklärt Hanfemann, ergebe fich aus anderen 
Merkmalen als aus den öffentlichen Budgets; dieje jeien in ihrer 
jegigen Beichaffenheit für den Staatsfredit völlig gleichgültig. 
Und aud mit der Bedeutung des Staatsichuldengejeges hatte es 
eine eigene Bewandtnis. Den Anhängern der Fonjtitutionellen 
Idee in Preußen mar die Beitimmung, daß ohne Garantie der 
Reichsftände Feine neuen Anleihen gemacht werden durften, die 
ſtärkſte Stüge ihrer Hoffnungen. Hanſemann zeritört diefe Hoff- 
nungen durd eine geiltreihe VBemerfung. Es handelt fich bier 
nad) jeiner Snterpretation nur um eine den Staatskredit bezwecdende 
Mapregel, aus der dem Unterthanen feinerlei Rechtsanſpruch er- 
wächſt. Abgejehen davon aber hat die fönigliche Seehandlung in 
Berlin, welche die Geldgeichäfte des Staates betreibt, das jtatuten- 
mäßige Recht und madt von ihm auch Gebrauch, Anleihen unter 
Staatsgarantie aufzunehmen. Aus dem Staatsjchuldengejeg iſt 
alſo bei Berüdfichtigung der gejeplichen Befugnifje der Seehandlung 
nur folgendes zu entnehmen, „daß, jo lange feine reichsſtändiſche 
Verſammlung beiteht, nur die Seehandlung Staatsanleihen ab- 
ichließen fann, daß, wenn aber dieje Verjammlung ın das Leben 
treten jollte, alsdann jolche Anleihen auf zweierlei Weiſe gemacht 
werden fönnen, einmal mit Zuziehung und unter Mitgarantie 
der Neichsftände, und jodann auch durch die Seehandlung“. 
Logiſch unanfechtbar, war diejes Ergebnis das gerade Gegenteil 
von dem, was das Staatsichuldengejeß eigentlich wollte, eine 
Malice, wie fie fi Hanjemann bie und da geitattete, um den 
Vorwurf zu rechtfertigen, daß bei der preußiichen Gejeggebung 
zu viele Elemente fonfurrierten, daß es ihr an Einheitlichfeit, Ge- 
ichlofjenheit und Präziſion fehle. 

Hanjemann jah fi) ſomit für jeinen Zwed auf ein unzu— 
reichendes, zum großen Teil aus zweiter Hand geichöpftes 
Material und auf Schägungen angemwiejen, wenn er nicht ganz 
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darauf verzichten wollte, ein Bild von dem Zuftande des preußiichen 
Finanz: und Steuerwejens zu entwerfen. Was an authentijchen 
Quellen zugänglid; war, juchte er aber gewijjenhaft zu verwerten, 
und bei den Schägungen verfuhr er möglichit behutſam. Auf 
einwandfreie Richtigfeit jeiner Reſultate machte er feinen Anſpruch. 
Doch bemühte er ſich die Abſchätzungen jo zu gejtalten, daß die 
möglichen Fehler eher zu jeinen Gunjten als zu Gunften der 
fritifierten und angefochtenen Berhältnifje in Rechnung zu ftellen 
waren. 

Seit der Vereinigung der Nheinlande und Weftfalens mit 
Preußen war in diefen Provinzen über zu hohe Steuern geflagt 
worden und zwar glaubte man, daß nicht nur mehr als in der 
franzöfijchen Zeit gezahlt werde, jondern daß die weitlichen Pro— 
vinzen auch im Vergleich zu den öjtlichen überbürdet jeien. Das 
war eine eingewurzelte, allgemeine Überzeugung. Hanjemann 
wollte nun die Berechtigung diejer Klagen vor aller Welt ermweilen. 
Das fonnte er nur, wenn er einen Maßitab für die Höhe des 
Steuerdrudes, die relative Steuerhöhe, fand, und wenn es gelang, 
den wirklich erhobenen Steuerbetrag, die abjolute Steuerhöbe, feit- 
zujtellen. Daran fonnte eine Kritif der Steuereinrichtungen und 
der Verwendung der erhobenen Abgaben gefmüpft werden, die 
eine Kritif der gejamten Staatsverwaltung, ſoweit jie Ausgaben 
verurjachte, in fich ſchloß. 

Hanjemann erkannte richtig, daß die Vergleichung der auf 
den Kopf der Bevölkerung in verjchiedenen Ländern fallenden 
Steuerbeträge feine zutreffende Vorjtellung von dem empfundenen 
Drude der Steuern geben fünne. Diejer war feiner Meinung 
nach eher aus dem Verhältnis der Steuern zu dem Volfsvermögen 
in den verjchiedenen Ländern zu erfennen. Wie aber fonnte das 
Volfsvermögen bejtimmt werden? Er jah die Unmöglichkeit ein, 
zumal mit jeinem bejchränften Material, „die Summe des Reid)- 
tums und der Ermwerbsmittel eines Landes mit hoher Wahr- 
iheinlichfeit approrimativ zu ermitteln“. „Indeſſen“, fährt er 
fort, „in zwei Staaten, wo die beiderjeitigen Verhältnijje des Er- 
werbs aus den Grundgütern zu den übrigen Ermwerbsquellen 
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nicht jehr verichieden von einander find, Liefert ſchon die Er- 
mittelung des Neinertrages der Grundgüter jowie des Wertes der 
legtern einen brauchbaren Mapitab für die Höhe der Steuern.“ 
Zu dem Neinertrag und dem Werte der Grundgüter jchlägt 
er nod) den Wert des PViehes, der fi) in Franfreich und Preußen 
verhältnismäßig leicht ermitteln laſſe, und nennt dieje vereinigten 
Werte das Hauptnationalvermögen. 

Als Hanjemann ſchrieb, war die 1807 von der franzöfiichen 
Kegierung begonnene und von der preußiichen fortgejegte Kata— 
ftrierung der Grundgüter in den Rheinlanden und in Weftfalen 
ſchon weit vorgejchritten, für einzelne Gebiete, wie für den Re— 
gierungsbezirf Aachen, bereits abgefchlofjen. Im jelben Maße wie 
der Neinertrag der Grundgüter durch den Satajter feitgejtellt 
wurde, fand aud eine Nusgleichung der Grundfteuer innerhalb 
der beiden zu einem Steuerverbande vereinigten weitlichen Pro— 
vinzen jtatt. Hier aljo war das Verhältnis der Grundjteuer zum 
Hauptnationalvermögen befannt. In den öftlichen Provinzen da— 
gegen berrichte das buntefte Gemirr, die größte Verjchiedenheit in 
Veranlagung und Erhebung der Grundjteuern, wie fie fich in den 
vielen jegt mit Preußen verbundenen Territorien jelbftändig ent- 
widelt hatten. Man zählte nicht weniger als 16 Hauptgrund- 
jteuerjyjteme mit 120 Unterabteilungen. Die Buntjchedigfeit 
und Ungleichartigfeit der Verhältniſſe wurde noch vermehrt durch 
die vollitändigen oder teilweilen Grunpdjteuerbefreiungen für die 
Rittergüter und Domänen. Zwar ordnete ein Gejeh von 1810 
die Ausgleihung der Grundfteuern an; alle Grundjteuerprivilegien 
jollten wegfallen. Die Ausführung der Maßregel war aber an 
dem Widerjtande der Privilegierten geicheitert. Die Kataftrierung 
unterblieb und die Grundſteuer wurde nach den alten in jeder 
Stadt, in jedem Kreiſe dermalen zu Recht beftehenden Vorfchriften 
torterhoben. 

Amtliche zuverläffige Nachrichten über den Wert der einzelnen 
Grundgüter im Dften und ihren Neinertrag gab es nicht; befannt 
mar nur der Gejamtjteuerertrag jeder Provinz. Hanjemann verfuhr 
nun bei der Schätzung dieler Werte in den öftlichen Provinzen derart, 
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daß er unter Berückfichtigung der Quadratmeilen- und Einwohner— 
zahl, der geographiſchen Lage, der Bodenverhältniſſe, der Verkehrs— 
und Abſatzbedingungen jede Provinz mit gewiſſen unter ähnlichen 
Bedingungen lebenden Kreifen des Negierungsbezirkes Aachen ver: 
glich, deren Kataftralreinerträge ja befannt waren, und dann nad 
der Norm des rheinifch-mweitfäliichen Katajter8 den mutmaßlichen 
Wert der öftlichen Grundgüter, ihren Reinertrag und die Grund- 
fteuerfumme berechnete, welche fie aufbringen mußten, wenn 
nach Aufhebung der Eremtionen und erfolgter Ausgleichung die 
Steuerhöhe in ein richtiges Verhältnis zum Neinertrage gebracht 
wurde. Dabei ergiebt fich ihm, daß die weltlichen Provinzen um 
46°, zu hoch durch die Grundfteuer belajtet find, ber 
Regierungsbezirt Aachen insbejondere um 58°),. Bon den 
öftlichen Provinzen zahlt nur noch Schlefien eine um 5°/, zu hohe 
Grundſteuer, in Poſen ift das richtige Verhältnis faft erreicht, 
alle übrigen zahlen zu wenig, am menigiten Pommern und 
Brandenburg, deren Grunditenerbetrag um ca. 40°/, erhöht werden 
müßte. Die Steuerüberbürdung der Rheinprovinz iſt demnach, 
da fajt alle übrigen Steuern in der ganzen Monarchie nad) gleichen 
Srundjägen erhoben werden, erwielen und vorzüglich auf die 
Grundſteuer zurücdzuführen. 

Hanjemann geht darauf jämtliche Steuern und Staats« 
revenüen in Preußen und Frankreich durch und betrachtet fie unter 
dem doppelten Gefichtspunfte einer VBergleihung der gegenwärtigen 
Verhältnifje in Preußen und Frankreich, und der Veränderungen 
im Steuerweien, welche die Rheinprovinz unter der gegemvärtigen 
preußifchen Herrichaft im Vergleich zu der früheren franzöfiichen 
erfahren hat. Er fommt zu folgendem Wejultat: das „Haupt- 
nationalvermögen” (Grundgüter und Vieh) ift in Frankreich fünf 
mal jo groß wie in Preußen. Die Grunditeuer iſt in ‚Frankreich 
um ein wenige an Prozenten vom NReinertrage der Grundgüter 
höher als in Preußen. Infolge bejonderer Umſtände betrug fie 
aber zur napoleonijchen Zeit in der Rheinprovinz jehr viel mehr 
als im übrigen Frankreich; mit diefer höheren Belajtung wurde 
die Provinz von Preußen erworben und eine Herabſetzung des 
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auf die Nheinprovinz entfallenden Kontingents hat zu preußifcher 
Zeit nicht ftattgefunden. Im ganzen dagegen find fomwohl die 
direften wie die indireften Steuern nad) Maßgabe des Reinertrags 
der Grundgüter und des Hauptnationalvermögens in Preußen 
höher als in Frankreich, jene um 16 rejp. 11 Prozent, diefe um 
71 reip. 62 Prozent.) Auf den Kopf der Bevölkerung fommen 
freilih auch nad) Hanjemanns Annahme in Frankreich um die 
Hälfte mehr Steuern als in Preußen, während nach früheren 
Schätzungen die Differenz auf 100°/, tariert worden war, — ein Be- 
weis, wie jehr die Wohlhabenheit der franzöfiichen Bevölferung 
die der preußifchen überragte. 

Zehn mit großem „Fleiß aus vielen teils gegebenen, teils 
berechneten, teils geihägten Zahlen zulammengeftellte Tabellen 
erläutern und illuftrieren die Verhältniſſe nach allen möglichen Rich: 
tungen. Innerhalb jeder diejer Rubriken fteht wiederum das Rhein- 
land höher bejteuert da, als ganz Preußen im Durcbichnitt. 

Obgleich nun nach Hanjemanns Aufftellungen zweifellos in 
Preußen die Steuern im Verhältnis zum Nationalvermögen höher 
find als in Franfreich, jo giebt er jelbit zu, dab in Frankreich 
weit mehr über Steuerdrud geflagt werde. Gr erflärt das aus 
der größeren Geduld der Deutichen wie aus dem Mangel an 
Dffentlichfeit und freier Preſſe in Preußen, vor allem aber durch 
die Zwedmäßigfeit und Einfachheit der Steuererhebung in Preußen 
und durch die Vorzüge des preußiichen Zolliyitems, während die 
Steuererhebung in Frankreich, befonders bei der Getränfejteuer, 
mit vielen Unzuträglichfeiten verbunden jei und vollends das 
itrenge Prohibitivſyſtem mit feiner Unmenge von Zollbeamten und 
durch die Verteuerung notwendiger Bedarfsartifel das Yand um 
den Vorteil niedrigerer Steuern bringe. 

Bei der Betrachtung der hauptſächlichſten aus den Steuerver- 
trägen gededten Staatslajten Preußens und Franfreichs ftellt 
Hanjemann feſt, daß die Kojten der allgemeinen Zivilverwaltung 
und der Gemeindevermwaltungen in Frankreich jehr viel niedriger 


1) Die ſämtlichen Staatd- und Gemeindeſieuern um 51 reip. 40°), 
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find als in Preußen. Wenn auch nicht in jeder Beziehung, jo 
ericheint ihm doch im allgemeinen das franzöfiiche Verwaltungs» 
inftem in jeiner Wohlfeilheit, Ginfachheit und Überfichtlichfeit 
empfehlenswert. Die MWohlfeilheit erflärte jich freilich zum Teil 
aus den jehr viel niedrigeren Beamtenbejoldungen. Wie damals die 
meiften Rheinländer, hatte aud; Hanjemann die furchtbaren Er- 
fahrungen vergejien, welche gerade das Rheinland mit den jchlecht be- 
zahlten franzöfiichen Beamten gemacht hatte.!) ES war ein Syitem, 
das zu der jchamlojeiten Erprefjung, zu Käuflichfeit und Unter- 
ichleifen Veranlaſſung gegeben hatte, weil eben die Bejoldung nicht 
ausreichte, und, wenn die ganz erhebliche Steigerung der Gemeinde— 
abgaben in der Nheinprovinz während der preußilchen Herrichaft 
jeufzend beflagt und auf die wohlfeilere Gemeindeverwaltung in 
Frankreich hingewiejen wurde, jo war dabei allerdings überjehen, 
für wieviel mehr Kulturzwede die Gemeindemittel in Anjpruch ge: 
nommen wurden und wie jehr ihre Verwendung der®ohlfahrt der Ge- 
meinden wieder zu gute kam. — Auch die Vergleichung der Kojten 
für die Yuftizverwaltung mußte zu Gunjten Frankreichs oder viel- 
mehr der franzöfiichen Gerichtsverfafiung ausfallen, die ja am Rhein 
noch beitand. Allerdings war auch die rheiniiche Juſtizverwaltung 
teurer als die franzöfiiche, da für die Rheinprovinz allein ein bejonderer 
Kafjationshof in Berlin unterhalten werden mußte, während das 
große Frankreich audy nur den einen Kaflationshof in Paris bejaß. 
Außerdem hatte Preußen jofort nad) der Befigergreifung der Rhein: 
lande jeinem Grundjage getreu die Nichterbejoldungen beträchtlich 
erhöht, fo daß fich die preußifchen Richter im Rheinlande, al3 Hanje- 
mann fchrieb, bedeutend beſſer als die franzöfifchen ftanden. immerhin 
war die Juſtizverwaltung am Rhein bei weitem billiger als in den 
landrechtlichen Gebieten. Hanlemann durfte darauf hinweijen, daß im 
Regierungsbezirf Aachen, der ungefähr ebenjoviel Einwohner wie 
der Regierungsbezirt Minden hatte, die Yuftiz mit 170 Berjonen 
gewiß nicht fchlechter als in Minden mit 383 Perjonen bejorgt 
mwurde, welche der jchwerfälligere, meitläufigere landrechtliche Ge- 

1) 8. Kaufmann: Rheinpreußen und jeine jtaatdwirtichaftlihen inter: 
efien. Berlin 1881. ©. 19 ff. 
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richtsapparat benötigte. Hanjemann ergriff denn auch die Gelegen- 
beit, um ein fräftiges Wort für die Beibehaltung des franzöfiichen 
Rechts, eine Derzensangelegenheit aller Rheinländer, einzulegen. 
Schon in der Denfichrift an den König hatte er die mannigfachen 
Borzüge des franzöfiihen Rechts gegenüber dem in mancher Be- 
ziehung unfraglich veralteten Yandrecht, über deſſen Reformbedürftig- 
feit die Regierung jelbft nicht im Zweifel war, nachdrücklich betont. 
Hier ftellte er den wirtichaftlichen Gefichtspunft in den Vordergrund. 
Es jcheint ihm kaum glaublich, obgleich jeder Zweifel daran aus— 
geichloiien jei, das die Staatsregierung je ernitlich daran habe 
denfen fünnen, „die in der Rheinprovinz beitehende Juſtiz-Ein— 
rihtung — ein harmoniſches Ganze, welches zwar wie jede 
menjchliche Schöpfung der Bervolllommnung fähig, jedody zur 
Förderung der Staatsfräfte jo dienlich ift — abzuſchaffen und eine 
andere Yuftiz-Einrichtung einzuführen, deren weſentliche Mängel 
durch den vorlängft erfolgten Befehl zur Umarbeitung unummwunden 
anerkannt worden find; einer Einrichtung, welche im Vergleich mit 
der rheinischen die Staatsfräfte vergeudet . . .” 

Mit bejonderem Eifer befämpft Hanjemann ferner die Bildung 
des Staatsichages als eine völlig unproduftive und unnötige Be- 
laftung der Finanzen, indem nicht nur ein Teil des Bolfsver- 
mögens in totes Kapital verwandelt werde, jondern auch Die 
Steuern für die Anſammlung des Staatsichages erhöht werden 
müjjen, während er doch in der Neuzeit zur Aufbringung der 
ungeheueren Koiten eines Krieges nur wenig beitrage. Weder 
England noch Franfreich hielten einen Staatsihag für notwendig 
und es jeien vermutlich friederizianische Traditionen, welche die 
Anfichten der preufiichen Regierung beeinflußten. Es ift das eine 
der wenigen jtaatswirtjchaftlichen Fragen, in denen die Erfahrung 
preußiicher StaatsSmänner durchaus gegen Hanjemann entichieden hat. 
Nur daß die heute für den Kriegsfall bereit gehaltene Barjumme 
verhältnismäßig jehr viel geringer iſt als der Staatsichat des 
alten Preußens. 

Am ‚Schluß feiner Unterfuchhungen fommt Hanjemann zu dem 
Ergebnis, dag Preußen die nachjtehenden Summen erjparen fönne: 
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an Zivil- und Polizeis-Bermaltungsfojten . 1500000 Thlr. 


an YuftizeWermaltungskoften . -» - . . 1900000 
an Militärkoften) . - . - +... 9000000 
durch Bejeitigung des Staatsſchates . 4000000 





Summa 16400000 

Diefe Erjparniije müßten einerjeits zu probuftiven Ausgaben, 
insbejondere zur Erleichterung und Hebung des Verkehrs, ander: 
ſeits zu einer Steuerverminderung und teilweiler Reform des 
Steuerwejens verwendet werden. Sn erjter Linie fordert er 
eine Entlajtung der unteren Volksklaſſen, auf denen die geltenden 
Stenern mit unverhältnismäßig viel größerer Schwere als auf den 
MWohlhabenderen ruhen. 

Durch das Steuergejeg von 1820 war in Preußen eine 
allgemeine Berjonenfteuer für die Städte und das platte Land 
eingeführt worden. Sie hieß Klajienfteuer, weil die Beträge nicht vom 
Einfommen, jondern abgeituft nach der Zugehörigfeit zu gemiljen 
Bevölferungsflafien erhoben wurden. In 132 namentlich genannten 
Städten der Monarchie jollte die Klaſſenſteuer aber durch eine 
indirefte auf Brot, Hülfenfrüchte, Mehl und Fleiich gelegte Steuer, 
die Mahl- und Schlachtfteuer erjegt werden. Die legtere war für 
den Staat und die Gemeinden, welche einen Zujchlag bis zu 50°], 
der Staatsfteuer für ihre Zwecke erheben durften, ergiebiger, ver: 
teuerte aber die Lebensmittel und war drüdender als die direfte 
Klajienfteuer. Zeit jeines Lebens hat Hanjemann die Abichaffung 
der Mahl- und Schlachtfteuer und ihre Erjegung durch die Klaffen- 
teuer im Intereſſe der unteren Volksklaſſen gefordert. Er hat die 
Erfüllung jeiner Wünſche nicht mehr erlebt. Die völlige Be- 
jeitigung ift erit 1873 beſchloſſen worden und 1875 erfolgt. est 
erhob er diefen Ruf zum erjtenmale in der Offentlichfeit und forderte 
zugleih in Bezug auf die Klafjenfteuer mehr Steuerbefreiungen 
und Verminderung der Beiträge für die unteren Volksklaſſen. 

Sein zweites Hauptverlangen betraf die Grundfteuer. Ent— 
laftung der weitlichen Provinzen, Herabjegung der Grundfteuer 


1) S. ©. 18. 
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überhaupt, Ausgleichung derjelben zwiſchen den meftlichen und 
öftlihen Provinzen jowie innerhalb der legteren durch eine ein- 
heitlihe Gejebgebung, Aufhebung aller Befreiungen und Ver— 
günftigungen, das war der Inhalt jeiner Forderungen. Es war 
aber auch zugleich) ein ganzes Menichenalter hindurch das Feld— 
geichrei des Liberalismus gegen den Konjervatismus, jomeit diefe 
Gegenſätze wirtichaftlicher Natur waren, und zugleich des Wejtens 
der Monarchie gegen den Diten. Der erbitterte Kampf um die 
Grundfteuerreform hat, wie wir jehen werden, in der Preſſe und 
in der Gejeßgebung mit wechſelndem Glüde und jteigender Heftig- 
feit noch drei Jahrzehnte Hin und her gewogt. Erſt am Ende 
jeines Lebens durfte Hanjemann fich des endgültigen Sieges freuen; 
erſt 1861 ift die Grundſteuerreform in den öftlichen Provinzen 
Preußens durchgeführt worden. 

Als eines der wirkſamſten Mittel zur Hebung des Volkswohlſtan— 
des und darum als eine der wichtigften ftaatswirtjchaftlichen Aufgaben 
der Regierung bezeichnete Hanjemann jchon hier die VBerbilligung der 
Transportmittel im freien Verfehr. Unter rühmender Anerkennung 
der großartigen Leiſtungen Preußens auf diefem Gebiete forderte 
er fonjequentes Weitergehen in derjelben Richtung und darum Be- 
feitigung aller den Verkehr noch hemmenden Wege- und Brücden- 
abgaben. Und jchon trat auch der Bau von Eifenbahnen in den 
Kreis jeiner Erwägungen. Seine Meinung gebt dahin, daß der 
Staat grundfäglich Eigentümer der mwichtigften Kommunifations» 
mittel wie Kunftitraßen, Kanäle und Eijenbahnen jein und fich, 
wenn ihre Anlage jo große Summen erheilche, daß die Beteiligung 
von Privatunternehmern nicht zu umgehen jei, die Erlangung des 
Eigentumsrechtes in jpäterer Zeit vorbehalten müſſe. Es find 
diefelben Grundjäße, welche ſpäter jein ganzes großes Wirfen für 
das preußijche Eiſenbahnweſen geleitet haben. 

Eine ganze Neihe anderer ftaatswirtichaftlicher Wünſche, 
Forderungen und Ratſchläge werden beiläufig ermähnt, unter 
denen die Empfehlung des Drittelthalers zu 100 Pfennigen als 
Münzeinheit, alfo der heutigen Marfwährung, noch bejonders 
hervorgehoben werden mag. 
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Ein ſolches Buch, mit jo reihem Inhalt, einer jolchen Fülle 
von Anregung und Belehrung, einer jo ungewohnten, frei- 
mütigen Kritik des Beitehenden mußte Aufiehen erregen. Nach 
dem Erjcheinen der eriten, noch anonymen Auflage zeigte fich das 
allgemeine Verlangen, den Verfaſſer des eigenartigen Werkes fennen 
zu lernen, und man war, als die zweite Auflage!) unter Hanſe— 
manns Namen erichien, etwas enttäufcht, einen Namen zu hören, 
aus dem fich nichts weiteres folgern ließ und der einem Manne 
angehörte, der nur Wollhändler in Aachen war. Das Bud) wurde 
in allen wichtigeren Zeitungen und Zeitjchriften angezeigt und 
erntete ebenjoviel Beifall auf der einen Seite, wie e8 von der 
anderen Seite ſcharf angegriffen und getadelt wurde. Die Stellung, 
welche die gelehrte und politiiche Welt zu dem Buche einnahm, 
wurde größtenteils eine Parteifrage. Die Mehrzahl der liberalen 
Blätter beurteilte es natürlich jehr günftig, nahm alle jeine 
Ergebnifje ohne weitere Prüfung als richtig an, froh, eine jolche 
Waffe gegen die Regierung in die Hand befommen zu haben, und 
bemängelte höchſtens die vorfichtige Form, welche fich von dem 
lauten Gejchrei des Radikalismus jo weſentlich unterjchied. Ebenjo 
fritiflos war das durchweg verdammende, die LZauterfeit der Ab— 
ſichten verbächtigende und den PBatriotismus des DVerfafjers leug— 
nende Urteil einiger reaftionärer Negierungsfreiie, wie es 
namentlic; in einer umfangreichen Berliner Zufchrift an den 

1) Als Beweis für die weite Verbreitung des Buches ijt natürlih das 
Gricheinen einer zweiten Auflage geltend gemadyt worden. Indeſſen wurde dieje 
doch nicht durch jtarte Nachfrage bedingt. Hanjemann hatte mit dem erſten Ber- 
leger Brüggemann, einem Bruder ded Subdireftord® in der Aachener Feuer— 
Verſ.Geſellſchaft, fchlimme Erfahrungen gemacht und fi jchließlich völlig mit 
ihm, der bald nad dem Ericheinen des Buches fallierte, überworfen. Insbe— 
tondere machte er ihm eine Unzahl jtörender Drudfebler zum Vorwurf. Brügge: 
mann weigerte ſich aber, ein nachträgliches Verzeichnis derfelben anzufertigen 
und es unter die Käufer zu verteilen, weil er den Abſatz zu jchädigen fürchtete. 
Da faufte Hanfemann den ganzen Verlag von Brüggemann wieder zurüd, zog 
die noch nicht ausgegebenen Eremplare ein und entſchloß ſich zu dem weiteren 
beträdhtlihen Geldopfer, auf eigene Koſten eine neue verbefierte Auflage druden 
zu lafien, deren Vertrieb W. Rein in Leipzig nur in Nommiffion nahm, obmohl 


fontraftmäßig fein Name als Verleger auf den Titel geſetzt wurde. 
Bergengrün, David Hanfemann. 10 
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„Hamburger Korrejpondenten“ zu Tage trat, von der man 
alaubte, daß fie aus amtlicher Duelle herrühre. Der giftgeichwollene 
Artikel offenbarte einen tiefgründigen Haß gegen alle rheinländijchen 
Bejonderheiten und eine gewaltige Entrüftung über die uner- 
hörte Dreiftigfeit, mit der ein gewöhnlicher Privatmenjch es gewagt 
hatte, die Regierung zu fritifieren. Er erfannte zwar an, daß 
das Buch in feinem materiellen Teile nicht ohne Fleiß und Ge— 
ichieklichfeit, ſelbſt nicht ohme Scharffinn Fomponiert jei. „Der 
raifonnierende Teil des Buches dagegen ift, vorzüglich da, wo der 
Verfaſſer ſich in die Politik verjteigt, unter aller Würde jeicht. In 
Berlin würde man ſolches Gewäſch nur Bierbanf3-PBolitif nennen, 
in den mit Wein gejegneten Landftrichen iſt es die Weinſtuben— 
Politif der Kannegießer einer Provinzialſtadt.“ Derartige 
polternde Ausbrüche verlegter Eigenliebe und Kitelfeit fonnten 
Hanjemann wenig anfechten und den Wert jeines Buches in den 
Augen jeiner politiichen Gefinnungsgenojien nicht herabjegen. In— 
dejlen fehlte es auch nicht an Beſprechungen von berufener Seite, 
die am beiten zeigten, daß das Buch und jeine Wirkungen feines- 
wegs mit einigen hochmütigen Kraftausiprüchen abzuthun, jondern 
im höchſten Maße ernit zu nehmen jei. Es leuchtet auf den 
eriten Blid ein, daß „Preußen und Frankreich“ der Kritif eine 
breite Angriffsfläche bot und eine ganze Reihe ſchwacher, leicht 
verwundbarer Punkte aufwies. Die ernft gemeinten, wifjenjchaftlich 
gerechtfertigten Angriffe ließen kluger Weife Hanjemanns allgemein 
politiiches NRaifonnement meift ganz aus dem Spiel. Hier hätten 
ſich Überzeugungen, Staats- und Weltanichauungen gegenüber- 
geftanden, die doch auf anderem Grunde als dem der wiffenichaft: 
lichen Erfenninis ruhten. Dagegen wandten fie jich vornehmlich 
gegen den mationalöfonomiihen Zeil des Buches, gegen jeine 
finanz und jteuerpolitiichen Grörterungen und Reſultate. In der 
That war ja das Zahlenmaterial, mit dem Hanſemann operiert 
hatte, in vieler Beziehung durchaus anfechtbar und es fiel nicht 
ſchwer, ihm cine Reihe pofitiver Irrtümer nachzumeilen; fraglich 
war es aud), ob die von ihm angewandte Methode, um die Höhe 
des Steuerdrudes zu meſſen, die richtige war. Zwei befannte 
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Gelehrte unternahmen es, jowohl die Vorausjegungen wie die Er- 
gebnifje der Hanjemannjchen Bemweisführung, daß das Rheinland 
an fih und im Vergleiche zu den öjtlichen Provinzen mit Steuern 
überlaftet jei und daß Preußen unter einem ſchwereren Steuerdrud 
wie Frankreich leide, als irrtümlich zu ermweilen. Der eine war der 
Profeſſor der Staatswifjenjchaften zu Bonn, Peter Kaufmann, 
jelbft Rheinländer, der 1831 in einem populär und anjchaulich 
gejchriebenen Büchlein!) den erfreulichen Aufſchwung der Rhein- 
fande unter preußiicher Herrichaft mit gutem Grunde gerühmt, 
aljo ein ähnlidyes Thema wie Haniemann behandelt hatte. Er 
veröffentlichte num 1834 als bejondere Brojchüre eine „Würdigung 
der Schrift Preußen und Franfreich”, welche — ein Beweis für 
das Intereſſe, welches die litterariiche Fehde erregte, — in furzer 
Zeit zwei Auflagen erlebte,?) obwohl man fie jogar in Regierungs- 
freifen für herzlich unbedeutend hielt. Ein anderer gefährlicherer 
Gegner erftand Hanjemann in dem hervorragenden Gtatijtifer 
MW. PVieterici, damals Profeſſor in Berlin und Beamter im 
Kultusminifterium, später Direftor des preußiichen Statiftifchen 
Büreaus. Er veröffentlichte jeine Beiprechung des Buches in den 
Jahrbüchern für wiſſenſchaftliche Kritif,?) von wo jie ihren Weg 
in mehrere andere Zeitichriften und auch in die rheinifchen „Pro— 
vinzialblätter“ nahm, jo daß fie eine nicht viel geringere Verbreitung 
als die Schrift Kaufmanns gefunden haben wird. Gegen dieje 
beiden Gelehrten trat der damalige Abgeordnete Aachens auf 
dem Provinziallandtage, der Fabrikant Jakob Springsfeld in die 
Schranfen, indem er jede der beiden Kritifen in einer bejonderen 
Brofchüre, leider in einem zu jehr gereizten QTone, befämpfte.*) 


I) Beter Naufmann, Wheinpreußen und jeine jtaatswirthichaftlichen 
Interejjen in der heutigen Europäiihen Staaten: Arife. Berlin 1881. 

2, 2. Kaufmann, Würdigung der Schrift Preußen und Tranfreid. 
2. verm. Aufl. nebjt der Prüfung einer neuenGegenſchrift. Bonn 1884. 702. 

%, Jahrgang 1684 Wr. 61 und 62. 

+, Kaufmanns Würdigung der Schrift „Preußen und Frantreich von 
David Hanfemann“ widerlegt und gewürdigt von Jatob Springsfteld, Mit: 
aliede der rheintihen Stände. Leipzig 1884. 45 Seiten. 

Dietericis Kritik der Schrift Preußen und Frankreich, im Intereſſe der 

10* 
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Ferner ließ der befannte rheiniſche Publiziſt, Sonderling und 
Aſtronom J. F. Benzenberg eine Kritif ericheinen, die aber mit 
ihren lapidaren, oft ganz zujammenhanglojen Sägen und ihrer 
vollfommenen Formlofigfeit nirgends Eindrud machen fonnte und 
der es nicht gerade zur Empfehlung gereichte, daß fie auf dem Titel- 
blatt ganz einen unverjtändlichen Sat aus dem vorhin charafteri- 
jierten Artifel des Hamburger Korrejpondenten als Motto aufivies. 
— Der mejentlichite Vorwurf, welchen die wiljenichaftliche Kritif 
Hanſemann machte, betraf die Art der Abichägung des „Haupt: 
nationalvermögens”, ganz abgeiehen von der Frage, ob Grund— 
güter und PViehbeitand wirflich überall als Hauptnationalvermögen 
zu bezeichnen jeien. Kaufmann jpottete, es jei wunderbar, dab 
bei dem Beifall, den die Schrift gefunden, andere fluge Männer 
nicht auch auf den Gedanken gefallen find, große Neiche „auf den 
Grund des rheinischen Katajters", namentlich jenes des Regierungs— 
bezirfes Aachen, zu fataftrieren und jomit den Neinertrag Der 
Grunditüde von der ganzen ruffiichen Monarchie und der euro- 
päiſchen wie afiatifchen QTürfei auszumitteln. Dieterici prüfte Die 
Berechnungen Hanjemanns für jede einzelne Provinz. Er fonnte 
ihm manche irrige VBorausfegungen nachweilen und die Möglichkeit, 
auch zu ganz anderen QTarwerten zu gelangen, darthun. Auch 
der höhere Geldwert in den öftlihen Provinzen wurde gegen 
Hanjemann ins Feld geführt. Dieterici jegte auseinander, daß es ſich 
überhaupt nicht vechnungsmäßig fetitellen lafje, ob ein Land mit 
Steuern überbürdet jei oder nicht, zumal immer auch die Gegen: 
rechnung gemacht werden müſſe, was und wieviel die Negierung 
für die empfangenen Steuern gewähre. Nur aus allgemeinen 
Anzeichen lajje jich Ichließen, ob eine Nation zu jchwer an den 
Steuern trage; jeien alle Kennzeichen eines jich jtetig mehrenden 
Wohlitandes vorhanden, jo könne von liberbürdung nicht wohl 
die Rede jein. Aus der Ddichteren Bevölferung, der höheren 
Kultur, der größeren Wohlfeilheit des Geldes, manchen Vorzügen 
Rheinlander beleuchtet... von Jakob Springsfeld. . . Nebſt einer Er— 


widerung auf Prof. Kaufmanns Prüfung einer neuen Gegenſchrift. Leipzig 1886. 
64 Seiten. 
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des Bodens und Klimas ſchöpften die Kritiker die UÜberzeugung, 
daß die thatjächlich höhere Duote, welche die Nheinprovinz an 
direften Steuern aufbringe, nicht ungerecht jei, zumal einige Teile 
der Provinz Sachien noch höhere Beiträge leifteten, und der ganze 
Dften wiederum an dem Ertrage der indireften Steuern verhältnis- 
mäßig mit einer höheren Summe als der Wejten beteiligt jei. Sie 
beitritten daher die Motive, aus welchen Hanjemann eine Grund» 
itenerausgleichung innerhalb der Monarchie forderte. Aus der Be- 
jeitigung der Grundfteuerbefreiungen in den weſtlichen Provinzen 
tolge noch nicht, daß diejer Zuftand auch im Diten eintreten müjle. 
Vielmehr handle die Regierung weile, wenn fie die Steueraus- 
gleihung in richtiger Würdigung ihrer Schwierigfeiten nicht über- 
ſtürze und ſich vor allem bite, beftehende Rechts: und Beſitzver— 
hältniſſe anzutajten. 

Widerlegt worden ift Hanjemanns Behauptung, daß Rhein— 
land-Weftfalen eine ziftermäßig zu hohe Grundſteuer trage, nicht, 
wenn ihm auch im einzelnen Irrtümer nachgewielen wurden. 
Das Fortichreiten der Katajterarbeit förderte im Gegenteil immer 
neue Belege für ihre Nichtigfeit zu Tage. So mußte 3. B., 
während die hergebradyte Höhe der Grundjteuern in den öftlichen 
Provinzen unverändert blieb, die Grafichaft Marf, gleichfalls ein 
altpreußijches Yand, als die Regulierung auch auf fie ausgedehnt 
wurde, jid) das Doppelte der Grundfteuer, die 1806 entrichtet worden 
war, gefallen lajlen, um ebenjo hoch wie das übrige Weftfalen 
beiteuert zu werden. 

Die Regierung that zweifellos am flügften, wenn jie fich bei 
dieſem Meinungsftreit neutral verhielt, jo lange feine Nötigung 
vorlag, zu dem Aufſehen erregenden Buch offiziell Stellung zu 
nehmen. Anfangs handelte fie auch danach. Der Buchhändler 
Kohnen in Aachen jchrieb Hanjemann, der beim Erjcheinen des 
Buches verreift war, daß die Zenſur in Aachen der buchhändleriſchen 
Anzeige und Empfehlung des in Leipzig gedrudten Werfes feine 
Schwierigfeiten bereite, ja daß er aus befter Quelle wifje, das 
Werk ſei höheren Orts durdhaus nicht mißfällig aufgenommen 
worden, nur habe die Polizeibehörde einen Bericht über die Ante— 
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zedentien des Verfaſſers eingefordert. Doc) ließ fich die Regierung 
nad) dem Erjcheinen der Kaufmannichen Brojhüre im Frühling 
1834, welche auch Hanſemanns politiiche Gefinnung zu verdäch— 
tigen, gefucht hatte, zu der unbegreifliden Thorheit verleiten, Die 
Gefinnungstüchtigfeit des Kritifers mit einer goldenen Medaille zu 
belohnen und dadurch die gewünschte Wirkung jeiner Arbeit auf das 
Publikum recht erheblich abzuichwächen. Um diejelbe Zeit erichien 
der erwähnte NArtifel im Hamburger Korrejpondenten, dem nad) 
einigen Tagen in demjelben Blatte eine meitere Mitteiluug aus 
Berlin nachitehenden Inhalts folgte:') 

„Auf Antrag mehrerer der Herrn Minijter joll jest beichlofien fein, 
einem ſachkundigen, als Geſchäftsmann wie ald Schriftfteller prompten Mann 
von feiten des Staatsminifteriums den Auftrag zu geben, Hanfemanns Budı 
über Preußen und Frankreich in allen Zeilen zu beleudten und die darin 
enthaltenen Zahlen: Berhältnijie als grundfalih und verdreht zu widerlegen. 
Wie wir hören, bereitet auch ein tenntnisreiher Beamter im Minijterum des 
Herrn von Altenſtein (Dieterici?) eine gründliche Kritif des erwähnten Buches 
für die biefigen Fritiichen Jahrbücher vor. Wenn der Verſuch des Herm Pro— 
jefjord Kaufmann in Bonn, Hanfemanns Werk zu widerlegen, auch ſchwach war, 
jo freuen ſich do alle Gutgefinnten, dab Se. Majeftät dem würdigen Manne 
die goldene Berdienitmedaille verliehen haben.“ 


Mar das aber die Auffafjung auf einer der Negierung doch 
nnabejtehenden Seite, — wie jehr mußten erjt ihre Gegner davon 
überzeugt fein, daß es jchwer halte, Hanjemann zu widerlegen, 
und dab die Negierung in dieſer Erkenntnis fi) mit der Be- 
fundung einer politiich Forreften, wenn nicht gar jervilen Gefinnung 
zufrieden gebe. Diejer Eindrud fonnte dadurch nur veritärft werden, 
daß jene angekündigte, alle Teile des Buches beleuchtende offizielle 
Erwiderung überhaupt nicht erichien, jo oft ihre Notwendigkeit 
auch in Kegierungsfreifen erwogen wurde und jo dringend Bartei- 
gänger der Regierung, wie Profeflor Kaufmann, nad) ihr ver 
langten. Dietericis Kritik behandelte nur einzelne Fragen und 
man fand an bhöchiter Stelle, daß sie eben jo wie die Kauf- 
mannjche Streitichrift viel zu wünſchen übrig lafje.?) 

I) Hamburger Korrefpondent 1834 Nr. 86 v. 9. April. 


2) Kaufmann an den Minifter des Innern von Rochow 8. Juni 1884: 
es verlaute, da Hanfemann die „Würdigung“ Kaufmanns dur offizielle 
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Nur einmal nahm die Regierung offiziell, wenn auch mehr 
beiläufig, von Hanjemanns Bud Notiz. ES gefchah dies in einer 
Denfihrift Maakens vom 1. Mai 1834, die jedoch erit 1835 als 
Beilage zu den Landtagsabichieden für Weftfalen und die Rhein- 
provinz veröffentlicht wurde. 

Die Frage der Grundjteuerreform gehörte damals bereits zum 
eijernen Beſtande der Verhandlungen der wejtfäliichen wie der rheini- 
ihen Stände. Wiederholt hattendie Landtagsabſchiede die darauf be- 
züglichen Wünfche, Anträge und Klagen der Stände als unbegründet 
und unzeitgemäß zurüdgemiejen. Eine Denkfichrift des Finanz: 
minifter8 von Mob vom 8. Mai 1830, welche dem Abjchiede für 
ven 2. wejtfäliichen und für den 3. rheinischen Landtag beigefügt 
war, und eine Beruhigung der Gemüter herbeiführen jollte, hatte 
wenig Kindrud gemacht. Auf den nächſten Yandtagen von 1833 
beantragten die Weitfalen aufs neue eine gleichmäßige Steuer- 
verteilung, während die Nheinländer um „eine vorbehaltlich der 
allgemeinen Steuer-PBarififation zu verfügende Ermäßigung des 
Steuer-ftontingents der weſtlichen Provinzen um ein Pierteil“ 
nachjuchten. Die Rheinländer hatten fich dabei in einer beigefügten 
Denkſchrift auf Hanſemanns „Preußen und Franfreich“ berufen 
und dem Buche mehrere Zahlenangaben entnommen. Es lag alfo 


Attenjtüde widerlegen wolle. Bitter dringend um das ichleunigjte Erjcheinen 
der im Öffentlichen Blättern angekündigten offiziellen Widerlegung Hanfemanns. 
— Der Minifter antwortete am 14. Juni, dat ihm von der Abficht einer offiziellen 
Biderlequng nichts bekannt jei, äußerte aber bald darauf das Verlangen nad ihr 
dem Finanzminijter gegenüber. Maapen war dagegen: die Widerlegung einzelner 
Irrtümer fei ohne große Mühe zu liefern, werde aber feinen Eindrud machen. 
Die Krititen Kaufmanns und Dietericis liegen viel zu wünjchen übrig. Eine 
Widerlegung müſſe ſehr vorjichtig abgefaßt jein, „um (das Bejtehende) nicht zu 
viel zu loben, und doch nicht zu wenig zu jagen.” Maaßen an Rochow, 
16. Augujt 1834.) — Am 18. September jchreibt Rodow an Maaßen, daß 
die Aufregung über Hanjemanns Bud) dem Berichte des Oberpräfidenten der 
Rheinprovinz zu Folge ſich zu legen beginne, daher auc er die Widerlegung 
nicht mehr für jo notwendig halte. — Nod im Dftober und November 1885 
wurde zwiſchen Maaßens Nachfolger Alvensieben, Rochow und dem Ober- 
präfidenten die Frage der Widerlegung erörtert. (Geheimes Staatsardiv. 
Benfuraften.) 
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die Vermutung vor, daß fie für die Hartnädigfeit, mit welcher 
fie auf ihren wiederholt abgelehnten Forderungen beftanden, in 
Hanjemanns Buche eine überzeugende Rechtfertigung gefunden zu 
haben glaubten. Der Landtagsabichied, der wie gejagt erit 1835, 
anderthalb Jahr nadı Schluß des Yandtags, befannt gemacht 
wurde, wies die Behauptung einer Überbürdung der wejtlichen 
Provinzen aufs neue zurüd und erflärte, dab eine Steueraus- 
gleichung derart, wie fie zwilchen den zu einem Steuerverbande 
vereinigten, bereits fatajtrierten wejtlichen Provinzen jtattgefunden 
babe, zwiſchen den öftlichen und wejtlichen Teilen der Monarchie 
überhaupt nicht ausführbar jei und nicht der geringjte Grund 
vorliege, mit der im Steuergeſetz von 1820 vorbehaltenen Re- 
vifion der Grundjteuer in den öftlichen Provinzen auf den Antrag 
einer anderen, hierbei nicht beteiligten Provinz zu beginnen. Die 
nähere Begründung gab die erwähnte Denfichrift des damaligen 
Finanzminiſters Maaßen vom 1. Mai 1834. Dieſer fannte ja, 
wie wir gejehen haben, Hanjemann perjönlich und die Thatjache 
ihres mehrjährigen Briefmechjels jpricht dafür, daß fich ein Ver— 
hältnis gegenjeitiger Wertihägung zwiſchen ihnen herausgebildet 
hatte. Gleichwohl war jeine direfte Kritif des Hanfemannjchen 
Buches, die er in mehreren größeren Anmerkungen der Denf- 
jchrift niederlegte, eine ſehr ſcharfe. Maaßens Urteil lautete: 
„Bei einer genaueren Prüfung bleibt dem Berfafler zwar eine 
löbliche Sorgiamfeit in Aufſuchung der Daten zu den angejtellten 
BVergleihungen nachzurühmen, dagegen fich faſt überall, wo es 
nun auf meitere aus jenen Zahlen abzuleitende Vermutungen 
und Folgerungen anfommt, und in der Gegeneinanderhaltung der 
unmittelbar gegebenen Zahlen jelbft der Charafter einer Partei- 
ichrift nicht verleugnet, jofern man leßteren dahin ausjprechen 
will, daß es bei einer ſolchen Schrift nicht ſowohl auf unbefangene 
Erörterung der Thatjachen zu dem Zmwede, um aus ihnen erft die 
allgemeine Wahrheit zu finden, als vielmehr auf die Herbei— 
ihaffung der Beweismittel für ein im voraus als feftitehend an- 
genommenes Ariom ankommt.” Seine Argumentation gipfelte 
in dem ähnlich auch von Dieterici verfuchten Nachweile, dag, wenn 
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auch die weitlichen Provinzen an Grundjteuern und Gemeinde- 
abgaben verhältnismäßig um ein Geringes höher als die öftlichen 
befteuert jein jollten, dies durch andere Verhälmiſſe fompenfiert 
werde. Als der Landtagsabichied veröffentlicht und Maaßens 
Denkſchrift ſomit auch Hanjemann befannt wurde, ruhte Maaßen 
(T 2. November 1834) bereit3 im Grabe. Hanjemann hat alio. 
nicht mehr die Möglichfeit gehabt, perjönlich eine Auseinanderjegung 
mit einem von ihm hochgeichägten Staatsmann, den er gewiß auch 
als berufenen Kritifer anerfannte, herbeizuführen. 

Der Regierung bereitete „Preußen und Frankreich“ mehr ge- 
heime Sorgen und Arbeit, als der Berfafler des Buches und die 
Mitwelt ahnen mochten.!) Anfang 1834 lief im Minifterium des 
Innern eine anonyme DPenunziation gegen Die Regierungs- 
präfidenten von Machen und Köln und mehrere Kegierungsräte 
in Aachen ein: fie empfänden große Freude über das Erjcheinen 
des Buches, zu dem fie das Zahlenmaterial aus den Akten der 
Regierungen geliefert hätten. Infolgedeſſen erhielt der wiederholt 
als Molizeiipion in Machen verwendete Yandrat Schnabel zu 
Mühlheim den Auftrag, der Sadye näher zu treten. Schnabel 
band in jeiner Berichterjtattung der Regierung einen ungeheuren 
Bären auf. Nad ihm war das Entſtehen des Buches auf die 
Konipiration eines Vereins zurüdzuführen, der im Publikum die 
franzöfijche Partei genannt werde und eine große Aktion in 
Bezug auf die Steuerreform vorbereite. Als Agitationsmittel jei 
die Herausgabe eines jtatiftifchen Werfes bejchloffen worden. 
Hanjemann habe zu demjelben nur jeinen Namen bergegeben. 
Der eigentliche Verfaſſer jei der Regierungsrat Ritz, wie über- 
haupt mehrere Mitglieder der Regierung dem franzöfiichen Verein 
angehörten. Auch die Regierungspräfidenten hätten ſich ſympathiſch 
zu dem Vorhaben des Vereins gejtellt, wenn fie auch ſchwerlich 
dDirefte Beiträge für das Bud) geliefert haben werden. Nun er: 
ging an Reimann die direfte Anfrage des Minijters, wie es ſich 


1) Das Nachſtehende nah den Bolizeiberichten der Aachener Regierung 
an das Minifterium des Innern und nad den Zenſurakten im Geheimen 
Staatdardiv. 
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mit der Beteiligung von Regierungsbeamten an der Abfaſſung 
des gefährlichen Buches verhalte. Die bejchuldigte Aachener Re— 
gierung wies nad, daß die Zahlenangaben Hanjemanns Häufig 
von den richtigen Daten in den Regierungsakten abwichen, diejen 
mithin nicht entnommen jein fünnten. Obgleich Reimann ſich nun 
von jedem Verdacht gereinigt zu baben glaubte, jo jcheint die 
Denunziation doch die beabfichtigte Wirfung erzielt zu haben. 
Bald darauf, im Sommer 1834, wurde er nad) zwanzigjähriger 
verdienftvoller und allgemein anerfannter Wirfjamfeit in Aachen 
abberufen und durd den Grafen von Arnim-Boigenburg erießt. 
Die Bejorgniffe der Regierung vor den Wirfungen des Hanje- 
mannschen Buches waren noch gejteigert durch eine Anzeige 
im Pariſer le Temps (vom 24. Yuni 1834), die niemandem 
peinlicher und unangenehmer fein fonnte als Hanfemann jelbit. 
Hier waren alle Außerungen der Unzufriedenheit mit ver 
preußiichen Politik ins Ungeheuerliche übertrieben. Der Verfaſſer 
ichilderte an der Hand des Hanfemannichen Buches die Lage 
der NRheinprovinz als eine wahrhaft verzweifelte und folgerte 
daraus den glühenden Wunſch der Nheinländer, von dem des— 
potifchen Joche Preußens befreit zu werden und wieder unter die 
jegenjpendende Herrichaft des freien Frankreich zurüdzufehren. In 
Nahen war, wie ein Polizeibericht der Regierung (vom 11. Juli) 
nah Berlin meldete, die Entrüftung über den Tempsartifel eine 
allgemeine. Wochenlang wurde mit Hilfe des preußiichen Ge— 
jandten in Paris nad dem Berfafjer des jchmachvollen Artifels 
recherchiert, bis der Minijter des Innern ihn in einem Profefjor 
Klapproth in Berlin entdedt zu haben glaubte. Der neue Re— 
gierungspräfident von Nachen, Graf Arnim, ein noch jehr junger, 
von vernünftigen liberalen Anjchauungen erfüllter Staatsmann, 
trat warm für die angefochtene Treue des ihm anvertrauten Re— 
gierungSbezirfes ein. Energiſch wandte er fid) gegen die ver- 
dächtigenden Ausftreuungen der geheimen Polizei und gegen joldhe 
Regierungsfundgebungen, wie fie der berüchtigte Artifel des 
Hamburger Korreipondenten gebracht habe, der umfjomehr Un- 
heil jtiftete, al8 der Juſtizminiſter Kamptz für den Berfafler 
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gälte. Das Mikvergnügen der Rheinländer jei jehr begreiflich, 
weil berechtigte Wünſche und Bedürfniſſe nicht befriedigt und 
fönigliche Verſprechungen nicht erfüllt worden jeien.’) Diejer 
Bericht Arnims beftätigt die wiederholt bemerfte Thatjache, daß 
friiche und von dem in der Büreaufratie jonjt herrichenden Geifte 
noch nicht angejtedte Kräfte zu Zeiten des alten Abjolutismus 
an höchſter Stelle fich oft freier und jelbftändiger äußern durften, 
als es heute einem Beamten möglidy if. Graf Arnim trat bald 
darauf auch zu Hanjemann in die beiten Beziehungen. 

Ein weiteres jehr charakteriftiiches Nachipiel hatte das Er- 
jcheinen von „Preußen und Frankreich“, als Hanjemann mit zwei 
Kollegen im Frühling 1834 zum Handelsrichter wiedergewählt 
wurde. Da alle drei bereits in den beiden vorausgehenden Jahren 
Handelsrichter gewejen waren, jo bedurfte ihre Wiederwahl nad) 
den uns befannten Bejtimmungen?) eines föniglichen Dispenjes. 
Der Juſtizminiſter für die Nheinlande von Kamp, der berüchtigte 
Demagogenverfolger, einer der heftigjten Gegner rheinländijcher 
Sonderart, beantragte nun bei dem Könige, die erbetene Dis- 
penjation für Danjemann in Rückſicht auf „Preußen und Frank: 
reih“ zu verweigern, für die beiden anderen zu gewähren,*) und 
demgemäß fiel denn auch die königliche Enticheidung. Kampk’ 
Urteil über Hanjemann lautete folgendermaßen: 

„Er hat das Buch „Franfreih und Preußen“ vor etwa einem Jahre 
- . . herausgegeben. Dies Buch atmet die entjchiedenite Bitterfeit gegen 
die Berfafjung und Berwaltung und hat die ebenfo enticheidende Tendenz, die 
Annäherung an diejelbe zu erſchweren und gegen fie einzunehmen... . 
Ein jolder Mann verdient meines ehrfurdhtsvollen Erachtens die Bevorzugung 
einer Allerhöchſten Dispenjation nicht und würde der lepteren den Charakter 
der Allerhöhjten Gnade und die Anerkennung des VBerdienjted entziehen und 
auc für die Amtswirkung und den daraus hervorgehenden Einflui auf die Ge— 
ihäfte und öffentlihe Stimmung ebenfo nadteilig fein, als die Verjagung der 
Dispenfation für die öffentlihe Stimmung, welche ſich der Mehrzahl nah ſchon 
ſehr entichieden gegen den Hanjemann erflärt hat (!), vorteilhaft wirken würde. 


1) Beriht vom 6. September 1834. 

2) S. ©. 75. 

3, Bericht des Juftizminifters v. Kamptz an den König vom 10. Mai 1884. 
(Geh. Staatsarhiv. Juſtizſachen.) 
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Der Hanjemann ijt übrigens als Handelsrichter ein jehr mittelmäßiger Mann (!) 
und lann es weder für dad Handelögericht noch für die Geichäftöverwaltung 
angemejjen fein, wenn in dem eritern ein Mann jigt, der wegen einer jolchen 
Schrift vor die Schranken einer nicht ehrenvollen Publizität geftellt und Gegen— 
ftand des gegründetiten Tadels iit.“ 

Nach einem folchen Urteil, das Hanjemann auch abgejehen 
von jeiner politiihen Haltung jede Dualififation zum Handels» 
richter abſprach, mußte jeine Bejtätigung zu diefem Amte wohl 
für immer ausgejchloffen fein. Als er aber im folgenden Yahre 
1835 aufs neue gewählt worden war, beantragte Kamptz wunder- 
barer Weile doch jeine Beftätigung, da es fich jegt nicht mehr um 
eine außerordentliche Dispenjation handele. Der König hielt dieſen 
Antrag mit vollem Recht für infonjequent und verlangte von 
Kamptz weiteren Bericht über die Angelegenheit. Dieſer mochte 
wohl beim Könige die Geneigiheit, Hanjemann zu beftätigen, 
vorausgejegt und danach jeinen Antrag eingerichtet haben. Jetzt 
beeilte er fich ihn zu widerrufen und den Bedenken jeines Herren 
in allen Stüden beizupflichten. Sein zweiter Bericht, vom 
28. Auguſt 1835, ift noch eigentümlicher als der vom Vorjahre. 
Wer die Perlönlichfeit Hanjemanns aud nur etwas fannte und 
' mit der Stimmung in der Rheinprovinz einigermaßen vertraut 
war, dem mußten mehrere Stellen diejes allerunterthänigiten Be- 
richtS geradezu findiich vorfommen. Kamptz jchrieb: 

„ . . . Bei dem Berihte vom 10. Juni dieſes Jahres hat ji 
mein Antrag, auch Hanſemann ald Handelärichter zu bejtätigen, nur darauf ge- 
ftügt, dab derielbe in neuerer Zeit feine Veranlafjung zu dem Glauben gegeben 
hat, als ob die Gefinnungen bei ihm noch vorwalteten (!), weldye ihn zur 
Herausgabe des fo vermwerflihen Buches „Frankreich und Preußen“ verleitet, 
Gejinnungen, die einer Allerhöchiien Beitätigung zum Handelsrichter ebenfojehr 
als der Erteilung einer Dispenfation im Wege ftchen. Wegen derjelben ift er 
gleih damald von dem Vice-Präfidenten der Regierung zu Machen zur Rede 
geitellt und hat jelbit den von ihm durd) Heraudgabe diejes Werts begangenen 
Berjtoß bereuend anerfannt (!), auch ſich jeitdem jehr vorjichtig in Außerungen 
und in feinem Betragen benommen, jo daß er auch der öffentliden Achtung 
wieder teilhaftig geworden ift (!), zumal, da er durch gemeinnüßiges Wirken 
in Bezug auf den fehr wohlthätigen Verein zur Beförderung der Arbeitſamkeit 
in Aachen, den er auch ſelbſt geftiftet, fich verdient macht. Diejer den Hanſe— 
mann vorzüglich berüdfichtigende Geſichtspunkt iſt bei Erjtattung des aller« 
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untertbänigiten Berichts vom 10. Juni d. 3. mir befonders gegenwärtig ge— 
mweien. Er iſt freilih demjenigen, von welchem die Allerhöcjite Ordre vom 
12. v. M. ausgeht, um jo mehr untergeordnet, als es nicht zu billigen ift 
dab der Handelsjtand in Machen gegenwärtig den Mann wieder vorjchlägt, 
defien Beitätigung €. 8. M. erſt im verflofienen Jahre verfagt haben. Mit 
Recht bemerkt daher der Regierungs-Präfident Graf von Amim, daß Äuße— 
rungen, vorzüglich in jo großer Öffentlichkeit gethan, mit dem Stande eines 
preubiihen Beamten unverträglich find, da fie eine ſchönungsloſe Oppojition 
enthalten, die nicht einmal mit der Unterthanenpfliht vereinbar ift (!) und 
daher die Bekleidung eines öffentlichen Amtes nicht zuläßt. Bei dem großen 
Aufieben, welches die von Hanſemann abgefahte ebenfo hämiiche als die be 
tannteſten Thatſachen entjtellende Schrift gemacht hat, dürfte ein ebenfo großer 
Ernſt der Mihbilligung erforderlich fein... .“ 

Der König ließ fich Zeit zur Überlegung. Auch der Kabinetts— 
minifter Graf Yottum mußte jein Gutachten abgeben. Exit am 
25. Oftober 1835 verfügte er, daß Danjemann nicht zu betätigen 
jei, mit dem Bemerfen, „daß derjelbe nach den in jeinem Buche 
„„ Preußen und Frankreich““ geäußerten Anfichten zur zwedmäßigen 
Verwaltung der Stelle eines Mitgliedes des HandelsgerichtS nicht 
für geeignet gehalten werden könne.“!) 
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MWirkfamkeit für die Rheinifche Bahn und für das 
preußifche Gifenbahnwefen im allgemeinen.) 


Das Verdienſt, zuerit in Deutichland den Bau von Eifen- 
bahnen im beutigen Sinne, d. h. von eilernen Schienenwegen, auf 


I, Xampp’ Bericht an den Slönig, 10. Jumi 1885. — Stabinettdordre an 
Kamptz, 12. Juli. — Kamp’ Bericht an den König, 28. Auguft. — Kabinetts- 
rat Müller ah Graf Lottum, 24. September 1835. — Bericht des Juſtiz— 
minifters Mühler an den König vom 9. Mai 1844. (Geh. Staatsardiv. 
Juſftizſachen und Alten des Bivilfabinetts ) 

2) Außer dem reichhaltigen Nachlaß Hanſemanns jind für dieſes Kapitel 
die Alten und Drudiachen der ehemaligen Direktion der Rheiniihen Eiſenbahn— 
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denen die Fortbewegung der Laften mittelft Lokomotiven geichieht, 
angeregt zu haben, gebührt dem Weftfalen Friedrich Harkort.) 

Am 30. März 1825 veröffentlichte er in der Zeitjchrift „Her— 
mann” einen Artikel „Eifenbahnen (Railroads)“, welcher die 
Vorteile diejes neuen Verfehrsmittels unter Hinweis auf die günftige 
Meinung der Engländer von demjelben auseinanderjegte. Der 
Artifel verdient um jo mehr Beachtung, als Erfahrungen über 
öffentlichen Eifenbahnbetrieb zur Beförderung von Perjonen und 
Gütern noch nicht vorlagen. Die in demielben Jahre 1825 von 
Stephenjon fertig geftellte und für den öffentlichen Verfehr be» 
ftimmte nur 2*/, deutjche Meilen lange Bahn von PDarlington 
nach Stodton lieferte zwar den Beweis, daß diejes Verkehrsmittel 
fih mit Erfolg auch zu anderen, größeren Zweden als dem ber 
Kohlenbeförderung verwenden laſſe, der es bis dahin allein gedient 
hatte. Noch aber fehlte eine leiftungsfähige Lokomotive, jo daß 
die Strede Darlington—Stodton teilmeile noch mit Pferden 
befahren wurde. Die höchſte auch mit Hilfe der Dampffraft er- 
reichte Geſchwindigkeit überitieg nicht 16—17 km in der Stunde. 
Es’ war alfo 1825 nur das Problem eines den Bedürfnijien des 
öffentlichen Perjonen- und Güterverkehr entiprechenden Schienen- 
weges gelöjt. Erjt als Stephenjon im Dftober 1829 mit jeiner 
new Fonftruierten Zofomotive in einem Wettfahren bei Rainhill 
über jeine Konfurrenten den Sieg davon trug und fein Syſtem 
damit zu allgemeiner Anerkennung gelangte, war der Schöpfungs- 
-aft des Eiſenbahnweſens beendigt. Vier Jahre vorher hatte Harkort 
bereits im Vertrauen auf die Bervolllommmungsfähigfeit des neuen 
Transportmittels den Gedanken ausgejproden, es müßten die Eijen- 
bahnen von den rheinischen Städten direft bis an die deutjchen 


gejellichaft in der Regiſtratur der königlichen Eifenbabndireftion zu Köln, jomie 
aud) einige Alten des Minijtertums der öffentlichen Arbeiten benupt worden. 
Bieles verdanfe ic) ferner den vortrefflichen Arbeiten des Oberk a.D. G. Fled 
im „Archiv für Eifenbahnwefen“: Die eriien Eifenbabnen von Berlin 
nad dem Weiten der Monardie, N. f. E. 1895; und Studien zur Ge— 
Ihichte des preußiſchen Eiſenbahnweſens, 9. ij. E. 1896--1899, 

1) 2. Berger, Der alte Hartort. ©. 222 ff. 
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Nordjeehäfen geführt werden, um den deutichen Handel von Hol— 
land unabhängig zu machen. Auch in den folgenden Jahren ver- 
focht er durch Wort und Schrift, wie durch die That, indem er 
1826 im Garten der Mujeumsgejellichaft in Elberfeld eine Fleine 
Probebahn nad) eigenartigem Syſtem ausftellte, den Gedanken des 
Eifenbahnbaus, zunächit im Intereſſe der wejtfälifchen Kohlen: und 
Gijeninduftrie, dann aber auch von allgemeineren Gefichtspunften 
aus. Der nächſte praftiiche Erfolg war die Herftellung dreier 
Heiner Kohlenbahnen mit Pierdebetrieb, deren eine, die „Prinz 
Wilhelm-Bahn“ auf Harforts direfte Beranlafjung von einem 1828 
gegründeten Aftienverein, der eriten Kijenbahn - Aftiengejellichaft 
Deutichlands, ins Leben gerufen wurde. Dagegen fand der 
größere Gedanfe Harforts, Elberfeld mit dem mittleren Ruhrthal 
durch eine Eifenbahn zu verbinden und dieje weiter über Krefeld 
nach Venlo an die holländijche Grenze zu leiten, wohl unter den 
höheren Beamten der beiden MWeftprovinzen Anflang, nicht aber 
bei den großen Kaufleuten, Induſtriellen und Grubenbefigern. Für 
den Eijenbahnbau interejfierte fich dagegen der Finanzminiiter von 
Motz. In jeinem Hauptverwaltungsbericht von 1828 bereits 
empfahl er dem Könige eine Eilenbahn von Minden nach Xipp- 
jtadt, durch welche die Wejer mit der durc das Verdienſt des 
Tberpräfidenten von Binde jchiffbar gemachten Yippe und dem 
Rhein in Verbindung gelegt und der Verfehr des wejtlichen und 
jüdlichen Deutichland mit dem Nordjeehafen Bremen eine ganz 
neue, zum großen Teil durch preußiiches Gebiet führende Richtung 
erhalten ſollte. Er fonnte damit jedoch noch nicht durchdringen, 
obwohl immer weitere Kreife fih von der Rentabilität wie Not— 
mwendigfeit diefer Bahnverbindung überzeugten. Endlich beantragte 
auch der 3. wejtfäliiche Yandtag auf Veranlaſſung Harforts bei 
der Staatsregierung im ‚Januar 1831 den Bau diefer Bahn auf 
Staatsfoften oder die Gewährung eines unverzinslichen Darlehens 
für denjelben Zwed, falls die Regierung dem Bau der Bahn durd) 
Privatıınternehmer den Vorzug geben jollte. Mittlerweile war i. J. 
1830 die Liverpool— Mandhejter-Bahn eröffnet worden, auf welcher 
Stephenions neue Yofomotiven zur Verwendung famen und deren 


160 IV. Kapitel. 


Betrieb no in ganz anderer Weile, als es Die Ffleine Bahn 
Stodton— Darlington gethan hatte, den Beweis für die Leiſtungs— 
tähigfeit des neuen VBerfehrsmittels erbrachte. Mit der Einficht, 
daß eine völlige Ummälzung des europäiichen Verkehrsweſens be- 
vorjtehe, mußte aud) die andere reifen, daß derjenige Staat im 
wirtichaftlichen Konfurrenzfampfe der Völfer ſchwer geihädigt wurde, 
der im Eilenbahnbau hinter jeinen Nachbarn wejentlich zurücblieb. 
Am Hofe und im Staatsminifterium waren die Meinungen nod) 
geteilt. Der Kronprinz, die Finanzminiſter, jowohl von Mob wie 
jeit 1830 dejjen Nachfolger Maaßen, auch der Minifter des Innern 
von Schudmann nahmen fich des Eifenbahnwejens mit Eifer und 
Verjtändnis an. Der König dagegen verhielt fich Ifeptiich und 
abmwartend. Die beiden Staatsmänner, welche ſich um die Aus» 
bildung der bisherigen Verfehrsmittel die größten Verdienſte er- 
mworben hatten, der Direktor des Departements für Handel, Fabri— 
fation und Bauweſen Rother ſowie der Generalpojtmeijter 
von Nagler, die ihre großen Schöpfungen, Kunititragen und Schnell- 
pojten, gefährdet glaubten, hegten gegen die Eifenbahnen offene 
Abneigung. Demgemäß fiel der Bejcheid für den mejtfäliichen 
Yandtag wenig ermunternd aus. Die Regierung wollte höchitens, 
wie der Yandtagsabichied 1832 erklärte, durch Übernahme von 
Aftien eine „angemejjene Beihilfe” gewähren, wenn ſich eine Privat- 
gejellichaft für den Eiſenbahnbau bilden ſollte. Harkort jchritt 
trogdem bebarrlich und mutig auf dem betretenen Wege der Agita- 
tion fort. Noch im jelben ‘jahr, 1832, bildete fih in Minden 
ein Komitee für die Rhein —,Weſer-Bahn (Minden—Lippftadt— 
Rhein). Weiter aber gedieh bei der Umluft der Regierung und 
ihrem Mißtrauen gegen die unbequemen Neuerungen die Sache 
nicht. Erit 1835, zehn Jahre nach den eriten Anregungen Harkorts, 
entihlo& man fich in Wejtfalen der Ausführung näher zu treten. 

Der Stein aber war ins Rollen gefommen. Neben Harkorts 
Weckruf erjcholl eine noch gemaltigere, eindringlichere Stimme: 
Friedrich Lift ließ 1833 feine Schrift „Über ein jächfiiches Eijen- 
bahn-Syitem als Grundlage eines allgemeinen deutichen Eifenbahn- 
Syſtems“ ericheinen. Seine Agitation hatte die noch im jelben 
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Jahr erfolgende Gründung der Dresden -» Leipziger Eilenbahn- 
gejellichaft zur Folge. 1835 wurde die fleine Bahn Nürnberg— 
Fürth, die erjte in Deutichland, dem Betrieb übergeben. Im 
ielben Jahr leitete der Oberbürgermeifter Frande für die Geftaltung 
des ganzen preußiichen Eifenbahnwejens folgenjchwere WVerhand- 
lungen mit der Regierung über den Bau einer Magdeburg — 
Yeipziger Bahn ein umd 1835 fand auch die erjte Generalver: 
jammlung der Rheinischen Eijenbahngejellichaft jtatt, welche Köln 
mit der belgilchen Grenze verbinden wollte. In den Dienft diejes 
Unternehmens ftellte aber bald darauf Hanjemann jeine reiche Kraft. 

Unmittelbar nach der belgijchen Revolution und infolge der: 
jelben war der Plan einer Eijenbahnverbindung der holländiichen 
Häfen mit den Nheinjtädten aufgetaucht. Durch die Not gedrängt, 
verzichtete Holland endlich in einem Vertrage vom 31. Mai 1831 
zum großen Teil auf das Recht derAbgabenerhebung von den diehollän- 
diſchen Rheinmündungen pafjierenden Schiffen. Damit erjt war die 
Möglichkeit direkter überfeeilcher Verbindungen für die deutjchen 
Rheinftädte gegeben. Um dem mächtig aufblühenden Rotterdam 
Konkurrenz zu machen, wollte Amfterdam möglichit raſch auch für 
ſich eine direfte Verbindung mit Köln berjtellen. Der holländifche 
Artillerieoberit Bake erhielt denn auch im Dftober 1832 eine vor: 
läufige Konzeifion von der preußiichen Regierung für den preußiichen 
Teil einer Amijterdam » Kölner Eijenbahn. Das Unternehmen 
fam aber nicht zu ſtande; es fanden fich feine Aftionäre und die 
Regierung, auch Maaßen, war der Meinung, dab dieſe Bahn mehr 
den holländiſchen Städten als Preußen nüßen werde. Um jo 
erfolgreicher geitalteten fich die Bemühungen um eine Eijenbahn- 
verbindung mit Belgien. 

Diefes Yand war durch die Trennung von Holland in eine 
wirtichaftlich überaus jchwierige Yage geraten. Für feine Induſtrie 
hatte es gar feine günftigeren Bedingungen als die Vereinigung 
mit Holland geben können, dejjen Kolonien fich als ſtets bereite 
und fauffräftige Abnehmer belgiicher Produfte bewährt hatten. 
Nun waren, ganz abgejehen von den jchweren Erichütterungen des 


Ermwerbslebens, welche die Revolution jchon an fich zur Folge 
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hatte, der benachbarte holländische Markt undderjenige der holländifchen 
Kolonien für Belgien jo gut wie verfchloffen. Daher Hanjemanns 
Icharfe Verurteilung der belgijchen Revolution!) und der völligen 
Trennung diefer beiden durch die Natur der Verhältniſſe auf ein- 
ander angemwiejenen und zu gegenjeitiger Ergänzung bejtimmten 
Länder. Beobachtete er aber die ihm jo unſympathiſchen Vorgänge 
in dem Nachbarlande vom Standpunfte der preußijchen Bolitif 
aus, jo mußte er mit Befriedigung wahrnehmen, melde großen 
Vorteile die eingetretene Veränderung für die preußifchen Weſt— 
propinzen in fich bergen fonnte. 

Der preußijchen, vor allem der rheiniichen Induſtrie fam es 
jofort zu gute, daß von jet ab die belgische Einfuhr nad) Holland 
feinen Borzug mehr vor der preußifchen genof, daß die Erzeugniſſe 
Belgiens und Preußens nunmehr denjelben Eingangsabgaben in 
Holland unterlagen. Einen Erjag für das verlorene Abjabgebiet 
fonnte aber Belgien nur in Preußen und den mit ihm zollvereinten 
Ländern zu finden hoffen, da das Prohibitivjyitem Frankreichs 
jede größere Einfuhr aus Belgien dorthin unmöglich made. 
Belgien war aljo handelspolitiich auf große ZJugeftändnijje an 
Preußen angemwiejen und das um jo mehr, je eifriger es darauf 
bedacht war, Antwerpen in Konfurrenz mit den holländiichen 
Häfen zu heben und es zum Saupterporthafen für den deutjchen 
Handel zu machen. Preußen aber eröffnete ſich die Möglichkeit, 
in Antwerpen einen Erſatz für den jo jchmerzlich entbehrten 
direften und freien Zutritt zur Nordjee zu erhalten, einen Hafen, 
den es wie einen inländilchen benugen fonnte, wenn Belgien in 
richtiger Würdigung feiner Intereſſen dem freien Entrepot: und 
Zranfitverfehr in Antwerpen für die Aus- und Einfuhr der Zoll 
vereinsgebiete alle Hinderniffe aus dem Wege räumte. In der 
That war die öffentliche Meinung der Handels- und Induſtrie— 
freije in Belgien und in der Rheinprovinz darin ganz einig, dab 
e3 im Intereſſe beider Yänder liege, einen möglichjt freien Verkehr 
zwifchen ihnen berzujtellen. Diefem Gedanfen gab Hanſemann 
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ihon in der Denfichrift an den König Ausdrud. Um diejelbe 
Zeit, Ende 1830, trat der belgijche Deputierte Davignon fils aine 
aus Francomont über dieje ‚Fragen in brieflichen Gedanfenaustauic) 
mit Hanjemann.!) Hanſemann gab feinem Abjcheu vor der Revolution 
unummunden Ausdrud, glaubte aber anpderjeits, daß Die 
preußiſche Negierung fich doch einer handelspolitiichen Annäherung 
an Belgien nicht verjagen werde; nur dürfe Belgien nie vergeilen, 
daß es das größere Intereſſe an diefem Verhältnis habe und 
Preußen mehr der gebende als empfangende Teil jein werde. 
Nicht ſowohl ein Handelsvertrag, als eine Zollunion Preußens 
mit Belgien ichwebte Danjemann vor und er erörterte Diejes 
Ihema Davignon gegenüber in mehreren Briefen. Ende 1831?) 
iandte er jeine bisherige Korreipondenz mit ihm dem Finanz: 
minifter Maaßen ein, indem er zugleich eine vollftändige Zoll 
vereinigung mit Belgien dringend befürmwortete: fie jei, wie er 
aus einer beigefügten Überficht der Aus- und Einfuhr im Verfehr 
der beiden Länder erwies, induitriell jehr vorteilhaft, finanziell 
ohne wejentliche Nachteile und politiich zwedmäßig, da fie den 
gefährlihen Einfluß Frankreichs auf Belgien paralyjieren werde. 
Maaken antwortete‘) entgegenfommend, daß er bei günjtiger Ge— 
legenheit von den ihm gewordenen Mitteilungen Gebraud) 
mahen molle. Indeſſen war die preußiiche Regierung doc, in 
Bezug auf Belgien mehr wie zurüdhaltend. Zunächſt wirkte uns 
traglich die Abneigung gegen diejes demofratiiche, auf revolutionärem 
Grunde rubhende Staatswejfen mit; dann aber war man miß- 
trauiſch, weil Belgien auch gleichzeitig mit Franfreich Verhandlungen 
anfnüpfte. So fam es denn zunächjt zu einer vertragsmäßigen 
bandelspolitiihen Annäherung der beiden Staaten noc nicht. 
As 1833 der Minijter Goblet die Aufnahme Belgiens in den 
Zollverein wirklich beantragte, erhielt er zur Antwort, dab nur 
deutiche Staaten im ihn eintreten dürften,‘) ein Grundiag, 


I, 9. an Davignon 15. Nov. 1880; 28. Nov. 1881, 

2), Hanfemann an Maaßen 2. Dez. 1831. 

3) 30. Dez. 1831. 

4) Zimmermann, Geſch. d. preuh.-deutichen Handelapolitit ©. 269. 
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durch deſſen ſtrikte Befolgung auch da, wo jeine Verleugnung 
zeitweilig größere wirtjchaftliche Vorteile gezeitigt hätte, der Zoll 
verein allein jeinen nationalen Charafter erhalten und feine poli- 
tiiche Aufgabe, ein geichlofienes, rein deutiches Wirtichaftsgebiet 
berzuitellen, erfüllen fonnte. Auch bis zum Abichluß eines bloßen 
Handelsvertrages mit Belgien hatte es nod) gute Weile. Borurteile 
und Mihtrauen waren auf jeiten beider Regierungen erit zu über- 
winden. Dagegen wuchs auf beiden Seiten das Bedürfnis nad) 
einer Eilenbahn zwiichen Antwerpen und Köln und der Wille, fie 
zu ſtande zu bringen. 

Schon im November 1831 erichienen zwei belgiiche Ingenieure 
in Machen um das Gelände für eine Eifenbahnanlage zu prüfen. 
Sie ſetzten fich mit James Coderill in Verbindung und diefer erbat 
im Dezember desjelben Jahres von der Regierung die Konzeifion 
für eine Bahn von der belgiichen Grenze bis zum Rhein. Die 
Regierung, welche bald darauf dem holländiichen Unternehmer 
Bake, wie wir jahen, einen günftigen Beicheid gab, ließ Dielen 
Antrag unberücfichtigt, weil die Vermutung vorlag, daß Coderill 
bei demjelben lediglich den Vorteil feiner Kohlengruben im Auge 
babe. Entſcheidend wurde erit der Entſchluß der belgiichen Re— 
gierung, die belgischen Eiſenbahnen auf Staatskoften nad einem 
bejtimmten, zuvor entworfenen einheitlichen Syftem bauen zu 
laſſen. Im Sommer 1833 gelangte an die belgiiche Kammer eine 
Rorlage, der zufolge von Mecheln aus nach den vier Himmels: 
richtungen Staatsbahnen zu erbauen waren, die, wie man boffte, 
über furz oder lang Anſchluß an die Bahnen der Nachbarftaaten 
finden würden. So gewann die Ausficht in Antwerpen den 
nächſten und geeignetiten Ausfuhrplag für das Zollvereinsgebiet zu 
gewinnen, ſolange die deutichen Nordſeehäfen dem nationalen 
Wirtichaftsiyitem noch fern blieben, eine fichere Stüge. Darauf: 
hin bildete ſich in Köln eine Vereinigung von Kaufleuten, welche 
die Weiterführung der belgiichen Bahn von der Grenze bis Köln 
in die Hand nahm. 

An die Spitze der Gejellichaft trat, außer dem Oberbürger— 
meilter Steinberger, ein junger, damals in meiteren Kreiſen noch 


Yudolf Camphauien. 165 


wenig befannter Kaufmann Ludolf Gamphaufen. Er war 1803 
zu Hünshoven im Negierungsbezirf Aachen geboren, hatte fich 
auf dem Gymnaſium zu Weilburg und auf den Handels— 
ſchulen zu Rheydt und Burg eine tüchtige allgemeine und kauf— 
männilche Bildung angeeignet, an deren Erweiterung er mit rajt- 
loſem Fleiße fortarbeitete, und jchon 1825 mit einem älteren 
Bruder in Köln das Bankhaus A. und L. Camphauſen begründet. 
Wie Hanjemanın und Jo viele andere Groffaufleute des Rheinlandes, 
hielt auch er den Blick auf die allgemeinen politijchen und wirt: 
ihaftlihen Angelegenheiten des Waterlandes gerichtet. jedem 
gemeinnügigen Unternehmen, das in den Kreis jeiner Intereſſen 
fiel und von dem er fich eine Förderung des wirtichaftlichen Auf- 
ihwunges zunädit Kölns, dann der ganzen Rheinlande ver- 
iprechen durfte, wandte er jeine Teilnahme durd; That und Wort 
zu, welch letzteres er mit glänzender Beredfamfeit beherrichte. Er 
war jet ganz erfüllt von dem Gedanken, daß neue Abſatzwege 
für den deutichen Handel, d. h. den Handel des Zollverein, ge- 
ichaffen werden mußten. Cine freie Verfehrsitrage nach Antwerpen 
einerjeits, nach Bremen anderjeits, unter Umgehung der chifanöjen 
Holländer und ihrer Häfen, war die Parole, welche er unter feinen 
Sefinnungsgenojien und unter den NKapitaliften der rheinijchen 
Metropole ausgab. Feſt glaubte er an das baldige Zuftande- 
fommen eines belgilch-preußilchen Zollvertrages und äußerte, ent: 
weder werde die Eilenbahn die ‚Folge einer durch Konvention 
freien Straße nad) Antwerpen, oder die durch Konvention freie 
Straße eine Folge der Eiſenbahn jein.!) So wurde er, eben 
dreißig Jahre alt, das thätigite Mitglied des Komitees zur Er- 
bauung des preußiichen Teiles der geplanten Köln- Antwerpener 
Bahn. 

Am 28. September 1833 reichte das Kölner Komitee bei der He 
gierung das Gejuch um eine vorläufige Konzelfion ein und erhielt die- 
jelbe am 5. Dezember 1833. Die erbetene Zinsgarantie lehnte der 
Staat ab. Ron bejonderem Intereſſe iit die Wahrnehmung, wie un- 


1) Dentihrift Camphauſens vom 20. Nov. 1885. 


166 IV. Kapitel. 


zutreffend die Voritellungen von dem Transportbetriebe durd) eine 
Eiſenbahn damals noch waren. Ebenjo wie bei der vorhin er- 
wähnten Konzeifionserteilung für die Bahn Köln— Amfterdam 
wurden auch bier für die Benugung der Eifenbahn als öffentlichen 
Verfehrsmittels ähnliche Beftimmungen in Ausficht genommen, wie 
fie für die durch Privatunternehmungen ins Leben gerufenen 
öffentlichen Kunftitraßen beftanden. Man glaubte aljo, daß die 
Beförderung von Gütern und Perſonen fein ausjchließliches 
Monopol der Baugejellichaft bilden dürfe, jondern daß dieſe viel- 
mehr die Benugung des von ihr bergeftellten Schienenweges gegen 
ein entiprechendes Bahngeld allen anderen Privatperjonen oder 
Zransportgejellichaften mit deren eigenen ‚Fahrzeugen überlafien 
müſſe. An dieſer Vorjtellung hat man noch jahrelang feftgehalten, 
von ihr gingen auch die eriten Betriebsreglements, ja das preußiſche 
Eiſenbahngeſetz von 1838 aus; erſt verhältnismäßig Ipät erfannte 
man, daß die Natur der Eifenbahnen die Vereiniqung des Bau- 
und QTransportgeichäftes in einer Hand fordere. 

Auch der vierte rheinische Yandtag von 1833 beichäftigte fich 
mit der Eiſenbahnfrage. Er erflärte insbejondere die Bahn von 
Köln nach Antwerpen für ein dringendes Bedürfnis, ihre Wor- 
teile für das ganze Preußen und für das Nheinland jeien unver- 
fennbar und fie werde dem vaterländiichen Handel eine Unab- 
bängigfeit geben, „welche die lebte Spur der jo lange getragenen 
Feſſeln mit einem Male verjchwinden machen muß." Mit oder 
ohne Kenntnis der mittlerweile am 5. Dezember erfolgten vor: 
läufigen Konzeſſion an das Kölner Komitee beantragten aber die 
rheinischen Stände mit allem Nachdrud in erjter Yinie den Staats- 
bau. Es ift wohl nicht zu viel gejagt, daß die Verfammlung, wie 
jie jih bei dem Verlangen nach einer Reform der Grundfteuer auf 
Hanſemann berief, ſich auch hier jeine in „Preußen und Franf- 
reich” ausgejprochenen Grundjäge!) aneignete. In völliger Über: 
einitimmung mit Hanjemanns Ausführungen bemerfte fie in ihrem 
Antrage, „dal; jo wichtige und in alle materiellen Intereſſen To 
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tief eingreifende Unternehmungen der Privat-Spefulation nicht 
überlaffen jein möchten und daß jelbige ihrer feſten Überzeugung 
nach auch nur unter der unmittelbaren Zeitung des Staates ge- 
deihen fönnen, wie es überhaupt für das allgemeine Intereſſe des 
Landes jtets am eriprießlichiten ift, wenn alle Kunjtitraßen, Kanäle 
und Gifenbahnen dem Staate zugehören.” ALS die jpäte Antwort, 
erit 1835, durch den Landtagsabjchied erfolgte, der auf die Er- 
laubnis zur Gründung einer Eifenbahn-Aftiengejellichaft verwies, 
war fie durch den Gang der Ereigniffe und Verhandlungen bereits 
längit überholt. 

Die nächſte Aufgabe des Kölner Komitees ging nun dahin, 
eine genügende Anzahl von Teilnehmern für das Unternehmen zu 
gewinnen, die Nichtung der Bahnlinie im einzelnen  feitzuftellen, 
einen Koitenanichlag zu entwerfen und die Statuten der zu 
gründenden Aftiengejellichaft auszuarbeiten. Es zeigte fich aber 
jofort, daß die Eiſenbahn nicht nur für die gefamte Provinz 
von großer Wichtigfeit war, jondern daß auch eine Menge von 
“ofalinterefien in Frage famen, jobald es fi) um die Feititellung 
der Bahnrichtung handelte. Darüber brad; ein erbitterter, jahre: 
lang fortgefegter Kampf zwijchen den beiden wichtigiten rheinifchen 
Städten, Aachen und Köln, aus.') 

In Aachen entitand ſofort nach dem Auftauchen der erjten 
Eijenbahnprojefte die gerechtfertigte Befürchtung, daß die Bahn 
Aachen nicht berühren, die Stadt entweder ohne Bahnverbindung 
bleiben oder ſich mit einer Zmweigbahn begnügen miüfjen werde. 
Denn das Aachener Gelände, das die in einem Thalkeſſel gelegene 
Stadt mit einem Kranz von Bergen umgiebt, mußte dem Bahn- 
bau Schwierigfeiten bereiten, die bei dem damaligen Stande der 
Technik auf den erjten Blick entweder unüberwindlich erichienen 
oder deren Bewältigung ſolche Koften zu verurjachen drohte, daß 
die Rentabilität der Bahn mwejentlic; vermindert wurde. Erhielt 
Aachen aber nicht den direkten Anschluß an die Hauptlinie, jo 


1) Für die Geſchichte des Eifenbahnunternehmens und den Streit zwijchen 
Köln und Nahen habe ich die Alten der Aachener Handeldfammer und des 
Aachener Stadtarhivs benugen künnen. 
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fonnte es fi) darauf gefaßt machen, von den Nachbarftädten über- 
flügelt zu werden. Boll Bejorgnis wandte fich daher die Aachener 
Handelsfammer jchon im Frühling 1832 mit der Bitte an die 
Regierung, die Intereſſen der Stadt Aachen zu wahren, falls es 
zum Bau einer Eijenbahn fommen jollte. Die Aachen drohende 
Gefahr erkannten ebenso der Negierungspräfident von Reimann und 
der Oberbürgermeifter Emundts. Seit dem Sabre 1832 war die 
Eijenbahn ein Gegenjtand eifriger Berhandlungen zwijchen der 
Hachener Regierung, dem Uberbürgermeijter und der Handels— 
fammer. So verlangte 3. B. Neimann jchon am 5. Juni 1832 
von dem DOberbürgermeiiter eine Nachweilung über die durch eine 
Eifenbahn für Aachen zu erwartende Steigerung des Waren: 
verfehrs. Emundts wandte fi) im folgenden Frühjahre deswegen 
an die Handelsfammer, die fich aber außer jtande ſah, eine jolche 
Kalkulation auszuarbeiten. Doc, begte Emundts, wie er dem 
Regierungspräfidenten berichtete, zu der Arbeitskraft und Arbeits- 
freudigfeit Haniemanns, der verreift war, die Juverficht, da er 
diefe Aufgabe übernehmen werde. In der That fonnte der Ober: 
bürgermeijter einige Zeit darauf weiter berichten, daß Hanſemann 
ihm „eine wirflich interejlanten Bemerfungen über den Gegen- 
ſtand mitgeteilt“ habe; doc; erfläre derjelbe, es jei eine unlösbare 
Aufgabe, ſchon jetzt eine Aufftellung über den zufünftigen Transport: 
verfehr zu machen. 

‚m dem Konzeifionsgefud hatte das Kölner Komitee eine 
über Düren, Aachen und Burticheid führende Bahnrichtung ange: 
geben und gerade durch die Berüdfichtigung dieſer gewerbreichen 
Städte die Gemeinnügigfeit des Unternehmens zu erweiſen gefucht. 
Nachträglich entichied es fich aber für eine mit großem Gejchid 
ausgemittelte billigere Yinie, die auf fait völlig ebenem Gelände über 
Eichweiler und Cornelimünfter zwiichen Düren und Aachen hindurch— 
führte, ohne dieje beiden Städte zu berühren. Zur Wahrımg der 
Aachener Intereſſen jegten nun der Gemeinderat und die Handels: 
fammer ein gemeinfames Komitee ein, das von den Kölnern 
ebenjo vergeblich eine andere Bahnrichtung wie die Aufnahme von 
Aachener nterefienten in das Kölner Eiſenbahnkomitee forderte. 
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Die Kölner machten reichlichere Aftienzeichnungen durch die Aachener 
zur Bedingung und dieje zeigten fich wiederum jehr zurüchaltend, 
folange fie über den direften Anſchluß Aachens feine Gemißheit 
hatten. Im Herbſt 1834 entichloß jich das Machener Komitee 
dazu, auf eigene Hand weitere Unterfuchungen über eine für Aachen 
günftigere Bahnlinie anzuftellen. Die Leitung der Arbeiten übernahm 
der Nadelfabrifant Rh. Heinrich Paſtor aus Burtjcheid und zum all: 
gemeinen Erjtaunen gelang es ihm wirklich, eine Linie zu finden, 
welche unter Zuhilfenahme eines Tunnels und jtehender Dampf: 
majchinen, allerdings mit erheblich größeren Koiten als fie die 
Kölner bisher veranjchlagt hatten, die Möglichkeit bot, die Bahn 
über Düren zwijchen Aachen und dem unmittelbar angrenzenden 
Burticheid hindurch an die belgische Grenze zu leiten. Die Kölner 
waren von diefem Ergebnis jehr wenig erbaut. Es blieb ihnen 
aber doch nichts anderes übrig, als auch das Aachener Projeft der 
fonjtituierenden Generalverfammlung vorzulegen, die dann zwiſchen 
dieſem und dem weit billigeren Kölner Projekt zu wählen haben 
würde. Da nun die Entjcheidung der kölniſch gefinnten Majorität 
der Aftionäre nicht zweifelhaft fein fonnte, jo wandten ſich die 
Aachener rechtzeitig an mehrere hochgeitellte ‘Berjonen in Berlin, 
namentli) an Rother und Beuth, mit der Bitte um fräftigen 
Schub ihrer bedrohten Intereſſen, deren Wahrung in diejem Falle 
geradezu eine Yebensfrage für die Stadt geworden ſei. Nach— 
drüdliche Yürjprecher fanden fie in dem Oberpräfidenten von Bodel— 
ichwingh und in dem Negierungspräfidenten Graf Arnim:Boigenburg, 
die den Anſchluß Nachens an die Hauptlinie für unbedingt notwendig 
erflärten. 

Hanſemann, obwohl jelbit Aktionär, hielt ſich zunächſt von 
direfter Iheilnahme an dem mit fteigender Erbitterung geführten 
Kampfe der beiden großen rheinifchen Städte um die Bahn fern. 
Er war 1834 in die reorganifierte Handelskammer!) gewählt 
worden, trat aber noch im jelben ‚Jahre aus Gründen, die fid) 
nicht mehr ficher fejtitellen laflen?), wieder aus, und da er aud) 


16, ©. 76. 
2) In der Situng der Handelstammer vom 8. November 1834 wurde 
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nicht Mitglied des Gemeinderats war, jo fonnte er dem Aachener 
Eijenbahnfomitee nicht angehören. Er übernahm es aber, als er 
ih im Juni 1835 in Berlin aufhielt, gemeinfam mit dem Stadt: 
rat Nellefien die Eingabe des Komitees bei Beuth mündlich zu 
unterftügen, der dann den Machenern auch die möglichite Berück— 
fichtigung ihrer Intereſſen verſprach. 

Am 25. Juli 1835 fand die erite Fonjtituierende General- 
verlammlung der Aktionäre in Köln ſtatt. Die Gefellichaft legte 
jich den Namen „Rheinische Eitenbahngejellichaft“ bei, nahm die 
ihr von dem bisherigen Komitee vorgelegten Statuten an und 
wählte ein Direktorium, deifen Präfident zugleich der höchite aus— 
führende Beamte der Gefellichaft jein und darum hoch bejoldet werden 
jollte. Zu diefer Stellung wurde Yudolf Gamphaujen berufen. 
Bezüglich der Bahnrichtung ſprach die Generalverjammlung ihre 
prinzipielle Uebereinitimmung mit dem vom Komitee bearbeiteten 
Projefte aus, beichloß aber in der richtigen Erfenntnis, daß 
Aachens Wünſche nicht ohne weiteres abgelehnt werden fünnten, 
die lebte Enticheidung der Negierung anheimzugeben, um dann 
nochmals zu prüfen, ob eine andere Richtung mit den Intereſſen 
der Gejellichaft irgend verträglich fei. Obwohl dieje Beſchlüſſe 
ein gewijles Entgegenfommen erfennen ließen, jo glaubten Die 
Aachener doch in den auf der Generalverfammlung gehaltenen 
Reden einen ihrer Stadt jo feindieligen Geift zu jpiüren, daß 
weitere energijche Schritte bei der Negierung dringend geboten 
Ichienen. Auch proteftierten fie ſowohl gegen die Statuten wie 


ein Brief Hanjemanns vom 18. Oktober verlefen, in dem er erklärte, der eben 
ins Leben getretene Arbeitsverein Tofte ihm foviel Zeit, daß er aus der Handels: 
fammer ausjcheiden müſſe, bei der er doch geraume Zeit nur ein unnützes 
Glied jein werde. Mit diefen Worten fcheint doch nod) ein anderer Grund an- 
gedeutet zu fein. Als er 1839 bei der Landtagswahl, wie noch erzählt werden 
fol, durchfiel, trat er gleichfalls für einige Zeit aus der Handeldfammer aus 
und motivierte diefen Schritt u. a. damit, daß er fi vor 6 Jahren ebenfo 
von allen öffentlichen ſtädtiſchen Aemtern zuriücgezogen habe. Aus dem Jahre 
1888 läßt ſich aber nichts dergleichen erweiſen. Möglicherweije meint er das 
Jahr 1884. Dann fann ihn nur die Michtbeftätigung ald Handelsrichter zu 
diefem Schritte bewogen haben. 
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gegen die Zujammenjegung des neugemwählten Direftoriums, Die 
ihnen beide im Sinne einer einjeitigen Snterefjenvertretung Kölns 
geichaften zu ſein schienen. Die Generalverjammlung hatte 
Hanſemann nicht bejuchen fönnen, wohl aber nahm er einige Tage 
darauf an einer Verſammlung der Aachener Aftionäre teil, welche 
nochmals den Schub der Regierung anrief und in ihrer Eingabe 
an Rother über den in der Generalverjammlung zu Tage getre 
tenen aachenfeindlichen Geift heftig Klage führte. Die Direktion fuchte 
dagegen im September um die endgültige Konzeifion auf Grund 
der Beichlüffe der Generalverfammlung nad. Während die Re— 
gierung jebt, um zu einem jelbitändigen Urteil über die ftrittige 
Bahnrichtung zu gelangen, die Geländeverhältnifie durch einen 
höheren Baubeamten aus Berlin an Ort und Stelle prüfen Tieß, 
wurde der Krieg zwilchen Aachen und Köln in Zeitungsartifeln 
und Flugichriften fortgeführt. Die Kölner wichen zurücd, erflärten 
aber, daß die Heranführung der Bahn bis auf eine Meile Ent- 
fernung von Machen die äußerjte Konzelfion jei, welche fie mit 
KRücficht auf die hohen Baukoſten freiwillig machen könnten. Die 
Hachener beharrten auf dem unmittelbaren Anjchluß ihrer Stadt. 
Die Regierung, welche auch eine Statutenänderung im Sinne 
einer wirffamen Staatsfontrolle über die Verwaltung der Bahn 
verlangte, jtand prinzipiell auf Nachens Seite, zögerte aber mit 
der Enticheidung und hielt mit der Konzeffionserteilung zurüd. 
Ein letter Verftändigungsverfuch zwijchen den ftreitenden Parteien 
wurde in Gegenwart des Dberpräjidenten auf einer Konferenz zu 
Jülich Anfang April 1836 gemacht. Als Ergebnis der Beratungen 
ergab fich) die Gewißheit, daß die Rheinische Eiſenbahngeſellſchaft 
die von der Regierung und der Stadt Machen gewünſchte Yinie 
nur gezwungen bauen oder auf das ganze Unternehmen als zu 
foftipielig und risfant verzichten werde. Die Regierung war über 
die Wichtigfeit der KHöln-Antwerpener Bahn nicht im Zweifel. 
Wenn fie nun den Bau auf eigene Kojten nicht übernehmen wollte 
oder fonnte, mithin auf die Rheinische Eifenbahngeiellichaft an— 
gewiejen war, dieje aber feit blieb und wirklich damit drohte, 
das Unternehmen fallen zu laſſen, jo war eine weitgehende Nach: 
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giebigfeit der Regierung gegen die Wünjche der Kölner doch noch 
immer möglich und die Hoffnungen der Nachener jtanden auf recht 
unficherem Boden. Bequemten ſich aber die Kölner den Wünjchen 
der Regierung und Machens an, jo ließ die Ausführung durch die 
damalige Direftion doch erwarten oder befürchten, daß die Nachener 
Intereſſen jo wenig, als es innerhalb der Konzeifionsbedingungen 
möglich war, Berüdfichtigung finden würden. In dem einen wie 
in dem anderen Falle jchien Aachen mehr oder meniger in Ab- 
bängigfeit von der Gunft oder Mißgunſt Kölns geraten zu müſſen. 

In diefem Momente trat Hanſemann aus der bisherigen Zu— 
rücdhaltung hervor und jtellte jich an die Spite der Aachener Bartei. 

Das Ergebnis der Syülicher Konferenz war mit ziemlicher 
Sicherheit vorauszufehen. Er martete fie daher gar nicht ab, 
ſondern that noch bevor fie zuiammentrat einen enticheidenden 
Schritt. Er gründete eine neue Eiſenbahngeſellſchaft, welche fich 
in Konfurrenz mit der Nheinifchen um die Konzeifion zur Er— 
bauung der Bahn von Köln bis zur belgiichen Grenze bewerben 
und fid) bereit erflären jollte, alle Wünſche der Regierung freiwillig 
zu erfüllen. Die Vorbereitungen waren jo gut getroffen, daß die 
Bildung der Gefellichaft mit außerordentlicher Schnelligfeit vor 
fi) ging. 

Seit dem 29. März 1836 kurſierten die Liſten für die Aftien- 
zeichnungen. Am 31. März trat das aus zwölf Napitaliften be= 
jtehende „Komitee zur Bildung der Preußiich - Nheiniichen 
Eijenbahngejellihaft“ mit einem Aufruf an die Offentlichfeit 
und gleichzeitig richteten im Auftrage des Komitees Hanjemann, 
der Negierungsrath Ri und der bisherige Präfident der Handels: 
fammer J. van Gülpen eine entiprechende Eingabe an das Depar- 
tement für Handel, Fabrikation und Bauweſen. In diefen Kund- 
gebungen wurde erflärt, daß die zu gründende Preußiſch-Rheiniſche 
Eijenbahngejellichaft fi die Konzeifion für den Bau der Bahn 
zur belgijchen Grenze verjchaffen wolle, weil die Kölner Direftion 
bei dem Entſchluß verbleibe, die Städte Aachen, Burticheid und 
Düren eine Meile von der Bahn entfernt liegen zu lafjen und, 
wenn jie durch die Regierung gezmungen werde die Städte an- 
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zujchliegen, dieſes jo nachtheilig für die Städte als möglich aus- 
führen werde. Das Aftienfapital von 2 Millionen Ihalern jei 
nicht Schwer zu beichaffen; man wolle die Aftien möglichit im 
Lande jelbit unterzubringen ſuchen; 500 000 Thaler jeien bereits 
gezeichnet. Als Grundſätze, welche die Thätigfeit der Gejell- 
Ichaft leiten jollten, wurden bezeichnet: Beförderung der inneren 
Kommunifationen, Parität des Einfluffes der größeren links— 
rheiniichen Städte auf die Verwaltung der Bahn, bereitwillige 
Fügung in die vom Staat aufgeitellten Normen. Schon am 
5. April 1836 fand die mit dem notariellen Gründungsaft ver- 
bundene erfte Generalverfammlung der Preußiich-Rheinifchen Eijen- 
bahngejellichaft jtatt, die eine provijoriiche Direktion unter Hanſe— 
manns Vorſitz ernannte, die von Hanſemann ausgearbeiteten 
Statuten genehmigte und den Beſchluß faßte, ein Viertel des 
Aftienfapitals bis zu einem gemifjen Termin für die Mitglieder 
der Kölner Gejellichaft freizubalten. Es wurde geflifientlich ver— 
mieden, die Aachener Intereſſen einfeitig in den Vordergrund zu 
ichieben. So follte 3.8. der Sit der fünftigen Direktion zwiſchen 
den beiden Städten Nachen und Möln in gemiljen Zeiträumen 
wechſeln. — Wenige Tage darauf begab ſich Hanjemann nad) 
Berlin, um mit der Negierung über die Erteilung der Konzeifion 
zu verhandeln. uch die Stadt Machen jandte zwei Bevollmächtigte 
in die Refidenz. Die Handelsfammer fonnte Hanlemann damals 
wieder jelbjt vertreten. Er war furz zuvor aufs neue ihr Mit- 
glied geworden. Am 2. Mai wählte fie ihn in feiner Abweſenheit 
auch zum Präfidenten und bevollmächtigte ihn jowie J. van Gülpen 
mit der Wahrnehmung ihrer Intereſſen in der Gijenbahnange- 
legenheit. Die Aachener Vertreter waren durch Empfehlungsichreiben 
ihres Regierungspräfidenten Grafen von Arnim in Berlin bejtens 
eingeführt. Sie wurden allein zwei Mal vom Kronprinzen em— 
pfangen, den alle Eifenbahnfragen außerordentlich intereffierten, 
und bofften bald einen günftigen Beicheid heimbringen zu fönnen. 
Die Verhandlungen waren aber fchmwieriger und komplizierter, als 
fie es fi) dachten. Hanjemanns Aufenthalt in Berlin dehnte ſich 
auf mehr als ein halbes Jahr aus. 
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Die Regierung war durch die Gründung der Konfurrenzgejell- 
ſchaft in Aachen in eine eigentümliche Yage geraten. Die Preußiſch— 
Rheinische Kifenbahngejellichaft erbot fich zu freimilliger Leiftung 
dejien, was die Kölner Gejellichaft nur gezwungen und widerwillig 
thun wollte. Es handelte fid) dabei nicht nur um die Bahnrihtung, 
fondern, wie wir jahen, auch um mehrere Runfte der Statuten, 
welche die Rheinische Geiellichaft nicht nad) den Wünſchen der 
Regierung ändern wollte, während die Preußiſch-Rheiniſche Gejell- 
ſchaft von vornherein auf die aus den Verhandlungen über die 
Konzelfionierung der Magdeburgekeipziger Bahn befannt ge- 
wordenen Grundjäge, welche die Regierung für Eilenbahnunter- 
nehmungen auf Aktien in Anwendung bringen wollte, Rücdficht 
genommen hatte. Unfraglich war daher die Aachener Gejellichaft 
bequemer als die Kölner, auch wenn dieje jich zur Nachgiebigfeit 
entichloß. Anderſeits war dieſer die vorläufige Konzeſſion er: 
teilt worden und im feiten Vertrauen, auch die endaültige zu er- 
halten, hatte das Kölner Komitee eine gewaltige Summe von 
Arbeit, Geld und Zeit an die Vorarbeiten für den Bau der Eijen- 
bahn gewendet, jo daß wenn auch fein formeller, doch ein Billigfeits- 
anſpruch zu ihren Gunften vorlag. Wieweit derjelbe zu berüd- 
fichtigen jei, darüber waren die Meinungen unter den maßgebenden 
Berfönlichfeiten geteilt. Der neue Kinanzminijter Graf von 
Alvensleben hielt mit feiner Anficht zurüd. Der Minijter Des 
nern von Rochow war von Hanjemann ganz gewonnen und 
geriet darüber mit dem joeben zum Staatsminifter ernannten Cher 
des Departements für Handel, Fabrifation und Bauweſen, Rother, 
der Hanſemann jeit „Preußen und Frankreich” wenig gewogen 
war, in einen heftigen Konflikt.) Auch die oberjten Provinzial— 
beamten im Rheinlande waren verjchiedener Meinung. Der Ober: 
präfident von Bodelichwingh jprach fich zwar nach wie vor unbe- 
dingt für den direkten Anſchluß Nachens aus, beantragte aber dod) 
die Erteilung der Konzeffion an die Kölner Gejellichaft als die ältere, 
die einen moraliichen Anfpruch darauf erworben babe. Die Ber» 
weigerung der Konzeilion, propbezeite er, werde in Köln eine nicht 


1) uni 1886. Megiitratur des Min. d. öffentl. Arbeiten. 
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wieder gut zu machende Erbitterung erzeugen.) Der Regierungs- 
präfident von Aachen, Graf von Arnim-Boitzenburg, wollte dagegen be- 
weiſen, daß die Negierung bei der Enticheidung zwiſchen den fonfurrie- 
renden Gejellichaften völlig freie Hand habe, und betonte mit großer 
Energie, dab das Staatsinterefje nur dur Konzejjionierung der 
Aachener Gejellichaft gewahrt werde.) infolge diefer Meinungs- 
verichiedenheiten befahl der König am 7. Juli nach gründlicher 
Prüfung die Angelegenheit dem geſamten Staatsminifterium zur 
Begutachtung vorzulegen. Sp zog ſich die Enticheidung einſt— 
weilen bin. 

Während dieſer ganzen Zeit pflog auch Hanjemann  eifrige 
mündliche und jchriftliche Verhandlungen mit den StaatSbehörden, 
ertheilte Ausfünfte und verfaßte umfangreiche Eingaben, während 
gleichzeitig die Kölner Direktion, immer nachgiebiger werdend, ihm 
entgegenzuarbeiten juchte. Mittlerweile wurden meitere Verſuche 
gemacht, eine billigere Yinie über Nachen ausfindig zu machen. 
Das Ergebnis war das entgegengeiegte. Es jtellte jich heraus, 
daß der direfte Anſchluß Aachens, Burtjcheids und Dürens den Bau 
um menigjtens eine Million Thaler verteuern werde. Trotzdem 
ſprach ſich die Majorität im Staatsminijterium, an deilen Be— 
1, Berichte Bodelihmwinghs v. 15. Auguft u. 81. Oktober 1836. Ebenda. 

2, Bejonderd bemerfenswert ijt ein Bericht Arnims an Rother vom 
2. Mai 1886: Die Bahn in den Händen der Kölner Handeldherren zu lajien, 
jet geradezu gemeingefährlih. Köln habe nur das Intereſſe, allen Handel und 
Verkehr an jich zur ziehen, und denke gar nicht an|das Wohl der Provinz. Am 
ihlimmften ſei der Umjtand, dab die einflußreichiten Mitglieder der Kölner 
Direftion mit einander verſchwägert feien. |Die Direktion bejtand aus: Camp— 
baujen, Schnigler, Mertens, Deihmann und von Wittgenftein.) Sie würden das 
Zriumpirat genannt. Nach den Statuten der Kölner Gejellihaft habe die 
Direktion eine fait unbeichränfte Macht, die dem Triumvirat die Herridaft über 
den Handel lints vom Rhein verihaffe.. Die Kölner Handeldherren würden ihre 
Macht ganz gewiß mißbrauchen und die Klagen über Berationen des Handels 
und Verkehrs kein Ende nehmen. Diejelben Leute feien aud im Befig der 
Dampfſchiffahrt auf dem Rhein, würden mithin Herren des gefamten rheinijchen 
Handels werden. Wolle der Staat die Bahn nicht jelber bauen, fo beftätige er 
die Aachener Gefellihaft, die verjöhnlich jei und grundiäplich die Forderungen 
des Staats erfüllen wolle. (Geh. Staatsarhiv. Kabinettsakten.) 
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rathung auch der Kronprinz und der Herzog Karl von Mecdlenburg 
teilnahmen, für den teureren Bau über Aachen aus. Auf Grund 
des von Staatsminifterium erftatteten Berichtes fällte der König 
endlich am 12. Februar 1837 eine ebenjo weile wie gerechte Ent- 
Icheidung. Eine Kabinettsordre von diefem Tage bejtimmte, daß 
die Bahn, beim Kölmer Freihafen beginnend, über Düren, Aachen 
und Burticheid an die belgische Grenze nach Herbesthal gehen und 
von da eine Zweigbahn nad) Eupen gebaut werden jolle. Die 
Konzeſſion erhielt die Rheinische Eifenbahngejellichaft in Köln. Da 
aber die Baukoſten jegt um eine Million Thaler höher veranjchlagt 
waren als das Aktienkapital der Nheinifchen Eifenbahngeiellichaft 
betrug, jo wurde weiter bejtimmt, daß diefe Million ſowie 200 000 
Thaler, welche die Kölner Gejellichaft von Anfang an für die 
Negierung rejerviert hatte, unter die Aktionäre der Preußiſch— 
Rheinischen Eifenbahngejellichaft verteilt werden jollten, jo daß Köln 
mit 1800 000, Aachen mit 1200000 Thalern an dem Unternehmen be- 
teiligt jein würde. ‘ferner wurde der Rheinischen Eifenbahngeiellichaft 
eine Statutenänderung zur Pflicht gemacht, welche Aachen einen 
jeiner Rapitalbeteiligung entjprechenden Einfluß auf die Verwaltung 
der Bahn dadurch sicherte, daß die Direftion wie der Admini- 
itrationsrat zu gleichen Teilen aus in Köln und in Aachen wohnen- 
den Aktionären zulammengejegt werden follte. Weitere Statuten= 
änderungen betrafen das nach den „Allgemeinen Bedingungen“ 
für die Konzeljion von Eifenbahnunternehmungen vom 11. Juni 
1836 zu regelnde Verhältnis der Gejellichaft zum Staate u. a. m. 
Die Mopififation der Statuten jollte dann in einer gemeinjamen 
Generalverfjammlung der Aachener und Kölner Aktionäre beichloflen 
und darauf der Regierung zur endgültigen Beltätigung nochmals 
vorgelegt werden.!) 

Obgleich die Preußijch-Rheinifche Eifenbahngejellichaft die Kon- 
zeifion nicht erhalten hatte, jo durfte ſich Aachen doch mit Hecht 
rühmen, als Sieger aus dem Kampfe hervorgegangen zu jein. Es 
J 0 Die Detailbeitimmungen über die Ausführung der Kabinetisordre vom 


12. Februar 1887 wurden einem jpäteren minifteriellen Erlaß vorbehalten, der 
am 21. Februar durch Rother erfolgte. 
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war im mejentlichen alles erreicht, wa8 man erjtrebt hatte: der 
Anschluß Aachens, die Sicherung des Aachener Einflufjes auf die 
Eifenbahnvermwaltung, die Teilnahme des Aachener Kapitals. Die 
Gründung der Preußiich-Rheiniichen Eifenbahngejellichaft hatte fich 
in der That als das befte Kampfmittel gegen Köln erprobt. 
Diefe Stadt wiederum jah ihre Ehre gerettet, indem die Kon» 
zeffionierung der Konkurrenzgefellichaft, unter den obmaltenden 
Umjtänden die denfbar jchwerfte Demütigung, vermieden worden 
war. In Aachen mar die Freude groß. Allgemein aber wurde 
anerfannt, daß das größte Verdienſt um dieſen jchönen Erfolg 
Hanſemann gebühre. Nicht nur war der kluge Gedanfe, die 
Rheinifch- Preußische Eifenbahngejellichaft zu gründen, von ihm 
ausgegangen; er hatte auch von ihrer Gründung an jeine ganze 
Arbeitskraft, jein ganzes Können und Willen an die Erreichung 
des mit der neuen Gejellichaft bezwecdten Zieles gejegt, und es 
war zum großen XTeile jeiner Ihätigfeit in Berlin zuzuschreiben, 
dak der Austrag des Gtreites in einer Form erfolgte, welche 
beide Teile zufrieden jtellen und eine wirfliche VBerföhnung der 
erbitterten Parteien herbeiführen fonnte. Als am 8. März 1837 
in der Sitzung des Aachener Stadtrates die Kabinettsordre vom 
12. Februar und ein ergänzender Erlaß Rother vom 21. Februar 
zur Verleſung gelangten, bejchloß der Stadtrat, dem Grafen Arnim 
für jeine Bemühungen zu danfen, jowie „der proviloriichen 
Direftion der Preußiſch-Rheiniſchen Eilenbahngejellichaft, und ins- 
befondere dem mürdigen Präſes derjelben, unjerem waderen Mit- 
bürger Herrn David Hanjemann für die Umficht, Ausdauer, Kraft 
und Xiebe, womit fie unter den jchmwierigiten Umftänden in der 
Eifenbahn-Angelegenheit unjere jtäbtiichen Eiſenbahn-Intereſſen 
mit verfochten haben, die volle Zufriedenheit und Anerkennung 
angedeihen zu lajlen“.') Hanſemann und van Gülpen votierte 
auch die Handelsfammer am 15. März ihren Dank „für dieje 
namens der Handelskammer mit jo vieler Einficht und Gemwandt- 
heit gepflogenen lUinterhandlungen“. In derjelben Sigung der 

I) Brototoll der &emeinderatsfipung vom 8. März; 1837. (Nachener 


Stadtardiv, Alte betr. die Rheiniiche Eifenbahn.) 
Bergengrün, David Hanjemann. 12 
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Handelsfammer wurde die Abjendung von Immediateingaben an 
den König und den Kronprinzen bejchlofien, die Hanjemann ent- 
mworfen hatte und in denen die Handelsfammer ihren Danf für 
die befohlene Bereinigung beider Gejellichaften ausjprady ſowie im 
Sinne der Verjöhnlichkeit und Eintracht wirken zu wollen gelobte. 

Indeſſen war eine wirkliche Perftändigung zwijchen der 
Kölner und Aachener PDireftion auch jest nicht leicht. Neuer 
Streit entitand unter lebhafter Beteiligung der Preſſe über die 
richtige Auslegung der Allerhöchiten Verfügung vom 12. Februar. 
Die Auffaffung der Aachener, daß eine Vereinigung beider Gejell- 
ichaften zu gleichen Rechten angeordnet jei, wurde von der Gegen— 
partei bejtritten. Für die Kölner war es Ehrenſache zu be- 
tonen, daß die Rheiniſche Kijenbahngejellichaft die Konzelfion 
erhalten und jich nicht etwa nur unter Beibehaltung ihres Namens 
in die Aachener Gejellichaft zu verwandeln habe. Infolgedeſſen 
fönne jelbftverftändlih nur Köln Sit der Direktion fein. Auch 
daran hielt man in Köln feit, daß die Statuten der Rheinischen 
Eifenbahngeiellichaft bi8 auf die von der Regierung beanftandeten 
Punkte in Kraft bleiben jollten. In Machen dagegen wurde 
geltend gemacht, daß die Rheiniiche Geſellſchaft mit einem Aftien- 
fapital von 2 Millionen gegründet jei; durch die Bermehrung 
desjelben um die Hälfte und den Hinzutritt jo vieler neuen 
Aktionäre ſowie ihre Vereinigung mit der Aachener Geiellichaft 
werde die Gejellichaft eine ganz andere, die ihre Statuten in Ge- 
mäßheit der von der Regierung aufgeftellten Grundjäße frei ent- 
werfen und beraten fünne. Die Aachener forderten, wie erwähnt, 
daß die Pireftion ihren Si abmwechjelnd in Köln und Machen 
haben jolle. Eine weitere Differenz betraf die Organijation der 
Verwaltung. Hanſemann beftand darauf, daß außer der Direktion 
und deren Präſes ein verantwortlicher höchfter Erefutivbeamter 
als Spezialdireftor angeftellt werde. Er fonnte fich dabei auf die 
Aachener Feuerverficherungsgejellichaft berufen, bei welcher ſich eine 
ähnliche Einrichtung vortrefflich bewährt hatte. In der Rheinischen 
Gejellichaft war dagegen, wie wir jahen, der Präfident, damals 
Gamphaufen, zugleich der höchite Beamte. 
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Eine erfte Konferenz Hanſemanns mit den Kölnern, am 
12. März 1837, zur Beratung über die Art der Bereinigung der 
beiden Gejellihaften in der bevorftehenden gemeinfamen General- 
verfammlung verlief ergebnislos. Beide Teile wandten fich wieder 
mit Bitten und Beichwerden über die Unverträglichfeit der Gegner 
an die Regierung. Der Oberbürgermeijter von Köln Steinberger und 
der Banfier Schnigler begaben fich im März nad) Berlin, um durd) 
Rother authentijch Feftftellen zu laflen, daß es des Königs Meinung ge- 
weſen jei, die Kölner Rheiniſche Eiienbahngeiellichaft zu beftätigen, 
wodurdh fi) dann die Frage nad dem Sitz der Direktion von 
jelbft erledige, und in einem von Gamphaujen entworfenen 
Schreiben vom 21. März an Rother flagte die Kölner Direktion, 
daß der Zwiſt durch die Forderungen der Machener verewigt 
werde, während dieje doch jelbjt anerfannt hätten, daß nur bei 
freundjchaftlicher Verftändigung beider Gefellichaften das Zuſtande— 
fommen der Bahn möglich jei. Die Majorität im Staatsminifterium, 
zu der auch der Kronprinz gehörte, jtimmte für beftändigen Sit 
der Direktion in Köln. Der König aber fällte am 18. Mai eine 
Enticheidung, welche ja und nein jagte. Er beitimmte Köln zum 
Sit der Direktion, erflärte aber zugleich, daß der Stadt Köln 
oder der Nheiniichen Eifenbahngejellichaft aus diefer Enticheidung 
fein Anfpruc auf beftändigen Sig der Direktion in Köln er- 
wachen ſolle. So wenig die beiden Direftionen fich in diejer 
legten Phaje des Streites wirklich zu nähern vermochten und ob- 
gleic; es zwiſchen ihren Häuptern Hanjemann und Gamphauien 
zu feiner Einigung über die der Generalverfammlung zu machenden 
Vorlagen oder über die Frage fam, ob eine ganz neue Gejell- 
ichaft durch Verſchmelzung der beiden früheren entitehen jolle oder 
die Preußiſch-Rheiniſche ſich aufzulöfen, die Rheiniſche dagegen 
fortzubeftehen habe, — jo juchten dieje beiden von großen Ge- 
fichtspunften und gemeinnügigen Gedanken beherrichten Männer 
dem Gegenjage durch eine maßvolle, würdige Form der Verhandlung 
doch die perjönliche Schärfe zu nehmen, um wenigſtens noch auf der 
Generalverjammlung jelbit eine Einigung zu ermöglichen, wenn 
fie vorher nicht zu ſtande zu bringen war. 

12* 
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Die gemeinfame Generalverfammlung fand vom 31. Mai 
bis 8. Juni 1837 zu Köln ftatt. Camphauſen eröffnete fie mit 
einem NRüdblide auf die Verhandlungen und den Kampf der gegen 
einander jtreitenden Intereſſen während ber jeit der eriten Ein- 
gabe des Eijenbahnfomitees an die Regierung verflofjenen vier 
Jahre. Dann jchlug er vor, es jolle die Beratung über Statuten: 
änderungen, wie fie die Regierung verlange und wie fie ſonſt noch 
erforderlich jein möchten, auf der Baſis der alten mit einigen 
Modifikationen beftätigten Statuten begonnen werden. Auf Hanje- 
manns Borfchlag wurde indejjen eine Kommijfion von 18 Ber- 
jonen für die Statutenberatung gewählt und ihr ganz freie Hand 
gelatjen, in welcher Art fie die Beratung vornehmen wolle. Syn 
der Kommifjion drang Hanſemann mit der Anficht durd), daß die 
Regierung, indem ſie die Abänderung gewiſſer Punkte des alten 
Statuts verlangte, damit nod) feineswegs die übrigen nicht ange- 
fochtenen bereits beftätigt habe; es gebe fein bejtätigtes Statut 
und die Beratungen könnten auch auf der Bafis eines ganz neuen 
Entwurfes jtattfinden, zumal es ſich jet um die Bildung einer 
neuen, aus der Verfchmelzung der beiden früheren hervorgehenden 
Eifenbahngejellichaft handele. So unterlag in der Kommiſſion 
die von Camphauſen vertretene Auffajjung der Kölner Direktion. 
Hanjemann trat nun mit einem von ihm ausgearbeiteten Statuten- 
entwurf hervor und in fait viertägiger Beratung gelangte derjelbe 
in der Kommilfion zur Annahme. Auch in dem Plenum, das 
am 5. Juni jeine Situngen wieder aufnahm, war Hanjemann auf 
der ganzen Xinie, in allen weſentlichen Punkten Camphauſen 
gegenüber fiegreih. Die Statuten und mit ihr die Beltimmungen 
über die Organijation der Geiellichaft wurden, bis auf fleinere 
unmejentlic;e Veränderungen, jo genehmigt, wie Hanjemann fie 
entworfen und vorgeichlagen hatte. Es zeigte fich, daß auch ein 
großer Zeil der Kölner Aktionäre, nachdem einmal die Frage der 
Bahnrichtung zu Gunſten Aachens entichieden worden war, Die 
eigene Direftion im Stiche ließ, fei es, daß den Xeuten Hanje- 
manns jachkundiges, ficheres Auftreten imponierte, jei es, daß ſie 
es für zweckmäßiger hielten, fi) einer Partei anzuichliegen, die es 
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ja offenbar verjtanden hatte, ihnen bei der Regierung den Rang 
abzulaufen. Nachdem alfo die Aachener in der Hauptiache gefiegt 
hatten, fonnten fie ruhig nachgeben, daß dem notariellen Alte eine 
die Ehre Kölns mwahrende Faflung gegeben wurde, in welcher 
weder von der Gründung einer neuen Gejellichaft noch von neuen 
Statuten jondern nur von der Beteiligung der Nachener an dem 
Aktienkapital der Rheinischen Eifenbahngeiellichaft mit einer Summe 
von 1200000 Thlr. und von einer Mopdififation der Statuten die 
Rede war. Am 8. Juni wurden auf Grund der joeben be- 
fchlojfenen Statuten vorläufig interimijtiich ſechs Direftoren, unter 
ihnen Gamphaufen und Hanjemann, und 24 Mitglieder des Ad— 
miniftrationsrates jowie deren Stellvertveter gewählt.) Camphaufen 
lehnte aber die Annahme der Wahl ab. Er fühlte fich außer 
ftande, mit jeinem fiegreichen Gegner, dejien Einfluß den jeinigen 
in der Gefellichaft abgelöft hatte, gemeinjam zu arbeiten. Er er: 
flärte, daß er jeine Wirfjamfeit in der Eifenbahnangelegenheit 
immer nur als eine provijorifche angejehen habe; nun dürfe er 
die Geiellichaft als dauernd begründet betrachten; Gelingen und 
Mißlingen jeien in feiner Weije an feine Perſon gefnüpft. Da 
zubem die erregenden Vorgänge der letzten Zeit jomie die Laſt der 
Arbeit und Verantwortlichfeit jeine Gejundheit gefährdet hätten, jo 
wolle er in ruhiger Zurüdgezogenheit die Herftellung des geftörten 
Gleichgewichts für Körper und Geift aufluchen. 

Hanjemann und Camphauſen jchieden als Gegner, aber nicht 
als perjönliche Feinde. Es war nicht ausgeſchloſſen, daß fie, nach— 
dem die Zeit dem Gegenfage die Schärfe genommen, fich noch ein- 
mal zu gemeinjamem Wirken zufammenfanden. 

In der eriten PDireftionsfigung vom 9. Juni wurden der 
Landgerichts- Präfident von Dppen zum Präfidenten und Hanje- 
mann zum Vice-Präfidenten gewählt. Bald darauf trat der 
Steuerrat Hauchecorne in das Amt eines Spezialdireftors ein. 
Dppen und Hanjemanı aber reijten nach Berlin, um die defini— 


1) Statutenmähig ſetzte ſich die Direktion aus drei Aachener umd drei 
Kölner Aktionären, der Adminijtrationsrat aus neun Kölner, neun Aachener 
und jehs Alftionären aus anderen rheiniihen Städten zufammen. 


182 IV. Kapitel, 


tive Konzejjion und die Betätigung der Statuten zu erlangen. 
Am 21. Auguſt 1837 wurde dann endlich die Beitätigungsurfunde 
für die Rheiniiche Eilenbahngejellihaft vom Könige unterzeichnet, 
jedody mit dem Vorbehalte, welcher auch der am jelben Tage aus: 
geitellten Bejtätigung für die Rhein —Wejerbahn-Gejellichaft hinzu- 
gefügt wurde, daß alle jpäter noch zu erlafjenden eiſenbahngeſetz— 
lichen Beitimmungen über das Verhältnis der Gejellichaft zum 
Staat und zum PBublifum für die Gejellichaft rüdmwirfende Kraft 
haben jollten. Für die Anlage von Zweigbahnen und die Ver— 
mehrung des Aftienfapitalg wurde die Genehmigung des Königs, 
für den Bauplan, den Tarif, das Reglement der Bahnpolizei u. a. m 
die des Finanzminiſters!) vorbehalten. 

In der nädjten Generalveriammlung vom 16./17. Oftober 
1837 wurden zwar einige Stimmen laut, welche von der vorbe- 
haltenen jpäteren Regulierung des Verhältnifjes zum Staat und 
zum Bubliftum eine Schädigung der Gejellichaftsinterejien be— 
fürdhteten und es für gewagt hielten, den Bau zu beginnen, jo- 
lange die Verhältniffe nicht endgültig geregelt fein. Man wußte, 
dab es ſich dabei unter anderem um das jtaatliche Auffichtsrecht, 
um die Beitenerung des Weinertrages, um den Modus einer 
jpäteren Übernahme der Bahn durd) den Staat jowie die der 
Bojtverwaltung zu zahlende Entichädigung handeln würde. Pod) 
gelang es der Direktion, dieſe Bedenken zu bejchwichtigen. Die 
Direktion wurde beauftragt, mit dem Bau der Bahn jo bald wie 
möglid; zu beginnen und da es fid) neuerdings herausgeftellt hatte, 
daß das Aftienfapital von drei Millionen nicht ausreichen werde, 
erhielt nad) einem längeren VBortrage Hanjemanns der Ndmini- 
itrationsrat die Vollmacht, über die Aufnahme einer Anleihe oder 
die Vermehrung des Aftienfapitals von fich aus zu beichliegen und 
das Erforderliche anzuordnen. Der Adminiftrationsrat entjchied 
ih für die Vermehrung des Mftienfapitals um 1'/, Million 


!) Seit dem April 1887 war mit dem Handelsdepartement auch das 
Eiſenbahnweſen dem Finanzminifter unterjtellt, da es dem alten Rother, der 
mit dem Nronprinzen iiber Eijenbahnfragen im Staatsrate einen Zuſammenſtoß 
gehabt hatte, abgenommen werden mußte. Treitichte IV, 591. 
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Thaler. Zu Anfang des folgenden Jahres genehmigte fie der 
König gleichzeitig mit der Konzelfionierung der Zmweigbahn von 
Herbesthal, dem Endpunfte der Rheinischen Eifenbahn an der 
belgifchen Grenze, nad Eupen. 

Die 6000 neu freierten Aktien zu 250 Thlr. wurden mit 
einem Agio von 5°), an drei fölniiche Bankiers verkauft, von 
denen zwei, Abraham Oppenheim und Schnigler, Mitglieder der 
Direktion waren, eine Maßregel, die zunächſt durchaus zweckmäßig 
zu fein ſchien, da fie finanziell vorteilhaft war und die Aktien am 
bequemften unter das Publikum brachte. Sie wurde aber nad) 
Berlauf kurzer Zeit für die Direftion und insbejondere für Hanje- 
mann, deſſen außerordentliche geichäftliche Begabung von allen an: 
erfannt wurde und ihn zum Urheber diefer wie aller anderen 
wichtigen Yinanzoperationen machte, eine Quelle jchwerjter, auf: 
regenditer Sorgen und Verdrießlichkeiten. 

Mit der Bauausführung fonnte, danf den Bemühungen des 
DIberpräfidenten Bodelichwingh') um jchleunige Beitätigung des 
Bauplans, am 1. April 1838 begonnen werden. 


Es lag nun einmal in der ftaatSmännijchen Sinnesart 
Hanjemanns, daß er jedes wichtigere Gefchäft nicht nur um feines 
nächiten Zweckes willen betrieb, jondern es aud im Zulammen- 
bang mit den allgemeinen ftaatlichen, preußijchen Intereſſen be— 
trachtete. So Hatte er auch bei der Gründung der Preußilch- 
Rheinifchen Eijenbahngefellichaft feineswegs allein den Vorteil 
Aachens im Auge. Die Verjöhnung der großen mit einander in 
Streit geratenen Intereſſen der rheinifchen Städte betrachtete er 
als feine Aufgabe. Zugleich aber fejjelten Fragen allgemeiner 
Natur jeine Aufmerkſamkeit. Wie jollte ſich der Staat zu den 
Eifenbahnen überhaupt jtellen? Welches war die zwedmäßigfte 
Organijation für die Verwaltung von Eifenbahnen; auf welchem 





) Bodelſchwingh betonte, daß der Eiſenbahnbau einen heilſamen Einfluß 
auf die durch den Kirchenſtreit hoch erregte rheiniſche Bevölkerung üben werde. 
Fleck, Archiv f. Eiſenbahnweſen 1897 ©. 32, 
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Wege fonnte die Allgemeinheit den größtmöglichiten Nutzen aus 
ihnen ziehen? Diejen Fragen trat er berufsmäßig näher während 
jeines langen Aufenthaltes in Berlin 1836, als er dort die 
Aachener Eiſenbahnintereſſen zu vertreten hatte. Er hielt es 
für feine Pflicht, den Staatsbehörden nur jolche Vorſchläge zu 
machen, welche nicht einjeitig den Vorteil jeiner Kommittenten berück— 
fichtigten, jondern es ſollte eine möglichit glückliche Vereinigung der 
ftaatlichen, öffentlihen und privaten Intereſſen herbeigeführt 
werden. In Berlin lernte er die verjchiedenartigften Anfichten 
über den Wert der Eijenbahnen, die Geftaltung ihres Betriebes, 
die Aufgaben der Gejeßgebung in Bezug auf fie, die dem Staate 
an fie zuftehenden Anfprüche fennen. Praktiſche Erfahrungen über 
den Betrieb deuticher Eijenbahnen lagen noch gar nicht vor. 
Man war hier lediglich) auf das angewiejen, was über die wenigen 
fertig gejtellten Bahnen des Auslandes befannt wurde, auf die 
Erfahrungen, welche man auch jchon während des Baues hie und 
da machen fonnte, und auf die Auseinanderjegungen mit den 
vielen Konzeifionsgejuchen, deren Anzahl allein ſchon einen Anhalts- 
punft für die Beurteilung des Bedürfnifjes nach Eilenbahnen bot. 
Hanjemann brachte, als er ſich im April 1836 nad) Berlin be- 
gab, ſchon ein verhältnismäßig reiches Mat von Kenntniffen auf 
dem Gebiet des Eiſenbahnweſens mit. Hatte er bis dahin in 
den Streit der Meinungen und Parteien jelbjt noch nicht einge: 
griffen, hatte er fich der thätigen Mitarbeit an diejer jeine rhei— 
niichen Landsleute jo gewaltig aufregenden Sache noch entzogen, 
jo war dieje Zurüdhaltung doc feineswegs ein Mangel an Teil: 
nahme oder Berjtändnis gewejen. Vielmehr bereitete er fich in 
der Stille durch aufmerfjames Beobachten, eifrige Lektüre aller ihm 
zugänglichen die Eijenbahnfragen behandelnden Schriften und reichliches 
Nachdenken für eine jpätere Wirffamfeit auf dieſem Gebiete vor. 
Als er dann den Kampf gegen die Kölner Eiſenbahngeſellſchaft 
aufnahm, wußte er bereits im Eiſenbahnweſen nach jeinem da- 
maligen Stande jo gut Bejcheid, daß er überall mit fachmännijcher 
Sicherheit auftreten fonnte. In Berlin erfuhren jeine Kenntnijie 
durch die Verhandlungen mit den maßgebenden Perſönlichkeiten 
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eine außerordentliche Bereicherung, jeine Anfichten manche Klärung, 
und Förderung. Er jah, wie fid) aus der Fülle vereinzelter Ent- 
ſchlüſſe, Enticheidungen und Mapregeln allmählid, leitende Grund, 
jäge herausbildeten, nach denen die Regierung bei der Behandlung. 
der Eifenbahnangelegenheiten verfahren wollte und die weiter zu 
einem einheitlichen Eijenbahngejeß führen mußten, und er war 
genau darüber orientiert, in welchem Stadium fid) die Beratungen 
über dieſe Fragen befanden. Solchergeſtalt mit den nötigen 
Kenntniſſen verjehen, mit den Anfichten der höchiten Beamten und- 
mit der Stellungnahme der Regierung vertraut, fähig und in der Yage 
ſich ein eigenes Urteil zu bilden, hielt Hanjemann fich mit Recht für 
berufen, die volfsmwirtichaftlichen und politiichen Seiten der Eijen: 
bahnfrage öffentlich zu erörtern und durch eine eigene Schrift auch 
jeinerjeitS zur Klärung der öffentlichen Meinung beizutragen, die 
dann nicht ohne Einfluß auf das fünftige Eilenbahngejeg bleiben 
fonnte. An diejer Schrift arbeitete er während jeines Berliner 
Aufenthaltes 1836. Anfang 1837, noch vor feiner Heimreije, er- 
ichien jie unter dem Titel „Die Eiſenbahnen und deren Aktionäre 
in ihrem Berhältnis zum Staat“.!) 

Zum bejjeren Verſtändnis dieſer Schrift bedarf es einer 
furzen Betrachtung der Stellung, welche die Regierung bei ihrem 
Erjcheinen zur Eifenbahnfrage einnahm, und des Stadiums, in 
welchem fich die Vorarbeiten für die Eienbahngejeggebung damals- 
befanden. Denn auf dieje wollte ja Hanjemann einwirken. 

Die erften von Privatperjonen, Vereinen und den Ständen 
der beiden Wejtprovinzen ausgehenden Wünſche auf Heritellung 
der Eijenbahnen durch den Staat hatte die Regierung abjchlägig 
beichieden.. Die Gegner der Staatöbahnen Hatten ſich unter 
anderem auch darauf berufen, daß nach dem Staatsjchuldengejeg. 
vom 17. Januar 1820 Anleihen nur zur Förderung des all- 
gemeinen Beiten aufgenommen werden jollten, während es fich 
bei den beantragten Cijenbahnbauten nur um örtliche Intereſſen 





I) Die Eifenbahnen und deren Aktionäre in ihrem Verhältnis zum Staate 
von David Hanfemann. Leipzig und Halle Rengerſche Buchhandlung 
(Friedrih Boldmar). 1887. 8%. 168 Seiten u. III Tabellen. 
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handele.) Es war aber durch jene Beicheidungen die Anlage 
von Gifenbahnen durch den Staat noch feinesiwegs grundſätzlich 
abgelehnt worden. Nach Maaßens Tode (1834) fand imdejjen 
diefer Gedanfe innerhalb des Staatsminifteriums feinen marmen 
Fürſprecher mehr. Zu einer grundfäßlichen Stellungnahme gaben 
erit die Verhandlungen über die Magdeburg-leipziger Bahn im 
Sabre 1835 Veranlajiung. Die Herjtellung dieſer Bahn betrieb, 
wie erwähnt, der Oberbürgermeijter Frande von Magdeburg. Er 
wollte, bevor ein enticheidender Schritt in diefer Angelegenheit 
gethan wurde, die Anficht der Regierung über eine Anzahl von 
ragen kennen lernen, welche das Verhältnis des Staates und des 
Bublifums zu Eijenbahnunternehmungen betrafen, und erbat ſich 
die nötigen Auskünfte. Infolgedeſſen arbeitete Rother einen Bericht 
über die den Gijenbahnbeitrebungen gegenüber im allgemeinen zu 
beobadıtende Stellung aus. Indem der König am 5. September 
1835 fi) mit dem Inhalte des Berichtes einverftanden erklärte, 
erhielten die in ihm entwidelten Grundjäge bis auf weiteres 
normative Geltung. Rother hatte ſich hier auch über den Staats- 
bau ausgeſprochen und ihn durchaus verworfen. Er bezmeifelte, 
daß Eifenbahnanlagen in größerem Umfange für das europäifche 
Seltland ein Bedürfnis jeien; den Anforderungen des Berfehrs 
genüge der Ausbau eines Syftems der Kunititraßen und die zu— 
nehmende Berbilligung der Frachtpreiſe auf denjelben; die Koften 
der Bahnanlagen jeien zu groß; die Bahnen fönnten fid, nicht 
rentieren und würden Doch durch ihre Konkurrenz die Erträgniſſe 
der Kunjtitraßen jchmälern. Die Staatsverwaltung babe darum 
jegt noch feine Beranlafjjung, Eijenbahnen, welche al3 Handels- 
jtraßen dienen jollen, auf eigene Koften anzulegen, durch Betei- 
ligung mit verhältnismäßig anjehnliden Summen zu unterftüßen 
oder ihnen andere namhafte Opfer zu bringen und Vorrechte ein- 
zuräumen. Damit war alio dieje erfte und wichtigjte aller Eiſenbahn— 
fragen zu Gunſten der Privatunternehmungen entichieden. — Es 
fam nun darauf an, in welcher Weife die öffentlichen Intereſſen 


1) Gleim: Zum 3. November 1888. Ardiv j. Eiienbahnweien. 1888. 
©. 801. 
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bei dem Syitem der Privatbahnen gewahrt werden fonnten und 
welche befonderen Befugnijie und Vorrechte, ohne die eine Eijen- 
bahn nicht zuitande fommen fann, den Unternehmern einzuräumen 
waren. Auch die hierüber in dem erwähnten Berichte Rothers 
entwidelten Grundfäße wurden vom König vorläufig gebilligt, 
jedod; dem Staatsminijterium zu weiterer Prüfung übermwiejen. 
Diejes milderte einige der für die Aftiengejellfchaften wenig 
günftigen Vorſchläge Rothers, pflichtete ihnen aber im mwejentlichen 
bei und formulierte fie als Bedingungen für die Konzeffion der 
Bahn von Yeipzig nad) Magdeburg, worauf ver König am 
14. Februar 1836 bejtimmte, daß fie nicht nur auf diefe Bahn 
Anwendung finden, jondern allen fünftigen Konzejfionen zu Grunde 
zu legen jeien. Infolge verjchiedener Anträge von jeiten der 
fonzelfionsjuchenden Unternehmer erfuhren diefe „Allgemeinen Be: 
dingungen“ noch manche Änderungen, doch haben fie in der 
Hauptjache den Kern des jpäteren Eifenbahngejeges vom 3. No- 
vember 1838 gebildet. Während Hanjemann in Berlin weilte, 
wurde über die meilten der jchiwebenden Fragen eine grundjätliche 
Einigung innerhalb des Staatsminifteriums herbeigeführt; nur 
zwei, freilicy jehr wichtige und einfchneidende Fragen blieben 
unerledigt. Sie betrafen das Verhältnis der Eiſenbahnen zu der 
Pojtverwaltung und die Amortifation der Aktien, womitdie Frage nadı 
der fünftigen Erwerbung der Bahnen durch den Staat aufs engite 
verfnüpft war. 

Jene „Allgemeinen Bedingungen“ von 1836 enthielten indejjen 
die Grundgedanken über das Verhältnis des Staats zu den Privat- 
bahnen nur in jo allgemeiner Faſſung, daß ihre Verwertung in 
einem fünftigen Eijenbahngeieg dem Bearbeiter eines jolchen nod) 
einen jehr weiten Spielraum für alle Einzelbeftimmungen ließ. 
Gerade auf die näheren Beitimmungen über das ſtaatliche Be- 
jtätigungs- und Auffichtsrecht in Bezug auf Bauplan, Betrieb und 
Tarif, über die Amortijation des Anlagefapitals, über die Leitungen 
der Eijenbahnen für den Staat und die Auseinanderiegung mit 
der PBoftverwaltung fam alles an. Dieje Fragen bilden das Thema 
der Hanfemannjchen Schrift. 
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In der Einleitung erflärt er beicheiden, dat das Wejentlichite 
der in dem MWerfe vorgetragenen Anfichten nicht jein urjprüngliches 
geiftiges Eigentum ſei, jondern daß er es fich im Verfehr mit den 
Staatsbeamten während jeines Berliner Aufenthaltes angeeignet 
babe. Er jelbit ſei nicht unerfahren in einigen faufmännifchen 
Angelegenheiten und insbejondere vertraut mit der Verwaltung 
von Aftiengejellichaften, daher er denn den Beruf hätte, das kauf— 
männijc Thunliche mit dem ſtaatlich Thunlichen zu verſchmelzen. Das 
zu löjende Problem jei, „entweder eine gegründete Rechtfertigung 
des Entichluffes zu finden, für Staatsrechnung zu bauen, oder, 
wenn dies nicht geichehen joll, die Bedingungen (für Privatunter- 
nehmungen) jo feitzujtellen, daß diejelben nicht jtörend in die be— 
jtehenden Staatseinrichtungen eingreifen, den Aktionären genügen 
und doc die wejentlichiten Intereſſen des Landes jchügen und 
befördern.“ 

Hanjemann beginnt mit der Darlegung der geichäftlichen 
Grundlagen einer Eijenbahnmunterneymung überhaupt. Er unter: 
jucht, wie hoch durchichnittlich in Deutichland die Transportkoften 
auf der Eiſenbahn für einen Zentner und eine Meile oder für 
eine Perſon (= 2'/, Zentnern) und eine Meile zu veranjchlagen 
jind und erörtert, wie hoch demgemäß das zu erhebende Fahr— 
und Frachtgeld normiert werden muß. Don vornherein geht er 
von dem Grundjage aus, daß der volfswirtichaftliche Nuben der 
Eilenbahnen um jo größer jei, je weniger die Anlagefoften der 
Bahn bei der Feitiegung des von den Benugern zu zahlenden 
Transportpreijes veranjchlagt zu werben brauchen. Er betrachtet 
die Elemente, aus denen fich die Transportfojten zujammenjegen 
und findet, daß fie in den eigentlichen Iransportfoften (für das 
rollende Material und dejien Bedienung), den Unterhaltungsfojten 
der Bahn, den allgemeinen VBerwaltungsfojten, den Zinſen des 
Anlagefapital3 und dem Unternehmergemwinn beitehen; jedem der- 
jelben widmet er eine furze lihtvolle Daritellung. Als Anhalts- 
punfte für die Berechnungen ftehen ihm bejonders die auf den 
Bahnen Liverpoo— Mandeiter, Baltimore —Waſhington, Brüfjel— 
Antwerpen und einigen anderen ausländiichen Bahnen gemachten 
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Erfahrungen zu Gebote, aus denen er vorfichtig jeine Schlüfje für 
Deutſchland unter Berüdfihtigung der hier anders gearteten all 
gemeinen Borausjegungen zieht. Für die Veranichlagung der 
von den Benugern der Bahn zu zahlenden Transportpreije wird 
nun eine förmliche Theorie entwideltl. Bon jenen oben erwähnten 
Elementen der Transportkoften fann nämlich eines, die Zinjen des 
Anlagefapitals, im Laufe der Zeit immer geringer werden, ja 
ichließlicd; ganz verichwinden, wenn der Betrieb der Bahn jo gute 
Erträge liefert, daß die Unternehmer einen Teil des Gewinnes 
auf die Amortifation des Anlagefapitals verwenden können. Diejen 
Teil des Transportpreiles nennt Hanjemann „Bahngeld“ im Gegen- 
jat zu dem eigentlichen ZTransportpreije. Xeßterer, der auch den 
Gewinn enthält, bleibt, jo lange ſich die allgemeinen Verhältnifie 
nicht ändern, bderjelbe; das Bahngeld fann immer mehr herab- 
gejegt werden in demjelben Verhältnis, wie die Amortifation vor- 
wärts jchreitet, ohne daß der Ertrag der Bahn ſich mindert. Es 
fann aber aud ohne Amortijation das Bahngeld bis zu einer ge- 
wiſſen Grenze niedriger geitellt werden, ohne daß ſich die Ein- 
nahmen verringern, wenn nämlich durch niedrigeres Fahr- und 
Frachtgeld die Frequenz gehoben wird. Der Allgemeinheit aljo wie 
dem Unternehmer bringt die Eifenbahn um jo mehr Nuten, je 
niedriger das Bahngeld normiert werden fann. An einer Reihe 
von Hypothetiichen Beiipielen zeigt nun Hanjemann, wie die Herab— 
ſetzung des Bahngeldes mit und ohne Amortijation auf die Er- 
trags- und Leiftungsfähigfeit einer Bahn wirfen muß. In den 
zugehörigen Tabellen werden dann die Berechnungen der Gejamt- 
beförderungs-Preife für Güter und Perionen und der Dauer des 
Iransportes im Verkehr zwilchen den bedeutenderen norbdeutichen 
Städten geboten, wie fie jich nach Vollendung eines norddeutichen 
Gijenbahnneges etwa jtellen würden. Die Vorausjegungen, auf 
welchen die Veranſchlagung für die Beförderungspreije ruhen, find 
natürlich” durchaus unfichere, da ja die in den Tabellen berüd- 
fichtigten Bahnitreden noch garnicht gebaut waren. Die Tabellen 
haben feinen anderen Wert und Zmed als den einer Veran: 
ihaulichung der Transportverhältnifie, wie sie ſich vielleicht in 
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Zufunft geitalten fönnten. Hanſemanns Mutmaßungen weichen 
daher natürlic; von der jpäteren Wirflichfeit jehr erheblich ab. 
Insbeſondere haben fich zwei Borausjegungen als irrtümliche er- 
wiefen. Er bat, wie die meiften jeiner Zeitgenofjen, die Anlage: 
fojten der Eijenbahnen, jo jehr man auch namentlich in Regierungs- 
freifen fich vor ihrer Höhe fürchtete, bedeutend unterſchätzt. Faſt 
alle Eifenbahnen find viel teurer geweſen, als man anfangs ver: 
mutete, und es muß als ein wahres Glüd bezeichnet werden, daß 
man ſich optimiftiich über die Schwierigfeiten täujchte und ihrer 
erſt inne ward, als man mitten im Bauen war und nicht mehr 
zurüd fonnte. So iſt denn ein jo billiger Tarif, wie ihn Hanie- 
mann bier entwarf, nie zu erreichen gewejen. Hanſemann rechnete 
ferner mit der damals allgemein geteilten und nad) den Betriebs- 
ergebnifjen der wenigen bis dahin eröffneten Bahnen völlig gerecht: 
fertigten Vermutung, daß der Berjonenverfehr, nicht der Güter: 
transport, die Hauptrevenüen der Eifenbahnen bringen werde. 
Erſt in der Mitte der vierziger Jahre hat fich diejes Verhältnis 
zu Gunften des Güterverfehrs zu verichieben angefangen. Hanſe— 
mann bielt e8 darum aud für möglich, die Sätze für den 
Berjonen- und Gütertarif jo zu bemeflen, daß die Unterhaltungs. 
foiten der Bahn und die allgemeinen Verwaltungskoſten gänzlic) 
durch den Perjonenverfehr aufgeoracht würden, um den Preis für 
den Giütertransport dadurch noch wohlfeiler zu jtellen. Auf ſolche 
Srrtlimer, die nad) Yage der Dinge, bei der Unzulänglichfeit und 
Kärglichkeit der wirklich vorhandenen Erfahrung ganz unvermeidlich 
waren, fommt es aber nicht an. In der Hauptſache hatte Hanie- 
mann mit dem Grundjaße, daß durch möglichite Herabiegung des 
„Bahngeldes“ die Eiienbahnen allein ihren vollen volfswirtichaft- 
lichen Nuten entfalten können und daß darum vor allem auf eine 
zwedmäßige Amortifation des Anlagefapitals Rücdficht zu nehmen 
jei, das Richtige getroffen. 

Dem Zmeifel, ob der Verkehr in Deutichland jtarf genug jein 
werde, um das Beitehen von Eifenbahnen zu ermöglichen, jegt er 
die Zuverficht entgegen, daß die Eifenbahnen in Deutichland unter 
bei weitem günjtigeren Bedingungen arbeiten würden als in Nord» 
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amerifa, wo ihre Lebensfähigfeit doc, erwiejen ſei; denn Deutſch— 
land habe eine dichtere Bevölferung, wohlfeileren Arbeitslohn, 
niedrigeren Zinsfuß vor Nordamerifa voraus. ES fomme nur 
darauf an, daß die Anlage und Verwaltung gut geleitet werde, 
wofür eine Aftiengejellichaft allerdings nicht ohne weiteres die ge- 
nügende Garantie biete. Auch der Staat fünne freilich die natür- 
lichen Vorteile deutjcher Eifenbahnanlagen gegenüber den amerifa- 
nifchen beeinträchtigen, wenn er den Privatgejellichaften zu jchwere 
Konzeifionsbedingungen aufnötige, jo z. B. mit Rüdficht auf das 
Boftregal. „Doc in Deutichland“, fährt Hanjemann mit wohl- 
berechneter Abfichtlichkeit fort, „giebt es Feine Regierung von jo 
geringer Einficht in Staatsmwirtichaft, daß bejorgt werden dürfe, 
man fönne das größte Kulturmittel jo Feiner Rüdfichten wegen 
verfümmern lajjen, wie vergleichungsweile das Poſt-Privilegium 
für den Perſonen- und Giütertransport iſt.“ Natürlich wußte 
Hanjemaun jehr gut, wie gerade der einflußreiche preußiiche General- 
pojtmeifter von Nagler über Eiſenbahnen dachte, der ängſtlich die 
Intereſſen jeines Reſſorts hütete und jeder Begünftigung der 
Eifenbahnunternehmungen wibderitrebte. 

Daß ein fchneller und wohlfeiler Gütertransport den Wohl- 
itand erhöhe, war eine unbeftrittene, jedermann befannte Wahrheit. 
Hanſemann beichränft fi) darum auf einige anjchauliche Beifpiele, 
um zu zeigen, wie eine zwecdmäßige Arbeitsteilung unter den 
verjchiedenen Ländern durch die Eifenbahnen herbeigeführt und jede 
Gegend in den Stand gelegt wird gerade das reidhlicher und vor- 
teilhafter zu produzieren, was ihren natürlichen Bedingungen am 
meiften entipricht, weil fie ein jo viel größeres Abjaggebiet gewinnt. 
Dagegen wirfe die Schnelligfeit und Wobhlfeilheit des Perſonen— 
transportes auf die Yandesfultur in einer Meije, die bisher nod) 
unbeachtet geblieben jei. Hier macht Hanjemann, wie ſchon früher 
Harkort, darauf aufmerfiam, daß meite Reifen zu Fuß ganz weg— 
fallen müffen, da Fußreiſen teurer als Eijenbahnfahrten jein werden. 
Diejer Umftand werdewiederum eine vielgrößere Stabilität der Arbeits- 
Löhne zur {Folge haben, da durd) die billigen Reifen der Tagelöhnerjede 
Nachfrage nad) Arbeitskräften leichter befriedigt werden und eine 
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viel größere Anzahl von Menichen als früher zu lohnendem und 
ihnen zujagendem Erwerbe gelangen könne. Mit prophetiichem Blid 
jieht er die Wirkungen der Eifenbahnen für die Landwirtichaft 
voraus: fie werden ſich darin zeigen, „daß insbejondere dem Ader- 
bau mehr Hände in der Sahreszeit, wo er deren am meiften bedarf, 
zu Gebote ftehen; daß die Arbeiter, welche in der Regel beim 
Aderbau behülflich find, im Winter jo viel leichter die benötigte 
anderweitige Beichäftigung finden fünnen“. Gegenden, die bisher 
wegen ihrer Entfernung „von den Gentralpunften der Wohlhabenbeit 
(den größeren und reicheren Städten)“ troß fonft günftiger Be— 
dingungen ohne gewerbliche Etablifjements geblieben waren, weil 
deren perjönliche Beauffichtigung den in der Stadt mohnenden 
fapitaliitiichen Unternehmern zu viel Opfer an Zeit und Geld ge- 
foftet hatte, werden der Induſtrie erichloffen werden. „Sobald 
dem Zeit- und Kraftaufwande nad) 60 bis 70 Meilen bei einer 
Reife nicht mehr gelten als bisher 10 bis 15 Meilen, dann er- 
weitert ſich auch in gleichem Verhältniſſe der Umkreis, innerhalb 
welches die vermögenden und gemerbthätigen Menſchen die Ge- 
legenbeit zu Unternehmungen der oben bejchriebenen Art zu juchen 
pflegen.“ So laut und eindringlic; mußten damals dieſe elemen- 
taren, uns heute jelbitverftändlich jcheinenden Wahrheiten gepredigt 
werden, wenn fie die nötige Wirfung erzielen jollten, und das in 
einem Buche, melches nicht populär, nicht für die Maſſe der 
Menichen, jondern vor allem für diejenigen gejchrieben war, welche 
fi) berufsmäßig mit Eifenbahnfragen zu beichäftigen hatten. 
Schließlich führt Hanjemann die politiichen Wirfungen, welche 
die Eifenbahnen notwendig ausüben müſſen, zu ihren Gunijten ins 
Feld. Er ahnt bereits, wie jehr der geiteigerte Perſonenverkehr 
zur Ausgleihung der jozialen Gegenjfäge beitragen merde; er 
zeigt fi) überzeugt von dem hohen Werte der Eijenbahnen für 
die MWehrhaftigfeit des Vaterlandes, obwohl milttärifche Autoritäten, 
wie 3. B. von After, der Generalinjpeftor der preußiichen Feitungen, 
von der Brauchbarfeit der Eifenbahnen im Kriege jehr gering 
dachten und ihnen höchſtens einige Bedeutung für die Beförderung 
von Mnnition und Lebensmitteln zugeitehben wollten. „Gerade 
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Preußen“, ruft er aus, „hat von allen Staaten das hödhfte In— 
terejie, diefes großartige Transportmittel ſich eigen zu machen.” 
Durch jeine geographiiche Beichaffenheit und Yage in Bezug auf 
Ströme, Kanäle und Kunſtſtraßen ift es bei weitem jchlechter 
geitellt als etwa Belgien oder England und fann es hierin, ge 
bemmt durch fo viel ungünftigere Naturverhältnifle, dieſen Staaten 
gar nicht gleich thun; es hat feinen Zutritt zur Nordſee, feine 
territoriale Verbindung zwilchen feinen öftlihen und weitlichen 
Provinzen. „Welche Aufforderung, jo große Nachtheile zu be- 
jeitigen! Das Mittel ift hierzu in den Eifenbahnen gegeben ... 
Es beiteht die politiiche Notwendigkeit, die neuermworbenen weit- 
fihen und öftlichen Teile der Monarchie ſowohl in der Gemein- 
jamfeit der Intereſſen als der Gefinnung mit dem Gentralpunfte 
zu verichmelzen.” Auch das wird durch die Eiſenbahn bewirft 
werden. Schließlich fommt das Verhältnis zu den großen Nach— 
barmächten Franfreih und Rußland in Betracht. „Die politifche 
Macht eines Staates iſt ftet3 eine relative. In diejer Hinficht iſt 
die politiiche Stärfe Preußens bejonders nach der von ‚Frankreich 
und Rußland zu bemefjen. Wenn diefe Staaten durch Eijenbahnen 
ihre innere politiiche Macht vermehren, jo würde Preußens relative 
Stärfe abnehmen, wenn es das Nämliche nicht in wenigftens 
gleihem Maße thäte.“ 

Diele Erwägungen leiten dann zu der Forderung über, daß, 
weil fih an die Eifenbahnen jo große öffentliche Intereſſen knüpfen, 
der Staat ſelbſt fie bauen müſſe, eine Forderung, die er, der 
Vertreter einer Aftiengejellihaft, mit den ftärfiten Accenten 
geltend madt, um noch in legter Stunde vor dem Prinzip der 
Privatbahnen zu warnen. Er findet es eigentümlidh, daß das 
Publikum, mährend bei Kanälen und Kunititraßen nie viel nadı 
dem Gewinn vom Anlagelapital gefragt worden jei, in Geſprächen 
über Eijenbahnen jelten etwas anderes als den Gewinn vom An- 
lagefapital, fait nie den öffentlichen Nuten erörtere. Es verdiene 
rühmliche Anerfennung, daß die Hegierung der Privatipefulation 
gegenüber den Gefihtspunft des öffentlichen Wohles hervorgehoben 


und fic) Zeit zur Überlegung über die zweckmäßigſte er der Aus- 
Bergengrün, Devid Haniemann. 
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führung von Eijenbahnen gelaffen habe, wenn auch infolgedejjen 
der Beginn der Bauten in Preußen etwas verjpätet eintrete. Der 
Spealzuftand wäre es, wenn die Bahn foftenlo8 zur Benugung 
hergegeben werben fünnte, jo daß dieje, wie bei den Kunftitraßen, 
nur die KRoften der Unterhaltung und des Betriebes aufzubringen 
brauchte. „ES baue daher der Staat die Eijenbahnen.“ leid) 
aber jtellt fi) Hanjemann auf den Boden der Wirflichfeit und 
befchränft die Frage darauf, ob es jtatthaft fei, von den Erträgen 
der Bahn nicht nur die Verzinſung des Anlagefapitals, jondern 
unter allen Umft änden auch noch eine Revenue zu beanſpruchen 
Er enticheidet fich unbedingt dagegen. Die auf indireftem Wege 
durch den gejteigerten Verkehr gezeitigten Vorteile müſſen reichlichen 
Erjag für den Verzicht auf dieje Einnahmequelle bieten. Kann 
der Staat fich zu der Befolgung diejes Grundjages aber nicht ent- 
ichließen, jo muß er ſich jedenfalls die freie Beitimmung darüber 
vorbehalten, „ob. von allen Eijenbahnen ohne Ausnahme oder nur 
von einigen und in welchem Maße eine Revenue direft bejchafft 
werden und wie lange Zeit dies geichehen joll. Daher baue der 
Staat die Eiſenbahnen.“ — Wird die Heritellung der Eilenbahnen 
der Privatinduftrie überlajjen, jo wählt dieſe nur die rentablen 
Linien. Der Staat muß aber die Wohlthat der Fifenbahnen aud) 
jolchen Gegenden zuwenden, „wo durch jehr wohlfeile Transport- 
mittel erſt der Verkehr beträchtlich gemacht und die Boden-Kultur 
gehoben werden ſoll.“ Nur der Staat fann aber überſchüſſe 
rentabler Bahnen zum Bau unrentabler, aber nicht minder not- 
wendiger, verwenden. „Alſo baue der Staat die Eilenbahnen.“ 
— Bei Privatbahnen muß das Unternehmerinterejje notwendig in 
vielen Fällen mit dem öffentlichen kollidieren; bei Staatsbahnen 
fällt diefer Gegenjag fort. Wie viel leichter ift da die Löſung der 
jchwierigen Frage nad) dem Verhältnis der Eijenbahnen zur Poſt! 
„Wie teuer es den Staaten zu ftehen fommen kann, wenn fie die 
wichtigften Verkehrsmittel in privilegierte Privat-Hände legen, hat 
das Haus Thurn und Taris gezeigt.“ Millionen haben die Ent- 
ſchädigungsſummen betragen,. welche ihm für den Berzicht auf das 
Boftprivilegium bezahlt werden mußten. „Warum unfern Nach— 
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fommen, ſelbſt jchon den Zeitgenojien, nicht nur die Möglichkeit 
fondern die höchſte Wahricheinlichfeit der Yeiftung ähnlicher Opfer 
auferlegen, wenn dies jo leicht vermieden werben fann? Das 
ficherite, einfachſte Mittel ift gegeben: es baue der Staat die 
Eiſenbahnen.“ 

Hanſemann war überzeugt davon, daß ſeine ſo beredt vor— 
getragenen Gründe für den Bau der Eiſenbahnen durch den Staat 
nicht zu widerlegen ſeien. Er gab aber zu, daß unüberſteigliche 
Hinderniſſe der Verwirklichung ſeiner Anſichten im Wege ſtehen 
könnten. Ueber die Natur derſelben ſprach er ſich nicht weiter 
aus; denn ſie lagen auf einem Gebiete, deſſen Erörterung hier 
nicht am Platze war. Wohl ſtreifte er kurz die finanziellen Be— 
denken gegen die Aufnahme großer Anleihen. Hinter dieſen ſtand 
aber doch ſtets das Schreckgeſpenſt der Reichsſtände, ohne deren 
Einberufung und Befragung nach dem Geſetze von 1820 Anleihen 
von dem Umfange, wie ſie Eiſenbahnbauten erheiſchten, nicht 
möglich waren. Deshalb bezeichnete er als ſeine eigentliche Auf— 
gabe die Erörterung, wie bei dem Bau für Privatrechnung von 
den Vorteilen der Anlage für Staatsrechnung ſoviel als möglich 
zu retten ſei. Die Eiſenbahngeſetzgebung und »politif muß ge— 
tragen jein von dem leitenden Grundjag: „Die Privatunter- 
nehmer . . find als Mittel zum Zweck, nicht als Zwed, — fie 
find als Notwendigkeit zu betrachten, mit der man jich abfinden 
muß, weil jonjt der Zwed nicht zu erreichen wäre.“ Wenn man 
aber einmal zu dieſem Mittel greift, jo muß man den Privat- 
unternehmungen aud) die ihrer Natur nach eigentümlichen Lebens: 
bedingungen gewähren. „Die Staatsregierung muß (den Unter- 
nehmern) die Ausfiht auf Gewinn, d. h. auf eine ftärfere 
Revenue als die landesüblichen Zinjen bei hypothefarifcher Sicherheit 
oder jonit bei der Anlage des Kapitales in Staatspapieren ge- 
währen; ſonſt würden fie fein Kapital zu einer Anlage hergeben, 
die auch mit PBerluft verbunden jein fann. Aber die Staats- 
regierung braucht den Unternehmern feinen größeren Gewinn zu 
gewähren, als zur Erreihung des Zwedes erforderlich ift; fie 
darf es aud) nicht, denn fie hat die Pflicht der Beförderung des 
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größten allgemeinen Nutzens.“ Es muß einerjeitS das „Privat- 
Intereſſe in jolche Grenzen gebracht werden, daß es dem Staats- 
Intereſſe nicht zu jehr ſchadet; auf der anderen Seite darf es 
nicht ſoweit bejchränft werden, daß’ die Neigung, Aktien zur Er: 
werbung eines Gewinnes zu nehmen, gelähmt werde und daß 
der mwohlthätige Einfluß des Strebens nad) Gewinn auf die vor- 
teilbaftefte Gefchäftsführung mejentlich geſchwächt werden könnte.“ 
Bon diejen Gefichtspunften aus werden nun teils neue, teils nod) 
nicht genügend beachtete Forderungen erhoben: der Staat muß 
bei der Vergebung von Konzeſſionen fich Far über die Richtung 
der notwendigiten Bahnen im Staatsgebiet jein; er muß ein 
Eijenbahniyftem im Auge haben; Zeiljtreden innerhalb diejes 
Syitems dürfen nur unter der Bedingung fonzejfioniert werben, 
daß jie jederzeit an die Unternehmer der umfajjenderen Linie, von 
welcher fie eben einen Teil bilden, übergehen fünnen; eine be: 
jondere Eijenbahntommilfion beim Staatsminijterium, bejtehend 
nicht nur aus Beamten, jondern aud aus Ffaufmännifchen, 
induftriellen und techniichen Sachverftändigen wird bei dem ſich 
von Jahr zu Yahr häufenden Umfang der Eifenbahngeichäfte 
zur Notwendigkeit. Die unerläßlichite aller Bedingungen aber, 
wenn die Eilenbahnen von Privatgejellihaften gebaut werden 
jollen, ift die Amortijation des Anlagefapitals und der Vorbehalt 
des Rechtes für den Staat, unter gewiſſen Umftänden das Eigen- 
tum der Bahn zu erwerben und deſſen Abtretung an andere 
Unternehmer zu erzwingen. Hanſemann weiſt darauf bin, daß 
diejer Borbehalt ſich in den Konzeifionsbedingungen aller nord: 
amerifanijchen Bahnen finde. Er ſei das einzige Mittel, um aud) 
bei Privatbahnen zu den niedrigften Transportpreijen und damit 
zu dem größten Nuten der Eifenbahnen zu gelangen. 
Hanfemanns Vorjchläge in dieſer Hinficht find in Kürze 
folgende. Die Amortijation geichieht vom Geminn, als welchen 
er das betrachtet, was über 5°/, Zinien an Revenuen verdient 
wird. Die eine Hälfte des Gewinnes mag nad) Abzug gewiſſer 
Zahlungen für die Poſt und den Nejervefonds den Aftionären zu- 
fließen; die andere Hälfte dient zur Amortijation des für den 





Amortifation des Anlagefapitald bei Privatbahnen. 197 


eigentlihen Bahnbau nebit Gebäuden verausgabten Kapitals 
(eventuell auch zur Dedung von Anleihen). Es werden bis zu 
diefem Betrage die Aktien aufgefauft und vernichtet, jo daß beim 
Schluſſe diefer Operation noch ein dem Werte des Betriebsmaterials 
entiprechendes Aftienfapital übrig bleibt. Die Inhaber des 
legteren bilden noch immer die urfprüngliche Gefellichaft und be- 
fißen alsdann die Mafchinen, Wagen und Utenfilien, das ge- 
jammelte NRejervefapital, den foftenfreien Gebraudy der Bahn. 
Um die Unternehmer zu einer möglichſt jchnellen, mit Erniebrigung 
der Transportpreife verbundenen SKapitaltilgung zu veranlafjen, 
müßte auf dieje jchon in den Konzeſſionsbedingungen eine Prämie 
derart gejegt werden, daß, je rafcher die Amortijation vor fich 
geht, die Zeit um jo länger bemejjen wird, in welcher der 
Aktiengejellichaft die Konzelfion zu unveränderten Bedingungen 
noch nad) der Amortijation verbleibt, eine Zeit, in welcher fie fid) 
in der denkbar günftigiten Gefchäftslage befindet. Nach Ablauf 
diefer Zeit geht die Bahn entweder in den Befit des Staates 
über, indem er das noch nicht amortifierte Kapital bezahlt, oder 
er ändert die Konzeffionsbedingungen nad) jeinem Ermefjen. In 
jedem Falle müßte der Staat jpätejtens jechzig Jahre nach der 
Konzeifionserteilung die Bahn erwerben fönnen. 

So jehr in allen diefen Vorichlägen das Intereſſe des Staates 
in den Vordergrund geftellt ift, jo wenig verfannte Hanjemanı, 
daß bei dem Verzicht auf den Staatsbau die Zukunft der Eiſen— 
bahnen von der finanziellen Blüte der Aftiengejellichaften abhänge 
und dieje wiederum von einer guten Verwaltung und zweck— 
mäßigen Drganijation. Er opponiert daher gegen Rothers die 
Bemwegungsfreiheit und Sicherheit der Aftiengejellichaften über- 
mäßig beeinträchtigende Vorſchläge, aus denen die „Allgemeinen 
Bedingungen“ für die Konzeifionierung von Eifenbahngejellichaften 
hervorgegangen waren. So verurteilt er die Feſtſetzung eines 
Gemwinnmarimums, nad) deſſen Überfchreitung dem Staat einjeitig 
das Recht zu beliebiger Herabjegung der Transportpreije zuftehen 
jollte; denn in diefem Fall würden die Gejellichaften waährſcheinlich 
alles Intereſſe daran verlieren, durd; VBervollfommnung der Trans- 
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portmittel und der Gejichäftsführung einen über das feitgejtellte 
Mat hinausgehenden Gewinn zu erzielen. Bejonders wendet er 
fi) gegen alle dehnbaren und unbegrenzten Verpflichtungen, durch 
welche die Gejellichaften von dem Wohlmollen der Regierung ab- 
bängig werden, anftatt auf einem feiten Rechtsboden zu ftehen. 
Hierbei hatte er namentlid die Anjprüche der Poftverwaltung 
jowie die den Bahnverwaltungen zugemutete faſt unbejchränfte 
allgemeine Entihädigungs- und Haftpflicht im Auge. Ebenſo be- 
ftimmt jprad er ſich gegen das Inſtitut ftändiger Eifenbahn- 
fommifjare aus, von denen er eine das Verantwortlichfeitsgefühl 
der Pireftionen lähmende Einmiſchung in die Verwaltung be: 
fürchtete, ohne daß er fich von diejen büreaufratiichen Beamten 
eine tiefere Cinficht in die wirklichen Bedingungen und Erforder— 
nifje des Gijenbahnbetriebes veriprechen fonnte. 

Zum Schluß erörtert Hanjemann noch die Frage, wie Die 
Berfafiung einer Aftiengejellichaft beichaffen fein muß, um wirklich 
zwedentjprechend zu jein, und vergleicht die Statuten der Preußifch- 
Rheiniichen und die urjprünglichen Statuten der Rheiniſchen Eiſen— 
bahngelellihaft als Beijpiele guter und fehlerhafter Statuten. 
Bon höchſtem Intereſſe ift dabei die unbefangene Darftellung der 
natürlichen Mängel einer jeden Aftiengejellichaft, ihrer Gefahren 
und Verſuchungen, jowie der Mißbräuche, welche, wenn auch nicht 
notwendig, jo dod) ſehr häufig als ihre Begleitericheinungen auf- 
treten. Dieſer Abjchnitt ift um jo bemerfenswerter, als jein Ber- 
Verfaſſer ja ſelbſt Gründer, Leiter und Vorkämpfer einer um ihre 
Eriftenz ringenden Aftiengejellichaft war. Es gehören dieje kurzen mit 
Ihonungslojer Wahrheitsliebe und größter Freimütigfeit geichriebenen 
Säte (S. 110—116) zu den lejenswertejten Partien des Buches. 
Sie machen Hanjemanns Wahrhaftigkeit und Scharfblid die größte 
Ehre, aber auch jeiner Klugheit, mit der er davor warnt, durch 
ängjtliche PBolizeivorjchriften den Aftienjchwindel zu befämpfen und 
das Kind mit dem Bade auszujchütten. 

Die Schrift fand die gebührende Beachtung.) Ein Kritifer 

1) danſemann verſandte ſie an alle deutſchen Fürſten, die höheren preu— 
ßiſchen Beamten und viele andere einflußreichen Berjonen. Von den Empfangs 
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äußerte, fie bejtätige, daß „der Verfajier von ‚Preußen und Frank— 
reich‘ einer der feinften Köpfe jei, die wir Haben.“ Bejonders 
erfreut war der Kronprinz über das Buch. Auf die Nachricht, daß 
Hanjemann fic) zur Heimreije anſchickte, befahl er ihn Anfang 1837 
eilig au fi, um ihm perjönlich für die Gabe zu danken und den 


beftätigungen, welche jajt durchweg zuftimmend und zum Teil jehr anerfennend 
lauteten, ift die des Grafen Brühl zu Potsdam am bemerfenäwerteiten, weil fie 
eine abweichende und fehr originelle Auffafjung vom Eifenbahnweien zum Aus- 
drud bringt. Der Brief lautet: 

Botsdam, d. 22. Februar 1887. 

„Euer Wohlgeboren jage id; meinen verbindlichiten Dank für gefällige 
Ueberjendung Ihrer interefianten Schrift über die Eifenbahnen. Obgleich ich kein 
Kapitalift bin, und in diefer Hinficht aljo unmittelbar fein Theilnehmer an den 
Actten-Bereinen jein fann, jo intereffirt mid) dod) alles, was ein Fortſchreiten 
in der Kunft und Wiſſenſchaft beweifet und zum allgemeinen Bejten bei— 
tragen fann. 

Ich halte die Eijenbahnen für unendlich wichtig, um mit leichter Mühe, 
folglid) auch mit weit geringeren Koften, große Laſten fortzubringen. Die große 
Schnelligkeit tft dabei, nadı meiner Ueberzeugung, von feiner fo großen Wichtig: 
teit. Ja fie kann fogar in mandyer Beziehung fehr nadhtheilig einwirken, Darum 
würde ich die Eifenbahn jiets nur mit Pferden, nidyt mit Dampfwagen be- 
fahren lafjen. Auf WaarensTransporte fann die große Schnelligkeit doch nicht 
angewendet werden. Beim Pferde-Transport fann man bequem mit 2 PBrerden 
220 Gentner fahren, und die Reifenden mit einem leichten Wagen legen die 
Meile, zu welcher fie auf der Ehaufjee 3/, Stunden brauchen, in 20 Minuten 
zurüd. 

Eine größere Geſchwindigleit ift wahrlid nicht nöthig. — Beim Pferde: 
Transport wird das oft theure Brennmaterial erfpart, und der Landwirth ver: 
liert nit an feiner Pferde-Zuht und am Berlauf der nöthigen Fouragen. — 
Die Fahrten auf Locomotiven find theild gefährlich, theils nach meiner Ueber: 
jeugung wegen der jo großen Schnelligkeit in einer gewiſſen moraliſchen Be: 
ziehung fehr nadtheilig, denn es fommt dadurd unter die Menſchen eine Art 
von Unruhe und unſtetem Wefen, welches jelbjt der häuslichen Erijtenz Schaben 
bringen muß. — Wer ſo ſchnell und leicht 80 bis 50 Meilen reifen kann, der 
will auch immer bin und ber fahren und nicht mehr zu Haufe bleiben, viel: 
mehr treibt ihn die Reileluft in die Ferne. — So etwas muß dem Menfchen 
nicht allzuleicht gemacht werden, es ift ihm wahrlich nicht gut, und wenn neuerlich 
in einer Zeitichrift als ein Vorzug der Eifenbahnen und Dampfwagen bemertt 
wird, daß diefelben endlich dazu beitragen würden, die Nationen unter fich zu 
verfjhmelzen und alle Nationalität aufzuheben, jo fann ich cben dies mur ein 
Unglüd nennen.“ 
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Gegenjtand auch noch mündlich mit ihm zu erörtern. Das Urteil 
über die Schrift ift in der fahmänniichen Welt immer günftiger ge- 
worden, obgleich die Entwidelung der Eifenbahnen nicht ganz in den 
von Hanſemann gewünjchten Bahnen erfolgte und feine Aufftellungen 
im einzelnen nicht überall das Richtige trafen. Die fachmänniſche 
Eilenbahnlitteratur rühmt ihr heute einftimmig nad, daß bier mit 
bemunderungsmwürdiger Divinationsgabe und feinftem Berftändnis 
das wahre Wejen der Eijenbahnen und die eigentümlichen Be- 
dingungen ihres glüdlichen Gedeihens erfaßt und dargeftellt worden 
jeien. . 

Als Hanjemann etwa ein halbes Jahr nad) dem Erjcheinen 
jeiner Schrift wieder nach Berlin fam,') hatte er die Genugthuung, 
die Eijenbahnberatungen der Staatsregierung in jeinem Sinne 
gefördert vorzufinden.) Vor allem waren die Fragen ber 
Amortijation und des Heimfalls der Bahnen an den Staat in 
ernftliche Erwägung gezogen worden. Ende Yanuar 1837 hatte 
der König vom Staatsminifterium eine aus hohen Beamten fait 
aller Verwaltungsreſſorts beftehende Kommiljion beftellen laſſen, 
welcher die bejondere Prüfung diefer Fragen im Zuſammenhang 
mit der nad) der Entihädigung der Poſt aufgetragen wurde.’) 
Allmählich traten im Staat3minijterium hierüber zwei entgegengejeßte 
Anfichten hervor. Die eine, von der genannten Kommilfion vertreten 
und mit bejonderer Wärme vom Kronprinzen befürwortet, war die den 
Aktiengeſellſchaften günftigere. Sie verlangte feite Normen für die 
Auseinanderjegung zwiſchen Poſt und Eifenbahnen und wollte die 
legteven vor der Willfür einer eiferfüchtigen Poſtverwaltung ſchützen. 
Nach dieſer Anficht war von den Eijenbahngejellichaften eine ſich 
nad) der Höhe des Reinertrags abftufende Steuer zu erheben, aus 
welcher die Boitverwaltung für eine etwaige Einbuße ihrer Ein- 
nahmen entjchädigt und zugleich die allmähliche Amortijation der 

1) © ©. 181. 

2) Er bezeugt dies ausdrüdlich in dem Vorworte zu der unten erwähnten 
Schrift. 


3) Gleim, Zum 3. November 1888. Archiv für Eiſenbahnweſen 
1888. ©. 814 ff. 
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Aftien bejtritten werden konnte. Nah Ablauf von dreißig 
Betriebsjahren jollte der Staat das Recht zum Fäuflichen Erwerb 
der Eijenbahnen erhalten. Das maren Vorjchläge, die denen 
Sanfemanns jo nahe famen, daß die Einwirkung feiner Schrift 
unverfennbar iſt. Die andere Partei, welcher der Generalpoft- 
meifter angehörte, wollte der Poft nicht das geringite Dpfer zu 
Gunften der Eijenbahnen zumuten; fie beftand darauf, daß, wie 
die bisherigen Konzejfionsbedingungen es vorjchrieben, auch in 
Zufunft jede Eijenbahngejellichaft für jich einen Ausgleich mit der 
Poftverwaltung herbeizuführen habe, verwarf die Aftienamortijation 
als zwedlos, jomit auch die Erhebung einer Eifenbahnfteuer, und 
verlangte den bedingungslojen Anfall der Bahnen an den Staat 
nah 90 Jahren. An diefer Kontroverje beteiligte ſich nun Hanje- 
mann mit einer feinen gleichfall8 in Berlin verfaßten Schrift. 
„Preußens wichtigjte Eifenbahnfrage“.') Er trat mit überzeugenden 
Gründen für die erfte Anficht ein, wenn er aud) in den Details 
bie und da von ihr abwich. Seine Darlegungen verfehlten ihre 
Wirkung nit ganz. Kurz vor dem fie befannt wurden, hatte 
der König ſich für ein Minderheitsvotum des Staatsminijteriums- 
entichieden, das fi) die zweite Anficht zu eigen gemacht hatte. 
Die Vertreter der entgegenjtehenden, von Hanjemann verteidigten 
Anſicht ſetzten es aber durch, daß auch diefe dem Staatsrate 
zur Prüfung überwiefen wurde. Und bier gelangte fie zum 
Siege. Auch der König war jet mit der Eijenbahnjteuer zum 
Zwed der Amortijation grundjäglich einverftanden. Da fid) aber 
fein fefter Anhaltspunft finden ließ, um die Höhe der Steuer zu 
beitimmen, jo wurde feitgefegt, daß erit drei Betriebsjahre der 
zweiten in Preußen Fonzejfionierten Bahn abgewartet werden 
jollten, um die nötigen Erfahrungen zu jammeln, und es behufs 
Entihädigung der Poft bis dahin bei der bisherigen freien Verein— 
barung zwijchen der Bojtverwaltung und den Eifenbahnunternehmern 
verbleiben ſolle. Mit diefer Klaufel wurde die Eifenbahnabgabe in 





I) Preußens wichtigſte Eifenbahnfrage.e Bon David Hanjemann. 
Leipzig und Halle. Rengerſche Buchhandlung (Friedrich VBoldmar). 1887. 
19 Eeiten und 2 Tabellen. 
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das Eijenbahngeieg aufgenommen.) Schon die vorhin erwähnte, 
Ende Januar 1837 vom Staatsminifterium niedergejegte Kommiſſion 
hatte auf Grund der bisherigen Beratungen einen Gejegentwurf 
ausgearbeitet. Derjelbe wurde im Laufe der Zeit bei feinem 
Gange durch die verjchiedenen Inſtanzen als Staatsminifteriunt, 
Staatsrat, König wiederholt umgeftaltet, wenn auch die Grund: 
züge der „Allgemeinen Bedingungen“ von 1836 mit vielen von 
Hanjemann befämpften Beitimmungen beibehalten wurden. Endlich 
am 3. November 1838 erhielt das „Geſetz über die Eifenbahn- 
Unternehmungen“ die fönigliche Sanftion. 

Dieſes preußiiche Eifenbahngejeg, welches bis auf den heutigen 
Tag durd fein anderes abgelöft worden ift, war eine legislative 
Schöpfung ganz eigener Art. Kein anderer Staat hatte ſich noch 
an die Regelung diefer neuen Materie durch ein Geſetz heran— 
gewagt. Bei jeiner Beurteilung muß wohl im Auge behalten 
werden, daß es zur einheitlichen Ordnung von Verhältniſſen be- 
itimmt war, deren Bedeutung und Umfang nur in allgemeinen 
Umrifjen befannt waren, deren Gejtaltung im Einzelnen ſich nod) 
gar nicht überjehen ließ, ja die eigentlich; zum großen Teil über: 
haupt noch gar nicht erijtierten. Hieraus erflärt fich die außer: 
ordentliche Sorgfalt und Langſamkeit, mit der es vorbereitet worden 
war, obgleich es nur 49 furze Baragraphen enthielt; hieraus auch 
der an den Schluß geſetzte Vorbehalt fünftiger, durch das Bedürfnis 
gebotener Abänderungen und Zuſätze, endlich die große Dehn- 
barfeit jeiner Beitimmungen in Bezug auf die Unternehmer, die 
Eijenbahngejellichaften. Der Staat wollte jeine unveräußerlichen 
Rechte wahren, von den Eijenbahngejellihaften nicht abhängig 
werden, ihnen die Intereſſen der Allgemeinheit nicht aufopfern. 
Da er aber die Entwidelung der Verhältnifie nicht überjehen und 
jomit auch die Konjequenzen jeiner eigenen Geſetzgebung nicht zu 
ermeſſen nermochte, jo ordnete er dem leitenden Gefichtspunfte die 
Rüdficht auf das Bedürfnis der Gejellichaften nach einem ficheren 
Rechtsverhältnis zum Staate und zum Publikum zu fehr unter. 


1) Zur wirffihen Erhebung ift die Steuer nie gelangt, da die Privatbahnen 
einige Jahre darauf bereits ftaatliher Unterftüpungen bedurften. 
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Er behielt fid) in einer Reihe von Fällen das Recht vor, 
nad) freiem Ermefjen handeln zu können. Hierin liegt die Schwäche 
des Geſetzes und alles fam jomit auf die Weisheit, mit der es 
gehandhabt wurde, an. Mißbrauchte die Kegierung ihre weiten 
Kompetenzen gegenüber den Aftiengejellichaften nicht, jo Fonnte 
es ohne Frage jegensreich wirfen. So bieten ſich zur Beurteilung 
des Eilenbahngejeges von 1838 verjchiedene Gefichtspunfte dar. 
Daß es ein halbes Jahrhundert überdauert hat, daß unter feiner Herr- 
ichaft das preußiſche Eiſenbahnweſen zu dem heutigen Stande gedeihen 
fonnte, iſt jeine glänzendjte Rechtfertigung. Treitſchke nennt es die 
legte geieggeberijche Großthat des abjoluten Königtums und jeines 
Beamtentums. Aber auch die äbfällige Beurteilung, welche e8 von 
jeiten der Aftiengejellichaften erfuhr, iſt völlig begreiflich. Diefe 
fonnten nicht wifjen, in welchem Geijte es ausgeführt werden würde. 

Als fich die beiden Häupter der Rheiniſchen Eijenbahngejell- 
ichaft, der Präfident von Dppen und Hanjemann, der Bizepräfident, 
im November 1838 in einer michtigen Angelegenheit, wie wir 
hören werden, nad) Berlin begaben, fanden fie dort das fertige 
Geſetß vor. Welche Erregung dasjelbe innerhalb der Direktion 
hervorrief, bezeugen die Briefe, die Hanſemann von jeinen 
Kollegen aus Nahen und Köln zugingen. Der eine jchrieb, die 
ihlimmiten Befürchtungen jeien eingetroffen; ein anderer, das 
Eiſenbahngeſetz sei jehr jchlecht, wenn es auch noch jchlechter hätte 
jein fönnen; ein dritter, daß nur durch Hanjemanns Thatkraft und 
Geſchick die ſchlimmſten Folgen für die Eifenbahngejellichaft ab- 
gewendet werden könnten. „Auf Sie, den Helfer in der Not,“ heißt 
es in einem Briefe!) „find jetzt aller Augen gerichtet und, ſowie 
Sie einft Aachen gerettet haben, werden Sie jet auch, jo hofft 
man, die Provinz, d. h. den inbujtriellen Teil derjelben, retten.“ 
Hanjemann fiel alio die Aufgabe zu, durch neue Verhandlungen 
mit der Staatsregierung eine Abänderung, eine günftige Inter— 
pretation oder eine möglichft jchonende Ausführung der am 
drüdenbditen empfundenen Beitimmungen des Geſetzes herbeizu- 


1) C. E. Dahmen an Hanfemann. 2. Dezember 1888. 
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führen. Als joldye galten die Beitimmungen über die Verhütung 
von Aktienſchwindel, über die Erpropriationen, die unbegrenzte Haft- 
pflicht für alle aus der Bahnanlage erwachſenden Entichädigungs- 
anjprüche und die ebenſo unbegrenzte Pflicht zum Erſatz aller im Be- 
triebe entitehenden Schäden an Perſonen und Gütern, die anderen Ge— 
jellichaften geftattete Konkurrenz in der Benugung der Bahn und die 
zu furze Friſt von 30 Jahren für die Befugnis des Staates zum An- 
faufe der Bahn. Hanjemann teilte dieſe Ausftellungen vollitändig; 
entiprachen fie doch völlig jeinen in den beiden Eifenbahnfchriften be— 
gründeten Anjchauungen. Aber er überzeugte fi) bald davon, daß die 
Befürchtungen, welche durch den Anhalt des Geſetzes fic rechtfertigen 
ließen, im Hinblid auf den guten Willen der Staatsregierung, die 
Eifenbahnunternehmungen nicht zu jchädigen, übertriebene jeien. 
Wenn auch feinen auf Mopififation einzelner Paragraphen ge: 
richteten Anträgen jeiten® der Regierung feine Folge gegeben 
wurde, jo machte er doc die erfreuliche Wahrnehmung, das; 
ganz allmählich; die Anficht Fuß zu fallen begann, die Re 
gierung dürfe fich nicht darauf beichränfen, die Eijenbahn- 
verhältnifje gejeglidy zu ordnen, jondern müſſe fie durch Zins: 
garantien und Geldvorichüffe auch pofitiv fördern. Bis Diele 
Überzeugung durchdrang, vergingen freilich noch einige Jahre und 
vollends zu der Notwendigkeit der Staatseifenbahnen wollte fich 
damals noch immer niemand im Staatsminifterium befennen. Die 
Richtung indefjen, welche die Ausbildung der Regierungsanfichten 
über das Eijenbahnmefen zu nehmen anfing, erfüllten ihn ſoweit 
mit Genugthuung und Hoffnung, daß er, wenn auch mit leeren 
Händen aus Berlin zurücdgefehrt, doch aus voller Überzeugung in 
der ordentlichen Generalverfjammlung vom Mai 1839 der Furcht 
der Aktionäre vor den üblen Folgen des Gejeges und ihrem Miß- 
trauen gegen die Abfichten der Regierung entgegentreten fonnte. 
Doch hatte er in diefer Generalverfjammlung einen harten Stand. 
Derjelbe Jakob Springsfeld, der Hanjemanns „Preußen und Frank— 
reich“ jo lebhaft verteidigt hatte, trat ihm hier mit der Forderung 
entgegen, die Aftenftüce und Schriften mitzuteilen, auf Grund deren 
die Direktion im Jahre 1837 die Überzeugung gewonnen habe, 
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daß das Eijenbahngejet billige Beitimmungen über das Verhältnis 
der Eifenbahngejellichaften zum Staat und zum PBublitum ent- 
halten werde;!) nur das Vertrauen Hanjemanns in die Abfichten 
der Regierung, das ſich jet als ungerechtfertigt erwiejen, habe 
die Generalverjammlung vom 16. Dftober 1837 zu dem Entjchluffe 
den Bau zu beginnen bewegen fönnen; der Bau wäre unter: 
blieben, wenn man das Geſetz ſchon damals gefannt hätte. 
Hanjemann gab alle Mängel des Geſetzes zu und geftand, daß die 
Direftion fich ihre Überzeugung nicht auf Grund von Dokumenten, 
jondern auf Grund perjönlicher, im Verkehr mit den Staats- 
beamten gewonnener Eindrücke gebildet habe; an dieſer Üüber— 
zeugung, daß die Staatsregierung aufrichtig die Eijenbahnunter- 
nehmungen jchügen und fördern wolle, halte er auch jeht un- 
erfchütterlich feſt. Er erinnerte daran, wie in allen Ländern das 
Neue und Große ftets das Beitehende, melches fic ändern müjje 
oder wejentlid) verlegt werde, gegen ſich habe und wie in Yranf- 
reich ebenfalls den Eijenbahnen höchſt unvorteilhafte Bedingungen 
auferlegt worden jeien. Die Berjammlung dürfe feft darauf 
bauen, daß die meijten hohen Staatsbeamten von der Wichtigkeit 
des Einflufjes der Eilenbahnen auf das Wohl der Staaten und 
Völker durchdrungen jeien. Kräftig jefundierte ihm der Ober— 
präfident von Bodelſchwingh, welcher als königlicher Kommijjar 
der Verſammlung beimohnte. Bodelſchwinghs VBerdienfte um Die 
Eijenbahnjache in den Rheinlanden waren unbeftritten und nichts 
fonnte zu den guten Abfichten der Regierung größeres Vertrauen 
einflößen, als dab auch dieſer höchite Vertreter der Regierungs— 
gewalt in der Provinz die Mängel und die Berbefjerungsbedürftigfeit 
des Gejeges willig anerfannte. So wurde denn der Sturm be- 
ihwichtigt, der nadı Hanjemanns Zeugnis?) faft zu dem Bejchlufje 
geführt hätte, die vor einem Jahre begonnenen Bauarbeiten wieder 
einzuftellen. Die Direktion wurde beauftragt, in jeglicher ihr zwed- 
mäßig jcheinenden Weiſe darauf hinzumirfen, daß eine Mobdififation 
des Geſetzes herbeigeführt werde. 

1). ©. 182, 

) In der Borrede zu feiner „Nritit des Breußiichen Eiienbahngejeges“. 
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Die Direktion hielt e$ für das flügfte, den Gegenjtand zu- 
nächft ruhen zu lafien. Es wurden im folgenden jahre feine auf 
ihn bezügliche Eingaben an die Regierung gemacht und dieſes 
Verhalten in der Generalverfammlung vom 15. Mai 1840 da- 
mit begründet, „daß die Zeit bei einer im Staatenleben jo neuen 
Einrichtung, wie die Eilenbahnen es find, jicherlich eines der wirf- 
jamjten Mittel, um die Gejeßgebung zu verbejlern,“ jei. Bon 
einer ähnlichen Erwägung ging Hanjemann aus, wenn er die jo 
nahe liegende Abficht, das Eijenbahngeje einer öffentlichen Kritik 
zu unterziehen, erjt verhältnismäßig ſpät ausführte, obwohl er ja 
mit dem Gegenitande aufs beite vertraut war. Er wollte nur zur 
‚Feder greifen, wenn wenigftens einige Ausficht vorhanden war, 
daß er damit praftiichen Nugen ftiften, auf die Entſchlüſſe der 
Regierung einwirken könne. Ende 1840 glaubte er aber einen jo 
bedeutiamen Umſchwung in den Anfchauungen der maßgebenden 
Kreije fetitellen zu fönnen, daß ihm eine wejentliche Abänderung 
des Eijenbahngejeges bevorzuftehen jchien. Unzweifelhaft wurde 
diefe Ausficht durch den am 7. Juni 1840 eingetretenen Regierung» 
wechjel in Preußen vermehrt; denn mit Friedrich Wilhelm IV. ge- 
langte einer der feurigiten Berehrer des Eifenbahnwejens auf den 
Thron. So ließ denn Hanjemann Ende 1840 jeine jchon im 
‚srühling und Sommer ausgearbeitete „Kritif des Preußiichen 
Eijenbahngejeges vom 3. November 1838“ erjcheinen.') 

Wenn Haniemann den Aktionären der Rheinijchen Eiſenbahn 
gegenüber einer milderen Beurteilung des Gijenbahngejeges das 
Wort geredet hatte, jo übte er hier, wo es die Geſetzgebung zu 
beeinfluffen galt, eine überaus jcharfe Kritif, ohne jedoch die 
Regierung jelbit eigentlih zu verlegen. Einen Vorwurf madıt 
er der legteren daraus, daß in der Kommiſſion die Vertreter aller 
Bermwaltungszweige zu Worte gefommen jeien, niemand aber nad) 
den berechtigten Wiünjchen der Unternehmer gefragt habe. So jei 
ein Geſetz zu ftande gefommen, das auf die Aktionäre den Eindrud 
9) Keitit des Preußiſchen Eiſenbahn⸗Geſetzes vom 8. November 1888. 


Bon David Hanjemann. Nahen und Leipzig bei J. A. Mayer. 1841. 80, 
161 Seiten. 
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machte, als wolle es dem Staat die gejeglicdyen Mittel zum Ber- 
derben der Geiellichaften an die Hand geben, eine Meinung, Die 
fich beionders in der Rheinprovinz ausgeiprochen habe, wo man 
den Rechtsichug vorzugsweile von den Gejegen, weniger von dem 
Billigfeitsgefühl der Regierung zu erwarten gewohnt jei. Eigent- 
lid) müßte der Staat einen beträchtlichen Theil jeiner finanziellen 
Mittel auf Eifenbahnbauten verwenden. Wenn er diefen Grund- 
ja aber noch nicht anerfennen wolle, jo dürfe er doch wenigftens 
den PBrivatunternehmern nicht mehr Laſten und Beichränfungen 
auferlegen, als im Intereſſe der Allgemeinheit unbedingt geboten 
jei, und fie in einen rechtlojen Zuftand verjegen. Es war ein 
Bormwurf, den er ähnlich auch auf anderen Gebieten gegen den Staat 
erhob. „Rechtlos ift diejer (Zuſtand) zu nennen,“ jagt er, „wenn 
die geieglichen Beſtimmungen jo beichaffen find, daß der Ertrag 
der Unternehmung von dem Map der Billigfeit der Behörden ab- 
bängig gemadt wird. Wie jchön auch das Vertrauen auf dieſe 
Billigfeit, wie ehrend es für die Staatsregierung fein mag, — 
dieſe ehrt fich jelbft mehr und tritt mwürdiger auf, wenn fie das 
Recht billig feſtſetzt, als wenn ſie Rechtlofigfeit zu Recht erhebt 
und dann mit dem Grunde zum Vertrauen auf Billigfeit tröftet.“ 
Hanjemann geht die einzelnen Paragraphen des Geſetzes durch 
und jegt fich mit ihnen auseinander. Es find weſentlich die in 
jeiner erſten Eifenbahnichrift aufgeftellten Gefichtspunfte, die er als 
Mapitab an das Geſetz legt, indem er hie und da jeine früheren 
Ausführungen erweitert und aus den Erfahrungen der legten 
Sabre neue Argumente jchöpft. Am bemerfenswerteiten ijt jeine 
Polemik gegen die gelegliche Zulaſſung der Konkurrenz verjchiedener 
Transportunternehmer auf einer und derjelben Bahn!) ſowie gegen 
die Feitiegung eines Geminnmarimums durd) den Staat.) Zum 
Schluß jagt er: 
+) Für die Konkurrenz war mittlerweile 2. Camphauſen eingetreten in 
jeiner Schrift „Verſuch eines Beitrags zur Eifenbahn:Gejeggebung“. Köln 1888. 
160 Seiten. 
2), In dieſen Auseinanderjegungen heißt ed u. a. (S. 84): „ES jei mir 
erlaubt, hier unummunden nad) meinen Geihäfts-Erjahrungen zu erflären, was 
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„Betrachtet man dagegen die den Eifenbagngejellichaften auferlegten Laſten, 
die Unbegrenztheit derfelben, die vielen durd, das Staats-Intereſſe nicht einmal 
gebotenen Erjhwerungen, die ungemefjene Bevormundung und Gewalt, welche 
die Staatöverwaltung fich vorbehalten Hat und die dennod den Gefellichaften 
auferlegte, in der Gejepgebung ſonſt unerhörte Beraniwortlidteit . . , die 
nadhteifige Stellung der Eifenbahnen im Bergleihe gegen gewöhnliche Kunſt— 
tragen, jo ergiebt fi . . „ dab ihr Beftehen einzig und allein 
von der Billigfeit der Staatöbehörden abhängig gemacht worden tft, daß dieſe 
mithin im Widerfprude mit dem wahren Staatsinterefje durch diefes Gefeg die 
vorfihtigen SKapitaliften von Geldanlagen in Preußiſchen Eiſenbahnen abzu= 
mahnen jheint. — Man darf ſich hiernach nicht wundern, wenn untergeordnete 
Staats, ſtreis- und Kommunalbehörden mitunter die Anficht der Staats: 
regierung zu befolgen glaubten, wenn jie die Eifenbahn = Unternehmungen 
nicht fonderlich lebten und unterjtügten und zu deren Nachteil andere kleinere 
Intereſſen höher ftellten.“ 


Gleichwohl läßt Hanjemann die Echrift verjöhnlich ausklingen 
indem er freudig anerfennt, daß ſich ein Wandel in den Anfichten 
der Staatsregierung vollzogen habe, „welche billiger und mwohl- 
wollender gemwejen ijt, als ihr Eijenbahngejeg.“ Er hofft, daß nun 
ein neues Eijenbahngejeg zu jtande fommen werde und jteuert 
ielbjt einen Beitrag zu demjelben bei, indem er in 56 Bunften 
die zu befolgenden „Grundſätze eines neuen Eijenbahn-Gejeges“ 
formuliert. 
geihehen wird, wenn die Staats-Regierung nicht den erwähnten Grundjag aus 
dem Gefege entfernt. So lange eine Geſellſchaft noch fern von der Erreihung 
des Marimums ift, ſchadet der erwähnte Grundfag ihr nicht; es ift im Allge— 
meinen aber dod) nachteilig, daß er überhaupt im Geſetze fich befindet. Sobald 
indefjen der Gewinn dem Marimum nahe fommt, wird die Direktion der Gefell- 
ihaft überflüffige und unnötige Ausgaben machen, um die Überichreitung des 
Marimumsd zu verhindern; fie wird Mittel ſuchen und finden, wenn dejjenun- 
geachtet der wirklihe Gewinn beim Bilanz. Schluffe etwas über 10 Prozent be- 
trüge, ihn bis auf das zuläffige Marimum in der Bilanz zu ermäßigen und im 
folgenden Jahre durd; neue unnötige Ausgaben joweit zu abforbieren, daß er 
zum ferheren VBerbergen in der Bilanz nicht zu groß werde. Wenn eine Gefell- 
ſchaſt in eine folche glüdliche Lage geraten ift, fo wird man auf ihrer Eifenbahn 
immer jhönere und prädhtigere Wagen, die zierlichfte Bearbeitung der Böſchungen, 
neue Schwellen oder Schienen, wo die alten noch Hinreichten, ſchön gefleidere 
und überflüffig bezahlte UAngeftellte, mit einem Worte viel Luxus jehen; die 
Zransport-Preife aber werden nicht herabgefegt werben.“ 
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Dazu ift es nicht gefommen. Neue Ereignifje traten ein und 
die Entwidelung, zum Teil bedingt durch die Gejamtlage der 
preußiichen Politik, blieb derart im Fluß, daß, wie Hanjemann 
ſelbſt anerfannte, die Gefeßgebung ihr nicht jo rajch folgen fonnte, 
fondern fich auf Verordnungen von Fall zu Fall beichränfen mußte. 


Hand in Hand mit der hier geichilderten Wirkſamkeit für das 
preußiiche Eiſenbahnweſen im allgemeinen, ging die ganze Zeit 
über die fchwere, verantwortungsvolle Arbeit für das Zuftande- 
fommen der NRheiniichen Gifenbahn. Die Bauarbeiten machten 
rüftige Fortichritte und anderthalb Jahr nad) ihrem Beginn, am 
2. Auguſt 1839, fonnte die etwa eine Meile große Strede Köln— 
Müngersdorf unter angemefjenen Feierlichkeiten zur Vorfeier des 
Geburtstages Friedrich Wilhelms IM. für Bergnügungsfahrten 
eröffnet werden. Machen bereitete fich auf den Zeitpunft der Er- 
öffnung der ganzen Bahn vor, indem es Die notwendigen bau— 
lihen Vorausfegungen für die Anlage des Bahnhofes und die 
Erleichterung des Verkehrs von dort nad der Stadt zu jchaffen 
begann. Zu dem Zwecke wurde die Anlage neuer Straßen, das 
Niederreißen vieler Häuſer und ihre Erjegung durch Neubauten 
notwendig. Da die Aufbringung der erforderlichen Koſten aus 
jtädtiichen Mitteln auf Schwierigkeiten jtieß, jo gründeten der 
Dberbürgermeijter Emundts und Hanjemann die Aachener Bau— 
gejellichaft, ein faufmänniich geleitetes Aftienunternehmen, welches den 
Ankauf und Abbruch ganzer Häuferreihen und den Berfauf der 
Grundftüde nad) beftimmten, zwijchen dem Stadtrate, der Eiſen— 
bahndireftion und der Aachener Handelsfammer vereinbarten und 
von der Negierung gebilligten Bauplänen betrieb. Hanſemann 
bürdete fich zu feinen übrigen zeitraubenden Gejchäften hiermit eine 
neue Arbeit auf, die nicht immer erfreulicher Art war und ihm 
manche Gegnerichaft eintrug. Denn da der ftädtifche Berfehr durch 
den Bahnhof und die neuen Anlagen eine veränderte Richtung 
nehmen mußte und auch die großen Neubauten des im Entſtehen 


begriffenen neuen Stadtteils eine Entwertung vieler alter Häuſer 
Bergengrün, David Hanfenann. 14 


210 IV. Kapitel. 


im Innern der Stadt, ja ganzer Stadtteile befürchten liegen, zum 
mindeftens aber durch die Eifenbahn und was mit ihr zujammen- 
bing, viele beitehende Intereſſen gefährdet wurden, jo entitanden 
darüber lebhafte Streitigfeiten. Die mwirfli oder vermeintlic) 
Benachteiligten bejchwerten fi) nit nur in unverjtändigen 
Zeitungsartifeln über die grundftürzenden Neuerungen, jondern fie 
verdächtigten auch die an der Epite der Eilenbahn- und Bau- 
unternehmungen jtehenden Mitbürger, als ob dieje unter Dintan- 
jegung des öffentlichen Wohles nur ihren PBrivatvorteil rückſichtslos 
verfolgten. Wiederholt jah ſich Hanjemann genötigt zur Feder zu 
greifen, um durch Belehrung und Abwehr die erregte öffentliche 
Meinung zu einer ruhigen und gerechten Würdigung der ſtädtiſchen 
Intereſſen zurüdzuführen. 

Unvergleichlich viel größere Anforderungen an jeine Arbeits- 
fraft, Energie und Ginfiht waren ihm aber durch die Aufgabe 
einer genügenden Finanzierung der Rheiniichen Eiſenbahn jelbit 
geitellt. Wie wir jahen, hatte die Direftion im April 1838 die 
6000 neu geichaffenen Aktien an drei Kölner Banfhäufer, %. D. 
Herftatt, S. Dppenheim jun. & Comp. und J. 9. Stein, mit einem 
Agio von 5%, verkauft. Freilich hätte zur Unterbringung der 
Aftien auch ein anderer Weg eingeichlagen werden, fie hätten den 
Aktionären zum Nennmwerte überlajjen werden fünnen. Pod) lieh 
fi) die Direktion außer der Rückficht auf den baren Gewinn aud) 
durch die Erwägung leiten, daß einzelne Aktionäre bei ſtarkem 
Fallen der Kurſe leichter die weiteren Einzahlungen verweigern, 
als einige fapitalfräftige Unternehmer, bei denen ſowohl die Kraft 
wie die Neigung, ein zu tiefes Sinfen des Kurſes der Aktien zu 
verhindern, vorausgejeßt werden darf. Da nun die Chefs zweier 
jener Banfhäufer, Abraham Oppenheim und Schnigler (%. H. Stein), 
Mitglieder der Direktion waren, und Berftatt im Adminiftrations- 
rate jaß, jo glaubte man fich zu ihnen noch eines bejonderen, 
fachlichen, über die reinen Geldrüdjichten eines gewöhnlichen Af- 
tionärs binausgehenden Intereſſes für das Zujtandefommen der 
Rheinischen Bahn verjehen zu dürfen. Als dieſes Geichäft abge- 
ſchloſſen wurde, hatte bereit eine allgemeine Abwärtsbewegung 
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der Aftienfurje in Dentichland begonnen. Sie war einerjeits der 
natürliche Rückſchlag nad) einer jchnell eingetretenen und zu einer 
unvermuteten Höhe gebrachten Kursfteigerung; anderjeitS wurde 
fie durch das Zujammentreffen einer ganzen Reihe bejonderer Um- 
ſtände herbeigeführt. Beim Auftauchen der erften Eifenbahnprojefte 
war das deutjche Kapital jehr vorfichtig geweien; allmählich wuchs 
dann das PVertrauen in die Zukunft der Eifenbahnen und plöglic) 
jeit 1835/36 raten in allen Gegenden Deutichlands Eiſenbahn— 
gejellichaften zufammen. Als dieje nun ihre Aktien unterzubringen 
verluchten, bemächtigte fich jofort die Spekulation derjelben; die 
meiften dieſer noch lange nicht voll eingezahlten Aktien wurden 
nicht zum Zweck einer vernünftigen Kapitalanlage, jondern zum 
MWeiterverfauf erworben und der Haufjeichwindel dehnte jich ſogar 
auf die Aftien von noch nicht fonzeffionierten Gejellichaften, aljo 
auf noch nicht vorhandene Werte, aus. Dann fam plößlich die 
Ernüdhterung; die Regierung erließ einige Warnungen und, als 
die beginnenden Bauausführungen fich faft überall Eoftipieliger 
als die Voranichläge erwielen, trat eine allgemeine Entmutigung 
ein. Die größten technifchen Schwierigfeiten hatte aber gerade 
die Rheinische Bahn zu überwinden; fie ftand im Rufe, die teuerjte 
Anlage zu Sein und die geringfte Rente zu veriprechen; ſchon 
zweifelten manche, ob ihre Wollendung überhaupt möglich jein 
werde. Ungünjtig wurde der Kursjtand der Rheinischen Eiſenbahn— 
aftien auch durch eine politiiche und Handelsfrifis in Belgien be- 
einflußt, welche jogar zu zeitweiliger Suspenfion der belgischen 
Banf, eines auch für die Nheinlande wichtigen Kreditinftituts, führte. 
Als die drei Bankier nun die 6000 Aktien der Rheiniichen Eijen- 
bahn übernahmen, war deren Kurs bereit3 von 120 auf 108 ge- 
fallen. Sie glaubten aber, wie Hanjemann jpäter bezeugte, daß 
das Beiipiel ihres Vertrauens, welches jie durch die gejchehene 
llebernahme thatjächlich befundeten, auch das Vertrauen der 
Kapitaliften und der auswärtigen Börfen ftärfen und daß hier— 
durch der Kurs der Aktien jteigen werde. Darin irrten fie jedoch). 
Das erjchütterte Nertrauen fehrte jo raſch nicht wieder; die Kurie 
gingen weiter zurüd — auch das Eiſenbahngeſetz ſoll fie un— 
14* 
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günftig beeinflußt haben — und erreichten um die Wende der 
Jahre 1838/39 den Tiefitand von 88°),. Vergebens hatten die 
Bankiers durd) Auffaufen von Aktien dieje Entwidelung aufzuhalten 
gejucht. Fiel der Kurs aber erft auf 80°/,, jo war nad) allen bis- 
berigen mit Cifenbahnaktien gemachten Erfahrungen zu erwarten, 
daß die Aftionäre das ganze Unternehmen für ausfichtslos halten, 
die weiteren Ratenzahlungen auf die Aktien verweigern, die Gejell- 
ichaft zur Liquidation bringen und ihre erfte Einzahlung von 
20°/,, die dann dem Verluft an der Kursdifferenz gleichfam, ver- 
loren geben würden. Kin jo verhängnispoller Kursfturz mit den 
geichilderten Folgen war unvermeidlih, wenn die Banfierd die 
bisher zurücgehaltenen Aftien zu verfaufen begannen und das 
Angebot diejer entwerteten Papiere vermehrten, eine Operation, 
die fie monatelang binausgeichoben hatten, nun aber troß der 
mit ihr verbundenen Berluite nicht länger umgehen zu fönnen er- 
flärten, wenn nicht anderweitige Hilfe fomme. In diefer Notlage 
entichlofjen jich die Direktion und die Banfiers, die Regierung um 
Unteritügung anzugehen. Sie jollte gebeten werden, 4000 Aftien 
(im Betrage von 1 Million Thlr.) von den Banfiers zu übernehmen 
und die noch rüditändigen Zahlungen von 80°, ſucceſſive 
zu leiften, wogegen die Banfierd die eingezahlten 20°/, verlieren 
jollten, wenn fie nicht innerhalb einer gewillen Friſt die Aktien 
gegen Rückerſtattung der Auslagen des Staates wieder zurüd- 
faufen würden. Mit der Führung der Unterhandlungen in Berlin 
wurden Haniemann und Dppen betraut. Sie begaben jich aliv 
Mitte November 1838 nad) Berlin, wo Hanjemann bis zum März 
1839 verweilte. Oppen, mittlerweile zum Mitgliede des rheinijchen 
Kaflationshofes in Berlin ernannt, jchied bald darauf ganz aus 
der Direktion aus, jo daß Hanjemann die längjte Zeit über allein 
die Intereſſen der Rheiniichen Eiſenbahn in der Refidenz vertrat. 
Zu Oppens Nachfolger wurde in der nächſten Generalverfjammlung 
ein anderer hervorragender Juriſt, der Appellationsgerichtsrat von 
Ammon aus Köln, gewählt. 

In Berlin fand Hanjemann taube Ohren. Das Eijenbahn- 
geieh war joeben erichienen,; noch hielt die Negierung an dem 
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einmal genommenen Standpunkte, fich in feine direfte Beteiligung 
an Eiſenbahnunternehmungen einzulafien, unbedingt feit. Auch 
die Bemühungen des Oberpräfidenten Bodelichwingh,*) der fich dieſer 
zufunftreichiten Unternehmung feiner Provinz nach wie vor warm 
annahm, führten nicht zum Ziele, obwohl die Regierung fich nicht 
verhehlen fonnte, daß Sein und Nichtjein der Rheiniſchen Eifen- 
bahn auf dem Spiele jtand. Hanſemann erreichte nicht mehr als 
das NAnerbieten eines Geldvorjchufies. Damit war aber den 
Banfiers nicht gedient. Im Januar 1839 erflärten fie, mit dem 
Verfaufe beginnen zu müſſen. Da veritändigte ſich Hanjemann 
mit jeinen Kollegen in Köln über eine verantwortungsvolle Maß— 
regel. Sie entichlojien fich zur Zurüdnahme von 4000 Aktien 
unter der Bedingung, daß die Banfiers die beträchtliche Entſchädi— 
gung von 200000 Thalern zu zahlen hätten, falls die Unter: 
bringung der Aktien nicht innerhalb einer gewiſſen Friſt gelänge. 
Unzweifelhaft ging die Direktion damit über ihre Kompetenzen 
hinaus. Denn es wurde damit nicht nur die von der General- 
verjammlung verfügte Vermehrung des Aftienfapitals wieder 
rüdgängig gemacht, jondern es wurden auch die Bankier damit 
von der Verpflichtung weiterer Einzahlungen entbunden, was nad) 
den Statuten nicht zuläffig war.?) Doch hielt die ganze Direftion, 

!) Bodelihwingh an den König, 27. Januar 1889. Er meldete unter 
anderem, daß die Chefs der beteiligten Häufer in jeder Hinficht dad Zeugnis 
der Solidität und Vorſicht verdienten. Sie liehen ſich in das gefahrvolle Unter: 
nehmen mehr um des gemeinnüßigen Zwedes willen als aus Gewinnſucht ein. 
Von den vier großen Kölner Bankhäufern habe ſich Schaaffhaufen bei der Rhei— 
niſchen Eifenbahn nicht beteiligt, weil er dem früheren Kölner Eifenbahn=fiomitee 
beionders nahe ftand. Die Häufer Herjtatt und Stein ſeien in allen ihren 
Gliedern evangelifih. Gegen fie operiere die geichäftige jefwitiiche Partei, für 
die es ein großer Triumph wäre, dieſe einflußreihen evangelifhen Familien zu 
ftürzen. Oppenheim fei freilich Jude. In Schnigler (Firma J. H. Stein) und 
Herjtatt habe aber das finjtere Treiben der Jejuiten ein Gegengewicht gefunden, 
das gehalten werden müfje. (Geh. Staatsardjiv. Kabinettsakten.) 

2) Die erften Zeichner durften erft nach Einzahlung von 40°, ihrer weiteren 
Berpflihtungen entbunden werden. Heitig umftritten, ohne entſchieden zu 
werben, war die frage, ob die Bankiers erjte Zeichner im Sinne der Statuten 
waren oder ob der Anlauf der Aktien jie in ein anderes, in den Statuten nidt 
vorgefehenes Berhältnis zur Gefellihaft brachte, 
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auch ihr jpäter hinzutretender Präfident von Ammon, dieje Eigen- 
mächtigfeit für notwendig, um die Gejellichaft zu retten. Gollte 
diejes Ziel aber erreicht werden, jo mußte wenigftens bis zur 
nächiten Ratenzahlung die Maßregel jtreng geheim, aud) vor dem 
Adminiftrationsrate, gehalten werden, da ihr Bekanntwerden ebenjo 
fursftürzend wie der Verkauf der Aktien gewirft hätte. ES lajtete 
mithin von jegt ab eine jorgenvolle Verantwortung außerordentlicher 
Art auf den Yeitern der Gejellichaft. 

Die Zurüdziehung der Aktien geichah aber doch nicht planlos 
und ohne jede Ausficht, fie anderswo zu placieren. Berjagte ſich 
von den an der Rheinifchen Bahn interejfierten Regierungen die 
eine, die preußiiche, dem Unternehmen, jo ließ ſich von der anderen, 
der belgiichen, das Gegenteil erwarten. Die Hilfe der letteren 
anzunehmen, hatte zwar jeine großen Bedenfen; blieb aber fein 
anderes Mittel übrig, jo durfte diejes nicht zurückgewieſen werden. 
Hanjemann gab das in Berlin deutlich zu verjtehen in der Hoff— 
nung, die Staatsregierung noch umzuftimmen. Zu feinem großen 
Erjtaunen erflärten ihm aber die für dieje Fragen maßgebenben 
Minifter Alvensleben, Rother und Lottum, Ichterer als vortragen- 
der Kabinettsminiiter, daß fie es gar nicht jo übel fänden, wenn 
die belgijche Regierung für die preußiiche Bahn Geld geben wolle; 
nur der Minijter des Innern Rochow jtand wie ſchon früher auf 
feiner Seite. Hanjemann hatte das Gefühl, aud) vor einer politisch 
wichtigen Entjcheidung zu ſtehen; es widerſtrebte ihm, die Hilfe 
des Auslandes für ein Werf in Anſpruch zu nehmen, das doc 
mehr und mehr den Charakter einer nationalen Angelegenheit von 
hoher Bedeutung gewann, und er wußte, daß gerade aus diejem 
Gefihtspunfte jein Verhalten in vielen Kreifen mißbilligt werden 
würde. Es lag ihm daher daran, an maRgebender Stelle die Be- 
ftätigung zu erhalten, daß er nicht anders handeln fünne. Darum 
wandte er ſich zulegt noch an den Kronprinzen. Diejer zeigte 
volles Verjtändis für die Sachlage, fonnte aber die doftrinären 
Bedenfen der Minijter gegen die Gewährung der Gtaatsunter- 
ftügung nicht überwinden. Dem Grafen von Arnim, der damals 
Regierungspräfident von Merieburg war, berichtete Hanſe— 
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mann!) hierüber, als die ganze Angelegenheit bereits erkedigt war, 
folgendes: 

„ . . . cs IH Habe die Berhandlungen in Brüffel mit Scham und 
Betrübnis für mein Goupernement geführt, das fo jehr in diefer Hin- 
ſicht gegen das belgiſche zurückſteht. — Vor meiner Abreije von Berlin im 
März fonnte ich es nicht laſſen, ©. K. Hoheit dem Kronprinzen, der fi) lebhaft 
für das Gelingen meiner Bemühungen in Berlin intereffiert hatte, anzuvertrauen, 
dab infolge des Mißlingens derjelben die Direktion 4000 Aktien von den 
Bankiers zur Erhaltung der Eriftenz der Gejellihaft zurücdgenommen und daß 
nun für den Wiederfauf der Aktien leider nur belgifche Hilfe übrig bleibe. Der 
Kronpriuz drüdte feinen Schmerz darüber aus, fagte aber mit der ihm eigentümlichen 
Freundlichkeit, daß die Direktion nicht anders handeln könne; audy hat er das 
Geheimnis des coup d'é ftat bewahrt, defien zu frühes Belanntwerden den 
ganzen Zwed vereitelt haben wirde.“ 

Durd; Oppenheim waren dem belgijchen Minifter der öffent- 
lichen Arbeiten Nothomb einige Andeutungen über die Lage der 
Gejellihaft gemacht worden. Nothomb wandte fich daher, -um 
nähere Aufflärungen zu erlangen, an Hanjemann, der denn auch 
im Frühling 1839 nad) Brüſſel reifte, die Geneigtheit der Belgier, 
helfend einzugreifen, feittellte oder vielmehr herbeiführte und als— 
bald die Verhandlungen eröffnen fonnte. Belgien hatte feine 
Staatöbahn damals bis Lüttich fertig geftellt und den Weiterbau 
bis zur Grenze begonnen, in der Vorausjegung, dort den Anſchluß 
an die Rheiniiche Bahn zu gewinnen. Hier war aber die teuerjte 
und ſchwierigſte Strede gerade die von Aachen bis zu dem Grenz 
orte Herbesthal; vornehmlic zum Bau dieſer Strede war die 

1) 12. Dezember 1839. -— Diefer Vorgänge gedachte Hanjemann in einem 
Schreiben an König Friedrih Wilhelm IV. vom 8. Aug. 1845, in welchem er 
ihm den Anlauf oon Beethovens Nachlaß empfahl. Die bezügliche Stelle lautet: 

„Den unſchätzbaren künſtleriſchen Nachlaß des erſten Tondichters Deutich- 
lands, vielleicht der Welt, wegen eines verhältnismäßig geringen Preifes in ein 
anderes Yand übergehen zu lafien, das würde mir ähnliche ſchmerzliche Gefühle 
verurſachen, wie diejenigen waren, als ich notgedrungen für eine der größten 
und nützlichſien vaterländifchen Unternehmungen, für die Rheinifche Eifenbahn, 
Hilfe im Auslande ſuchen mußte. Unvergeßlich bleibt mir ftets, wie E. K. M. 
damals als Kronprinz Allerhöchſt Sich, jedoch leider vergeblich, verwandten, daß 
der Staat zur Wahrung der Ehre Preußens die unumgänglich notwendige 
Unterftügung gewähren möge.“ 
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Vermehrung des Aktienkapital befchlojfen worden. Konnte dieje 
nicht realifiert werden, jo mußte aucd die Fortführung der Bahn 
bis an die belgifche Grenze aufgegeben oder verjchoben werden. 
Die BDireftion der Nheiniishen Bahn hatte daher ein mirf- 
james Brejfionsmittel zur Verfügung, das fie unter Hanſe— 
manns Führung gejchiet zu verwenden wußte. Während auf 
den übrigen Teilftreden rüjtig weiter gearbeitet wurde, ver: 
langjamte ſich der Bau auf jener legten zuſehends; er wurde 
nicht gerade eingeftellt, aber es geihah für ihn aud) nicht viel 
mehr, als zur Erhaltung des Fertiggeftellten nötig war. Gegen 
Belgien aber wurde der Entſchluß befundet, vorerjt die Yinie Aachen 
bis Köln, für welche die Mittel vorhanden jeien, zu vollenden 
und in Betrieb zu jegen, das übrige der Zufunft zu überlajjen. 
So entſchloß fi) denn Belgien mit Übernahme der Aftien die 
iehlende Million Thaler herbeizuichaffen, um jo mehr, als es ihr 
ſehr erwünfcht war, durch den Beſitz jo vieler Aftien Einfluß auf 
die Beichlüffe der Generalverjammlung dieler für fie jo wichtigen 
Bahn zu erlangen. Obwohl Hanjemann und der Spezialdireftor 
Hauchecorne wiederholt nad) Brüfjel hinüberreiften und beiden 
Teilen an dem baldigen Abjchluß viel gelegen war, jo verzögerte 
ſich dieſer doch, weil die belgijche Regierung es für geraten hielt, 
erit in Berlin anzufragen, wie das beabfichtigte Geichäft dort be- 
urteilt werden würde. Erjt als auf dem zeitraubenden diplomatijchen 
Wege das Einverjtändnis der preußiichen Regierung ermittelt war, 
fam der Bertrag zwiſchen der Direktion und der belgijchen Regierung 
am 18. Oftober 1839 zujtande. Belgien übernahm 4000 Aktien 
zum Nennmwerte und verpflichtete ſich zur Zahlung in vier be- 
jtimmten Raten, wenn zuvor die übrigen Aftionäre ihren Ber: 
pflichtungen nachgelommen fein würden. Um die Gejellichaft, da 
jie ja gegen Belgien fein Zwangsmittel zur Hand hatte, völlig 
jiher zu ftellen, übernahmen es die drei Banfiers durch einen 
bejonderen Bertrag, die Einzahlungen für die belgifche Regierung 
unter allen Umftänden zu leiten, jo daB fich die Pireftion im 
Notfall an die Bankiers halten konnte. 

Erleichtert atmeten die Direktoren und die Banfiers auf. Die 
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größten Schwierigfeiten waren gehoben, das Geheimnis völlig 
gewahrt, ein weiterer Kursrüdgang vermieden, die Ratenzahlungen 
infolgedeſſen von den Aktionären anjtandslos geleiftet, die Gejell- 
ihaft und ihr Unternehmen gerettet worden. Nun wurde der 
Schleier gelüftet. Am 29. Dftober erftattete die Direktion dem 
Adminiftrationsrate Bericht, der ihrem Berfahren alle Anerfennung 
zollte und das Gejchehene gut hieß. ES war für Hanjemann eine 
ichwere, aufreibende Zeit geweſen und aller Sorgen mar er aud) 
jegt noch nicht ledig. Denn nun traf ein, was er befürchtet hatte: 
der Vertrag mit Belgien erregte in vielen Kreijen Anſtoß; er wurde 
mißbilligt und mißdeutet. Bejonders aufgebracht über ihn war 
der Oberpräfident, der, völlig überrajcht, jofort nad) dem Bekannt— 
werden besjelben in einem entrüfteten Bericht!) nad) Berlin Ein: 
iprache gegen jeine Ausführung erhob, da die Aushilfe diejes 
revolutionären Staates feinen preußifchen Stolz verlegte. So 
weit aud) die Sinnesrichtung des fonfervativen Dberpräfidenten von 
den liberalen Anjchauungen Hanjemanns in politischer Hinficht ab- 
wich, jo waren doch beide Männer in der Eiſenbahnſache bisher 
Hand in Hand gegangen. Nun trennten fich ihre Wege aud auf 
dieſem Gebiete, um niemals wieder zufammenzuführen. Der Ber- 
trag bedurfte aber auch noch der Zuftimmung der belgijchen 
Kammern, die erjt nach Verlauf von mehr als 6 Monaten un- 
ruhigen Wartens erfolgte. Das hierauf bezügliche Gejeg wurde 
von König Leopold am 1. Mai 1840 volljogen. Dann galt es 
noch am 15. Mai die heftigen Angriffe Springsfelds und einiger 
anderer Aftionäre in der Generalverfammlung abzuwehren. Die 
Notlage der Gejellichaft wurde eine Übertreibung, die Handlungs- 
weije der Direktion eine unerhörte Eigenmächtigfeit genannt, welche 
das öffentliche Vertrauen in die Verwaltung der Bahn total er- 
ihüttert habe. Erft nach langer und erregter Debatte ging die 
Berjammlung über die Anträge der Dpponenten zur Tagesordnung 
über. Großen Cindrud hatte eine Erflärung des Präjidenten 
von Ammon gemacht, der den Opponenten wünjchte, nie vor Die 


1) Bom 31. Dltober 1889; nad; Fled, Archiv für Eiſenbahnweſen 1897 
©. 84, fhon vom 3 September. Mir ift nur jener befannt geworden. 
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Alternative zwiſchen dem Ruin eines großen Unternehmens und 
der Abweichung vom formellen Rechte unter großer periönlicher 
Verantwortung geführt zu werden, und dann unter Hinweis auf 
die aufßerordentlichen Berdienite Hanjemanns, deſſen Namen er 
aber nicht nannte, mit gerechtem Abjcheu die im Dunfeln jchleichende 
Verleumdung zurüdwies, die jomweit gegangen fei, die Motive der 
Männer, welche den Vertrag mit den drei Banfhäufern jchlofjen,!) 
zu verdächtigen. „Dieje Männer“, jchloß er, „mit denen ich die 
Ehre des Voritandes der Gejellichaft teile, bedürfen deshalb einer 
Rechtfertigung durch mich nicht; ich bin nicht unbefcholtener als 
jie es find. ch erfläre aber, dab id; meine Ehre, die ich immer 
unbefledt erhalten habe und zu erhalten wijjen werde, zugleich mit 
der ihrigen zum Pfande einjege gegen die gehälligite und bos- 
baftejte aller Berleumdungen.“ 

In der That war die Meinung verbreitert, da die Direktoren, 
namentlich Hanjemann, bei dem Berfauf der 6000 Aftien ihr 
Schäfchen ins XTrodene zu bringen gewußt Hätten und dat; 
fi) die verdäcdhtige Fürforge für die Bankiers aus dieſem Um: 
itande erfläre. Selbſt einige Freunde Hanſemanns glaubten 
das, ohne ihm daraus einen bejonderen Vorwurf zu machen. Gab 
es doch wie zu allen Zeiten jo auch damals eine große Zahl von 
Aftiengejellichaften und ähnlichen Unternehmungen, deren Yeiter 
fih des beiten Rufes erfreuten und doch feinen Anftand nahmen, 
ihre amtliche Stellung als bejte, wohl auch erlaubte Gelegenheit 
zu perjönlicyer Bereicherung zu betrachten. Wie Hanjemann in 
diefem Punkte dachte, hatte er in feiner Eiſenbahnſchrift vor aller 
Melt ausgejprochen.?) In den an die Leiter von großen Aktien— 
gejellichaften herantretenden VBerjuchungen, die er dort ausführlic 
erörterte, jah er die jchlimmite Seite im Wejen der privaten Er- 
werbsgenofienichaften. Über jein perjönliches Verhältnis zur 
Rheinischen Eijenbahn und zu den Bankiers aber äußerte er fid) 
einem Freunde gegenüber eingehend in einem Briefe, der noch 


1) Ammon jelbjt war erjt nadı den enticheidenden Maknahmen im die 
Direktion eingetreten. 
2) Die Eifenbahnen und deren Altionäre, $ 122. Bergl. oben S. 198. 
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aus dem anderen Grunde von bejonderem Intereſſe ift, weil Hanie- 
mann in ihm auch jeine Stellung innerhalb der politifchen Welt 


charafterifiert.) Hanjemann jchreibt: 

„Den bejonderen Fall betreffend bemerte ich, daß ich 60 Aktien, jede zu 
250 Thlr., bei der Rheiniſchen Eifenbahn (die gut wird), 20 Aktien (aus purem 
Patriotismus), jede zu 100 Thlr., bei der Nhein,Wejerbahn, bei welcher die ein— 
gezahlten 10 °/, verloren find, und 3 Aktien, jede zu 1000 Fr., bei der Paris- 
Havre:Bahn bejige und beſaß, als die Schurzeit 1888 war; ferner, daß die 
tölniihen Häufer, als fie das erwähnte große Geſchäft machten, mir Betelligung 
oder fonjtige Vorteile anboten, dat ich aber pflihtmähig als Eifenbahn:Direktor 
. . . alles von der Hand wies. Denken Sie nicht, daß mir dies irgend eine 
Überwindung gefoftet hätte; bei dergleihen Veranlafjungen nichts zu verdienen 
macht mir gerade die größte Freude. Denn — zum allgemeinen übergehend: 
ich betreibe die öffentlichen Angelegenheiten, joweit ich dabei mitwirke, der Sadıe 
wegen, nit um dabei zu gewinnen. Mit Bewuhtfein des ganzen Umfangs 
des Opfers, das ih an Zeit und an geiftiger Anftrengung bringe; mit der 
Ueberzeugung, dab, wenn ich, was ich von beiden opfere, ganz den Gejchäften 
widmete, wahrjheinlic; mein Vermögen jet das doppelte betragen wiirde, — 
arbeite ich viel in allgemeinen Angelegenheiten. Mancher nennt mich deshalb 
gewiß thöricht; ich aber erachte Vermögen nur ald Mittel, nicht Zweck, weldjer 
Unabhängigkeit, Beruhigung für die Lebensdauer und die Fähigkeit, den Kindern 
eine gute Erziehung mitzugeben, und außerdem nützliche Ausgaben machen zu 
tönnen, — für mid) ift. 

Sodann habe ih als Erſatz fiir jenes Opfer eine gediegenere und höhere 
Anſicht der Weltverhältnifje gewonnen und greife felbft, wenigſtens fo ſtark als 
irgend einer in Preußen von meinen Standesgenofjen thut, auf mehrfache Weije 
Ichaffend bei der Fortbildung der jozialen Berhältnifie ein. Endlich habe ich in 
Preußeneine Stellung erworben, dieniemand hat. Die politifche Nieder: 
trächtigkeit oder Einfalt jchieht vergebens ihre Pfeile der geheimen Beobachtung 
oder der Verdächtigung gegen mid; ab; id; rede umd jchreibe frei über die Mängel 
der Verwaltungszweige nad; oben bin, fehr hoch hin, und man fann feinen 
Makel auf mich werfen, muß bongre malgre mid hören und mitunter etivas 
Dummes lajien oder etwas Vernünftiges thun, trog der Neigung zum Gegen: 
teil. Daß ich nicht bezahlter Beamter jondern Kaufmann bin und in öffent- 
lihen Angelegenheiten nie meinen Vorteil ſuche, — dies iſt's ja, was jene 
Stellung mir verihafft und mein Wirken adelt... .* 

Hanjemannn jagte in dem mitgeteilten Briefe nicht zu viel 
von fi. Seine Stellung war in der Ihat eine ganz eigenartige, 


charakterifiert vor allem durch feine vollfommene Unabhängigfeit 


1) An Karl Deahna in Wien. 8. April 1839. 
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nach jeder Richtung hin. In den Rheinlanden begann man mit 
Stolz auf ihn als einen der gejcheuteiten, unerjchrodeniten und 
doch maßvollſten Führer des Liberalismus zu bliden; in Aachen 
machte ihm dieje Stellung niemand ftreitig. Aber auch für die geſamte 
politiiche Welt Deutichlands war er fein unbekannter Mann mehr. 
Er hatte einen Namen von gutem Klange als Geſchäftsmann, als 
Schriftfteller, als Politiker. Im Jahre 1839 brachte das Brock— 
hausſche Konverfationslerifon zum erftenmale einen Artifel über ihn. 
Erfreut gratulierte ihm fein warmer Freund und Kollege von 
Oppen zu dieſer ehrenvollen Anerkennung. „ES ift den großen 
Häufern, deren Zahl bekanntlich Yegion ift, fchon recht,“ ſchrieb 
er, „daß feiner von ihnen jondern nur ein Hanſemann in diele 
Vorhalle der Unjterblichkeit einrüdt, und daß diejer gerade mein 
lieber Freund und Kollege ift, thut mir auch wohl. Sie find, 
wenn Sie e$ no) nicht willen follten, eine der auffallenditen Er- 
icheinungen in dem politiſchen Yeben Deurichlands.“ Scherzend 
fügte er hinzu, wäre er zu Rate gezogen worden, jo hätte er 
Brodhaus aus beiter Duelle die Notiz zugehen lajien, „daß Sie 
bei allem dem nur ein Verftandesmenjch ohne Gefühl find, es ſei 
denn, dab man Ihnen das bißchen Gefühl für alles Gute, Schöne 
und Nüsliche und Große und rejp. Ihre Freundichaft.... als fur: 
rentes Gefühl (oder zu deutich Sentiment) gut jchreiben molle.“ 

Aber auch Hanſemann jollte e8 erfahren, daß fein Mann un- 
geitraft auf den Höhen des Lebens mandelt und der Weg zum 
Ruhme nicht auf glatt gepflafterter Straße führt. ‚je höher fein 
Ansehen jtieg, je mehr Yeute auf ihn blidten, um jo erponierter 
war jeine Stellung, um jo mehr war er Verbächtigungen wie den 
joeben erwähnten ausgelegt, um jo größer wurde die Zahl feiner 
Gegner: viel Feind’, viel Ehr'. Auch die Unruhe mehrte fi. Jahr 
für jahr lange Zeit, oft Monate hindurch in öffentlichen Intereſſen 
von Aachen abwejend, führte er eine Lebensweiſe, die jeinen ge- 
mütlichen Bebdürfnifjen, jeinem häuslichen, ordnungsliebenden Sinne 
wenig zujagte und ihn dem Verfehre mit den Seinen in viel zu 
itarfem Maße entzog. Seinem faufmänniichem Gejchäfte konnte 
er jchon jeit Jahren nicht mehr die anfängliche Sorgfalt, Zeit und 
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Arbeit widmen. Mehr und mehr mußte er das Handlungsgeichäft 
einem neu hinzugetretenen Ajfocie, ©. W. Stoltenhoff, überlafjen, 
der mit 12 '/, °/, am Gewinne beteiligt wurde, mit dejlen Gejchäfts- 
führung Hanſemann jedoch feineswegs immer zufrieden war. 
Hanfemann war auf dem beiten Wege zu größerem Vermögen 
gewejen; infolge der Ueberhäufung mit Arbeiten für andere Zwede 
blieb er jedoch auf halbem Wege itehen. 

Für einen Mann der Offentlichfeit wie Haniemann, bei jeinem 
Anjehen und Einfluß in Nahen war die Kandidatur für den 
Provinziallandtag eigentlich jelbjtveritändlid). 

Für das eigentlihe Haupt-Mandat fonnte nach der Stimmung 
in Aachen freilich nur ein Einheimijcher und Katholif in Frage 
fommen. Seit vielen ‚jahren hatte e$ der mit Hanjemann be= 
freundete und in Machen jehr beliebte Apotheker Dr. Monheim inne, 
der aber gelegentlich auch jeinem Stellvertreter den Pla im Yand- 
tage einräumte. Im Jahre 1839 bewarb fich Hanjemann aufs 
neue um das Mandat eines jtellvertretenden Abgeordneten für 
Aachen. Die gejegliche VBorausjegung zehnjährigen Grundbefiges 
traf jegt bei ihm zu und er brauchte daher eine Nichtbejtätigung 
wie 1832 nicht mehr zu befürditen. Wenn er aber feft darauf 
gerechnet hatte, ebenjo anjtandslos wie damals gewählt zu werden, 
jo erlebte er eine große Enttäuichung. Von den 44 Wahlmännern 
gaben ihm nur 4 ihre Stimme; 40 Stimmen fielen auf den eifrig 
fatholiich gejinnten Vertreter des rheinländiichen Partifularismus 
Jakob Springsfeld, einen tüchtigen Mann, der bereits einmal itell- 
vertretender Abgeordneter gewejen war, aber als politiiche Per— 
jönlichfeit fic) doch mit Hanjemann nicht vergleichen fonnte. Es 
war in der Stimmung der Aachener eine Wandlung vor ſich ge- 
gangen, an die Hanjemann trog mancherlei Anzeichen nicht recht 
hatte glauben wollen und die er nun an fich jelbit erfahren mußte. 
Hanjemann fiel durch, weil er Proteftant war. Der Streit um 
die gemijchten Ehen, die Abjegung des Erzbijchofs Drofte-Vijchering 
und jeine Abführung auf die Feſtung Minden im Jahre 1837, 
die im höchſten Grade ungejchidte Kirchenpolitif der preußiichen 
Regierung und die an diefe Vorgänge anfnüpfende Ylugichriften: 
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litteratur hatten das fatholiiche Bewußtiein jo mächtig gehoben 
und zu einer jo einjeitigen Betonung des fatholifchen Standpumftes 
in der Politif geführt, daß zumal in Nahen alle anderen Rück— 
fichten und Erwägungen vor der Uppofition gegen den Pro- 
teftantismus zurüdtraten. Nun fonnte es in Aachen gar nicht un- 
befannt sein, daß Hanſemann die preußifche Ktirchenpolitif ſehr 
icharf verurteilte. Er machte der Regierung einen Vorwurf daraus, 
daß fie zu wenig paritätiich jei, daß fie fich in dem fatholiichen 
Rheinlande als Vertreterin des Proteftantismus aufipiele und jtets 
den protejtantiichen Charafter Preußens betone, das doch ein fon- 
feffionell gemijchter Staat jei; er rügte die Unflugheit, dem Erz» 
biichof durch seine Verhaftung in den Augen der Katholiken den 
Glanz des Martyriums zu verleihen. Zah er ſich doch jogar 
genötigt, einem höheren Staatsbeamten jeine Anfichten hierüber 
ſchriftlich auseinander zu jegen, weil jeine Außerungen entitellt und 
übertrieben nad) Berlin gemeldet worden waren.!) Aber das alles 
fam jet nicht in Betracht. Die Nachener wollten feinen Ketzer. 

Hanjemann empfand diejen Ausfall der Wahl als eine 
empfindliche politifche Niederlage. Nicht, daß fie jeinem Anjehen 
unter den liberalen Parteigenoſſen überhaupt geichadet hätte. 
Aber er lebte unter lauter fatholiichen Mitbürgern; auch feine 
Kollegen in der Handelsfammer waren größtenteils Katholifen. 
Hatten dieje vermögenden, bei der Yandtaqswahl wohl durchweg 
beteiligten Männer jeine Niederlage nicht verhindern fünnen oder 
wollen, jo glaubte er hieraus die nötigen Konjequenzen ziehen zu 
müſſen. Er legte daher in der Sigung vom 25. November 1839 
nit nur das Prafidium in der Handelsfammer nieder, jondern 
trat auch völlig aus der Sörperichaft aus. Zur Motivierung 
dieſes Schrittes gab er periönlic eine protofollariiche Erklärung 
ab.?) Nur zum Beften der Stadt Machen, führte er aus, habe er bis- 
ber den Einfluß benugt, den ihm das Präſidium in der Handelsfammer 
gewähre. Aber mit Kraft und Erfolg fönne er nur wirfen, wenn 
1) An den Geheimen Oberregierungsrat Seiffart in Berlin. 14. Fe: 
bruar 1888. 

2) Sikungsprototolle der Aachener Handelskammer. 
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er des vollen Vertrauens feiner Mitbürger ficher ſei. Über feine 
politiichen und volfSwirtichaftlichen Grundſätze können weder die 
Regierung noch feine Mitbürger im Zmeifel fein. Sie jeien: 
„Ziefer MWidermille gegen Fremdherrſchaft, eine einfichtSvolle und 
ftarfe Staatsregierung unter dem ruhmvollen Herricheritamm der 
Hohenzollern; Fortichreiten auf gejebmäßigem Wege in den 
politiihen Cinrichtungen des Staate8 und in den Garantien für 
politiiche, bürgerliche und religiöje Freiheit; Entwidelung aller 
Staatskräfte, Entfeffellung der Gewerbe von allen jchädlichen 
Monopolen und von einer überängftlichen Bevormundung; Ber- 
wendung eines beträchtlichen Teiles der Staatseinfünfte zu produf- 
tiven Ausgaben; Gleichheit aller Staatsbürger in der Beiteuerung 
nadı dem Verhältnis der fteuerbaren Gegenftände.“ 

Bei der eben jtattgehabten Wahl hätten jeine Aachener Mit: 
bürger Gelegenheit und Veranlaſſung gehabt, fund zu thun, ob 
jte jeine Gefinnungen teilten und ob ihnen jein Wirfen und fein 
Einfluß genehm jei, den er in der Meinung, Führer einer großen 
Majorität zu fein, ausübte. Er jei auf das wärmite empfohlen 
worden, es ſei befannt gemwejen, welchen Wert jeine Freunde auf 
jeine Wahl zum jtellvertretenden Abgeordneten Aachens legten 
Die Führer der jegigen Majorität Hätten alſo, indem fie ihn 
durchfallen ließen, mit voller Überlegung gehandelt und er müffe 
ſich infolgedefjen von jeder öffentlichen ftädtifchen Stelle zurückziehen. 

An die Verlejung diejer Erflärung fnüpfte ſich eine längere 
Debatte. Die Handeläfammer verficherte Danjemann ihres fort- 
gejegten vollen Vertrauens. Einige Mitglieder erflärten, man 
habe ihm bei jeiner Arbeitsüberhäufung nicht noch mehr aufbürden 
fönnen; andere wiederum betonten naiver Weile, daß er ja nur 
jeiner Konfeſſion wegen nicht gewählt worden jei, denn in jehiger 
Zeit gelte der Grundjag, einem proteftantijchen Gouvernement 
gegenüber nur fatholiiche Deputierte zu wählen; wogegen wieder 
andere, umter ihnen Hanfemanns fiegreicher Rivale Springsfeld, 
zu Brotofoll gaben, jie wüßten nicht das mindefte davon, daß 
die Konfeifion bei der Wahl den Ausichlag gegeben habe. Hanſe— 
mann ermiderte, aus irgend einer Urjache müfje die Majorität 
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der Wähler doc gegen ihn gemweien jein, jedenfalls jei jeine 
dermalige politifche Stellung geſchwächt und er fünne nur dann im 
Amte bleiben, wenn er im weſentlichen mit den Mitbürgern über: 
einjtimme. Für ihn jei das Motiv, warum er nicht gewählt 
worden, völlig Mar. Das jetzt angenommene erflufiv-fatholiiche 
Prinzip tadle er höchlich und es trenne ihn in einem wejentlichen 
Punkte von der Majorität. Hanjemanns Beijpiel folgten jeine 
Freunde van Gülpen, obwohl dieſer katholiſch war, und der 
protejtantiiche ©. Wagner. Letzterer legte gleichzeitig jein lang- 
jähriges Prafidium im Handelsgerichte nieder, weil die legten 
Wahlen zu demjelben gezeigt hatten, dat auch das Handelsgericht 
von protejtantiichen Elementen gejäubert werben jolle. Haniemanns 
Nachfolger als BPräfident der HandelsSfammer wurde Jakob 
Springsfeld, das Haupt der Gegenpartei. Der Umſchwung war 
mithin jo vollftändig als nur möglid. Auf diefen Gegenjat 
mochten wohl auch die jcharfen Angriffe der Springsfeldichen 
Partei gegen die Direktion der Rheinifchen Eiſenbahn in den 
Seneralverfammlungen jener Zeit zurüdzuführen fein. Dem Grafen 
Arnim jchrieb Hanſemann!) in Bezug auf diefe Vorgänge, e8 gebe 
aus ihnen hervor, „wie ſchwach es noch mit dem politijchen Ver: 
ſtande der großen Mehrheit hier zu Yande, jelbit unter den Vor: 
nehmen, ausfieht. Mag dies auch bie oder da angenehm jein, 
weil man glaubt, die Ummwiljenden am beften lenken zu können, 
für mich ift es ſtets obgleich feine überrajchende, doch eine be- 
trübende Erſcheinung, da ein joldher Zuftand bei irgend außer: 
ordentlichen Kreignijjen, die früh oder jpät nicht ausbleiben, für 
ven Staat am gefährlichiten ift.“ Arnim antwortete am 30. De- 
zember mit einem Glüdmwunjche zu den Erfolgen in der Bahn- 
angelegenheit und meinte, die erlebten Widermwärtigfeiten würden 
in wenigen jahren vergeſſen jein. 

„Aber die Bahn jteht,“ fuhr er fort, „und der Stadt Aachen iſt ihr Blat 
als europäiſche Stadt geſichert. Das Bewußtjein, welches Sie haben können, der 


wejentlichfte und wirkſamſte Hebel diejed Wertes und diefes Erfolges geweſen zu 
jein, möge Sie iiber diejenigen unangenehmen Empfindungen erheben, welche die 


1) In dem S. 215 angeführten Briefe vom 12. Dezeinber 1889. 
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Wahlprozedur in Nahen in Ihnen erregt haben könnte. ..... Im vorliegenden 
Halle ſcheint mir nun allerdings die Konfeffion das einzige Movens geweſen zu 
fein, was den Aachener Lokalpatriziat der Eingebornen und von priejterlichem 
Einfluſſe geleiteten Wahlhern die Hand beim Schreiben der Wahlzettel geführt 
bat. — Dies Element liegt außer der Sphäre des öffentlichen Rebens und wenn 
defien Regeln, wonach folden Berdienften, wie Sie um Nahen haben, auc die 
allgemeine und fihtbare Anertennung durd Erwählung zum Vertreter der Stadt 
folgen mußte, dadurch geitört werden, jo darf dies nicht befremden.“ 

Da dieje Vorgänge die öffentliche Meinung in Aachen ftarf 
erregten und in den Zeitungen beſprochen wurden, jo berichtete 
der Regierungspräfident Cuny, Arnims Nachfolger, über fie nad) 
Berlin. Er hatte fi) eine Abjchrift des Sigungsprotofoll der 
Handelsfammer vom 25. November geben laſſen und jandte fie 
dem Minifter des Innern ein, indem er mißbilligend bemerfte, 
dat Hanſemann, der fich in der erwähnten Situng der Handels- 
fammer wiederholt mit D’Connell, dem irischen Agitator, verglichen 
babe,') als Haupt und Führer einer politiichen Partei zu wirken 
itrebe und, den Zweck der Handelskammer verfennend, fie als 


Mittel zur Erreichung feiner politiichen Zmede betrachte. 

„Hiernach ijt m. E.“, heißt ed weiter in dem Bericht, „ungeachtet der 
pp. Hanfemann in Aachen einer befonderen Popularität nicht genießt, doch bei dem 
großen Einflufie, welchen jeine Stellung als Direltor der Etfenbahn, ald Präſident 
der Nachener und Münchener Feuerverfiherungsgefellichaft, als Präſes des Vereins 
zur Beförderung der Arbeitfamteit und die damit verbundene Verwaltung des 
beträchtlichen Vermögens diejes Vereins ihm gewährt, jein Ausicheiden aus ber 
Handelskammer in politiicher Hinficht nicht zu bedauern und noch weniger das Mih- 
lingen feiner Bewerbung um die Landtags: Abgeordneten-Stelle. Der gewählte 
Abgeordnete Dr. Monheim?) gehört zwar zur ultramontanen Partei und fit 
ein eifriger Anhänger des Erzbiichofs; er iſt aber ein befchräntter Kopf und es 
fehlt ihm an periönliher Gewandtheit und bejonderd an Fertigkeit im münd— 
lihen Bortrage.“ 

Im bevorjtehenden Yandtage werde die firchliche Frage 
gewiß zur Sprache fommen. Zwar jtänden beide, Monheim 
und Hanſemann, auf Seiten der Dppofition, „bei der ausge— 

1) Das Protokoll, welches die Reden recht ausführlich wiedergiebt, er- 
wähnt eine ſolche Äußerung Hanjemanns nicht. 

2), Irrtümlicher Weiſe hält der Bericht den Dr. Monheim und nicht deſſen 
Stellvertreter Springsfeld für Hanjemannsd Rivalen. 

Bergengrün, David Haniemann. 15 


226 IV. Kapitel. 


zeichneten Intelligenz, der perlönlichen Gewandtheit und der jYertig- 
feit Hanjemanns im mündlichen Vortrage“ würde die Oppofition 
jedoh nur durd die Wahl Hanjemanns eine ganze bejondere 
Verftärfung erfahren haben, und das um jo mehr, als er felbit 
evangelijch jei.') — Einige Monate darauf jah fid) der Negierungs- 
präfident veranlaßt, feine Teilnahme an einem Feſtdiner für 
Hanfemann damit zu entfchuldigen oder zu erflären, daß es feinen 
politiichen Charakter hatte, fondern nur Hanfemanns Verdienſten 
um die Eifenbahn galt. ?) 


Wie die Thronbejteigung Friedrid; Wilhelms IV. im Sommer 
1840 einen Wandel in allen öffentlichen Verhältniffen anzufündigen 
ſchien, jo glaubten auch die Eifenbahngejellichaften von dem neuen 
Herricher eine reichlichere Förderung erwarten zu dürfen. Un— 
ftreitig trug diefe Erwägung mit dazu bei, daß die Pireftion der 
Rheiniichen Bahn auf Anregung Hanjemanns an eine neue große 
Aufgabe herantrat: fie beichloß auch den Bau der Rhein -MWejer- 
bahn in ihre Hand zu nehmen, oder mit anderen Worten, die 
Rheinische Eifenbahn von Köln bis Minden fortzujegen. 

Gleichzeitig mit der Rheinischen Eijenbahngejellichaft war am 
21. Auguft 1837, wie wir jahen, die Gefellichaft für die Nhein- 
MWejerbahn und einige Tage darauf eine andere Gejellfchaft für 
die Strede Düfjeldorf— Elberfeld konzeſſioniert worden. Die 
Düffeldorf-Elberfelder Bahn fonnte jchon im Dezember 1838 teil- 
weije, 1841 völlig dem Betriebe übergeben werden. Dagegen 
ichwebte über der Nhein-Wejerbahn ein eigener Unftern. Zum 
Teil infolge falſcher Maßregeln der Direktion, zum Teil infolge 
des plötzlich erwachenden Miktrauens der SKapitaliften gegen 
Fifenbahnaftien überhaupt trat bier die Kataftrophe ein, welche 
Hanfemann von der Rheiniſchen Bahn jo geſchickt und glücklich 
abzuwenden gewußt hatte. Die Einzahlungen der Aktionäre er- 





1) Polizeibericht des Regierungspräfidenten von Aachen an den Minifter 
des Innern v. 8. Januar 1840. (Geheimes Staatdardiv). 
2) Volizeiberiht vom 6. Mai 1840. Ebenda. 
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folgten unregelmäßig und jtodten jchließlich ganz, jo daß 1839/40 
die Auflöfung und Yiquidation der Gejellichaft herbeigeführt 
wurde. 

Hanjemann betrachtete den Bau der Köln-Mindener Bahn 
bis zur hannöverjchen Grenze als eine der mwichtigften und not- 
wendigiten Angelegenheiten des preußiichen Staates. Bon Minden 
aus follte der direfte Eiſenbahnweg einerjeitS über Hannover und 
Braunfchweig nad Berlin, anderſeits bis zu den SHanjeftädten 
weitergeführt werden. So fonnte eine Weltwerfehrsitraße auf 
Schienen, die erjte auf dem Kontinent, hergejtellt werden, deren 
wejtliche Endpunfte zunächſt in Antwerpen, Dftende und Paris 
ausmündeten und die nad Diten einer faſt unbegrenzten Er— 
mweiterung fähig fein mußte. Hanjemann war ganz erfüllt von 
der Großartigfeit diejes Gedanfens. Für die Rheiniiche Eifenbahn 
war aber der Anſchluß nad Dften unter allen Umſtänden nicht 
nur notwendig, jondern geradezu eine Yebensfrage. Das Fiasko 
der Rhein-Wejerbahn-Gejellichaft ſchien indeſſen den Bau einer Köln- 
Mindener Eifenbahn auf lange Zeit hinaus unmöglich zu machen; 
e3 hatte gezeigt, mit welchen Schwierigkeiten die Aufbringung des 
Anlagefapitals zu ringen haben werde. An den Bau durch den 
Staat war vorläufig noch nicht zu denfen. Sollte daher das not- 
mwendige Unternehmen zu jtande fommen, jo mußte die Rhei— 
niſche Eifenbahngejellichaft jelbit Hand ans Werf legen, obwohl 
die Generalverfammlung joeben exit, im Mai 1840, das Anlage- 
fapital für die linfsrheiniiche Bahn durch eine Anleihe wieder um 
2), Millionen Thaler zu vermehren beichloifen hatte. 

Im Sommer 1840 war Hanjemann in Berlin und fand bier 
zu feiner Freude jenen Umjchlag der Stimmung zu Gunften der 
Eiſenbahnen vor, den er in feiner „Kritik des Eiſenbahngeſetzes“ 
jo rühmend bervorhob.') Im Auguft entwidelte er mündlich und 
in zwei Denktichriften?) dem Finanzminiſter Graf von Alvensleben 
jeine Gedanken über die Fortſetzung der Rheiniſchen Eiſenbahn 


2, Bom 12. und 17. Auguſt. 
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Der Miniſter gab ihm die Zujage, daß der Staat dem Unternehmen 
Begünftigungen und Unterftügungen zumenden werde. Jetzt erft 
benachrichtigte Hanjemann die Direktion von dieſen Berhandlungen. 
Sie trat jeinen Vorſchlägen vollfommen bei und erhielt am 22. Ja— 
nuar 1841 eine vorläufige Konzeifion für das neue Unternehmen. 
Auch die Generalverjammlung vom Mai 1841 billigte das Vor— 
gehen der Direktion. Beifällig wurde Haniemanns Bericht auf: 
genommen, der mit den hoffnungsfreudigen Worten jchloß: „Noch 
nie ift in Preußen unter ähnlichen Aufpizien ein Eifenbahnunter- 
nehmen verfolgt worden. Die Verhältnijje find überall günftig; — 
jtatt blos lofaler Frequenzverhältniffe jehen mir einem Weltver- 
fehr entgegen und eine große Bereitwilligfeit des Staates fteht uns 
zur Seite.“ 

Schon jeit Monaten bereite Hanjemann als Spezialbevoll- 
mächtigter der Direktion die verjchiedenen Streden, weldye für die 
Wahl der Bahnlinie in Betracht fommen fonnten. Jetzt trat ihm 
für die Vorarbeiten der Landrat von Egidy aus Düren zur 
Seite, der fi) mit einem Stabe von 35 Technifern in Hagen 
niederlieg. Wie mit Dppen, Ammon und Hauchecorne verband 
ihn auch mit Egidy jehr bald ein warmes ‚Freundichaftsverhältnis, 
das auf dem Grunde gegenjeitiger Hochachtung und Wertichägung 
rubte. In den an Hanjemann gerichteten Briefen diefer Männer 
bricht oft ein lauter Ton der Bewunderung und Verehrung für ihn 
durch, der um jo überrajchender wirft, als fie durchaus ſachlich 
urteilende Gejchäftsmänner und jedem Überſchwang abhold waren. 
In der That war aber auch die Maſſe jchwerer und verant- 
mwortungsvoller Arbeit, welche Hanjemann in diejen ‚jahren be» 
wältigte, eritaunlic, groß. Vom Frühling 1841 bis zum Früh— 
ing 1843 befand er fich unausgejegt auf Neijen im Intereſſe der 
Köln-Mindener Bahn.!) Weilte er während der immer nur furzen 


I) ®ie viel Zeit und Arbeit Hanjemann an die Vorarbeiten für die 
Köln-Mindener Bahn wandte, geht aus folgender Zufammenjtellung hervor, 
die ich den Abrechnungen über feine Reiſekoſten eninehme: 

1841 17. März bis 25. April. Bon Aachen nad Braunſchweig, Hannover und 
Bremen. Bereiiung der verichiedenen Linien. 
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Reiſepauſen in Aachen, jo mußten feine vielfachen anderen Ge- 
ihäfte und PVerpflichtungen im nicht minder anftrengender Arbeit 
erledigt werben. 

Im Januar und Februar 1842 verhandelte Hanjfemann in 
Hannover über die Fortiegung der Bahn von Minden bis Braun- 
ichweig, deren Bau die Rheiniſche Eifenbahngejfellichaft mit Unter- 
ſtützung der hannöverichen Regierung übernehmen wollte. Die 
Verhandlungen!) jcheiterten, weil Hannover eine ſolche Führung 
der Bahnlinie verlangte, daß der ganze Warenverfehr der Hanje- 
ftädte durch Hannover jeiner ganzen Länge nach und meiter nad) 
Süden geleitet wurde, preußiiches Gebiet aber jo gut mie völlig 
umging. Infolgedeſſen mwollte Hanjemann Hannover den Eijen- 
bahnanſchluß im Weiten überhaupt verweigern und einem jchon 
früher von der preußiichen Regierung erwogenen Plane gemäß die 
Verbindung zwilchen Köln und Berlin jüdlich von Hannover durd) 
Kurheſſen und Thüringen bewerfftellign. Die Bahn wäre dann 
von Lippftadt auf Kafjel ftatt auf Minden geleitet worden und 
noch von Hannover aus ordnete er die techniiche Unterfuchung 
dieſer Streden bis zur heiftichen Grenze an. Erbittert jchrieb er 
aus Hannover dem Geh. DOberfinanzrat von Batom in Berlin: „m 
feinem Falle darf die Nationalehre dadurch befledt werden, daß 
wir einfältigen und dummen Vorurteilen zu Liebe uns jelbft das 
Mittel verjperren, mit einem der wichtigen deutſchen Seehäfen 


1841 15. Mai bis 10. Auguſt. Meift in Berlin. 

26. September bis 20. November. Bereijung der verjchiedenen Linien in 
der Rheinprovinz und in Weitfalen. Verhandlungen mit den einzelnen 
Gemeinden. 

12. bis 24. Dezember. In Weſtfalen zu demielben Zwede. 

25. Dezember bis 28. Februar 1842. In Hannover, Verhandlungen mit 
der dortigen Regierung. 

1842 1. März; bis 26. Mai. In Berlin. 

16. Juni bis 14. Juli. Bereifung der Linien in Weitfalen und in der 
Rheinprovin;. 

Auguſt und September. Reife nah England zu Studienzweden. 

Fr 5. Dftober bis 20. März. In Berlin. 
1) Alten im Staatdardiv zu Hannover. 
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vorteilhaft zu verfehren. Außerdem giebt es im vorliegenden 
Falle nur ein Mittel, die hier herrſchende Verſtocktheit zu befiegen: 
der Ernit, mit dem man den biefigen Beamten zeigt, daß man 
auch ohne Hannover jeine Zwede erreichen fann.“ Weit größeres 
Entgegentommen fand Hanjemann in den Verhandlungen über 
Hannovers Beitritt zum Zollverein, die er mit Wiſſen und Willen des 
Grafen Alvensleben gleichzeitig in vertraulicher Weiſe einleitete. 
Hannover fühlte jeinerjeits fein großes Bedürfnis nach Zollgemein- 
ſchaft mit dem übrigen Deutichland. Es hatte weder eine nennens- 
werte Induſtrie zu ſchützen, noch lag es in der Abficht der Re— 
gierung, die Entwidelung einer folchen zu begünftigen. Man jtand 
fi) materiell gut bei einem freihändlerifchen Syftem, das den Ein- 
wohnern billigen Bezug von Kolonialproduften, Wein und engliichen 
Fabrifaten, der Landwirtichaft lohnenden Getreideerport gewährte. 
Zroßdem war man dem Beitritt zum Zollverein nicht abgeneigt, 
wenn Hannover bejondere VBergünftigungen gewährt wurden. Bor 
allem verlangte man ein Vorzugsrecht bei der Verteilung der ge: 
meinfamen Zolleinnahmen. Nach Hanjemanns Anficht übermog 
der politifche und mirtichaftliche Wert des Anſchluſſes der Nordjee- 
füfteandas Zollvereinsgebietund der Ausfüllung der Haffenden Lüde im 
freien Berfehr zwiſchen den weftlichen und öftlichen Provinzen Breußens 
jede andere Rüdficht jo jehr, daß Preußen auch auf dieſe hoch— 
geichraubten Bedingungen eingehen mußte. Daß das nicht geichah, 
daß der fisfaliiche Gefichtspunkt an Stelle des politiichen den Aus- 
ihlag gab, hat Hanjemann ſtets als eine bedauerliche Kurzfichtigkeit 
der preußijchen Regierung bezeichnet. Erſt ein Dezennium ſpäter ijt 
Preußen zu dieſer Erfenntnis durchgedrungen und hat dann 
Hannover jelbit jenes Präzipuum angeboten, das es ihm 1842 
vermweigerte. 

Von Hannover begab ſich Hanjemann Anfang März 1842 
nad Berlin, um womöglich noch vor der im Mai ftattfindenden 
Generalverjammlung der Eijenbahngejellichaft eine fefte Überein- 
funft in betreff der Staatsunterjtügung, welche Alvensleben zugejagt 
hatte, und eine Entichliegung über die ‚bisher vermeſſenen und der 
Regierung zur Wahl und Beltätigung vorgelegten Bahnlinien 
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herbeizuführen. Es handelte fi) um zwei Linien. Die eine führte 
von Deuß über Elberfeld und Soeft nad; Lippftadt und von da 
weiter nach Minden, die andere von Deu über Düfjeldorf, Duis- 
burg, Dortmund nad) Lippftadt und Minden. Jene durchfchnitt 
zwar den bevölfertiten und gemwerbthätigiten Teil Preußens, hatte 
aber große Terrainjchwierigfeiten zu überwinden, jo daß fie, obwohl 
41 km fürzer, doch gegen 8 Millionen Thaler teurer als bie 
andere zu werben verſprach; dieje führte dagegen fait nur durd) 
ebenes Gelände. Nach Hanjemanns PDafürhalten war die Elber- 
telder Yinie für die allgemeinen ftaatsmwirtichaftlichen Intereſſen 
Preußens jedenfall wichtiger, ihre Rentabilität aber infolge der 
hohen Anlagefoften jo gering, daß fie nur unter der Vorausfegung 
ganz außerordentlicher Zuſchüſſe von jeiten des Staates in Frage 
fommen fonnte. Hanſemann neigte aljo zu der Meinung, daß 
wohl nur die Yinie über Duisburg gewählt werden fünne. Weber 
die Ergebnifje der technifchen Borunterfuchungen, der Frequenz— 
und Rentabilitätsberechnungen ließ er num einen von ihm und 
Egidy verfaßten jehr ausführlichen Bericht im April 1842 druden, 
welcher der Regierung als Grundlage für die Enticheidung über 
die Wahl der Linie und über das Maß der zu gewährenden 
Unterftügung dienen ſollte. Die Hoffnung aber, mit der Regierung 
noch vor der Generalverfammlung zu einem günftigen Abjchluß zu 
gelangen, fcheiterte an einem für Hanjemann fatalen Umiftande: 
an dem Miniftermechjel. Ende April trat an Stelle des Hanſe— 
mann wobhlgeneigten Finanzminifter8 Graf Alvensleben der bis— 
herige DOberpräfident der Rheinprovinz von Bodelſchwingh und mit 
ihm hatte Hanjemann einen viel jchwereren Stand. Bodelſchwingh 
erflärte jofort, daß die Vorarbeiten für die verjchiedenen Bahn- 
linien durch jeine Beamten an Drt und Stelle nachgeprüft werden 
müßten, und verjchob den Gefichtspunft, unter dem die Verhand— 
lungen bisher geführt worden waren, durch die weitere Erflärung, 
daß ſich eine Staatsunterftügung, in welcher Form fie aud) ge- 
geben werde, nur auf das rechtsrheiniiche Unternehmen, nicht auf 
die Rheiniiche Eiſenbahngeſellſchaft als ſolche eritreden dürfe. 
Überhaupt wollte Bodelſchwingh im Gegenſatz zu feinem Vor— 
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gänger und zur Direktion die beiden Bahnen als völlig jelb- 
ftändige, von einander getrennte Unternehmungen behandeln. So 
mußte denn Hanjemann der Generalverfammlung am 31. Mai 
1842 zu feinem Kummer eröffnen, daß er noch immer fein 
Arrangement mit der Regierung vorlegen könne. Die General- 
verfammlung beauftragte freilich die Direktion, die Vorarbeiten 
fortzufegen, jchon aber ſprach ſich eine Minderheit von Aktionären, 
jtugig gemacht durch die lange Dauer der Verhandlungen, ſehr 
entjchieden gegen das rechtsrheinijche Unternehmen aus. 

Aber auch von anderer Seite fündigte fich eine lebhafte 
Dppofition an. In Elberfeld juchte man natürlich alles daran 
zu jegen, die Bahn über diefe Stadt und durch das Ruhrkohlen— 
gebiet zu führen. Hanſemanns Bericht vom April 1842, 
der die Möglichkeit, dieſe Strede zu bauen, jo gut wie 
verneint, wurde daher der Gegenjtand einer jcharfen, ja 
leidenſchaftlichen Kritif; man warf Hanjemann vor, dab er 
die Ausgaben zu Hoch, die Frequenz zu niedrig veranjchlagt 
babe, und rechnete viel günftigere Rentabilitätsverhältnifje heraus. 
Und da von der Rheiniichen Gejellichaft eine nachhaltige Ver: 
tretung der Elberfelder Intereſſen nicht zu erwarten war, jo 
entitand in diejer Stadt ein bejonderes bergiſch-märkiſches Komitee, 
welches jich die Befämpfung der Duisburger Yiniezund der Rheiniſchen 
Eifenbahngejellihaft zur Aufgabe machte. An der Spite des 
Komitees jtand der Handelsgerichtspräfident in Elberfeld, jpäterer 
Staatsminifter A. von der Heydt. Im Juni juchte es jeinerfeits um 
die Konzelfion für die über Elberfeld zu leitende Köln-Mindener 
Bahn nad. So entbrannte zwilchen dem bergifch-märfijchen 
Komitee und der Direktion der Rheiniſchen Gejellichaft ein ganz 
ühnlicher Kampf, wie er in den dreißiger Jahren zwiſchen dem 
Kölner und dem Aachener Eifenbahnfomitee ausgefochten worden 
war. Hanjemanns Gegner verfehlten natürlich nicht, auf dieſe 
Ähnlichkeit hinzuweiſen und ihn daran zu erinnern, wie er einit 
jelbit trog der höheren Baufojten um der allgemeinen Staats: 
interejjen millen den Anſchluß Aachens herbeigeführt babe, nun 
wolle er diejelben Gründe für Elberfeld und die bergiſch-märkiſchen 
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nduftriegebiete nicht gelten lafjen. Hanjemann hätte aber, wie 
geiagt, an fich gegen die Elberfelder Linie nichts eingemwendet, ja 
ſie bevorzugt, wenn ihm die Möglichkeit nachgewiejen wurde, das 
Anlagefapital aufzubringen und zu verzinfen. In Berlin boten 
die Gegner alle erlaubten und, wie Hanjemann meinte, auch uns 
erlaubten Mittel auf, um ihn aus dem Felde zu jchlagen. Einen 
eriten Erfolg hatten fie damit zu verzeichnen, daß auf ihren be- 
fonderen Wunſch den mit der Prüfung der Vorarbeiten an Ort 
und Stelle beauftragten Kommifjaren noch der Bauinjpeftor 
Henze zugefellt wurde, ein Mann, der den Technifern der Rheiniichen 
Eifenbahn und bald auch ihren Direftoren perjönlich verhaßt war 
und von dem allgemein vorausgejegt wurde, daß er die Nadı- 
prüfungen mit der Tendenz, alle Berechnungen und Vermeſſungen 
falſch oder willfürlich zu finden, vornehmen werde. Sein hoch— 
mütig-büreaufratifches Wejen, jeine Cinjeitigfeit und mancherlei 
Chifanen madjten es Egidy und Hanjemann außerordentlich jchmwer, 
mit ihm auszufommen. Monatelang wurde fait das gejamte zu 
den Vorarbeiten engagierte Perſonal für die Zmede der Minifterial: 
fommijjare in Anjprud; genommen, die ſich dann mit den ge- 
jammelten Materialien nad) Berlin zurüdzogen und wieder monate- 
lang nichts von fid) hören ließen. Die Enticheidung lag noch in 
weiten Felde. 

Mittlerweile hatte auch der Weiterbau der LinfScheiniichen 
Bahn mit erheblichen Schwierigkeiten zu fämpfen. Freilich konnte 
die Strede Köln— Nahen im September 1841 dem Verfehr endlich 
übergeben werden. Ein wichtiger Schritt vorwärts war damit ge- 
ihehen. Um fo trüber jahen aber die Ausfichten für die Voll: 
endung der Bahn bis zur belgiichen Grenze aus; denn es zeigte 
fih, daß die Koften noch immer zu gering veranjchlagt 
waren. Dazu jtellte ſich erſt nach Eröffnung der Köln-Aachener 
Strede die Notwendigfeit heraus ein zweites Schienengleis zu bauen 
und den Bahnhof in Köln an den Rhein zu verlegen. Schon nad) 
der 1840 von der Generalverfammlung beichlofjenen Anleihe, die 
durch Ausgabe von Prioritätsobligationen bejchafft wurde, war 
das Anlagelapital von urjprünglicd drei auf fieben Million Thaler 
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vermehrt worden. Aber auch dieje Summe reichte nicht aus. Die 
Generalverfammlung vom 31. Mai 1842 jah fi) gezwungen, die 
Direktion zu einer zweiten Ausgabe von Prioritätsobligationen im 
Betrage von 2'/, Mill. Thalern zu ermächtigen. Aber fie unterzu- 
bringen war eine jchwere Aufgabe. Wiederum hatte das Publifum 
das Vertrauen zur Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft eingebüßt. 
Der Kurs ihrer Aktien janf um dieje Zeit auf 77. Die Direktion 
gewann mehr und mehr die Überzeugung, daß fie das Unternehmen 
nicht zu Ende führen fünne, wenn nicht der Staat eine ausgiebige 
Unterftügung eintreten lajje oder eine Garantie für die Verzinfung 
des Anlagefapitals iibernehme. Und hierauf glaubte fie allerdings 
rechnen zu fünnen, da gerade jet das Verhältnis des Staates zu 
den Eijenbahnen in ein völlig neues Stadium trat. 

Im Jahre 1842 ſchuf der König das Inſtitut der ftändiichen 
Ausihüffe. Sie wurden von den Provinzialftänden gewählt und 
jollten einzeln oder als „Vereinigte Ausſchüſſe“ gutachtliche 
Außerungen über Regierungsmaßregeln und Geſetze abgeben, fo oft 
der König fich ihres Beirats bedienen wollte. Es follte das ber 
erfte Schritt zur der verheißenen Entwidelung der ftänbijchen 
Inftitutionen jeien, welche dem König Friedrich Wilhelm IV. jo be- 
jonders am Herzen lagen. Weder die Minifter nody das Publikum 
famen indes darüber ins flare, welche Richtung der König dieſer 
Entmwidelung geben wollte. Wohl hatte Friedrich Wilhelm IV., als 
die Landtage 1841 zujammentraten, der öffentlihen Meinung 
einige Zugeftändniffe gemacht, indem er eine jehr beichränfte Ver- 
öffentlichung ihrer Verhandlungen in den Zeitungen, ohne Nennung 
der Redner, gejtattete und die regelmäßige Einberufung der Yandtage 
nad) zwei Jahren, anjtatt wie bisher nad) drei, verhieß. Das bedeutete 
aber jo gut wie gar nichts gegenüber den hochgeipannten, durch des 
Königs unvorfichtige Reden und Handlungen neu belebten Hoffnungen 
auf eine fonftitutionelle Verfaffung. Des Königs Bruder, der Prinz 
von Preußen, war darum auch gegen die Einberufung der Ausſchüſſe, 
welche die Aufregung nur vermehren würden, ohne die Er- 
wartungen zu erfüllen, um jo mehr, als man in Berlegenheit 
darüber war, was für ein Beratungsgegenitand ihnen vorzulegen 


Die Vereinigten Ausihüfle. Oktober 1842. 235 


ſei. Trotzdem entbot der König „in der Stimmung eines glücd- 
lihen Vaters, der es micht erwarten kann, jeinen wohlgeratenen 
Kindern eine frohe Überrajchung zu bereiten“!) durch eine Kabinetts- 
ordre vom 19. Auguft die Vereinigten Ausichüfle zum 18. Dftober 
nad; Berlin, bevor noch die einzelnen Ausſchüſſe in Thätigfeit ge- 
treten waren. Um fie überhaupt zu befchäftigen, wählte man nad) 
langem Suden aus dem weiten Gebiete ſtaatlicher Verwaltungs 
angelegenheiten drei Gegenftände, die ihnen ohne Gefahr zu einer 
unmaßgeblichen Meinungsäußerung vorgelegt werden fonnten. Sie 
betrafen einen vom Könige verheißenen Steuererlaß von 2 Millionen 
Thaler, das Eiſenbahnweſen und die Benugung der Privatflüfje. 
Die legtgenannte Frage hatte nicht das geringjte politiiche Inter— 
ejle. Über die Verwendung des Steuernachlafies waren Die 
Brovinziallandtage bereits gehört worden. Die Mehrzahl derjelben 
hatte eine SHerabjegung der geieglichen Salzpreije befürmortet, 
einige wollten die frei werdenden Summen für Eijenbahnen ver- 
wendet wiſſen. Auch der Steuernachlaß war an fich eine Ange— 
legenheit von untergeorbneter Bedeutung und gewann ein er: 
höhtes Intereſſe nur dadurch, daß er mit der Eilenbahnfrage in 
Verbindung gebracht wurde. Dieje betraf allerdings die wichtigſte 
den Staat zur Zeit beichäftigende mwirtichaftliche Aufgabe.?) 

Daß die privaten Eifenbahnunternehmungen allein dem 
Verfehrsbedürfniß nicht zu genügen vermochten, jondern der 
Staat fi mit feinen Mitteln an ihnen beteiligen müſſe, war 
jegt die allgemeine Überzeugung geworden, welcher der neue 
Finanzminiſter v. Bodelichwingh und der König volllommen bei» 
pflichteten. Blieb der Staat bei dem bisherigen pajfiven Verhalten, 
jo wurden nur die Streden ausgebaut, welche den Unternehmern 
jicheren Gewinn verſprachen; die wirtichaftlich vorgejchritteneren Ge- 
biete durften fi) mit Hilfe des neuen Verkehrsmittels einer 
jteigenden Prosperität erfreuen, während die minder begünitigten 
in ihrer Entwidelung jtehen bleiben oder zurüd gehen mußten. 
Der Staat hatte aber dafür zu jorgen, daß auch dieje des Segens 
Treitſchke 5, 181. 

2) Val. Fled im Arhiv j. Eifenbahnweien 1897, S. 889 fi. 
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der Eifenbahnen teilhaftig wurden, und da einzutreten, wo der 
private Unternehmungsgeift veriagte. Aber auch abgelehen von 
den Forderungen einer das Wohl aller Provinzen bedenfenden 
Staatsfürjorge erfannte man, daß aus politiichen und militärifchen 
Gründen ein nad) einheitlichen GefichtSpunften angelegtes preußiſches 
Eiſenbahnnetz nötig ſei, dejlen Ausführung von der PBrivatinduftrie 
allein nimmer zu erwarten war. Durch dieſes Netz jollten die 
Provinzen untereinander, mit der Hauptitadt und mit dem Aus- 
lande planmäßig in Berbindung geſetzt werden. Dazu bedurfte 
es außer den bereits fertigen und im Bau begriffenen Eifenbahnen 
nach den Abfichten der Regierung fünf weiterer Eijenbahnlinien.') 
Da ihre Rentabilität für den Anfang mwenigftens zweifelhaft war, 
jo fonnte nur der Staat ihre Heritellung bemirfen. Indeſſen fragte 
es ſich, ob er fie jelbft bauen oder durch Zuficherung hinreichender 
Unterftügungen die Bildung von Aktiengejellichaften ermöglichen 
folle.. Die Regierung entichied fich für den zweiten Weg. Aus- 
ichlaggebend war wiederum die Rüdficht auf das Staatsichulden- 
gefeg und die verheißene Einberufung der Reichsftände für den 
Fall einer Staatsanleihe. Der Eifenbahnbau auf Staatsfoften war 
nun mal nicht von der Verfaflungsfrage zu trennen. Es wurde 
alſo beichloffen, durch Unteritügungen, Übernahme von Aftien und 
Zinsgarantien die Herjtellung des großen Eijenbahnneges auf in- 
direftem Wege zu bemwirfen. Eine große Denkichrift präzifierte des 
Näheren die Wünjche und Abfichten der Regierung. Hierüber jollten 
die Vereinigten Ausſchüſſe ihr Gutachten abgeben. 

Die Beratungen der Bereinigten Ausſchüſſe mwährten vom 
18. Dftober bis 10. November 1842. Jeder Landtag hatte zwölf 
Vertreter geftellt, zu denen noch zwei mebdiatifierte Fürften aus 
den weftlichen Provinzen famen. Den Borfi in dieſer erjten 
zentralftändijchen Beratung, welche Preußen erlebte, führten die 
beteiligten Minifter, in der Hauptfrage aljo Bodeljchwingh, der 
die peinliche Aufgabe hatte, ängftlicy darüber zu wachen, daß die 
98 Deputierten von der ihnen geftellten Aufgabe nicht etwa auf das 

) Minden —Köln; Halle-- Mittelrhein; Berlin— Königsberg; Frankfurt 
a. D.--Bredlau—öfterr. Grenze; eine Bahn nach Poſen. 
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gefährliche Gebiet allgemeiner politijcher Erörterungen abjdjweiften. 
Kine kleinliche Geichäftsordnung unterftügte ihn hierin. Der 
Drud der Verhandlungen wurde zwar gejtattet, jogar mit Nennung 
der Redner, aber der Wert der Gabe, wie fajt immer unter diejem 
ziellofen, jchwanfenden Regimente, durd) andere einjchränfende Be— 
ftimmungen jtarf beeinträchtigt. Die Zahl der gedrudten Erem: 
plare blieb auf die der Mitglieder beichränft') und die Namen 
der Redner wurden jo an den Rand gelegt, daß fich nicht immer 
feitftellen ließ, von wem die Äußerung herrührte. Troß der an- 
gewandten VBorfiht wurde die Verfaſſungsfrage einmal berührt. 
Der Kaufmann Bruſt aus Boppard Iprad die auch von hohen 
Staatsbeamten, 3: B. dem Generalfteuerdireftor Kühne, geteilte 
Meinung aus, daß der Staat auch eine Zinsgarantie ohne Zu: 
itimmung der Reichsftände nicht übernehmen dürfe. Gr hatte 
einige Jahre darauf diejes dreijte Bekenntnis Ffonftitutioneller Ge- 
finnung und deren ipätere Bethätigung durch allerlei polizeiliche 
Chifanen zu büßen. m übrigen jtand der Gedanfe an die 
Reichsftände unausgeſprochen hinter den Reden und Beſchlüſſen 
der Verfammlung. Sie beantwortete zwar alle ‚Fragen nad) dem 
Wunjche der Regierung, gab aber doc) deutlicdy zu erkennen, daß 
fie es im Grunde für zwedmäßiger halte, wenn die Regierung die 
Bahnen jelbit baue. Bon der Heydt trat jo lebhaft für den Staats- 
bau ein, daß Bodelichwingh erklärte, die Kegierung habe außer 
den angeführten noch andere nicht zu erörternde Gründe für den 
fejten Entichluß, „auf einen Selbitbau der Eijenbahnen für jegt 
und die nächite Zukunft nicht einzugehen.“ Doch geitattete er eine 
Abftimmung darüber, ob die Berjammlung für den Staatsbau 
votiert hätte, wenn ihr der feite gegenteilige Entichluß der Re— 
gierung nicht mitgeteilt worden wäre, und machte dabei ausdrüd- 
lich darauf aufmerfjam, daß ohne Anleihe ein Staatsbau unmöglich 
jei. Kine Majorität von 3 Stimmen antwortete mit nein. jeder: 
mann aber mußte, daß die Majorität in Wirflichfeit anders dachte, 
daß der Gedanke der Staatseilenbahnen und damit der Reichs- 


1) Nur ein Eremplar gelang ed Hanjemann der Direktion der Rheinifchen 
Eiienbahn zu verichaffen. 
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itände nur deswegen verleugnet wurde, weil einige Abgeordnete 
aus Rüdficht auf die Regierung gegen ihre eigenen furz zuvor 
ausgeiprochenen Anfichten ftimmten. 

Gejtügt auf die Zuftimmung der Ausſchüſſe ging die Krone 
jofort an die Ausführung. Die Salzpreife wurden ermäßigt, zwei 
Millionen Thaler jährlich für bare Interftügungen von Eifen- 
bahnanlagen bereit gejtellt und die Bildung eines Fonds von 
ſechs Millionen zur Uebernahme von Aktien angeordnet. An den 
in der Denfichrift als unterftügungsbedürftig bezeichneten Linien 
des projeftierten Gifenbahnneges, unter denen fid) auch die Köln- 
Mindener, nicht aber die Rheinijche Bahn befand, wollte der Staat 
ſich derartig beteiligen, daß er '/, des Aftienfapitals übernahm 
und unter allen Umjtänden für ®/, desjelben einen Zinsgenuß von 
3'/,%, gewährleijtete. Die Zinjen des ftaatlichen Siebentels jollten 
den Tilgungsfonds bilden. Dafür nahm der Staat das Recht in 
Anſpruch, fich in den Generalverfammlungen jeiner Kapital- 
beteiligung entiprechend vertreten zu laffen, ein Mitglied in jeder 
Direktion zu ernennen und die Verwaltung einer Bahn ganz zu 
übernehmen, wenn drei Jahre hindurch ein Zuſchuß zu leiften 
gewejen war. Die erjte unter diefen Bedingungen ins Leben 
gerufene Eiſenbahngeſellſchaft war die niederjchlefiich-märfifche für 
die Strede Frankfurt a. D.— Breslau (Mai 1843). 

Hanjemann hatte die Unterbrechung der Unterhandlungen mit 
der Regierung während der Nachprüfung der Vorarbeiten für die 
rechtsrheinifche Bahn durch die techniichen Miniiterialfommiffare im 
Herbft 1842 zu einer Reife nad) England benugt. Während diejer 
Reife fand in Gegenwart des Königs das berühmte Dombaufeit 
in Köln jtatt. Es konnte auffallend erjcheinen, daß Hanjemann 
unter den hervorragenden Perjönlichfeiten des Rheinlandes fehlte, 
die fi) damals um ihren föniglichen Herrn jcharten. Er hielt 
ſich aber, obwohl feine Freunde ihn dringend herbeimünjchten, für 
verpflichtet, die furze Muße auf das Studium der engliichen Bahnen 
zu verwenden. In einem ehrfurdtspollen Schreiben aus Birming- 
ham vom 29. Auguft 1842 entjchuldigte er beim Könige fein Fern— 
bleiben von den Feitlichfeiten: die Pflicht, welche ihm das mehrfach 
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fundgegebene Vertrauen des Königs auferlege, halte ihn in Eng- 
land fef. Wenn der König auf feinem Willen ruhig beharre, 
fügte er hinzu, werde die Eifenbahnverbindung zwiſchen Dft und 
Weſt zuftande fommen und Deutjchland in den vollftändigen 
Gebrauch feiner Seehäfen gelangen; jchon gebe Hannover nad) 
und lafje die Vorarbeiten in der Richtung auf Bremen in Angriff 
nehmen. Bald nach der Rüdfehr aus England eilte er nach Berlin, 
wo er zu Beginn der Verhandlungen der Vereinigten Ausſchüſſe 
eintraf. Konnte er audy an ihren Beratungen nicht teilnehmen, 
jo hoffte er doch auf fie und auf die Mahnahmen der Staats- 
regierung im Intereſſe der Allgemeinheit wie der Rheiniſchen 
Eiſenbahn einwirken zu fünnen. 

Mir den Plänen der Regierung war er im allgemeinen ein- 
verjtanden. Er billigte und verteidigte jetzt jogar den Entichluß, 
vom Staatsbau nod) abzujehen, deſſen Vorteile dagegen auf dem 
indireften Wege der Beteiligung an Privatunternehmungen zu er- 
reihen. Es mar das feine Verleugnung jeines prinzipiellen Stand- 
punftes. Die Sachlage hatte ſich verichoben, jeit jo viele Privat: 
bahnen teils im Betriebe, teils im Bau, teils fonzeifioniert waren; 
es hätte ſich jet immer nur um ein gemijchtes Syftem von Privat- 
und Staatsbahnen handeln fönnen und die Erfahrung jchien in 
Belgien wie in Baden zu lehren, daß der Staat jehr viel theurer 
al3 eine Privatgejellichaft baue. Aufs jchärffte verurteilte er da- 
gegen die Einberufung der Ausichüffe, hinter der er weder einen 
politiſchen noch einen praftiichen Gedanfen zu erfennen vermochte. 
Einem Freunde, der fi) für den Staatsbau ausgejprochen hatte, 
jchrieb er,') der Staat fünne aus dem jegt angenommenen Syiteme 
der Beteiligung an Privatbahnen ähnliche Vorteile wie aus dem 
Staatsbau ziehen, wenn er zwedmäßig verfahre. „Ob das ge- 
ichehen werde, weiß ich nicht. Die Löſung der Aufgabe hat ſich 
der Staat jelbft erjchwert durch feine unnötigen Eijenbahn-Mit- 
teilungen an die jtändiichen Ausſchüſſe. Wenn man feine Reichs— 
itände haben wollte, jo hätte man wenigitens für die Sade alle 
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mit dem Prinzip der unumichränften Monarchie verbundenen Bor- 
teile benugen jollen; der Beirat der itändiichen Ausichüffe nimmt 
diefe Vorteile hinweg, ohne im geringiten den Nugen zu gewähren, 
welchen der Staat aus einer reichsftändiihen Berufung hätte ziehen 
können.“ 

Zollte Hanſeman den Grundzügen der ſtaatlichen Eiſenbahn— 
pläne, wie fie in der für die Vereinigten Ausſchüſſe beſtimmten 
Denfichrift niedergelegt waren, vollen Beifall, jo fand er ſich doch 
veranlaßt, auf ihre zwedmäßige Ausführung im einzelnen durch 
eine neue Schrift einzumwirfen. Bald nachdem die Ausſchüſſe ihre 
Thätigfeit in Berlin beendet hatten, arbeitete er eine Brojchüre 
aus „Über die Ausführung des Preußiichen Eifenbahn-Syftems“.!) 
Er geiteht, daß die Regierung, wenn man alle obwaltenden Umſtände 
und Berhältnifje berüdfichtigt, wohl daran gethan habe, der Ausführung 
durch Privatinduitrie den Vorzug zu geben, vorausgejegt, daß legtere 
durch die Art der Unterftügung wirklich dazu befähigt werde. In be- 
jonderen Kapiteln werden behandelt: die Hauptzwede der großen 
Gifenbahnen (im Gegenſatz zu den bisherigen ilolierten Unter- 
nehmungen), der Umfang des erforderlichen Kapitals, die Bahn- 
richtungen, die Dauer der Ausführung und die Konzeffionsbedingungen. 
Hanjemann giebt jehr ins Detail gehende Aufftellungen und Be— 
rechnungen für das Syſtem im ganzen und für jede einzelne der 
projeftierten Bahnen. Pie leitenden Gefichtspunfte find in der 
Hauptſache die nämlichen, von denen er in feiner bisherigen Wirk— 
ſamkeit und in feinen früheren Schriften ausgegangen war. Mit 
großem Nachdrud verlangt er hier, daß die Richtung der Haupt: 
bahnen, insbeiondere für die Verbindung zwiichen Berlin und dem 
Weiten, jo gewählt werde, daß fie womöglich den Beitritt Hannovers 
und jeiner Zollverbündeten zum Zollvereine erleichtere oder er- 
zwinge. Dann jei eine deutſche Marine möglich, die nicht in 
Hamburg, jondern meiter unterhalb am hannöverſchen Elbufer 
einen vortrefflichen Kriegshafen finden werde. Es mar derjelbe 
Gedanke, der ihn bei jeinen Verhandlungen mit Hannover am 

. 1) Über Die Ausführung des preußiichen Eifenbahnfyftems von David 
DHanjemann. Berlin. Verlag von Nlerander Dunder. 1848. 96 Seiten. 
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Anfang des Jahres geleitet hatte. „Bei der Ausficht auf Aus: 
dehnung des Zollvereines“ fagte er, „bis zu den Küſten der Nordjee 
ift es jeßt unter der Regierung eines Königs, der die preußiich- 
deutjchen Intereſſen großartig auffaßt, nicht mehr als QTräumerei 
zu betrachten, wenn man an eine deutiche Marine denkt. Bei 
allen Staats-Maßregeln joll ja ſtets die höchſte, wenn auch noch) 
jo fernjtehende Ausbildung der Nationalfräfte ins Auge gefaßt 
werden; um jo mehr joll es aljo bei einem jo großartigen Ber- 
fehrsmittel, wie Eijenbahnen es find, geichehen. Bei ihnen joll 
vorzugsweile auf die zufünftige Machtausbildung des Staates 
Rüdficht genommen werden, aljo insbejondere auch auf Verbindung 
mit Seehäfen, welche im jtande find, in der Folge auch Kriegs— 
ichiffe aufzunehmen“. — In Bezug auf die Konzeffionsbedingungen 
für die neuen Bahnen und die zu gewährende ftaatliche Zinfen- 
garantie ftellte die Schrift einen neuen Grundfaß auf. Hanſemann 
hielt die von der Regierung in Ausficht genommene bedingungs- 
loje Zinsgarantie für einen Fehler. Es jei falich, „die Aktionäre 
in eine Lage zu ſetzen, daß fie gar feinen Verluſt an eigentlicher 
Zinsrevenue erleiden fünnen und daß nur die Frage ift, ob fie 
mehr oder weniger über einen feſtgeſetzten Zinsjag hinaus ver- 
dienen werden“. Die Möglichkeit, auch Verlufte zu erleiden, fei 
ein heilfamer Sporn, der die Verwaltung einer Eifenbahngefellichaft 
zwinge intelligent und thätig zu fein. Darum mollte er die 
Garantie für die Aktionäre fo ausgedrücdt willen, „dab der Staat 
der Gejellichaft einen gemwillen Teil von dem bezahle, was weniger 
als ein zu bejtimmender Prozentjag an NReinertrag fich ergiebt.” 
Ein anderes Bedenken betraf die Gefahren des Aftienfchwindels, 
der zu befürchten war, wenn plößlich bei der Ausführung des 
Eiſenbahnſyſtems zahllofe Aktien auf den Markt geworfen wurden, 
die außer der ſtaatlich garantierten Rente noch die Möglichkeit 
hoher Superdividenden boten. Er jchlug darum ein allerdings 
recht fompliziertes Syftem der Kapitalbeihaffung vor, dem zufolge 
nur ein Teil des Kapitals in Aktien bejtehen, der andere unter 
jtaatliher Mitgarantie durch Anleihen aufgebracht werden folle. 


Denn die Anleihepapiere eignen ſich, weil fie nie mehr als den 
Bergengrün, David Haniemann. 16 


242 IV. Kapitel. 


ausgemadhten Zins abwerfen, für die Spekulation jehr viel weniger. 
Der Staat garantiert aljo nach Hanſemanns Vorjchlägen den Dar- 
leihern die Zinfen und vergütet den Aftionären ’/, von dem, was 
fie weniger als 4°,, an Reinertrag verdienen, jo daß diefe in dem 
Falle, daß ſich gar fein Reinertrag ergäbe, eine Rente von nicht 
mehr als 3'/,°1, beziehen würden. Aber auch die Garantie von 
3'/,%, für die Aktien ift nur eine bedingte, da von dieſem 
Minimum ein Teil des Zuſchuſſes in Abzug gebracht wird, 
den der Staat für die Verzinfung des Anleihefapital® infolge 
der auch für diefe übernommenen Garantie leiftet. Im übrigen 
waren Hanjemanns Borjchläge darauf gerichtet, die Konzelfions- 
bedingungen durch Gewährung verjchiedener Vorteile und Privi- 
legien fo zu geftalten, daß die Wahrjcheinlichfeit eines höheren 
Reinertrages groß genug blieb, um das Publifum zur Aftien- 
zeichnung zu vermögen. 

Hanjemann wird jeine jpeziellen Vorſchläge wohl ſelbſt für 
verbejjerungsfähig gehalten haben. An dem Grundfage einer nur 
bedingten und teilmeilen Garantie und einer gejeglich vorge- 
ichriebenen Teilung des Anlagefapitals in Aftien und Obligationen 
hielt er aber umerjchütterlich feft und machte der Regierung daraus, 
daß fie fi) ihn nicht aneignete, einen jchweren Vorwurf. Er hat 
ipäter den verderblichen Aftienfchwindel und andere Übeljtände 
des preußilchen Eifenbahnwejens auf die übergroße Zahl der 
Aftien und die Sicherheit zurütfgeführt, mit welcher auch jchlecht 
geleitete Gejellichaften unter allen Umftänden auf eine mäßige 
Rente rechnen durften. 

Die Zufunft der Köln-Mindener Bahn war dadurch, daß fie von 
der Regierung in die Zahl der mit Staatsunterftügung zu bauenden 
Zinien des preußiichen Eifenbahniyftems aufgenommen war, ficher 
gejtellt, ob nun die Rheiniſche Gejellichaft oder eine andere ihre 
Ausführung übernahm. Um jo trüber geitalteten fich die Aus- 
fichten der linfsrheinifchen Bahn. Es mar, wie bereits erzählt 
wurde, nicht möglich, die zu ihrer Vollendung nötigen 2'/, Million 
Thaler ohne Zuthun des Staates zu beichaffen. Hanſemann 
hatte daher am 20. Dftober 1842, zwei Tage nad) dem Zu: 
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jammentritt der Vereinigten Ausichüffe, dem Finanzminifter ein 
Memoire eingereicht, in dem er erflärte, die Gejellichaft könne ohne 
Staatsunterftügung ihr Unternehmen nicht zu Ende führen. Gleich- 
zeitig war dafür gejorgt worden, daß aus der Mitte der Ver— 
einigten Ausichüffe an Bodelichwingh die Frage gerichtet wurde, 
warum die Rheinische Bahn nicht auch zu den unterftügungs- 
bedürftigen Linien des Kilenbahnneges gezählt werde. Die 
Antwort lautete, daß die gefährdete Lage der Rheinischen Eijen- 
bahn bisher nicht befannt gewejen jei. Doc gab Bodelichwingh 
die formelle Erklärung ab, „dab fein Bedenken vorliege, jie den 
übrigen Bahnen, bei welchen der Staat Hilfe zu leiften und zu— 
zutreten beabfichtige, zuzugejellen, wenn das Bedürfnis dazu fich 
herausſtelle“. reilich fügte er gleich hinzu, daß er das geplante 
Doppelgleis und die Verlegung des Bahnhofs in Köln für über- 
Hüffig halte. Auf der Zujage des Miniſters fußend, nahm Hanſe— 
mann die Staatshilfe für die Rheiniſche Bahn in demjelben Um— 
fange in Anſpruch, wie fie der Staat den neu zu erbauenden 
Zeilen des Eifenbahnneges gewähren wollte, und bat um jofortige 
Überweifung eines baren Darlehens oder um die Staatsgarantie 
für die Anleihe von 2°), Million Thalern. Bodelichwingh aber 
bewilligte nur die Garantie für 1 Million. Hanſemann wandte 
ji) an den König, erreichte indejjen nicht mehr als die Erhöhung 
der Garantiefumme auf 1'/, Million und das Angebot eines 
Vorſchuſſes von 500000 Thalern. Hierüber fam es zwiſchen 
Danjemanın und dem Minijter zu einem erbitterten Streit, der 
von beiden Seiten nicht ohne perjönliche Gereiztheit geführt wurde. 
Bodelihwingh zeigte eine offenbare Animofität gegen die Direktion 
der Rheiniichen Bahn und ihren Bevollmäditigten, dejlen Gründe 
für die Notwendigkeit eines zweiten Gleiſes und der Berlegung 
des Kölner Bahnhofes unanfechtbar waren. Er war durch die 
hohen Baufoften erichredt und glaubte, daß die Gelder unzwed- 
mäßig verwendet würden. Hanjemann wiederum war im Unrecht, 
wenn er aus der AZujage des Minifters, ohne die hinzugefügte 
Klaujel zu berüdfichtigen, einen formellen Rechtsanſpruch auf die 
Gleichſtellung der Rheiniſchen Bahn, hinſichtlich der Unterftügung, 
16* 
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mit den von der Regierung als unterftügungsbedürftig bezeichneten 
Linien ableitete und durchfechten wollte. Auch darin ſah Hanie- 
mann nur böjen Willen und Bejchränftheit, daß Bodelihwingh 
im Gegenja zu jeinem Vorgänger Alvensleben die Köln: 
Mindener Bahn als ein jelbftändiges, von der Köln-Nachener 
finanziell völlig getrenntes Unternehmen betrachtete, aud) wenn 
beide Bahnen von derjelben Direktion geleitet würden. Bodel— 
ſchwinghs ehrenhaftem Charakter ließ Hanjemann alle Gerechtigfeit 
widerfahren, von feiner Befähigung als Finanzmann und -minifter 
dachte er jedoch jehr gering. Die Verhandlungen in Berlin, 
flagte er der Pireftion, jeien dadurch fo außerordentlich erichwert, 
dag weder der Yinanzminijter, noch feine Räte etwas von Yinanz- 
operationen verjtänden; das Yinanzminifterium jei jeit Jahren 
nur „ein Steuer-Empfangs-Minifterium“; auch gebe es feine 
fundigen Eijenbahnräte; die mit diefem Fach betrauten Beamten 
jeien bereit$ durch andere Arbeiten überbürdet. Je länger die 
Verhandlungen dauerten, umjomehr betrachtete er es als eine 
Ehrenjache der Gejellichaft, nicht nachzugeben, jondern auf die 
eine oder andere Art den Minifter zur Anerfennung ihres ver- 
meintlichen Rechtes zu zwingen. Deshalb ichlug er der Direktion 
das äußerjte Mittel, die Einitellung aller Arbeiten und die Ent- 
lafjung der Arbeiter, vor. Die große dee, welche er vertrete 
(die Berbindung Berlins mit Antwerpen), mache die rüdfichts- 
Iojefte Behauptung der durch die minifteriellen Zujagen erworbenen 
Rechte zur Pflicht. Von einem fo radikalen Mittel wollte aber 
die Pireftion nichts willen. Nur das für die Vorarbeiten auf 
der rechtsrheinischen Bahn engagierte Perſonal wurde allmählich 
verabjchiedet, da ein annehmbares Abfommen mit Bodelichwingh 
immer unwahrſcheinlicher wurde. 

Schweren Herzens legte Hanjemann am 18. März dem 
Adminiftrationsrate und am 6. Mai 1843 der Generalverjammlung 
den Stand der Pinge vor. Man entichloß fich, auf die färglichen 
Anerbietungen der Regierung für die linfsrheiniiche Strede ein- 
jugehen und auf das notwendige zweite Gleis zu verzichten. 
Denn eine Ablehnung hätte eben die jofortige Einftellung der 
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Arbeiten zur Folge haben müſſen. So gelang es jchließlich, die 
Bahn eingleifig zu vollenden. Im Herbit 1843 konnte auch die 
legte Strede von Machen bis zur belgiichen Grenze notdürftig 
fertiggeitellt werden. Köln und Antwerpen, Rhein und Nordiee, 
waren durch den eijernen Schienenmweg in direfte Verbindung mit- 
einander geſetzt worden. 

Erit Ende Mai 1843 faßte die Regierung einen Beſchluß 
über die zur Wahl gejtellten Yinien der Köln-Mindener Bahn. 
Die Enticheidung fiel zu Gunften der von Hanfemann empfohlenen 
Linie über Duisburg. Es erwies fi, daß die von Hanſemann 
und Egidy geleiteten Worarbeiten in allem Wejentlichen das 
Richtige getroffen hatten, und die Direktion der Rheiniichen Bahn 
war überzeugt, daß bei etwas mehr gutem Willen und Wohl- 
wollen die Enticheidung viel früher hätte erfolgen fünnen. Nach— 
dem die Regierung fich fait ein ganzes Jahr Zeit gelajien hatte, 
forderte fie jegt auf einmal den Abjchluß der Verhandlungen in über- 
jtürzender Haft. Bodelichwingh bot der Direktion der Rheinifchen 
Eifenbahngeiellichaft die Übernahme der rechtsrheinischen Bahn 
unter den für die niederjchlefiich-märfiiche Bahn beitimmten, oben 
erwähnten!) Bedingungen an, verfügte aber weiter, daß die 
Direktion nur die Verwaltung haben jolle, ohne daß ihre Ge— 
jellichaft oder die Nheinifche Bahn irgendwie an den der Köln- 
Mindener Bahn vom Staate gewährten Vorteilen teilnehmen dürfe. 
Wenn binnen vierzehn Tagen fein Beicheid erfolge, jo jollten die Ver- 
handlungen als abgebrochen betrachtet werden. Hanjemann mußte 
nun wieder nad) Berlin. Es gelang ihm, den Termin der Ent- 
iheidung bis zur Einberufung einer neuen Generalverfjammlung 
binauszufchieben, aber feine Gegenvorichläge und ausführlich mo- 
tivierten Gutachten und Cingaben fanden beim Yinanzminifter 
nicht die geringite Beachtung. Der einzige Vorteil, den er für 
die Rheinische Gefellichaft ermwirfte, bejtand darin, daß ihren 
Aktionären an dem auf 13 Millionen feitgeiegten Aktienkapital 
für die rechtsrheiniiche Bahn eine Beteiligung mit 4'/, Millionen 
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rejerviert bleiben jollte. Die Verhandlungen zogen fich ſchließlich 
bis Anfang Auguft hin. Hanfemanns für die Generalverfammlung 
gedruckter Bericht mit feinen Anlagen zeigt, welche Unſumme ver- 
geblicher Arbeit er zu bewältigen hatte. Bodelſchwinghs ableh- 
nende Haltung gegenüber allen Wünjchen und Hoffnungen der 
Direktion, die er noch in den Jahren 1840 und 1841 als Ober: 
präfident und als Regierungsfommijjar für die Eijenbahn voll- 
fommen geteilt hatte, läßt fich doc nicht befriedigend erflären; 
fie ift um jo unverftändlicher, als bei der Konzeſſionierung der 
märfijch-niederichlefiihen Bahn (Berlin— Breslau) ganz ähnliche 
Verhältnifie obmwalteten und die Berjchmelzung zweier Bahnen 
zu einem Unternehmen anftandslos bemilligt wurde. Pie am 
19. Auguft 1843 in Köln zuiammengetretene außerordentliche 
Generalverjammlung fonnte fid) nach einem Rückblick Hanjemanns 
auf den Verlauf der dreijährigen Verhandlungen mit Recht darüber 
beflagen, daß ihrer Gejellichaft mit unbilliger und grundlofer 
Härte begegnet worden ſei. Einſtimmig beſchloß fie, die Bedin- 
gungen des Yinanzminijters zu vermwerfen und damit auf das 
rechtsrheiniiche Unternehmen zu verzichten, da ihr zugemutet werde, 
die Arbeit der Verwaltung ohne den geringiten Vorteil von ihr 
zu übernehmen. Auch der königliche Kommifjar, der Regierungs— 
präfident von Köln von Gerlach, ſchloß fich diefem Votum an. 
Die an der Berjammlung teilnehmenden MAftionäre traten aber 
auf Camphaufens Anregung fofort nach dem Schluß der Situng 
zu einer neuen bejonderen Gejellichaft zujammen, die fich als 
„Dftrheiniiche Geſellſchaft“ um die Konzeifion für die Köln-Min- 
dener Bahn unter den minifteriellen Bedingungen bewerben wollte. 
Hanjemann befürmortete diefen Gedanken aufs nachdrüdlichfte. 
Gr und Camphaujen, die früher meift in Dppofition zu einander 
gejtanden hatten, fanden fich hier in demjelben Gedanken zufammen. 
In das leitende Komitee der neuen Gejellichaft wurde natürlich 
auch Hanjemann gewählt. So jehr er fich für die Sache intereifierte 
und jo jehr er um Annahme der Wahl gebeten wurde, jo lehnte er 
fie doch wegen liberbürdung mit anderen Gejchäften ab. In 
dreijähriger ſchwerer Arbeit, die zulegt den Charafter eines heißen 
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Ringens mit der Regierung angenommen hatte, war er bemüht 
geweſen, die Rheiniiche Bahn über den Rhein hinaus bis an Die 
bannöverjche Grenzen auszudehnen. Er war jchließlich in dem 
ungleichen Kampfe unterlegen. Es erichien ſelbſtverſtändlich, daß 
er die Durchführung des Unternehmens auf einem anderen Wege, 
als dem, den er hatte gehen wollen, anderen Leuten überließ. 

Aber ſchon vor der eben erwähnten Generalverfjammlung vom 
19. Auguſt hatte fi) auch in Düfjeldorf eine Gejellichaft für den 
Bau der Köln-Mindener Bahn gebildet. Dieje und die Dit: 
rheinifche in Köln wurden Ende 1843 zu der „Köln-Mindener 
Eijenbahngejellichaft“ vereinigt und dieſe hat dann die Bahn wirflid) 
gebaut.!) 

Mit gemijchten Gefühlen ſah Hanjemann auf den Ausgang 
diejer Angelegenheit zurüd. Halb refigniert, halb zufrieden damit, 
daß er der Aufregungen und Unannehmlichfeiten endlid) ledig jei, 
berichtete er zwei hochgeftellten Freunden in Berlin über den Ber- 
lauf der Generalverjammlung. Bei Überjendung jeines gedrudten 
Berichts über die Verhandlungen mit dem Finanzminifterium jchrieb er 
an den Geheimen Finanzrat von PBatow?): „ch fühle mich nun jo frei 
und heiter wie ein Menjch, dem eine jchwere Laſt abgenommen ift. 
An Erfahrung bin ich wieder reicher geworden. Geirrt habe ich 
mich nicht weiter, als daß der eine oder der andere fich noch fleiner, 
als ich ihn geichägt, erwiejen hat. Groll fühle ich gegen niemand, 
am wenigiten gegen Herrn v. B., der mid) frei gemacht hat und 
mein öffentliches Wirken von einer Spezialität, die ohne mich nun 
auch vorwärts geht, zu den höheren allgemeinen politijchen Inter— 
eſſen übergeführt hat. Kurz, ich bin in meiner erlittenen Nieder- 
lage jo heiter und vergnügt, wie Herr v. B. es nur in jeinem 
Siege jein kann, und da der Staat eigentlich die Bauten diri— 
gieren wird, jo ijt’S mir in jtaatlicher Hinficht auch ganz einerlei, 

1) Am 15. Mai 1847 wurde der Berfehr von Deub bid Hamm, am 
15. Dftober auf der ganzen Linie bi8 Minden und weiter bis Hannover er- 
Öffnet. Die Verbindung zwilhen Hannover und Berlin war bereits früher 
hergeitellt. Die Fahrzeit von Berlin bis Köln betrug 28”/, Stunden. 

2) 26, Auguft 1848. 
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ob die Gejellihaft in Köln, Düffeldorf oder jonjt wo fein wird.“ 
Gegen den Geh. Oberfinanzrat Pommerejche II äußerte er fid) 
einige Tage darauf, die Generalverfammlung vom 19. Auguft 
müſſe doch bei allen Beteiligten Zufriedenheit erregt haben: der 
Minifter ift die ihm jo unangenehme Rheiniſche Eijenbahngefell- 
ichaft lo$ geworden; „die Aktionäre der Rheinifchen Bahn find froh, 
eines Gejchäftes los zu jein, welches ihnen feinen Vorteil ver- 
ſprach, und doch die Ausficht zu behalten, Agio an neuen Aktien 
zu verdienen. Die übrigen Ngiotärs, Chriften und Juden, find 
glüdlich, daß ihr Weizen blühen jol“, . . . am allerzufriedenjten 
jei er jelbit, der nun wieder den großen politiichen Fragen 
und jeiner Familie leben fönne. In Eifenbahnangelegenheiten 
glaubte er ſich jet, nachdem die Rheiniſche Bahn unter unfäglichen 
Schwierigfeiten zu ftande gebracht worden war, auf die Thätigfeit 
eines gewöhnlichen Direftionsmitgliedes zurüdziehen zu können. 

Indeſſen jah er ſich bald darauf wider Willen genötigt, ganz 
von der Yeitung der Rheinischen Bahn zurückzutreten, und dieſe 
feine eigenjte Schöpfung fremden Händen zu überlafjen. Am 
15. Dftober 1843 war der ununterbrochene Verfehr auf der gejamten 
Strede von Köln bis Antwerpen eröffnet worden, obwohl die 
Bauarbeiten noch nicht ganz vollendet waren. Große Feitlich- 
feiten hatten in Köln ftattgefunden, und obgleich die Geldverlegen- 
heiten der Eifenbahngeiellihaft auch jetzt noch jehr bedeutende 
waren, jo durfte man von den Erträgen der Bahn doch bald aud) 
in diefer Beziehung eine Bejlerung der Yage erwarten. 

Da brach plöglich wie ein Blitz aus heiterem Himmel inner- 
halb der Direktion ein Konflift aus, der fie ganz auseinander 
Iprengte. Der Grund lag in dem Verhältnis des Banfhaufes 
S. Oppenheim jun. & Comp. zur Eijenbahngejellihaft und in der 
Doppelftellung feines Chefs Abraham Oppenheim als Bankier und 
Mitglied der Eijenbahndireftion. An Konflitten und Meinungs» 
verjchiedenheiten zwijchen ihm und feinen Kollegen hatte e8 aud) 
bisher nicht gefehlt. Sie waren freilich beigelegt worden, ließen 
aber doch jedesmal einigen Zündftoff zurüd, der nun plößlich zur 
Erplofion fam. Die gejchäftlichen Beziehungen des Haufes Dppen- 
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beim zur Eijenbahngefellichaft hatten im Laufe der Zeit einen jo 
großen Umfang angenommen, daß faft jeder Beichluß der Direftion 
das Intereſſe desjelben irgendwie berührte. Es war durch jehr 
große Vorſchüſſe der bedeutendfte Gläubiger der Gejellichaft ge- 
worden; die Lieferanten von Schienen, Lokomotiven und Bau- 
materialien jtanden vielfah in Abhängigkeit von ihm, jo daß die 
Zahlungen der Gejellichaft an fie direft in die Kaſſe des Hauſes 
Oppenheim flofjen; jchließli” war die Spekulation in Papieren 
die ertragreichite Spezialität desjelben, jo daß die Geiellichaft in 
eine unerträgliche Abhängigfeit von ihm geriet, die fich durch die 
tortwährenden Gelpverlegenheiten noch jteigerte. Wiederholt war 
der all eingetreten, daß die ‚Fortjegung der Arbeiten nur von 
der Bereitwilligfeit des Hauſes Oppenheim zu weiteren Vorſchüſſen 
abding. Die Direktion hatte daher jchon längjt erfannt, daß 
Abraham Dppenheims Stellung als Direktor objektiv unverträglid) 
mit der des Leiters feines Banfhaufes war. Allerdings widmete 
er der Rheinijchen Eifenbahn auch eine über jeinen Gejchäftsvorteil 
hinausgehende Teilnahme und unfraglic hatte er neben dem außer: 
ordentlihen Gewinn, den jein Haus aus der PVerbindung mit 
der Gejellihaft zog, dieler auch jehr erhebliche Dienfte geleijtet. 
In Kollifionsfällen vertrat er aber rücdfichtslos jein Geſchäfts— 
interefje. In einem Briefe an den belgilchen Minifter Nothomb!) 
charafterifierte Hanjemann ihn und jein Verhältnis zur Gejellichaft: 
„. . . Seine Stellung als Direktor und als eifriger Banfier legte daher 
den übrigen Direftoren und insbejondere mir die Pflicht auf, joviel 
wie möglich ſtets das Intereſſe der Gejellichaft gegen das des 
Banfiers D. in Schub zu nehmen, eine um jo jchwerer zu er— 
füllende Pflicht, als er ein höchſt befähigter Mann ift, und feine 
Intereſſen jo vielfältig verzweigt find. Im Grunde ift aljo die 
Stellung des Herrn D. jchon längft unvereinbar mit der des 
DireftorS gemejen . . .“ Mancherlei Zwiltigfeiten waren voraus- 
gegangen, als die Direktion im Dftober 1843 den Beichluß faßte, der 
Generalverfammlung wegen der ungünftigen Oeichäftslage den Ver— 
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zicht auf die nächite fällige Zinienzahlung für die Stammaftien vorzu- 
ichlagen. Oppenheim allein war dagegen, einerjeitS aus jachlichen 
Gründen, anderjeitS traf es fich aber wieder jo, daß ein be- 
fonderes Banfierinterefje mit ind Spiel fam. In den Verträgen 
mit der belgiichen Regierung und den drei Banfiers über den 
Berfauf von 4000 Aktien an Belgien!) war den Banfiers der 
Genuß der Zinjen bis zum 30. Yuni 1843 zugefichert, woraus 
die Banfiers einen bejonderen, von dem der übrigen Aktionäre 
verichiedenen Anjpruch auf den Zinjengenuß herleiteten, während 
die Pireftion den Standpunft vertrat, daß, wenn die anderen 
Aftionäre nichts erhielten, auch die Bankiers zu verzichten hätten. 
Die Rechtsfrage fonnte nur durch einen Prozeß entjchieden werden. 
Dppenheim trat jet völlig als Wortführer der Banfierd auf. 
Wenn er nun auch den Verzicht auf die Zinfenzahlung für 1843 
aus allgemeinen Gründen als der Gejellichajt im höchiten Grade 
ihädlich befämpfte, jo verfocht er doch zugleich das Intereſſe der 
Banfiers, die ohne Prozeß zu ihrem Gelde fommen wollten. 
Wegen dieſer nterejienfollifion wurden die beiden Bankiers, 
Schnigler und Oppenheim, die zugleich Eifenbahndireftoren waren, 
gebeten, der enticheidenden Direftionsfigung fern zu bleiben. 
Schnigler trat darauf mit der Motivierung aus der Direktion aus, 
daß er nicht Richter in eigener Sache jein wolle; Oppenheim da— 
gegen erflärte, daß er fi) „aus falicher Delifatejje“ nicht davon 
abhalten lajjen werde, im Intereſſe der Gejellichaft an der Be- 
ratung Teil zu nehmen. Die Stimmung war jehr gereizt. Dppen- 
beim opponierte allein gegen feine zehn Kollegen und trat in der 
nächſten Sitzung des Abminiftrationsrate® gegen die Direltion, 
der er doch jelbjt angehörte, in beleidigender und herausfordernder 
Weile auf. Insbeſondere erbitterte er die anderen Direktoren 
durch den Vorwurf, daß fie nicht nach eigener Einficht bandelten, 
fondern unter dem Einfluffe Hanfemanns ftänden. Der Ab- 
miniftrationsrat und die einen Tag nad ihm  ftattfindende 
Generalverjammlung vom 20. November 1843 jchlugen einen 
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Mittelweg ein; jie verwandelten den von der Direktion gemwollten 
Ausfall der Zinfenzahlung in eine vorläufige Suspenfton der- 
jelben. Dppenheims Auftreten hatte aber die anderen Diref: 
toren zu der Überzeugung gebracht, daß fie nicht mehr mit ihm 
gemeinjam arbeiten fönnten, daß er oder fie gehen müßten. Ein am 
Borabend der Generalverfammlung unternommener Berjöhnungs- 
verjuch mißglüdte nicht nur, ſondern führte einen ſolchen Zuſammen— 
itoß zwiſchen Oppenheim und Hanſemann herbei, daß diejer vor Er- 
regung einen Ohnmachtsanfall befam und der Generalverfammlung 
fern bleiben mußte. Da die Bemühungen verjchiedener Mittels» 
männer, Oppenheim zu freiwilligem Rücktritt zu bewegen, an 
jeiner Behauptung jcheiterten, er wüjje um jeiner Ehre willen 
bleiben, jo jahen ſich die übrigen Mitglieder des Direftoriums 
und deren Stellvertreter veranlaßt, ihre Ämter niederzulegen und 
eine neue Öeneralverfjammlung zur Wiederbejegung der Vakanzen 
zu berufen. Unzweifelhaft rechneten fie darauf, daß die General- 
verjammlung in irgend einer Yorm Oppenheim zum Rücktritt ver: 
anlaſſen und fie wieder wählen werde. 

Der Streit erregte in der geſamten deutichen Gejchäftsmwelt 
Aufiehen und Intereſſe. Er wurde zunächit als ein Duell zwijchen 
Dppenheim und Hanjemann betrachtet, gewann aber bald aud) 
einen meiteren Hintergrund. Oppenheims Freunde mußten die 
früheren und jetigen GStreitpunfte, dazu die ganze Thätigfeit der 
Direktion in der Preſſe und ſonſt jo darzuftellen, als ob die 
Direftion unter Hanjemanns Einfluß wieder einjeitig die untere 
efien Aachen3 fördere, die Kölns vernadhläffige, als ob Hanjemann 
auch die in Köln mohnenden Pireftionsmitglieder feinem be- 
herrſchenden Willen völlig unterworfen habe und Oppenheim allein, 
obwohl verleumdet und angefeindet, den Mut und die Entichlojjen- 
beit befige, für die kölniſchen Synterejien einzutreten. Das 
glaubte man um jo williger, als viele Kreife im Publifum und 
unter den Aktionären jchon längft mit der Direktion unzufrieden 
waren. lUnbefannt mit den ungeheuren Schwierigfeiten, welche 
der Bau der Bahn und die Beichaffung der Geldmittel verurjacht 
hatten, jah man nur auf die äußeren Rejultate.. Man war unge- 
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halten über die lange Dauer der Bauzeit, über den niedrigen 
Kurs der Aktien; man flagte über verjchwenderiiche Wirtichaft, 
weil der Bau das Dreifahe von der urjprünglich veranichlagten 
Summe, 9 Millionen jtatt 3 Millionen, gefoftet hatte; man mußte 
ferner, daß die Direktion in lekter Zeit jcharfe Konflifte mit 
mehreren Regierungsbehörden gehabt hatte, von Deren gutem 
MWillen fie zum Teil abhängig war, während Oppenheim fich jtets 
bemüht zeigte, der Regierung zu Willen zu jein. Der Betrieb 
auf der noch immer nicht ganz fertigen Bahn litt an manchen 
empfindlichen Unvollfommenbeiten, welche die Pireftion zwar als 
ſolche anerkannte, denen fie aber jo rajch nicht abhelfen Fonnte. 
Es famen Unregelmäßigfeiten bei Abgang und Ankunft der Züge 
vor, die Perjonenwagen waren unbequem, läftige und zeitraubende 
Zollvifitationen fanden ftatt, das ungejchulte Betriebsperjonal 
gab Anlaß zu Beichwerden, — kurz, e$ machten fich, wie es nicht 
anders fein fonnte, die Kinderfranfheiten einer neuen unerprobten 
Einrihtung nad allen Seiten fühlbar. Die Direktion mußte für 
alles herhalten. Wenn nun Oppenheim als das einzige oppo— 
fitionelle Element in der unter Hanjemanns herrichjüchtiger Leitung 
ftehenden und fich ihm willenlos unterordnenden Direktion be- 
zeichnet wurde, wenn zwar die Verdienftlichfeit jeiner großen Geld— 
vorichüffe für die Bahn gerühmt, aber die jehr erheblichen Pro: 
vifionen und Zinjen, welche er an ihr verdiente, mit Stillichweigen 
übergangen wurden, — mie jollte da nicht ein großer Teil des 
Publifums zu der Meinung gelangen, daß ein Wechjel in der 
Leitung der Bahn nur heilfam jein fünne, und daß unter einer 
neuen Direktion alle Kalamitäten bejeitigt werden würden. Zwar 
itanden von den maßgebenden Autoritäten der Gejchäftsmwelt die 
meiften auf jeiten Hanjemanns und der Pireftion. Für die 
Enticheidung in der Generalverjammlung aber fam es auf etwas 
ganz anderes an. Hier gaben die durch ihre Befiter perſönlich 
oder durch deren Bevollmächtigte vertretenen Aktien den Ausichlag. 
Sowohl Hanjemann wie Oppenheim rüfteten fich zum Enticheidungs- 
fampfe, indem fie fich für die bevorftehende Generalverfammlung 
möglichſt viel Vollmachten zu verfchaffen fjuchten. Darin mar 
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Oppenheim aber von vornherein im Worteil, weil die großen 
Banfhäufer in Berlin, wo ſich ein großer Teil der Rheinijchen 
Eijenbahnaktien befand, zu feiner Verfügung ftanden. Noch mehr 
fam aber darauf an, auf weſſen Seite fich die belgiiche Regierung 
mit dem Gewicht ihres StimmrechtS für 4000 Aftien ftellen würde. 
Hanjemann legte in ausführlichen Briefen dem Minifter Nothomb 
und dem belgiichen &eneraldireftor der Steuern Xejeune Die 
Sadjlage dar. Aber Oppenheims Einfluß fiegte. 

Die Generalverfammlung fand am 15. und 16. Januar 
1844 zu Köln ftatt. Die Aufregung in Köln war jo groß, daß 
die Direktion aus Furcht vor Ruheftörungen für diesmal den 
Ausſchluß der Deffentlichfeit anorbnete. Der Präſident der Ge- 
jellichaft von Ammon verlas eine ausführliche Motivierung des 
von der Pireftion gethanen Schrittes. Oppenheim verteidigte 
fih in einer ftundenlangen Rede, auf die dann Hanſemann 
replizierte. Da eine Wiederwahl der Direktoren feinen Zwed hatte, 
jolange Oppenheim auf jeine Stellung nicht verzichtete, dieſer aber 
es nur dann thun zu wollen erflärte, wenn die Majorität den 
Wunſch ausjpreche, au) er möge zurücktreten, um der Verſamm— 
lung die volle Freiheit der Neumahl zu ermöglichen, jo wurde 
ichließlich darüber abgeftimmt. Die Majorität jprady den Wunſch 
nach Oppenheims Rücktritt nicht aus und dieſer hatte jomit auf 
der ganzen Yinie gefiegt. Da erhob fich Camphaujen, damals 
unftreitig der angejehenfte Kaufmann Kölns, und ſprach, bevor 
zur Neuwahl geichritten wurde, allen abtretenden Direktoren den 
Danf der Verjammlung aus, ganz insbejondere aber dem „Bize- 
Präfidenten Herrn Hanjemann, von dem es notorifch jei, mit 
welcher Beharrlichkeit und Aufopferung er fi) dem Zuſtande— 
fommen des großen Werfes unterzogen babe“, und fügte ben 
Munich Hinzu, daß die Vollendung desjelben dazu beitragen möge, 
das Band der Eintracht zwilchen den beiden Städten Nahen und 
Köln immer fefter zu fchliegen. Hanjemann ermwiderte, daß diejer 
Dank ihn Herzlich freue und bejonders, weil er zuerſt aus dem 
Munde Camphauſens geflojien; fie hätten’ fich beide in der Per: 
gangenheit oft in ihren Anfichten jchroff entgegengejtanden; dies 
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verhindere aber nicht, daß der Mann den Wert des Mannes er- 
fenne. Darauf fanden die Neumahlen ftatt. Die neue Direktion 
hatte zunmächit den Charakter eines Proviforiums. Feſten Beitand 
gewann fie erjt einige Zeit darauf, als der junge Guſtav Mevifjen, 
eine Hanjemann ebenbürtige Kraft, an ihre Spige trat. Ein 
herzliches Danfes- und Abjchiedsichreiben der Eilenbahnbeamten 
zeigte den abtretenden Direftoren, daß die Beamten mit allen 
ihren Sympathien auf Seiten der unterlegenen Partei jtanden. 
Schon längit bedurfte Hanjemann einer Entlajtung. Wir 
ſahen, wie er es nad) dem Scheitern feiner Bemühungen um die 
Vereinigung der Köln-Mindener und der Rheinifchen Bahn mit 
Genugthuung vermerfte, daß jeine von der Arbeit für die Eijen- 
bahn im Übermaß angejtrengten Kräfte nun für die allgemeinen 
politiichen Angelegenheiten des Vaterlandes wieder frei wurden. 
Nah der lebten Kataftrophe mußte das ja in nod erhöhtem 
Maße der ‚Fall jein. Dieſe Erwägung vermochte ihn aber doch 
nicht ganz über das bittere Gefühl hinwegzuheben,. daß jeine 
jahrelange, uneigennüßige, mit den größten Opfern an Zeit und 
Ruhe, mit faft völligem Verzicht auf den Berfehr mit den nächſten 
Angehörigen verbundene Kijenbahnthätigfeit einen jo unerfreulichen 
Abſchluß gefunden hatte. Ihm war mit Undanf gelohnt worden; 
er ſah fich beileite geichoben in dem Augenblide, wo man ihn 
nicht mehr brauchte, mo das große Werf vor allem durch 
jein Verdienſt joweit gediehen war, daß es auf eigenen Füßen 
itehen fonnte. Die Erbitterung über Oppenheim und den fölniichen 
„Klüngel“, der jede die Lofalintereffen Kölns nicht vorzugsweiie 
berücfichtigende Maßnahme der Direktion als Ausfluß des domi- 
nierenden Aachener Barteigeiftes verjchrieen und ihre Arbeit jehr 
erichwert hatte, war zu natürlid, um nicht in der Korrejpondenz 
diefer Zeit und der folgenden Monate gelegentlich durchzubrechen. Im 
höchſten Grade verlegt fühlte er fi) auch durch die Parteinahme 
der belgijchen Regierung für jeine Gegner, um jo mehr, als er 
bisher zu den belgischen Staatsmännern die beften Beziehungen unter: 
halten hatte und feine Verdienſte 1843 auch durch Verleihung des 
belgiichen Leopoldordens anerfannt worden waren. Er jtand 
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jest unter dem Eindrude, noch von feinem Menjchen jo unwürdig 
wie von dem Minifter Nothomb behandelt worden zu jein.!) Der 
Direktionswechſel in der Rheiniichen Eifenbahngejellichaft kam 
auch in der belgijchen Kammer zur Sprache. Nothomb erflärte 
auf eine Änterpellation, daß der belgiichen Regierung ihr Ver— 
halten durch die Rüdficht auf die Wünjche Preußens vorgeichrieben 
jei. Hanjemann glaubte das nur jo deuten zu fünnen, daß der 
preußiiche Gejandte in Brüffel, Freiherr von Arnim-Sudom, ohne 
höheren Auftrag fich für Oppenheim verwendet habe.?) 

Ganz 309 ſich Hanjemann freilich auch jegt noch nicht von 
der Teilnahme an Eijenbahnunternehmungen zurüd. Er galt als 
Autorität auf diefem Gebiete; feine Hilfe, jein Nat wurden von 
mehreren Seiten in Anſpruch genommen. Zunächſt handelte es 
fih um den Bau einer Aachen-Maftrichter Bahn. Über eine 
jolhe war jchon früher zwiſchen der Pireftion der Rheinischen 
Bahn und einem holländiichen Komitee verhandelt worden. Als 
Hanfemann Anfang 1842 in Hannover war, erhielt er den 
Auftrag, wenn er nad) Berlin gehe, dort neben der Staatsunter- 
ſtützung der Köln-Mindener Bahn eine ſolche auch für die furze 
auf preußifchem Gebiete laufende Strede einer Aachen-Maftrichter 
Bahn, melche die Rheiniſche Gejellichaft gleichfalls bauen molle, 
zu betreiben. Alvensleben lehnte eine Verhandlung darüber ab 
und die Sache blieb liegen. Anfang 1844 nahmen aber der 
Aachener Stadtrat und die Handelsfammer die Sache wieder auf, 
ein Komitee trat in Aachen zufammen, das fich mit dem hollän- 
diichen Komitee in Verbindung jeßte, und in den ‘jahren 1845/46 
erhielt die „Aachen-Maftrichter Eilenbahngejellichaft” die Kon- 

1) An von PBatow. 22. Aug. 1844. 

2) An Reg.:Rath Helle in Merfeburg. 19. Mai 1844. — In diejer 
Stimmung lehnte er die dringende und wiederholte Einladung der Antwerpener 
Dandeldfammer zu einem Bankett im Oltober 1844, das zur Yahresfeier der 
Eijenbahnverbindung Antwerpens mit dem Rheine gegeben wurde, ab. Er als 
der „or&ateur du chemin de fer Rhenan“ follte das erite Hody auf König 
Leopold auäbringen. Auch der Direktor der belgischen Eifenbahnen, Mafıi, bat 


ihn um fein Erjheinen. Hanjemann verblieb mit richtigem Talte bei der Ab- 
lehnung. Nachträglich wurde ihm eine Erinnerungs-Medaille überfandt. 
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zeifionen der preußilchen und holländiichen Regierung. An dem 
Zuftandefommen diejer Gejellichaft hat Hanjemann eifrig mit- 
gearbeitet, wozu ihn wohl auch jchon feine Stellung als Präfident 
der Handelsfammer nötigte, die das Unternehmen befürwortete. 
Obgleich nur Vertrauensmann, nicht Mitglied des Komitees, leitete 
er doch alle Schritte desjelben, insbejondere, ohne ſich an dem Ge— 
winn zu beteiligen, die Unterbringung der Aktien in Berlin, wo 
es Oppenheim zuvorzufommen galt, der dort das Gejchäft allein 
machen wollte. Hanſemann verjahb die nad) Berlin entjandten 
Mitglieder des Komitees mit Inſtruktionen und Perjonalnotizen !); 
er verhandelte mit Belgien über die Weiterführung der Bahn 
durch belgiſches Territorium und arbeitete auch die Statuten der 
Gejellichaft aus, die ihm bejondere Schwierigfeiten machten, weil 
ſowohl die holländijchen wie die preußischen Eifenbahnbejtimmungen 
dabei berüdjichtigt werden mußten. Nach der Konftituierung der 
Gejellichaft im Sommer 1845 wurde er Präjes der Kontroll: 
fommilfion. Die Bahn fam aber damals nicht zuitande, da 
die Aftionäre nicht mehr als die Hälfte der Aftienfumme ein- 
zahlten und bei dem niedrigen Kursitande das Vertrauen zu der 
Unternehmung verloren. 

Ein anderes gleichfalls zunächit in den Anfängen fteden blei- 
bendes Eijenbahnunternehmen war die Bahn von Aachen nad) 
Düſſeldorf über München-Gladbach und Neuß. 1844 fonitituierte 
fih zur Herſtellung dieſer Bahn die „Weſtliche Berbindungs- 
Eiſenbahngeſellſchaft“, die fich 1846 in die „Aachen-Düffeldorfer 
Eijenbahngefellichaft“ verwandelte und als ſolche am 21. Auguft 
d. J. Fonzejfioniert wurde. Hanſemann war Präfident der Ge- 
jelfchaft und erwarb fich durch die Bemühungen um ihr Zujtande- 


') Unter anderem belehrte er die Delegierten, dab der Vortrag beim Könige 
über die Eifenbahnen zum Reſſort des Kabinettsminiſters v. Thile gehöre, der 
fie nicht liebe und „als ſchädlich für die hriftliche Frömmigkeit“ betrachte. Much 
Graf Ulvensleben habe ala Kabinettsminifter das Recht, in Eiſenbahnſachen mit- 
zureden, thue es aber nicht; er ſei „ein rechtlicher Mann von großem Berftande 
aber von geringer Thatkraft“ und habe fi ihm, Hanſemann, gegemüber ftets 
recht gewogen gezeigt. — Als feine guten Freunde bezeichnete er Patow und 
Pommereſche. 
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fommen injofern ein neues Verdienſt um Aachen, als es ſich da- 
bei um die Konkurrenz mit einer anderen Gejellichaft handelte, 
die von Düfjeldorf nad) dem nördlich von Aachen gelegenen bel 
aiihen Grenzort Sittard eine Bahn bauen wollte, welche Aachen 
um einen Zeil des PVerfehres zwilchen dem Rhein und Belgien 
gebracht hätte. Die Kapitalbeichaffung hatte hier mit denjelben 
Schwierigfeiten zu fämpfen wie bei der Aachen-Maſtrichter Bahn. 
Die großen Berliner und Kölner Häufer, welche die meijten Aftien 
übernommen hatten, verweigerten die weiteren Kinzahlungen und 
ließen es bis zum Prozeß fommen. Sie murden zwar von dem 
Rheiniichen Appellationsgerichte 1847 zur Zahlung der Bis 
dahin fälligen Raten verurteilt, weigerten fich aber nichtSdefto- 
weniger die nächitfolgende zu leiiten und brachten die Gejellichaft 
dadurch in eine jo fchlimme finanzielle Yage, daß ſie ſchließlich 
einen Vergleich mit den Banfiers einem zweiten Prozeß vorzog. 
Zur Hebung des Kurjes der Nachen-Düffeldorfer Aktien erſann 
Hanjemann ein eigenartiges Ausfunftsmittel. Er gründete Anfang 
1848 eine Kommanditgejellihaft zur Beleihung der Aachen— 
Düſſeldorfer Cijenbahnaftien. Die Idee fand auch wirflich An- 
flang und Die Beitrittserflärungen zu dem Unternehmen hatten 
quten ‚Fortgang. Doch ging es unter den Nevolutionsitürmen 
des ‘jahres 1848 wieder ein, ohne recht ins Yeben getreten zu 
jein. Much die Bauarbeiten der Bahn mußten eingejtellt werden, 
bis im September 1849 unter Hanſemanns Mitwirkung, der 
1848 das Präfidium niedergelegt hatte, ein Vertrag mit dem 
Staate zuftande fam, demzufolge diefer den Bau und Betrieb der 
Bahn in die eigene Hand nahm. 

Daß Dieje letzten Kilenbahnunternehmungen Hanſemanns 
mißglückten, lag an demſelben Umſtande, der 1838/39 der 
Rheinischen Eijenbahn io gefährlich geworden war. Während der 
Sabre 1843/44 batte eine neue milde Agiotage die Kurſe 
der Eijenbahnaftien unnatürlid in die Höhe getrieben. Auf 
fie folgte genau wie vor einigen Jahren ein ebenjo rapider und 
diejesmal lange anhaltender Kursrücdgang, der nicht nur Die 


Entwidelung der Eifenbahnen hemmte, jondern auch viele Ver: 
Bergengrün, David Hanjemann. 17 
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mögen zerjtörte und überhaupt großes Unheil anrichtete. Durd) 
die Berhandlungen der Vereinigten Ausichüfle und die von der Re- 
gierung begünftigte Gründung neuer Eifenbahngeiellichaften mit 
ftaatli) garantierten Zinſen war die Unternehmungsluft mächtig 
angeregt worden; es fanden wieder Aftienzeichnungen bei großen 
Bankhäuſern und einzelnen Agiotärs auf Unternehmungen ftatt, die 
noch gar nicht konzeſſioniert waren, und mit den dadurch ver- 
meintlic) erworbenen Anjprüchen, wie auch mit nicht voll eingezahlten 
Aftien wurde der jchwungvollite Handel betrieben, bis die jteigende 
Nachfrage nad) Geld und der Überfluß inländifcher und aus- 
ländifcher Aftien eine Entwertung der Papiere herbeiführte, von 
der fie fich in vielen Jahren nicht mehr erholen Fonnten. Hanſe— 
mann machte, wie wir jahen, Bodelihwingh für einen Teil dieſer 
Übelftände verantwortlid. Sa, er befchuldigte ihn, aus Mangel 
an faufmännifcher Einficht und in dem Wunjche, die neuen Eifen- 
bahnen recht bald in Angriff genommen zu jehen, die Agiotage geradezu 
begünftigt zu haben.') Daneben erfannte er willig an, daß auch 
andere, von der Regierung unabhängige Urſachen mitwirkten, um 
die auf den Schwindel folgende allgemeine Entmutigung zu ver: 
mehren. Dahin gehörten die großen SKtapitalverlufte, welche das 
Nationalvermögen durch jchlechte Ernten und die zunehmende Aus- 
wanderung nach Amerifa erlitt, die Yeitlegung großer Summen 
in anderen induftriellen Unternehmungen und das dadurch bedingte 
Steigen des Geldpreijes. Für völlig verfehlt hielt er es aber, 
daß die Regierung im Frühling 1844 dem Schwindel durd ein 
plößliches Verbot des Handels mit nicht voll bezahlten Aktien 
entgegenzutreten verjuchte, eine Maßregel, die feiner Meinung nad 





1) Einer der Hauptjobber in Berlin Arons Wolff forderte im 
Sommer 1848 in gedrudten Birkularen, wie er ausdrüdlic hinzufügte „auf 
höheren Wunſch“, zu Zeichnungen für die Köln:Mindener Bahn auf, bevor noch 
die Direktion der Rheiniihen Bahn über Annahme oder Ablehnung der Kon- 
zeffionsbedingungen jchlüffig geworden war. Seinem Beiſpiel folgten die Kölner 
Häuſer. Nur die Drohung Hanfemanns, alle Verhandlungen in Berlin fofort 
abzubrehen und nad Nahen zurüdzufehren, vermochte eines derjelben die bereits 
verfandten Birkulare zurüdzunehmen. Arons Wolff jtarb bald darauf im 
Bankrott. 
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leicht zu umgehen war und eine Reihe anderer Übelftände im Ge- 
folge haben mußte. Er jprady ſich darüber in einer Denfichrift 
der Aachener Handelsfanımer vom Dezember 1846 näher aus, in 
der er die Aufhebung des Verbots befürmortete. Won den Maß— 
regeln, welche er zur Hebung des Kurſes in Borjchlag brachte, 
beaniprucht die Schaffung eines Fonds aus Staatsmitteln zur Be- 
leihung nicht voll eingezahlter Aktien aus dem Grunde bejonderes 
Intereſſe, weil er fich bier die Vermwirflichung dejjen in großem 
Maßſtabe dachte, was er furze Zeit darauf im kleinen bei der 
Aahen-Düjjeldorfer Bahn durchzuführen verjuchte. 

So erfuhr denn Hanjemanns eifenbahnpolitiiche Thätigfeit, auch 
nachdem er aus der Direktion der rheinischen Bahn ausgetreten 
war, feine volljtändige Unterbrechung. Aber fie bildete nicht mehr 
wie in den lebten jahren den eigentlichen Kern jeines öffentlichen 
MWirfens. Die anderen Intereſſen des preußifchen Staatslebens, 
denen er zwar nie ferngeftanden aber bisher nur wenig Zeit hatte 
opfern fünnen, traten nunmehr in den Vordergrund. 


V. Kapitel. 
Politiſche Wirkfamkeit 1840—1846. 


Die politische Apathie des deutſchen Mittelftandes, über welche 
Hanjemann fo oft zu flagen gehabt hatte, nahm mit dem ‘Jahre 
1840 ein Ende. Es beginnt eine Zeit leidenjchaftlicher, von Jahr 
zu Jahr fich fteigernder Anteilnahme an den Geichiden und der 
Verwaltung des Staates. Belannt iſt, daß eine Reihe gleich— 
zeitig wirfender Urſachen diejen Umſchwung hervorrief. Sie lagen 
teils in den allgemeinen wirtichaftlichen, jozialen und politischen 
Verhältniſſen, teils in der durch eine radifale philofophiiche, theolo- 

17* 
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giſche, politifche und belletriftiiche Litteratur beeinflußten fritiichen 
Stimmung des gebildeten Publikums. Dieje Borausjegungen 
traten nicht erſt 1840 ein; fie waren jchon jeit längerer Zeit vor- 
handen gemwejen. Aber die Wirkungen hatten fich bisher nur 
unter der Oberfläche gezeigt, nur wer jchärfer zuſah, nahm ihr 
Borhandenjein wahr. Noch Ichienen im geiftigen und öffentlichen 
Leben der Nation die äfthetiichen, litterariichen, wifjenjchaftlichen 
Fragen einen breiteren Raum als die politiichen einzunehmen. 
Daß ſich diejes Verhältnis mit einem Schlage änderte, daß die 
politijche Erörterung gerade jeit 1840 in den Vordergrund trat, 
ein politijch gejtimmtes Zeitalter in ganz Deutjchland in diejem 
Jahr feinen Einzug hielt, war wejentlic) die unmittelbare Folge 
der TIhronbefteigung Friedrich Wilhelms IV., des am wenigften 
politiih Gefinnten unter allen preußiichen Königen. Mit voller 
Klarheit ruft diefes Kreignis die heute jo hart bejtrittene That- 
ſache ins Bewußtſein, daß Männer, Perſönlichkeiten in eriter Reihe 
die Gejchichte machen. Unter dem Zeichen der Perſönlichkeit diejes 
Königs steht die folgende Epoche in ganz anderem, jtärferem 
Maße als es mit der abgelaufenen in Bezug auf den verftorbenen 
König der ‚Fall gewejen war. Indem er furze Zeit bindurdı 
Hoffnungen, die längjte Zeit über erbitterten Widerſpruch erweckte, 
nötigte er alle Deutichen, ihre Blide unverwandt auf Berlin zu 
richten, und jeine Preußen insbejondere, fich für oder gegen ihn 
zu erflären. 

Betracdhtete das ganze deutiche Volk den Thronwechſel in 
Preußen mehr oder weniger als einen Markitein in feiner Ent- 
widelung, jedenfalls als das wichtigite geichichtliche Ereignis jeit der 
Julirevolution, jo mußte er für eine Berjönlichfeit wie die Hanjemanns, 
deſſen raſtloſe Thätigfeit fich von Jahr zu Jahr mehr auf die öffentlichen 
und allgemeinen Angelegenheiten richtete, die Bedeutung eines per: 
jönlichen Erlebnijjes gewinnen. Dem neuen König war Hanjemann 
nicht fremd. Sie hatten fich in Berlin wiederholt geiehen. Über 
den Charakter Friedrich Wilhelms IV., feine politijchen Ideale 
war Hanjemann freilich ebenjo im Unflaren wie alle jeine Zeit- 
genofien. Aber trog der ungeheuren Berichiedenheit ihrer Denk— 





Friedrich Wilhelm IV. 961 


weile und Anjchauung gab es doc einige Berührungspunfte 
zwijchen ihnen, welche Hanjemann gute Hoffnungen für die Zukunft 
gewährten. Der König hatte jchon als Kronprinz wiederholt ein 
warmes Herz für die jchönen Rheinlande gezeigt, jo dak man dort 
Vertrauen zu ihm faßte, obwohl er ein abgejagter Gegner aller 
franzöfiichen, an die Revolution und Napoleon gemahnenden Ein- 
richtungen war. So hatte die Aachener Handelsfammer in Anlaß 
einer Bereifung der mejtlihen Provinzen ihm unterm 1. No- 
vember 1833 ein von Hanjemann verfaßtes „Memoire über Die 
Bedürfniffe und Wünſche des Yabrif- und Handelsitandes zu 
Aachen“ überreichen lafjen, in welchem nicht nur die öfonomijchen 
Verhältniſſe der Rheinprovinz behandelt, jondern im Zujammen- 
bang mit ihnen aud; Wünjche in Bezug auf allgemeine politifche 
Angelegenheiten, das Verhältnis Preußens zu den Nachbarftaaten, 
die Entwidelung des SZollvereins, die Steuerüberbürdung und 
die Beibehaltung des franzöfiichen Rechts freimütig erörtert wurden. 
Als im folgenden Yahre 1834 das reaftionäre Syftem aud in 
der Rheinprovinz wieder mit verftärftem Drude zu arbeiten begann, 
mehrere Beamtenverjegungen Unmwillen erregten, namentlich aber 
der als Demagogenverfolger in übelftem Rufe ftehenden Kamptz 
in feiner Eigenſchaft als rheinifcher Yuftizminifter einen förm— 
lichen Krieg gegen die rheinijchen Gerichte eröffnete und die Furcht 
vor der Einführung des altpreußifchen Gerichtsweſens aufs neue 
eine antipreußiiche Stimmung zu erzeugen drohte, ſprach Hanjemann 
einem Freunde gegenüber!) den dringenden Wunſch aus, daß der 
Kronprinz wiederfommen möge. Seine guten Abfichten und der 
ihn bejeelende Geift würden einer Mißſtimmung vorbeugen und 
die Befürchtung bejeitigen, „daß die bejonderen jozialen Verhält- 
niffe der Rheinprovinz nach den Theorien des Berliner Wochen- 
blattes gewaltjam gemodelt werden jollen“. Es war befannt, daß 
der Kronprinz au dem Verhalten der Regierung im Kölner Kirchen- 
ftreit ſcharfe Kritif übte und daß er wiederholt jeine Abneigung 
gegen die Büreaufratie an den Tag gelegt hatte. So durfte denn 
Hanjemann fich deflen freuen, dab des jungen Königs Anfichten 


!) An Bernd. Triniud. 8. Mai 1834. 
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mit den jeinigen in einigen Punften übereinftimmten, jo grund- 
verjchieden and) die Vorausſetzungen waren, von denen derRomantifer 
auf dem Throne und der bürgerliche Bolitifer ausgingen. Schließlich 
hatte Hanfemann zu jeiner großen Genugthuung in Friedrich Wil- 
helm IV. einen begeifterten Freund des Eijenbahnmwejens gefunden. 
Die erften Thaten des Königs, welche altes Unrecht jühnen jollten, 
wie die Amneſtie der politiichen Verbrecher, die Nehabilitierung 
Arndts und Boyens, werden wohl aud) Hanjemanns Erwartungen 
noch höher geſpannt haben. Ein neuer Geift der Freiheit und Reg— 
ſamkeit jchien in den erjtarrten Organismus der Staatsverwaltung 
einzufehren. Alle anderen Wünſche und Hoffnungen traten aber 
zurüd hinter die große Frage, wie der König fich zu den Ver— 
faflungsverheißungen jeines Vaters ftellen werde. 

Ein jehr großer Teil des Volkes, numerijch jedenfalls der größte, 
hatte das Grübeln über die Verfaſſungsfrage unter der Regierung des 
alten Königs aufgegeben; es konnte zu nichts führen, da dieſer das 
Verfaſſungswerk jeit der Schaffung der Provinzialftände für beendigt 
anjah. Der mwirtjchaftliche Fortichritt Preußens in den legten 25 
Friedensjahren war jo unverkennbar und wurde jo danfbarempfunden, 
daß die von der Büreaufratie verkündete einjchläfernde Parole 
von der Unübertrefflichfeit der preußiichen Zuftände im Publitum 
willige Hörer fand, auf die der vereinzelte Widerſpruch, wie er 
3. B. in „Preußen und Frankreich“ laut wurde, feinen nachhaltigen 
Eindrud machte. Dazu war das Pietätsverhältnis des Volkes 
zum alten Könige ein jo aufrichtiges, die Verehrung für ihn eine 
wirklich jo große, Daß auch diejenigen, welche fich ein nüchternes 
Urteil gewahrt Hatten und mit klarem Blid die Berfnöche- 
rung des abjoluten Staates erkannten, wie auf Verabredung 
ichwiegen und die Verlautbarung ihrer Anfichten und Forderungen 
auf den Regierungsantritt des hoffnungsvollen, begabten Thron: 
folgers verſchoben. Als diejes Ereignis eintrat, wurde nicht nur 
der bisher jtummen DOppofition die Zunge gelöft; taujende gebil« 
deter Männer, berufene und unberufene, die bisher allem politifchen 
Treiben fern gejtanden hatten, traten den politiichen Tagesfragen 
näher, entdecten auch in ſich freiheitliche Bebürfniffe und fchärften 
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ihren fritiihen Blick für die öffentlichen Angelegenheiten. In 
folder Stimmung mußte die Verfafjungsfrage der beherrichende 
Mittelpunkt der politiichen Diskuffion werden und unter diejem 
Eindrude ftand auch der König jelbit, für den fie von vornherein 
den erften und michtigften Gegenjtand jeiner Regierungsjorgen 
bildete. Er war ſich darüber Far, daß die bisherige landftändijche 
Berfafjung, welche der Krone acht verjchiedene Landtage gegenüber- 
itellte, die vor allem zur Wahrnehmung provinzieller, nur nebenher 
auch der allgemeinen nterefjen befugt waren, in diefem unfertigen 
Zuftande nicht auf die Dauer verbleiben fönne; es fehlte noch das 
fie zu einer Einheit verbindende Organ, das der Einheit des 
Staatögedanfens entſprach. Und nicht minder als durch dieſe 
Erwägung jah er fich in jeinem Gemiflen durch die Verheigung 
feines Baters, aus den Provinzialftänden Reichsſtände hervorgehen 
zu laffen, gebunden. Welche Form die Reichsftände anzunehmen 
hätten, darüber lag die Entjcheidung nody ganz bei der unum-' 
ſchränkten Krone. Das Verfaſſungsverſprechen von 1815 brauchte 
die Ausdrüde „Volfsvertretung” und „Stände“ als gleichbedeutend 
neben einander. Zu einer Repräfentativverfafjung verpflichtete 
es daher den König in feiner Weile. Er war nur gebunden, 
Reichsftände mit beratender, bei Aufnahme von Anleihen mit be- 
ichließender Stimme zu jchaffen. Friedrich Wilhelm hatte das 
richtige Gefühl, daß er jofort mit der beabfichtigten Fortbildung 
der ſtändiſchen Inſtitutionen bervortreten müſſe, bevor er noch im 
geringiten dazu gedrängt worden jei, und er hatte auch die Abficht, 
bei den bevorftchenden Huldigungsfeierlichkeiten einen entjcheidenden 
Schritt zu thun. Am meiften neigte er dazu, die Provinzialitände 
zu einer einzigen Berfammlung in Berlin zu vereinigen. Aber er 
fonnte zu feinem Entſchluſſe fommen. Ein unvollzogener, formell ganz 
unverbindlicher Teſtamentsentwurf feines Vaterd, der ihn anwies 
höchſtens einen Pereinigten Landtag von 32 Stände- und 32 
Staatsratsmitgliedern, und zwar nur bei Aufnahme von Anleihen, 
einzuberufen, vermehrte die Bedenken gegen das Vorhaben, von 
dem er für die Zukunft immerhin eine Schmälerung der Föniglichen 
Macht bejorgte; und als gar jeine Minijter widerjprachen, vertagte 
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er die Entſchließung und verjäumte damit, wie er jelbjt jpäter in 
bitterer Reue anerfannte, eine wunderbar günjtige Gelegenheit. 
Die Vereinigung der Provinziallandtage zu einer reichsftändijchen 
Verſammlung auch nur mit den bejcheidenen Befugnifjen, die jenen 
zuftanden, hätte einen Sturm der Begeilterung erwedt und einen 
gewaltigen Eindrud gemacht. Sie wäre als Zeichen königlichen 
Vertrauens und als freimilliges Gejchent füniglicher Gnade um 
jo danfbarer empfunden worden, als die Bedrohung der Rhein- 
grenze durch die Franzojen gerade in dieſen Tagen die patriotijche 
Stimmung gehoben und bejonders empfänglid; gemacht hatte. 
Der König beſchloß aber, die betonte und verheißene Entwidelung 
der ftändifchen Inftitutionen vorerſt auf eine geringfügige Kom- 
petenzermweiterung der Landtage zu bejchränfen. Als vollends die 
preußijchen Stände in Königsberg drei Monate nad der Throne 
bejteigung den zur Huldigungsfeier erjchienenen König nicht um die 
Beitätigung alter Privilegien, jondern um „die verheißene Bildung 
einer Verlammlung von Xandesrepräjentanten” baten, als damit 
das eintrat, was der König vor allem hatte vermeiden wollen, 
daß man ihn öffentlich, vor aller Welt zu einer Konzeffion drängte, 
da wurde er noch ſcheuer und ängſtlicher. Der Landtagsabichied für 
Dftpreußen lautete ablehnend, jprach fic) aber über das, was man 
willen wollte, nicht mit genügender Klarheit aus. Man deutete 
ihn verſchieden. Da befahl der König nad) einem Monate die 
Beröffentlihung der Königsberger Aftenjtüde, „um“, wie es hieß, 
„jeder irrigen Anficht entgegenzutreten, als ob der König durch den 
Landtagsabſchied jeine Zuftimmung zu dem in der jtändijchen 
Denfichrift enthaltenen Antrage auf Entwidelung der Landesver- 
fallung im Sinne der Verordnung vom 22. Mai 1815 ausge 
Iprochen hätte“. So viel war jedenfalls flar: des Königs Ge- 
danfen über den Abichluß der preußiichen Verfaſſung und den 
Charakter der zufünftigen Reichsftände, wenn er ſich dazu entichloß 
jolche zu bilden, waren himmelmeit von dem verjchieden, was die 
Mehrheit der Gebildeten jeines Volkes unter denjelben Bezeich— 
nungen verjtanden willen wollte!) Sein deal war der ſtändiſch 


I) Treitſchke 5, 48 jagt: „Außerhalb Oftpreußens bemerkte man von diejem 
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gegliederte und patriarchalifch vegierte, chriftlich-germaniiche Staat; 
jeine Unterthanen verlangten nach dem modernen Fonititutionellen 
Redhtsitaate, in dem das Verhältnis des Herrichers zu ihnen, ihre 
gegenfeitigen Rechte und Pflichten genau umijchrieben waren. 
Hanjemann befand fich jeit Ende Juli 1840, wie erzählt 
wurde, als Delegierter der Rheinijchen Eiſenbahngeſellſchaft in 
Berlin, wo er die Verhandlungen wegen Übernahme der Köln— 
Mindener Bahn einleitete. Er ſtand alſo mitten im aufgeregten 
Getriebe der Zeit und ſeine mannigfachen Beziehungen zu hoch— 
ſtehenden Perſönlichkeiten ſetzten ihn in den Stand, die Hoffnungen, 
Befürchtungen und Strebungen der maßgebenden Kreiſe kennen zu 
lernen. Das regte ihn dazu an, ſeine politiſchen Gedanken noch 
einmal zu ſammeln, zu ordnen und niederzuſchreiben. Während 
der Monate Auguſt und September begann er die Ausarbeitung 
einer umfangreichen politiſchen Denkſchriff. Sie wurde — aus 
welchem Grunde iſt nicht erſichtlich — nicht vollendet; auch er— 
giebt ſich aus ihrem Inhalte nicht, ob ſie nur etwa für den 
König oder auch für die Oeffentlichkeit beſtimmt fein ſollte. Sie 
giebt aber eine intereſſante Auskunft über Hanſemanns Stellung 
zu den alle Welt bewegenden Streitfragen, die ſie ungleich maß— 
voller und praktiſcher behandelt, als die ein halbes Jahr darauf 
erſcheinende Schrift des jüdiſchen Arztes Jacoby „Vier Fragen, 
beantwortet von einem Oſtpreußen“. Dieſe wurde das Programm 
des vorgeſchrittenen Liberalismus; ſie verlangte trotzig, die Preußen 


unerquicklichen Nachſpiele gar nichts; fo gering war noch, dank den Provinzial: 
jtänden, der politische Verkehr zwiichen den Landesteilen der Monarchie.“ Dem 
widerfpricht u.a.nachjtehendes Schreiben von Ammons an den in Berlin mweilenden 
Danfemann d. d. Aachen, 16. September 1840: „Der heute hier in den Hei: 
tungen befannt gewordene Landtagsabichied für Preußen und die fonder- 
bare SHermeneutit in der interpretation der Erfüllung der Berordnung vom 
22. Mai 1815 hat midy wirklich betrübt gemadt. Es war doch immer 
eine Hoffnung da, die jegt geradezu abgefchnitten wird. Und dann bin ich über- 
zeugt, dab in den Augen der großen Menge, die nad) einer Konftitution verlangt, 
und namentlid; des ganzen fonjtitutionellen Teiles von Deutichland nichts dem 
jungen Könige jo jchaden wird als eine jo gezwungene Erklärung eines Ber- 
iprechend, welches man gab, ala es hieß: Hannibal ante portas!“ 
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follten Öffentlichfeit und Polfsvertretung nicht mehr als Gunft 
erbitten, jondern als ermiejenes Recht in Anjpruch nehmen. Von 
einem ſolchen Radikalismus war Hanjemann meit entfernt, 
hatte er doch jchon in „Preußen und Frankreich“ ein formelles 
Recht der Unterthanen auf eine Verfaffung durchaus in Abrede 
geftellt, — und ebenfo wie in feinen früheren Schriften berief er 
fi) auch bier faft nie auf allgemeine politijche Grundfäge. Biel- 
mehr erflärte er: „Die allgemeinen Menjchenrechte und die phil- 
anthropiichen Ideen jollen in den Gejegen und Staatseinrichtungen 
nur infofern anerfannt werden, als es vernünftig und zwedmäßig 
ift; nur injofern als es vereinbar ift mit den Nüdfichten auf 
Dauer der Freiheit, auf Ehre und Unabhängigkeit der Nation, 
auf die Herrichaft des DVerftandes durch das Organ der Fähigften 
des Landes, — alles Zmwede, durch melde das Volk empor- 
gehoben und veredelt wird und aljo die Menjchenrechte ihre 
höchſte Geltung erreichen.“ Er ging überhaupt nicht von den 
Unterthanen, ihren Wünjchen und Rechten, fondern von den Be- 
dürfnifjen des Staates aus. Er wollte zeigen, daß die Gewährung 
politifcher Freiheit und einer fonftitutionellen Verfaſſung eine praf- 
tiihe Notwendigkeit geworden fei, daß ohne fie der Staat weder 
in Europa noch in Deutichland jeine Stellung behaupten könne 
und die viel gerühmte preußifche Adminiftration unfähig werben 
müſſe, ihre Aufgaben wie bisher zu erfüllen. 

Der Ausgangspunft der Betrachtungen Hanjemanns find die 
üblen Folgen der politijchen Nichtigkeit der gefamten Bevölferung in 
allen ihren Schichten, ihres Mangels an politijcher Freiheit und 
der unzureichenden Rechtsficherheit gegenüber den Eingriffen einer 
gejeglich zuläffigen adminiftrativen Willfür. 

„So Hit denn jedermann grundſätzlich unfrei und politifch unmündig und 
die große Mehrheit trägt keineswegs ein reges Berlangen nad einem formell 
geficherten Rechtszuſtande und Mündigfeit . . . Diefe Art von Zufriedenheit des 
Volkes gefällt mandem Beamten vortrefflih und wird ald Beweis angeführt, 
wie doch die preußiſchen Zuftände die fiherften und zufriedenjtellendften in Europa 
wären. Ja ich erfenne freudig an, daß fie ein vollftändiger Beweis der Hu— 
manität, einer das materielle Wohl berüdfichtigenden Sorgfalt und mander 
anderen guten Eigenfhaft unjerer Staatäregierung find; aber die ſchlimmen 
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Seiten des beichriebenen Zujtandes fehlen auch nit. Dieſe jind überhaupt: 
Mangel an ſcharfer Urteilsfähigkeit, Unkenntnis und Gleichgültigkeit des Volkes 
über Angelegenheiten nicht nur des Staates, fondern auch des Bezirkes und der 
Gemeinde, jo dab ein größeres Interefje an den Zujtänden ded Auslandes als 
an denen des Inlandes genommen wird; Mangel einer wahren Vaterlandsliebe 
und eines lebendigen Nationalgefühls,!) kurz Imdifferentismus und ein Ma- 
terialiamus, der alle höheren, auf dad Vaterland gerichteten Regungen des 
Geiſtes tötet.” 


Es ift diejelbe Klage, die Hanjemann jchon wiederholt er- 
hoben hat. In der Freiheit fieht er das beite Heilmittel gegen 
die jchwerjten Gefahren, welche den Staat bedrohen, und gegen 
einen großen Teil feiner Gebrechen. Den Begriff der Freiheit 
faßt er in erfter Linie pofitiv als das Recht und die Pflicht 
des Bürgers, unter gewiſſen PVorausfegungen am Staats- und 
Kommunalleben teilzunehmen und auf dasjelbe einzumirfen. Die 
negative Seite des Freiheitsbegriffes, auf welche der Radikalismus 
das Hauptgewicht zu legen pflegte, fommt für ihn mehr als Kon- 
jequenz oder notwendige Bedingung für die Ausübung politijcher 
Rechte und die Bethätigung einer fruchtbaren Staatsgefinnung in 
Betradt. Nur darum, nicht als irgendwie angeborenes Menjchen- 
oder unveräußerliches Grundrecht, verlangt er das Recht freier 
Meinungsäußerung innerhalb vernünftiger Schranfen, einen formell 
ausgebildeten und geficherten Nechtszuftand, die Beſeitigung polizei- 
liher und adminiftrativer Willfür, jomie der wohlmeinenden, 
aber erjichlaffenden Bevormundung, welcher fi) auch der erwachjene, 
jelbftändige, für ſich jelbit verantwortende Mann, damit er nicht 
zu jchaden komme, ausgejegt jehe. — Eine Betrachtung der vor- 
bandenen Parteigegenjäße, joweit von Parteien damals gejprochen 
werden konnte, führt ihn zu der Wahrnehmung, daß die Parteien 
feineswegs durch eine verfchiedene Stellung zur Frage der poli- 
tiichen Freiheit fi) von einander getrennt jähen. Auf der einen 
Seite jteht da8 Beamtentum, das in jeinen fähigſten Bertretern 
die Staatsidee hochhält, aber ohne weiteres verlangt, daß alle 
Staatseinrihtungen, die Gejtaltung der öffentlichen Zustände, 


I) Wir würden heute an vielen Stellen, wo Hanjemann diejed Wort braucht, 
„Staatsgefinnung” fagen. 
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Handel und Wandel ſich jeinem Ermeſſen unterordnen und jeinen 
Anschauungen fi) anbequemen: die liberalen Grundfäge ſollen 
durch einen aufgeflärten Beamtenftand vermwirflicht werden. So 
denft im mejentlichen auch das Bürgertum; das ift die Grund- 
anſchauung auch der Aheinpreußen, die ebenjo wie die Franzojen 
mehr nach der Gleichheit als nach der Freiheit Verlangen tragen. 
Die andere Partei will die zeritörenden, nivellierenden Ideen des 
18. Jahrhunderts befämpfen und im Gegenſatz zum Liberalismus 
ftändiiche oder Lofale Bejonderheiten und Eigentümlichfeiten auf- 
rechterhalten oder wiederheritellen. Die meiften Anhänger diejer 
Partei bleiben aber von der höheren Tendenz derielben innerlich 
unberührt; bewußt oder unbewußt verfolgen fie jelbjtiüchtige 
Intereſſen. Wie jene Partei fich zumeift im Bürgertum findet, 
jo diefe im Adel; den Gegenſatz zur Rheinprovinz bilden hier 
Brandenburg und Pommern. Zwiſchen beiden Parteien hat es 
aber doch nicht eigentlich einen Kampf um politiiche freiheit ge- 
geben; die Gegenjäte bewegen fich zumeift um Fragen der materiellen 
Wohlfahrt und es handelt jich wejentlich darum, ob dieje durch 
ein Beamtentum gefördert werden joll, das allen Ständen gleich: 
mäßig angehört, oder ob diejer Zweck durd) die Vorherrichaft eines 
privilegierten Standes bejler erreicht wird. Inſofern fünnte man 
hier von einem demofratifchen und ariftofratiichen Prinzipe reden. 
Beide Parteien find mit der unumjchränften Monarchie wohl ver- 
einbar, ja jeten fie voraus und haben auch bisher deren Be- 
rechtigung nicht grundjäglich beftritten. 

Wie in den früheren politifchen Schriften fommt Hanjemann 
auch jegt auf die Gefährdung Preußens durch die Zerrifienheit 
jeines Staatsgebietes und jeine Lage zwiſchen den großen Militär- 
mächten Rußland und Frankreich zu iprechen. Wie wird ſich Die 
Bevölferung im Falle einer Bedrohung des Staates verhalten? 
Er meint, die Vaterlandsliebe dürfe nicht erft dann erwachen und 
zur Begeifterung werden, wenn die fremden das Land mit Schmad) 
und Laften bereit3 hart gedrüdt haben, jondern jobald überhaupt 
eine Gefahr für Unabhängigkeit und Ehre nahe. Hanjemann fieht 
ohne Zweifel zu jchwarz. Denn die Erfahrung desielben Herbites 
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tollte es noch zeigen, welche fpontane vaterländiiche Begeifterung 
das erite Säbelrajieln der Franzoſen hervorrief. Aber es war doch 
nicht minder wahr, daß die bisherige Verfaſſung fich der Kräftigung 
eines alle Provinzen gleichmäßig verbindenden, lebendigen Gefühles 
für die Staatseinheit wenig förderlich erwiejen hatte. Hanſemann 
jtellt feit, dag man es im Meiten faum als Nationalfalamität 
empfinden würde, wenn etwas von den öftlichen Provinzen ab- 
getreten werden jollte, und daß die Altpreußen in der Nheinprovinz 
vielfach nur eine unbequeme Laſt jehen. Solche Gefinnungen, ruft 
er aus, fünnen den Staat an den Abgrund führen. Nur Freiheit 
fann das Nationalgefühl!) heben. Er ift der Zuverficht, daß fie 
auch die Polen innerlich mit den anderen Preußen verichmelzen 
werde. Dann betrachtet er die führenden Kreiſe der Bevölferung 
im Hinblid auf eine mögliche Staatsfrifis. „Der Mittelftand ift 
in Preußen unbeitritten der vermögendite, alſo in bejchränftem 
Sinne der mächtigfte.“ Er lebt aber nur dem praftiichen Erwerbe 
ohne politiichen Ehrgeiz und ohne politische Gefinnung. „Nur 
die Freiheit ift fähig, ſolch Phlegma aufzurütteln und einer zahl- 
reichen, vermögenden Klaſſe politiich indifferenter StaatSbewohner 
echte und wirkſame Vaterlandsliebe einzuhauchen." Auch der Adel 
ift mit jeiner politischen Unfreibeit zufrieden, trachtet nach Ver— 
jorgung im Staatsdienſte und Behauptung jeiner Vorrechte. Und 
doc; hängt die Zufunft des Adels davon ab, ob er einmal eine 
der Hauptitügen der politischen Freiheit ſein oder werden will. 
Aber Hanjemann giebt zu, daß fich in diefem Stande verhältnis- 
mäßig mehr body und edel geiinnte Individuen als beim Mittel- 
ttande finden. Schließlich ift auch der humane und gebildete 
Beamtenftand einer politiichen Krije nicht gewachſen. „Zu un- 
fräftig, weil nie durch eine Oppofition geftählt, zu wenig jelb- 
tändig, zu wenig mit dem Wolfe verwachien, wird dieler Stand 
in Zeiten der Not weder Patriotismus hervorrufen, noch große 
Bewegungen leiten, noch kühne Entſchlüſſe fallen fönnen. Zur 
Bequemlichfeit geneigt, fürchtet er jede außer ihm liegende Willens- 


— 


1) S. Seite 267 Anmerf. 
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fraft und fieht mitunter Mücken für Elephanten an. Auch zur 
Stärfung diejes Standes giebt es nur ein Mittel: es werde Freiheit 
gegeben, damit das Regieren weniger bequem und gemächlich jei”. 
Eine andere Gefahr fieht Hanjemann in dem mwachjenden demo- 
fratifchen Geifte der unteren Volksklaſſen. Das Maſchinenweſen 
vermehre die Zahl der Befiglojen, liefere billige Yabrifate, bei 
denen die Unterjchiede der feineren umd geringeren Qualitäten 
nicht mehr jo groß wie früher jeien, jo daß 3. B. ſchon durch die 
gleichartige Kleidung die allgemeine Gleichmacherei gefördert werde. 
Eine ähnliche joziale Wirfung üben die neuen Transportmittel, 
die allgemeine Wehrpflicht, „die Schlaffheit des religiöjen Bandes, 
vorzüglich bei den Proteftanten”, die wachjende Genußſucht, Die 
iteigende Volksbildung, das Schwinden alter Sitten, „die Phil- 
anthropie oder der Hojpitalsgeift der Staatsverwaltung, welche 
die Sorglofigfeit und Arbeitsicheu der unteren Klaſſen vermehrt“. 

Die beginnende Demofratifierung der Gejellfchaft infolge 
des bejonderen Charafters der modernen Kultur nahm Hanjemann 
als eine Thatjache hin. Aber gerade darum betont er, daß Staat und 
Gejellichaft durch die notwendigen Wandlungen der jozialen Ver: 
hältniffe vor neue Aufgaben geitellt werden. Es gilt die Segnungen 
des materiellen und jozialen Fortichrittes feitzuhalten, fie allen 
Klaſſen der Bevölkerung in entiprechenden Verhältnifjen zugänglich 
zu machen, aber ihre verhängnispollen Nebenwirkungen nad) Kräften 
einzujchränfen. Gefährlich dünkt es ihn nicht, daß auch die Maſſen 
die Idee der politifchen Freiheit in jich aufnehmen, jondern daß 
fie fi) mit dem Gedanfen der formalen und vollftändigen Gleichheit 
erfüllen, welche die Philojophie des 18. Jahrhunderts, jo un— 
iterblicdy ihre Verdienſte ſonſt um die Menfchheit jeien, unter fie 
gebracht habe. „Die Gleichheit“, jagt Hanjemann, „muß eine 
Verflahung und Vergemeinerung der Ideen und die Gefahr des 
Umjturzes herbeiführen. Die Gleichheit der Freiheit ift ihr (der 
Freiheit) Tod; fie geht dann durch fich jelbit zu Grunde.” Schon 
in „Preußen und Frankreich” hatte er es ausgeiprochen, daß die 
Freiheit, d. h. der Beſitz politifcher Rechte, notwendig ein Privilegium 
jein müſſe, nicht eines Geburtsftandes, ſondern gemifier Klaſſen 
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der Bevölferung, und darum unter gewiljen Vorausjegungen jedem 
zugänglich. Hier kehrt derjelbe Gedanke in anderer Faſſung wieder. 
„Freiheit ift nicht Gleichheit der Nechte. Sie ift die Herrichaft des 
Geſetzes, die freie Bewegung des Individuums in jeiner Sphäre, 
das Ringen nach höherer Sphäre, die dem Individuum durd) Die 
Staatseinrichtungen zugeficherte Erreichbarkeit der höchſten politijchen 
Rechte, der Kampf der ntereffen und Meinungen." Wie noch 
jeder ſtaatsmänniſch denfende Kopf hielt auch Hanjemann eine 
formale, unterjchiedsloje, allgemeine Gleichheit für das Ende aller 
Kultur. Bor diefer Gefahr könne auch nur wieder politische Freiheit 
ihügen. Sie werde alle Befigenden für die Erhaltung des Staates 
gewinnen, fie werde Adel und Mitteljtand jtärfen, jo daß biefe 
dem übermäßigen Kinfluße der Demofratie Schranfen zu ſetzen 
vermögen. MWorerit aber beitehe in Preußen nur die Gleichheit 
politijcher Unfreiheit. 

Soll aljo die Freiheit eine dauerhafte jein und ihren vollen 
Nugen bringen, jo muß fie in gewiſſen Abjtufungen gewährt werden. 
Aber auch die Ungleichheit darf feine willfürliche, unvernünftige, 
über das Maß der natürlichen Bedingungen menschlichen Ge- 
meinjchaft3- und Kulturlebens hinausgehende jein. Die Schwierigkeit 
liegt alfo in dem Ausgleich der Bedingungen einer dauerhaften 
Freiheit und der berechtigten Forderungen einer gewiſſen Gleichheit. 
Seine Gedanfen hierüber faßt er in einer Anzahl von Yeitläßen 
sufammen: 

Die bürgerliche Freiheit fei in einem gewijjen Grade allen Staatsangehörigen 
gemein. — Doch fei ein gewifier Grad bürgerlicher Freiheit nicht allen Staats» 
angehörigen eigen. — Es gebe erblihe politiihe Rechte; nichterbliche Rechte, 
in deren Genuß jeder durd Übergang in eine höhere foziale Lage gelangt; ver- 
jchiedenes Wahlrecht für die Kommunal- bis zu den reihsftändiichen Wahlen. — 
Sittlichleit und Befig find die ſtärkſten Grundlageu der Freiheit. — Das Talent 
muß in einer freien Berfafjung auch ohne Befig zur Geltung fommen. — Der Ein- 
fluß der höheren und wohlhabenden Vollsklaſſen muß ftärter fein als derjenige der 
unteren. — Starte fonfervative Kräfte find nötig um der Freiheit Dauer zu verleihen. 
— Das ariſtokratiſche und genofienichaftliche Element (Zünfte,!) oder freie Afio- 


1) An einer anderen Stelle äußert Hanfemann, ihm jei die Wiederherjtellung 
der Zünfte fein unſympathiſcher Gedanke, fie jei aber nicht mehr ausführbar. 
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ziationen, iſt konſervatoriſch — Die erblihe Monardhie iſt der Schlußſtein 
Preußen bedarf der Freiheit zur Entwidelung feiner Nationalkraft, zu feiner 
Eriftenz eines mächtigen, einflußreihen und hochgejiellten Thrones. 

An dieſe Gedanken reihen fich Reformvorichläge an, die in 
der Hauptjache das in der Denfichrift von 1830 und in „Preußen 
und Frankreich” Gejagte wiederholen. Neu it die Forderung, 
daß die Provinzialjtände völlig zu bejeitigen jeien, weil fie einen 
verderblichen provinziellen Bartifularismus großziehen. Sie jollen 
durch Bezirksitände erjegt werden. An Stelle der follegialen Be- 
zirfsregierungen wünſcht Hanjemann „Bezirfsgrafen“ als Einzel— 
beamte. Ausführlich handelt er von der eriten Kammer der 
fünftigen Reichsſtände und überraſchend ift der: warmherzige Eifer, 
mit dem er bier für den Adel als Stand eintritt. Allerdings 
glaubt er, daß der Adel in Preußen jo gut wie neu geichaffen 
werden müſſe; denn von den brandenburgiichen und pommerjchen 
Junkern hatte er doch eine jehr geringe Meinung; er war überzeugt 
davon, daß die meilten ojtelbiichen Geichlechter infolge ihrer Ver— 
ſchuldung und ihrer Unfähigkeit, fich wirtichaftlich und politisch 
in eine neue Zeit zu finden und in ihr die führende Stellung 
früherer Zeiten zu behaupten, zu Grunde gehen müßten. Und 
er war nicht der Meinung, daß der Staat ein Intereſſe Daran oder 
die Pflicht habe, fich der alten Familien anzunehmen, nur weil 
jie alte jeien. Den politiichen Wert alteingejeflener Familien von 
traditioneller Anhänglichkeit an die Scholle, an den Staat und an die 
Dynaftie hat Hanlemann jtets betont.) Dieſen Wert büßten die 
alten Gejchlechter in jeinen Augen aber völlig ein, jobald fie ſich 
nicht mehr aus eigener Kraft zu Halten vermocdten. Darum 
wollte er einen neuen lebensfräftigen politifchen Adel geichaffen 
jehen, der aus den brauchbaren Klementen des vorhandenen Adels 
und aus neu hinzutretenden ‚Familien zu bilden wäre. Das preußiiche 


An ihre Stelle müſſen freie Genofjenichaften treten, gegründet auf weſentliche 
materielle und politifhe Intereſſen, gejtügt auf Ehre und Gefittung; Voraus— 
jegung für die Teilnahme an ihnen müfje der Nachweis eines irgend wie ge- 
arteten Befigtums fein. 

1) Ans diefem Grunde wollte er auch die Teilbarteit des Kleingrund— 
beiiges zwar nicht gefeglich verboten, aber in feinem Fall begünftigt jehen. 
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Oberhaus joll nämlich beftehen aus dem „reichsſtändiſchen“ Adel, 
den Deputierten des „landftandichaftlichen” Adels und den durch 
beionderes fönigliches Vertrauen berufenen Mitgliedern. 

Das ariftofratiiche Prinzip, beißt es da, erfordert das Be- 
jtehen und die Bildung von Majoraten und Fideikommiſſen, die 
ihre volle Berehtigung haben, wenn ihre Errichtung nicht über 
den Zmwed hinausgeht, einen tüchtigen, dauerhaften, reichSftändiichen 
Adel zu fonftituieren. Die Befiter jolcher privilegierten Güter 
erhalten durch fönigliche Verleihung den reihsitändiichen Adel 
und jind erblide Mitglieder des Dberhaufes. Die Frage, ob 
Preußen über eine genügende Anzahl von ‚Familien verfüge, deren 
Anjehen und Reichtum der ihnen zugedachten außerordentlichen 
Stellung im Staate entjpräden, glaubt Hanjemann bejahen zu 
dürfen;!) die geeigneten Elemente jeien zunächit die mebdiatifierten 
Häuſer und etwa 30 andere preußiiche Adelsfamilien, denen dann 
im Xaufe der Zeit andere, die großen Reichtum erworben haben 
oder für große PVerdienite mit Staatsdotationen ausgeitattet worden 
jeien, beigejellt werden fünnten. — Der landftandichaftlidye 
Adel, gefnüpft an den Beſitz landitandichaftlicher Güter, als welche 
Kittergüter und andere vom Könige zu bejtimmende gelten fönnen, 
wird gleichfalls nur vom Könige verliehen und vererbt fich nur 
auf den Befiter des Gutes. Dein politiiches Privileg befteht in 
dem Necht der Entiendung von Abgeordneten zur eriten Kammer 
und eventuell aud zu den Bezirksitänden. Unzweifelhaft hatte 
Hanjemann als entferntes Vorbild engliihe Verhältniſſe im Auge. 
Beionders merkwürdig iſt dabei die Wahrnehmung, wie nah fi) 
die Grundzüge diejes Syftems mit den ureigeniten Gedanken Friedrich 
Wilhems IV. berühren, der doc faft in jeder anderen Beziehung 
der politiiche Antipode Hanjemanns war. Etwas verwandtes hat 
der König ſpäter bei der Schaffung der Herrenfurie des Vereinigten 
Yandtages und des Herrenhaufes angeftrebt, und der Entwurf 


I, In der Dentichrift an den König vom Jahre 1880 Hatte er ſich aller: 
dings anders ausgeiprohen. Es heißt da (S. 42): „Wo find die reichen ein- 
flußreihen Gutsbeſitzer in Preußen, die eine Ariitofratie wie die englifche bilden 
fönnten? fie fehlen durchaus“. 

Bergengrün, David Hanjemann. 18 
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eines Adelsgejeges, das neben dem erblichen Adel noch einen be— 
dingt erblichen, an der Scholle haftenden Grundadel ſchaffen wollte, 
ift nad) des Königs Weifungen von dem Yuftizminifter Savigny 
zu Beginn des Yahres 1847 ausgearbeitet worden. !) 

Von ganz befonderem Intereſſe find ferner einige Erörterungen 
über das Verhältnis des Staats zur Kirche, die um jo mehr her— 
vorgehoben werden müfjen, als Hanjemanns Anfichten über diejen 
Punkt, wenn fie auch nicht im Widerfpruche zu feiner liberalen 
Staats: und Weltanihauung ftehen, doch auch keineswegs aus ihr 
gefolgert werden fönnen. In dem fonftitutionellen Mufterftaate 
Belgien war das Prinzip der Freiheit auch in Bezug auf die Kirche 
vollftändig durchgeführt, jo daß Staat und Kirche von einander 
getrennt und erjterem weder ein Placet noch irgend ein Auffichts- 
recht in Firchlichen Dingen zuftand. Der fonjequente theoretiiche 
Liberalismus fand das ganz in der Ordnung. Hanjemanns praf- 
tiiche Staatsgefinnung fträubte fic) dagegen. Er fand, daß Die 
Ichranfenloje, kirchliche Freiheit in Belgien noch zu jung jei, um 
zu Schlüſſen zu berechtigen. „Mir jcheint,“ fährt er fort, „daß 
überhaupt das Chrijtentum jo durchdringend zu der Geftaltung 
der jozialen Verhältniffe in den europäiichen Staaten beigetragen 
bat, daß die Ydee eines hriftlihen Staates nicht beijeite 
gejegt werden darf.“ Der chriftliche preußifche Staat habe 
chrijtliche Glaubensübung und chriftliche Lehranitalten zu Ichirmen 
und zu unterhalten, dagegen alle Übergriffe auf das Gebiet des 
Kultus und der Xehre zu meiden, wie er fie fid) gerade gegen die 
proteftantifche Kirche habe zu Schulden fommen laſſen. Für die 
fatholiiche Kirche empfiehlt Hanſemann eine Freiheit, wie fie 
diefelbe in Frankreich genießt, d. h. im Grunde genommen eine 
beichränftere als in Preußen. Auch die feiner Meinung nach nicht 
genügend beachtete Forderung der Parität erhebt er aufs neue. 
„Gerade in Preußen joll der Staat fi) am meijten hüten, die dee 
jeiner Chrijtlichfeit auf eine Konfeffion zu bejchränfen. Traditionell 
ift den meijten Staatsbeamten, ohne da fie es ſelbſt eingeitchen, 


ı) Treitichte 5, 256 fi. 
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die Anficht eigen, daß der preußiiche Staat ein proteftantifcher jei. 
Dieſe Anficht ift ganz und gar aufzugeben, denn fie paßt nirgends 
weniger als auf die jebigen preußiichen Zuſtände.“ — Daß es 
Hanjemann mit der Anerkennung des chriftlichen Charakters des 
preußiſchen Staates völlig Ernſt war, geht daraus hervor, daß 
er auch die nötigen Konjequenzen aus ihr zog und in völligem 
Mideripruch zu allen liberalen Grund» und Menichenrechten einem 
formellen Rechtsanſpruch der Nichtehriften auf gleiche Rechte mit 
den Chriften die Anerfennung verjagt. Der Staat braucht die 
Sleichberechtigung von Juden und Ghrijten nicht zuzugeiteben. 
Aber, fährt Hanjemann fort, er mag fie ihnen gewähren aus 
Gründen der Zmwecdmäßigfeit und Humanität, wenn jene alle 
itaatlihen Pflichten in demjelben Umfange wie diele erfüllen und 
auf derjelben Kulturftufe ftehen. Aus diefem Grunde war Hanſe— 
mann ein Anhänger der udenemanzipation und trat, wo er jene 
Borausiegungen erfüllt ſah, warm für fie ein; aus demielben 
Grunde erflärte er aber auch, daß die Fmanzipation der Yuden 
in den öftlichen Provinzen Preußens nur in beichränftem Maße 
eintreten dürfe. 

So entwidelte Hanjemann in dieſen fragmentariichen Be- 
trachtungen aufs neue das Programm eines gemäßigten, fönigs- 
treuen, nur aus den Forderungen des praftiichen Yebens er- 
mwachienen und nicht auf dem Natur- oder Bernunftrecht fußenden 
Liberalismus. Bergleiht man dieſes Bekenntnis mit jeinen 
früheren Kundgebungen, jo ijt feine Verſchärfung der oppofitionellen 
Stimmung wahrzunehmen, eher jchon eine leiſe Schwenfung nad) 
rechts, eine jtärfere Betonung der Ffoniervativen Clemente im 
Staatsleben. Es mußte ſich nun zeigen, wie weit es unter einem 
Könige wie Friedrich Wilhelm IV. möglich jein werde, für den 
politiichen Fortſchritt zu fämpfen, ohne von diejer Yinie ab- 
zumeichen. 


Das überall in Preußen jegt jo wunderbar raſch hervor: 


brechende Intereſſe an der PBolitif verlieh aud) der bisher von dem 
18* 
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Publikum teilnahmlos oder geringichägig betrachteten Thätigfeit 
der Provinzialftände eine erhöhte Bedeutung. In dem Make, wie 
die Dppofition kühner ihr Haupt erhob, ihre Forderungen jchärfer 
formulierte, ging auch der Inhalt der jtändiichen Beratungen über 
den Rahmen provinzieller Angelegenheiten hinaus. Wie die fich 
freier bewegende Preſſe einen Aufihwung nahm und als Sprad)- 
rohr der öffentlichen Meinung eine Macht zu werden begann, jo 
jollten aud) die Provinzialftände die offiziellen Sprechjäle der Nation 
werden, und je weniger fie fich ihrer Verfafjung nach für dieſe 
Aufgabe eigneten, um jo ſtürmiſcher wurde das Verlangen nad) 
einer Reform, nad) einer Erweiterung ihrer Kompetenzen laut. 
Die Ffleinen Zugeitändniffe der zweijährigen an Stelle der drei— 
jährigen Beriodizität, der bejchränften Veröffentlichung der Land— 
tagsprotofolle in den Zeitungen, der jchnelleren Ausfertigung der 
Landtagsabjichiede fonnten niemandem genügen. Gleichwohl jteigerten 
jie das Intereſſe für die Verhandlungen. Die Yandtage des 
Jahres 1841 verliefen noch im ganzen friedlich; ihre Petitionen 
waren bejcheiden und formell nur auf provinzielle Angelegenheiten 
gerichtet, wenn auch micht ohne politiſche Bedeutung, wie 3. B. 
die Petition um jtärfere Bertretung der bürgerlichen und bäuer- 
lichen Klafjen im Yandtage. Aber alle Bitten von einigem Belang 
wurden von der Regierung in jalbungsvollen, Tangatmigen Sägen 
rundweg abgeichlagen. Mit Spannung wartete man auf die in 
den föniglichen Bropofitionen verheißene Entwidelung der ftändijchen 
Inſtitutionen. Als erften Schritt dazu hatte der König die 
Bildung der ftändiichen Ausichüfle bezeichnet. Was dieſen für 
Befugnifje übertragen werden follten, erfuhr niemand und, als fie 
1842 zu gemeinjamer Beratung über das preußiiche Eiſenbahnnetz 
nad) Berlin berufen wurden, vermochte in diejer Einrichtung nie» 
mand eine Entwidelung des Ständemwejens zu jehen; fie erichien 
zwedlos und auf den Schein berechnet, jo lange nicht die geringjfte 
Erweiterung der ftändiichen Befugnijie zugeftanden wurde. Die 
Erwartung war gejteigert, die Aufregung vermehrt und auf alle 
vom Könige jelbjt angeregten ‚Fragen erfolgte doch Feine Antwort, 

Mit der iteigenden Bedeutung der jtändiichen VBerfammlungen 
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und Beratungen wuchs auch Hanjemanns Wunſch, an ihnen teil- 
nehmen zu fünnen. Monheim, der jelbft auf eine Miederwahl in 
Aachen mit Sicherheit rechnen durfte, ermunterte ihn im Jahre 
1843, aufs neue als ftellvertretender Abgeordneter zu Fandidieren. 
Die Wahl glücte diesmal; doc) fiegte Hanjemann nur mit wenigen 
Stimmen über den fatholiichen Gegenfandidaten, den Oberbürger- 
meijter Emundts, und nur dadurch, daß Monheim, der eifrig für 
Hanjemann mirfte, während der Abjtimmung einigen noch 
ichwanfenden Wählern die VBerfiherung gab, daß er fich nicht ver- 
treten laſſen werde.) So verlief auch der Yandtag von 1848, 
ohne daß Hanjemann ihn bejuchen fonnte. 

Die Fülle von Petitionen, welche alle Yandtage der Monarchie 
in diefem Jahre zu erledigen hatten, zeigte, wie jehr die politijche 
Bewegung im Volke zunahbm Es war ein völlig eitles Bemühen 
der präfidierenden Yandtagsmarichälle, dieſe aufgeregten Ber: 
jammlungen auf ihre fümmerlichen provinziellen Befugniffe und 
Aufgaben zu bejchränfen. Immer traten die großen Gegenjäße 
der politiichen Anjchauungen hervor und unmillfürlich jpielten die 
Debatten auf die allgemeinen, die ganze Nation bewegenden ragen 
hinüber. Die aufregenditen Verhandlungen fanden in Pojen und 
im Rheinlande jtatt. Die Polen verlangten in einer dreijten 
Adreſſe die Anerkennung einer nationalen Sonderjtellung in der 
Monarchie. Ten Rheinländern gewährte es einerjeits eine große 
Genugthuung, daß ihnen auf dem Landtage von 1843 der Ent- 
wurf einer Kommunalordnung zur Begutachtung vorgelegt wurde, 
der den völligen Verzicht der Negierung auf die vor einem Jahr— 
zehnt angeftrebte Annäherung der rheinischen Kommunalverhält: 
niſſe an die altpreußiichen bedeutete: Stadt und Yand wurden 
nicht geichieden und an der Spite großer mie feiner Gemeinden 
jollten nur Ginzelbeamte jtehen. Dafür blieben aber Die 
rheiniichen Städte zu ihrem Mißvergnügen in einer viel größeren 
Abhängigkeit von der Regierung, al es bei der Einführung einer 
von der LYandgemeindeordnung vericdhiedenen Städteordnung der 


— 


1) Monheim an Hanſemann 5. März 1848. 
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Fall geweſen wäre. Der Entwurf wurde, nachdem er im rheinischen 
Zandtage durchberaten war, in Berlin noch einmal überarbeitet 
und 1845 als Geſetz publiziert, das bis 1851 in Kraft geblieben 
it. — Allen Yandtagen wurde im jahre 1843 der Entwurf eines 
neuen preußiichen Strafgeiebes vorgelegt. Die Rheinländer lehnten 
ihn mit allem Nachdrud ab, obwohl die Einheit des materiellen 
Strafrechts ein unabweisbares jtaatliches Bedürfnis war. Troß aller 
gegenteiligen Berficherungen der Krone fürchteten fie, daß ein neues 
Strafrecht fie auch um den rheinisch-franzöfiichen Strafprozeh, um 
das Inſtitut des Schmwurgerichts bringen werde. Bedenklicher 
aber als diejes Votum der Stände war der lärmende Jubel, mit 
dem die Bevölferung es begrüßte. Eine Mafjendeputation der 
Kölner an den Landtagsmarjchal Fürften zu Solms-Lich nebſt 
Fadelzug und Anerfennungsjchreiben und ein Feitejlen in Düſſel— 
dorf, auf dem es zu einem harten Zufammenjtoß mit dem Dber- 
präfidenten fam, verherrlichten die Rettung des Code Penal. 
Der König zeigte ji) im höchſten Grade über die „Unanjtändig- 
keit“ der Polen und Nheinländer erbittert. Infolgedeſſen war 
die Polizei in der Nheinprovinz mit größtem Eifer bemüht, die 
Teilnehmer an den Demonftrationen gegen den Strafgejeßentwurf 
zu ermitteln und fie höheren Orts zur Anzeige zu bringen. Ob— 
gleich an der Agitation gegen den Entwurf in feiner irgendwie 
hervorragenden Weile beteiligt, wurde nun im Zujammenhang 
damit auch Hanjemann für längere Zeit wieder der Gegenftand 
polizeilicher Berichterftattung. 

Durch jeine Erwählung zum jtellvertretenden Abgeordneten 
ſah Hanjemann die Scharte von 1839 für ausgewegt an und 
damit fiel aud) der Grund weg, der ihn mehrere jahre hindurch 
von der Handelsfammer fern gehalten hatte. Er mar jebt bereit, 
wieder in fie einzutreten. Am 9. Mai 1843 wurde er aufs 
neue in fie eingeführt und jofort zum Präfidenten gewählt. 

Bald darauf hatte der König aud die Wahlen für das 
Aachener Handelsgeriht zu beftätigen. Unter den Gemählten 
befand fich der Fabrikant Joſehh van Gülpen, der 1839 gleich— 
zeitig mit Hanfemann aus der Handelsfammer ausgeichieden, bald 
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darauf aber wieder eingetreten und auch Präfident des HandelS- 
gericht$ geworden war. In das letztere 1843 wieder gewählt, bedurfte 
er aber nun, wie wir wiſſen, einer königlichen Dispenjation.') 
Der König ließ fich, bevor er eine Entjcheidung traf, berichten, ob die 
Borgeichlagenen fi) an den Manifeftationen gegen den Strafgeiep- 
entwurf beteiligt hätten. Es ftellte fich heraus, daß van Gülpen 
Mitglied einer Aachener Deputation gewejen war, die dem Land— 
tage in Düfjeldorf eine Adrejje überreicht hatte, nach jeiner Rück— 
fehr auf einem Feſteſſen über jeine Mijfion berichtet und auf die 
rheiniichen Stände, die tapferen Verteidiger des rheinischen Rechts, 
einen Toaſt ausgebradht hatte, der durd die Zeitungen veröffent- 
fiht worden war. Dbmohl der AYuftizminifter Mühler die Er— 
teilung der Dispenjation für van Gülpen empfahl, verweigerte 
fie der König doc und änderte jeinen Entſchluß auch nicht, als 
ihm eine von 70 Aachener Kaufleuten, unter ihnen Hanjemann, 
gezeichnete Petition um die Beitätigung oder Dispenjation van 
Gülpens überreicht wurde. Die Berhandlungen hierüber zogen 
fich ein halbes Jahr lang, vom uni 1843 bis zum Januar 1844, 
hin und erzeugten in Aachen eine jehr gereizte Stimmung. 
Man jah in der Nichtbeitätigung Gülpens die ungerechtfertigte 
Mapregelung eines verdienten, tüchtigen Mannes, der ſich nichts 
anderes als ein freies Wort für das allen Rheinländern teure 
heimiſche Recht hatte zu Schulden fommen laſſen. Um dieſer 
Mikitimmung einen recht vernehmlichen Ausdrud, van Gülpen 
aber einen offenfundigen Beweis der Anerkennung und Wert: 
ſchätzung zu geben, wurde ihm zu Ehren ein großes Diner veran- 
ftaltet, zu dem Hanjemann die Einladungen ergehen ließ. Die 
Teilnahme an dem elite war eine jehr große, denn man hatte, 
wie die Aachener Regierung in ihrem Berichte an den Minijter 
ausdrüdlic; hervorhob, „mit bejonderer Abſicht“ den Preis „auf 
den in Aachen ganz ungewöhnlichen Sat von 1 Thlr. für das 
Eouvert beſtimmt“. Die ganze PVeranjtaltung trug das Gepräge 
icharfer Oppofition gegen die Regierung, ja gegen eine perjönliche 
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Enticheidung des Königs. Es wurde daher Hanjemann als dem 
Vorfigenden und Veranitalter, „der fi) ganz unberufen an die 
Spite geftellt habe”, von der Regierung eingeichärft, daß ein 
Toaft auf den König als unpaſſend bei diejer Gelegenheit nicht 
ausgebracdht werden dürfe. Daß diejes doch geſchah und zwar erit 
drei Stunden nach Beginn des Feſtes, als die Teilnehmer bereits 
vom Weine erhigt waren, wurde natürlich mit den entiprechenden 
Hinweiſen auf die bösmillige Gefinnung Hanſemanns, der aber 
an dem Vorgang ganz unfchuldig war, nad) Berlin gemeldet. 
Um jo ungehöriger mußte es dort ericheinen, daß Hanſemann 
bald darauf zum Nachfolger Gülpens als Handelsrichter und 
ſogleich auch zum WPräfidenten des Handelsgerichts gewählt 
wurde, derſelbe Mann, dem der verſtorbene König die Beſtätigung 
zum Handelsrichter bereits zweimal verſagt hatte. Der Juſtiz— 
miniſter Mühler ſprach ſich denn auch diesmal gegen ſeine 
Beſtätigung aus, obwohl er zugab, daß die Wahl vorſchriftsmäßig 
erfolgt jei und Hanſemann große Berdienjte um Aachen babe. 
Mühler wies aber auf die Verhandlungen über Hanfemanns Be- 
ftätigung 1834/35 und auf deſſen Verhalten bei dem Diner für 
Gülpen hin, welches beweije, daß Hanjemann, „wenn ihn nicht gar 
ichlimme Abfichten geleitet haben, jedenfalls nicht die Ruhe und 
Beſonnenheit befigt, welche zur Verwaltung einer amtlichen Stellung 
durchaus unerläßlich find“. Der Minijter des Innern aber, 
Graf von Arnim, der frühere Negierungspräfident von Aachen, 
trat „vom Standpunft feines Reſſorts“, d. h. um die Mißſtimmung 
in Aachen nicht noch mehr zu jteigern, jo lebhaft für die Be: 
jtätigung Danjemanns ein, daß der König fie trotz der Bedenken 
Mühlers dur eine Kabinettsordre vom 6. uni 1844 erteilte. 
Ein ganzes Jahr hatte es jomit gedauert, bis das Handelsgericht 
wieder einen ordentlichen Präſidenten befam. Damit aber war 
die Angelegenheit noch nicht erledigt. Hanjemann hatte das Prä- 
fidium im Handelsgericht nur übernommen, um diefen Poſten für 
Gülpen frei zu halten. Als Ddiejer Ende 1844 aufs neue zum 
Handelsrichter gewählt wurde, legte Hanjemann das Präſidium 
nieder und Gülpen wurde zu feinem Nachfolger bejtimmt. Dieſes— 
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mal wurde Gülpen vom Könige auf die warme Fürſprache des 
Regierungspräfidenten von Wedell und des Mtinifters Grafen 
Arnim bejtätigt (5. März 1845). Der „Feldzug zu Guniten 
Gülpens war gewonnen. Der König hatte nachgeben müflen. 
GEnticheidend war der Bericht des Regierungspräfidenten, dem zu- 
folge fih außer Gülpen und Hanſemann feiner der aacdhener 
Kaufleute und Fabrifanten zum Präfidenten des Handelsgerichts 
eignete und man genötigt worden wäre, wenn Gülpen nicht be- 
ftätigt würde, Hanjemann um die Beibehaltung des Präfidiums 
törmlic) zu bitten. „Em. Ercellenz fennen den legteren (Hanjemann) 
zu genau“, fchrieb Wedell dem Minifter, „als daß es noch einer 
näheren Ausführung bedürfen möchte, wie jehr dies Letztere allein 
ichon alle Bedenken gegen die Wahl des van Gülpen überwiegt.“') 

Tiefe Vorgänge, an fih von faum erheblicher Wichtigkeit, 
zeigen doc deutlich, wie eine gewiſſe Kampfesitimmung in dem 
Verhältnis der führenden Kreiſe des Nheinlandes zur preußifchen 
Regierung vorwaltete und daß diefe in Hanjemann einen ihrer 
unbequemjten, ja einen gefährlichen Widerjacher jah. Um fo 
weniger wird fie davon erbaut gemejen jein, daß Hanjemann 
gerade in diejer Zeit einen für ihn längjt notwendig gewordenen 
Schritt that, der jeine Arbeitskraft erit völlig für die allgemeinen 
Angelegenheiten frei madte. Um jein faufmännijches Geichäft 
hatte er fi in den legten Jahren jo gut wie gar nicht fümmern 
fönnen. Jetzt, mitten in der Aufregung über den Zmwilt mit 
Oppenheim und die Kataftrophe der Fiienbahndireftion, gab er es 
ganz auf. Er galt in Aachen feineswegs für bejonders vermögend. 
Doch bejaß er genug, um bequem leben zu fönnen. Am 1. Januar 
1844 übernahm jein bisheriger Ajjocie G. W. Stoltenhoff das 
I) Das Vorjiehende nad) den Alten des Geh. Staatdarhivs: Juſtiz-Sachen; 
Handels-Gerichte der Rheinprovinz. Insbeſondere: Beriht Mühlers über 
Gülpen 20. September 1843; — Adreſſe der 70 Aachener Kaufleute an den 
König vom 6. Dezember 1848; — Nblehnende Antwort des Königs vom 
8. Januar 1844; — Bericht Mühlerd über Haniemanns Wahl zum Präjes des 
Handelsgerichts vom 9. Mai 1844; — Bericht des NReg.:Präf. F. Wedell an 
Arnim vom 27. Dezember 1844; — Amim an den König vom 28. Januar 
1845; — Nabinettsordre, betr. die Beitätigung Gülpens vom 5. Mär; 1845, 
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Wollgeſchäft in Aachen unter der Firma Stoltenhoft & ie. 
Hanjemann blieb fommanditariih mit 70000 Thlr. an dem 
Geſchäft beteiligt und jollte 40°), vom Reingewinn erhalten. Fait 
jein ganzes übriges Vermögen, etwa 50000 Thlr., hatte er gleich 
falls als Kommanbditar in einer Tuchfabrif zu Eupen angelegt, deren 
Leitung bald darauf jein ältefter Sohn Adolf übernahm. Den 
Geichäftsfreunden teilte Hanfemann mit, daß er in der Regel feine 
faufmännifchen Geichäfte mehr betreiben aber die Gemerbefteuer 
auch weiter entrichten werde, um, wenn ſich die Gelegenheit dazu 
biete, auch noch in Zufunft hie und da ein vorteilhaftes Geichäft 
abichliegen zu fönnen. Damit war der Übergang vom kauf— 
männifchen zum politiihen Beruf, der jchon jeit jahren das 
Schwergewicht jeiner Thätigkeit bildete, in vollem Umfange vollzogen. 


Nahm unter allen politiichen Angelegenheiten Deutjchlands 
die preußiiche Verfafjungsfrage das öffentliche Intereſſe in den 
erften Jahren Friedric; Wilhelms IV. am meiften in Anſpruch, 
io ftand ihr die Zoll-e und Handelspolitif an Wichtigfeit faum 
nach. Auf mirtichaftlicdem Gebiete war der größte Teil des 
deutichen WVolfes bereit zu einer mwirflichen praftiichen Einheit ver- 
bunden. Nur im Zollverein trat das deutſche Wolf den anderen 
großen Nationen als jolches gegenüber. Weite Kreije, die dem 
Streite Ffonjervativer und liberaler Meinungen nod fühl oder 
gleichgültig zufahen, wurden durch die Zollpolitif in ihren wich— 
tigften materiellen Intereſſen berührt und durch fie veranlaßt, den 
Blick von der gewöhnlichen Berufs- und Ermwerbsarbeit hinweg zu 
dem zu erheben, was der Gejamtheit frommte. Die Sorge um 
das eigene wirtichaftliche Gedeihen verband fich mit einem nationalen 
Intereſſe an der Wohlfahrt Deutjchlands. ES fonnte aber nicht 
ausbleiben, daß die wichtigen ragen des Schubzolls und des 
Freihandels, des Abſchluſſes von Handels- und Sciffahrts- 
verträgen, der Ausfuhr und Einfuhr, fich in der einen oder anderen 
Weiſe mit den Fragen nad) der beiten NRegierungsform, mit poli« 
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tiichen PBarteianjchauungen verbanden und von jolchen Gefichts- 
punften aus vertreten wurden. 

Das durd; das preußiiche Zollgejeb von 1818 eingeleitete 
Syſtem eines gemäßigten Freihandels hatte bisher geleijtet, was 
es jollte: die nationale Induſtrie ſoweit geihügt, daß fie ſich 
entwideln Fonnte und jie, indem die fremde Konkurrenz nie völlig 
und grundſätzlich ausgeſchloſſen wurde, zu den größten An- 
ftrengungen gezwungen. Mittlerweile hatten ſich aber Die 
Produftions- und Handelsverhältniffe in der Welt verjchoben. 
Viele Pofitionen des alten Tarifs jchienen einer zeitgemäßen Ver— 
änderung dringend zu bedürfen. Insbeſondere Süddeutichland 
mit feiner jungen Zertilinduftrie verlangte nach ftärferem Schuße; 
auch einzelne Gegenden und Fabrifationszweige Preußens bedurften 
eine® jolhen. So drohte die jchlefiiche Yeinenmweberei, welche ehe— 
dem den europäilchen und außereuropäiichen Marft verjorgt hatte, 
jebt vor der engliſchen Konfurrenz zu erliegen. Die chronifche 
Hungersnot in den verarmten Weberdiltriften Schlefiens jprad) 
deutlich dafür, daß die bisherige Zollpolitif nicht mehr genügte. 
In einer ähnlichen Notlage befand fich die alte Nadelfabrifation 
Aachens. Unleugbar beitand ein arges Mißverhältnis zwiſchen 
den liberalen handelspolitiichen Grundſätzen des Zollvereins und 
denen der Nachbarmächte, welche den deutichen Erport jo außer: 
ordentlich erſchwerten. Das wurde jest erft in vollem Maße fühl- 
bar, wo der erftarften deutichen Induſtrie das ihr durch den Zoll- 
verein erichlofjene große einheimifche Abjatgebiet zu eng zu werben 
begann, während gleichzeitig die ebenfalls und teilweiſe in noch 
ftärferem Maße entwidelte Induſtrie der Nachbarn mit erhöhter 
Energie ihre Produkte auf den deutichen Markt zu werfen begann. 
Im ganzen war der Süden Deutichlands mehr jchupzöllnerifch, 
der Norden mehr freihändlerijch gefinnt. ;Freihändleriich war aber 
vor allem die preußiiche Büreaufratie, welche das geltende Syſtem 
ins Leben gerufen hatte und, ftolz auf jeine großen Erfolge, oft 
mit doftrinärem Eifer an ihrem Werke fefthielt, obwohl die Voraus— 
jegungen fich zum Teil geändert hatten und obwohl der König 
und einige jeiner Diener, wie Bunfen und der Minifter des Aus- 
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wärtigen von Bülow, eine lebhafte Vorliebe für die Gedanken 
der Schußzöllner an den Tag legten. Noch beberrichten die 
Katheder und die Wiſſenſchaft faft unumichränft die ftaatswirt- 
ichaftlichen fosmopolitiichen Spdeen Adam Smiths. Da trat 1841 
Friedrich Lift mit feinem Buche „Das nationale Syitem der 
politifchen Ofonomie” hervor, in dem er auf die Pflicht jedes 
Volkes, zunächſt feine eigene nationale Wohlfahrt zu bedenken, 
hinmwies und zeigte, daß das mirtichaftspolitiiche Verhalten eines 
jeden Bolfes zu den Nachbarvölfern nad) dem Stande feiner wirt— 
ichaftlichen Kultur, jeiner jeweiligen Stellung im Syitem des Welt: 
handels ein verichiedenes jein müſſe. Den abjoluten Freihandel, 
jagte er, könne nur ein allen Völkern wirtichaftlic” überlegenes 
Bolf ertragen und nur einem ſolchen bringe er Borteil. Für 
Deutichland verlangte er Schußzölle als Mittel der Ermunterung 
und Erziehung bis zu einem folchen Grade der Selbftändigfeit und 
Leiſtungsfähigkeit, daß es dieſer Krüden ganz oder teilmeije ent- 
behren könne. Durch Lift wurde zuerſt Breiche in die Allein- 
berrichaft der geltenden Theorie gelegt. Um ihn jcharten ſich bald 
die ſüddeutſchen Schubzöllner, insbejondere als er durch „Das 
BZollvereinsblatt“ (1843) eine leidenjchaftliche Agitation gegen den 
‚sreihandel und die preußiiche Büreaufratie entfejjelte, welche er 
für alle Mängel und Kalamitäten im Zollvereinsgebiet verant- 
wortlich machte, ine merfwürdige Parteigruppierung trat ein: 
der Yiberalismus in Süddeutſchland wurde ſchutzzöllneriſch; in 
Sachſen und in Altpreußen war es in der Regel umgekehrt. Hier 
verlangten auch der Adel und die Landwirte nad) Freihandel, um 
nicht durch Retorfionen der fremden Staaten im Getreideerport 
gehemmt zu werden. 

Zu einer wejentlichen Anderung der Zollſätze haben die Be: 
itrebungen der Schußzöllner nicht geführt. Wohl drangen die 
‚seen Liſts mit der Zeit in die Volkswirtſchaftslehre ein; Die 
Handelspolitif des Zollvereins hielt aber noch über ein Menſchen— 
alter hinaus am alten feſt. Gerade in der Zeit, als Liſt feine 
ichußzöllneriiche Agitation begann, erlebten die entgegengejegten 
Grundfäge ihren größten Triumph, indem das Mutterland der 
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freihändlerijchen Ideen, das Heimatland A. Smiths, England, ſich 
endlich praftiih dem Freihandel zuzumenden begann. In die 
vierziger Yahre fällt die Aufhebung der engliichen Kornzölle und 
der Navigationsafte. Auf die letztere pflegte die öffentliche Meinung 
faſt ausjchließlid die engliiche Handelsherrichaft zurüdzuführen. 
Damit wurde die Aera des europäilchen Freihandels angebahnt. 
Englands Verhalten führte dem Freihandel auch in Deutjchland 
zahlreiche neue Anhänger zu; der preußilche Getreideerport zog 
aus ihm den größten Vorteil. Liſts Prophezeihung, daß nur auf der 
Ausbildung des deutichen Schugiyftems die Unabhängigkeit und Zu- 
funft der deutichen Nationalität berube, follte fich für die nächſten 
Jahrzehnte als irrig erweilen. Noch ein volles Menjchenalter nad 
jeinem Tode (1846) behauptete fich der Freihandel und zur Zeit jeiner 
unbedingten Herrichaft iſt der deutiche Staat der Gegenwart ent: 
itanden. Unfraglich ift aber auch der politijche Gegenſatz zwiichen 
dem deutichen Süden und Norden durch den wirtichaftlichen verjchärft 
und die endliche Verftändigung dadurch erjchwert worden. Der frei- 
händleriſche Doftrinarismus, mit dem fich preußiiche Staatsmänner 
wie Bodelichwingh, Beuth und Kühne auch den notwendigen Tarif- 
erhöhungen widerjegten, fand im Süden vielfacd eine gehäffige, ver- 
feumderifche Auslegung. Man glaubte, dab Preußen bejondere 
politiiche Vorteile durch Preisgebung wichtiger wirtichaftlicher 
Intereſſen der Zollvereinsjtaaten erfaufe, und wollte die Behutjamteit, 
mit welcher jede Provofation Englands vermieden wurde, nur auf die 
Anglomanie des Königs zurüdführen. Hie und da fragte man fic im 
Züden, ob man bei einem näheren wirtjchaftlichen Verhältnis zu 
Ofterreich nicht beſſer fahren werde, als unter der Führung Preußens. 
Die Mißſtimmung gegen Preußen ſchuf im Süden allmählid) eine 
großdeutich-öjterreichiiche Gefinnung, in der fich Stlerifale und 
eifrige Schußzöllner die Hand reichten, jo weit ihre Ueberzeugungen 
auch jonft von einander abwichen, eine Gefinnung, die den Süd— 
deutichen bis dahin ganz fremd gemejen war. Unter der Ein- 
wirfung jolcher Forderungen und Stimmungen verliefen denn die 
alljährlicd; in den verjchiedenen deutichen Refidenzen abgehaltenen 
Zolltonferenzen unfriedlich und ſtürmiſch genug, am ftürmilchiten. 
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die Konferenz zu Karlsruhe 1845, deren Verhandlungen eine ganze 
Reihe fremder Diplomaten mit geipannter Aufmerfjamfeit folgte. 
Preußen war Diesmal bereit, um des Friedens millen in 
der am beftigften umjtrittenen Frage des Schußzolles für Die 
ZTertilinduftrie eine Tariferhöhung zuzugeftehen. Die Verhandlungen 
jcheiterten an dem leidenjchaftlichen Rapdifalismus der Gegner, 
welche ſich bis zu der Barole, „alles oder nichts“ verjtiegen. Es 
blieb alles beim Alten. Erſt das jahr 1846 bradıte eine Er- 
böhung der Zölle auf gewiſſe Garne und Gewebe, jowie auf Roh— 
eifen. Eine ernite Frage Preußens, ob der Zollverein fortbeitehen 
jolle, genügte jchließlich, um die Regierungen verjöhnlich zu jtimmen. 
Denn die Notwendigkeit und Wichtigfeit des Vereins war eine fo 
große, daß um jeinetwillen auch ungünjtige Tarife in den Kauf 
genommen werden durften. 

Hanjemann hatte von jeher eine völlige Handelsfreiheit als 
ein Ideal betrachtet, dem die europäiiche Staatengejellichaft zu— 
zujtreben habe. Aber ebenjo feit ftand es für ihn, daß fie auf 
Gegenleitigfeit beruhen müſſe und daß der Zollverein fie nur in 
dem Maße gewähren dürfe, als fie ihm auch von anderen Staaten 
eingeräumt wurde. Er blieb bei der Anficht, die er ſchon 1820 
im Rheiniſch-Weſtfäliſchen Anzeiger ausgeiprochen hatte,“) daß 
Preußen nur durch Schuß: und Kampfzölle, durch zweckmäßige 
Retorfionen die handeltreibenden und produzierenden Nachbar: 
völfer zwingen fünne, dem Idealzuſtand einer allgemeinen Handels— 
freiheit näher zu fommen. 

Mit vollfommener Deutlichfeit ſprach er fich hierüber in dem 
‚abresbericht der Aachener Handelsfammer für 1843?) aus: „Ein 

)Ee6©. 22. 

2) Uber die gewerblichen Verhältnifie von Nahen und Burticheid am Schluffe 
des Jahres 1843 von David Hanfemann. 46 Seiten. (1845.) — Der Drud 
des Jahresberihtd in 50 Exemplaren für die Mitglieder der Handeldtammer 
und für höhere Behörden wurde von der Zenſur verboten; das Finanzminiſte— 
rium geitatgete ihn nur unter der Bedingung, daß ein einzelnes Mitglied die in 
dem Bericht enthaltenen Anfihten als die jeinigen veröffentlihe. Das that 


Hanfemann 1845 für die Mitglieder der Rheiniſchen Ständeverjammlung unter 
Fortlaſſung derjenigen Zeile, welche nur lokales Intereſſe boten, fo dab die Heine 
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mächtiger Staat fann fie (die Handelöfreiheit) nur als ‘deal lieben, 
aber nicht vollitändig befigen, weil ihr normaler Zuſtand durch 
die feindfeligen Zölle anderer großer Staaten geftört iſt.“ 
Er zeigt, wie die Einfuhr aller Fabrifate nad) Frankreich, Diterreich 
und Rußland teils durch vollitändige Verbote, teil$ durch eror- 
bitante Eingangszölle erjchwert jei, und daß auch in Yondon von 
deutichen Snduftrieartifeln nur Streichhölger zu finden ſeien. 
Daraus folgert er die Notwendigkeit einer wirfjamen Befteuerung 
derjenigen Fabrikate des Auslandes, welche dasjelbe vorzugsweiſe 
nach Deutjchland liefert. Dadurch würde auch der inländijche 
Abſatz ſolcher heimiſchen Produfte mehr als bisher gefichert werden, 
welche bereits jehr gut verfertigt, „jedoch wegen der noch dem 
Deutjchen leider anflebenden Yiebhaberei für das Ausländijche 
häufig vom Auslande bezogen werden“. Als jolche eines erhöhten 
Schutzes im Zollvereinsgebiete bedürftige Artikel führt er Näh— 
nadeln, Wollen, Baummollen- und Seidenzeuge, Leinen, Yeinen- 
garn und Baummollengarn, Eilenwaren und Rübenzuder an. Bei 
jeder ich darbietenden Gelegenheit, in den Jahresberichten der 
Handelsfammer, in Eingaben an die Negierung und an den Yand- 
tag und in jeiner TIhätigfeit auf demjelben als Abgeordneter (1845) 
fam er jpäter auf diejes Thema zurüd. Ausdrüdlich verwahrte er 
jih aber gegen die Anficht, als ob er Prohibitionen oder hoben 
Schutzzöllen das Wort rede. „Nein,“ ruft er aus, „die Ston- 
furrenz des Auslandes möge nicht völlig unterdrücdt, Jondern nur 
mejentlich erichwert werden.“ An dieſe Forderung jchließt fic) 
eine ganze Reihe anderer an: Reform der jchwerfälligen Zoll- 
vereinsverfajlung, Zuziehung von Sachveritändigen zu den Zoll- 
qut geichriebene Schrift troß ihres Titels den Charakter einer allgemeinen han- 
delöpolitiichen Denkichrift trägt. Gedruckt werden mußte fie außerhalb Aachens 
und mit Recht Hagt Hanjemann in der Vorrede über die Schädlichteit der Zenfur, 
die jogar verhindere, „die in anftändiger Form ausgedrüdten Anſichten einer 
beratenden untern Behörde zur Kenntniß der höhern Staatöbeamten zu bringen 
und auf diefe Weije diefen Anfichten die gewünſchte größere Beachtung zu ver- 
ſchaffen.“ — Die Regierungsbehörden gerieten i. 3. 1844 durch das Gerücht, 
Hanjemann wolle eine neue politiiche Schrift herausgeben, in die größte Auf: 
regung. (Geb. Staatsarhiv. Zenſurſachen.) 


288 V. Kapitel. 


fonferenzen, einheitliche Vertretung des Zollvereins nach außen, An- 
itellung von HandelSagenten, breitefte Offentlichfeit für alle Verhand— 
lungen über wirtjchaftspolitifche Fragen. Denn nimmermehr werde 
nad) dem Zeugnis der Gejchichte der für die Entwicelung von Handel 
und Induſtrie unumgänglid” notwendige praftiiche Verſtand des 
Volkes fi ausbilden, wenn nicht durch öffentliche Verhandlung der 
öffentlichen Snterefjen Teilnahme und PVerftändnis für fie gewedt 
werde. Den größten Nachdrud legt Hanſemann aber auf den Ab- 
ichluß von Handelsverträgen mit ſolchen Staaten, „welche eine gleic) 
freifinnige Tendenz wie der Zollverein befolgen . . . Handelstraftaten, 
durch welche man fich gegenjeitig Erniedrigungen auf bejtehende 
Zölle oder auch gar die freie Einfuhr gewiſſer Produfte bewilligt.“ 

Für einen Handelsvertrag famen von den Nachbaritaaten 
am meiften Holland und Belgien in Betracht. Vor einem Handels- 
vertrag mit Holland bat aber Hanjemann wiederholt und 
nachdrüdlich gewarnt. Empfohlen wurde ein jolcher durch eine 
holländische Staarsichrift, die Preußen mit einem Zollfriege be- 
drohte, wenn es fich nicht willfährig zeige. Danjemann wurde von 
dem Präfidenten des Handelsamtes von Rönne um die Mitteilung 
jeiner Meinung über dieje ‚Frage gebeten. Er antwortete am 
28. Dezember 1844: Holland verfaufe den Angaben der Staats- 
Ichrift zufolge nach Deutichland für 361/, Mill. Fl. und jpediere 
außerdem dorthin einen Warenbetrag von 56 Mill. Fl. „Deutich- 
(and liefert aljo den Niederländern in ihrem ausmärtigen Handel 
das Hauptmaterial zur Blüte ihrer Schiffahrt, ihres Handels 
und ihrer Kolonien. Und was bat Deutichland davon? ES ver- 
fauft ihnen für 33 Mill. Fl., die fie nirgends vorteilhafter als in 
Deutichland erlangen fünnen, und bat vor England und Franf- 
reich, deren Zollſyſtem fie (die Niederländer) drückt, nicht voraus, 
im Gegenteil.” Aus der Staatsichrift gehe hervor, daß Deutſch— 
land Hollands melfende Kuh jei und bisher diejes Verhältnis mit 
einer Geduld ertragen habe, welche für ein großes Wolf unehren- 
baft und ichädlich jei. Holland werde und fönne ſich mit Deutich- 
land nie in einen Zollfrieg einlajien, wenn dieſes nach eigenen 
Intereſſen handelt, wie es andere Staaten auch tun. „Nur ja 
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vorerft feinen Traktat mit Niederland. Die Zeit dafür wird auch 
fommen, aber nicht eher, als bis wirflich eine deutiche Politif der 
Intereſſen und der deutichen Ehre und Macht begriffen wird. 
Hieran it nicht eher zu denken, al3 bis der König zu der Ueber- 
zeugung gelangt, daß die jegige Staatsorganilation höchſt mangel- 
haft für die höheren Staatszwede und für die Macht und den 
Glanz der Dynaftie eingerichtet ift, und demgemäß einen großen 
Entſchluß faßt, der eine Mikjtimmung in Petersburg und Wien, 
dagegen in Deutjchland einen unerhört heilfamen Einfluß auf 


Gefinnung und Stimmung berbeibringen würde.“!) — Ganz 
anders war das handelspolitiiche Werhältnis Deutichlands zu 
Belgien. 


Seit den eriten Anregungen zu einem preußilchebelgiichen 
Handelsvertrage,?) war num über ein volles Jahrzehnt vergangen, 
ohne dab das Ziel erreicht wurde. Die preußiiche Regierung 
wollte fich nur zu einem Schiffahrtsvertrage verftehen, an dem 
Belgien wegen der geringen Zahl jeiner Schiffe fein Intereſſe 
hatte. Und doc fonnten die großen Worteile, welche Preußen 
aus einem Handels: und Zollvertrage mit Belgien er: 
wachjen mußten, von niemandem in Abrede geftellt werden. Po— 
litiiche und merkantile Nüdfichten forderten ihn gleichermaßen. 

Nur durd) einen Handelsvertrag fonnte vermieden werden, 
da Belgien fich politiich und fommerziell Franfreid) ganz in die 
Arme warf. Er fonnte ferner eine wirffame handelspolitiiche Waffe 
gegen die deutichen Nordieeftaaten jein und dieje durch die Drohung, 
den überjeeilchen Verkehr des Zollvereins fait ganz über Antwerpen 
zu leiten, dem Beitritt zum Zollverein geneigter machen. Gin gutes 
Einvernehmen mit Belgien mußte ſchließlich die Handelseiferjucht 
Hollands wecken und dieſen Staat zu größeren Stonzeffionen an 
den Zollverein veranlaffen, um ſich vor Schaden zu wahren und 
ähnlihe Begünftigungen zu erlangen. Es entſprach aljo ein 
Handelsvertrag mit Belgien völlig den allgemeinen Aufgaben der 


!, Der legte Sag diejes Briefes tft Ihon von A. Zimmermann, Geicdicte 
der preußiſch⸗deutſchen Handelspolitit S. 267, mitgeteilt. 
2), S. ©. 168. 
Bergengräün, David Hanjemann. 19 
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preußifchen Bolitif, deren Beruf nah) Hanjemann darin bejtand, 
„die deutichen Stämme in einem feiten förderativen Vereine zur 
fräftigen Nationalmacht zu erheben und aud die Unabhängigkeit 
der nachbarlichen Fleinen Staaten germaniichen Uriprungs zu 
ihügen und in ihrer Unabhängigkeit wiederum eine Verftärfung 
der eigenen Macht zu finden.” Der preußiichen Bolitif jener 
Zeit gebrach es aber an Kraft und Größe. Fort und fort ftanden 
legitimiftiiche Bedenken einer vorteilhaften Annäherung an das 
revolutionäre Belgien im Wege und die Gewinnung der Norbjee- 
füjte für das nationale Wirtjchaftsleben wurde nicht als ein hin: 
reichend großes Bedürfnis betrachtet, um ihr andere Rüdfichten, 
finanzielle und politijche, zum Dpfer zu bringen. Hanſemann hat 
es, wie wir jahen, nie verftehen fönnen, daß Preußen die Aufnahme 
Hannovers in den Zollverein an der bannöverichen „Forderung 
eines Präzipuums aus den Zolleinnahmen von Kolonialwaren 
icheitern ließ.) So it es denn auch troß aller entgegen- 
itehenden realpolitiichen Erwägungen doch dahin gefommen, daß 
der Zollverein jeinen erften Handelstraftat 1839 nicht mit Belgien, 
jondern mit Holland abgejchloffen hat.?) Derſelbe war aber auch 
jo ungünftig und rief eine ſolche Mikftimmung hervor, daß die 
preußiiche Verwaltung jogar der Bejtechlichfeit geziehen wurde und 
Friedrich Wilhelm IV. fi) veranlaßt fand, ihn nach Ablauf der 
zwei Bertragsjahre nicht mehr zu erneuern. Das Miktrauen gegen 
die Leitung der preußiich-deutichen Handelspolitif war dadurd jo 
geiteigert, daß ein Schiffahrtsvertrag, den Preußen 1841 mit 
England abſchloß, in Süddeutichland jofort eine maßloje Erregung 
hervorrief, der Friedrich Lift und die Augsburger Allgemeine 
Zeitung den entjprechenden Ausdrud zu geben wußten. Preußen 
erreichte in diefem Vertrage, daß England die außerhalb der Zoll- 
vereinsgrenzen, aber an den Mündungen preukijcher Ströme liegen- 
den Nordjeehäfen als „Vorhäfen des Zollvereins“ anerkannte und, 
da das Parlament einer Milderung der alten Navigationsafte 
zugejtimmt hatte, den aus ihnen fommenden Zollvereinsichiffen 
1) ©. ©. 280. 

2) U. Zimmermann, Geſch. d. preufifcyedeutichen Handelspolitik S. 156 fi. 
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diejelbe Vergünftigung wie bei direfter Fahrt aus preußiichen 
Häfen zugeftand. Preußen mußte fich dagegen verpflichten, während 
der Dauer des Vertrages jeine Schiffahrtsgejeggebung nicht zu 
ändern. Nach wie vor Fonnten freilich engliiche Schiffe Waren 
aus aller Herren Länder nach Preußen bringen, während die 
indirefte Fahrt preußiicher Schiffe nach England jo gut wie un- 
möglich blieb. Der Vertrag entſprach indeilen doch nur den 
wirklichen Machtverhältnifien und änderte an dem beftehenden 
Zuftande jedenfalls nicht8 zu Ungunjten der deutjchen Intereſſen. 
Lift und die Süddeutichen warfen aber Preußen zornig und un- 
geredht vor, daß es die Navigationsafte des übermächtigen England 
dulde und ihr nicht mit derjelben Waffe entgegentrete. Jeden— 
falls lag Preußen jekt viel daran, endlich einmal durch einen 
vorteilhaften Handelsvertrag die öffentliche Meinung zu befriedigen. 
So trat man denn dem Gedanken eines Abfommens mit Belgien 
ernftlich näher. 

Die Aufforderung dazu war um jo größer, al3 gerade 
1841 die Gefahr einer belgifch-franzöfifchen Zollunion am Horizonte 
auftauchte, die nicht nur wirtichaftlich Preußen in Belgien ganz 
aus dem Felde jchlagen Ffonnte, jondern auch die dauernde 
politiiche Unterordnung Belgiens unter Frankreich, wenn nicht 
feine ſpätere inverleibung zur Folge haben mußte. Zwar 
mwagten es weder König Youis Philippe noch König Yeopold dem 
fräftigen Widerjpruch Preußens gegenüber den Gedanken jofort 
zu vermirflichen; doch tauchte er immer aufs neue auf.!) Da 
beichloß Franfreid; 1842 eine derartige Erhöhung des Leinenzolls, 
daß die Leineninduftrie Belgiens geradezu in ihrer Eriftenz bedroht 
wurde. Belgien jah fich genötigt die Einfuhr jeiner Leinenwaren 
nad ranfreich zu dem früheren Tarif mit einem Handelsvertrage 
zu erfaufen, der im ‚juli 1842 zu Paris zu ftande fam und in 
dem Belgien einigen franzöfiichen Produften bedeutende Zoll- 
ermäßigungen gewährte. Der preußiiche Gejandte in Brüfjel, Frei- 
berr von Arnim:Sudom, geriet in die größte Bejorgnis. Er jah 

I) Treitichte 5, 459 ff. — Zimmermann 271 fi. 
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in der differenziellen Begünftigung Belgiens durch Frankreich den 
Anfang einer Entwidelung, die Frankreich in jeder Hinficht das 
Uebergewicht in Belgien zu verjchaffen drohte. Dazu fam, daß 
Belgien durch die Bevorzugung mehrerer franzöfiicher Artifel und 
durd; die Steigerung feines eigenen Xeinenzolls bis zur Höhe des 
franzöfifchen die preußiſchen Handelsintereſſen ſehr erheblich ge- 
ichädigt hatte. ES galt aljo, durch einen Handelsvertrag mit 
Belgien die weitere Entwidlung jeines Verhältniſſes zu Frankreich 
abzuichneiden. Da auch Belgien nad wie vor in freundlichem 
Einvernehmen zu Preußen bleiben wollte, jo famen Verhandlungen 
über gegenjeitige Zollermäßigungen und Verfehrserleichterungen in 
Gang. Trotz aller Bemühungen wurde aber eine Berftändigung 
nicht erreicht. Belgien nahm einige vorläufig gewährte Zollherab- 
ſetzungen wieder zurüd. Der Zollverein rächte ſich durch Erhöhung 
des Eiſenzolls und Mitte 1844 war ein förmlicher Zollfrieg aus- 
gebrochen, der beide Teile jchwer jchädigte. 

Diefe Vorgänge mußten Hanſemann im böchiten Grade 
erregen. Gerade das Gegenteil von dem was er empfohlen und 
allein für möglich gehalten hatte,) war eingetreten: politiich und 
merfantil war Preußen von Frankreich in Belgien zurücgedrängt 
worden. Dieſer verderbliche Zollfrieg mußte beigelegt, Belgien 
wieder gewonnen werden. Durch Wort umd Schrift trat Hanſe— 
mann bierfür ein. In Belgien war der Minifter Nothomb der 
thätigite Vertreter des Gedanfens eines preußiichbelgiichen Zoll— 
vertrags, ja einer völligen Zolleinigung. Das Unglücd wollte es 
aber, daß er fich gerade in dieſer Zeit mit dem Freiherrn von 
Arnim überworfen hatte und ebenjo waren Hanjemanns gute Be- 
ziehungen zu Nothomb jeit deſſen PBarteinahme für Oppenheim in 
Sachen der Rheinifchen Eijenbahndireftion?) unterbrochen worden. 
Trogdem eilte Hanjemann jelbjit nach Brüffel, um Arnim ver- 
jöhnlich zu ftimmen und ihn in feinen Bemühungen um das 
Zuftandefommen des Vertrages zu unterftügen. Gr beichwor 
jeinen ‚Freund von Patow, der im Auguſt 1844 Nbteilungs- 

1)&. ©. 168 u. 288. 
2) 8.6. 268 ff. 
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dirigent im Minifterium des Auswärtigen geworden war, Arnim 
anzumeifen, daß er die damals etwas gefährdete Minifterftellung 
Nothombs zu jtügen fuche. Kein anderes Intereſſe, fügte er hinzu, 
feite ihn bei der Sache als das preußilche, da er Nothomb alles 
andere eher als Dank jchulde. Gleichzeitig arbeitete er eine 
„Dentichrift über das Verhältnis des Zollvereins zu Belgien“ 
aus!), die er Mitte Auguft den Miniftern, dem Gejandten Arnim 
und dem Dberpräfidenten der Rheinprovinz überjandte. Ein— 
dringlich gab er hier zu bedenken, daß der franzöfiiche Einfluß in 
Brüffel doch vorzüglich nur durch die wenig freundliche Stellung- 
nahme Preußens zu Belgien jeit Gründung diejes Staates möglich 
geworden und daß diejes Verhältnis den gewerblichen Intereſſen 
Deutichlands jchädlich fei. Gewerbliche ntereffen aber, fuhr er 
fort, beherrichen jest die Politik, wofür der Zollverein insbejon- 
dere der leuchtendfte Beweis ſei, „denn erit von der Verjchmelzung 
und Annäherung der gewerblichen Intereſſen ber verjchiedenen 
deutichen Staaten datiert der Anfang einer deutſchen Bolitif, 
wie fie jeit der Blüte des Mittelalters in dem Zwielpalte der 
deutſchen Reichsglieder längst untergegangen war.“ Die materiellen 
Intereſſen Preußens deden ſich gerade in dieſem Falle mit den 
Aufgaben feiner deutihen und allgemeinen PBolitif. Hanjemann 
wiederholt hier, daß Preußen ein möglichjt inniges Verhältnis zu 
den jubgermanijchen fleineren Staaten im Norden und Weiten er- 
ftreben müjje. Indem er dann die Frage nad) der Möglichkeit und 
Zwedmäßigfeit der Beilegung des unjeligen Zollfrieges durch einen 
Handelstraftat bejaht, giebt er zugleich die Grundzüge eines ſolchen 
in 14 Punkien an unter Beifügung jpezialifierter Warenverzeid)- 
niffe und der zu vereinbarenden Zollſätze. Am michtigften er: 
ichien ihm die gegenjeitige Gewährung eines völlig freien Tranfit- 
verfehrs auf Eifenbahnen, Kanälen und ſchiffbaren Flüſſen, jomwie 
gleicher Behandlung der Zollvereinsichiffe und belgischer Schiffe in 
den beiderjeitigen Häfen, weil eine jolche Vereinbarung nicht ohne 
Rüdmirfung auf das Verhalten Hollands und der deutſchen 


1) 1) Als 18 Manuftript für die Mitglieder des Rheiniſchen Landtages gedrudt 
1845. 20 Seiten. Datiert ift die Denkſchrift vom 17. Auguit 1844. 
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Nordjeeitaaten bleiben könnte. Dieſe Ausführungen dedten fich 
mit den Anfichten Arnims, die diefer während der ganzen Zeit 
feiner diplomatijchen Thätigfeit vertreten hatte. Hanſemanns 
Denkichrift beitärfte Arnim in der Ueberzeugung, daß die Verhand— 
lungen energiich fortzuführen jeien, zumal auch Belgien ji) nad) 
rajcher Beendigung des Zollfrieges jehnte. In Berlin legte man 
freilich einem ſolchen Abfommen noch immer nicht die gebührende 
MWichtigfeit bei und unterjtügte den Gejandten nur wenig. Die 
Gefahr lag nahe, daß Belgien fich dauernd von Preußen abmwanbte. 
Eile that not. Da entichloß ſich Arnim zu einem eigenmächtigen 
Schritt. Ohne jede Autorijation unterzeichnete er am 1. September 
1844 einen HandelSvertrag, deſſen Inhalt in Berlin noch völlig 
unbefannt war. Freudig teilte er noch in derjelben Nacht das 
Gelingen des jchweren Werfes jeinem Gefinnungsgenofjen Hanſe— 
mann mit und betonte, daß deſſen Denkichrift beim Abjchluß des Ver— 
trages jehr gute Dienfte geleiftet habe. Er hoffte, Hanjemann werde mit 
dem Erreichten zufrieden fein. In Berlin fonnte man fich der Einficht 
nicht verjchließen, daß ein Ereignis von hoher politiicher Bedeu— 
tung vorliege. Arnims eigenmächtiges, aber geichidtes und Fluges 
Vorgehen wurde jegt in den wärmjten Ausdrücken belobt. Auch 
Hanjemann erhielt bald darauf vom Finanzminifter Flottwell ein 
Schreiben, in dem dieſer für die Überfendung der Denffchrift 
dankte und mit Befriedigung feitftellte, daß ein Teil der Wünfche 
und Vorſchläge Hanjemanns durch den Handelsvertrag Erledigung 
gefunden habe; der Heft eigne fid) noch nicht zur Berüdfichtigung 
und könne vielleicht jpäter einmal vermirflicht werden.!) 

Durch den HandelSvertrag war feineswegs alles, was Hanjemann 
gehofft hatte, erreicht worden. Das wichtigfte Ergebnis war jeden- 
falls außer dem freien Durchgangsverfehr auf der Eifenbahn ein 
politiiches: die Wereitelung der franzöfifch-belgifchen Zollunion. 
Rein finanziell betrachtet, brachten die gegenjeitigen Zollherab— 
jegungen dem Zollverein feine nennenswerten Vorteile Arnim und 
Hanfemann jahen daher in dem DBertrag nur den eriten Schritt 
auf einer neuen Bahn der Handelspolitif, die durch geſchickte 


1) Flottwell an Hanfemann 15. Oftober 1844. 
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Handhabung von Differenzialzöllen noch andere Staaten zur Be- 
günftigung des deutjchen Handels und die deutſchen Nordjee- 
jtaaten zum Anjichluß an den Zollverein veranlaſſen, ſchließlich 
einen allgemeinen Aufſchwung der deutſchen Schiffahrt berbei- 
führen werde. Antwerpen jollte der Ausgangspunft für den 
Verfehr mit überjeeiichen Ländern werden. Sn einer anonymen 
Schrift „Ein handelspolitiiches Teftament“ legte Arnim Ende 
1845 jeine Gedanken nieder, die fi) mit denen Hanſemanns in 
der Denfichrift über den belgiichen Handelsvertrag nahe berührten. 
Diejes Programm jeßte aber eine Regierung voraus, welche eben 
die politiiche Bedeutung des gejchlofienen Vertrages im Auge 
behielt und ihr gelegentlich aud) Fleinere AugenblidSvorteile opferte. 
Sp handelte und dachte indejlen die preußiiche Regierung nicht. 
Fisfaliiche, auf den nächften unmittelbaren Nutzen gerichtete An 
ihauungen gewannen in Berlin immer wieder die Oberhand und 
jehr bald trat eine Entfremdung zmwilchen Belgien und Preußen 
ein. Der Mangel preußiichen Entgegenfommens hatte zur Folge, 
dab das erwähnte Zollabfommen zwiichen Belgien und Franfreich 
erneuert und daß der Gedanfe einer Zollunion zwilchen den beiden 
Staaten in der franzöfiichen Kammer offen erörtert wurde. AlS dann 
Belgien den fühnen Verſuch wagte, mit autonomen Unterjcheidungs- 
zöllen vorzugehen, fonnte es bald den großen Erfolg verzeichnen, daß 
das feindjelige Holland mit ihm einen Handelsvertrag abichlof 
(Juli 1846), der Belgien die größten Borteile einräumte, Zuge: 
ftändnifje, die Holland dem Zollverein hartnädig verweigert hatte, 
obwohl Deutichland das befte Abjatgebiet für die holländiſchen 
Kolonialprodufte war. Das mußte in Deutjchland nicht nur als 
Schädigung, jondern auch als Demütigung und Schmad empfunden 
werden. Was Holland von Belgien an Gegenleiltungen empfing 
war bei weitem geringfügiger, al$ was Holland im Zollvereins- 
gebiet an Vergünftigungen genoß. In einer Eingabe der Aachener 
Handelsfammer an den Finanzminister von Duesberg vom 
10. Dezember 1846 gab Hanjemann der Entrüftung über bie 
ſchwächliche Leitung der deutichen Handelspolitif den ſtärkſten 
Ausdrud: 
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„Wenn irgend etivas, jo muß diejer Vertrag (zwiſchen Belgien und Holland 
zu der Überzeugung führen, dak das Ausland von der Macht und der Handels: 
politif Preußens und des Zollvereins eine jehr geringe Meinung begt. Es iſt 
betrübend, dab die großen Dpfer, welche Deutichland zur Erhaltung eines be— 
trädhtlihen Heeres in anhaltender FFriedenszeit bringen muß, dem Auslande nic: 
einmal jo viel Reſpekt einflößen, um gegen die ärgiten Berlegungen wejentlicher 
Intereſſen von jeiten eines Staated dritten Ranges gefichert zu jein. Es iir 
dies die Frucht der immer noch verabjäumten Ausbildung des Zollvereins zu 
eimer wohlorganifierten Handelsmacht, der Verweigerung einer wirffichen und 
einfluhreihen Teilnahme der Nation an der Lenkung ihrer Gefchide jowie der 
Abneigung gegen die Entfefjelung der öffentlichen Meinung von den Banden, 
in welden fie durch die Vorſchriften über die Prefie und über Beratungen und 
Betitionen von Korporationen und Berfammlungen gehalten wird.‘ 

Wenn neben dem Bedürfnis nad) freieren Staatsformen das 
Berlangen nach nationaler Einheit in dieſer Zeit immer weitere 
Kreije des deutjchen Volkes durchdrang, jo wurde es eben durd 
die fühlbare Thatſache deuticher Ohnmacht gemwedt. Ein Durft 
nad) Macht, nach politifcher Geltung neben den anderen Nationen 
regte fich Befriedigung heiichend im Volke. Waren die zwanziger 
und dreißiger Jahre eine Zeit der Sammlung, Erholung und 
ökonomischer Gejundung geweſen und war das deutiche Wirtjchafts- 
leben vor allem durch den freien Verkehr im Zollvereinsgebiet 
eritarft, jo ftrebte man jegt weiter hinaus. Sollten Handel und 
Amduftrie nicht zum Rückgange oder Stillitand verurteilt jein, jo 
mußten fie einen lebhafteren Anteil am Weltverfehr fordern. Aber, 
wie die Kriegsdrohungen der Franzojen 1840 dem Bemußtjein 
der Deutjchen die ganze Flägliche Wehrlojigkeit Deutichlands nach 
außen enthüllt hatten, jo batten die Deutichen es auch auf dieſem 
Gebiete zu empfinden, wie wenig ſie danf ihrer Zerrijienheit 
handelspolitifch neben den großen Handelsvölfern galten und ver- 
mochten. Sie begannen fidy ihrer Ohnmacht zur See zu fchämen. 
Im transatlantiichen Berfehr bedeuteten fie jo gut wie nichts. 
Denn jo groß auch ihr Konſum an überjeeiichen Produften war, 
jo wurde doch das meijte davon auf fremden Schiffen eingeführt 
oder indireft von englijchen und holländiichen Hafenplätzen be- 
zogen. Da deutiche Schiffe mit Amerifa und Indien nur jpärlid) 
verfehrten, jo fehlte es auch an direften Verbindungen deutjcher 
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Häuſer mit überjeeilchen Ländern und die fremden Schiffe, welche 
deren Erzeugnifje brachten, fehrten faft nie mit deuticher Ladung 
zurüd, jondern pflegten mit Ballaft nad) England zu gehen und 
dort Rüdfradht zu nehmen. Denn engliiche Schiffe und englifche 
Waren maren einerjeits befannt und geachtet, und genofjen 
anderjeit8 in fait allen überjeeiihen Häfen gejegliche ober 
vertragsmäßige Vergünfligungen. So mar denn der trans- 
atlantiihe Markt dem deutſchen Erport teils ganz verichlojien, 
teils ging die Ausfuhr aus Mangel an Handelsbeziehungen zurüd, 
während der bdirefte Verfehr zwiſchen den überjeeijchen Ländern 
und den andern europäiichen Handels: und Kabrifländern, be- 
günftigt durch deren Gejeggebung, zunahm.!) Was von deutjchen 
Yabrifaten über den Dzean gelangte, fand feinen Weg dahin fajt aus- 
Ichlieglich durch Bermittelung des Handels und der Schiffahrt der 
Hanjejtädte, namentlich Bremens. Die HandelSmarine ‚des Zoll 
vereins, d. h. Preußens, das allein von den Vereinsitaaten bis an die 
Küfte reichte, hatte 1843 überhaupt nur eine Tragfähigkeit von 
105000 Laſten, während allein an Stolonialmaren 132000 Laſten 
im Jahre 1843 ins Bereinsgebiet eingeführt wurden, und die 
meiften preußifchen Schiffe waren überhaupt nicht für transatlan- 
tiihe Fahrten eingerichtet. Wo aber die Hanjeaten an über: 
jeeiichen Geftaden erjchienen, mußten fie es jchmerzlicd; empfinden, 
daß feine Macht hinter ihnen ftand, welche ihre Unternehmungen 
jtügte. Bon den Bremern ging denn auch der Gedanke eines 
allgemeinen deutſchen Schiffahrtsbundes aus, der als nationale 
Angelegenheit in den vierziger Jahren viel von ſich reden machte, 
aber von vornherein undurdhführbar war, weil er unabhängig 
vom Zollverein beftehen jollte. Welche Heilloje Verwirrung der 
deutichen Zuftände, wenn außer der politiichen Bereinigung der 
deutichen Staaten im deutjchen Bunde und ihrer wirtjchaftlichen 
im Zollverein noch eine dritte jelbftändige Sondervereinigung für 
die gemeinſamen Schiffahrtsinterefjen ins Leben trat! Den ein- 


1) (v. Rönne), Denkſchrift betr. die Begünftigung des direlten Verkehrs 
zwiihen den Staaten des Zollvereins und den außereuropäiſchen Ländern. 
1845. ©. 6. 
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fahen Gedanfen, dem Zollverein beizutreten und unter jeiner 
Flagge das Weltmeer zu befahren, wiejen die Hanfeaten weit von fich. 
Je mehr aber der deutichen Handelswelt ihre Schwäche zum Be- 
mwußtjein fam, um jo mehr erfüllte fie ſich auch mit der Erfenntnis, 
daß Deutichland nur dann eine der Leiftungsfähigfeit feiner In— 
dujtrie entiprechende Stellung im Welthandel einnehmen fönne, wenn 
der Seehandel auf eigenen Schiffen betrieben, die Kolonialprodufte 
direft aus den Urfjprungsländern bezogen und mit den Erzeug- 
nifjen deutichen Gemwerbefleißes bezahlt wurden, und wenn endlid) 
einmal der Verſuch gemadıt wurde, im Verkehr mit anderen 
Völkern fi) auf den Grundja völliger NReziprozität zu ftellen. 
Aber jo viele angejehene, patriotiſch gefinnte Männer mie Lift, 
Hanjemann, Arnim, ja auch der König felbft, fich für diefe Ge- 
danken erwärmten und für fie wirkten, — die ausichlaggebenden 
Verjönlichkeiten in Berlin lehnten fie entweder völlig ab oder 
ftanden ihnen fühl gegenüber. Nur eine Staatsbehörde zeigte 
volles Berftändnis für fie, das 1844 vom Könige ins Leben 
gerufene Handelsamt unter feinem Präfidenten von Rönne. 
Friedrich Wilhelm IV. hatte ſchon als Kronprinz bei jeder 
Gelegenheit jeine Abneigung gegen die Büreaufratie fund gegeben. 
Er durchſchaute ihre Schwächen, ihren Formalismus, ihre Bücher: 
weisheit vollfommen; die nüchterne moderne Weltanjchauung der 
meijten hohen Beamten ſtieß ihn ab. Nichts lieber hätte er ge- 
than, als fie durch volfstümlichere Elemente zu eriegen. Ihm 
fehlten aber Sachkenntnis und Energie und jo mußte er nicht nur 
mit Menjchen regieren, die ihm vielfach unjympathiich waren, 
jondern ihnen auch ihren Willen laffen, wo er nicht mit ihnen 
einverftanden war. Setzte er aber jeinen Willen durch, jo kam 
es in der Regel nur zu einer halben Maßregel, die nach allen 
Seiten verjtimmte. Eine ſolche Halbheit war auch die Schöpfung 
des Handelsamtes. Wie oft war darüber geflagt worden, daß die 
Handelsinterefjen im Yinanzminifterium ungenügend vertreten und 
nur vom Gefichtspunfte routinierter, mit dem faufmännijchen Xeben 
unbefannter Finanzbeamten behandelt würden; wie oft war ein 
jelbjtändiges Handelsamt mit dem Beirath jachveritändiger Kauf— 
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leute gefordert worden! Der Finanzminifter hatte ſich ſtets da— 
gegen gefträubt und die Belehrung hHochgeitellter Staatsmänner 
durch Notabeln aus dem Handelsitande als unzuläffig und ehren- 
rührig verworfen. Da gelang es dem Minijterrefidenten in 
Waſhington von Nönne i. J. 1843 den König von der Notwendig- 
feit einer eigenen Behörde für Handelsſachen zu überzeugen. 
Rönne, ein Holfteiner von Geburt, hatte fich erft als Juriſt einen 
Namen gemadjt und dann durch feine ausgezeichneten Berichte 
über die Handelsverhältniife der Vereinigten Staaten, durch das 
große Anfehen, das er in Waſhington genoß, durch wiederholte 
Verwendung als Schiedsrichter bei internationalen Streitigkeiten 
die Nufmerfiamfeit des Königs auf fich gelenft. Seine handels— 
politiichen Grundſätze berührten ſich nahe mit denen Xifts, Die 
eigentlich auch der König teilte. Nur war er als Schußzöllner bei 
weitem gemäßigter als Lift!) und jtetS ein warmer preußilcher 
Patriot. Ihn ernannte der König 1844 zum Präfidenten der 
neuen Behörde für Handelsjachen, des Handelsamtes. Den Schritt 
ganz zu thun, die Behörde jelbjtändig als eigenes Minifterium 
neben das Finanzminiſterium zu jtellen, dazu fonnte er fich bei 
dem Widerjtande der Minifter und Geheimen Näthe nicht ent: 
ichliegen. Das Handelsamt jollte eine lediglich beratende Be— 
hörde jein, Fühlung mit der Handelswelt juchen und deren An- 
fihten und Wünjche zur Grörterung ftellen, „ohne ſich als deren 
berufenen Vertreter fühlen zu müſſen“. Beſchlüſſe in Handels— 
ſachen jollte aber nur der Handelsrat, bejtehend aus fünf Miniftern 
und dem Präfidenten des HandelSamtes unter perjönlichem Borfit 
des Königs, faſſen dürfen, deren Ausführung meiſt dem Finanz» 
minijterium oblag. Für bejonders wichtige Fälle wurde die Zu- 
jammenberufung von jechzehn faufmännijchen Notabeln vorgejehen, 
jedoch ausdrüdlich beftimmt, daß dieſe fich nicht als förmliche Re- 
präjentanten des Handels- und Gewerbeitandes betrachten dürften. 
Rönne hatte an die Errichtung einer aus Sacverftändigen zu- 

1) Völlig unzutreffend ift Treitichfes Urteil, der Rönne einen radifalen 


Schutzzöllner nennt. Seine Korreipondenz mit Hanfemann zeigt jeine gemäßigten 
Anfichten. 
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jammengejegten jtändigen Generalhandelsfammer für die ganze 
Monardie gedacht. Aber das Finanzminifterium widerjegte fich 
mit Erfolg einer ſolchen Neuerung, von welcher es offenbar eine 
Herabdrüdung jeines Anjehens und jeiner Macht befürchtete und 
die in zu bedenflichem Make an repräfentative Berfaffungsformen 
erinnerte. War doch) dem hohen Beamtentum ſchon das wider 
feinen Willen gejchaffene Handelsamt, als eine Konzeifion an die 
öffentliche Meinung, ein Dorn im Auge. Es fam zwiichen den 
Miniftern und Rönne zu den jchärfiten Konflikten, die ebenſowohl 
in der Meinungsverjchiedenheit über die Richtung einer nationalen 
Hanbdelspolitif als in NReflorteiferjucht ihren Grund hatten. Rönne 
wurde in Unkenntnis über wichtige, auch Handelsfragen berührende 
Verhandlungen gelajjen, man juchte ihn möglichit beijeite zu 
ichieben und widerſetzte ſich jeinem Verlangen nad) häufigerer Ein- 
berufung von Sachverftändigen.!) So murde er in die Dppofition 
und in eine Stellung gedrängt, die ihn, den urjprünglichen Ab- 
fichten des Königs zumider, doch zu einem Vertreter der Münjche 
des Handels- und Gemwerbejtandes machte. Es lag das in der 
Natur der Sade. Mit unmiderftehlicher Gewalt drängten die 
Verhältniffe dazu, daß das rein büreaufratiiche Regierungsiyften 
bald bier bald dort durchlöchert wurde. Des unerquidlichen Haders 
jehr bald müde, wollte Rönne ſich zurücdziehen. Aber der König, 
der ihm volles Vertrauen bewies und Sympathie entgegenbrachte, 
wünschte jein Verbleiben im Amt, ohne ihm doc eine durch— 
greifende Autorität zu verichaffen und dem Handelsamte mehr als 
blos beratende Befugniſſe zuzugeitchen. 

Mar Rönne jchon amtlich gehalten, perjönliche Beziehungen 
zu den hervorragenditen Kaufleuten und Großinduftriellen zu 
pflegen, jo gejtaltete fich jein Verhältnis zu Hanſemann bejonders 
erfreulih und warm. Beide Männer erfannten bald die Per: 
wandtichaft ihrer politiichen Gefinnung und begegneten fich mit 





1) Eine ſolche Verſammlung fand meines Wiſſens nur einmal, vom 29. Mär; 
bis 9. April 1845, zur Beratung über die Erhöhung der Tegtilzölle jtatt. 
Hanjemann und Camphaufen, gleihjall® geladen, waren durch den gleichzeitig 
tagenden rheiniichen Landtag verhindert, an den Sigungen teilzunehmen. 
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rüdhaltlojem Bertrauen. Nicht nur daß Rönne über eine ganze 
Reihe ichwebender Fragen amtlich das Gutachten der Aachener 
Handelsfammer einforderte, er erörterte in vertraulichen Briefen 
mit deren Präfidenten auch jeine perjönliche Stellung, die Frage 
jeines Nüdktrittes und vor allem die wichtigfte aller ihm am Herzen 
liegenden Angelegenheiten, die Hebung der überjeeilchen Schiffahrt 
und der direften ‘jmportation aus den Bezugsländern durd) 
Differenzialzölle. Differenzialzölle waren dem Zollverein bisher 
ganz fremd gemejen. Im ‚jahre 1844 famen fie zum erjtenmale 
durch den Bertrag mit Belgien im Verfehr mit diefem Yande zur 
Anwendung. Preußen und Belgien hatten fic) gegenjeitig Zoll- 
vergünftigungen gemwährleiftet, welche andere Yänder im Verkehre 
mit ihnen nicht genoſſen. Diejer Weg ließ fich auch anderen 
Staaten gegenüber einichlagen. ine weit größere Wirfung ver- 
ſprach fich Rönne aber davon, wenn Differenzialzölle nicht auf 
dem Wege von Handelsverträgen, jondern durch die eigene Gejeh- 
gebung des Zollvereins eingeführt würden. Es jollte Waren, 
welche auf Zollvereinsjchiffen oder auf dieſen gleichgeitellten Schiffen 
in die Häfen oder Vorhäfen des Zollvereind importiert wurden, 
ein Zollrabatt gewährt werden. Mit den Zollvereinsichiffen gleich— 
zuftellen wären nur die Schiffe ſolcher Yänder, die ihre Schiffe 
und die des Zollvereins zu gleichen Rechten zu behandeln bereit 
fein würden. Durch diefe Maßregel, welche England gegenüber 
freilich erit 1848, nach Ablauf des Schiffahrtsvertrages von 1841 
in Anwendung fommen fonnte, hoffte Rönne die Direften Im— 
portationen aus den überjeeilchen Bezugsländern zu fördern und 
dem Handel und der Schiffahrt der Heimat neue Antriebe zu 
geben. Der Zmilchenhandel der Hanjeaten mußte empfindlich ge- 
ichädigt werden, wenn die Kaufleute des Zollvereins ihren Bedarf 
nicht mehr durch Einkauf bei diefen dedten, jondern die Waren 
entweder auf eigenen Schiffen holten oder jelbft in den Urjprungs- 
ländern beitellten. Verſchiedene Detailbeftimmungen ſollten der 
weiteren Begünftigung des direkten Verkehrs unter Ausichluß der 
hanjeatiichen Bermittelung dienen. In den Genuß aller den Zoll: 
vereinsichiften vorbehaltenen Vergünftigungen fonnten die Hanjeaten 
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jofort treten und ihren früheren Figenhandel ungeftört beibehalten, 
jobald die deutiche Nordjeefüfte fi) der nationalen Zoll- und 
Handelsgemeinichaft anſchloß. In fait ganz Deutichland fanden 
dieje Gedanfen und Anregungen eine begeifterte Aufnahme. Auch 
in den Hanjeftädten und in den Ländern des Steuervereins trat 
man ihnen näher und zeigte Bereitwilligfeit, ſich mit dem Zoll- 
verein über ein von allen deutjichen Staaten gemeinjam zu be- 
befolgendes Syftem von Untericheidungszöllen zu beraten. Die 
Sache war jo populär, daß das preußiſche Miniiterium des Aus- 
wärtigen ihr aus dieſer Rückſicht Sympathien entgegentrug. Aber 
das ‚sinanzminifterium verharrte in ablehnender Haltung und 
ichlieglich jcheiterte das Projekt an dem Zwieipalt der preußifchen 
Behörden, obwohl die Grundjäge desjelben im Handelsrate gut 
geheißen waren, der König und der Prinz von Preußen für das- 
jelbe eintraten und in Erwartung jeiner Ausführung der Schiff- 
fahrtsvertrag mit England von 1841 zum Jahre 1848 gefündigt 
wurde. Es madt einen eigentümlichen Eindrud, wenn man 
die Behandlung nationaler Angelegenheiten ſich in einem unfrucht- 
baren und endlojen Kreislauf bewegen fieht, aus dem es feinen 
Ausweg gab. Die Verhandlungen endeten 1847 damit, daß das 
Mejentliche, die Differenzialzölle, fallen gelafjen wurde und eines 
der Mittel zu feiner Durchführung, der deutiche Schiffahrtsbund, 
allein nachblieb. Sogar das preußiſche Minifterium des Aus- 
wärtigen trat 1847 mit Vorjchlägen für einen deutichen Sciff- 
fahrts- und Handelsverein hervor, die aber von gemeinjamen 
Differenzialzöllen ganz abſahen, und fehrte damit zu den abge- 
thanen Gedanken der Bremer von 1841’) zurüd. Welch ein 
MWiderfinn, wenn Preußen jelbjt nun eine den ganzen deutichen 
Bund umfajjende Organijation neben dem Zollverein in Ausficht 
nahm! Auch Deiterreic) war nach dem Entwurf vom Sciffahrts- 
bunde nicht ausgeichlojjen. 

Rönne wollte gerade zur Klärung der Frage, wie weit 
Differenzialzölle wirflich dem Handel und der Schiffahrt zu gute 
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fommen würden und wie fie zwedmäßig einzurichten wären, ſach— 
verjtändige Kaufleute nad) Berlin berufen. Aber er fonnte weder 
Flottwells noch deſſen Nachfolgers Duesberg Zuftimmung dazu 
erlangen. Bejonders fühlbar wurde ihm das Bedürfnis nach 
einer Notabelnverjammlung aus faufmännifchen und induftriellen 
Kreifen, als die Kölner Handelsfammer im Januar 1846 in einer 
von 8. Camphauſen verfaßten Denkichrift anftatt der Differenzial- 
zölle die Gewährung von Prämien für den Bau großer Schiffe 
und für überjeeiiche Fahrten empfahl.) Rönne war enttäufcht, als 
die Nachener Handelsfammer ſich diefem Gutachten anjchloß.?) 
Danjemann hatte die dringende, wiederholte Bitte Rönnes?) um 
brieflihe Mitteilung feiner Anfichten über diefen Gegenftand, durd) 
Stranfheit behindert, längere Zeit unbeantwortet gelaſſen. Nun 
meldete er ihm im Frühling des jahres 1846, daß er zwar eine 
längere Grörterung diejes Themas in Angriff genommen, Die 
Arbeit aber nad) der Lektüre der Camphauſenſchen Schrift aufgegeben 
babe, da er mit diejen vortrefflichen Ausführungen übereinjtimme. 
Aber am Ende des Jahres fehrte er doch wieder ganz zu den 
Rönneſchen Gedanken zurüd. Er glaubte in dem belgiich-hollän- 
diſchen Handelsvertrage und in den Konzeffionen Hollands an 
Belgien nunmehr einen bündigen Beweis für den eminenten Nutzen 
der Differenzialzölle als Waffe gegen andere Staaten erbliden zu 
fönnen und in der bereits erwähnten Eingabe an den Finanz— 
minifter vom 10. Dezember 1846*) nahm die Aachener Handels- 
fammer ihr früheres Botum förmlich zurüd und ſprach fich mit 
Nachdruck für die Differenzialzölle aus. — 

Noch in einer anderen vollSmwirtichaftlichen Frage wußte Hanſe— 
mann fi, im Gegenjage zu dem Finanzminifterium, eines Sinnes 





!) Camphauſen, L) Dentichrift über die Beförderung der Schiffahrt des 
Bollvereind von der Handelslammer in Köln. 20. Januar 1846. (Gedrudt.) 

2) Jahresbericht der Handelskammer für Nahen und Burticheid pro 1845. 
Aachen den 26. Februar 1846. (Mikr.) 

3) Rönne an Hanjemann 26. Nov. 1845 und ein zweites Schreiben vom 
März 1846. — Hanjemann an Rönne 8. März; 1846. 

4,5. ©. 296. 
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mit dem Handelsamte: in der Beurteilung der ſchweren Geldfrife 
ihrer Urſachen und der zwedmäßigen Mittel zu ihrer Bejeitigung. 
Daß die Geldfrije mit der Spekulation in Eijenbahnaftien zufammen- 
hing und daß dieje wiederum durch ein nach Hanjemanns Anficht 
verfehrtes Verfahren der Regierung bei der Garantierung der 
Eijenbahnaftien herbeigeführt war, haben mir gejehen, ebenfo 
daß Hanjemann die gegen das Übermaß der Spekulation in An- 
wendung gebrachten Mittel für jchädlich hielt.) Es waren aber 
nicht nur die Kurſe der Eilenbahnaftien, jondern auch die der Staats— 
papiere gefunfen; es fehlte an Kredit; die Induſtrie war genötigt 
fich einzufchränfen und damit wuchs die Zahl der notleidenden, 
beichäftigungslojen Arbeiter. Diejer jchwere wirtichaftliche Not« 
itand, zu dem fich 1846 und 1847 noch Mikernten gejellten, hat 
ſehr wejentlich und in einem ‚bisher vielleicht noch viel zu wenig 
beachteten Maße dazu beigetragen, die allgemeine Unzufriedenheit 
bis zu ſolcher Spannung zu fteigern, daß fie in eine Revolution 
ausartete. Und die fomplizierten Urjachen des materiellen Not- 
itandes bei einem gegen frühere Zeiten jo außerordentlich ver- 
mehrten durchichnittlichen Wohlſtande der Nation fchien der abjolute 
Beamtenjtaat, eben weil er feine Fühlung mit den arbeitenden 
und ermwerbenden Freien der Bevölkerung hatte, nicht erfennen 
und darum auch nicht bejeitigen zu fönnen. Unter den mannig- 
fachen Wünſchen und Vorſchlägen zur Abhilfe trat jegt nach langer 
Pauſe das Verlangen nad Zettelbanfen aufs neue hervor. Eine 
Flut von Schriften über Geld- und Kreditweien, über Banfgrün- 
dungen und über eine Reform der föniglichen Bank überſchwemmte 
den Büchermarft wie die Kanzleien von Staats- und Kommunal: 
behörden. Überall ſprach fich das Verlangen» nad) Vermehrung 
des Kredit und der umlaufenden Taufchmittel aus. Seine Frage, 
daß Preußen in der Entwidelung feines Banfwejens erheblich 
hinter anderen Staaten zurüdgeblieben war und daß fidjere, große 
Kreditinftitute gerade in der Not diefer Jahre vortreffliche Dienfte 
hätten leiten fünnen. Der Unmwille über die Teilnahmlofigfeit 
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der Regierung und ihren Mangel an Beritändnis für die Lage 
des Geldmarftes war allgemein. Drang doch von den im Schoße 
der Regierung gepflogenen Beratungen nicht die geringite Kunde 
in die Öffentlichkeit. Dagegen wurden zahlreiche Geſuche um die 
Erlaubnis zur Gründung von Notenbanfen in Berlin und anderen 
großen Städten zu Anfang 1846 meijt ohne jede Motivierung ab- 
gelehnt. 

Wie dringend geboten Hanjemann die Gründung von Banken 
erichien, hatte er ſchon bei früherer Gelegenheit durch jein Ein- 
treten für fie gezeigt.) Wenn er jet nicht in der vorderften 
Reihe der Borfämpfer für diefe Sache ftand, jo erflärt fi) das 
hauptſächlich aus der Hoffnungslofigfeit, mit welcher er die ge- 
ſamte Wirtfchafts- und Finanzpolitif der Regierung betrachtete, 
und weil er daran verzweifelte, ihr gegenüber mit vernünftigen 
Torichlägen zu irgend einem Erfolge gelangen zu fönnen. Aber 
das Bedürfnis nad) einer Bank nahm aud im Rheinlande der: 
maßen zu, daß ein Mann von der Vergangenheit und dem An- 
ſehen Hanſemanns fich der in Fluß geratenen Banfbewegung nicht 
auf die Dauer entziehen fonnte. Joſeph Mendelsjohn in Berlin, 
ein im Finanzminifterium gut angejchriebener Bankier, der 1846 
jelbit eine Broſchüre zur Bankfrage veröffentlichte, forderte ihn in 
einem jchmeichelhaften Briefe zu gemeinfamem Vorgehen auf. 
Hanjemann erflärte fi) dazu bereit. „a, e8 gehört”, antwortete 
er am 17. März 1846, „Mut und auch viel Geduld und Be: 
barrlichfeit dazu, große öffentliche Angelegenheiten bei den Be- 
börden zu betreiben. Dieje haben gar fein Fundament weder zur 
Beurteilung noch zur Führung der neuern großen vollSwirtichaft- 
lichen Intereſſen; fie haben, wie Sie es Hinfichtlich des Banfwejens 
auc) jagen, jo gar feine Kenntnis von der Sache”. Deshalb wolle 
er fid nad den trüben Erfahrungen, welche er gemacht, in die 
Sache nur dann einlaſſen, wenn irgend welche Ausficht auf Erfolg 
vorhanden ſei. Um ſich darüber zu vergewifjern, wandte er fic) 
am 27. März zuvörderit an den Flügeladjutanten des Königs, 


) S. ©. 86 fi. 
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306 V. Kapitel. 


den Dberft von Willifen, mit einem Schreiben, das einige 
icharfe Bemerfungen über die Büreaufratie enthielt!) und darauf 
berechnet war, dem Könige vorgelejen zn werden, und bat ihn, 
fi) darüber zu äußern, ob es möglic oder wahrſcheinlich sei, 
„dab ungeachtet der entgegengelegten Anfichten des Herrn Rother) 
und des jo einflußreichen Herrn von Blodelichwingh) ein guter 
Vorſchlag zur Errichtung von Privatbanfen, welche Banknoten aus- 
geben dürfen, dur Zuftimmung St. Maj. des Königs zur Ber: 
wirklichung käme?“ Ehe aber noch hierauf eine Antwort eintraf, 
gewann die ganze Angelegenheit eine andere Geitalt durch die 
Kabinettsordre vom 11. April 1846, welche einen neuen Abjchnitt 
in der Gejchichte der preußiſchen Bankpolitif einleitete und welche 
zeigte, daß die Regierung der wichtigen Banffrage doch große Auf- 
merfiamfeit gewidmet hatte. 

Die Anforderungen an die Königliche Banf waren jeit der 
Einftellung der Notenausgabe i. %. 1836 in jtetem Wachen ge- 
wejen. Blieb die durdhichnittliche Geldanlage im Wechſel- und 
Yombardverfehr der Banf 1834 unter 6 und die hödjite unter 8 
Mill. Thlr., jo war die erftere 1844 auf über 18 und die andere 
auf über 23 Mill. Thlr. geftiegen,?) und die Banf fonnte diejen 


1) „Der eigentlihe Grund .. . liegt darin, da unſere höhern Beamten teine 
Gelegenheit gehabt haben, das savoir faire in den auf Handel und Gewerbe 
fich beziehenden Mahregeln zu erlangen. So wie die Dinge ſich verhalten, iſt 
auch wenig Hoffnung, dab ſelbſt die befien und ausführbarjten Vorſchläge zu 
verwirklichen find, denn in der Regel werden fie an der Unfunde der höheren 
Beamtenwelt oder an ihrer Abneigung gegen foldhe Borjchläge, die nicht von 
zunftmäßigen; Beamten fondern von Kaufleuten ausgehen, fcheitern, und zivar 
troß des beten Willend des Königs... Deshalb habe ih auch wenig Luft 
mehr, vorerjt mich für die Ausführung guter Maßregeln ... jehr zu bemühen. 
Indefjen werde id von beadhtenswerter Seite gebeten, die Errichtung des Bant- 
weſens ernjthaft zu betreiben, da die Geldverhältnifje immer drüdender würden 
und man von mir foldye Vorſchläge erwarten fünne, die dem Staatsintereſſe 
wie dem des Bublitums genügen. Wäre irgend eine Ausficht vorhanden, daß 
mein Eingehen in dieſes Erjuchen Erfolg habe und ich nicht abermals die Er- 
fahrung des Drefchens leeren Strohes made, jo würde ich wohl der Arbeit mich 
unterziehen.“ 

2) Poſchinger Bankweſen und Bankpofitif in Preußen I, 226ff. 
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Anſprüchen faum gerecht werden. Der Chef der Banf, Staats» 
minijter Rother, hielt die Ausgabe von 10 Millionen Thlr. Banf- 
noten zwar für unbedingt erforderlich, wollte aber im übrigen an 
der Organifation der Banf nichts geändert wiſſen. Por allem 
fträubte er fi) gegen den Gedanken, ihr Grundfapital durd) 
Privatmittel zu vermehren und Privatleuten einen Einfluß auf ihre 
Verwaltung zu geftatten. Der Finanzminifter Flottwell dagegen 
wollte fie in eine privilegierte Aftienbanf ummandeln, da er die 
Vergrößerung ihres Stammfapitald aus Staatsmitteln für bedenf- 
lich hielt. - Die Frage gelangte im Dezember 1845 im Handels» 
rate zur Grörterung, wo Rönne, der überhaupt für Privatbanfen 
eingetreten war und auch über dieſe Frage vergeblich eine Enquete 
unter den Sacverftändigen verlangte, den Finanzminiſter energiich 
unterftügte. Da der ‚Yuftizminifter von Uhden geltend machte, 
dat die Depofiten der Gerichts: und Vormundichaftsbehörden jomie 
der milden Stiftungen niemals einer reinen Privatbanf anvertraut 
. werden dürften, jo entichied fich die Majorität trog Rothers Wider- 
ipruch für ein gemijchtes Syitem, für die Zuziehung von Privat: 
fapital und Privatperjonen, denen ein weſentlicher Einfluß 
auf die PBermaltung der Banf einzuräumen jei.!) Durch Die 
Kabinettsordre vom 11. April wurde demgemäß die Ummandlung 
der Staatsbank in ein halb jtaatliches, halb privates nititut an- 
geordnet. Dasjelbe hat als „Preußiiche Bank“ am 5. Dftober 
1846 jein Grundgejet erhalten. Durch eine zweite Kabinettsordre 
vom jelben Datum wurde aber auch verfügt, daß von nun ab die 
Errichtung von Privatbanten in den Provinzen „durch Gejell- 
ſchaften mit vereinigten Fonds bei folidarifcher Verhaftung aller 
Teilnehmer“ geftattet werden jolle. 

So erfreulich der Entichluß der Regierung, zu einer liberaleren 
Bantpolitif überzugehen und dem aufs höchite gefteigerten Bedürfnis 
nad) Vermehrung der Zirkulationsmittel Rechnung zu tragen, jein 
mochte, — der Geldfrife war damit zunächft wenig geholfen. Die 
Ausführung der KabinettSordre vom 11. April 1846 blieb in den 





I) Boidhinger a. a. O. 
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Händen Rothers, der nach wie vor ein abgejagter Gegner aller 
privaten Banfunternehmungen war. Hanjemann hatte fich früher 
mit großem Nachdruck gegen ein zentrales Banfinjtitut von dem 
gemischten Charakter, der jegt für die Preußiſche Bank in Ausficht 
genommen wurde, ausgeiprochen.') Prinzipiell dachte er aud) jetzt 
nicht anders. Immerhin verſprach die verheißene Reform gegen: 
über der Thatiache, daß die bisherige reine Staatsbanf an Der 
Grenze ihrer Leiftungsfäbigfeit angelangt war, eine Befjerung der 
Verhältnifie herbeizuführen. Auch die Klaufel, daß Privatbanfen 
nur von Gejellichaften mit vereinigten Fonds bei jolidariicher 
Verhaftung aller Teilnehmer gegründet werden jollten, fand Hanie- 
mann jehr unglüdlich,?) da dieje Bedingung nicht nur ungewöhn- 
lich jei, jondern jogar abichredend wirken fünne. Trotzdem glaubte 
er die Gründung einer Provinzialzettelbanf für das Rheinland 
auch auf diefer Grundlage verjuchen zu müjjen, um der Regierung 
die Dringlichfeit des Bebürfniffes zu beweiſen. Gr hoffte dann 
durd; Verhandlungen eine Mopififation der aufgeitellten Bedin- . 
gungen erhalten zu fünnen. Deswegen jeßte er ſich jofort mit 
den einflußreichiten Kapitalijten der Nheinprovinz in Verbindung, 
veranitaltete zum 4. Mai 1846 eine Konferenz in Düfleldorf, ?) 
1) S. ©. 9. 

2) Diefes Urteil jcheint allerdings im Widerſpruch mit Hanſemanns Dent- 
ichrift über Zettelbanten von 1829 zu ftehen, wo er als geeignet zur Ausgabe 
von Banfnoten „Sandelövereine ſolidariſch verpflichteter Teilhaber und 
Aktiengeſellſchaften“ bezeichnete. (S. oben ©. 98.) Zu beachten ift in: 
dejien, dak die Königliche Verordnung Altiengejellihaften eben nicht erwähnt 
und von Privatbanfen im Allgemeinen handelt, unter denen das Publikum 
freili nur Notenbanken verjtand. 

3) Einladungsichreiben vom 80. April 1846 an v. Diergardt in Bierjen, 
von Berterath in Krefeld, Baum in Düffeldorf, von der Heydt und Heder in 
Elberfeld. In dem Schreiben an den letzteren ſprach ſich Hanfemann darüber 
aus, dab die Zettelbankfrage durch die Kabinetisordre vom 11. April nur un— 
genügend gelöft jei, da aber trotzdem Bantgejellidhaften zufammentreten müßten. 
Einen Bertreter Kölns hatte Hanfemann nicht eingeladen. In Bezug auf Köln 
beißt e8 in dem erwähnten Briefe an Heder: „Die Städte, welche mit ihrer 
Wichtigkeit auf Köln folgen, aljo Aachen, Elberfeld, Barmen, Krefeld und 
Düſſeldorf, haben bei allen höheren Handeläfragen, alfo vorzüglich bei Errichtung 
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ſuchte durch Die Handelsfammer bei Rother um die Zu— 
fiherung nach, daß in Aachen ein Comptoir der Königlichen Bank 
errichtet werde, und bat ihn um Erteilung von Auskünften hin- 
fihtlich der Beteiligung von Privatperjonen bei der Königlichen 
Bank und bei der Errichtung von Privatbanfen. Sehr bald wurde 
indejjen offenbar, daß es mit der Konzeffionierung von Privat: 
zettelbanfen noch gute Weile habe. Zwar veröffentlichte Rother 
vom 20. Juli die von ihm ausgearbeiteten Beitimmungen über 
die Beteiligung von Privatperjonen bei der Königlichen Bank, 
binfichtli) der Privatbanfen verlautete aber nichts. Da juchte 
der Präſident der Düfjeldorfer Handelsfammer Baum den Staats- 
minifter Rother während des Sommers perjönlich in Berlin auf, 
um von ihm irgend etwas Sicheres zu erfahren. Er glaubte den 
Iparjamen Mitteilungen des mwortfargen und verdrießlichen alten 
Herrn nicht mehr entnehmen zu können, als daß er die Bildung 
von Privatbanfen freilich nicht verhindern fünne, ihnen aber die 
Genehmigung zur Ausgabe von Noten nicht gewähren wolle.) 
Und doch hatte das Rublifum unter den PBrivatbanfen, deren Grün- 
dung laut allerhöchſter Willensmeinung erlaubt jein jollte, nur 
Zettelbanfen veritanden. Kin Verbot der Notenausgabe fam aber, 
wie Baum ſich Hanfemann gegenüber äußerte, dem der Privat- 


von Privatzettelbanten, darauf zu fehen, daß fie nicht durch Vergrößerung der 
kölniſchen Suprematie in ihrem Emporblühen gehindert werden.“ 

!) Baum an Hanfemann 3. Auguft 1846: „... . Wie ed mit dem Banl: 
wejen fieht, willen wir num zur Genüge. Hauptſächlich um Auskunft über die 
Zuläffigkeit, Ausdehnung der Rechte und Nusführbarteit von Privatbanten zu 
erhalten, habe ich auf meiner Rüdreife in Berlin den Minifter Rother beſucht, 
aber (obwohl ich mic, vorforgli erkundigt hatte, ob er bei guter Laune jei, 
weil oft das Gegenteil der Fall fein foll, und ich gehört hatte, da& er morgens 
ihon gelähelt habe) nur kurze, wenig auftlärende Nachrichten erhalten. Der 
Miniiter berief fi darauf, daß man erjt fein (nun erfchienenes) Bantprojeft ab» 
warten folle, und, wenn das nicht gefiele, könne man jo viel PBrivatbanten 
gründen, als man wolle. Amerikaniſche Banten könne man aber nicht brauchen, 
und es fhien mir aus feinen Äußerungen bervorzugeben, daß er den Privat: 
banken weder die Solidarverbindlichfeit der Teilnehmer erlafjen noch die Emifjion 
von Banknoten geftatten werde, was nichts anderes als ein Verbot von Privat: 
banlen ijt.” 
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banfen überhaupt gleich. m der That ijt denn in Preußen aud 
bis zu der Revolution des Jahres 1848, jo lange Rother das 
preußiiche Bankweſen leitete, feine Banfgründung zuftande gefommen. 
Auch Hanfemann mußte die Sache zunächſt ruhen laſſen. Erft 
auf dem Vereinigten Landtage 1847 fam fie wieder zur Sprache. 


Wie ftarf und ftetig die Macht der öffentlichen Meinung in 
Preußen anwuchs, zeigen die Verhandlungen der Brovinzialland- 
tage und das gejteigerte Intereſſe des Publifums an diejen Ber- 
jammlungen, die ihrer Verfaſſung und Zujammenjegung nad 
doch am allerwenigjten geeignet zu jein jchienen, liberale An- 
Ichauungen zu vertreten und zum Organe der allgemeinen Dppo- 
fitton zu werden. Daß die Mehrzahl der Ständemitglieder 
den politifchen Wünfchen der Gebildeten doc; Ausdruck gab, 
daß auch die Vertreter des eriten und zweiten Standes, 
der Fürften und der Ritterjchaft, überwiegend die Anfichten und 
Wünſche des dritten und vierten Standes, der Städte und der 
Landgemeinden, teilten und nur aus Dpportunitätsgründen oder 
aus Ehrfurdht vor der Krone den allzulauten Ausbruch der Un- 
zufriedenheit verhinderten oder dem allzu ftürmijchen Verlangen 
nach freieren Staatsformen entgegentraten, — das alles bemeift, 
wie tief die Bewegung ging, wie fie feineswegs nur an der Dber- 
fläche einer wechjelnden Tagesmeinung einhertrieb. Die Zahl der. 
jenigen Ständemitglieder, welche prinzipiell die Berechtigung der 
Bewegung leugneten und alles beim alten lajjen wollten, war 
eine jehr geringe. Nur bei den brandenburgiichen und pommer- 
jchen Ständen überwog eine Ffonjervative Majorität. Die Ber- 
jammlungen der Provinzialftände von 1841 waren im ganzen noch 
zahm und jchüchtern geweſen; deutlicher gelangte jchon 1843 Die 
allgemeine Stimmung in ihnen zum Ausdrud; 1845 verjammelten 
fie fich bereit in dem Gefühle, eine Macht zu jein, in dem Be- 
mwußtjein, die Aufmerfjamfeit des ganzen deutjchen, nicht nur des 
preußilchen Volkes zu erregen, und mit dem Entſchluß, rückſichtslos 
und vernehmlicher als bisher ihre Forderungen an die Krone 
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zu bringen. Die provinziellen Angelegenheiten traten ganz 
zurüd hinter die allgemeinen und Die gleichzeitige, von dem 
gleichen Geifte getragene Erörterung der politiichen Tages— 
fragen in den verjchiedenen Landtagen bewies, daß die Ver— 
hältniſſe ſelbſt unmiderftehlich auf den Zufammenjchluß der Land— 
tage zu einer Bolfsvertretung hindrängten. Mochte der angeblid) 
altitändiiche Charakter der Yandtage von oben her noch jo jehr 
betont werden, — jeitdem die Nation in ihnen ihre Meinungen 
und Wünjche zu Worte fommen jah, betrachtete fie diejelben doch 
als ihre, wenn auch unvollkommene Repräjentation, und die Minijter 
jelbit mußten zugeben, daß es leichter jein werde mit einem Reichs— 
tage als mit acht von gleichem Geifte bejeelten Landtagen zu ver- 
handeln. Die neuen Kommunifationsmittel erleichterten überdies 
den Verfehr der Abgeordneten der verichiedenen Provinzen; jie traten 
in Verbindung miteinander, verabredeten gleichartiges Vorgehen, 
gemeinfame Taktik. Die freifinnigen Reden, die in den Stände- 
bäufern gehalten wurden, hallten von einem Ende der Monarchie 
zum andern hinüber, und obwohl die volle Deffentlichfeit der Ver: 
bandlungen noch immer verboten war und die Namen der Redner 
in den preußiichen Zeitungsberichten nicht genannt werben durften, 
jo erfuhr das deutiche Volf doch binnen furzem nicht nur die 
Namen der hervorragenden Redner jondern auch den Wortlaut 
aller wichtigen, Auflehen erregenden Reden, denn die Augsburger 
Allgemeine Zeitung, Weils Konftitutionelle Jahrbücher und andere 
nichtpreußiiche Prekorgane nahmen die ihnen bereitwillig zugeitellten 
Mitteilungen der beteiligten Abgeordneten mit Freuden auf und 
ergänzten die Auslaffungen oder Verftümmelungen, welche die parla- 
mentarifchen Berichte in Preußen fic gefallen laſſen mußten. Und 
es war doc) ein großer Gewinn, daß das Intereſſe der Zeitungs» 
lefer an den parlamentarifchen Debatten der Engländer, Franzojen 
und Belgier durch das an den preußiichen abgelöjt zu werben 
begann. 

Mit dem achten rheinijchen Yandtage von 1845 begann aud) 
Hanjemann jeine parlamentarijche Laufbahn. Noch immer war er 
nur jtellvertretender Abgeordneter für Aachen. Aber Dr. Monheim 
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führte jet die jchon früher gehegte Abficht, fi von Hanjemann 
vertreten zu lafjen, wirflih aus. Am 13. Januar 1845 erhielt 
Hanfemann von dem Dberpräfidenten von Schaper als Landtags- 
fommijjaren die Einladung zur Teilnahme an dem biejesmal nadı 
Koblenz ausgejchriebenen Provinziallandtage. War er durch jeine 
ganze Vergangenheit bereits zu einer umfaflenden und jehr gründ- 
lichen Kenntnis aller öffentlichen Angelegenheiten gelangt, jo be- 
reitete er fich auf vielen Landtag noch bejonders durd Lektüre und 
Studien vor. Ein Verzeichnis jeiner nach Koblenz mitgenommenen 
Bücher weiſt 121 Nummern auf und enthält neben mehreren 
encyklopädiſchen Werfen und Gejegjammlungen eine ftattliche Reibe 
zeitgenöffifcher politicher und nationalöfonomifcher Broſchüren. Die 
Zeit bis zur Eröffnung der Verfammlung am 9. Februar benutzt 
er, um verjchiedene Anträge vorzubereiten. Mehrere von Aachener 
und Burticheider Bewohnern ihm für den Yandtag mitgegebene 
Betitionen arbeitete er gleichfall® zu eigenen nitiativanträgen um 
oder unterftügte mit ihnen die Anträge anderer Abgeordneten. 
Hanjemanns Anträge, zum Teil von ausführlichen Motiven begleitet. 
umfaßten faft alle die Offentlichfeit damals bewegenden politischen 
Fragen. Sie bezogen fi auf das Wahlrecht für die Provinzial: 
jtände und die Veröffentlichung ihrer Verhandlungen, die Konfeifion 
der Kinder aus gemifchten Ehen, Yudenemanzipation, Steuerreform, 
Beratung der Zollvereinsgejege durch Delegierte der deutichen Land— 
tage, auch der preußiſchen Provinzialftände, Einberufung der 1815 
verheißenen Neichsftände, Preßfreiheit und Unabhängigkeit der 
Suftiz. Erinnert man ſich des Umiftandes, daß die Provinzial: 
itände in erjter Yinie die Aufgabe hatten, von der Regierung vor: 
gelegte Fragen und Gejegentwürfe zu begutachten, und daß ihmen 
erit in zweiter Yinie nebenher das Recht eingeräumt war, eigene 
Anträge in Form von Petitionen an die Krone zu bringen, jo iſt 
erfichtlich, daß diejes Verhältnis fich thatjächlich bereits umgefehrt 
hatte. Denn die Vorlagen der Regierung waren unbedeutend an 
Zahl und Inhalt. Die Direftive hatte die Negierung ſchon längſt 
verloren. Um fo lächerlicher erjchien und um jo aufreizender wirfte 
das Mißverhältnis zwilchen der Bedeutſamkeit einer Tagung, in 
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welcher Gegenftände von jolcher Tragweite verhandelt wurden, und 
der Gejchäftsordnung, auf welche die Abgeordneten ſelbſt feinen 
Einfluß hatten und die fie teil$ wie unverftändige Finder, teils 
wie unzuverläffige Subjefte behandelte. Das Bewußtſein politischer 
Miündigfeit, welches Hanjemann in den dreißiger Jahren jo jehr 
vermißt hatte, war aber jekt in vollem Maße vorhanden, 
und mit ganz anderem Gelbftgefühle als vorher verlangten die 
Abgeordneten nicht nur eine Erweiterung ihrer Rechte, jondern 
fie wachten auch eiferfüchtig über denen, welche fie bejaßen. 
Die Regierung nahm indeſſen unflugerweile auf die durch mehrere 
Akte polizeilicher und abminiftrativer Willtür empfindlich gereizte 
Stimmung der Stände wenig Rüdfiht und verurſachte dadurd) 
jehr unbequeme Debatten, in denen fie nicht nur in den Augen 
des Publikums jondern thatlächlich den fürzeren 309. 

Eine ſolche Debatte leitete auch die Yandtagsverhandlungen 
ein und verjchärfte nicht wenig die Tonart der DOppofition. Der 
Kaufmann Bruft, Abgeordneter für Boppard, derjelbe, welcher 1842 
in den Vereinigten Ausichüffen auf die Notwendigkeit der Reichsftände 
bingemieien hatte, ein allgemein geachteter, rechtlich denfender Mann, 
war bei dem rheiniſchen Dberappellationsgericht als Gemohnheits- 
wucherer denunziert worden und die Negierung benußte dieſe Ge— 
legenheit, ihn wegen bejcholtenen Rufes von der Teilnahme am Land— 
tage auszujchliegen. Bruft wandte fich jofort an Hanjemann, der fid) 
‘jeiner fräftig annahm und es nach langen Verhandlungen erreichte, 
daß der Landtag fid) über das Verfahren des Minijter8 beim 
Könige beichwerte. Diejer entichied zwar, daß die Ausſchließung 
Bruſts geſetzlich zuläffig geweſen jei, ftellte aber für die Zukunft 
eine jtändiiche Mitwirkung in ſolchen Fällen in Ausſicht. Faſt 
noch größere Entrüftung als die Ausichließung Brufts vom Land— 
tage erregte aber der Umjtand, daß die gerichtliche Unterjuchung 
abfichtlid) bis nad) dem Erjcheinen des Landtagsabichiedes, der den 
erwähnten föniglichen Bejcheid wiederholte, hingezogen wurde. 
Etwa ein halbes ‚jahr darauf erfolgte Brufts Freifprechung. jeder: 
mann bielt jih nun für überzeugt, daß das ganze Berfahren 
nur eine Chifane gegen den liberalen Abgeordneten hatte jein jollen. 
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Unter den vielen im rheinischen Yandtage vereinigten tüchtigen 
Kräften traten jofort drei als die bedeutendften hervor. Es waren 
Gamphaufen, von Bederath und Hanjemann, die in voller Ein- 
mütigfeit, von demijelben Eifer und demjelben PBatriotismus bejeelt, 
miteinander wirkten. Schon aus der Gejchichte der Rheinijchen 
Eifenbahngejellichaft haben wir Camphauſen als einen der ange- 
jehenften Handelsherren der Nheinlande fennen gelernt. Mittler- 
weile hatte er fi dur die Gründung der Dampfichlepperei- 
geiellichaft ein neues großes Verdienſt um Köln und die Rhein— 
lande erworben. Sein Name war in noch weitere Kreije gedrungen 
und auch als Bolitifer trat er mehr und mehr hervor. Hanjemann 
und Camphauſen hatten ſich als Gefinnungsgenofjen längft kennen 
und ſchätzen gelernt, jo oft fie fich auch als Gejchäftsmänner und 
Leiter großer Unternehmungen gegenüberftanden. Zu einem 
mwärmeren perjönlichen Verhältnis waren fie freilich nie gelangt. — 
Sehr freundichaftliche Beziehungen haben dagegen Hanjemann und 
Bederath jeit dieſem Landtage troß der großen Berfchiedenheit ihrer 
Naturen verfnüpft. Hermann von Bederath, geboren 1801 als Sohn 
eines mennonitijchen Seidenbandmwebers in Krefeld, hatte fi) aus 
fleinen Berhältniffen zu beträchtlihem Wohlitande emporgearbeitet 
und 1838 ein eigenes Bankgeſchäft in Krefeld gegründet. Früh 
in fommunalen Angelegenheiten thätig, erwarb er fi) große Ber- 
dienfte um feine Vaterſtadt und durch fie das Pertrauen feiner 
Mitbürger, die ihn 1843 zum erjtenmal als ihren Vertreter in den 
Landtag entjandten. Troß einer jehr fümmerlichen Schulbildung und 
obgleich er jeit feinem vierzehnten Lebensjahre im faufmännifchen Be- 
rufe thätig war, wußte er fich Doch eine vortreffliche allgemeine Bildung 
anzueignen. SKünftlerijche, poetilche und philojophiiche Neigungen 
ftritten in ihm um den Vorrang mit politiichen und gejchäftlichen. 
Seine Natur war idealiftiich, tief religiös geftimmt; etwas weiches, 
empfindjames war ihm eigen, an dem fräftigere Gemüther Teicht 
Anftoß nahmen. Nichtsdeftoweniger bewährte er fich überall als 
praftijcher und fundiger Geſchäftsmann und vertrat als Politiker 
mit größter Entjchiedenheit die Ideale des gemäßigten Liberalismus, 
die er in der Debatte mit fchwungvollen, begeifterten, wenn aud) 
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nicht immer jehr fräftigen Reden zu verteidigen wußte. Dieje 
Eigenjchaften machten ihn dem Nealiften Hanſemann lieb und 
wert. Bederath wiederum empfing, als er Hanjemann 1845 auf 
dem Yandtage näher trat, von deſſen fräftigem, auf unmittelbares 
Handeln gerichtetem Wejen, von jeiner Arbeitsfraft, jeinem Fleiß 
und jeiner erjtaunlichen Kenntnis aller praftiichen Verhältniije einen 
außerordentlichen Eindrud. Er hat diejer eriten Zeit ihrer gemein- 
jamen politiihen Thätigfeit jpäter mit befonderer Genugthuung 
und Freude gedacht. 

Diejer von jo bedeutenden Männern geführten, gejchlojienen 
liberalen Partei jtand auf dem rheinifchen Landtage nur eine fleine, 
teils reaftionäre, teil Herifal und rheinijch-partifulariftiich gefinnte 
Minorität gegenüber, deren Kern die Vertreter der jogenannten „ritter- 
bürtigen Autonomen“ bildeten. Meift Angehörige der alten reich$- 
ritterjchaftlichen Yamilien, hatten die Autonomen 1836 unter dem 
Proteft des ganzen rheinischen Bürgerftandes das Necht freier 
(autonomijcher) Verfügung über den Nachlaß erhalten und bildeten. 
nun eine bejondere jtolze Adelsgenofjenichaft von feudalen Grund— 
jägen inmitten einer völlig modern gefinnten Umgebung. Ihre 
Hauptredner waren der Yuftizrat von Bianco und der Freiherr 
von Loë. Die fürftlichen Mitglieder des Landtages hielten fich 
dagegen faft durchweg in der Richtung eines gemäßigten fonititutio- 
nellen Fortſchritts. 

Hanjemann hatte drei jeiner früheren politiihen Denkſchriften, 
die an den König gerichtete von 1830, den Bericht über Die 
gewerblichen Berhältniffe von Aachen und Burtjcheid im Jahre 
1843!) und die Denfichrift über den Handelsvertrag mit Belgien?) 
für die Abgeordneten und einige hohe Beamte druden laſſen. Er 
verteilte fie zu Beginn der Verhandlungen. Bejonders die bereit3 vor 
fünfzehn Fahren geichriebene Abhandlung, welche den alten König 
jo eindringlich von der Notwendigkeit einer Nepräjentativverfajlung 
und der Beichränfung der Beamtenallmacjt zu überzeugen juchte, 
mußte großen Eindrud machen. Eine nicht minder beredte, fräftige 


1) ©. ©. 286. 
9) ©. ©. 298. 
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und doc maßvolle Sprache führten die Motive zu einigen Anz 
trägen Hanjemanns, wie 3. B. die Begründung der fühnen Forderung 
eines Zollparlaments für den ganzen Zollverein. 

Die eriten Wochen der Landtagsjeifion boten außer der Ver— 
lefung der Aufjehen erregenden Anträge, die dann jofort unter die 
Ausſchüſſe verteilt wurden, wenig Verhandlungen von größerem 
Intereſſe. Erſt als die Anträge aus den Ausſchüſſen an die 
Plenarverfammlung zurüdfehrten, fam es zu großen Redeichlachten, 
deren Verlauf ganz Deutjchland mit Spannung folgte, wenn es 
auch geraume Zeit dauerte, bis die unvollftändigen offiziellen 
Zeitungsberichte angefertigt, von den Auffichtsinftanzen geprüft 
und endlich in den Drud gegeben wurden. Mit ganz bejonderen 
Erwartungen jah man natürlich überall den Hauptverhandlungen 
über die Einberufung der Reichsftände entgegen, die alle Yandtage 
bis auf den brandenburgijchen bejichäftigten. Die Spannung 
wurde dadurch erhöht, daß auch in den höfiichen und politiichen 
Kreifen Berlins gerade jeit der Yahreswende 1844/45 die Ver— 
faffungsfrage den Gegenjtand Lebhafter Erörterungen bildete.') 
Man mußte, daß der König einen Plan für die Einberufung der 
Reichsjtände jelbjt ausgearbeitet hatte, dem jein Bruder, der Prinz 
von Preußen, lebhaft widerſprach. Auch die Minifter waren mit 
der Art, wie der König jeine Gedanken verwirklichen wollte, nicht 
einverjtanden und auf ihren Widerftand führte man es zurüd, dat 
die ganz bejtimmt erwartete Ankündigung der königlichen Abfichten 
in den Yandtagspropofitionen unterlajjien worden war. Aber man 
glaubte zu willen — und hatte darin auch vollfommen recht — 
daß der König feft auf jeinem Vorhaben beitand und nur den 
Entſchluß nicht finden fonnte, ſich durch öffentliche Belanntgebung 
jeiner Abfichten unwiderruflich zu binden. Die Berfaflungsfrage 
war eine gemeinfame Angelegenheit aller Provinzen geworden. 

Daß die Anträge auf Einberufung der Reichsitände in feinem 
Yandtage die erforderliche Zweidrittelmajorität erhielten, um dent 
Könige als Petitionen vorgelegt zu werden, lag nicht an den ab: 


!) Varnhagen von Enſe, Tagebücher Bd. III. 
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meichenden Grundjägen der wirklichen Majorität, jondern zumeift 
an den taftiichen Bedenfen vieler Abgeordneten, welche die Gefühle 
des Königs ſchonen und ihn nicht drängen wollten. 

Im rheiniichen Yandtage fand die PVerfajjungsberatung am 
10. März jtatt. Der Antrag auf Einführung der Reichsftände trug 
Camphauſens Namen, da er ihn zuerft eingebracht hatte. Die 
Majorität des Verfaffungsausichufjes, vertreten durch den Referenten 
von Bianco, beantragte „wegen Bollziehung der Verordnung vom 
22. Mai 1815 ... für jest feine Bitte an Se. Majeſtät den 
König zu richten“; im Namen der Minorität trat dagegen der 
Korreferent von Bederath dafür ein, in einer Adreſſe an den 
König die ehrfurchtsvolle Überzeugung auszujprechen, daß die Aus- 
führung der Verordnung vom 22, Mai 1815 ein dringendes Be- 
dürfnis der Gegenwart jei, und zu bitten, daß der König die 
Darlegung der Verhälmiſſe „in Allerhöchite Erwägung ziehen möge". 
In der langen, zum Teil mit großem rebneriihen Geſchick ge- 
führten Debatte famen alle Gefichtspunfte zur Sprache, unter denen 
fich die preußiiche Verfaflungsfrage betrachten ließ. Als grund- 
jäglichen Gegner jeder reichsftändiichen Verfaflung und Anhänger 
eines feudalitändiichen Provinzialſyſtems gab fich nur ein Mitglied 
der Nitterjchaft, der Freiherr Mar von Loë, zu erfennen. Alle 
anderen Redner behandelten den Antrag vom Gefichtspunft der 
Bedürfnisfrage aus; fie disfutierten über den Unterjchied von Volfs: 
repräjentation und jtändifcher Vertretung, erörterten die Nechts- 
frage und die Dpportunität; auch die Befürchtung, dab die rheini: 
ichen Recdtsinjtitutionen durch die Beſchlüſſe einer reichsftändifchen 
Verjammlung gefährdet werden fönnten, wurde geäußert und 
widerlegt. Als legter Nedner trat Hanjemann auf. Die Vorredner 
hatten mwohlvorbereitet geſprochen und das Thema gründlich. er- 
ichöpft. Eine funftoolle Rhetorik, wie ſie Samphaujen und Bederatb 
zu Gebote jtand, war Haniemanns Sache nicht. Seine Stärfe lag 
in der Fülle jachlicher Momente, die er vortrug, und in dem 
Neichtum praftiicher Kenntniffe, den feine Ausführungen verrieten. 
Tiejesmal aber erhob er fich zu einer glänzenden Improviſation, 
wie feine Rede in allen Berichten genannt wurde; er zog das Fazit 
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aus dem Für und Wider der bisherigen Verhandlung und erzielte 
einen außerordentlichen rednerijchen Erfolg. Er konſtatiert zunächſt, 
daß nur ein Redner gegen Reichsitände überhaupt geweſen ſei; die 
Bedürfnisfrage jei mit überwältigender Mehrheit bejaht. Dann fragt 
er: „Worin trennen wir uns nun? — in der Verfahrungsmeije!“ 
Diejenigen, welche ſich gegen eine Petition an den König er- 
flären, fämpfen mit eigentümlichen Waffen. Sie berufen fich auf 
ein Gefühl. „Meine Herren! Wir behandeln hier eine politiiche 
Angelegenheit; das Gefühl, das Gemüt muß uns erheben zur 
Vaterlandsliebe, aber der Verftand muß uns leiten in dem, was 
wir thun; jo handelt der politiiche Mann und politiiche Männer 
jind wir, die wir hier beifammen find; wir find es gerade heute, 
wo e8 fi) um die höchſte politifche Frage des Staates handelt.“ 
Seinen Gegnern, welche aus Rückſicht auf den Wunjch des Königs, 
nicht gedrängt zu werden, gegen die Adrejje ftimmen wollen, ruft er 
zu: „Gerade, weil ich den König liebe, weil ich ihn ehre, muß ich 
meine Pflicht gegen ihn thun, auch wenn jie mir hart iſt. Das ift 
die bequeme Erfüllung der Pflicht, wenn man von Vertrauen und 
Pietät jpricht und nicht den Mut hat, dem Könige zu jagen, was 
dem Throne, was dem Staate dient, wenn man den Beruf, wenn 
man die Pflicht dazu hat, es zu jagen, — und in diefem Falle 
befinden mir uns hier.“ Er widerlegt die Befürchtung, daß eine 
ehrerbietige Adreſſe unjchiclich fein oder der Sache jchaden könne. 
Der erhabene Wille des Königs jei es ja, „die ſtändiſche Ver— 
faſſung weiter auszubilden“. Ein Vorredner hatte angedeutet, die 
Verwirflihung des königlichen Willens jtoße auf Hindernifie, deren 
Ergründung den Abgeordneten nicht zuftehe. Hanjemann ift von 
einem jo übertriebenen Zartgefühl weit entfernt. Entichlojien dedt 
er den Schleier auf und nennt die Hindernifje beim richtigen Namen. 
Sie zu fennen, dazu gehöre, jagt er, wenig Verjtand und wenig 
Beobachtung der politischen Verhältnifie. 

„Ein Haupthindernis ift der ſchwere Alp im Dften, der auf unfer teures 
Vaterland erniedrigend gedrüdt bat. ch vermag ſchwer meine Rührung 
zurüdzubalten, wenn id an die Zeit zurüddente, wo ruffiihe Agenten und 
ruffiihe Spione unfer ſchönes Deutihland durchwanderten und eine treue und 
edle Nation bei ihren Fürften anſchwärzten, wo fie das Mihtrauen fäeten, 
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wo fie veranlaßten, daß die Zeit des Fortichrittö unterbrochen wurde durch eine 
bedauerlihe Reaktion. Ja, Rußland bat eine feine Politik, eine feſte, eine 
weitihauende; Rußland weiß, dab Deutfchlands Erhebung auf ewig ein Ziel 
jeßen wird feinem Gelüft nad) einer edlen preußiichen Provinz, auf ewig ein 
Ziel jegen wird dem ſchmählichen Einfluße, den es auf unfere Zuftände aus- 
geübt bat. Rußland weiß es und alle Mittel, die ed gebrauden kann, wird es 
gebrauchen, um die Entwidelung der Freiheit Deutichlands, die ohne eine Ent- 
widelung der preußifchen Freiheit, der preußifchen Reihsverfaflung nicht möglich 
tft, zu hindern, fo lange e8 geht. Das ift ein Hindernis. — Ein anderes iſt 
eine fejte, fonfequent befolgte Politit eines großen deutihen Staates, der Ein— 
fluß eines berühmten ergrauten Diplomaten. Die Altenjtüde darüber liegen 
vor, wie diefer Einfluß ſtets gebraucht worden ift, um die Entwidelung der 
Freiheit, das heißt der Kraft, der wahren Nationaltraft, zu hindern. 
Das tft dad andere Hindernid. — Das dritte ift ebenjo leicht zu ertennen ... . 
Ih wahrlih nehme dem Beamtentum nicht übel, wenn es feine Stellung jo 
lange wie möglid behauptet; da8 Beamtentum war ungefähr der einzige Rat, 
den die Krone hatte. Die Zelt drängt jest, von diefer Herrichaft ſich zu be— 
freien, das Gefühl der Selbftändigkeit durchdringt mehr und mehr das Volf; 
man wünſcht teilzunehmen an der Verwaltung, man wünjcht die Meinungen, 
die Anfichten über höhere Verwaltungsangelegenheiten dem Throne durch ge- 
eignete Organe vortragen zu künnen. Das will das Beamtentum — id} jpreche 
nit von Einzelnen, fondern von der Ganzheit — feiner Natur und Stellung 
nach nicht leiden.“ 

Mas ſei nun zwedmäßiger, feine Meinung angefichts dieſer 
Hinderniffe in ein Protofoll zu vergraben oder fie freimütig vor 
den Thron zu bringen? Unzmeifelhaft das lettere. „Se. Mai. 
der König ift Gejchichtsforicher, gerade der König liebt die hiftorifchen 
Fortſchritte. Nun, m. H. das ift nicht die Hiftorie, daß der Fort— 
Ichritt fommt, wenn man ruhig it; die Hiftorie jagt das Gegen- 
teil.” Der Vorzug der Gegenwart beitehe darin, daß der Fort: 
ichritt nicht mehr gewaltſam fomme, fondern daß die Bitten treuer 
Unterthanen ihn bringen; ihre Bitten werden einen guten Drt 
finden und beionders dazu beitragen, jene Hindernijje zu bejeitigen. 
Daß die erwähnten jchmachvollen Zuftände überhaupt eintreten 
fonnten, jei nur eine Folge deutjcher Schwäche und Gleichgültigfeit 
gewejen, welche fich nicht dazu aufraffen wollte, Bitten und Uber- 
zeugungen dem Throne gegenüber auszusprechen. Es handele fich 
um eine Überzeugung in der für den Thron wichtigiten und höchiten 
Angelegenheit. „Ja, meine Herren,“ fuhr er mit jteigender Be- 
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wegung fort, „für den Thron! Der Fortichritt in der freiheit des 
Volkes, die Zeit bringt ihn von ſelbſt; was die Gejchichte erfüllen 
will, das wird fie aud erfüllen. Offenbar geht das Reich des 
Mittelalters ..... . immer mehr zu Ende; noch viel weniger fann 
in irgend einem zivilifierten Staate der Beamtenabjolutismus von 
Dauer jein.” Das jei das ſchwächſte aller Regimente, das feinen 
harten Stoß vertragen könne. Er wiſſe aus Erfahrung, wie es 
1806 ging, wie des Rühmens von der Stärfe und der Herrlich- 
feit der preußifchen Zuftände damals fein Ende war. est jei 
die Zeit der Zöpfe freilich vorbei, „aber nicht die Zeit, wo man 
glaubt, daß eine gut organifierte Majchine der Verwaltung den 
fräftigen Nationalgeijt erjegen könne“, jobald große Ereignifje im 
Anzuge find. „Dat doc ein ehrenwertes Mitglied uns verfündet, 
daß es Gemitter heraufziehen jehe. Ya, m. H., wer bürgt uns 
dafür, wie nahe fie find! Und wir, die gejegmäßigen Organe der 
Provinz, die gejegmäßigen Ratgeber der Krone, mir jollten irgend 
einen Anftand nehmen, Sr. Maj. dem Könige den Rat zu geben, 
jegt in der Zeit des Friedens das jchöne Werf zu pflegen, — 
wir wollten es auf unſer Gemifjen nehmen, der unficheren Ferne 
es zu vertrauen? Nein! unſere Pflicht ift, dem Könige zu raten 
daß freie Inſtitutionen, daß Reichsftände die Bande zwiſchen Fürſt 
und Volk näher fnüpfen, daß das Nationalgefühl ermwedt werden 
möge, daß der Thron um jo glänzender jtrahle in der gejtärften 
Macht einer dem Könige treu ergebenen Nation.” — Zur Annahme 
gelangte jchlieglich ein VBermittelungsantrag Kamphaujens. Der 
Yandtag ſprach demgemäß aus, daß eine reichsftändiiche Verfaſſung, 
geeignet die Wünſche aller Klajien der Bevölferung in richtigem 
Verhältnis zu vertreten, von den Nheinländern als unabmweisbares 
Bedürfnis der Provinz betrachtet werde. An Stelle einer formellen 
Petition an den König beauftragte er aber den Marichall, dem 
Könige nur Mitteilung von diejer Überzeugung der Stände zu machen. 
Die Abjtimmung ergab, daß von 78 Mitgliedern nur 6 feine Reichs» 
verfallung wollten, 72 dagegen entweder für eine allgemeine Volks— 
repräjentation oder für eine Reichsverfaſſung auf ſtändiſcher Grund» 
lage waren. 
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Hanjemanns Anträge gingen fait alle durch. Nur die jteuer- 
politischen Kragen fanden nicht ganz die von ihm gemwünjchte Bes 
handlung. Der Yandtag lehnte eine Petition an den König ab, 
die Kontingentierung der Klajienjteuer in der Rheinprovinz aufzu: 
heben und die Mahl- und Schlachtiteuer in den Orten, welche 
darum nachjuchen würden, durch die Klaſſenſteuer zu erlegen. Da- 
gegen wurde der Antrag auf vollitändige Revifion der gejamten 
preußiſchen Steuergeleggebung mit großer Mehrheit angenommen 
und die entiprechende Petition an den König mit der die unteren 
Volksklaſſen vorzugsweile treffenden Belaftung durch das bisherige 
Steuerjyitem begründet. Aus Zmecdmäßigfeitsgründen ſprach es 
der Yandtag vorerit noch nicht aus, daß die Stände eine Ein- 
fommenjteuer im Auge hatten. Mit einer jolchen war auch Hanfe- 
mann im wejentlichen einverjtanden. — In einer großen Debatte über 
die rechtliche Gleichitellung der Juden mit den Ghriften machte 
Danjemann den praftifchen Gefichtspunft geltend, daß die Eman— 
jipation am leichteften das Aufgehen der Juden in der chriftlichen 
Geſellſchaft und die Auflaugung dieſes fremden Tropfens im 
deutichen Blute herbeiführen werde. — PBollftändig befannte fich 
der Yandtag zu den zoll- und handelspolitiichen Anſichten Hanie- 
manns. Die Bejchlüffe betonten die Notwendigkeit eines ge: 
mäßigten Schußzolles, der Ausdehnung des Zollvereins bis zur 
Nordjee und eines deutichen Zollparlamentes. Die lettere ‚Forderung 
eröffnete eine weite Perſpektive. Sie rührte bereits an die nativ» 
nale Hauptfrage der Einigung Deutichlands durch ein deutiches 
Parlament, wenn auch zunächit mit Bejchränfung feiner Zuftändig- 
feit auf wirtichaftliche Fragen. Die Zufammenjegung des geplanten 
Zollparlaments aus Delegierten aller deutichen Einzellandtage jebte 
aber weiter eine wejentliche Übereinftimmung in den Kompetenzen 
der preußiichen Provinzial- oder Neichsitände mit den anderen 
deutichen Volfsvertretungen voraus. — Den Klerifalen, nament- 
lich den Nachenern, gereichte es zur Befriedigung, daß Danjemann 
auch einige ihrer bejonderen Wünſche, z. B. die fürmliche Auf: 
hebung der Verordnung von 1825 über die gemijchten Ehen im 
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Die freudigite Zuftimmung aller Parteien fanden aber jeine 
Anträge in Bezug auf die Unabhängigkeit des Nichteramtes und 
den Schuß der perjönlichen Freiheit. Die Verhandlung über 
fie war die vorleßte der Seffion. Man hatte ihr mit dem Gefühl 
entgegengejehen, daß fie den Höhepunft der ganzen Seſſion bilden 
werde. Und das war auch der Fall. 

Hanſemann hatte alle jeit dem Beginn der Reaftionsperiode 
erlafjenen Gejege und Verordnungen, welche die perfönliche Rechts— 
fiherheit beeinträchtigten und die liberalen Grundſätze des rheini- 
ichen Rechts verlegten, zufammengejtellt, joweit fie ihm und jeinen 
‚Freunden befannt geworden waren, dann eine Reihe von Willfür- 
aften der Polizei und Verwaltung namhaft gemacht, die ſich auf 
jene Erlaſſe ftügten, und daran die ‚Forderung gefnüpft, daß das 
rheiniiche Rechtsverfahren in feiner völligen Reinheit wieder her— 
geitellt werde. Allerdings hatte Friedrich Wilhelm IV. im Jahre 
1842 die meijten gehäffigen Verordnungen aus der Zeit der 
Rampsichen juftizverwaltung aufgehoben. Es blieben aber noch 
genug Ausnahmebeftimmungen in Geltung, jo daß die Gefahr 
willfürlicher Verwaltungsjuftiz noch lange nicht ganz bejeitigt war. 
Hanfemann fonnte noch aus dem ‚jahre 1843 einen empörenden 
Fall anführen, in dem ein Handwerkerlehrling in Saarbrüden 
wochenlang in Haft gehalten und jchlieglich entlaffen worden war, 
ohne erfahren zu haben, weſſen man ihn beichuldigte. Kurz vor 
den Landtagsverhandlungen von 1845 war Hanjemann eine ähn: 
liche Nachricht zugegangen.!) Eine telegraphijc angekündigte Berion 
wurde auf dem Bahnhof in Aachen verhaftet und geheim gefangen 
gehalten, ohne vom Gefängnisdireftor in das Verzeichnis der Ge— 
fangenen aufgenommen zu werden. Die Staatsanwaltichaft erhielt 
auf Befragen vom Gefängnisdireftor nur den Bejcheid, daß er 
infolge höheren Befehls über diejen Gefangenen feine Ausfagen 
machen dürfe. Troß aller Bemühungen der zuftändigen Gerichts 
behörde wurde der unbefannte Verhaftete nach einigen Wochen in 
den Dften abgeführt. Der Fall erregte um jo größeres Auffehen 


I) Bon Ammon an Hanfemann 18. Februar und Advokat Küchen an 
Danjemann 24. Februar 1846. 
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und um jo mehr Erbitterung, als man natürlic in dem Gefan- 
genen einen Märtyrer freier politifcher Überzeugungen vermutete; 
man dachte an Heine, Freiligrath, Herwegh und Prutz. Solche 
und ähnliche Vorfälle muß man im Auge behalten, um die be- 
geifterte Aufnahme zu verftehen, welche Hanſemanns Anträge 
fanden. Es war der wundefte Bunft im Syſteme des Abjolutis- 
mus, daß ein derartiges Verfahren geſetzlich zuläſſig war. Freilich 
fam es in Preußen jehr viel jeltener vor als in Dfterreich oder 
gar in Rußland; aber es war doch durch die Ausnahmegejege 
vorgejehen und die Juſtiz hatte fein Mittel, e8 zu verhindern. Die 
Erbitterung darüber wurde dadurd noch verichärft, daß feines- 
wegs alle ein ſolches VBerwaltungsverfahren begründenden Aller- 
höchſten Kabinettsordres veröffentlicht waren, jo daß man von einigen 
derjelben erſt gelegentlich und nachträglich etwas erfahren hatte 
und die Befürchtung nahe lag, die Regierung verfüge im geheimen 
über ein ganzes Arſenal von freiheitsmörderiichen Waffen. Hanſe— 
mann verlangte daher zur Sicherung des öffentlichen Rechts: 
zuftandes und der perjönlichen Freiheit außer der Beleitigung aller 
Ausnahmegejege eine genaue Beitimmung darüber, welche Aller: 
höchſten Verfügungen für das Gerichtsverfahren als Gejege map: 
gebend jein jollten, und beantragte eine Petition des Inhalts, 
daß nur in gehöriger Form publizierte und zuvor den Brovinzial- 
Händen zur Begutachtung vorgelegte Gejege im gejamten Recht3- 
leben der Nation zur Anwendung fommen dürften. 

Denjelben Zweck, die vollftändige Sicherftellung der Juſtiz vor 
allen Übergriffen der Verwaltung, hatte auch der weitere Antrag auf 
Aufhebung eines vor einem Jahre (7. Juni 1844) ohne vor- 
ausgehende ftändiiche Beratung erlajienen Gejeges über das Dis: 
ziplinarverfahren gegen Beamte, durch welches diejes zum eriten- 
male eine wirfliche Regelung erhielt. Es wurden bier aber richter- 
lihe und andere Beamte auf demjelben Fuße behandelt und 
damit in der That die Unabhängigkeit des Nichterftandes ſchwer 
bedroht. 

Ein bejonderer Umjtand gab den Berhandlungen über dieje 
Anträge einen erhöhten Reiz und jteigerte zugleich das Anjehen 
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Hanjemanns als eines unerjchrodenen, tüchtigen und jachfundigen 
Verteidigers der Freiheit im allgemeinen wie der rheinländijchen 
im bejonderen. Gleich nach dem Erjcheinen des Ausschußberichtes, 
aber noch vor jeiner Beratung im Plenum traf nämlich eine ge- 
drudte Denfichrift des Juſtizminiſters — ohne Adreſſe und Unter: 
schrift, was bejonderes Ärgernis gab — ein, die in gehälfiger 
Form und jehr ungeichiet die Anträge Hanjemanns als im ganzen 
gegenitandslos, in jedem Fall ungehörig und aus nörgelnder 
Kritifiucht hervorgegangen befämpfte. In blindem Eifer veritieg 
fich die Denfichrift dazu, eine von Hanjemann angegriffene Berordnung 
vom Jahre 1819, nad) welcher die Berwaltungsbehörde Ber: 
baftungen vornehmen fonnte, ohne daß „die Rheiniſchen Gerichte fich 
eher darıım zu befümmern haben, als bis jie (die Berhafteten) von 
der Adminijtration an die Juſtiz übergeben werden“, als die 
Milderung einer napoleoniichen, noch keineswegs aufgehobenen 
viel härteren Verordnung über willfürlihe VBerhaftungen vom 
Sahre 1810 zu bezeichnen. Gegen Ende der Denfichrift war ferner 
durch den Druck die Frage bejonders hervorgehoben: „Was will 
der Yandtags-Deputierte David Hanſemann?“ Es liegt auf der 
Hand, dab Diele Frage im Yandtage Antworten bervorrief, die 
mit mehr oder weniger Pathos, aber mit einer die Rhein— 
länder hinreißenden Wirfung dem ichwerhörigen und bösmilligen 
Minifter darthaten, daß es fih um die höchiten und heiligiten 
Güter, um die Wahrung der perjönlichen Freiheit und einer 
unabhängigen Juſtiz handele, wie fie den Nheinländern durch ihr 
rheiniſches Recht gemwährleiftet jeien. In Bezug auf die franzö- 
jiiche Verordnung vom ‚jahre 1810 mußte fid) der Minijter aber 
daran erinnern lajien, daß gerade fie, weil ohne jede Mitwirfung 
des Senats erlajjen, einen der Punkte bildete, mit welchen ber 
tranzöfiiche Senat die Abjegung Napoleons begründet hatte. Die 
Stände jchloifen fich einem weiteren Bericht des Ausſchuſſes, der 
dem Minifter in jcharfer Form den Tert las, an und beantragten 
mit dem Ausdrud höchiten Erjtaunens, daß die fremdherrliche Ver 
ordnung von 1810 in einer miniiteriellen Denkichrift als ein in 
Preußen zu Necht beitehendes Geſetz betrachtet werde, beim Könige 
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die förmliche Aufhebung derjelben. Die Debatte über Hanjemanns 
Anträge war lebhaft bewegt. Als Redner traten bejonders Hanje- 
mann, der Stadtrat Mohr aus Trier und Beckerath hervor. Der 
legtere jagte mit Bezugnahme auf einen Hanjemann perjönlich ver- 
dächtigenden Paſſus der miniteriellen Denfichrift: „Was dieſes 
Mitglied jeit Jahren öffentlich) gewirft hat, bedarf meiner Ver— 
teidigung nicht; aber ich will mich jelbit und alle, die als Nertreter 
der Provinz bier figen, Dagegen verwahren, daß es irgend jemand 
zuftehe, auch nur einen entfernten Zmeifel an ber vaterländiichen 
Gefinnung der Stände zu äußern, wenn fie Anträge, die dem 
Minifterium mißfallen, an den Thron bringen.” Faſt alle auf 
die Juſtiz bezüglichen Anträge Hanlemanns gelangten einftimmig 
zur Annahme. 

In freudig gehobener Stimmung eilten die Abgeordneten 
nad) dem am 2. April erfolgten Landtagsichlug nach Haufe, 
überall berzlich begrüßt, durch Feſteſſen und Anſprachen geehrt. 
‚sreiheitslieder wurden gedichtet und gejungen; eine große Be- 
wegung war in ‚Fluß gefommen. Darin jah Hanjemann das wichtigite 
Ergebnis diejes achten rheinischen Landtags. Denn von vornherein 
gab er fich darüber feinen Täufchungen hin, daß der König und 
jeine Minifter ſich, wie es auch in der That geichah, den zahl: 
ofen Bitten der getreuen Stände ebenjo wenig willfährig wie 
zwei ‚jahre zuvor erzeigen würden. Nur- glaubte er, daß die 
Haltung der Stände injofern einigen Eindruck machen müſſe, als 
man manche unliebiame Maßregeln unterlajien werde, um die 
Aufregung nicht noch mehr zu steigern, und daß der Zeitpumft 
doch vielleicht mäher rüde, zu dem der König endlich mal 
den Entichluß zur Ausführung - feiner auf die Weiterbildung der 
itändilchen Verfaſſung gerichteten Gedanken finden werde. Mit 
den Yandtagsfollegen Camphauſen, Bederath, Mohr, Aldenhoven 
u. a. blieb Hanjemann in reger Korreipondenz. Ihr Gegenjtand 
war 3. T. die Belorgnis, daß das Intereſſe an politischen 
Dingen beim großen Publikum rafch wieder jchwinden werde. Es 
galt daher durch journaliftiiche Thätigfeit dieſes Intereſſe wach zu 
halten und in noch weitere Kreiſe zu tragen. Am rührigſten 
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waren Hanlemann!) und Bederatd. Hanjemann murde von 
mehreren Seiten um litterarifche Beiträge gebeten. Er jandte 
zunädit an die von Karl Weil in Stuttgart herausgegebenen 
„Konftitutionellen Jahrbücher“ zwei umfangreiche Artifel, die die 
Yandtaqsverhandlungen über die Neichsitände und Die Juſtiz— 
angelegenbeiten mit teilweije wörtlicher Wiedergabe der Reden be- 
bandelten. Dann aber eröffnete er in der „Nachener Zeitung“ 
eine Serie von Artikeln über den Landtag, die einzelnen auf ihm 
behandelten Materien und den Gang der Verhandlungen, die zu 
dem Beten gehören, was aus Hanjemanns Feder gefloflen it. 
Leicht faßlich, bequem lesbar und vorzüglich disponiert, erjegten 
fie dem Bublifum die zeitraubende und ermübdende Lektüre der 
publizierten Yandtagsprotofolle und machten es an der Hand der 
Landtagsverhandlungen mit allen wichtigen den preußiichen Staat 
im allgemeinen wie das Rheinland im bejonderen bewegenden 
Fragen befannt. Die Verdienftlichfeit des Unternehmens und das 
ganz bejondere Geſchick bei jeiner Durchführung wurden von allen 
‚sreunden Hanjemanns rühmend hervorgehoben. Im ganzen er- 
ichienen 17 Artikel in der Zeit vom 5. Juli 1845 bis zum 
30. September 1846. Überhäufung mit anderen Gejchäften, aber 
auch wiederholte Beanjtandungen einzelner Artifel durch die Zenſur 
und infolgedeflen Verhandlungen mit dem Dberzenjurgericht ver: 
zögerten den Abjchluß der Arbeit, hatten aber das Gute, zumal 
die Artifel auc in andere Blätter übergingen, dab das Intereſſe 
an der Politik in diefer Zeit ſtets neu gewedt wurde. Bon 

1) Camphaufen an Hanjemann 22. Mai 1845: „Wegen meiner Faul— 
beit werde ich noch oft Ihre Nachſicht anzufprehen haben. Ich beneide Sie um 
Shren ausdauernden Fleiß.“ — Hanfemann an Bederath 24. Mai 1846: 
„Sie thun wohl, wenn Sie für die größere Verbreitung diefer Zeitung 
Aachener Ztg.) forgen; fie iſt wegen ihres ausgezeichneten und gejinnungs- 
tüchtigen Redakteurs (ar) die beite, die e8 im Zenfurländern giebt. Auch 
fenden Sie ihr. doch zumeilen MWrtifel; Sie haben mehr als einer von uns 
Landtagstämpfern die Gabe, herbe Wahrheiten in gute Form einzufleiden. 
Glauben Sie mir, lieber Freund, wenn wir zum Schreiben Befähigte nicht den 
deutihen Michel am Rhein wach erhalten, fo Ichläft er wieder janft bis zum 
nächſten Yandtage ein.“ 
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mehreren Geiten dazu aufgefordert, gab dann Hanjemann die 
Yandtagsartifel in Buchform heraus unter dem Titel „Die politi- 
ihen Tagesfragen mit Rüdficht auf den Rheiniſchen Landtag.“ ') 
Da der Yandtagsabichied mit jeinen durchweg ablehnenden Be— 
icheiden mittlerweile erjchienen war, jo Ffonnte Hanjemann die 
legteren als Anmerkungen hinzufügen, wobei denn die überzeugenden 
Begründungen der Anträge und die trodene Mitteilung ihrer Ab- 
lehnung in einen jehr wirkungsvollen Gegenſatz zu einander 
traten. Zugleich aber warnte Hanjemann jeine Landsleute ein- 
dringlich vor der Verzagtheit, welche angefichts der unerheblichen 
Reiultate fragen möchte: wozu die Yandtage? — fie werden troß aller 
Bitten doch nichts Weſentliches erreichen. Hanjemann fann eine Jolche 
Stimmung nur auf eine ſpezifiſch deutjche Untugend zurücführen, die 
er als „politijche Geijtesträgheit und findlich einfältige 
Gemütlichfeit” bezeichnet. Mit Bezugnahme hierauf ruft er, der 
für die politijche Erziehung des Volkes unermüdlich Thätige, im legten 
Artifel jeinen Yandsleuten ein ernites und jtrenges Mahnmwort zu: 

„Euch, die Ihr während eines Viertel-Jahrhunderts in Bezug auf Politik die 
Hände in den Schoi gelegt, um das Gedeihen ded Staates, um die üffent- 
lichen Rechtsverhältniſſe Euch nicht befüimmert, und nicht einmal den Mut ge: 
babt habt, darauf bezüglide Wünſche und Anſichten in anjtändiger und 
beicheidener Form vor Beamten auszuſprechen, Euch, die Jhr nur für die Be— 
friedigung Eurer leiblichen Bedürfnifje gelebt habt, Euch jteht es wahrlich übel 
an, wenn Ihr die Erfolglofigfeit patriotiicher Beftrebungen befrittelt und Euch 
wundert, daß dieje nicht gleich ihr Ziel erreichen. Eurer politiichen Trägheit 
meht es bei, wenn die Zuftände in mancher Beziehung bedenklich jein und er- 
beblihe Reformen erheiihen möchten. Denn diefe Zuitände würden fich nicht 
wie geichehen ausgebildet haben, hättet Ihr ſtets zu geeigneter Zeit, anftatt zu 
Ihweigen, anftändig und würdevoll geredet und mandmal, anitatt lobwedelnd 
zu reden, ernft und ehrfurchtsvoll geichiwiegen. Erkennt mit Dank an, dab 
wenn jept eine größere Teilnahme am öffentlichen Wohl immer allgemeiner 
wird, der König jeit Seinem Regierungsantritt die Anregung dazu... ge- 
geben hat . . . Euren Dank für die vom Thron zum Meinungstampf gewährten 
Mittel könnt Ihr nicht beifer befunden, als in dem hr patriotiich und eifrig 
in geiepmäßiger Weiſe mitwirft an der ftaatlichen Erjtarfung des VBaterlandes, 


I) Die politiihen Tagesfragen mit Rückſicht auf den Rheiniſchen Landtag. 
Von David Hanjemann. Nahen und Leipzig. Verlag von Jakob Anton 
Mayer. 1846. 8°. 192 Seiten. 
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das heißt, an der Bereinigung des mächtigen monardhiihen Prinzips mit der 
Feſtſtellung und Sicherung des öffentlichen Rechts für die Unterthanen und 
mit einer tiichtigen und kräftigen VBerwalinng.“ 

Zu meiterer journaliftifcher Arbeit jah jich Hanjemann noch 
durch einen bejonderen Zwilchenfall genötigt. Wider Vermuten 
wurde er in eine Polemif über Grundfteuerfragen verwicelt, die 
ih in Anlaß der darüber ftattgehabten Yandtagsverhandlungen 
entijpann. Wie der größte Teil der Landtagsverhandlungen wurde 
auch der Ausichußbericht über die Ausgleihung und Kontingen- 
tierung der Klaſſenſteuer erjt nach) Schluß des Yandtages ver- 
öftentlicht. In diefem Bericht hie es unter anderem, fein in 
der Finanzmwillenichaft und in der Statiftif erfahrener Staats- 
beamter zweifele noch daran, „dab die Nheinprovinz jährlich im 
Verhältnig gegen die öftlichen Provinzen eine jehr bedeutende 
Summe an Grundjteuer zu viel entrichte, eine Summe, welde 
höchſt wahrjcheinlich mehr als die Hälfte derjenigen betrage, welche 
von der Rheinprovinz an Klaſſenſteuer aufgebracht werde.“ Diejer 
Behauptung trat der DOberpräfident von Schaper in der Aachener 
Zeitung vom 26. April 1845 mit der Bemerfung entgegen, dab „es 
ihm ſehr zweifelhaft ſei, ob bei einer allgemeinen Ausgleihung 
der Grundſteuer in der ganzen Monarchie das Grunditeuer 
fontingent der Nheinprovinz fich erhöhen oder ermäßigt werden 
würde, vorausgejegt, daß man die in den öftlichen Provinzen 
noch vorhandenen Steuerbefreiungen nicht im revolutionären Wege, 
jondern nur gegen vollftändige Entichädigung zu bejeitigen be- 
abfichtigt.“ ES war damit diejelbe brennende Trage berührt, 
welche einen der Kernpunfte von Hanjemanıs „Preußen und 
Frankreich“ gebildet hatte. Es handelte fi) darum, ob eine 
Ilberbürdung der Rheinprovinz vorliege, ob die Regierung zur 
Ausgleihung der Grundſteuer in der ganzen Monarchie verpflichtet 
jei, und, infolge der Kundgebung des Oberpräfidenten, auch um 
die Entichädigungsfrage. Wenige Tage darauf veröffentlichte 
Hanſemann in derjelben Zeitung eine furze Rechtfertigung der von 
dem Ausichuffe aufgeitellten Behauptung. Geſchickt wies er 
daraufhin, dab der Oberpräſident nur in der Norausjegung einer 
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Entichädigung der bisher Privilegierten die erhoffte Entlaitung der 
Rheinprovinz durch eine allgemeine Ausgleihung der Grunditeuer 
in Zweifel ziehe, die Thatſache der Überbürdung jelbjt mithin 
indireft als richtig anerfenne.. Dann führte er die befannten 
Steueredifte vom 27. DOftober 1810 und 30. Mai 1820 an, von 
denen das eritere den Wegfall aller Steuer: auch der Grund- 
jteuereremtionen anordnete, das letztere eine baldige Revifion der 
Srundjteuer in allen Provinzen für notwendig erflärte. Beide 
Beltimmungen waren nicht zur Ausführung gefommen, aber un— 
zweifelhaft zur Zeit noch völlig rechtsfräftig. In jeiner Replif 
erfannte Schaper an, daß das Edikt von 1810 im Drange der 
Not, unter amperordentlichen Umjtänden und entgegen allen jonit 
in Preußen geltenden Grundjägen an die Bejeitigung der Grund 
iteuerfreiheiten ohne Entſchädigung gedacht zu haben jcheine, nicht 
aber das andere Gejet von 1820, das nichts von einer jolchen 
das Nechtsgefühl verlegenden Abficht verrate. Im übrigen erflärte 
ſich der Dberpräfident bereit, wenn ihm die Überbürdung der ' 
Rheinprovinz wirklich nachgewiejen werde, feinen ganzen Einfluß 
für die Steuerausgleihung in Preußen einzujegen. Weiteren 
Anteil nahm er an der fich nun entipinnenden Zeitungsfehde 
nicht, hatte er fich doc) als Oberpräſident bereits zu weit vorge 
wagt und insbejondere durd) das unausgeiprochene aber doch 
erfennbare Zugeitändnis, daß der König und jeine Minifter 1810 
revolutionären Anfchauungen gehuldigt hätten, nad) oben hin 
ſolchen Anſtoß erregt, daß eine einige Zeit darauf erfolgende Ab- 
berufung und Ernennung zum Generalpojtmeijter von den Rhein— 
ländern mit dieſen Vorgängen in Verbindung gebracht wurde. 
Hanjemann wandte fi nun an Dieterici, den Chef des ftatiftilchen 
Büreaus in Berlin, der ehemals „Preußen und Frankreich“ jo 
ſcharf fritifiert hatte, mit dem er aber jegt in jehr freundichaft- 
lihen Beziehungen ftand, um von ihm autbhentiiches Material zur 
Beurteilung der Grumdjteuerfrage zu erhalten. Dieterici mußte 
ihn an den Finanzminijter verweilen, da das jtatiftiiche Büreau 
über ein jolches Material nicht verfüge. Aber auch das ‚Finanz- 
minijterium war außer jtande, die gewünjchten Daten über den 
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Reinertrag und die Höhe der Grundfteuer in den öftlichen Pro— 
vinzen zu liefern, da es eben an einem Katafter für den Dften 
der Monarchie fehle!) Hanjemann mußte alſo auf einen völlig 
überzeugenden Zahlenbeweis verzichten und fich auf offenfundige, 
allerdings mancherlei Deutungen zulaſſende Thatjachen beichränfen, 
die er bereits in „Preußen und Frankreich” verwendet hatte. 
Die ganze Frage der Steuerausgleichung war jeit jener Zeit troß 
der jtetS wiederholten Anregungen und Petitionen der rheiniſchen 
und meftfäliichen Stände nicht weiter gerüdt. Es jchien aber 
doch, da die Überzeugung von der Notwendigkeit einer ſolchen 
Mapregel und der Thatfache einer völlig unzuläffigen Ungleichheit 
der Grundjteuer der verjchiedenen Provinzen und innerhalb jeder ein- 
zelnen fich mit weit größerer Energie als ehedem geltend machen wollte. 
Denn gegen fie wurde jo gut mie nichts in den vielen diejer 
Frage gemwidmeten Zeitungsartifeln im Dften und Weiten vorge- 
bracht. Dagegen war es die Rechtsfrage der Entichädigung, welche 
“ bald in den Mlittelpunft der Erörterung trat, insbejondere feit 
auch Bülow-Cummerow in der Spenerjchen Zeitung das Wort 
ergriff. Er beitritt vor allem jeden Rechtsanſpruch auf Steueraus- 
gleichung, deren Zwedmäßigfeit er aber nicht ganz in Abrede jtellte. 
Es fiel Hanjemann nicht ſchwer, unter dem Beifall feiner Ge- 
finnungsgenofjen ſolche verrannte Behauptungen feines Gegners 
zu widerlegen, wie 3. B. die, daß in Hinterpommern und in der 
Mark eigentlich nicht die Bauern fondern die RittergutSbefiger 
die Grundſteuer trügen, daß auch früher, wenn die Nitterichaft 
die ihren Höfen auferlegte Grundfteuer auf die Bauern abwälzte, 
fie die Yaft doch jelbit getragen habe, da „ſelbſtverſtändlich“ die 
Bauern in entiprechendem Maße von anderen Leitungen befreit 
werden mußten. Bor allem verfocht Bülow-Cummerow den von 
den Privilegierten aufgeitellten Grundſatz, daß die Grund- 
jtener feine wirkliche Steuer jei, ſondern eine Rente, die der Staat 
beziehe. Daher könne die ausgleichende Gerechtigkeit nicht fordern, 
dag auch die Steuerfreien mit der Nente belegt würden, fondern 


I) Flottwell an Hanfemann 11. Juni 1845. 
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das Heilmittel liege nur darin, daß die Pflichtigen die Rente 
durch Zahlung einer Amortifationsquote ablöjen, mithin jede Grund- 
iteuer abgeichafft werde. Umgekehrt vertrat Hanjemann den Stand: 
punft, daß die Erimierten, wenn die Grundfteuerbefreiungen aufge- 
hoben würden, feinen gejeglichen Anspruch auf Entihädigung hätten. 
Die Zuläffigfeit einer jolchen aus andereu Erwägungen jtellte er 
nicht in Abrede, vermied aber aus taftiichen Gründen eine 
Außerung darüber. 

In Hanjemann und Bülow-Gummerom traten fich zwei ver: 
ichiedene Typen des fortichrittlich gefinnten Preußentums gegen: 
über. Beide waren durchaus fonjtitutionell gefinnt. Auch 
Bülow hatte jeine beredte Stimme für eine Reichsverfaſſung 
erhoben; für die Übelftände der preußifchen Steuerverhältniffe, 
für die Dunfelheit, welche das Finanzweſen umgab, machte 
er das ‚Fehlen der Reichsſtände verantwortlich; auch er rechnete 
wie Hanjemann, wohlgeordnete Geldverhältniffe und zweckmäßig 


gebildete finanzielle Synjtitute — das Banfwefen war  jeine 
Spezialität — zu den ‚sundamenten jedes Staatslebens. Aber 


während der rheinijche „Bourgeois“ Hanjemann den PBulsichlag 
des Yebens vornehmlih in Handel und Induſtrie wahrnahm, jo 
lebte der pommerjche Edelmann nur für die Intereſſen des Groß— 
grundbejiges und der Landmwirtichaft. Jener fannte den Diten 
jowenig wie diejer den Weiten. Stein Zweifel, daß Hanjemann 
als Sieger aus dem Zeitungsitreite hervorging, der faſt durchweg 
in rüdjichtsvollen Formen und verjöhnlicher Gefinnung ausge: 
fämpft wurde; ja, den für die Offentlichfeit beitimmten Artikeln 
ging ein privater freundichaftlicher Briefwechjel der beiden Männer 
zur Seite, in dem dieje fich darüber einigten, daß fie, wenn aud) 
auf verjchiedenen Wegen und 3. T. von verichiedenen Voraus: 
ſetzungen aus, doch dem gleichen Ziele, dem Verfaflungsitaate, zu- 
itrebten.') — Die Grörterungen zogen fich bis in den Auguft des 

I) Hanfemann an v. Bülow-C. 26. Mai 1845: „Geehrter Herr und 
Fortſchritts⸗Kollege! Dankend für Ihre Mitteilung und Oppoſition fende id 
Ihnen heute zwei Aachener Zeitungsblätter, meine Antwort enthaltend. Sie 
und Holgendorfj-Bietmannsdorff find unter den Brandenburg-Pommerfchen Rittern 
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Jahres hin. Dann nahm Hanjemann noch einmal das Wort zu 
diejer frage, als nach einem jahre, erit im September 1846, 
jeine legten Yandtagsartifel in der Aachener Zeitung erichienen, 
welche ſich gerade mit den Stenerberatungen beichäftigten. Hier 
erörterte er noch einmal die NRechtsfrage, nicht „weil etiwa eine 
entgegengejegte Anficht der Staatsregierung zu befämpfen wäre“, 
jondern „weil jie von dabei intereifierten Perſonen teils öffentlich, 
meiftens aber nicht öffentlich in Höhern Girfeln!) der Reſidenz 
beſtritten“ werde; und führte noch einmal mit Bezugnahme auf 
Schapers Aufforderung alle Ihatjahen an, auf welchen feine 
Überzeugung von der Steuerüberbürdung der Nheinprovinz und 
Weitfalens beruhte. Zum Schluß aber erbot er jich dazu, für 
mehrere Kreije aus den Provinzen Pommern, Brandenburg und 
Sachſen die Koiten einer Kataſtral-Abſchätzung zu tragen, wenn 
eine jolche vorgenommen werde und nicht nach dem Urteil un- 
parteiiicher Sadveritändiger die Wahrheit jeiner Behauptung bis 
zur Evidenz beweiien jollte. 
twie die weißen Naben unter den ſchwarzen.“ Bülow möge ihn befucdhen und 
gemeinfam mit ihm das MNheinland umd Belgien bereilen, um modernes, 
hochentwickelles SKulturleben aus eigener Anſchauung kennen zu lernen. — 
Billow-E. an Hanfemann 1. Juni 1845: „Sehr verehrtejier Freund, und 
liebenswürdiger Gegner!“ Hofft im Sommer an den Rhein zu fommen. 
„Bas mid) befonders dahin zieht, jind die Menſchen; ich möchte gern die Rhein— 
länder am Rhein Tennen fernen, Sie find dort ein lebendiges Bolf, empfäng— 
fi, thatfräftig und bildſam. Lepteres beweilen Ihre legten Yandtagsverhand- 
lungen. Sie haben jeit zwei Jahren in der politiichen Entwickelung und 
Haltung große Fortichritte gemacht.“ Sein Ziel fei, die unzähligen geijtigen 
und materiellen Feſſeln zu löſen, welche die freie Bewegung des Staatslörpers 
hindern. „Bor 80 Jahren habe id Erfahrungen gemacht, die ich jept feſt im 
Auge behalte. Damals wollie ich dasjelbe, was ich jetst beabfichtige, allein 
meine Pläne jcheiterten, weil fie der Zeit und dem Bildungsgrad aller anderen 
um ein Bierteljahrhundert mindejten® vorauseilten. Hüten Sie jih, daß es 
Ihnen nit eben jo gebt. Hätten die Stände meinen Nat befolgt und zuerit 
und vor allem den König gebeten, dieſen die Steuerkontrolle zu bewilligen, jo 
wäre es nicht abgeichlagen, und wir wären viel weiter als wir jegt find.“ 

I) In der Buchausgabe der „Iagesiragen“ S. 152 finder ji) die An- 
merkung: „Die Worte in höhern Cirkeln der Nejiden;z iind dur das Ober 
zenfurgericht zum Druck veritattet.“ 
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So waren die Nachwirfungen der Landtagsverhandlungen 
noch auf lange Zeit hinaus jpürbar, obwohl die ftändiichen An- 
träge ſamt und fjonders von der Krone abjchlägig beichieden 
worden waren. Hanjemanns Befürchtung, daß der deutjche Michel 
am Rhein wieder einfchlafen werde, bewahrheitete jich nicht. Ge— 
legentlicy that auch die Regierung das ihrige, um ihn munter zu 
erhalten. Se tieferen Eindrud die Verhandlungen über Die 
Sicherung des Rechtsſchutzes und der perjönlichen Freiheit gemacht 
hatten, um jo größer mußte die Entrüftung fein, welche die im 
Mai 1845 erfolgende Ausweiſung der beiden badijchen Freiheits- 
männer Itzſtein und Heder, als paßloſer Individuen, aus Preußen 
bervorrief. Unzweifelhaft war der Zweck ihres Aufenthaltes in 
Preußen politiiche Agitation, aber ebenfo unzweifelhaft war es, 
daß fie in feiner Weiſe mit dem Strafgefeg in Konflikt geraten 
waren. Wenn die Regierung nun von ihrer Machtvollfommenbeit 
einen jo weit gehenden Gebrauch machte, fie auszumweifen, nur weil 
ihre Popularität unbequem war und fie die allgemeine politilche 
Erregung zu fteigern drohten, jo war das nur ein Merkmal jener 
nervöſen Überreiztheit, der jede Regierung bei unausgefegtem und 
hoffnungslojem Kampfe mit der öffentlichen Meinung ſchließlich 
verfällt. Ein Schrei der Entrüftung ging durch ganz Deutichland. 
Auch in der Korreipondenz Hanjemanns fand die allgemeine Er- 
bitterung über das umleidliche Gebahren der Polizei lebhaften 
Ausdrud. So jchrieb er am 2. Juni an Gamphaufen: „Ber 
fonftitutionelle Sinn hat offenbar überall zugenommen jeit dem 
Landtage und Graf Arnim hat noch fürzlich jchön dazu geholfen, 
indem er den ehrmwürdigen Itzſtein nebft Heder aus Preußen aus- 
wies. Das ift doch, wie ich Höre, jelbft den Berlinern zu jtarf 
geweſen — und dieje fünnen doc, was die Folgen des Mangels 
politifcher Freiheit betrifft, jehr viel vertragen.“ Einen nod) 
jtärferen Eindrud machte dieſes Ereignis auf den gefühlvollen 
Bederath. „Die Tagesgejchäfte nehmen mich jehr in Anfpruch,“ 
ichrieb er am 5. Juni an Hanjemann, „vermögen aber nicht den 
Eindrud zu ſchwächen, den die Austreibung von Itzſtein und 
Heder auf mid gemadt hat. Diejes Ereignis, ein Aft der 
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BVolizeigewalt, wie ich ihn mir in unferem Staate mie möglich ge- 
dacht hätte, beichäftigt mich Iebhaft und ... jo will ih den 
Verſuch machen, den Schmerzensruf des gefränften National- 
gefühls in einem Zeitungsartifel laut werden zu lafjen.“') Hanſe— 
mann antwortete ihm: „Wie haben Sie nur einen folchen At 
. .. fi) in unſerem Staate nie möglich denfen können? War 
denn die Ausweiſung Bruſts aus der Ständeverfammlung etwas 
Beileres? Was man in Preußen Berfaffung nennt, ijt ja nichts 
anderes als eine mehr oder weniger regularifierte Polizeigewalt.“ 
Erfreulich jei aber, daß diejes Ereignis allgemeine Beachtung finde, 
während die Willfürafte, welche Kamptz fich erlaubte, nur von 
einzelnen bemerft und gerügt worden jeien. 

Als ein gerade in diefer Zeit wichtiges Ereignis für die 
Rheinlande wurde der in Ausficht ftehende Bejuch des Königs be- 
tradhtet. Man erwartete ihn fchon im Mai, doch traf er erft im 
Auguft ein und wohnte mit feinem Gajte, der jungen Königin 
Biltoria von England, der großartigen Beethovenfeier in Bonn 
bei. Die politifchen Notabilttäten des Landes hatten gehofft, fich 
bei diefer Gelegenheit entweder jelbft dem Könige nähern zu können 
oder ihn fonft irgendwie mit den politifchen Hoffnungen und 
Wünfchen der Rheinländer befannt zu machen. ber ein 
ebenjo großes nterefle hatten die Umgebung des Königs und 
die Behörden daran, jede nähere Berührung mit den Vertrauens- 
männern der Bevölferung zu bintertreiben. Übereinftimmend 
lauten die Berichte Hanjemanns aus Aachen, Camphaujens aus 
Köln, Bederaths aus Krefeld dahin, daß auf Veranlafjung der Be- 
börden großer offizieller Prunf entfaltet wurde, die Empfänge aber 
infolge der abfichtlich jo getroffenen Einrichtungen fteif und etifetten- 
mäßig verliefen. Ganz traurig jchrieb Beckerath am 13. Auguft 
an Hanjemann: „Mit lebhaftem Intereſſe lefe ich Ihre Rejumes 
unferer Landtagsverhandlungen; fie erinnern mich an die Zeit, die 
durch unjer vereintes hoffnungsreiches Streben jchöner war als 
die gegenwärtige, in welder die wahre Stimmung des Volkes 


1) Der „Schmerzensſchrei“ erſchien in der Kbln. Zig 
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feinen Ausdrud, wohl aber das der Entwidelung feindjelige Syitem 
in der treuen Anhänglichfeit, mit welcher die Rheinländer unge: 
achtet ihres politiichen Mißbehagens den König begrüßen, Gelegen- 
heit zur Kräftigung findet.“ 

Daß die Bevölferung nicht zufrieden jei, der König und jeine 
Umgebung diejes deutlich fühlten und ihr Auftreten in der Er- 
wartung, daß eimas unliebjames paifieren könne, unficher und 
ängitlich jei, diefe Wahrnehmung machte auch einer der erfahreniten 
Kenner höfifcher Verhältnifje, der gerade in diefen Tagen des Königs 
Gaſt in Koblenz und Stolzenfels war, der alte Metternich. Ihn er: 
innerten dieje Tage an den Holbeinjchen Totentanz.!) Freilich war 
er es wiederum, der in der zweijtündigen Unterredung mit dem Könige 
während der Dampfbootfahrt nach dem ‚ohannesberg fich alle er: 
denflibe Mühe gab, den König vor dem einzigen Mittel, das zur 
Geſundung der Verhältnijje führen fonnte, vor der Berufung von 
Reichsitänden, zu warnen. 

Das Yahr 1846 verlief für Hanjemann ohne bejonders be- 
merfensmwerte Ereignifje. Welchen Anteil er an den handelspoliti- 
ichen ragen damals nahm, wie die Zollvereinsangelegenbeiten, 
die Schiffahrtspolitif und die Banfreform vorwiegend fein Intereſſe 
beanjpruchten, ift bereits früher erzählt worden. In der zweiten 
Hälfte des Yahres galt es fich wiederum auf die Yandtagsjeifion 
des Jahres 1847 vorzubereiten. Monheim erflärte eine Wieder: 
wahl nicht mehr annehmen zu wollen und jo rüdte denn Hanſe— 
mann in dejien Stellung als erjter Abgeordneter Aachens ein. 
Aber, obwohl Hanjemann mehrere fatholijche Spezialwünjche auf 
dem legten Landtage mit Nachdrud vertreten hatte, bedurfte es 
auch diesmal einer lebhaften Agitation, um jeine Wahl in Aachen 
zu fihern. Das Gejamtergebnis des Wahlfampfes in der Rhein— 
provinz war ein glänzender Sieg der liberalen Partei. Von 
den 78 rheinijchen Deputierten gehörten etwa 60 zu ihr. Sehr 
bald fanden vorbereitende Beiprechungen und Zujammenfünfte 
jtatt, auf denen man fich dahin einigte, alle von der Krone ab- 


I) Metternich nadıgelafiene Papiere 7, 126. 
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gelehnten Anträge auf dem nächiten Yandtage wieder vorzubringen. 
Der Regierung jollte feine Ruhe gelajien werden, bis fie fich dazu 
entichloß, auf die Stimme des Landes zu hören. 

Diefen Gefichtspunft hatte Hanjemann auch in jeiner Thätig- 
feit als Mitglied des neuen Gemeinderat3 der Stadt Aachen vor 
Augen. Die rheiniiche Gemeindeordnung von 1845 trat im Herbft 
1846 ins Yeben. Die Wahlen zum Gemeinderat fanden gefondert 
nach den drei Vermögensklaſſen der „Meiftbeerbten“ jtatt. In der 
dritten Klafje fiel Hanjemann durch, in der zweiten wurde er ge- 
wählt. Am 2. Dezember 1846 trat der aus 30 Mitgliedern be- 
itehende neue Gemeinderat zum erjtenmal zujammen. Sofort zeigte 
es fich, daß das büreaukratiſche Stillleben, in welchem fich die Stadt- 
verwaltung bisher den Blicken der Offentlichfeit zu entziehen gewußt 
hatte, nun ein Ende nehme.) Gleich in der eriten Sitzung bean- 
tragte Hanjemann die periodiiche Veröffentlichung der Beſchlüſſe 
und Verhandlungen. Bald darauf wurde gleichfalls auf Hanſe— 
manns Anregung die Gründung eines bejonderen Blattes für 
diefen Zweck beſchloſſen.)“ Daß diejes die allgemeine Aufmerf- 
jamfeit auf fich ziehen werde, durfte nach dem ‚inhalt der nun 
folgenden Verhandlungen ebenjo wenig zweifelhaft ein, wie dab 
der Gemeinderat fich bei der Durchführung diefes Bejchlufies auf 
harte Kämpfe mit den Regierungsbehörden gefaßt machen müſſe. 
Es läßt fich nicht leugnen, daß die Angriffe auf das Regierungs— 
Iyitem, die im Schoße des Gemeinderats vorbereitet wurden, einen 
provofatoriichen Charakter annahmen. Das lange und vergebliche 
Warten auf die Erfüllung der von dem ganzen Lande jo oft ver: 
lautbarten Wünſche und Hoffnungen drohte den ;Führern die Ge- 
duld zu rauben und hatte eine gereizte Stimmung erzeugt. Auch 
Danjemann war der Meinung, daß die Zeit zarter Rückſichtnahme 
2 } Das Folgende nach den Prototollen des Aachener Gemeinderats. 

2) Am 18. April 1847 erhielt der Gemeinderat die Mitteilung, dab der 
Therpräfident ein Bedürfnis nad) einem ſolchen Blatte nicht anzuerkennen ver- 
möge. Es wurde beſchloſſen, ibn eines Bejjeren zu belehren. Vom Januar 
1848 an erjchienen in der That die „Verhandlungen des Gemeinderats zu Machen“ 
Mir find achtzehn bis zum 2. Juli 1848 reichende Nummern des Blattes zu 
Geſicht gelommen. 
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und Schonung vorüber ſei; mur ſtets wiederholte, rückſichtsloſe An- 
griffe fönnten zum Ziele führen. Schon im erjten Monate jeiner 
Thätigkeit beichäftigten den Gemeinderat die großen politiichen An- 
liegen des preußilchen Bolfes. Um aber den Beratungen des 
Gemeinderats nicht den Anjchein zu geben, als ob Hanjemann 
allein in ihm dominiere, jo trat nicht er, jondern jein Freund 
van Gülpen als Antragiteller hervor. Am 29. Dezember brachte 
diejer ſechs Anträge ein, die als Petitionen der Stadt Aachen dem 
bevoritehenden Yandtage eingereicht werden jollten. Sie bezogen 
ſich auf die politifche Gleichjtelung der Konfeſſionen, VBolfsvertretung, 
Reviſion der Gemeindeordnung im Sinne größerer fommunaler 
Selbjtändigfeit, Ausgleihung der Grundſteuer und Aufhebung der 
Mahl- und Schlachtitener, Einjchränfung unproduftiver Staats- 
ausgaben, 3. B. für das Militär, und die Errichtung eines Handels- 
minifteriums. Dieje Fragen bildeten im Januar und Februar 
1847 den Gegenjtand eifriger und anhaltender Berhandlungen. 
Gegen die Anträge van Gülpens wurde im wejentlichen nur einge 
wendet, dab der König joeben alle Petitionen ähnlichen Inhalts ab- 
gewieien habe und es daher inopportun und illoyal jei, fie unmittel- 
bar darauf zu wiederholen, zumal gar feine neuen Gefichtspunfte jeit 
den Verhandlungen des legten Landtags vorgebracht würden. Hanſe— 
mann betonte demgegenüber die Notwendigkeit, daß auch der Ge— 
meinderat fic für das ‘Prinzip des politijchen Fortichrittes ausjpreche. 
Die Regierung müfle jehen, daß alle Gebildeten in ihren politijchen 
Beitrebungen einig jeien. Bleibe die Regierung hartnäckig bei 
ihren Anfichten, jo müſſe das Volk feine Überzeugung vom Gegen- 
teil um jo lauter ausiprechen, jonft jchlage jene aus dem Schweigen 
des Volfes Kapital. — Der Konflift mit der Regierung blieb 
natürlich nicht aus. Ende ‚Februar eröffnete der Oberbürgermeijter 
der VBerfammlung, daß er durch höhere Verfügung genötigt jei, die 
Veröffentlichung der Berhandlungen über die Anträge van Gülpens 
zu verbieten, worüber der Gemeinderat jofort eine von vornherein 
ausfichtslofe Beſchwerde bei der Regierung einzulegen bejchloß. 
Die Anträge fanden am 26. Februar eine unerwartete Erledigung 


durch die fernere Mitteilung, daß der König an Gtelle der 
Bergengrün, David Haniemann. 22 
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Pronvinziallandtage einen Bereinigten Landtag einberufen habe, 
und daß dieſer ebenjowenig Petitionen entgegennehmen wie ein 
Abgeordneter mit Inſtruktionen verjehen werden dürfe. Dieje Er- 
öffnung rief im Gemeinderate große Entrüftung hervor. Ban 
Gülpen mußte jeine Anträge zurüdziehen, Hanjemann aber ver: 
ſprach, als Deputierter für Aachen fich des Petitionsrechtes Fräftig 
anzunehmen und im Sinne der ihm ja auch ohne nitruftion zur 
Genüge befannten Anjchauungen des Gemeinderats im Yandtage 
zu handeln. 

Die Thätigkeit des Gemeinderats bejchränfte ſich aber feines- 
wegs auf politische Debatten, die ja eigentlich außer jeiner Kompetenz 
lagen. Biel eingehender bejchäftigte er fich mit jeiner nächſten 
Aufgabe, den Mitteln zur Linderung des entleglichen, durch die 
Teuerung der Kebensmittel verurjachten Notjtandes in den unteren 
Volksklaſſen. Die Teuerung war damals eine allgemeine; fie 
mußte aber in der zahlreichen Yabrifbevölferung Aachens und bei der 
Armut feiner unteren Volksklaſſen ganz bejonders verheerende 
Wirkungen anrichten. Es blieb nichts anders übrig, als den 
Armen aus ftädtiichen Mitteln unentgeltlich Brot zu verabfolgen. 
Hier ergriff Hanfemann nun die Initiative zu einer fräftigen Maß— 
regel, welche das Übel an der Wurzel paden jollte. Unabhängig 
von van Gülpens Antrag auf Abichaffung der Mahl- und Schlacht- 
jteuer im ganzen Staate, aber gleichzeitig, beantragte auch er am 
29. Dezember 1846 eine Petition an den Landtag, betreffend die 
Erjegung der Mahl- und Schlachtjtener Aachens durch die Klaſſen— 
iteuer. Außerdem aber jegte er den Beihluß durd, daß die 
Regierung um jofortige Sijtierung der Mahliteuer in Aachen auf 
wenigitens ſechs Monate gebeten werden jolle. Denn gerade diejer, 
die notwendigiten Lebensmittel der unteren Bevölferungsflafien 
außerordentlich verteuernden Steuer jchrieb er die verhängnisvolliten 
Wirkungen auf die Notlage des Arbeiterftandes zu. Der Ausfall 
an Gemeindeeinnahmen aus den Zufchlägen zur Mahliteuer jollte 
nach jeiner dee durch eine provijorische Einfommenjteuer gededt 
werden. 

Schon damals wurden hie und da wegwerfende Urteile über 
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die rheiniiche „Bourgeoiſie“ und ihren Spisführer Hanſemann laut, 
der den politifchen Fortichritt im einfeitigen Klaſſenintereſſe des 
jatten, begüterten Mittelftandes betreibe. Keine Frage, Hanjemann 
jah in dem vermögenden, aufftrebenden Bürgerftande die eigentliche 
Kraft der Nation und fein ganzes Streben war darauf gerichtet, 
ihm denjenigen politiichen Einfluß gejeglich zu fichern, der dem 
geiftigen und materiellen Übergewicht des Bürgertums auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens entſprach. Dielen Mittelftand 
dachte er fich aber nie losgelöft von den Intereſſen und der 
Wohlfahrt der unteren Bevölferungsflafien. Er hielt es für eine 
der wichtigiten Aufgaben des Staates dafür zu jorgen, daß immer 
größere Maſſen von unten nad) oben aufftiegen, daß diejer Übergang 
nach Möglichkeit erleichtert wurde. Um ihrer jelbjt willen jollten die 
Proletarier ein menſchenwürdiges Dafein führen und um des 
Staates willen follten fie zur Verjüngung und Kräftigung der 
höheren Stände dienen. Wir haben bereitS darauf hingewieſen,!) 
dat Hanjemanns Auffafiung von der Herrichaft des begüterten 
Mittelftandes, jein deal der Bourgeoifie, weſentlich verjchieden 
von der Praris der Bourgeoisherrichaft war, wie fie im benach- 
barten Frankreich unter dem Bürgerfönige geübt wurde. Mit 
den gejeglichen Vorausjegungen derjelben war zwar auch Hanſe— 
mann im wejentlichen einveritanden. Aber welch anderer Geift 
mwehte jenjeitS der deutichen Grenzen. jenes Clement jozialer 
Fürſorge, das Hanjemann im privaten wie im öffentlichen Leben 
forderte, fehlte den franzöfischen Machthabern völlig; fie waren zu Ver- 
tretern einer gewinnfüchtigen, egoiftifchen Geſellſchaftsklaſſe entartet.?) 
Gänzlich verloren gegangen war ihnen das foziale Pflichtgefühl, 
das in Hanſemann fräftig lebte. Wir willen, wie oft er eine 
warmberzige Teilnahme für die unglüdliche Yage der unteren 
Klaſſen durch Wort und That bewiejen hatte. Noch immer jtand 
er mitten in der Arbeit für jeine großen menjchenfreundlichen 


1) ©. ©. 184. 

2) Karl Hillebrand, Geihichte Frankreichs von der Ihronbefteigung 
Louis Philipps bis zum Falle Napoleons III. 2, 12: „Das Interejje der 
Arbeiter und Bauern ward ohne Scham dem Interefie der Reichen geopfert.“ 

22* 
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Schöpfungen, die Feuerverficherungsgejellichaft und den Arbeits- 
verein; den Leitern des jungen belgiichen Staates hatte er zu— 
gerufen, daß die Wohlfahrt der unteren Klaſſen, ihre geijtige und 
materielle Hebung eine ihrer wichtigften Aufgaben fein müjje'), und 
es ijt befannt, wie dringend notwendig eine ſolche Mahnung in 
diefem Lande des entwideltiten Kapitalismus war. Unwider— 
leglicy zeigt auch jein jteuerpolitiiches Wirfen und insbejondere 
jein Kampf gegen die Mahl- und Schlachtiteuer, wie wenig er den 
Vorwurf verdiente, ein „Bourgeois” in der üblen Bedeutung des 
Wortes zu fein, welche jeine Gegner bei dieſer Charafterifierung 
im Auge hatten. 

Als er den erwähnten Antrag im NMachener Gemeinderat 
itellte, war er bereits weithin als eifriger Gegner der Mahl— 
und Schlachtiteuer befannt.?) VBergegenmwärtigen wir uns, worauf 
es anfam und was Hanjemann bisher im Kampfe gegen fie geleiftet 
hatte. 

Wie bereits erwähnt, wurde in 132 Städten die Mahl- und 
Schlacdhtiteuer, in den übrigen und auf dem platten Lande die 
Klajjenjteuer erhoben.?) Welche Grundfäge für die Zuweiſung einer 
Stadt in die Kategorie der mahl- und jchlachtitenerpflichtigen maß— 
gebend gewejen waren, ift ſchwer erfichtlich. Hanjemann fonnte, als er 
in „Preußen und Frankreich“ feinen Angriff auf das preußiiche 
Steueriyjtem eröffnete, feinen anderen Grund finden als die Abficht, 
„da wo die Dertlichkeit die Erhebung zuläßt, für die Staatskaſſen 
eine größere Einnahme als vermittelt der Klaſſenſteuer zu beichaffen.” 
Für Machen jcheint der Umstand den Ausichlag gegeben zu haben, 
daß die Stadt noch von Wällen umgeben und daher die Kontrolle 
über die eingeführten Yebensmittel an den Thoren leicht zu hand» 
haben war. Daraus erwuchs für Nachen der weitere Nachteil, dab 
die Wälle nicht abgetragen werden durften, und der Borteil, 

1) In der oben S. 104 u. 168 erwähnten Korreſpondenz mit Davignon. 

2) Vgl. die leſenswerte Studie ron Dr. F(ritz) in der in Aachen er— 
icheinenden Zeitung „Echo der Gegenwart“ 1897 Nır. 572, 591, 594, 597, 600. 
Doch ift Frig die Siſtierung der Mahliteuer in Machen 1847 nicht befannt 
geweien. 

3) ©. ©. 143. 
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feine Feſtung mehr zu jein, ging der Stadt zum großen Teil ver- 
loren.') Daß in der That nur die Nüdficht auf die höheren Ein- 
nahmen bei der Einführung der Mahl- und Schlachtjteuer in ge 
willen Städten maßgebend war, geht auch daraus hervor, daß 
die Regierung einer Stadt den Übergang zur Klaſſenſteuer nur 
dann geitattete, wenn die Gemeinde für Deckung des dadurch be- 
dingten Ausfalls an Staatseinnahmen forgte. Die Benachteiligung 
der mahl- und jchlachtiteuerpflichtigen Städte gegenüber den anderen 
hatte Hanjemann jchon in „Preußen und Frankreich” zahlenmäßig 
nachgewiefen. Das reiche Elberfeld mit damals (1832) 29000 
Einwohnern und Machen mit 36000 Bewohnern, unter denen 
fi) nach Hanfemanns Überzeugung verhältnismäßig mehr Arme als 
in irgend einer anderen größeren preußiichen Stadt befanden, hätten 
ungefähr den gleichen Steuerbetrag liefern müfjen, wenn dieſelbe Steuer 
in beiden Städten erhoben wurde. Die Klajjeniteuer in Elberfeld 
trug aber nur 23000, die Mahl- und Schlachtiteuer in Aachen 
Dagegen 60000 Thlr. ein. Düren mit 6300 Einwohnern ent- 
richtete 4800 Thlr. Klaſſenſteuer, Burticheid mit 4900 Einwohnern 
7900 Thlr. Mahl: und Schlachtiteuer. Im Jahre 1844 war das 
Mitverhältnis bereits jo geitiegen, daß die drei Städte Krefeld, 
Elberfeld und Barmen bei einer fteuerpflichtigen Bevölferung von 
zujammen 96000 GEinwohnern nur 58000 Thlr. Klaſſenſteuer 
zahlten, während die eine Stadt Aachen mit 50000 Einwohnern 
80000 Thlr. an Mahl- und Schlachtiteuer aufbrachte. In 
Aachen famen nach Hanjemanns Berechnungen von den genannten 
Steuern 47 Sgr. auf den Kopf der Bevölferung, in dem durch die 
Klaſſenſteuer von allen rheiniichen Städten am ſtärkſten betroffenen 
Elberfeld nur 21 Sgr.! Wiederholt gab Hanjemann in der Handels: 
fammer die Anregung zu Petitionen und Eingaben an das Finanz— 
minifterium, welche diefen Gegenitand behandelten, 1843 mies Die 
Handeläfammer nad), daß die hohe Mahl- und Schlachtiteuer daran 
ichuld sei, daf die Induſtrie in Aachen und Burticheid nicht jo ftarf wie 
in manchen anderen rheiniichen Städten aufblühe. Mit allem Nach— 


1) Die Mahl: und Schladhtiteuer in Nahen und Burtſcheid Von David 
Haniemann, Aachen. I. A. Mayer. 1846. 49. 16 Seiten. S. ©. 14. 
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drude trat Hanjemann im achten rheiniichen Landtage gegen fie 
auf. Allerdings ohne den gehofften Erfolg. ES wurde nur 
eine einfache, nicht die erforderliche Zweidrittelmajorität für 
die Petition um Aufhebung der Steuer erzielt. Noch im 
Dftober desjelben Jahres (1845) ftiegen die Preife der Lebens— 
mittel auf eine jolche Höhe, daß die Handelskammer wieder: 
holt die Aufhebung der Mahl- und Schlachtiteuer wenigitens für 
die Dauer eines Yahres bei allen zujtändigen Behörden in An— 
regung brachte. Als dann die Wahl der neuen Stadtvertretung 
bevorftand, übergab Hanjemann im Jahre 1846 eine urjprünglich 
für die Handelsfammer bejtimmte Denkichrift über diejen Gegen- 
ftand der Dffentlichkeit.!) Er hatte fih im Sommer 1846 zur 
Erholung in das liebliche Godesberg zurüdgezogen und opferte 
bier jeine Mußeftunden der zwar nicht umfangreichen aber gründ- 
lichen Arbeit. 

Hanjemann legte in diejer Denfichrift allen Nachdruck auf 
die Thatjache daß die unteren bandarbeitenden Volksklaſſen in 
Aachen ganz unverhältnismäßig jchwer bedrüdt wurden. Er 
fonnte an der Hand von Tabellen und Berechnungen den über: 
zeugenden Nachweis führen, daß Aachen im Laufe von 25 Jahren 
etwa eine Million Thlr. mehr in die Staatsfajjen geliefert hatte, 
als wenn dort die Klaſſenſteuer nach den nämlichen Grundjägen 
wie in Krefeld mit feiner viel wohlhabenderen Bevölkerung be- 
itanden hätte; und er zeigte weiter, daß diefe Million nur von 
der ärmeren Bevölkerung aufgebracht worden war. Denn jeine 
Berechnungen über den Verbrauch befteuerter Lebensmittel in der 
wohlhabenden Bevölkerung verglichen mit dem, was dieje an Klaſſen— 
fteuer zu entrichten hätte, führten zu dem überrajchenden Ergebnis, 
daß hier die Wirkung beider Steuerarten diejelbe war, daß die 
wohlhabenden Bewohner von Aachen und Burticheid durch die 
indirefte Zebensmitteljteuer ungefähr ebenjo hoch belajtet waren, 
wie durch eine Klaſſenſteuer. Nur in den niederen Schichten 
trat die Überlaftung durch die eritere hervor. Dieſen Umitand 


1) ©, die Anm. auf der vorigen Seite. 
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hatte Hanjemann bejonders im Auge, wenn er in jeinen Reformvor: 
ichlägen zunächjt und vor allem die völlige Abichaffung der Mahliteuer 
forderte, die das wichtigite Vollsnahrungsmittel, das Brot, verteuerte. 
Dagegen jollte die Schlacht- oder Fleiſchſteuer, welche vorzugsweile 
von den Wohlhabenderen getragen wurde, al3 Kommunalſteuer be- 
ftehen bleiben. Den Steuerausfall hatte die Staatsfafje zu tragen. 

Die Schädlichfeit der Mahl- und Schlachtſteuer zu betonen, 
fand Hanjemann bald nach dem Erjcheinen der Denfichrift neue 
Gelegenheit, als er die Steuerfrage im Geptember 1846 in 
jeinen letten Landtagsartifeln behandelte. Er jchloß hier jeine 
Ausführungen mit den zuverfichtlichen Worten des ftändijchen 
Ausichußberichtes von 1845: „In Preußen, dem Staate der In— 
telligenz und der Gerechtigkeit kann unmöglich eine Anficht auf 
die Dauer Beſtand haben, nach welcher die Aufgabe der Yinanz- 
verwaltung nicht darin beitände, den... . . erforderlichen Bedarf 
an Steuern nach gleichmäßigen Grundjägen auf die Unterthanen 
zu verteilen, jondern nur in einer gewiſſen Kunft,“ eine ungerechte, 
aber einträgliche Steuer als feftitehende Belaftung aufrecht zu 
erhalten. 

Dieje Agitation gegen die Mahl- und Schlachtiteuer war vor: 
ausgegangen, als Hanjemann, wie erwähnt, am 29. Dezember 1846 
den Aachener Gemeinderat zu einer Petition um die Siſtierung 
der Mahliteuer in Aachen auf mwenigitens jechs Monate bemog. 
Zwar lehnten der Regierungspräfident und der Oberpräfident, an 
den der Gemeinderat auf Hanjemanns Antrag refurrierte, es ab, 
das Gejuch höheren Ortes aud nur vorzulegen, weil eine Dedung 
des Steuerausfalls in dem Antrage nicht vorgejehen ſei und die 
Zumutung an den Staat, auf die Einnahme überhaupt zu ver: 
zichten, ihnen zu ungeheuerlich erichien. Drei Monate vergingen 
darüber in fruchtlojen Verhandlungen.!) Mitte April 1847 aber 
erfolgte doch nicht nur für Aachen, jondern für die ganze Monarchie 
eine dreimonatliche Siftierung der Mahliteuer ſowie für denjelben 
Zeitraum die Befreiung der unterjten Steuerflajie von der Zahlung 


1) Die Eingaben des Gemeinderatd an die vorgejegten Behörden wurden 
von Hanfemann entworfen. (Protofolle des Aachener Gemeinderats.) 
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der Klaſſenſteuer. Die Regierung batie ſich von der Notwendig- 
feit einer mwenigftens temporären Entlaſtung der ärmeren Be— 
völferung überzeugt. Ja, Hanjemann hatte die Genugthuung, dat 
die Kegierung einen Geiegentwurt über die vollitändige Erſetzung 
der Schlacht- und Mabliteuer und der Klaftenfteuer durch eine 
Einfommenfteuer ausarbeitete. Das Scidial dieſes Entwurfes 
werden wir bei der Betrachtung de3 Vereinigten Yandtages fennen 
lernen. 


VI. Kapitel. 
Der Dereinigte Landtag. 


Um die Jahreswende 1846/47 waren Hanfemann und jeine 
politiichen Freunde feit davon überzeugt, in wenigen Monaten 
wieder in Koblenz zum rheiniichen Provinziallandtage verfammelt 
zu fein. Völlig unerwartet famen ihnen daher das Patent und 
die Verordnungen vom 3. Februar 1847 „über die ftändifchen 
Einrichtungen“ und die wenige Tage darauf (am 8. Februar) 
erfolgende Einberufung aller Ständemitglieder auf den 11. April 
zu dem Pereinigten Yandtage nad) Berlin. Die Überrajchung 
war eine allgemeine. Wohl wußte man, daß der König an den 
alten Plänen feſthalte. Da aber Jahr um Yahr verftrichen war, 
ohne daß fie zur Ausführung famen, jo erwartete man dieſe am 
wenigften jegt, zu einem Zeitpunfte, der nichts Außerordentliches 
an fich hatte und feine jtärfere Veranlaſſung zu jo einfchneidenden 
Reformen bot, als irgend ein früherer. Es wurde von vorn— 
herein nicht verftanden und nicht gewürdigt, wie jehr es dem 
Könige darauf anfam, die Vereinigung der acht getrennten Land— 
tage zu einer KHörperichaft als freies Geſchenk der Nation darbieten 
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zu fönnen, ohne durch ſtürmiſche Yorderungen oder zwingende 
äußere Umftände dazu genötigt worden zu jein. 

Die Februargejege jchufen zunächjt den aus jämtlichen Mit- 
gliedern der Einzellandtage bejtehenden Vereinigten Landtag der 
Monarchie und ftatteten ihn aus mit dem Bewilligungsrecht für 
Staatsanleihen, für neue und für erhöhte Steuern, aber nur in 
Friedenszeiten, jowie mit dem Betitionsrechte für allgemeine 
innere Angelegenheiten. Neue Gejege jollten ihm zur Begut- 
achtung vorgelegt werden „in geeigneten Fällen” und wenn er 
gerade verjammelt war. Einen Anſpruch darauf, bei der Geſetz— 
gebung gehört zu werden, hatte der Vereinigte Yandtag demnach 
nicht. Ausdrüdlich ausgejchloffen war er von jeder, auch nur be- 
ratenden Teilnahme an der Feititellung des Staatshaushaltes. 
War er verfammelt, fo jollte ihm eine Überficht der Finanzlage 
und des StaatshaushaltS Lediglich „zur Information“ mitgeteilt 
werden. Allein dem freien Ermejjen des Königs blieb es anheim- 
geitellt, ob und warn er den Vereinigten Yandtag wieder ein: 
ferufen wolle. In den meiſten Provinziallandtagen waren Drei, 
in einigen durch das Dinzutreten des fürftlihen Standes vier Stände 
vertreten gewejen; doch hatten fie überall gemeinjam getagt. Im 
Vereinigten Yandtage wurde der Herrenftand als bejondere Kurie 
von der Kurie der drei (unteren) Stände getrennt. Nur in 
finanzießen Angelegenheiten follten jich beide Kurien zu einer Ber: 
jammlung vereinigen. Dem Prinzip und der Abficht des Königs 
nad) war der Vereinigte Yandtag nichts anderes als eine lofale Ver— 
einigung der Provinziallandtage. Diejes Prinzip wurde durchbrochen, 
indem der König die Prinzen jeines Haujes zu Mitgliedern der 
Herrenfurie machte und auch die Pertreter einiger nicht 
fürjtlicher begüterter Mdelsgejchlechter, weldhe in den Pro— 
vinziallandtagen zum Stande der Nitterfchaft gehörten, in Die 
Herrenfurie berief, eine Bevorzugung, welche naturgemäß eine 
Tuelle der Eiferfuht und des Mikvergnügens in vielen Adels- 
freiien wurde. Ein wirkliches Oberhaus war die Herrenkurie ſchon 
aus dem Grunde nicht, weil fie in Steuer- und Anleihefragen, 
dem einzigen Gebiete, auf welchem dem Landtage beichließende 
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Befugniſſe zuftanden, fein eigenes, von dem der Dreiftändefurie 
verjchiedenes Votum abgeben, ſondern gemeinfam mit dieſer 
beraten und jtimmen jolltee Die Herrenfurie war eine Zmitter- 
ihöpfung. Sie war aber auch eine ungerechte Schöpfung, weil 
einige Provinzen mit vielen Stimmen, andere mit jehr wenigen 
in ihr vertreten waren.') 

Neben dem Vereinigten Landtage blieben die 1842 ge— 
Ihaffenen Vereinigten Ausſchüſſe der Einzellandtage beftehen und 
für die Genehmigung von Kriegsanleihen wie für die jährliche 
Prüfung der Staatsjchulden-Rechnungen wurde eine aus acht 
Mitgliedern bejtehende ftändijche Staatsjchuldendeputation errichtet. 
Die Ausichüffe, nicht der Vereinigte Landtag, jollten „der Regel 
nach“ über neue Geſetze gehört werden; fie erhielten, was dem 
Vereinigten Landtag vorenthalten mar, die AZuficherung der 
PVeriodizität: alle vier Jahre ſpäteſtens jollten fie einberufen werden. 
Die Ausſchüſſe und die Staatsfchuldendeputation hatten eine mit 
dem Plenum fonfurrierende Aufgabe; in den meijten Fällen fonnte 
der Landtag dur dieſe Fleinen ftändilchen Körperichaften ver: 
treten werden. Da der König fi) außerdem noch vorbehielt, nad) 
jeinem Befinden neue Gejege auch den Provinziallandtagen zur 
Begutachtung vorlegen zu laſſen, jo gab es jetzt vier ſtändiſche 
Körperichaften mit teilmeije gleicher Kompetenz, und in finanziellen 
wie geſetzgeberiſchen Fragen jollte fi) die Krone nach Umftänden 
oder Belieben der einen oder der anderen Form ſtändiſcher Mit: 
wirfung bedienen fünnen. 

Das Fyebruarpatent war aus der eigenjten Entichließung des 
Königs hervorgegangen. Weder der Widerſpruch des Thronerben, 
noch der der Minijter hatten ihn im geringjten beirrt. Die 
Notwendigfeit einer Vereinigung der acht provinziellen Stände- 
verjammlungen verfannten die Minifter nicht. Ihr Abjehen ging 
aber im meientlichen auf eine Verjtärfung der Vereinigten Aus: 
ichüffe, jo daß die aus den Provinziallandtagen gewählte Reid)s- 
verfammlung etwa 160 Köpfe betrüge. Diele jollte aber auf eine 


1) Bommern mit 1 Stimme, Schlefien mit 28. 
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völlig geficherte Grundlage gejtellt werden, welche die Minifter mit 
Recht in der Periodizität der einen reichsjtändiichen Verfammlung 
erblidten, und fie jollte, wenn auch zunächſt nur geringe, jo doch 
Har umrifjene Befugnijje haben. Sie erflärten ſich ebenjo gegen 
die Verteilung der ftändijchen Kompetenzen auf mehrere Körper- 
Ichaften wie gegen die zwitterhafte Stellung, welche der König 
der Herrenfurie anzumweijen für gut befunden hatte. Meinungs- 
verichiedenheiten mit dem König in Bezug auf die jtändijche Ge- 
jeggebung hatten 1845 den Minijter des Innern Grafen Arnim- 
Boigenburg genöthigt, um jeine Entlafjung zu bitten, die ihm in 
Ungnaden erteilt wurde, weil der König eine ſolche Selbjtändigfeit 
der politiichen Gefinnung bei einem Minijter für völlig unzuläflig 
hielt. Arnims Nachfolger wurde der bisherige Yinanzminijter 
Bodeljchwingh. Diejer hatte 1842, als es fi) darum handelte, 
ob er Yinanzminifter oder Minifter des Innern werden jolle, 
dringend gebeten, ihn mit dem legteren Amt zu verjchonen, da er 
bei jeiner Überzeugung von der Notwendigfeit ſofortiger Ein- 
führung von Reichsſtänden mit beratender Befugnis einen Konflikt 
mit dem Könige für unvermeidlich hielt. Nach Arnims Rüdtritt über- 
nahm er das Minifterium des Innern provijorijch, da der König 
eine Zeit lang geneigt zu jein jchien, den Bedenken der Minijter 
und des Prinzen von Preußen in Bezug auf die Form der Reichs— 
ftände und die Stellung des Herrenftandes innerhalb Dderjelben 
Rechnung zu tragen. Als aber Bodelichwingh das Amt definitiv 
übernommen batte, fehrte der König zu jeinen uriprünglichen 
Anfichten zurüd. Ende 1846 bat daher Bodelihwingh um feine 
Entlafjung, fügte aber als getreuer Staatsdiener hinzu, daß er 
ſich für verpflichtet halte, um den notwendigen Abjchluß des Ver— 
faſſungswerkes nicht noch länger zu verzögern, wenn ber König 
eine andere Wahl nicht zu treffen milje, feine Dienfte im ent» 
jcheidenden Augenblide nicht zu verfagen. So übernahm er jeht die 
unſäglich jchwierige und troftlos undanfbare Aufgabe, das von 
ihm mißbilligte Werk feines Herrn als Landtags-Komiſſarius den 
vereinigten Ständen gegenüber zu vertreten. Nur die wenigiten 
ahnten, welche Selbitverleugnung es den von einer jchweren 
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Lungenentzündung noch nicht völlig Genejenen fojtete, dieſe Auf- 
gabe durchzuführen. !) 

Ale Schwächen und Eigenheiten Friedrihd Wilhelms IV. 
traten in vollem Maße bei der Errichtung des Vereinigten Yand- 
tages hervor, mit dem die jtändiiche Verfaffung Preußens ihren 
Abſchluß und ihre Krönung finden jollte. Es war ihm nun mal 
nicht gegeben, das Notwendige rechtzeitig, zweckmäßig und einfac) 
zu thun. Die Zeit danfbarer Zuftimmung zu der Schöpfung 
einer nur mit fümmerlichen Rechten ausgeftatteten preußiichen 
Neichsverfammlung mar längjt und unmiderbringlich dahin. Auf 
Dank konnte der König jegt nur noch rechnen, wenn die Berug- 
niffe der Verſammlung den geiteigerten Anfprüchen der lebten 
Jahre genügten und zum mindeiten in feinem Punkte hinter den 
Verheifungen der Geſetze Friedrich Wilhelms II. zurücdblieben. 
Nicht einmal die letztere Vorausjegung traf zu. Das Steuerbe- 
willigungsrecht ging freilich über die alten Zuficherungen hinaus, 
in denen nur von Steuerberatungen die Rede war. Aber Die 
mangelnde Periodizität des Landtages, das mangelnde Recht, bei 
allen neuen Gejegen gehört zu werden, die Kompetenzen der Aus— 
ichüffe und der Schuldendeputation waren unzweifelhaft Per- 
fürzungen der Rechte, welche die älteren Gejege verhießen. 
Und abgejehen davon: melde unglüdlihe Halbheit lag darin, 
daß der König jeden Augenblid die Funktionen der Reichs: 
verjammlung auf die anderen ſtändiſchen Körperjchaften über- 
tragen fonnte und dem Vereinigten Yandtage mit diefem Worbe- 
halte den Charakter eines integrierenden Bejtandteil der preußijchen 
Verfaffung wieder nahm! Dieſes Miktrauen gegen die eigene 
Schöpfung und gegen die Nation brachte ihn um den beiten 
Teil dejjen, was er von der Errichtung des Vereinigten Land— 
tages erwartet hatte. Er ſäte Mißtrauen und fteigerte die Ent- 
fremdung zwijchen Fürſt und Voll, während er ein Band der 


1) Guſtav v. Dieft, Meine Erlebnijie i. 3. 1848 und die Stellung des 
Staatäminifterd von Bodelihwingh vor und an dem 18. März 1848. Berlin 
1898. ©. 82ff. 
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Einigung, der Verſöhnung und Verftändigung um fie zu jchlingen 
gemeint hatte. 

Das Werf des Königs war fompliziert, widerjpruchsvoll und 
jehr verjchiedener Deutungen fähig. Insbeſondere war die Frage 
offen, ob die früheren ftändilchen Gejege mit ihren Verheißungen 
in Kraft blieben, oder ob das Februarpatent mit den zugehörigen 
Verordnungen an ihre Stelle getreten war. Unzmweifelhaft be- 
trachtete der König die Verordnung vom 22. Mai 1815, die eine 
„Repräfentation” des Bolfes und eine fchriftliche Verfaſſungs— 
urfunde verbieß, als aufgehoben. Geſagt war das aber nicht. 
Vielmehr erklärte der König, daß er fortbaue auf den von jeinem 
Bater gegebenen Gejeten, „namentlid auf der Verordnung über 
das Staatsichuldenweien vom 17. Januar 1820 und auf dem 
Geſetze wegen Anordnung der Provinzialjtände vom 5. Juni 1823". 
Beltanden wenigſtens dieſe namentlich genannten Gejege noch in 
vollem Umfange zu Necht, oder waren auch fie durch die Februar: 
geiehgebung abgelöft? Hatte fie aber der König nicht formell 
und unzweideutig aufgehoben, jo behielten auch die über die Be— 
willigungen Friedrich Wilhelms IV. hinausgehenden Berheißungen 
derjelben ihre rechtliche Geltung. Abjichtlich waren in den neuen 
Gejegen die in den älteren enthaltenen Bezeichnungen „Reichs— 
ſtände“, „allgemeine Ständeverfammlung” vermieden worden. 
Denn darüber jollte jeder Zweifel ausgeichlojjen fein, daß der 
Vereinigte Yandtag unter feinen Umftänden als eine Neprälentation 
des Bolfes im Sinne des Konftitutionalismus zu betrachten ſei. 
Der König ſah in ihm nur die aus Zweckmäßigkeitsgründen ver- 
einigten PBrovinzialitände. War es denn aber nicht lediglich ein 
Streit um Worte, wenn aus diefem Grunde den vereinigten Pro: 
vinzialitänden die Bezeichnung Neichsftände oder Landesrepräſen— 
tation vorenthalten wurde, was fie doch eben durd) die Vereinigung 
thatlächlicd; wurden, — aud wenn fie nicht nad) den Yorderungen 
des Nepräfentativjyitems, jondern auf ſtändiſcher Grundlage er: 
richtet waren und wenn fie auch bis auf das GSteuerbewilligungs- 
recht nur beratende Befugniſſe hatten?!) 


!) Hier ift an Metternichs Unterhaltung mit dem Könige 1845 auf dem 
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Schwerlid hat König Friedrid Wilhelm IV. auch nur im 
entfernteften geahnt, welche Mißſtimmung das Februarpatent im 
ganzen Lande hervorrufen werde. Hanſemanns umfangreiche 
Korrefpondenz aus den Monaten Februar und März läßt von 
feiner Seite ein wirkliches Gefühl des Dankes für die Föniglichen 
Darbietungen durhbliden. Wie lebhaft er dagegen die Bedeutung 
der bevorjtehenden Tagung in Berlin empfand, zeigt ein Schreiben, 
das er ummittelbar nad) dem Empfang der Einberufungsordre 
an jeinen Stellvertreter, den beigeordneten Bürgermeijter Nelleiien, 


richtete.) 

„Am 11. April“, jchrieb er, „kommen jämtlihe Stände in Berlin zu- 
fammen; fie werden fo viel Wichtigkeit haben, wie fie durd eigene Tüchtigfeit 
jelbjt erlangen. Alſo ſchon aus dieſer Urſache dürfen Sie nicht fehlen, wenn 
Sie berufen werden... Der zweite Grund, weshalb Sie nicht fehlen dürfen, 
it, dab diefe allgemeine Ständeverſammlung ein großes mweltgefchichtliches Er— 
eignis ift, was für Deutichland und Europa fehr folgenreih fein fann und 
wird. Nie würden Sie es ſich felbjt verzeihen, aus einem im Vergleiche zu 
diefer weltgeichichtlihen Bedeutung fo unwichtigen Grunde, wie für Sie die 


Rheindampfboot zu erinnern. (Metternichs nachgelafiene Papiere 7, 127 ff.). König: 
„Ih kenne den echten Preußen nicht, welcher nicht wüßte, daß Reichsjtände, das, 
was man unter einem Repräjentativiyitem verjteht, auf das Yand nicht pafien ... 
Ic habe Provinzialjtände und dabei hat es fein Verbleiben. Das Verſprechen 
vom Sahre 1815 werde ih in jeinem praftiihen Teile einlöfen, den uns 
praftiihen werde ich vernichten. Als thunlich, ja felbit als unausbleiblih be: 
tradhte ich die Einholung ded Rates der Provinzialitände dann, wenn es ſich 
um eine Staatdanleihe oder um die Vermehrung der direften Steuern 
handeln follte. Nun können acht getrennte Körper ſich unmöglich einigen, man 
muß ihnen jonad) hierzu dad Mittel bieten, und die Natur der Dinge bietet 
dasjelbe; es heißt: Zufammentreten, Hier fommt es auf das Wann 
und Wie an.“ — Metternich: Der König jhliefe mit Recht den Begriff der 
Reihsjtände aus dem Verſprechen des Vaters aus. Diejer that Unrecht, das Wort 
Reichsjtände audzufprechen, und that Recht, das Wort nicht zu erfüllen, fowie auf 
dem Sterbebette dem Sohne die gleiche Pflicht aufzuerlegen .. . Wolle der 
König die Landtage vereinigen, jo jei feine, Metternichs, feſte Überzeugung, dab 
die „GOO Provinzial: Abgeordnete als jolde einberufen und daß 
diefelben als Reihsjtände auseinandergehen werden.“ — Vgl. das 
Schreiben des Königs an Metternich vom 8. November bis 8. Dezember 1844 
bei Treitichte 5, 271. 
!) Hanfemann an Bürgermeijter Nellefien 24. Februar 1847. 
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Tuchgeihäftsbetreibung in alien ijt, die eigene Teilnahme an jenem Er— 
eignis verjagt zu haben.“ 

Sehr bald maren die rheiniichen Politifer darüber einig, 
welche politiichen Rechte aus den älteren Gejeten abzuleiten jeien 
und was daher über die Bewilligungen des yebruarpatentes 
hinaus noch von der Krone zu fordern fein werde. Ein in acht 
Punften formuliertes Verzeichnis dieſer Forderungen überjandte 
Camphauſen am 28. Yebruar an Hanjemann.!) Es handelte fich 
um fomplizierte jtaatsrechtliche Fragen und die Unbejtimmtheit 
des Ausdruds in den älteren Gejegen machte die Unterftügung 
der liberalen Partei durch einen gewiegten Juriſten rätlich. 
Hanjemann forderte daher im Namen jeiner Freunde einen 
der befanntejten und von der Regierung ganz bejonders ge 
fürchteten politiichen Schriftiteller, den Stadtrat Heinric” Simon 
in Breslau, auf, gegen entiprechende Nemuneration die Rhein- 
länder mit jeinem juriltiichen Beirat in Berlin zu unterftügen und 
mit ihm das Quartier zu teilen. Simon ging mit (Freuden auf 
den Vorichlag ein. „Allerdings“, antwortete er am 28. Februar, 
„fennen wir uns; ich blide auf Sie jeit Jahren; ich... denfe, 
jo Gott und die preußiiche Regierung es zulafien, Ende der 
Charwodhe in Berlin zu jein, um demnächit mit den Freunden 
die Auferftehung Preußens zu feiern.“ Indeſſen war jeine Be— 
fürdhtung, daß die Regierung ihm einen Strich durch die Rechnung 
maden könne, wohl begründet. 





1) Camphaufen jchrieb: „Aus den bejtehenden Gejegen ijt für die Reichs— 
jtände herzuleiten: 1. Der Anſpruch auf periodifche (jährlihe) Verſammlungen. 
— 2. Die Zuftimmung aud zu folhen Unleihen, wofür nicht das gejamte Bre- 
mögen und Eigentum des Staated zur Sicherheit bejtellt wird (Eingejchlofien 
Domänen-Veräußerung über dad Geſetz von 1820 hinaus). — 3. Die Zu— 
jtimmung zu Anleihen für Kriegäzwede. — 4. Die Weigerung ihre Rechte auf 
eine Deputation von 8 Mitgliedern zu übertragen, oder deren Zuziehung als 
Garantie der Reichsitände anzuertennen. — 5. Das Recht der Zuziehung zur 
Regulierung und Feitftellung der Steuern. — 6. Der Anſptuch auf Beirat 
zu Gefegen, welche Beränderungen in Perfon- und Eigentumsrechten zum 
(Hegenjtande haben. — 7. Das Petitionsrecht für alle, nicht bloß für innere An— 
nelegenheiten. — 8. Die Weigerung anzuerfennen, daß der Beirat der Provinzial: 
ftände zu allgemeinen Gejegen den Beirat der Reichsſtände erfegen fünne.“ 


352 VI. Sapitel. 


In demjelben Briefe teilte er nämlich Hanjfemann mit, daß er 
an einer jchonungslojen Kritif des neuen Verfaſſungswerkes arbeite, 
die dem Volfe das Wort der Wahrheit voll jagen werde; er babe, 
auf dem Boden des Geſetzes fuhend, alle Konjequenzen, aber aud) 
alle, ausgeiprochen. „Sch habe nichts zurüdgehalten, Sie können 
denfen“, rief erim Vorgefühl feines großen publiziitiichen Erfolges, 
„was das für Nejultate giebt. Die Schrift wird aus dem heitern 
Himmel des bisherigen Zeitungslobes und homöopathiſch abge- 
ichwächten Tadels wie ein Blisftrahl auf diefe heuchleriichen Nichts- 
würdigfeiten niederfahren.“ So fündigte er Hanlemann das Er— 
icheinen feiner berühmten Schrift an, der er den Namen „Annehmen 
oder Ablehnen“ gab. Sie wirfte zündend. Gleichwohl ging fie 
von einer unbaltbaren und millfürlichen privatrechtlichen An— 
Ihauung der Verfafiungsfragen aus. Aus einer angeblichen jtill- 
jchweigenden Annahme der ftändilchen Gejepgebung Friedrich) 
Milhelms III. durch das Wolf deduzierte er das Beſtehen eines 
Vertragsverhältnifjes zwiichen Krone und Volk. Folgerecht ſah er 
in den jtändilchen Abgeordneten Bevollmächtigte des einen pazis- 
jierenden Teils, des Volkes. Dementiprechend galt ihm das 
ebruarpatent auch nur als ein unmaßgeblicher neuer Vertrags» 
entwurf. Über diejen dürften fich aber die gegenwärtigen Abge: 
ordneten feineswegs äußern, da fie Feine Vollmacht dazu hätten: 
e5 jeien Neuwahlen zur Ausitelung neuer Vollmachten für die 
Vertreter des Volfes nötig. Dann zeigte er, wie das Yebruar- 
patent, der vom Könige gebotene Entwurf eines neuen Vertrages, 
die alten, viel weiter gehenden, wenn auch nicht verwirflichten 
Rechte des Volkes bejeitige oder nur eine ungenügende Erfüllung 
der alten Verheißungen in Ausficht jtelle. Die Bevollmächtigten 
des Volfes müßten alſo den Entwurf ablehnen. Die Schrift wurde 
natürlich jofort verboten und machte dem Berfafjer einen dauernden 
Aufenthalt in Berlin unmöglid. So zerichlug fich die Hoffnung 
der Nheinländer auf Simons Nechtsbeiltand, — wohl nicht zu 
ihrem Schaden, und jchwerlich wird Hanjemann nad) dem Er- 
Icheinen von Simons Schrift das Scheitern des Planes jehr be- 
dauert haben. Denn zwilchen dem revolutionären Ungeſtüm eines 
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Simon und den maßvollen Forderungen Hanjemanns, wie fie 
diejer ſtets und noch zulegt in den jet majlenhaft zur Verteilung 
gelangenden „Politischen Tagesfragen” vertreten hatte, beftand eine 
unüberbrüdbare Kluft. Freilich wollte auch Hanjemann den recht- 
mäßigen Anſprüchen des Volfes an eine reichsftändiiche Verfaflung 
nichtS vergeben. Aber für ihn beitand dieſes Recht doch nur des» 
halb, weil der unumfchränfte König die alten Geſetze formell feines» 
wegs aufgehoben hatte. 

Mit Simon traten übrigens damals auch fonjervative Männer 
in Verbindung. Seiner Vermittelung bediente ſich der Oberburg— 
graf von Preußen, Freiherr von Brünned, um ein offenes 
Schreiben des Grafen von Dohna auf Finkenjtein in die rhein- 
ländiichen Blätter zu bringen, in dem Dohna die ojtpreußiichen 
Stände aufforderte, ihre Inkompetenz zur Vornahme jolcher Hand— 
lungen zu erflären, für welche nach den früheren Gejegen nur die 
Reichsitände zuftändig jeien, widrigenfalls das Volk jelbit dieje 
Inkompetenz ausiprechen müſſe. Simon jandte das Schreiben an 
Hanfemann.') 


ı) Simon an Hanjemann 18. März 1847. — Der Schluß des Dohnaſchen 
Sendichreibend vom 7. März lautete: „Da diefe Gerechtiame durch das Patent 
und die Verordnungen vom 7, Februar 1847 auf eine beunrubigende Weije ge- 
fährdet find, iſt thatiächlich und bedarf feiner weiteren Ausführung. Es wird 
demnad eine heilige Verpflichtung der jegt in Berlin zufammentretenden acht 
Landtage fein, diefe Gefährdung unferer Rechte der Regierung darzulegen und 
zu veranlafien, da die Rechte der Nation in einer Urkunde in ihrer vollen Be: 
deutung und in allen daraus fließenden Folgen anerkannt, fejtgeitellt, mit ge: 
nügenden Garantien verfehen und ſomit ein gejetlihes Mittel gegeben werde, 
diefe Rechte gegen Eingriffe zu ſchützen; — demnädjt dahin zu wirfen, daß 
alles vorbereitet werde, damit eine Verſammlung von Landesrepräjentanten auf 
würdige, die Regierung fräftigende Weiſe ihren Verpflichtungen nachkommen, 
auch die Staatsanleihe bewilligen fünne. Denn daß eine Staatsanleihe not= 
wendig ift, ift jo unzweifelhaft, als es erweislich, daß die in Berlin verfammelten 
Landtage zu diejer Bewilligung und Garantie unberufen find. — Es wäre 
höchſt bedauerlich, wenn die Nation genötigt wäre, dieje Inkompetenz ihren zu 
Provinzial:Zandtagen gewählten Deputierten auszufprehen, was doc nicht auss 
bleiben würde, wenn die Herren Deputierten jelbit ihre Befugnifje verfennen 
follten.* 
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Auch am Rhein wurde die von der Mehrheit der Dftpreußen 
verneinte Frage erörtert, ob man den PVereinigten Yandtag über- 
haupt beichiden dürfe. Auf einer am 14. März in Köln abge- 
haltenen Verſammlung fiegte aber die auch von Hanjemann ver- 
tretene gemäßigtere Anficht, daß eine DVerftändigung mit der Re— 
gierung verjucht werden müſſe. Es wurde bejchlofien, daß der 
Vereinigte Landtag fi) von vornherein als die verheigene Neichs- 
verjammlung geberden und die ihm noch verfagten, aber dem Lande 
gleichwohl verbrieften Rechte!) in einer Adreſſe an den König 
feierlich verwahren jolle.?) 

Allerdings war Hanjemann unter feinen rheinischen Freunden 
derjenige, welcher am meijten zu entjchlofjener Befämpfung der 
Regierung drängte und der am wenigften ein innerliches Bedürfnis 
fühlte, feine Gegner zu fchonen. Er war nicht nur unter den 
rheiniichen Häuptern des Liberalismus der an Jahren ältejte — 
er zählte damals 57 Yahre —, fondern eines der bejahrteften 
Yandtagsmitglieder überhaupt; ſeit 17 Jahren ftand er in ausge- 
jprochenem Kampfe für eine preußiiche Verfaffung, für freiheitliche 
politiiche Entwidelung des Vaterlandes, für zweckmäßigere Ausge— 
italtung des Finanzwejens, für energiichen Fortichritt auf allen 
Gebieten da und nod) ein gutes Jahrzehnt älter war feine Über- 
zeugung von der VBerwerflichkeit des rein büreaufratiichen, abjoluten 
Regierungsiyftens. Wie gering waren dod) die Erfolge jeiner 
politiichen Wirffamfeit während diejer langen Zeit überall da ge- 
wejen, wo fie an die Mitwirkung, den guten Willen und die Ein- 
ficht der Regierung gebunden waren. Die Preſſe war etwas 
freier geftellt, den Provinziallandtagen eine beſchränkte Öffentlichkeit 
zugeftanden, den rheinijchen Städten eine nur wenig befriedigende 
Gemeindeordnung bemilligt; und aufgehört hatte die unmittelbare 
Gefährdung der rheinifchen Rechtsinftitutionen. In der Hauptjache, 
prinzipiell, war an dem NRegierungsiyiteme gar nichts geändert 
worden. Hanjemanns arbeitsreiches Leben neigte fid) jeinem Abend 


1) ©. ©. 861, Anm. 1. 


2) Die Gegenwart. Eine encyklopädiſche Darjtellimg der neueiten Zeit: 
geihichte. II. 1849. ©. 166. 
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zu und blidte er zurüd, jo fonnte es ihn wohl mit Bitterfeit er- 
füllen, daß jo viel uneigennügige Mühe, jo viel ehrliches Streben 
im Dienfte des Vaterlandes, jo viele Kämpfe, Aufregungen und 
Widrigfeiten ohne greifbare Ergebnifje, daß fie vergebens geweſen 
jein follten. Diejer Wahrnehmung jtand die offenfundige, unbe- 
ftreitbare Thatjache gegenüber, daß er jein Wirfen auf den Gebieten 
pom größten Erfolge gekrönt ſah, wo er in der Erreichung des 
vorgeftedten Ziele8 unabhängig von der Regierung, wo er ganz 
auf fich allein geitellt war. Seine großen Schöpfungen, die Feuer— 
verficherungsgejellichaft, der Aachener Arbeitsverein, die Rheiniſche 
Eijenbahn gediehen und entwicdelten ſich in erfreulichiter Weije; 
ihre Organijation, die diefen gejchäftlichen Unternehmungen zu 
Grunde liegende gemeinnübgige ‘dee, die wunderbare Zwedmäßig- 
feit aller feiner geichäftlichen und praftifchen Anordnungen, die 
niemals neben dem faufmännijchen Gewinn eine große und allge: 
meine Anjchauung der Dinge yermiffen ließen, fanden den be- 
mwundernden Beifall jeiner Zeitgenofien. Daß in Finanzfragen 
niemand fompetenter als er fein fünne, war die Überzeugung 
vieler auch außerhalb des Nheinlandes. Dazu fam, daß er ein 
befannter und erfolgreicher politifcher Schriftiteller geworden war, 
— erfolgreich vor allem deswegen, weil im Laufe jeiner jchrift- 
ftellerifchen Yaufbahn die überwiegende Mehrheit der Urteilsfähigen 
in Deutjchland fich zu den von ihm vertretenen fonftitutionellen 
Anfichten mit allen ihren Konjequenzen befannt hatte und nun in 
ihm einen ihrer thätigften, tüchtigften Wortführer feierte. Er wußte, 
daß er eine wichtige Perjönlichfeit war, auf deren Thun und 
Laſſen die Augen von Tauſenden ſich richteten,') und er nahm 


1) Karl Weil in Stuttgart, Redakteur der Konftit. Jahrbücher, an Hanie- 
mann 16. April 1847: Bittet um Beiträge für feine Zeitſchrift. „Der Ber. 





Landtag . . . . befigt in Ihnen ein hervorragendes Mitglied, auf welches die 
monardiich:tonftitutionelle Partei in ganz Deutfchland mit Hoffnung und Zuver- 
jicht hinblickt. . . . Das Bewuhtjein von der Notwendigkeit einer aktiven Teils 


nahme der Bürgerflafie an der Leitung des Staats findet keinen erleuchteteren, 
ftaatsmännifcheren und dennoch geſinnungstreueren Repräfentanten in dem Weißen 
Saale zu Berlin als Sie.“ — Gervinus an Hanfemann 1. April 1847 bei Üüber— 
fendung feines Büchleins „Patent vom 8. Februar.“: „Wir jehen mit Spannung 


auf Sie alle, und mit Vertrauen auf Sie!“ 98% 
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feinen Anjtand, diefe Thatjache anzuerkennen, auszuiprechen, auch 
zu betonen. Wohl blieb er in feiner Haltung, in den Formen 
des Verkehrs, in jeinem ganzen Wejen ein jchlichter Yürger, der 
nicht das geringfte Bedürfnis hatte, das hohe Anjehen, das er aller- 
wärts genoß, in Außerlichfeiten fichtbar werden zu lajjen. Aber 
wie hätte unter jolchen Umſtänden jein Selbjtgefühl nicht eine 
Steigerung erfahren jollen, nachdem der Lauf der Dinge auf Schritt 
und Tritt bewiejen hatte, daß er mit jeinen Anjchauungen, Ur— 
teilen und Forderungen faft immer im Recht gewejen war. Er 
war gewohnt zu dDisponieren und fannte es nicht anders, als daß, 
wo er an einer Angelegenheit mitarbeitete, jein Wille der map- 
gebende war. Selten trat ihm eine ebenbürtige Perſönlichkeit von 
gleicher Willensftärfe, gleicher Gefchäftsfenntnis, gleichem Scharf: 
blif gegenüber. Alle die großen Betriebe, die er geichaffen Hatte 
und in denen er thätig war, jtellten ihm ein Heer von Unter: 
gebenen zur Verfügung, die mit Verehrung und Bewunderung zu 
ihm aufblidten, von ihm Förderung und Gunjt erwarteten, aber 
auch zu feiner überlegenen Einficht das vollfommenjte Vertrauen 
hatten. Das Herrchen mußte ihm mit der Zeit zur Gemohnpeit, 
zur anderen Natur werden. Im PBrivatverfehr büßten die ange- 
borene Freundlichkeit, Derzensgüte und Liebenswürdigfeit nichts 
von dem bejtrictenden Reize ein, den fie, verbunden mit dem Eindrude 
außerordentlicher Klugheit, von jeher auf jeine zahlreichen Freunde 
ausgeübt hatten. Auch mochte er Widerſpruch wohl injofern ver: 
tragen, als er ihn nicht aufbraujend oder heftig machte und ihn 
nicht eigentlich verlegte. Daß aber jeine politifchen Überzeugungen, 
jeine Anfichten von der Zwecmäßigfeit diejer oder jener Maßregel 
die einzig richtigen, ja möglichen jeien, jtand für ihn unerjchütterlich 
feſt. Doc; muß der Anjprud, in jeinem Kreile der Erſte zu jein, 
dem fich die anderen unterzuordnen hätten, mit einer gewiſſen 
naiven Selbitverjtändlichfeit hervorgetreten jein, und vor jtarrem 
Doktrinarismus bewahrte ihn ein glüdlicher Wirflichkeitsfinn. Er 
hat es wiederholt ausgejprocdhen, es fomme in der Politif nicht 
darauf an, das unbedingt und der ‘dee nad) Beite zu erreichen, 
jondern unter verjchiedenen Möglichkeiten diejenige zu ergreifen, 


Gejteigerte Kampfesftimmung. 357 


welche dem gewollten Ziele mehr als die anderen zujtrebe, oder 
zwiſchen verjchiedenen Übeln das geringere zu wählen. So lief; 
er fi) dur die Meinungen und Beweisführungen anderer jelten 
oder nie aus der einmal eingeichlagenen Richtung drängen, wohl 
aber war er leicht bereit, die Taftif zu wechieln, wenn die That- 
fachen und anderen Vorausfegungen ſich änderten, welche für die 
Mahl der Mittel beftimmend gewejen waren. Seinem beweglichen 
Geifte war eine Reihe unſchätzbarer ftaatsmänniicher Gaben eigen, 
vor allem: das Vermögen rajcher Orientierung aucd unter den ver- 
wideltejten Verhältnifjen und der Wahl von zwedmäßigen Mitteln 
für ein erreichbares Ziel; das Vertrauen in die eigene Kraft und 
eine gewiſſe angeborene Herrichergabe. Dagegen war feine Menjchen 
fenntniS feine untrügliche. Wohl hatte er wiederholt die rechten 
Männer an den rechten Pla geſetzt. Aber auch an Enttäufchungen 
hatte es in diefer Beziehung nicht gefehlt und gerade die folgenden 
Jahre Sollten bejonders reid; an ihnen werden. 

Faßt man die foeben erwähnten Züge zu einem Bilde zu- 
jammen, ſo ijt e8 nicht ſchwer, die Stimmung au erfennen, in 
welcher Hanſemann ſich zum Bejuche des Vereinigten Landtages 
anfchiete. Er ging hin mit der Überzeugung, es fei nun das 
durchzuſetzen, wonach er mit feiner beften Kraft bisher vergeblid) 
gerungen hatte: der auf die alleinige Herrichaft des Geſetzes ge- 
gründete freie Nechts- und Verfajiungsitaat in Preußen; — daß 
diefem Ziele alle anderen, auch aus berechtigten Empfindungen, wie 
Pietät gegen das Herfommen und Yiebe zur Perſon des Königs, ent» 
itammenden Rücdfichten untergeordnet werden müßten; — daß es 
gelte, allen Unklarheiten ein Ende zu machen und an Stelle des 
jo oft getäufchten Vertrauens auf den guten Willen der Krone bie 
Möglichkeit unbeitreitbarer Rechtsanfprüche zu gewinnen. Er wußte, 
dab er num eine große Rolle zu jpielen berufen fein werde, eine 
größere als bisher, und hielt ſich für verpflichtet, feine parlamen- 
tariiche Aufgabe, wie fie ihm durch feine Vergangenheit, jein gegen- 
mwärtiges Anſehen und die auf die rheinischen Deputierten gejegten 
Hoffnungen des deutichen Liberalismus zufiel, im Sinne unzwei— 
deutiger Entichiedenheit zu löfen. Zmeifellos war jeine Stimmung 
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radifaler als früher. Nicht mehr bittend wie in der Denkichrift von 
1830, nicht bloß Fritifierend wie in „Preußen und Frankreich“, auch 
nicht mehr in dem zurüdhaltenden Tone der „Politiichen Tagesfragen“ 
wollte er der Krone gegenübertreten, jondern ihr nun gleichiam 
eine Neihe unbeglichener Forderungen präjentieren und deren Ein- 
löfung verlangen. Aber jo wenig Bedenken er trug, zu jchärferen 
Kampfmitteln zu greifen, jo wenig wid) er von der Linie eines ge- 
mäßigten Konftitutionalismus ab, den er bisher vertreten Hatte. 
Seine Anfichten waren im Laufe der Zeit um nichts weiter nad) 
links gerüdt; der Demofratie gedachte er jet ebenjomwenig wie 
früher irgend ein Zugejtändnis zu machen. Nicht jeine politifchen 
Überzeugungen, nur eben feine Stimmung und Kampfluft waren 
radifaler geworden, mit denen er einer jeines Erachtens unver: 
bejjerlich unfähigen und wohl gar auch böswilligen Regierung zu 
begegnen entichlofjen war. 

In den legten Tagen des März traf Hanjemann in Berlin 
ein und bezog gemeinjam mit anderen Rheinländern ein Quartier 
in der Mohrenftraße. Bülow-Cummerow, obwohl jelbjt nicht Ab- 
geordneter, hatte ihn ganz bejonders dringend gebeten, fich zu den 
Vorbeiprechungen der Abgeordneten an denen er eifrigen Anteil 
nahm, jo zeitig als möglich in Berlin einzufinden. Soeben 
hatte Bülow eine Betrachtung über die politijche und öfonomijche 
Lage Preußens veröffentlicht, der er eine Kritik des Februar: 
patents anjchloß.!) Seine mirtichaftspolitiihen Ausführungen, 
jeine Beurteilung der Geldnot und jeine Vorjchläge zu ihrer 
Beleitigung dedten fich in allem wejentlichen mit denen Hanjemanns. 
An die neuejte jtändiiche Gejehgebung legte er eine jo freimütige 
Kritif, da der König im Höchjten Grade erzürnt war und ihm 
das Buch ungelejen mit der Bemerkung zurüditellen ließ, er habe 
dem Volk ein Gejchenf gegeben, das rein als jolches anzunehmen 
jei; eine Kritik darüber wolle er nicht.) In jeinen pofitiven 
politijchen Überzeugungen wich Bülow freilich weit von den Rhein— 

i) Bülow-Cummerow, Preufen im Januar 1847 und das Patent 


vom 8. Februar. Berlin 1847. 2. Aufl. 341 Seiten. 
2) Barnbagen von Enje, Tagebüder IV, 56. 
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ländern ab. Sein deal war eine jtändiiche Gliederung des 
Staatsbaues, während dieje in den Gedanken des Staatsbürger- 
tums lebten. Zunächſt aber berührien ſich ihre beiderjeitigen 
praftiichen, auf das Inſtitut des Vereinigten Landtages gerichteten 
Wünſche noch auf das engſte. — Wie mit Bülow, jo juchten die 
rheiniſchen Deputierten auch nad) anderen Seiten Fühlung zu ge 
winnen und PBerbindungen anzufnüpfen. Ein großer Teil der 
ichlefiichen Deputierten hatte fich gleichfalls auf den rein ab» 
lehnenden Standpunft ihres Landsmanns Simon gejtellt. Es ge: 
lang jedoch den Rheinländern, fie zu einer vernünftigeren Haltung 
zu befehren. Am jchwierigften war aber die Verftändigung mit 
den Dftpreußen, die in Berlin mit dem fejten Entichluß eintrafen, 
fi nicht eher an den Landtagsverhandlungen zu beteiligen, al3 
bis der König die Rechte der ReichSverfammlung in vollem Um- 
fange anerfannt habe. Das moraliiche Gewicht der altpreußifchen 
Dppofition war aber um jo ftärfer, als eben die Namen alter 
fönigstreuer Adelsgejchlechter ihre Reihen zierten und einige ihrer 
MWortführer, wie der Oberburggraf von Brünned und der General- 
landichaftsrat Alfred von Auerswald, dem Könige perjönlicdy nahe 
itanden. Am 7. April fand bei Brünneck eine Konferenz der 
Ditpreußgen und Nheinländer ſtatt. Längere Zeit jchien eine 
Verjtändigung zwilchen den verichiedenen Standpunften ganz un— 
möglich; ſelbſt als der greije Brünned, durch die Beredjamfeit 
des jungen Meviſſen gewonnen, fich für die Rheinländer erflärte, 
blieben die Preußen jtarr und unbeweglich. Sie fürchteten, der 
fönigliche Kommifjar oder der Marjchall würden die rechtsver- 
wahrende Adrefje, welche die Rheinländer beabjichtigten, nicht ge- 
ftatten und nötigenfalls die Situng aufheben. Da erhob fich 
Gamphaujen „wie ein Löwe donnernd“: „Dann erwählen mir 
einen neuen Marjchall aus unferer Mitte”, vief er, „dann er- 
flären wir die Situng für permanent, dann weichen 537 Bolfs« 
vertreter nur der Macht der Bajonette.” Das wirkte, obwohl, 
wer Gamphaufen fannte, daran nicht zweifelte, daß dieſe Re— 
minilzenz an Mirabeau ihm nur ein Fluges Mittel war, den 
Wideritand der Preußen zu überwinden. Dann hielt Hanjemann 
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nach dem Bericht eines Teilnehmers eine „ichöne und inhaltichwere 
Rede“, die mit den Morten ſchloß: „In dem Augenblide, wo 
Preußens Neichsftände erklären, der Abjolutismus in diefem Lande 
eriftiere nur noch faftifch, nicht mehr rechtlic), in dem Augenblide 
ift der Abjolutismus moraliſch tot. Sit er moraliſch tot, jo 
ift fein phyſiſcher Tod die notwendige Folge. Von dem Tage 
an fann er nicht mehr drei Tage lang jein Leben friften.“ Die 
Preußen waren gewonnen.') 

Am 11. April fand die feierliche Eröffnung des Vereinigten 
Landtages durch den König im Weißer Saale des Föniglichen 
Schloffes ftatt. Irgend eine Äußerung Hanſemanns über Die 
vielberufene Thronrede, welche den unverjöhnlichen, prinzipiellen 
Gegenſatz der föniglichen Anjchauungen zu den Beitrebungen und 
dem Geifte der um ihn verjammelten Vertreter jeines Volfes zu 
voller Klarheit brachte, hat fich leider nicht erhalten. Wie er 
über diefe Nede dachte, kann ja nicht wohl zmeifelhaft jein. 
Bedauerlicher ift e8, dab überhaupt jo wenig ußerungen 
Hanjemanns über des Königs Perjönlichfeit und Wejen vorliegen. 
Sp Scharf der Gegenſatz diejer beiden Perjönlichfeiten war, fo 
icheint e$ doch, daß Hanſemann gegen ihn fein Gefühl von Groll 
oder Abneigung empfand, — vielleicht weil er bei jeiner konſti— 
tutionellen Gefinnung den Miniftern alle Verantwortung zu— 
zuichieben geneigt war und weil er nicht wiſſen fonnte, wie 
wenig des Königs Thun von den Miniftern gebilligt worden und 
wie jehr die jüngfte ſtändiſche Geſetzgebung das ausichliegliche 
Merf des füniglichen Herrn war. In feinem jeiner Briefe und 
hinterlaijenen Papiere, weder aus diejer noch aus fpäterer Zeit, 
hat jich ein herbes oder ungünftiges Urteil über Friedrich Wilhelm IV. 
nachweiſen laſſen. 

Die Unklarheit der Rechtslage kam ſofort in der erſten Sitzung 
der vereinigten Kurien zum Ausdruck. Nachdem Hanſemann als 
erſter Redner eine Reform der beengenden und ungenügenden 
Geſchäftsordnung verlangt hatte, wurde entſprechend dem von den 


!) Die Gegenwart 11. S. 166. Xeider liegt hier der Bericht des un: 
genannten Teilnehmers nur im Auszuge vor. 
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Rheinländern in Ausficht genommenen Verfahren auf den Antrag 
des Grafen Schwerin eine Kommiffion zur Ausarbeitung einer 
Adrejje an den König niedergejegt, die dem Dank der Stände 
und zugleid; ihren Nechtsbedenfen gegen mehrere Beitimmungen 
des Patents umd der Verordnungen vom 3. Februar Aus: 
drud verleihen jollte.e Am 15. und 16. April wogte die große 
Redeichlacht über den von Bederath verfaßten und motivierten 
Adrekentwurf, welche der jtaunenden Welt auf einmal den Reichtum 
von parlamentariichen Kapazitäten offenbarte, die Preußen in 
der Stille der provinzialftändiichen Verhandlungen fi) unbemerft 
berangebildet hatte. Der in den ehrerbietigften Ausdrüden ab- 
gefaßte Entwurf ftellte fich gleichwohl entichlojjen auf den Stand- 
punft, daß der Vereinigte Landtag die in den Gejegen von 1820 und 
1823 vorgejehene reichsftändiiche Verfammlung ſei, nahm für ihn 
alle aus diejen Gejehen fließenden reichsftändifchen Nechte in An- 
ſpruch und führte die Abweichungen der neuen von der alten Ge- 
jeggebung in den Hauptzügen auf. 

Mit wunderbarer Geiftesgegenwart verteidigte Bodelichwingh 
die Sache jeines Herrn. Er mußte aber von vornherein die von 
dem Könige genommene Bofition, nach welcher der Vereinigte Land— 
tag etwas anderes als eine reichsjtändiiche Verſammlung fein 
jollte, als unhaltbar aufgeben und hatte es num um jo jchwerer, 
die von dem Könige -gewählte Form, in welcher die VBerheigungen 
Friedrich Wilhelms III. angeblich erfüllt wurden, zu rechtfertigen. Da 
iprang ihm Graf Arnim, der frühere Minijter, bei. Er beantragte 
an Stelle der flaren Rechtsverwahrung, um dem Könige nicht wehe 
zu thun, den Ausdrud der Hoffnung, daß, wenn im Yaufe der 
Verhandlungen Abweichungen zwiſchen den älteren und gegen 
wärtigen Gejegen feftgejtellt werden jollten, der König einen Aus- 
gleich nicht verjagen werde. Und jo groß war der Eindrud von 
Arnims Rede, jo tief ftedte die Ehrfurcht vor der Krone den 
Ständen im Blute, daß das Amendement ohne weitere Debatte 
zur Annahme gelangt wäre, wenn Hanjemann nicht durch das 
Verlangen nach Drudlegung des Amendements, nad) Fortjegung 
der Beratung und Abitimmung erjt am folgenden Tage, die Ber: 
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jammlung vor einem übereilten Bejchluffe gerettet hätte. Nun 
erhob fi der Landrat Georg von Binde, der Sohn des ge- 
feierten Dberpräfidenten von Weftfalen, um fich in jchroffiter Weile 
gegen jede Adrejje auszufprechen und eine einfache im Protofoll 
niedergelegte Rechtsverwahrung zu beantragen. Mit mächtiger 
Beredjamfeit vertrat er den ertremiten NRechtsftandpunft. Und 
doch entfernte ſich der ariftofratiiche Edelmann ebenfo von dem 
Boden des StaatsrechtS der unumjchränkten preußiichen Monarchie, 
wie e$ der Demofrat Simon in feiner Schrift gethan hatte, wenn 
er der Krone kurzweg die Befugnis abiprad), an der früheren 
auf die Stände bezüglichen Gejeggebung auch nur das geringite 
ohne die freie Zuftimmung der Stände zu ändern. Das mar, 
wie wir willen, der Standpunkt Hanjemanns nicht. Zwar bat 
nächſt Binde gerade Hanjemann das Yebruarpatent von allen 
Rednern am jchärfjten verurteilt. Aber er ftellte das Recht des 
Königs zum Erlaſſe desjelben nicht in Frage. Er ftand auf dem 
Boden der Thatjache, daß der König die älteren Gejege nicht auf 
gehoben habe und auch dieje geltendes Recht enthalten. 

Erſt am nächiten Tage, am 16. April, als einer der lehten 
Redner, ergriff auch Hanjemann das Wort, um den urjprünglichen 
Adrepentwurf Beckeraths zu verteidigen. In der klaren Erfennt- 
nis, die Gabe der Nede nicht in dem Maße zu befigen wie einige 
jeiner WVorredner, begann er mit den aus dem Herzen fommenden 
Worten: „indem ich das Wort ergreife, bin ich tief ergriffen von 
der hohen Bedeutung unjerer Beratung, tief ergriffen von der ‘ 
Schwäche meiner Kräfte im Vergleich zu der Größe der Sadıe, 
die wir bier verhandeln. Möge mein Gefühl, meine innige 
Vaterlandsliebe erjegen, was die Natur mir verjagt hat.“ Zu— 
nächjt lobte er die parlamentariiche Weiſe, in der das Minifterium 
die Verantwortlichfeit für alle der Verfammlung vorgelegten Er: 
lajje der Krone zu tragen fich bereit erfläre, — freilich ein Mip- 
verjtändnis, das Bodelichwingh dahin zurechtitellte, daß die Minifter 
nur für ihr Thun, nicht für das, was der König beichließe und 
befehle, verantwortlich jeien. Dann aber fucdhte er den Unter: 
ſchied zwiſchen dem Kommiflionsentwurf und dem Arnimichen 
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Amendement, frei von allen Nebenrückſichten und allen Ver— 
hüllungen, klar zu machen: Jener ſagt, wir haben Rechte, dieſes 
ſetzt ſie noch in Zweifel; jener allein erklärt, wir ſind die reichs— 
ſtändiſche Verſammlung und die früheren Rechte derſelben gehen 
auf uns über. (Bravo.) „Das iſt der große Unterſchied, und wenn 
es zur Abftimmung kommt, jo prüfen Sie wohl Ihr Gemiljen. 
Es handelt fih um einen wichtigen Moment, — darüber, ob 
das lebendige Gefühl des Rechts in Ihnen lebt, oder ob Sie nur 
von Vertrauen, von Gnade leben wollen.!) (Große Bewegung.) Ich 
liebe und achte meinen König, aber als freier Mann geftehe ich: 
Recht, das ift der Boden der Vaterlandsliebe.” So ließ er die 
Gegenjäge nadt hervortreten. Aber die Zeichnung entſprach der 
Mahrheit. Und die größere Wahrhaftigkeit rühmte er aud als 
den legten zu erwähnenden Borzug des Entwurfs vor dem 
Amendement; er rühmte fie hier nicht ſowohl aus fittlichen Gründen, 
jondern als Politifer aus Zmwedmäßigfeitsgründen. Denn die Un: 
flarheit und Unficherheit der Rechtszuftände ſei das Unglüd der Jahre 
von 1815—1847 gemejen. Jetzt fomme es darauf an, auf den feiten 
Boden der Unmandelbarfeit der Verfafjung zu gelangen und zwar 
einer jolchen, daß die fernere Entwidelung nur mit Zuftimmung 
und unter dem Beirat der Stände, nie aber nach dem einjeitigen 
Hate der Minifter erfolgen dürfe. Dann erit fünne das Mip- 
trauen jchwinden, das fich leider jo vielfach an Stelle des alten 
Vertrauens zur Krone eingefchlichen habe. — Das war dod) eine 
in dem damaligen Preußen nod; ungemohnte Sprade. Das 
Stenogramm vermerkt zu diefer Stelle „Aufregung“ und mehrere 
Stimmen riefen: „Das it nicht wahr.“ Hanſemann jprad) aber 
weiter auch von dem Mißtrauen, welches den Räten der Krone 
1) Ganz unerfindlich ift e8, wie Treitſchke 5, 621 dieje freilich jcharfen 
Worte eine plebejiihe Plumpheit nennen konnte. Ueberhaupt zeugen die 
gelegentlichen, ſtark übertreibenden Bemerkungen Treitchtes über Hanfemann von 
großer Boreingenommenheit. Offenbar Hat Treitichte von Hanjemanns Weſen 
und Wirken gar feine eingehende Kenntniß gehabt. Doch entnehme ich einem 
mir vorliegenden Privatbrief Treitichles die Thatfache, daß er im nädjiten, leider 
ja nicht mehr erichienenen Bande jeiner Deutichen Geſchichte einer gerechteren 
und wohlwollenderen Beurteilung Hanſemanns Raum geben wollte. 
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bei Abfafjung der ebruarverordnungen und des NReglements 
für die Gejchäftsordnung des Vereinigten Landtags die Feder ge- 
führt habe, denn fie gingen von der Vorausjegung aus, daß das 
Yand und die Stände ihre Rechte mißbrauchen würden. Diejes 
beiderjeitige Mißtrauen Schwäche den Staat. Zu feiner inneren 
Kräftigung bedürfe Preußen flarer und feiter Rechtsperhältnifie 
und einer Stärkung des Nechtsgefühles, welche nach Annahme des 
Adregentwurfs eintreten werde. Und nun bringt er in jchlichten, 
aber eindrudspollen Worten einen neuen Gefichtspunft zur Sprache, 
indem er auf die elementariten und größten Negungen vater: 
ländiichen Gefühles zurüdgeht. Ihm bedeutet die Kräftigung des 
NRechtögefühles auch eine fjtärfere Garantie der nationalen Un- 
abhängigfeit. Anfnüpfend an den Hinweis der Thronrede auf die 
Gefahren der geographiichen Lage Preußens betont er die Notwendig- 
feit einer fräftigeren Entwicelung des Nationalgefühls. Diejes werde 
auf zweierlei Weile geweckt, durch große Unbilden, welche die Nation 
erfährt, wie im Jahre 1813, oder durch ein ausgebildetes Nechts- 
bewußtiein. „Preußen ift allerdings unter gewiſſen Eventualitäten 
in einer bedenflichen Lage, und laſſen Sie es uns wohl begreifen, 
wir müſſen uns ftärfen.... Wir fünnen bier vollitändig die 
Wahrheit jagen und über Dinge jprechen, die in ganz Europa be» 
fannt find. Wir haben mächtige Nationen zu Nachbarn. Auf 
der einen Seite eine Nation, die mit eiferner Konjequenz danach 
ringt, eine Nationalität von vielen Millionen zu begründen, und 
deren Groberungen jeit 100 Jahren ungeheure gewejen find. Ich 
bezeichne fie nicht, diefe Macht, Sie alle werden mich verjtehen.“ 
Auch das war ungewohnt und erjchien kühn, die angefichtS der 
dynaftiichen Beziehungen jo heifle Frage nad) dem Verhältnis 
zu dem öftlihen Nachbar öffentlich zu erörtern. Wieder riefen 
Hanjemanns Worte Aufregung hervor; der Ruf, dies gehöre nicht 
zur Debatte, wurde laut. Hanjemann aber erflärte: „Ich weile 
nach, wie wir uns jtärfen müfjen.“ Der Marichall der Ber- 
vereinigten Kurien, Fürſt Solms-Lich, gab ihm Recht und bielt 
die Nede für förderlich, um dem Augenblid der Abjtimmung näher 
zu fommen. So fonnte Hanfemann denn fortfahren. Nachdem er 
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auf Frankreich als die andere Gefahr hingewieſen hatte, ſagte er: 
„Es hat mich erſt ein Redner unterbrochen und geſagt, es gehöre 
nicht hierher. Wohl! meine Herren, es gehört hierher. Was iſt 
die Urſache, weshalb vom Rheinlande, von dem äußerſten Weſten, 
und von der andern Seite vom Dſten ber das Bedürfnis der 
Entwidelung des öffentlichen Rechts am ftärffien gefordert wird? 
Was ift der Grund, der tiefliegende Grund? ch will es Ihnen 
Jagen und Sie werden es ehren, wenn ich es Ahnen angeführt. 
Er beiteht darin, die öftlihen Provinzen wollen nicht 
rufiiih und die weſtlichen nicht franzöſiſch werden. 
(Bravo.) Wir wollen Deutiche, wollen Preußen bleiben, aber das 
öffentliche Recht entwideln. Das iſt unfere tiefe Überzeugung!“ 
(Sehr gut! Bravo!) — Zum Schluß appellierte Hanjemann an 
die fonjervative Gefinnung der Stände. Er habe jeit Jahren die 
Überzeugung geäußert, daß in Preußen eine auf alte Gejchlechter 
gegründete Ariftofratie einen mejentlichen Beſtandteil der Ber: 
fajlung bilden müfje. „Meine Uberzeugung gründet fich darauf, 
daß auf der einen Seite die neuen Klemente unjerer fozialen Ber: 
bältnijje vollfommen demofratiicher Natur find, und daß ich, meil 
die Notwendigkeit es erfordern wird, neue Elemente ſich entwideln 
zu lajjen, auf der anderen Seite als Gegengewicht ein jtolzes, auf 
jein Necht kräftiges Haus haben möchte, was die alten Gejchlechter 
vertrete und die Rechte verwahre, die Rechte der Krone, wenn die 
Demofratie zu weit gehen will, die Nechte des Volkes, wenn die 
Räte der Krone Erlajie vorjchlagen, wodurd die früheren Rechte 
des Wolfes gefränft werden. Alſo fonlervativ fein ift nach meiner 
Überzeugung die Aufgabe. Das befteht aber darin, zu wahren, 
was man hat und bejonders die Rechte; und von Ihnen, meine 
Herren, erwarte ich, daß Sie fonjervativ jein werden, und wahren, 
was beſteht.“ 

Unmittelbar nad) Hanſemann erhob fich der Prinz von 
Preußen, um als erſter Natgeber der Krone in jeinem und der 
übrigen Ratgeber Namen die heilige Verficherung zu geben, dab 
fein Mißtrauen einen von ihnen bei der Beratung der Verord- 
nungen bejchlichen habe. Nur jollten Freiheiten und Rechte der 
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Stände niemals auf Kojten der Rechte und Freiheiten der Krone 
gewährt werden. Energiich mies er Hanjemanns Bejchuldigung 
mit den Worten zurüd: „.. . Einen Vorwurf des Miktrauens 
lajle ich auf die Krone und ihre Räte nicht fommen.“ 

Einen vollen Sieg errangen Hanjemann und jeine Bartei- 
genofjen zwar nicht. Der urjprüngliche Entwurf fiel durd. Das 
Arnimſche Amendement wurde aber auf Antrag Alfred v. Auers- 
wald jo modifiziert, daß Doc, eine deutliche Rechtsverwahrung, 
nur ohne Aufzählung der einzelnen Punkte, wie fie die Kommilfion 
gewollt Hatte, in die Adreſſe Hineinfam. Der König nahm fie 
gnädig auf und wich vor der feiten, aber bejonnenen und ehr- 
furchtsvollen Oppoſition jeiner getreuen Stände etwas zurüd. Er 
ließ ſich zu der Erklärung herbei, daß die Gejeßgebung vom 
3. Februar zwar in ihren Grundlagen unantajtbar, aber nicht 
abgeichlofjen, jondern bildungsfähig jei, und veriprad), den nächiten 
Kandtag nach vier Jahren zu berufen. Um jo unbegreiflicher 
ericheint es, daß er die Nechtsfrage nicht auch prinzipiell durch 
die Verleihung der Periodizität löfte und damit einen der wichtigiten 
Streitpunfte aus der Welt jchaffte. 

Wie jehr reichte aber doch die Thatjache, daß in Berlin eine 
ſolche Verſammlung tagte und als reichsftändifche von der ganzen 
Nation betrachtet wurde, über die Tragweite einer inneren preußijchen 
Angelegenheit hinaus! Mehr oder weniger waren alle deutichen 
Patrioten von dem Gefühl durchdrungen, daß fich dort Vorgänge 
von allgemein nationaler Bedeutung abjpielten, weil Preußen 
durch fie auf den Weg zu der führenden Stellung in Deutjchland 
gebracht zu werden jchien. Es geht das nicht nur aus der Teil- 
nahme hervor, welche den Verhandlungen des Vereinigten Land— 
tages überhaupt in ganz Deutichland entgegengetragen wurde, 
jondern auch aus der bejonderen Wirfung, welche Hanjemanns 
Rede hie und da hervorbradhte. Obwohl die allgemeinen deutichen 
Angelegenheiten von ihm gar nicht erwähnt worden waren, jo hatte 
er mit dem Sabe, daß der Weiten nicht franzöfiich, der Oſten nicht 
ruſſiſch werden wolle, eine nationale Saite angejchlagen, die in 
vielen Herzen mächtig nachflang. Gerade in Anlaß diejer Nede 
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gingen ihm einige danferfüllte Zufchriften zu, die von Preußen 
ipeziell ganz abjahen, aber von der Notwendigkeit der Einheit 
Deutichlands und des Schuges für die bedrohten echte der 
deutichen Grenzitämme redeten. Das nationale Gefühl bedurfte 
nur eines Anftoßes um in lodernde Begeijterung auszubrechen. 
So jchrieb ihm der Dberbürgermeifter Naemelt von Kottbust): 
„Empfangen Ew. MWohlgeboren den tiefgefühlten Danf, den id) 
Ihnen und TQTaujende mit mir für den Dienft zollen, den Gie 
der Nation durch ihren Vortrag vom 16. d. M. geleitet haben. 
Ohne Zweifel jtehen uns große Gefahren bevor, welche es not- 
wendig machen, daß die deutichen Völkerſchaften fich feſter aneinander 
anfchliegen und daß auf nationale Einheit Deutjchlands mit allen 
Kräften bhingearbeitet wird... . Doch es ift unrecht,“ schließt 
der Brief, „daß ich Em. Wohlgeboren die fojtbare Zeit raube. 
Männer wie Em. Wohlgeboren werden die deutjche Nation nicht 
finfen laſſen.“ Ähnlich lautete ein Schreiben des Kreis-Yujtizrats 
Straß?) „. - . So erlauben Sie denn, daß ich Ihnen hier, wenn 
auch nur furz und ſchwach, aber nicht minder herzlich an den 
Tag lege, daß mit mir viele Taujende Jhnen danken für die 
Energie und Umficht, womit Sie das Wohl des Yandes vertreten. 
Möge Gott ferner Ihre Bemühungen jegnen! Noc viel iſt zu 
hun, nicht bloß für die deutichen Brüder in der Nähe, auch für 
die in der Ferne.“ Demgemäß bittet er Hanjemann, beim Ber: 
einigten Yandtag eine Petition einzubringen „für Schleswig-Holjteins 
Nationalität . . . und für die Bewahrung des deutichen Lebens 
und der herrichenden Religion in Eſtland, Livland und Kurland, 
wo Rußland beide ſyſtematiſch und ungehindert unterdrüdt.“ In 
Bezug auf Schleswig-Holftein fam Hanjemann diejer Aufforderung 
noch am jelben Tage nad, indem er unterm 27. April dem 
Marichall der Dreiftändefurie von Rochow den Antrag einreichte, 
der Vereinigte Landtag möge zur Unterftügung der auf dasjelbe 
Ziel gerichteten preußiichen Politif erflären, daß die Selbftändigfeit 
Schleswig-Holiteins und die Verbindung der Herzogtümer mit 
1, 28. April 1847. 
2) Berlin 27. April 1847. 
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Deutichland ohne die Gefährdung der teuerjten Intereſſen 
Deutichlands und Preußens nicht alteriert werden dürfe. Anfangs, 
murde diejer Antrag, weil feine innere Angelegenheit berührend, 
von dem Marichall zurücdgemiejen. Später gelangte er aber doch 
in eine der Abteilungen zur WVorberatung, nachdem der Miniiter 
des Auswärtigen von Canitz dem Begriff „innere Angelegenheiten“ 
eine auffallend meitherzige Auslegung gegeben hatte, die ihm 
freilih den lebhaften Unwillen des Königs zuzog. Wie manche 
andere Anträge fonnte auch diejer wegen Zeitmangels im Plenum 
formell nicht erledigt werden. Doc) führte Graf Schwerin durch 
eigenmächtige Verleſung des bereits fertig geitellten Abteilungs- 
gutachtens noch in der legten Sitzung des Landtages eine Sym- 
patbhiefundgebung der Berfammlung für die Schleswig-BHoliteiner 
herbei. 

Noch bei einer anderen Gelegenheit brachte Hanjemann eine 
Frage von allgemeiner, nationaler Bedeutung zur Sprache. 


Am 26. Mai wurde der Antrag mehrerer Abgeordneten auf 
Ummandlung des Handelsamtes in ein Handelsminifterium beraten 
und mit großer Majorität angenommen. Hanſemann wies darauf 
hin, wieviel dadurch verjäumt worden, mie jo manche unzwed- 
mäßige Einrichtung getroffen ſei — u. a. auch die Preußiiche 
Banf — weil Aderbau, Handel und Gewerbe nicht durch ein 
bejonderes Minijterium vertreten, jondern die auf fie bezüglichen 
Arbeiten von den anderen Minijterien gleichlam im Nebenamt 
bejorgt würden. In diefem Zulammenhange jprad) er mit Nad)- 
drud und Wärme von der Notwendigfeit einer preußijchen 
Kriegsmarine, ein Thema, das er in jeinen Schriften ja bereits 
wiederholt berührt hatte. 

„Eine fehr große Frage der Nationalmacht, der Wohlfahrt der Nation,“ 
fagte er, „it bisher entweder nod) nie ernfthaft erörtert oder doch nicht einer 
Entiheidung näher gebradt worden. Meine Herren, die Macht, das Anjehen 
einer Nation beruht vor allen Dingen darauf, dab fie vom Auslande geachtet 
werde, daß ihre Angehörigen, die im Auslande Geſchäfte betreiben, überall den 
gehörigen Schutz finden. Dies fann nicht geichehen, wenn die Nation nidıt 
dur eine Kriegsmarine gehörig ihre Angehörigen im Auslande jhüpen kann. 
(Gelächter.) Ich jehe, dal; einige der Herren lächeln. Nun, ich jage Ihnen, es iſt 
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eine jehr ernite Sache. Bedenten Sie, meine Herren, daß nad den Lehren 
der Geſchichte eine Nation nie eine große Zukunft zu erwarten hat, wenn jie 
nicht mit der Landmacht auch eine Seemacht verbindet. Diejes ift in der neueren 
Zeit nod gewifier als früher. Es wird, wenn wir ein Minifterium haben, 
welches die Wohlfahrt in den drei Haupterwerbözweigen vertritt, die Frage ernft- 
baft zur Erörterung fommen, ob ed angemejien jei, weniger für die Landmacht 
zu verwenden und das, was dort eripart wird, zur Griindung einer Seemad)t 
zu bejtimmen. (Bravoruf.) Bedenken Sie, meine Herren, daß diejes Intereſſe 
niht nur das von Preußen, daß es das von ganz Deutichland ift; bedenken 
Sie, dab ed nad der Anficht aller denfenden Staatdmänner nur Eine mwürdige, 
nur Eine große, müßliche preußiſche Politit giebt — die wahrhaft deutiche!“ 
(Bravoruf,) 

Zum eritenmal wurden von der Tribüne einer deutichen 
Ständeverfammlung herab dieſe zufunftsreichen &edanfen der 
ganzen Ddeutjchen Nation vorgetragen. Auf volles Verftändnis, 
auf allieitige Zuftimmuug durfte Hanſemann nod) nicht rechnen, 
wie das geringichägige Lächeln, dem er begegnete, zeigt. Aber 
der erite Anfang zur parlamentariichen Erörterung der deutichen 
‚rlottenfrage war gethan. 

Kein Mitglied des Vereinigten Yandtages hat jo oft das 
Wort ergriffen wie Hanjemann. Sein Anteil an den Verhand- 
lungen beftand nicht vorwiegend in längeren Neben; noch mehr als 
in diejen zeigte fich derjelbe in Anträgen, Amendements und kurzen 
Bemerkungen, wie fie das Bedürfnis des Augenblids und der Gang 
der Debatte hervorriefen. In der Kunſt, durch Zujaßanträge vor 
einer zweifelhaften Abftimmung oder nach einer Niederlage von 
dem Gemollten noch jo viel als möglich zu retten, that es ihm 
niemand gleich. Nie ermüdende Ausdauer, vollitändige Bertraut- 
beit mit allen zur Sprache fommenden Beratungsgegenitänden, 
ichnelles Erfajien der parlamentariichen Situation, ihrer Vorteile 
und Gefahren, wie aller Blößen der Gegner, — machten ihn 
nächſt Binde zum gefürchtetften und angejehenften Wortführer 
der Dppofition. Selten ergriff er zu Beginn der Debatte das 
Wort, um eine prinzipielle Auseinanderjegung zu geben. Die 
Berechtigung einer Forderung aus einer allgemeinen Weltanichauung, 
aus jittlichen oder jtaatsrechtlichen Vorausjegungen abzuleiten, dieie 
Aufgabe überlieg er jeinen Yandsleuten Camphauſen, Bederath 
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und auch Meviſſen, dem jüngjten unter den Wheinländern. 
Hanjemann pflegte aufzutreten, wenn die einleitende Redearbeit 
gethan war und es nun darauf anfam, die praftiiche Zweckmäßigkeit, 
die Nüslichkeit eines Antrages darzuthun und durch Anführung 
von Thbatiachen die dee, das Allgemeine, zu dem fejten Boden 
der gegebenen Berhältnifje in Beziehung zu ſetzen. Nie aber blieb 
er bei den Einzelheiten ftehen, nie verlor er fich in ihnen; auch 
er führte den Hörer gern wieder zu einer allgemeineren Anſchauung 
der Dinge zurüd. Wenn er aber theoretifierte, jo geichah es knapp, 
gedrungen, anjchaulid. Populär und kunſtlos wie jein Vortrag, 
jo leicht verftändlich, jo überzeugend, jo bequem fich dem Gedächtnis 
einprägend waren die Sentenzen, zu welchen fich ihm der Ausdrud 
jeiner Gedanken und Überzeugungen leicht formte. Was er vor- 
trug, ſtützte fich auf Erfahrungen, auf Zelbfterlebtes und hatte jtets 
etwas Belehrendes an fid. „Das will ich Ahnen mal jagen“, 
war in Neden und Privatgeiprächen eine jeiner Kieblingswendungen. 
Die Fülle praftiicher Gefichtspunfte nahm aber dem lehrhaften 
Vortrage alles Yangweilige oder Pedantiiche. Zu alledem kam 
ein glüdlicher, ichlagfertiger Humor, der bald hie bald da Die 
Irodenheit der Verhandlung erfriſchend durchbrach. Ohne Wirkung 
blieben jeine Reden nie. Kein Mitglied der Verfammlung ift jo 
oft unterbrochen worden. Hatte er geiprodhen, jo folgte wohl itets 
irgend eine Kundgebung des Beifalls, des Wideripruchs oder 
Unmillens, oder auch der allgemeinen fröhlichen Heiterfeit. 

Über Hanjemanns perjönliche Erjcheinung und den Eindrud, 
welchen er auf die Zeitgenofjen machte, liegen aus der Zeit vor 
1848 nur wenige Zeugniffe vor. Eines der friicheiten und un- 
mittelbariten jtammt aus der Zeit des Vereinigten Yandtags. 
Koch im jelben Jahr 1847 gab der junge Gelehrte Rudolf Haym 
unter dem überwältigenden Eindrud der Verhandlungen und erfüllt 
von der Bedeutung des eriten preußiichen Keichstages fein Bud) 
„Reden und Redner des Vereinigten Landtages“ heraus. Das 
Buch enthält Charafteriftifen von jechzehn Rednern und teilt zu: 
gleich ihre beiten Reden im Wortlaute mit. Bemwundernd und 
verwundert vertieft fich der noch ganz im Gedankenkreiſe idealiftiicher 
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Philoſophie ftedende Werfalfer in das ihm, wie den meiiten 
Deutichen, noch ganz neue Schauspiel politiicher Barteifämpfe und 
ſucht durch piychologiiche Analyje das Weſen der Beteiligten 
Männer zu ergründen. Am ausführlichiten vermweilt er bei Hanje- 
mann, der augenscheinlich einen um jo ftärferen Eindrud auf ihn 
machte, je fremder ihm das jo ganz auf das Praftiiche, Nüßliche, Er- 
reichbare gejtellte Wejen des Mannes war. Er jah in Hanjemann 
die Berförperung des gelunden Realismus eines neuen bürgerlichen 
Zeitalters. Wohl fejlelten auch die anderen Vertreter des Kapitals, 
des Handels und der Induſtrie, diefer nen in die politijche Arena 
getretenen Mächte des öffentlichen Yebens, jein Snterefje; aber 
offenbar übte Hanjemanns Eigenart noch einen ganz bejonderen 
Reiz auf ihn aus. Es mögen daher einige Sätze diejer lebhaften, 
aus durchaus jubjeftiven Eindrücken erwachſenen Schilderung hier 
folgen, wenn jie auch namentlic; in Bezug auf Hanjemanns 
äußere Gricheinung nicht in jedem Punkte völlig zutreffend find. 

„Der dort iſt es (der Abgeordnete von Machen) in der fchlichten Tracht 
und Haltung! Zebt ihn gehen — nadläffig und beweglich, raſch und bequem, 
in Diefer feierlihen VBerfammlung wie zu Haufe, mit leichter und läſſiger 
Sicherheit! Er iſt von jtartem Gliederbau, feine Figur etwas über mittelgro; 
er icheint von jejter Geſundheit, zur Arbeit geboren und gewachſen — jein Ge— 
jiht breit und ſtark gebräunt; er trägt feinen Bart, das Haupthaar iſt dünn 
und die Mühen und Sorgen eines arbeitiamen Lebens haben ihm den Scheitel 
gebleiht. Die Züge nicht fein und doc; wie verräteriih! Blicken wir ihm zu— 
erit in die freundlichen Mienen, jo jpridt uns Gutmütigkeit und behagliche 
Sicherheit an: aber rum ſeht, wie liſtig und verichlagen es ihm aus den Augen 
bfidt und wie die Umgebung des Mundes nicht frei iſt von jenen falten 
und jtolzen Zügen, die das Gefühl der Überlegenheit, des Selbftvertrauens, der 
Klugheit verraten! Geſtehen wir ed: uns imponiert dieje Erſcheinung nicht 
weniger als die jtrengere und edlere eined Auerswald, ald die feinere und 
geiftigere eines Camphauſen und Bederath. So muß er ja ausjehen, der 
praftiihe Mann, und wir willen den vollen Wert eines ſolchen zu ſchätzen und 
doppelt zu ſchätzen in einer Verſammlung wie diefe, die zu den höchiten praftiichen 
Zweden berufen ift und die, fo nem und ımerfahren in parlamentarifhem und 
politiichem Weſen, jo ſehr des erfahrenen Führers, die, fo reich an idealiitifchen 
Elementen, jo jehr des praftiihen Gegengewichtes bedarf.“ 


Das in der Adreßdebatte erörterte Thema, die Erweiterung 


der dem Vereinigten Yandtage zugebilligten Befugniffe, bildet den 
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mejentlichiten Inhalt auch der folgenden Debatten in der elf Wochen, 
bis zum 26. Juni, dauernden Seffion. Hanjemann ftellte außer 
zahlreichen Amendements während der Debatten vierzehn jelbitändige 
Anträge (Petitionen), von denen fich die meiften auf die jtändifchen 
Rechte bezogen. Wie erwähnt, gelangten nicht alle Anträge zur 
Verabichiedung ;') mehrere wurden in den vorberatenden Abteilungen 
mit anderen verwandten Petitionen verjchmolzen oder gemeinſam 
mit den föniglichen Propofitionen und WBotichaften behandelt. 
Zur Sprache fam in den Verhandlungen des Vereinigten Land— 
tages doch jo ziemlich alles, was der politiich denfende Teil der, 
Nation auf dem Herzen hatte, alle jene vorwärtsitrebenden Ge— 
danfen, die bisher auch jchon in den Provinziallandtagen vereinzelt 
und darum ohne die erhoffte Wirkung laut geworden waren. Nun 
vereinigten fich die vielen Einzeljtimmen zu einem mächtigen Chor, 
der laut in die aufhorchende Nation binausichallte. Das politifche 
Stillleben war für immer dahin. Hatte auch das Publifum zu 
den Verfammlungen der Herrenfurie im Ritterſaale und der Drei- 
ftändefurie im Weißen Saale des füniglihen Schlofies feinen Zu- 
tritt, jo wurden doch nun zum eritenmal die unverfürzten Steno- 
gramme der Verhandlungen veröffentlicht, ein Zugeitändnis, dejien 
Tragweite der König wohl anfangs nicht voll ermeſſen hatte. 
Von den füniglichen Propofitionen fanden eigentlich nur drei 
eine jolche Erledigung, mit der die Regierung in der Hauptfache 
einveritanden war. Es waren das die über die Provinzialhilfs- 
fajjen, über die Verhältnifje der Juden und über die Ausichließung 
beicholtener Perſonen von jtändiichen Verfammlungen. Die Pro— 
vinzialhilfsfaflen waren Sparfafien, die nach Art der in Wejtfalen 
jeit 1831 beitehenden und der von Hanjemann in Aachen gegründeten 
in jeder Provinz errichtet werden jollten. Die Negierung wollte 
jie mit 2°), Million Ihlr. aus Staatsmitteln ausftatten und der 
Landtag nahm entiprechend dem von Hanlemann als Referent ver: 


I) Unerledigt blieben Hanjemanns Anträge betr. Schleswig-Holitein, Zu: 
jtimmung des Bereinigten Landtages zur jtaatlihen Garantie der Eiſenbahn— 
papiere, beſſere Organifation des Zollvereins, Öffentlichkeit der provinzialſtändiſchen 
Berhandlungen, Bildung von Zettelbanten, Unabhängigfeit des Richterjtandes. 
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faßten Abteilungsgutachten das Anerbieten der Krone mit Dant 
an. Zu außerordenlich erregten Debatten führten aber die beiden 
anderen der Begutachtung des Yandtags unterbreiteten Geſetz— 
entwürfe. Weder die eine noch die andere Vorlage entſprach den 
Wünſchen des Liberalismus und auc die Mehrheit des Landtags 
trug bei den Abjtimmungen nur wenigen diefer Wünſche Rechnung. 
Einige Abänderungen der Vorlagen wurden aber doch vom Land— 
tage beantragt, der König genehmigte jie und mit diejen traten 
das Juden- wie das Beicholtenheitsgejeß bereits einen Monat nad) 
dem Landtagsichluß in Kraft. 

Unleugbar bedeutete das Judengeſetz einen Fortichritt gegen 
früher. VBorenthalten blieben den Juden im wejentlichen noch 
alle Ämter mit obrigfeitlichen Befugniſſen, alle ftändiichen Rechte 
und die Lehrthätigfeit in den für die Ausbildung einer zus 
jammenbängenden Weltanichauung bejonders wichtigen Fächern. 
Die Dppofition aber ging von der Forderung unbedingter 
udenemanzipation aus. Damit war die große prinzipielle 
und damals jo brennende Frage nad) dem vom Könige aufs 
nachdrücklichſte betonten chriftlichen Charakter des Staates auf- 
gerollt, dem der Liberalismus auc in jeinen chriftlicy gefinnten 
Vertretern, wie 3. B. Berferath, das deal des auf die Aufgaben 
weltlichen Gemeinlebens bejchränften modernen Staates entgegen- 
itellte. Die prinzipielle Erörterung jo bedeutiamer Kragen in 
einem deutſchen Parlament hatte noch den Reiz des Neuen; Die 
Argumente für und wider waren noch nicht verbraucht. Die 
Debatte fand daher überall die größte Teilnahme. Hanſemann 
beichränfte jich auch hier auf die Hervorhebung praftiicher Geſichts— 
punfte. Vor allem verlangte er die Erteilung aller politiichen 
Rechte an die Yuden. „Auch der Grund, daß ihr Ehrgeiz fie 
antreiben würde, Mitglieder des Landtages zu werden,” jagte er, 
„it einer derjenigen, die mich bejtimmen, ihnen ſtändiſche Rechte 
zuzuiprechen. Gerade das ift ja die Abficht, daß wir in ihnen 
einen edleren Ehrgeiz erweden, daß wir in ihnen das Gefühl 
beleben wollen, den Mammon nicht als das höchſte Ziel zu be- 
trachten, jondern daß ein edlerer Ehrgeiz, als reich zu fein, ihren 
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Charafter durchdringe.“ — Der Yudendebatte vorausgegangen war 
eine Debatte ähnlicher Art, hervorgerufen durd; einen Antrag des 
Dftpreußen von Sauden auf politiiche Gleichftellung der Diffidenten 
mit den Angehörigen der anerfannten Kirchen. In glänzender 
Rede hatte Beckerath den Grundſatz der Unabhängigkeit politiicher 
Rechte von jedem religiöjen Belenntnis verteidigt und Saudens 
Antrag in diefem Sinne erweitert. Graf von Finfenjtein wider: 
ipra ihm und erwähnte in diefem Zulammenhange die huge: 
nottijchen Refugies, die nach Preußen in ein Land zwar der Ge: 
wiſſensfreiheit, aber doch in ein chriftliches Yand gelommen jeien. 
Hierauf replizierte Hanjemann, indem er den Hinweis auf die 
Hugenotten für feine und Beckeraths Anſicht vermwertete. „Wes- 
halb find die Hugenotten ausgewandert? Wegen des Glaubens: 
zwanges in ihrem PBaterlande. Deshalb famen fie hierher und 
find gute Preußen geworden. Was wird geichehen, wenn Sie 
nicht den Grundſatz, den mein Freund aus der Nheinprovinz 
Ihnen empfohlen bat, annehmen? Es wird ähnliches ge 
ſchehen; . . man wird aus einem Staate auswandern, in dem man 
nicht an politifchen Nechten teilnehmen kann.“ Durch Yärm auf 
der rechten Seite des Hauſes wurde der Nedner unterbrocen. 
Aber mit einer jchnellen Wendung wußte er feine Gegner zu ent: 
waffnen. „Sch begreife nicht diefe Unterbrechung,” fuhr er fort 
„ich bin volljtändig in der Frage. Für meine Behauptung find 
ja ichon Beilpiele vorhanden. Sind nicht die Altlutheraner wegen 
der Beichränfung ihres Glaubens ausgewandert? (Einige Stimmen: 
Bravo, jehr richtig.) Alſo, meine Herren, meine Bejorgnis hat 
guten Grund. Am Intereſſe des Staats, im Intereſſe der 
Wohlfahrt des Yandes beichwöre ich Sie, nehmen Sie den von 
meinem Freunde . . . vorgeichlagenen Grundia an. Nicht die 
Konfeſſion enticheide bei politiichen und bürgerlichen Rechten.“!) 





1) Weniger glüdlid, war Hanjemann zu Beginn diefer Rede, wo er in 
Anknüpfung an die von dem Referenten Graf v. Gneiſenau bervorgehobene Be 
fürdtung der Kommiſſion, es könnten gar Heiden und Türken fi in die 
Ständeverfammlung eindrängen, auf die franzöſiſche Verfaſſung hinwies, welcher 
dieje Furcht fremd jei, dann aber weiter gehend fagte: „Nehmen wir aber einmal an, 
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Zur Annahme gelangte der Grundſatz in beiden Kurien nur in 
der Form des Saudenjchen Antrages, d. h. mit der Beichränfung 
der politischen Gleichberechtigung auf alle Getauften. 

Das Beicholtenheitsgejeg, zu dem der Fall Bruft im rheinifchen 
Yandtage von 1845!) den hauptjächlichiten Anlaß gab, jollte den 
Begriff der Beicholtenheit genau feititellen und das PVerfahren 
bei der Ausſchließung bejcholtener Berjonen von ftändilchen Ber- 
jammlungen regeln. Daß der bisherigen Willfür bei Beicholten- 
heit3erflärungen ein Ende gemacht werden müſſe, wurde alljeitig 
anerfannt. Heftigen Widerſpruch aber fand es, daß der Ent: 
wurf einjeitigen Standesrüdjichten und Vorurteilen in bedenf- 
lihem Maße Rechnung trug. Er jchien den liberalen Stände- 
gliedern ebenſowohl von büreaufratijchem Geiſte wie von erflufiven 
Raftengeifte durchweht zu jein und es gelang ihnen mehrere 
Milderungs- und Verbefjerungsanträge durchzubringen, welche 
die Regierung bei der Vollziehung des Gejeges auch zum Teil 
berücfichtigte. Hanjemann befämpfte insbeiondere die Beſtimmung, 
daß jede Beitrafung durch ein militärijches Ehrengericht die dauernde 
und jede Kriminalflage vorläufig die zeitweilige Unfähigfeit des 
Beicholtenen zur Ausübung ftändifcher Rechte nad) ſich ziehen jolle. 


ein Heide oder Türfe nehme an den Staatsrechten teil, — iſt er ein guter Bürger 
und gehorht er dem Geſetz, was ift weiter für ein Schade dabei?“ Der 
hierauf entjtehende Lärm reizte ihn dann zu den unvorfichtigen Worten: „Grenzen 
wir doch an einen Staat, wo Türten und Heiden fi befinden und wo jie 
ebenjo gute Untertanen des Kaiſers von Rußland jind mie die anderen.“ 
Sofort antwortete ihm Gneiſenau, er babe die Unterthanentreue von Heiden 
und Türken nicht in Abrede geitellt, Hanfemann ſei aber den Beweis jchuldig 
geblieben, dab die ruffiihen Türken und Heiden Sig und Stimme in einem 
ruffiichen Vereinigten Landtag hätten. 

Bismard aber nahm in einer jeiner fchneidigiten Reden (v. 1. Juni) 
auf diefe und eine noch zu erwähnende Äukerung Hanjemanns Bezug, als er 
ausrief: „Parallelen mit den NAuslande haben immer etwas Mißliches; es tft 
uns bier jhon Rußland als Muſier religiöjer Duldung aufgeitellt, es jind ung 
die franzöfiihen und däniſchen Finanzen als Vorbilder einer geordneten Ver— 
waltung empfohlen worden!“ 

1) ©. S. 818. 
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Er verlangte, dab es fich dabei um ein mit entehrenden Strafen 


belegtes Verbrechen handeln müſſe. 

„Die höchſte Ehre, hier in der allgemeinen Verſammlung der Repräjentanten 
des Landes zu figen,“ jagte er, „wird abhängig gemadyt von der Anficht weniger 
Individuen, die im ganz anderer Lage fich befinden. Diefer Anficht widerſetze 
ih mic; auf das Entſchiedenſte.“ Im der polittichen Entwidelung vorgeihrittenere 
Bölter haben andere Bahnen eingeihlagen und halten es für feine Entehrung, 
einen Angellagten unter den Volfävertretern zu jehen. „Welche Adtung ich 
aud) für Sie habe, m. H., doch ſage ich mir, mich jelbit mitzäblend, mit Demut, 
wir find noc fange fein englifches Parlament. (Bewegung.) Wohlan, O' Connell 
war der Verſchwörung angeklagt; mitten in feinem Prozejje, nachdem er Bürg— 
ſchaft geitellt Hatte, erjchien er im Parlamente unter allgemeinem Zujauchzen. 
Man war ſtolz darauf, ihn unter fich zu jehen, jtolz auf die Freiheit der eng: 
liſchen Verfaffung, dab nicht ein Minifterium im ftande war, diejen großen 
Mann aus der Mitte der Bolfävertreter zu entfernen. (Mehrere Stimmen: 


Sehr aut.) . .. Man Hat fih bier auf Europa berufen, dal es aufmerffam 
auf unjere Berbandlungen jei. Jawohl it es dad... . Nun, id jage 


Ihnen, alle Völfer, welche uns in der politiichen Entwidelung voraus find, 
würden ſich höchlichjt wundern, wenn wir Grumdfäße annehmen, wie jie im 
diefem Geſetzentwurf enthalten find.“ 

Veranlaſſung zu noch jchärferen Hieben auf die Tendenz der 
Regierung bei der Behandlung diefer Frage gab Hanjemann 
die Erörterung eines neuen Falles willfürlicher Bejcholtenheitser- 
klärung. Der jchlefiiche Deputierte Graf Eduard von Reichenbach, 
ein durch jeine radikale Gefinnung unbequemer Mann, war 
wegen Verbreitung einer verbotenen Schrift vom Landtage 
ausgeichlofien worden. Banjemanns hierauf bezüglihde Rede 
giebt ein anjchauliches Bild von feinem lebhaften und ficheren 
Auftreten, mit dem er die Negierung tadelte und zurechtiwies, ohne 
daß ihre Vertreter etwas Erhebliches zu ihrer Verteidigung bei: 
zubringen wußten. 

Im Hinblidt auf die in der Beicholtenheitsdebatte jo oft herangezogene 
itändiihe Ehre erklärte Hanfemann es für eime der wichtigjten Aufgaben der 
Verfammlung, die Ehre derjenigen zu ſchützen, melde die Regierung nad ibrem 
Ermefjen aus der Verſammlung entferne. Er fragt, ob es wahr jei, dab die 
politiiche Richtung des Grafen Reichenbady der Grund zu deſſen Beicholtenheits: 
erklärung jei, und nennt es eine Thatfache, dat die Staatöregierung unbequeme 
politiſche Schriftfteller „unwirffam zu machen“ juche. „Um diefes zu erweiien, 
m. 9., erlaube ih mir ein paar Fälle anzuführen. ... (Widerfpruh und 
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Yärm.) Ich bitte jehr, ich bin in meinem vollen Recht.“ Er weiit nun darauf 
bin, dab bier ein Prozeß um eined ganz geringfügigen Gegenjitandes willen 
eingeleitet worden ſei, wegen einer Handlung, die ſchon viele Abgeordnete be- 
gangen hätten. (Mikbilligung von mehreren Seiten.) „Es ift nämlid) der Fall, 
dab jemand ein Buch, worin verbotene Dinge jtehen, einem feiner Belannten 
gegeben hat. Wer hat died mehr gethan, verbotene Schriften, hochverräteriiche 
Anfihten zu verbreiten, ald gerade die Staatsregierung felbjt?" (Bielfeitiger 
Widerſpruch. Marſchall: Ich bitte den Redner ausſprechen zu laſſen, um zu 
hören, wie er das erflärt.) Hanſemann beruft fi darauf, daß die Regierung 
in der offiziellen Preußiſchen Allgemeinen Zeitung Auszüge aus höchſt jtrafbaren 
Schriften veröffentliht habe. „Ic tadle die Regierung darum durchaus nicht, 
im Gegenteil, ich lobe jie deshalb; denn fie hat zu ertennen gegeben, daß joldhe 
Schriften für das Volk nicht gefährlich find; und da fie dies erklärt hat, fo mag 
fie in diefer Beziehung auch weniger ängjtlid fein.“ (Sehr wahr, jehr wahr!) 
In einem anderen Falle war ein Prozeß gegen einen ichriftitellernden Fabrikanten 
eingeleitet worden. „Wie fonnte man ſich nur denten, daß ein begüterter 
Fabrikant fommuniftiich-revolutionäre Umtriebe gemacht habe? Und dennod hat 
die Staatsregierung einen Wolizeiagenten unter falihem Namen im Lande 
herumreifen lafjen und es dadurch jo weit gebracht, dab man jenen Mann ver» 
baftete. (Mertmale großer Senfation.) Ja, meine Herren, es ilt Wahrheit. 
Sie jteht aftenmähig feſt. Dieſer Mann wurde in Kiriminalunterfuhung ge: 
nommen, mußte aber vollftändig freigefprohen werden.“ Alddann erklärt er 
jih bereit, wenn die Negierung es wünſche, noch mehr deraleihen Thatſachen 
anzuführen. Da der Landtagstommifiar nichts dagegen zu erinnern findet, will 
er fortfahren. „M. H., ein anderer Fall! (Es entjteht große Unruhe.) Wollen 
Sie nichts mehr hören, meine Herren? (Viele Stimmen zugleih: Nein!) Sie 
nehmen aljo doch an, daß es dergleichen Fälle nod; mehr gebe. Wenn Sie 
das annehmen, fann ih die Aufzählung unterlafien. .... Nun, m. 9., id 
fomme aljo zur Nupanmwendung.“ In ihrer befonderen Auffaſſungsweiſe vom 
Staatswohl laſſen die Minifter gegen politifche Schriftjteller nur aus politifchen 
Gründen Prozefie anftrengen. Dagegen wendet er jich mit dem fategorijchen Ber: 
langen: „Ich wünjche nun, dab die Staatsregierung diefen Weg verlajien möge. Die 
darin liegende Tendenz ift die nämliche, welche in den Beitimmungen des Be: 
ſcholtenheitsgeſetzes, die wir verworfen haben, jidhtbar war. Ich wünſche, daß 
die Mitglieder des Miniftertums diefe Tendenz verlafien, daß fie das Vertrauen 
zur Nation zur Wahrheit werden lafjen, daß jeder, der nicht das Vertrauen 
feiner Standesgenofjen verloren hat, auch hier zu ſitzen das Recht habe.“ 


Alle diefe Disfuffionen waren aber doch nur Plänfeleien im 
Vergleich zu den großen Finanz- und Berfaffungspdebatten. 

Gemäß dem Wortlaut des Kebruarpatents waren der Haupt: 
finanzetat für das Jahr 1847 und eine Überficht der Finanzvermwal- 
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tung aus den “jahren 1840—1846 dem Vereinigten Yandtage zur 
„snformation“ vorgelegt worden. Camphauſen beantragte nun, 
den vorgelegten Etat einer der Abteilungen zur Begutachtung zu 
überweilen. Dem aber mwiderjegten fich der Landtagsmarſchall und 
Bodelihwingh, weil es fich lediglich um eine Information handele 
und den Ständen weder eine Einwirkung auf die Aufitellung des 
Etats noch eine Kontrolle über die Verwendung der Staatsmitter 
zujtehe. Der Landtag mußte ſich damit begnügen, den König in 
einer Petition um die Erlaubnis zu bitten, daß die Mitteilungen 
über den Staatshaushalt einer Abteilung überwiejen werden dürfen 
zur „Berichterftattung an das Plenum behufs Information desjelben.“ 
Eine Antwort auf dieje Bitte erfolgte überhaupt nicht.) Den 
weitergehenden und von der Winanzabteilung befürmorteten An— 
trägen einiger Mitglieder, e5 möge dem Landtage das Recht, au 
der Feititellung des Etats und an der Beitimmung über die Ver— 
wendung der Staatseinnahmen teilzunehmen, eingeräumt werden, trat 
Bodelihwingh am 21. Juni mit der formellen Erflärung entgegen, 
daß die Krone von ihrem ausschließlichen Rechte in diefer Bezehung 
in feinem Punkte abgehen werde. Die große Debatte über die Ge- 
währung des Etatsrechtes fand einige Tage vor dem Schluß der 
Selfton ftatt. Allerdings wurde die für eine formelle Petition an 
den König nötige Zweidrittelmajorität in beiden Kurien nicht 
gewonnen. Wohl aber verzichtete der Yandtag auf die Petition 
nur mit der Motivierung, daß fie für jegt nicht zeitgemäß ericheine. 
Das Verhältnis des Landtages zum Staatshaushalt, die ‘Beriodi- 
zität des Landtages und die Berugnifje der Ausſchüſſe hatten 
während der ganzen Seſſion die eigentlichen Kernpunfte aller Be- 
ratungen gebildet. Zahlloje Einzelanträge waren auf dieje ragen 
gerichtet und die Stellungnahme der Abgeordneten zu ihnen wurde 
maßgebend für alle Abitimmungen, in denen es fi) um die Be: 
willigung von Geld und Kredit handelte. Die beiden materiell 


1) Dadurch wurde ein von Hanſemann eingebradhter Antrag gegenjtandslos, 
„dab der Landtag S. M. dem Könige diejenigen Bemerkungen über das Staats: 
haushaltsweſen machen möge, welche jich bei Prüfung der mitgeteilten Nachrichten 
als das Landeswohl fördernd erweiien möchten.“ 
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michtigiten Vorlagen der Regierung, hervorgerufen durch zwingende, 
unbeftrittene Bedürfniſſe der Landesmwohlfahrt, betrafen Die 
itändiiche Garantie für eine Yandrentenbanf und die Bewilligung 
einer Anleihe für die Erbauung der Dftbahn von Berlin nad) 
Königsberg. Sie famen zu Fall, weil der Anſpruch des Land— 
tages auf periodijche Einberufung nicht anerfannt wurde und meil 
ihm feine Ginwirfung auf die Staatsfinanzen zuftand. Die 
Beriodizität wurde als ein durch die älteren Gejege gewährleijtetes 
Recht gefordert, ohne welches der Vereinigte Landtag die zur Be- 
willigung von Anleihen allein befugte reichsitändiiche Verfammlung 
nicht ſei; — das Budgetrecdht als eine durd; die Natur der Sache 
bedingte notwendige Ergänzung des Bemilligungsrechtes für An: 
leihen und neue Steuern und als jelbjtveritändliche Vorausjegung 
für die Übernahme finanzieller Verpflichtungen durch die Stände. 
Denn die Frage nad) der Notwendigfeit einer Anleihe oder 
Steuererböhung ließ fich von der nach zwedmäßiger Verwendung 
der vorhandenen Mittel nicht trennen. 

In allen diefen Debatten jtand Hanjemann im Bordertreffen. 
Wenn Binde die juriftiichen Bedenken, die Nechtsfrage hervorhob, 
jo verichaffte Hanjemann vor allem den praktischen Gefihhtspunften 
Geltung. Aud er mußte eindrudsvoll den Rechtsſtandspunkt zu 
betonen. Das pure Recht hatte für ihn aber doch nur eine neben- 
Jädhliche Bedeutung, wenn es nicht zugleich nüglich war, der Mohl- 
tahrt des Ganzen diente. Daß das Recht des Landes und der 
Nugen des Yandes zufammenfallen, daß es zwecmäßig lei auf dem 
Rechte zu bejtehen, — dies zu erweiſen wurde er nicht müde. 
Einem Redner, der es befürmwortete, die Periodizität nicht aus 
Rechts:, jondern nur aus Motwendigfeits- und Nüplichkeits- 
gründen zu erbitten, antwortete er: „sch behaupte aber, daß wir, 
indem wir diejes (das Vinckeſche) Amendement annehmen, gerade 
das nämliche thun; wir bitten dann um das, was auch notwendig 
und müßlich it; denn nichts ift motwendiger und nüßlicher, als 
daß die Zweifel gehoben werden, die über den dermaligen Rechts— 
zuftand bejtehen.“ Und da es fich dabei ſtets auch um finanzielle 
Angelegenheiten handelte, jo bewegte Hanſemann fich bier, 
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auf diefem jeinem eigenjten Gebiete, um jo freier und um jo 
ficherer. Hier tritt jeine parlamentariiche und rednerische Eigenart 
am meijten hervor. 

Bon draftiicher Wirfung war die Rede, mit welcher er am 
25. Mai den Antrag auf Prüfung des Finanzetats befürmwortete. 
Er hielt gegenüber der Erflärung des Weſtfalen von Dlfers, der ſich 
durch die Mitteilungen der Regierung vollfommen befriedigt fühlte, 
die von ihr gebotene Überficht des Finanzzuftandes für unvoll- 
tändig und ungenügend. Man fönne aus den zu allgemein 
gehaltenen Angaben nicht erjehen, wie eigentlich die Verwendung 
der Staatseinnahmen geweſen jei. 

„Um ein Budget überjehen zu fünnen, meine Serren, dazu gehört ein 
genauer Nadyweis, ein Nachweis, wie er auch in anderen Staaten üblich 
tt. Das hier it das, was die Staatöregierung den einzelnen Mitgliedern 
ded Landtags hat zulommen lafien.* Mit diefen Worten hebt er ein 
dünnes Heft in die Höhe. „Ich will Sie nun aufmerffam machen auf die 
Mitteilungen, welche jedem TDVeputierten der franzöfifhen Kammer über den 
Staatöhaushalt jährlih gemadıt werden. Das ift das Budget. (Zivei Bände 
vorzeigend.) Da können Sie genau nadjehen, wie die Einnahmen entiteben 
und verwendet werden. Das ilt dasjenige von Belgien (ein anderes Volumen 


Eu 


vorzeigend) und damit Zie nicht glauben, m. H., daß dergleichen vollitändige 
Mitteilungen nur in den konftitutionellen Staaten ftattfinden, fo zeige ich Ihnen 
auch dad von Dänemarf. ... . (Ein anderes Volumen vorzeigend) . .. Alle 
dergleichen Uberſichten des Finanzhaushalts gewähren einen jehr niüßlichen, 
interefjanten Blid in den Zuftand der Länder, auf welche jie jich beziehen. Da 
manchen von Ihnen das Forſchen darüber angenehm, vielleicht auch nüglich jein 
wird, jo werde ich dieſe verjchiedenen Schriftitüide in das Selretariat während 
8 Tagen zur Einficht der Herren Abgeordneten niederlegen.“ 

Und nun zeigt er an einzelnen Beilpielen, wie die jumma- 
rifchen Überfichten der preußiichen Negierung den Yandtag gar nicht 
in den Stand jegen, eine Anficht über etwa mögliche Eriparungen 
oder über etwaige zweckmäßige Erhöhungen anderer Titel des Bud- 
gets zu gewinnen und zu äußern, „Wie vermögen wir neue Steuern 
zu bewilligen, wie vermögen wir das Gehäſſige, das Unangenehme 
von der Ausführung einer ſolchen Maßregel auf uns zu nehmen, wenn 
uns jede Einwirfung auf Verwendung der Staatseinnahmen fehlt! 
Es ift nach meiner innigen Überzeugung das wahre Intereſſe des 
Gouvernements, einen ſolchen Zuitand aufhören zu lafjen.“ 
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Noch eingehender und eindringlicher behandelte Hanſemann 
diefen Gegenftand in Beantwortung der oben mitgeteilten Erklärung 
Bodelihwinghs vom 21. Juni über die fejte Abficht der Regierung 
in Bezug auf das Etatrecht feine Zugeitändniffe zu machen. 
Bodelichwingh meinte, es müfje genügen, wenn die Regierung den 
einzelnen Abgeordneten auf ihren Wunjch alle Daten über Die 
‚Finanzlage zugänglich mache, welcher fie bedürften, um zu den 
verlangten Bewilligungen Stellung zu nehmen. Zu diefem Ent: 
gegenfommen jei fie bereit. Hanſemann jagte: 

„Ich halte dieje Anſicht für einen Irrtum. Woraus entitehen nene Steuern, 
worous die neuen Anleihen? Aus nichts anderem ald aus dem Bedürfnis. 
Woraus entjteht diejes? Daraus, da die vorhandenen Mittel zur Befriedigung 
der Bedürfnifie für notwendige Ausgaben nicht ausreihen Hieraus folgt ganz 
von jelbjt, dab, jo lange nicht diefe Berfammlung eine wejentlihe Einwirkung 
daranf bat, in welcher Weile die Einnahmequellen des Staates verwendet werden, 
ihr aud das Mittel fehlt, die Bedürfnifie zeitig auf andere Weife als durd) 
Steuern und Anleihen zu befriedigen.” .... „Ich glaube, daß es jedem Kar 
jein wird, wie unmöglich es iſt, mit gutem Gewiſſen und bejter Überzeugung 
die Einnahmeauellen des Staate® durch neue Steuern und Anleihen zu ver: 


mehren, wenn man nicht zugleich darauf hinwirken fann, daß die Notwendigfeit 
diejer Vermehrung nicht entjtehe.“ 


Und nun folgen wieder Beiipiele, welche die Notwendigfeit 
eines gejeglichen Etatsrecht3 der Stände, durch welches die Stellung 
der Regierung im legten Grunde nur geitärft werde, noch Band- 
greiflicher erweilen jollen. 

Solche Gefichtspunfte waren es nun, die auch jeine Stellung: 
nahme zur Bewilligung der Anleihe für die Oſtbahn beftimmten. 
Wir erinnern uns des 1842 errichteten und derartig ausgeitatteten 
Eilenbahnfonds, das der Staat bis zu 2 Millionen Thlr. jährlich 
Zinsbürgichaften für die am Ausbau des preußiichen Eijenbahn- 
neges beteiligten Gejellfchaften gewähren und im ganzen für 
6 Millionen Thlr. Eiſenbahnaktien übernehmen fonnte.!) Mit 
dieſer Staatsunterjtügung gelang es, den mweitlich der Oder gelegenen 
Teil des projeftierten Eilenbahnneges im Laufe des Jahres 1847 
betriebstähig berzuitellen. Für den Diten der Monarchie fanden 
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jih aber feine Privatunternehmer und, da aus wirtichaftlichen 
Gründen wie im Intereſſe der Yandesverteidigung der Bau der 
Ditbahn nad Königsberg nicht länger aufgejchoben werden durfte, 
jo mußte fi die Regierung zum direkten Staatsbau entichliegen. 
Schon jeit längerer Zeit waren die Vorarbeiten im Gange, aud) 
die großen Brüdenbauten bei Dirſchau und Marienburg eingeleitet. 
Dem Gilenbahnbau auf Staatsrechnung hatte in Preußen bis 
dahin das Staatsichuldengejeg von 1820 im Wege geitanden, 
welches die Aumahme von Staatsanleihen an die Zuftimmung 
und Mitgarantie der Neichsitände band. Dieſes Hindernis erjchien 
nun beieitigt, als der König dem Vereinigten Yandtage die im 
Geſetz von 1820 vorgejehenen reichsitändiichen Befugniſſe über. 
trug. Allein mit den im Eifenbahnfonds noch vorhandenen Mitteln, 
ausgeführt, hätte der Bau der Ditbahn 18 ‚jahre dauern müſſen— 
Weit raſcher lie er ſich vollenden, wenn die verfügbaren Mittel 
des Eijenbahnfonds zur Verzinjung einer Anleihe benugt wurden. 
Die Bewilligung einer jolchen Anleihe, die auf etwa 30 Millionen 
Thaler veranschlagt war, verlangte aljo der König von dem 
Yandtage. 

Bekanntlich haben gerade die Vertreter der Provinz Oſtpreußen, 
für welche die baldige Herjtellung diejer großartigen VBerfehrsitraße 
geradezu eine Yebensfrage bedeutete, aus prinzipiellen Rechts: 
bedenken Bewilligung und Garantie der geforderten Anleihe ab— 
gelehnt. Die entiprechenden Erklärungen des Bürgermeijters von 
Königsberg Sperling und v. Saudens erregten überall das größte 
Auffehen. Geipannt durfte man auch auf das Votum Hanjemanns 
und dejien Begründung jein. Galt er doc) als einer der eriten 
Autoritäten auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens; er gerade hatte 
den Staatsbau von Eiſenbahnen am nachdrüdlichjten gefordert und 
ſchon jeit Jahren die Erbauung der Oſtbahn als verfehrspolitiiche 
Notwendigkeit bezeichnet. Die Kommifjion für die Eijenbahn- 
vorlage hatte troß Hanſemanns Wideripruch die Bewilligung 
der Anleihe empfohlen. Hanjemann war dagegen geweſen, weil 
er die Notwendigfeit einer Anleihe beftritt; er jtellte vielmehr 
den Antrag, die Oſtbahn aus den müßig liegenden Barmitteln 
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des Staatsichages zu erbauen, und wir erinnern uns bei diejer 
Gelegenheit dejjen, daß er von jeher den Staatsjchag als unnüße 
und darum jchädliche Einrichtung befämpft hatte. Am zweiten 
Tage der Debatte ergriff Hanjemann das Wort zu einer großen 
Rede, in welder er eine ganz erjtaunliche Menge von Motiven 
gegen die Borlage ins Treffen führte. Nach einigen Bemerkungen 
über jeine prinzipielle Stellungnahme zur Frage des Staatsbaues 
und über die materielle wie politiiche Wichtigfeit der Djtbahn be: 
tonte er, daß fi an die Heritellung dieſes Verfehrsweges ein 
großes nationales Intereſſe knüpfe. Dann aber fuhr er fort: 
„Sehen Sie auf die Gefinnung der Bewohner diejer Provinz (Oſtpreußen), 
eine Gefinnung, melde ſich im ihren Vertretern hier befundet. Giebt es ein 
erhabeneres Schauspiel als das, deijen Zeugen wir jept find. Ein Land, das 
der Kommunikationsmittel bedürftig ift, ein Land, welches fühlt, daß feine mate— 
rielle Entwidelung durd den Mangel derfelben leidet, will nicht diefen Mangel 
eriegen durch dad Opfer von Rechtöprinzipien, will nicht die Eifenbahn um das 
Opfer des Rechts erfaufen. Eine jo große Geſinnung belebt in mir das Ber: 
trauen, daß der preußiiche Staat eine große Zukunft habe. Glücklich die Dynaitie, 
welche über ein Bolt herricht, das ſolche Gefinnung, gepaart mit der treueften 
Anhänglichkeit und Ergebenheit fiir den Thron, hegt! Mit einem folhen Volke 


fann man in der Freiheit weit gehen,. mit einem ſolchen Bolte fann Großes 
geihaffen werden!“ 


Aber troß Ddiejer warmen Anerfennung des Verhaltens der 
Dftpreußen erflärt er, daß jein verneinendes Votum doch haupt- 
ſächlich durch andere Gründe beftimmt werde. Won diejen will 
er einige anführen. Er bemängelt die Ungenauigfeit und die 
Unvolljtändigfeit der Negierungsvorlage, welche weder den Umfang 
des Kapitals genau bejtimme noch genau angebe, „zu welchen 
Bedingungen die Stände das Gouvernement ermächtigen, Anleihen 
zu schließen“. Und nun folgt jenes Diftum, welches jofort zu 
einer jprichwörtlichen Nedensart wurde. „ES muß aber die erite 
Regel einer jtändijchen Verſammlung fein, wenn es ſich um Geld- 
fragen handelt, es damit jehr genau zu nehmen. Bei Geld: 
fragen bört die Gemütlichfeit auf (Heiterkeit in der Ver— 
jammlung), da muß bloß der Verftand uns leiten.“') Dann rügt 


) Es iſt mit diefem geflügelten Worte auf Koſten feines Urhebers ein arger 
Mißbrauch getrieben worden, jo z. B. in empörender Weife von Adolf Stahr, 
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er die Zeriplitterung in der preußifchen ‚Finanzverwaltung, welche 
aus fünf foordinierten Minifterien beftehe, eine Zeriplitterung, welche 
feine gehörige Sicherheit dafür biete, daß das Anleihemejen gut 
bejorgt werde. „Unter Finanzverwaltung verftehe ich nicht gerade 
die Bejorgung der Einnahmen und Ausgaben nad) Maßgabe des 
Etats und der Steuergeiege, jondern ich verftehe darunter auch 
das Zuſammenhalten, das Verwalten fämtlicher Staatsmittel zu 
einem und dem mämlichen Zmede — mit einem Worte, eine 
Harmonie in der Verwaltung aller Zweige, die zu den Finanzen 
gehören.) Es jei aber auch die Notwendigfeit einer Anleihe 
nicht genügend nachgewiejen. Die aus den Mitteilungen der 
Regierungen erfichtliche große Steigerung der Einnahmen jeit 1844, 
mögliche Eriparungen in mehreren Bermwaltungszmweigen, eine 
zwedmäßigere Verpachtung der Domänen müßten die Möglichfeit 
gewähren, die Eiſenbahn auch ohne Anleihen zu bauen. 
AS legten Grund führt er dann an, daß die nötigen Mittel im 
Staatsihage disponibel lägen, von denen die Krone einen Teil, 
10 Millionen Thlr., vorläufig für den fräftigen Ausbau der Dit- 
bahn anweilen möge. Er war der Meinung, daß Friegerijche 
Verwidelungen jetzt nicht in Ausficht jtänden, daher ein Teil der 
unverzinjten, für außerordentliche Fälle bereit gehaltenen Gelber, 
deren Betrag er auf 30 Millionen jchägte, zur Zeit wohl ent- 
behrlich jei. Im übrigen erflärte er fich dahin, daß die den 
Staatsihag bildenden Summen eben jo fidher wie in Seller: 
gewölben, aber rentbar, in einer gut organifierten Nationalbanf — 
freilich nicht in einer Staatsbank — hinterlegt werden fönnten. 
Zum Schluß verwahrt er ſich gegen die Meinung, daB durch 
ſolche Erörterungen der Staatsfredit gefährdet werde und daß es 


der e3 in einer Anmerkung zu ©. 61 feiner Überfegung von Ariftotele'3 Nitomachiicher 
Ethik (Stuttgart 1868) aus dem Zufammenhang gerifien als den Ausdrud einer 
niedrigen Geſinnung charafterifiert im Gegenſatz zu der nobeln Sorglofigfeit und 
reigebigfeit der Griehen. Das jchrieb Stahr zu einer Zeit, wo er und jeine 
Gattin Fanny Lewald von Hanjemann mit Wohlthaten geradezu überhäuft 
wurden und in ihren perſönlichen Verhältniſſen nah jeder Richtung bin das 
Gegenteil von dem erfuhren, was das gerügte Wort angeblidy bedeuten follte. 

I, Vergl. Hanjemanns Urteil über das Finanzminijtertum (S. 244.) 
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unverantwortlic jei, durch Ablehnung der Anleihe die ganze 
tage um vier Jahre, bis zum nächſten Zujammentritt des Ver: 
einigten Zandtages, zu vertagen. Nicht geſchwächt, jondern geftärft 
habe er den Staatäfredit durch den Nachweis, dab der Staat über 
jo große Summen verfüge. Aber allerdins habe er andeuten wollen, 
daß eine durchgreifende Reform der bisher für die Finanzverwaltung 
maßgebenden Grundjäße nötig jei. Eine VBertagung des Bahn: 
baues um vier ‚jahre, wenn die Anleihe jebt nicht bewilligt werde, 
jtehe nicht zu befürchten; die Notwendigfeit der Bahn erfenne die 
Regierung ja an und die Mittel zu ihrer Ausführung babe fie in 
der Hand. Auch werde die Zuftimmung des Preußiſchen Reichs- 
tages zu großen und notwendigen Staatsanleihen nimmer fehlen, 
jobald der Neichtag nur diejenigen Befugnifje, ohne welche er 
die ihm obliegenden Pflichten unmöglic; ausüben fünne, erhalten 
habe. Zuverfichtlich ruft er dem Fürften Radziwil, der jene Be- 
fürchtung ansgefprochen hatte, zu: „Das edle Mitglied kann fich 
beruhigen, weil die innere Notwendigkeit dazu binführt, dieſen 
Zeitpunkt in nicht langer Zeit eintreten zu lafjen.“ 

Hanjemann mußte von vornherein, daß ſeine Ausführungen 
über den Staatsſchatz wenig Beifall finden würden, daß er „einer 
gemwiljermaßen traditionellen Meinung entgegentrete, dahin gehend, 
dab auf dem Beitehen eines ſolchen Staatsichates die Größe 
und Sicherheit Preußens vorzüglich beruhe.“ Er 309 daher aus 
taftifchen Gründen, um die Dppofition nicht zu jpalten, feinen An- 
trag, die Bahn mit den Geldern des Staatsichages zu bauen, am 
folgenden Tage zurüd und ftimmte für die einfache Ablehnung der 
Vorlage. Es habe fich, jagte er in der Schlußdebatte, bei dieſer Gelegen- 
beit wieder klar herausgeftellt, daß man eine materielle Frage von 
Wichtigkeit niemals disfutieren könne, ohne zurüdgeführt zu werden 
auf die Prinzipien der Verfaſſung. „Es hat fich gezeigt, daß es 
ſich eigentlic) darum handelt, ob überhaupt alles, was den Staats- 
haushalt betrifft, aljo auch der Staatsſchatz, der vollitändigen 
Kontrolle und Mitwirfung der Stände anheim zu geben jei, oder 
ob es möglich jei, den Staat gut zu verwalten, ohne diejen 
Srundjag in der Folge auszuführen. Es hat fich endlich heraus- 


Bergengrün, David Hanſemann 25 
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geftellt, daß es immer mehr notwendig jein wird, Die Staats- 
regierung auf die ftändifche Verfaſſung zu fügen, und daß darin 
gerade die Kraft des Staates, die Stärke der Monarchie zu ſuchen 
if. Ich bin für jest von dem Nejultat der Debatte befriedigt 
und nehme mein Amendement zurüd.“ 

Die Zeitgenojjen hatten den Eindrud, daß. faum eine Rede 
die Regierung jo verlegte wie dieſe Kritif der preußiichen Finanz— 
verwaltung. An den Tadel ihrer politiichen Grundjäge begann 
fie fich nachgerade zu gewöhnen. Aber wie eine unerhörte Dreiitig- 
feit erichien es ihr, daß die praftiiche Verwaltung als verkehrt be- 
zeichnet und ihre tiefiten Geheimnifje, wie die Höhe des Staats- 
ihages, wenn auch nur in Mutmaßungen, der Deffentlichfeit 
preisgegeben mwurden.!) 

Bon den vielen anderen Materien, welche in dem Vereinigten 
Yandtage zur Sprache famen, verdient noch das Projeft der Steuer- 
reform hervorgehoben zu werden, weil es fich dabei um eine Hanſe— 
mann bejonders am Herzen liegende Angelegenheit handelte und 
er bier in die ungewohnte Lage fam, für die Regierung und gegen 
die Dppofition zu votieren. Hanſemann Hatte die außerordentliche 
Genugthuung, daß ſich die Regierung in ihrer Vorlage rüdhaltlos 
zu den von ihm vertretenen Anjchauungen über die Ungerechtigkeit 
der Schladht- und Mahlfteuer befannte. Er durfte fich jagen, daß 
jeine Bemühungen um die Aufhebung diejer Steuer nicht am 
wenigjten zu diefem Umjchwung der Anjchauungen an maßgebender 
Stelle beigetragen hatten. Die Regierung jchlug die gänzliche 
Abſchaffung der Schlacht: und Mahljteuer und eine derartige Be— 
ihränfung der nun im ganzen Staate einzuführenden Klaſſen— 
fteuer vor, daß diejer von jegt an nur die Einfommen unter 400 
Thalern und zwar nad) einer neuen, die Lage der unterften Volks— 
ſchichten gerechter berüdfichtigenden Klafjengliederung unterworfen 
jein jollten. Für die höheren Yahreseinfommen wurde eine auf 
Selbfteinihägung beruhende und von beionderen Kommijfionen 
veranlagte Einfommenjtener von 2 und 3°/, in Ausficht genommen. 





I, Gegenwart, III. 1849. ©. 251. 
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Aber jowohl die begutacdhtende Abteilung wie das Plenum  ver- 
warfen die Vorlage vornehmlich aus Abneigung gegen die Auf: 
dedung der privaten Vermögensverhältnifje und gegen die Kon— 
trollierung derjelben durch den Fiskus, die mit der Einfommen- 
fteuer notwendig verbunden jein würden. 

Nachdem das ablehnende Gutachten der Abteilung, welcher auch 
Hanjemann angehört hatte, verlefen worden war, nahm er das Wort 
zur ®erteidigung der Negierungsvorlage. Er rühmte den Willen 
der Regierung, eine gerechte Steuerverteilung zwijchen den mwohl- 
habenderen und ärmeren Schichten der Bevölkerung herbeizuführen, 
fowie die Zwedmäßigfeit der Vorlage. In der Steuergejeggebung 
liege eines der Hauptmittel, um jene Zwede zu erreichen, welche 
jo viele menichenfreundliche, auf das Wohl der unteren Klaſſen 
bedachte Privatvereine verfolgen. Gerade die höchſten politischen 
Rüdfichten erfordern eine gleichmäßigere Steuerverteilung. „Ich 
unterlajie e8”, jagte er, „auf die Gefahren hinzuweiſen, welche 
aus der PVernadhläffigung der Intereſſen der untern Volksklaſſe 
entftehen dürften; ich mache Sie aber darauf aufmerfiam, daß 
eines der mejentlichiten Mittel zur Beförderung des National- 
wohljtandes darin beiteht, nicht nur die Verarmung diejer Volks— 
flafie zu verhüten, jondern auch die Mittel zu befördern, durch 
welche fie in einen bejjeren, in einen mohlhabenderen Zujtand ge- 
führt werden kann; und hierzu rechne ich vor allen Dingen die 
Annahme eines Steuerfyitems, durch welches dieſe Volksklaſſe 
weniger al3 bisher gedrückt wird.“ Indeſſen war die Einfommen- 
jteuer bei den unter den Ständemitgliedern vorwaltenden Anfichten 
nicht durchzujegen. Um jo viel wie möglich; von der Vorlage für 
die Zukunft zu retten, beantragte Hanjemann, daß der Grundjaß 
einer gleichmäßigeren Steuerverteilung durch Aufhebung der Mahl— 
und Schlachtiteuer anerfannt, der König aber gebeten werden jolle, 
dem nächſten Vereinigten Yandtage einen Gejegentwurf vorzulegen, 
„durch welchen die Klajjeniteuer dem Prinzip der Einfommeniteuer, 
jedoch ohme notwendiges fisfaliiches Eindringen in die Familien— 
und Gemwerbsverhältnifje, genähert werde.” Hanjemann begründete 
diefen Antrag, der fi) von feiner eigentlichen, auf fofortige An— 
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nahme der Regierungsvorlage gerichteten Abſicht erheblich ent- 
fernte, mit den auch für jein realpolitiiches Denken und Handeln 
überhaupt bezeichnenden Worten: „Nach meiner Meinung fommt 
es, wenn von Steuern die Nede ift, nicht darauf an, nur das 
abjolut Beite haben zu wollen und auf alles andere zu verzichten, 
wenn jenes nicht zu erreichen, jondern vielmehr darauf, das Beſſere 
unter den gegebenen Umſtänden zu erreichen, wenn es aud) 
nicht das abjolut Beſte fein möchte.“ Aber auch dieſes menige, 
das jein Amendement vorſchlug, war nicht zu erreichen. Weder 
Camphauſens von großen ftaatSmännijchen GefichtSpunften ge= 
tragene Rede mit ihrem Appell an das joziale Gewiſſen der 
Abgeordneten, noch die beredten Worte Beckeraths und anderer 
änderten etwas an dem Nejultat der Abjtimmungen. Zur An- 
nahme gelangte nach dreitägiger Debatte lediglich eine Nejolution, 
daß die ärmften Klaſſen einer Steuerentlaftung bedürften, und bie 
Bitte an den König, „die Erreichung dieſes Zweckes Huldreichit 
in andermweite Erwägung nehmen und dem nädjiten Vereinigten 
Yandtage deren Ergebnifje vorlegen lajjen zu wollen.” So blieb 
denn vor der Hand alles beim Alten. Es darf aber betont werden: 
die Wege zu einem notwendigen jozialen Fortſchritt wies hier 
die büreaufratifche preußilche Regierung und gerade die Vertreter 
der Bourgeoifie, des nduftrialismus und Kapitalismus waren 
am meijten geneigt, ihn zu betreten. 

Erit allmählich war e3 während der Verhandlungen zu einer 
Art Parteibildung unter den Abgeordneten gefommen. Im Hotel 
de Ruſſie pflegten die Xiberalen, im Englifchen Hofe die Konfer- 
vativen fich außerhalb der Ständefigungen zu treffen. Auch Hanje- 
manns Quartier war ein Sammelpunft für jeine Parteigenofjen. 
Dieje waren in allen wichtigen ragen im weſentlichen einmütig 
gewejen. Da trat ganz zum Schluß eine ſchmerzlich empfundene 
Spaltung unter ihnen ein, als es fich nicht mehr um Reden und 
Stimmen, jondern um eine That handelte. 

Am Abend des 23. Juni war durch übereinftimmende Vota 
der Herren- und der Dreiitändefurie der Landtagsbeichluß zu jtande 
gefommen, daß der König gebeten werden jolle, die Periodizität 
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des Landtages zu bewilligen, den Wirfungsfreis der Ausſchüſſe 
einzufchränfen und bis zum nächiten Yandtage die Wahlen für die 
Ausihüffe und für die Staatsjchulden -» Deputation auszufegen. 
Denn gerade in der Webertragung von Landtagsbefugniffen auf 
die Ausichüffe fanden ja die Stände eine der mejentlichiten Ab- 
weichungen von den Beitimmungen der früheren Geſetze. Bereits 
am folgenden Tage, dem 24., erfolgte der Beicheid des Königs. 
Friedrich Wilhelm IV. verjprad) zwar die gewünfchte Anderung 
des Februarpatents in Erwägung zu ziehen, erflärte aber, daß 
er fich feine Entjchliegung jo lange vorbehalte, „bis die Verord— 
nungen vom 3. Februar d. %. ihrem wefentlichen Inhalt nad) 
zur Ausführung gefommen jein würden“. Dazu gehörte, dab die 
Ausichüffe gewählt wurden und wenigjtens einmal die ihnen be- 
ftimmten Funktionen ausübten. Deswegen wies er die Bitte um 
Ausjegung der Wahlen zurüd, ordnete die lebteren vielmehr 
ihon zum folgenden Tage an und teilte mit, daß er den Aus- 
ichüffen den Entwurf des Strafgeiegbuches zur Begutachtung über- 
mweijen werde. 

Wie jollten fi) nun die Abgeordneten zu den Wahlen ver- 
halten? 137 Abgeordnete — unter ihnen Hanjemann und Mevifjen, 
nicht aber Becderath, Camphaujen und von der Heydt — hatten 
unmittelbar nad) den Adreßverhandlungen auf Bindes Anregung 
dem Landtage eine Deklaration eingereicht, welche die in der Adreſſe 
fehlende Aufzählung der durd die Februarverordnungen verlegten 
älteren Rechtsanſprüche enthielt. Konnten zumal dieje Abgeord- 
neten fi an den Wahlen beteiligen, jo lange den Ausſchüſſen 
eine nach ihrer Anficht verfafiungswidrige Kompetenz beigelegt 
war? Die Frage erjchien ſchwer genug, da es fich darum handelte, 
einem ausdrüdlichen Befehl des Königs den Gehorſam zu ver: 
weigern. Crörtert hatte man die Frage innerhalb der liberalen 
Partei freilich jchon ſeit langer Zeit und fein Liberaler war gegen die 
vorwaltende Meinung aufgetreten, daß die Beteiligung an den 
Wahlen unftatthaft jei. Aber man hatte nicht geglaubt, daß der 
einzelne jo bald jchon vor die Enticheidung geitellt werden jollte; 
der Beiehl, die Wahlen jofort zu vollziehen, fam den meiften 
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überraichend. Die Enticheidung mußte von heute auf morgen ge- 
troffen werden und jegt gingen die Meinungen über das politifch 
richtige Verhalten weit auseinander. Für Hanjemann war die 
Frage maßgebend, ob der König geneigt zu jein jchien, Die 
Wünſche des Yandtages zu erfüllen, nachdem jeinem Willen Genüge 
gethan fein würde. Er verneinte die Frage. Aus allen Äuße— 
rungen der Negierung, aus dem ganzen Verhalten der Minifter 
hatte er den Eindrud geichöpft, daß fie an feine ernitlichen Zu- 
geftändnifje dächten, jo lange die Not und die Schwierigfeit der 
Yage fie nicht dazu trieben. Er jah darum in der äußerften Oppo— 
fition nicht nur ein folgerichtiges Verhalten fondern auch das 
einzige geeignete Mittel, die Regierung zu dem zu zwingen, was 
fie freimillig nicht gewähren wollte. Doc; blieb er mit Diejer 
entichiedenen Haltung in der Minorität.‘) Von den Häuptern 
des Yiberalismus traten ihm nur Meviſſen und von der Heydt bei. 
Bederath und Gamphaufen trennten fich zu feinem großen Be- 
dauern von ihm und hielten es für zwedmäßig, mildere Saiten 
aufzuziehen. 

Am 25. Juni fanden die Wahlen, in bejonderen Räumen für 
jede Provinz, ftatt. 284 Abgeordnete mählten unbedingt, 157 
unter verjchiedenen Vorbehalten, 58 enthielten jich der Stimme. 
Die Wahlen wurden bis auf die im Stande der rheinijchen Yand- 
gemeinden wirflic vollzogen. In der VBerfammlung der Rhein: 
länder verlas Hanjemann bei Beginn der Wahlhandlung eine von 
28 Abgeordneten unterzeichnete Erflärung, der zufolge fie es für 
unvereinbar mit ihrer Pflicht hielten, an der Wahl von Aus: 
ihüffen mit verfafjungsmwidrigen Kompetenzen teilzunehmen. 19 
andere Rheinländer, unter ihnen Gamphaujfen und Bederath, 
gaben ihre Wahlftimme unter der ausdrüdlichen Vorausjegung 
ab, daß über Gejege, Steuern und Anleihen nicht ohne Hinzu- 
ziehung des Vereinigten Landtages bejchlofien werden könne. 

Anderen Tages in der frühe mwurde die erite Seſſion des 
Vereinigten Landtages in Abmejenheit des durch die Ablehnung 
1) Das Vorftehende nad) Hanſemanns Berichterſtatumg im Aachener Ge- 
meinderat am 20. Juli 1847. (Protokoll des Gemeinderats.) 
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der Djtbahnvorlage und die Renitenz bei den Ausichußwahlen 
ichwer gereizten Königs von Bodelſchwingh geichloffen. Er ſprach 
es aus, daß dieje lebte Stunde des Landtags durch das Ber- 
halten einer fleinen Zahl jeiner Mitglieder bei dem Wahlaft ge- 
trübt ſei, und ftellte feit, daß beim Rückblick auf die elfmöchentliche 
Wirkſamkeit der hohen VBerfammlung alle das Gefühl hätten, die 
Ergebniſſe des Vereinigten Landtages jeien weniger fruchtbringend 
für das Land gemwejen, als fie es hätten jein fönnen. Und wenn 
er e8 auch rühmte, dab alle fich laut und freudig zu dem Be- 
wußtjein befannt hätten, troß der Verſchiedenheit ihrer Anfichten 
in glühender Liebe zum Baterlande, zum Könige und zu defjen 
Haufe miteinander verbunden zu jein, — jo jchied man doch mit 
der Erkenntnis, daß das Verhältnis von Fürſt und Volk durch 
den Landtag eine Feitigung nicht erfahren hatte. 

Der König hatte mit Beweiſen von Ungnade jeinen politischen 
Widerfahern gegenüber nicht zurüdgehalten. Die 137 Unter- 
zeichner der Deklaration der Nechte waren jofort von allen Hof: 
tejtlichfeiten ausgeſchloſſen worden und jelbjt Graf Arnim, der 
frühere Minifter, der doc), ſoweit es feine feſten politifchen Über- 
zeugungen zuliegen, tapfer für das Anjehen und die Rechte der 
Krone eingetreten war, wurde mit beleidigender Kälte behandelt, 
weil er ſich nicht in allem bedingungslos dem Willen und der 
Weisheit des Königs untergeordnet hatte. Auch Hanjemann mußte 
damit rechnen, dab er fich durch feine jcharfe DOppofition und 
zulegt durch die Renitenz bei den Wahlen die volle perjönliche 
Ungnade des Königs zugezogen hatte. Man erfuhr, daß ber 
König in den ſtärkſten Ausdrücken feiner zornigen Erregung über 
die entjchieden Dppofitionellen Luft gemacht habe. 

In den Rheinlanden rüftete man ſich aber zu einem glänzenden 
Empfange der heimfehrenden Abgeordneten. In der Annahme, 
daß alle rheinijchen Abgeordneten gemeinfam mit der Eijenbahn 
zurüdfehren würden, jollten fie beim Eintreffen in der eriten größeren 
Stadt, in Duisburg, feierlich” begrüßt werden. Hanlemann, an 
den ſich das Feitfomitee gewandt hatte, danfte für die freundliche 
Abjicht, erflärte aber, daß die Abgeordneten nicht gleichzeitig und 
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auf demjelben Wege Berlin verlajjen würden, und fügte die Mahnung 
hinzu, wichtiger als die Beranjtaltung von Feitlichfeiten jei es, 
wenn die Provinz bei jeder Gelegenheit die von den Deputierten 
auf dem Landtage vertretenen Rechtsprinzipien zur Geltung bringe. 
Er jelbft blieb noch mehrere Tage in Berlin und trat erſt Anfang 
Yuli über Hamburg, von wo aus cr jeine Verwandten in 
Hannover bejuchte, die Heimreile an. Am Abend des 11. Juli 
traf er in Köln ein, wo er die Nacht zubringen mußte. Gegen 
10 Uhr erjchallten vor dem „Germaniſchen Hofe“, in dem er ab- 
gejtiegen war, die Klänge eines Ständchens. Er trat auf den 
Balkon hinaus und erblidte eine den ganzen Frankenplatz füllende 
Bollsmenge. Ein Hoc wurde auf ihn ausgebradht. Er antwortete, 
daß es ihn freue, feine Thätigfeit auf dem Vereinigten Landtag in 
Köln anerkannt zu jehen. In kurzer Rede betonte Raveaur, der 
im folgenden Jahre als Abgeordneter zum deutichen Parlament in 
Frankfurt durch jeinen Radifalismus befannt wurde, die Hochachtung, 
welche jedermann in Köln für Hanfemann bege.') 


In Aachen hatten die Beratungen über die Art und den Um— 
fang der Hanjemann zugedadjten Ehrungen die Gemüter jchon 
jeit Wochen in Spannung gehalten. Die Hauptmafje der flerifal 
gefinnten Einwohnerjchaft jcheint auch jebt wenig Neigung gezeigt 
zu haben, den protejtantiichen Batrioten in außergewöhnlichem 
Maße zu feiern. Um jo eifriger und rühriger war der freier ge- 
finnte Teil der Bürgerichaft, der jchon 1845 nad Schluß des 
Provinziallandtags Hanfemann durch ein Feiteflen geehrt hatte, 
darauf bedacht, jeine Verdienfte in fjolenner Weiſe anzuerkennen. 
Es wurde beſchloſſen, ihm eine Bürgerfrone zu überreichen. Neben 
diefer privaten Kundgebung wollte der Gemeinderat feinem ge: 
feierten Mitglied noc einen offiziellen Empfang bereiten. Schon 
am 8. Juni ſetzte der Gemeinderat zur Beratung des Feitprogramms 
einen Ausjchuß nieder, der fich mit dem von der „Bürgerfraftion“ 
gewählten Komitee ins Benehmen jegen jollte. Zwei Wochen 
darauf wurde dem Antrage des Ausſchuſſes gemäß beichloffen, daß 


1) Kölniſche Zeitung vom 12, Juli 1847. 
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der Gefeierte durch eine Deputation unter Führung des jtellver- 
tretenden Abgeordneten für Aachen, des Bürgermeifters Nellefjen, 
vom Bahnhofe in das Rathaus zu geleiten und hier vom Dber- 
bürgermeifter Emundts jomie dem geſamten ©&emeinderate zu 
bemwillfonnmen jei. Ein Feſteſſen im neuen Redoutenſaale jollte 
den Abſchluß der Feier bilden. Da bradte die Nachricht von 
Hanjemanns Verhalten bei den Ausichußgmwahlen, noch mehr aber 
das Belanntwerden der Allerhöchiten Orts gefallenen mißliebigen 
Außerungen über die Wahlenthaltungen einen Riß in die bis- 
herige Einmütigfeit der Stadtverordnneten. Diejelben Gegenſätze, 
weldye die Spaltung der liberalen Partei des Landtages herbei- 
geführt hatten, machten ſich auch im Aachener Gemeinderate geltend. 
Es wurde von einer Seite hervorgehoben, daß die legten Schritte 
Hanjemanns in der Bürgerſchaft doc nicht die allgemeine Zu- 
ſtimmung fänden, wie fein Verhalten bis zu den Wahlen, daher 
dürften die Feitveranftaltungen nicht in dem geplanten Umfange 
ftattiinden, und in feinem alle könne der Gemeinderat eine 
offizielle Billigung feines Verhaltens ausiprechen. Die Gegen- 
partei berief fic) darauf, daß der Gemeinderat nach dem bisher 
von Hanjemann beobachteten Verfahren jein jpäteres Verhalten 
habe vorausjehen müfjen; habe er das nicht gethan, jo jei er 
oberflädhlid; verfahren und der Sachlage nicht gewachien. Die 
Verhandlung war jehr erregt. Mit 17 gegen 12 Stimmen ent: 
ichied fi) der Gemeinderat dafür, beim alten Beſchluſſe zu bleiben, 
nur jollte der Empfang nicht im Rathaufe, jondern auf dem Bahn- 
hofe jtattfinden, wo ſich die Gemeinderatsglieder in corpore ein- 
zufinden hätten. Der Oberbürgermeijter aber erflärte darauf, daß 
er weder jelbit an den Feſtlichkeiten teilnehmen, noch einen der 
Bürgermeifter zu denielben delegieren könne.!) 

So hielten ſich denn die Empfangsfeierlichkeiten in bejcheideneren 
Grenzen, als fie urſprünglich geplant waren. Immerhin waren 
fie glänzend genug und wurden von der Regierung jehr übel 
vermerft. 


!) Brotofolle des Aachener Gemeinderats. 
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Die Direktion der Rheiniſchen Eijenbahn ftellte ihren beften 
Salonwagen zur Verfügung, in dem Hanjemann am Vormittag 
des 12. Juli die Fahrt nad; Aachen zurüdlegte.e Der ganze 
Eiſenbahnzug war feftlich geihmüdt. Schon in Düren, auf der 
Mitte der Strede, wurde er von einer Anzahl Aachener Yreunde 
begrüßt, unter ihnen Nellejjen, vem als Bürgermeifter eine offizielle 
Bemwillflommung verboten war. Auch eine Deputation von Dürener 
Bürgern hatte fich eingefunden. In Aachen erwartete eine große 
Bollsmenge den Zug. Als Senior des Stadtrates hielt Mon- 
heim eine Anſprache, auf die Hanjemann bewegt antwortete. 
In langer Wagenreihe wurde der Gefeierte nach Haufe geleitet, 
wo ihm von den Bertretern der Yudengemeinde eine bejondere 
Adrefje überreicht wurde. An dem Feſteſſen in ber Redoute 
nahmen 300 Berjonen teil. Monheim toaftete auf den König, 
van Gülpen auf Hanjemann. Dann überreichte ihm van Gülpen 
die filberne, mit goldenen Eicheln verjehene Bürgerfrone, welche 
die Aufichrift trug: David Hanjemann, dem gemeinnügigen Bürger, 
dem Abgeordneten Aachen? beim eriten Vereinigten Yandtag, dem 
nnermübdlichen Streiter für Fortichritt, Freiheit und Recht. Hanje- 
mann antwortete mit dem Hinweis auf das Erwachen des politischen 
Geiftes und des Bedürfniſſes nach einem mächtigen Deutichland. 
Bei der nun allgemein gewordenen Teilnahme für öffentliche An- 
gelegenheiten jei das Ziel aller patriotiichen Beftrebungen näher 
gerüdt. Am Abend fand eine zahlreiche Vereinigung in der Er- 
bolungsgejellichaft ftatt, die ihre jchönen Räume diefesmal aud) 
Nichtmitgliedern geöffnet hatte. Als Hanjemann um 9 Uhr erjchien, 
wurde er mit lauten Hochrufen begrüßt. Liedervorträge und 
patriotijche Reden belebten und fteigerten die frohe Feititimmung.') 

Am 20. Juli erftattete Hanjemann im Gemeinderate Bericht 
über jeine Thätigfeit auf dem Vereinigten Landtage. Er ſchloß 
mit der Bemerkung, die praftiichen Ergebniſſe desjelben jeien 
freilich gering, aber Patriotismus und Rechtsbewußtjein neu be- 

1) Stadt-Nachener Ztg. v. 27. Juli 1847. Der Bericht erſchien erjt jo 
jpät, weil die Zenfur das Imprimatur verweigerte und die Enticheidung des 
Oberzenſurgerichts eingeholt werden mußte. 
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lebt und gewiß würde die Einberufung des nächſten Landtages 
nicht mehr vier Jahre auf fich warten laſſen. Er verlafje fich auf 
die Gefinnungen und die Weisheit Sr. Majeität. 

Die Regierung befand ſich denjenigen Abgeordneten gegen: 
über, welche die Beteiligung an den Ausichußwahlen verweigert 
oder fie nur mit Vorbehalten vollzogen hatten, in peinlicher 
Verlegenheit. Beim Schluß des Landtages hatte fie im Hinblid 
auf die Ausfchußmwahlen verfichert, daß fie dem Gejeg Achtung 
verichaffen werde. Der Landtagsabichied vom 24. Juli erflärte 
demzufolge die bei den Wahlen gemachten Vorbehalte allefamt für 
nichtig. Es blieb nun abzuwarten, mie fich die Gemählten bei 
der Einberufung der Ausſchüſſe verhalten würden. Energiſcher 
mußte offenbar gegen die völlig Renitenten eingejchritten werden 
und das einzige Strafmittel war der Ausichluß aus dem Land- 
tage. Dem ftanden aber ebenjojehr politifche wie Nechtsbedenfen im 
Mege. Die Regierung war unficher; fie fürdhtete, einer Steigerung 
der DOppofition nicht mehr gewachſen zu fein. Schon am 12. Juli 
erließ Bodelichwingh ein vertrauliches Schreiben an die Dber- 
präfidenten,!) in welchem ihr Nat in diefer Sache eingefordert 
wurde. Diejenigen Individuen, welche die Wahl unter Proteft 
gegen das Inſtitut der Ausſchüſſe verweigert hätten, jeßte 
der Minifter auseinander, ftänden an der Spitze der Wartei, 
welhe aus dem Xandtage eine SKonftituante machen wolle, 
und müßten eigentlich aus der Ständeverfammlung entfernt werden. 
Vielleiht fünnte man ihmen eröffnen, daß fie die Geſetzgebung 
vom 3. Februar unbedingt anzuerfennen hätten oder auf 
die Widerrufung ihrer Beitätigung als Ständemitglieder gefaßt 
jein müßten? Werde diejer Weg aber einmal betreten, jo müßte bie 
Regierung trotz aller Gefahren mit größter Energie auf ihm fort- 
jchreiten, obwohl Neumahlen vielleicht in noch jchlimmerem Sinne 
ausfallen und auch Gutgefinnte bei jolcher Befchränfung der 
itändifchen Freiheit ihre Mandate niederlegen würden; jelbit Konſer— 
vative hätten bei ihrer Abneigung gegen die Ausichüffe damit ge- 


1) Geh. Staatdardiv. 
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droht. Insbeſondere jei zu beachten, da „namentlich in Aachen 
die Ausſchließung des hochgefeierten Hanjemann zu ernten Kon- 
fliften führen fönnte“. Dem Dberpräfident der Nheinprovinz 
Eichmann wurde die jehr jchwierige Aufgabe geftellt, bei der Ab— 
gabe feines Gutachtens zweierlei zu berüdfichtigen: einerjeits die 
Stimmung der Provinz und andererjeitS den feiten Willen des 
Königs, „den Ständen feine Konzeifionen zu machen, welche die 
Stellung der Krone wejentlich verändern oder gar einen Übergang 
zu den eigentlich fonftitutionellen Formen bilden fünnten“. Eich— 
mann antwortete,!) er habe noch fein klares Urteil in der Sache. 
Gewiß jei, daß jede Strafmaßregel zu Agitationen führen werde, 
an denen fich nicht nur Redner wie Hanjemann und Aldenhoven, 
jondern auch Männer wie Camphauſen, Becderath, von der Heydt 
beteiligen würden, zumal die Ausichliegung von Ständemitgliedern 
wegen Wahlenthaltung den Buchitaben des Gejeges nicht für fich 
babe, mithin nur mit dem Geifte desjelben begründet werden fünnte. 
Am bedenflichiten wären Gemwaltmaßregeln; fie würden den Xibe- 
ralismus ebenjo jtärfen, wie die Gemwaltmaßregel von 1838 den 
Klerifalismus gejtärft habe. Zwar meldete der Aachener Polizei: 
direftor einige Tage darauf dem Minifter,?) man brauche den feit- 
lichen Empfang Hanjemanns nicht als den Ausdrud der allgemeinen 
Stimmung zu betrachten; feine Anhänger bejchränften ſich „auf 
die eben nicht bedeutende und wenig einflußreiche Fraktion einiger 
erzentrifcher Schwindelföpfe”. Der Negierungspräfident von Aachen 
jah fic) aber doch veranlaft, diefem Berichte die Bemerfung hinzu- 
zufügen, daß, wenn Hanjemanns Verfahren auch nicht allgemein 
gebilligt werde, jein Anhang doch viel bedeutender jei, als der 
Bolizeidireftor annehme, und daß jedenfalls beim Ausjchluß eines 
Ständemitgliedes die gejamte liberale Partei zu ihm jtehen werde. — 
Auch die anderen Dberpräfidenten jahen fich nicht in der Lage, 
irgend eine ftrenge Maßregel zu empfehlen. So ließ man denn 
da3 Verhalten der Oppoſition auf fich beruhen. Nur den oppo- 
fitionellen Zandräten wie Pinde u. a. wurde die Wahl zwiichen 


1) 18. Juli 1847. Geh. Staatsardiv. 
2) 30. Juli 1847. Gbenda. 
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formeller Anerkennung der Februargejege oder Verzicht auf ihr 
Amt geftellt, das ihre Mitwirkung bei der Ausführung der Gejeke 
erbeijche. Aber die Furcht davor, mit jtrengeren Maßregeln in ein 
Weſpenneſt zu greifen, war jo groß, daß man fich mit Vindes 
Erflärung zufrieden gab, er ziehe die Rechtsbeſtändigkeit der fönig- 
lichen Verordnungen vom 3. Februar allerdings zum Teil in 
Zweifel, werde dieſe aber als Landrat jedenfalls unbedingt zur 
Ausführung bringen.!) 

Die zweite Hälfte des Jahres 1847 brachte Preußen einige 
Erholung von den politiichen Kämpfen und Aufregungen der ver- 
floffenen Monate. Hanjemann benußte dieje Zeit zu einem Ausflug 
nach Siüddeutichland, der ihn zum erjtenmal in nähere perjön- 
liche Berührung mit den namhafteſten außerpreußifchen Liberalen 
brachte. Mitte September war er in Stuttgart und Heidelberg. 
Die Zeitungen nahmen Notiz von jeiner Anmejenheit und berid)- 
teten über jeine Konferenzen mit den politiichen Gefinnungs- 
genoſſen. Auf die Süddeutichen machte jeine Perjönlichfeit einen 
nachhaltigen Eindrud. „Dieſer geijtreihe Mann,“ jchrieb der 
Stuttgarter Beobadhter,?) „it äußerli von joldher Einfachheit 
und Anipruchslofigfeit, welche ihm die Herzen ummillfürlich ge- 
winnen muß.“ Gin Sorrefpondent der „Deutichen Zeitung“ ?) 
jpricht von dem wohlthuenden Gefühl, das ihm die Begrüßung 
mit Herrn Hanjemann aus Aachen Hinterlafjen habe. „Er erjchien 
wie ein Bote, der jeine Hand herrüberreicht über die Kluft, welche 
Süd- und Norddeutichland nicht äußerlich — nein, jelbft in den 
Gemütern der politiich Gebildeten noch trennt. Wir erfannten an 
ihm den Ausdrud jenes Glüdes, einem Volk anzugehören, deſſen 
Stimme nit an den Prählen feiner Grenze erftirbt.” — Nicht 
minder herzlich wurde Hanjemann in München begrüßt. Yünfzig 
Abgeordnete der zweiten Kammer veranjtalteten ihm zu Ehren am 
2. Dftober ein Diner. Hier betonte der Feſtredner Freiherr 


1) Geh. Staatdarhiv. 

2) Bom 11. September. (Nach der Stadt Aachener Ztg. v. 16. September). 

3) Nah Ludwig Mathy: Aus dem Nahlak von Karl Mathy. 1898. 
=. 61, könnte der Korreipondent Baul Pfiger fein. 
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von Glojen den gewaltigen Eindrud, welchen Hanfemanns jchöne 
Worte, daß der Dften nicht ruffiich, der Weſten nicht franzöfiich 
werden wolle, in Bayern gemacht hätten. Hanjemanns Ermwide- 
rung gipfelte in der Forderung, daß Deutichland jegt aus einem 
Staatenbunde ein Bundesjtaat werden müſſe.!) 

Die nächſte und bedeutendfte Frucht diefer perjönlichen Be- 
rührungen mit den national und liberal gefinnten Politikern Süd- 
deutichlands war die befannte Zufammenfunft der gemäßigten 
Liberalen zu Heppenheim am 10. Dftober, die einen jcharfen Gegen- 
ja zu der furz zuvor von den badiichen Radifalen veranjtalteten 
Berjammlung in Offenburg bildete. Hanſemann war es, der das 
ftille Gartenlofal im „Halben Mond“ zu Heppenheim ausfindig 
machte und die Einladung zu der Verfammlung ergehen Ließ.?) 
Übrigens waren er und Meviffen, der leider verjpätet eintraf, die 
einzigen Vertreter Preußens bei dieſer Zufammenfunft. Gegen- 
ftand der Beratung war die Feſtſtellung eines nationalen Pro» 
gramms für den deutſchen Yiberalismus. Zwei Meinungen jtanden 
fich zu Heppenheim in Bezug auf die Reform der deutichen Bundes- 
verfafjung gegenüber: nach der einen ſollte auf die Berufung eines 
allgemeinen deutjchen Parlamentes neben der Bundesverjammlung 
hingearbeitet werden; die Anhänger der anderen jahen ein erreich- 
bares, zunächſt zu erjtrebendes Ziel in der volfstümlichen Aus- 
geftaltung der einzigen das außeröjterreichiiche Deutichland bereits 
feft umjchließenden Inſtitution, des Zollvereins, dem ein aus De- 
legierten der Cinzellandtage gebildetes Zollparlament beizugeben 
jei. Den legteren Gedanfen vertraten Hanjemann und Karl Mathy,“) 


1) Stadt Aachener Zeitung v. 10. Oftover 1847 (nad) dem Nürnberger 
Korreipondenten). 

2) Mathy an Buhl 22. Sept. 1847: „Ein ausgezeichnetes Mitglied des 
preußiichen Vereinigten Landtages hat die Mühe der Anordnung der Zujammen- 
kunft übernommen.” 

3) In den meiften Darjtellungen wird — wohl nad) der Erzählung Frey— 
tags in „Karl Mathy“ ©. 288 (1. Aufl.) — die Urheberſchaft und Vertretung 
dieſes Gedanfens Mathy allein zugejchrieben, dem die anderen Teilnehmer der 
Verſammlung, auch Hanfemann, nachträglich zujtimmten. In Hanjemannz 


Die Heppenheimer Berfammlung. 10. OH. 1847. 399 


der tüchtigfte politifche Kopf in Baden und bereitS jeit einiger 
Zeit als hervorragender Tagesichriftiteller befannt. Beide Männer 
fonnten fi) von einem bdeutjchen Parlament wenig veriprechen, 
jolange es feine gemeinjame deutiche Staatsgewalt gab. Die 
zollverbündeten Länder hatten aber bereits. eine gemeinjame, wenn 
auch jehr unvollkommene Verwaltung für einen eng begrenzten 
Zweck; vielleicht ließ fie fi) auf noch andere Gebiete des ftaat- 
lichen Lebens ausdehnen. Auch der Hellen-Darmitädter Heinrich) 
von Gagern gab diefem auf praftijche Einheit gerichteten Pro- 
gramm feine Zuftimmung. Ganz von der Hand gewiejen wurde 
freilich die Agitation für eine Bolfsvertretung am Deutichen Bunde 
nicht; fie wurde als ein unter Umjtänden brauchbares Mittel, um 
indireft den bejchränfteren Zwed zu erreichen, betrachtet.') Man jchied 
in bejter Eintracht. 

Die Teilnehmer der Heppenheimer Verſammlung gehörten zu 
demjelben Kreiſe von Männern, welcher fih in der jeit dem 
1. juli 1847 ericheinenden, von Gervinnus in Heidelberg rebdi- 
gierten „Deutichen Zeitung” ein Organ geichaffen hatte, dem an 
geiftigem und politiichem Gehalt ſowie in Bezug auf das Anjehen 
der Mitarbeiter fein anderes Zeitungsblatt in Deutichland gleid) 
fam. Die „Deutiche Zeitung”, wenn auch nur in einem engen 
Kreife gelejen und gewürdigt, wurde der Sprechjaal für den ge- 
mäßigten Liberalismus und die auf politiiche Einigung Deutichlands 
gejegten Hoffnungen. Insbeſondere jah fie ihre Aufgabe darin, 
die Preußen und Züddeutichen einander näher zu führen, einen 
gemeinjamen Boden für ihre nationalen und politiichen Beftrebungen 
zu Ichaffen. Hatte Gervinus doc daran gedacht, fie zum Organ 
der fonititutionellen Partei des Vereinigten Yandtags zu machen. 
Die Zeitung diente einem idealen Zwed, mußte auf gejchäftlichen 
Gewinn von vornherein verzichten und war auf die Geldunter- 
ſtützungen und freiwilligen litterariichen Beiträge ihrer Gefinnungs- 
genofjen angewiejen. Beide liefen zahlreich ein. Auch Hanſemann 
„Das preufifche u. deutſche Verfaſſungswerk“ S. 78 heißt e8 indefjen mit Bezug 
hierauf ausdrüdlih: „Nach reiflicher Beratung ward meine Anjicht adoptiert.“ 

I) Hanfemann a. a.D. ©. 74. 
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itellte fich in den Dienjt der guten Sache. Schon jeit Ende 1846 
ftand er mit Gervinus und Mathy in Korreipondenz über das 
Unternehmen; er war eifrig für die Verbreitung des Blattes in 
den NRheinlanden thätig und jammelte die Geldbeiträge ein. Nach 
der Rückkehr aus Heppenheim beteiligte er fi an der „Deutſchen 
Zeitung“ auch durd eigene Mitarbeit. In einem gediegenen 
Artifel legte er die Gründe für die herrichende Teuerung der 
Yebensmittel dar und empfahl einige Gegenmaßregeln, ein Thema, 
das auch auf dem Vereinigten Landtage jehr gründlich erörtert 
worden war. Ein zweiter Artifel behandelte im Sinne der in 
Heppenheim gepflogenen Beratungen die Drganijation des Zoll 
vereins; drei andere Aufläge handelten von den Bereinigten Aus- 
ihüffen, dem ihnen zur Begutachtung vorgelegten Strafgejeg und 
den auf dieſe Angelegenheiten bezüglichen politiichen Fragen. 
Auch andere Zeitungen, wie die Kölniſche und Aachener, ver- 
jorgte Hanjemann in diejer Zeit gelegentlich” mit Beiträgen aus 
jeiner Feder. 

Gegen Ende des jahres 1847 rüdte die Frage der Aus- 
ſchüſſe wieder in den Vordergrund der allgemeinen Intereſſen. Durch 
ein Patent vom 31. Dezember berief der König die Ausichüfje auf den 
17. Januar 1848 nad) Berlin zur Beratung des Strafgeleges, um 
eine Einigung der Stände über die verjchiedenen Vota herbeizuführen, 
welche die Provinziallandtage im Jahre 1843 über den Entwurf 
abgegeben hatten. Es mußte fich nun zeigen, welche praftifche Be— 
deutung die bei den Ausſchußwahlen gemadıten, durd den Yandtags- 
abſchied für nichtig erflärten Vorbehalte hatten. Bederath legte als 
Antwort auf diefe Kundgebung der Regierung fein Mandat alsbald 
nieder. Gamphaujen dagegen that es zum allgemeinen Erjtaunen 
nicht. Zwar blieb er einer der Einberufung vorausgehenden Vor- 
beratung in Berlin fern, zu welcher der Minifter ihn und einige 
andere Ausichußmitglieder eingeladen hatte, aber er behielt fich die 
Freiheit vor, je nad) Umjtänden zu handeln, und leiftete der Ein- 
berufung nad) Berlin Folge. Hanjemann, Meviſſen, Bederath 
und anderen war diejes Berhalten Camphauſens ganz unbegreiflich; 
denn indem den Ausſchüſſen und nicht dem Vereinigten Yandtage 
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ein allgemeines Geſetz vorgelegt wurde, gejchah gerade das, was 
in dem Vorbehalt als verfajiungsmwidrig bezeichnet worden war, 
und eine Berufung darauf, daß es mit dem Strafgefeh, weil es 
bereit8 von den Provinzialitänden vor Yahren beraten worden jei, 
eine andere Bewandtnis habe, fonnte doch nur als Wortflauberei und 
Mangel an Gicherheit ausgelegt worden. So mar denn Die 
Spaltung in der liberalen Partei eine offenfundige geworden. 
Hanfemann betrieb eifrig eine Zufammenfunft der rheinifchen De- 
putierten, um zu den jchwebenden Fragen Stellung zu nehmen. 
Sie fand am 30. Januar 1848 in Bonn ftatt. So wenig Camp- 
hauſens Landsleute und politische Freunde damit einveritanden 
jein fonnten, daß er dem Rufe nad) Berlin gefolgt war, jo fand 
doc) jein Verhalten in den Ausſchüſſen Bewunderung und Beifall. Er 
gab der liberzeugung der Nheinländer, da das Strafgeſetz, 
welches eine Anzahl verhaßter Ausnahmebeitimmungen, namentlid) 
in Bezug auf politiiche Vergehen, dauernd fodifizieren wollte und 
einige barbarifche Berichärfungen der Todesitrafe enthielt, nur die 
&egalifierung des Despotismus jei, beredten Ausdrud, wenn er 
auch anderjeitS zum Verdruß mancher jeiner Landsleute Die 
Härten des Code Penal und dejjen andere Schattenjeiten offen zu- 
geitand. Vor allem aber machte gleich in der eriten Sitzung die 
meifterhafte form der Anklage, weldye er in flammenden Worten 
gegen die Regierung erhob, den allertiefften Eindrud: Die Stände 
jeien bis zur äußeriten Grenze vorgerüdt und hätten weit hinüber- 
gebogen die Hand zum Ausgleicd; dargeboten, und dieſe Hand jei 
im Zorne zurüdgeftoßen worden. „Ein Wort hätte hingereicht, den 
Berfafjungsftreit in Preußen auf immer zu beendigen. Es ijt 
nicht geiprochen worden. Die Folgen müfjen getragen werben 
Die Geichichte aber wird richten zwifchen uns und der Regierung!“ 
Mit Bodelichwingh geriet er bald darauf jo heftig aneinander, 
daß er „vor Ekel“ die Sikung verlies, der Minifter aber ihn 
iofort zu Haufe auffuchte, um feine Übereilung gut zu machen. !) 
Die weiteren Verhandlungen verliefen jo friedlich, daß der König 
9 Mertens, Präfident der Dampfſchiffahrts⸗Geſellſchaft in Köln, an Hanfe- 


mann, 6. Februar 1548: teilt den Inhalt eines Briefes von Lamphaufen mit. 
Bergengrän, David Haniemann. 26 
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jeine Freude an ihnen hatte und am 6. März die Seſſion per- 
ſönlich mit einer gnädigen Ansprache jchlog. Seinem Willen war 
nun Genüge geichehen und jetzt verftand er ſich endlich zu einer 
Konzeifion: er gewährte die vierjährige Periodizität des Vereinigten 
Landtags und verſprach die Befugnifje der Ausſchüſſe zu bejchränfen. 
Aber diejes magere Zugeftändnis fam zu jpät, um in der fieber- 
haften Erregung der Zeit auch nur die geringite verjöhnende 
Wirkung auf die öffentliche Meinung zu üben. Es erſchien bereits 
in dem Momente jeiner Bekanntmachung antiquiert, von den Er- 
eignijjen überholt. Zwölf Tage vorher war die Revolution in 
Paris ausgebrochen und nach zwölf weiteren Tagen jchritt fie aud) 
in Berlin über Yandtag und Ausjchüfle, über alles, worum jm 
legten Fahre jo heiß geftritten worden war, zu einer ganz neuen 
Ordnung der Dinge hinweg. 





VI. Kapitel‘) 
Finanzminiſter. 


1. Die Märztage 1848. 


Mit der Verabſchiedung der Vereinigten Ausſchüſſe am 6. März 
1848 ohne eine gleichzeitige Ankündigung grundlegender innerer 
Reformen verſäumte Friedrich Wilhelm 1V. die paſſendſte, aber 


1) Für dieſes und das folgende Kapitel habe ich leider nur die allerdings 
umfangreichen Privatalten Hanſemanns benutzen können. Das Geh. Staats: 
archiv bietet für die Revolutionszeit faſt nichts. Die Protiololle der Staats— 
miniſterial⸗Konſerenzen ſind, wie mir Herr Geheimrat Koſer freundlichſt 
mitteilte, für jene Zeit nicht geſammelt, ſondern waährſcheinlich je nach dem In— 
balt der Beichlüffe zu den Alten der einzelnen Minifterien genommen worden. 
Meine Gefuche, die Regiftratirren des Minifteriums des Innern und des Finanz 
miniftertums® benugen zu dürfen, jind mit der Motivierung abjchlägig befchieden 
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aud) legte Gelegenheit, um in ungejchwächter föniglicher Autorität, 
freiwillig und von niemandem gedrängt, den jet unabweisbar 
gewordenen Schritt zu thun und Preußen eine freie, Eonftitutionelle 
Verfaffung zu gewähren. Die furze Spanne Zeit feit dem 
26. Februar, dem Tage des Belanntwerdens der Ummälzung in 
Frankreich, hatte ja genügt, um in ganz Deutichland die Yage 
der Dinge völlig zu verändern. Die von Paris ausgehende Be- 
wegung jeßte von vornherein in Deutichland mit jo nachhaltiger 
Kraft ein und ergriff das ganze Volt dermaßen, daß auch die 
preußiiche Regierung die Unmöglichkeit erfennen mußte, auf dem 
alten Punfte jtehen zu bleiben. Eine neue Zeit war gefommen. 
Zugeftändnifje an die öffentliche Meinung in ganz anderem Maße, 
als man es fich je hatte träumen laſſen, konnten nicht vermieden 
werden. Auf das Wann und Wie derjelben fam aber alles an 
md die Enticheidung über Preußens Zufunft lag bei Friedrich 
Wilhelm, jodann bei jeinem eriten Minifter Bodeljchwingh. Je 
ichneller ein wohl überlegter Entſchluß gefaßt wurde, dasjenige 
freiwillig zu thun, was notwendig und unvermeidlich war, um jo 
größere Ausfichten hatte Preußen, nicht nur den Sturm ruhig zu 
beitehen, jondern mit einem gewaltigen Zuwachs an moralifchem 
Anjehen und materieller Macht aus demfelben hervorzugehen. 
Man darf, um Friedric; Wilhelms Verhalten gerecht zu be- 
urteilen, das Peinliche feiner Lage, die Größe des ihm zuge- 





worden, dab die Alten nichts fiir meine Zwede enthalten und daß Privatperfonen 
ein Einblid in fie nicht geftattet werden fünne. Als mir dem Finanzminifterium 
gegenüber der Nachweis gelang, da Alten, welche ich brauchen könne, in reicher 
Fülle vorhanden feien, und ic) fie auch im einzelnen nad) ihren Titeln bezeichnete, 
wurde ich mit noch größerem Nachdrud auf die mir mangelnde Qualififation für 
ihre Benugung verwiefen. Nun will ich mic) gerne befcheiden, wenn politifche oder 
fonft jachlidy begründete Bedenken der Benutzung der Regiftraturalten durch Privat- 
perfonen im Wege ftehen. Solche walıen aber, joweit Grundjteuer, Einkommen— 
fteuer, Mahl- und Schlachtſteuer, Darlehnstafien und Ähnliche Materien in Frage 
fommen, gewiß nicht vor. Wenn trogdem Privatperfonen die Einfiht in die 
Alten zu wiflenfhaftlichen Zweden verweigert wird, fo kann ich daraus nur 
ihließen, daß Hanfemanns unauägefegter Kampf mit dem bureaufrattichen 
Formalismus doc jchliehlich fruchtlos geweſen ift. 
26* 
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muteten Opfers nicht unterfchägen. Noch war fein Jahr dahin 
jeit jener verhängnißvollen, wider den Rat der Minifter gehaltenen 
Thronrede vom 11. April 1847, welche die denfbar fchroffite 
und feierlichite Abjage an den Gedanfen einer Eonititutionellert 
Verfaſſung zum Ausdrud brachte. Der König Hatte in unzmwei- 
deutiger Weiſe zu veritehen gegeben, daß die Unerjchütterlichfeit feiner 
politijchen Anfichten auf dem Grunde einer religiöfen Überzeugung 
ruhe. Die TIhronrede war „noch einmal eine Manifeftation des 
Königtums von Gottes Gnaden in Verbindung mit der religiöjen 
Idee.“) Er hatte damit, wie fein treuejter Diener Bodelichwingh 
flagte, die Brüden vor und hinter fi) abgebrochen und fich auf 
ein durch feierliche Gelöbnifje eingeengtes Dperationsterrain be- 
geben, zu deſſen Verteidigung die Kraft feiner Minijter, ihnen 
voran die Bodelſchwinghs, verbraucht mwurde.?) Der Übergang 
zur fonftitutionellen Verfaſſung bedeutete hier mehr als das Ein- 
gejtändnis einer Niederlage, mehr als eine Kapitulation. Der jtolze 
Hohenzoller mußte nicht nur mit jeiner Vergangenheit brechen, fein 
politijches Ideal vom jtändijch gegliederten, patriarchaliſch regierten 
chriftlichen Staate zum Dpfer bringen, — er mußte vielmehr einen 
Schritt thun, der in jeinen Augen einem XQreubruche, einer 
Slaubensverleugnung gleich fam. 

Der einzige preußiſche Miniſter, welcher Schon in den eriten Tagen 
der Märzbewegung in Deutichland erkannte, daß die vom Könige To 
faut als unüberichreitbar bezeichnete Yinie im preußilchen Ber- 
fafjungsmwejen nicht einzuhalten, daß vielmehr eine Konititution 
unvermeidlic” geworden fei, war Bodelſchwingh. Ihm fiel jegt 
die Aufgabe zu, den König und die anderen Minifter mit der 
gleichen Weberzeugung zu durchdringen. Bodelſchwingh hat es 
jelbjt befannt, daß ihm dieſes bei einigen jeiner Kollegen noch 
ichwerer als bei dem Könige gelang. Aber es gelang immerhin 
und jpäteftens am 12. März ftand nach dem Zeugniſſe Bodel— 


- 





1) Rante, Friedrich Wilhelm IV. (Allg. deutiche Biographie.) 

2) G. v. Diejt, Meine Erlebnifje i. J. 1848 und die Stellung des Staats— 
minifterö v. Bodelihwingh vor und nad) dem 18. März 1848. Dafelbit, ©. +6, 
das Schreiben Bodelſchwinghs an Fallenftein vom 80. März 1848. s 
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ſchwinghs prinzipiell der Entichluß zu dem folgenjchweren Syſtem— 
wechſel feſt.) Aber die Erkenntnis, daß die größte Eile not thue, 
daß jofort gehandelt werden müſſe, um die in allen Provinzen zum. 
Durchbruch fommende, in Berlin fich gefährlich regende Bewegung 
einzudämmen, jcheint auch Bodelihwingh nicht gehabt zu haben. 
Die innerpolitiihen Maßnahmen der beiden erften Märzmwochen 
beichränften fich auf zwei Kundgebungen. Die eine war die fünig- 
liche Rede vom 6. März,?) melde die jegt jchon fajt niemanden 
mehr interejjierende Bewilligung an den Pereinigten Landtag 
verfündete und einen fräftigen Hinweis auf die Möglichkeit friege- 
riiher Verwidelungen enthielt; die andere, am 10. März mit 
dem Datum des 8. veröffentlicht, bezog ſich auf die Preßfreiheit. 
Diele wurde aber nicht jofort eingeführt, obwohl der Bundestag 
ihon am 3. März die Aufhebung der Zenjur allen Bundes- 
gliedern geftattet hatte, jondern erft in Ausficht gejtellt, wobei 
noch der im Erlaß gewählte ungewöhnliche Ausdruck „Zenjur- 
freiheit” an Stelle von „Preßfreiheit“ zu allerhand Mißdeutungen 
Beranlajiung gab. Am 13. März fam es zu dem erften blutigen 
Konflikt zwiſchen Militär und Bol in Berlin. Trotzdem vermwies 
der König noch am 14. eine Deputation der ftädtiichen Behörden, 
die neben jchleuniger Berufung des Landtags um eine angemeſſene 
volfstümliche Vertretung bat, ohne die geringite beruhigende Er- 
flärung über einen bevorjtehenden Syſtemwechſel lediglich darauf, 
daß er die Einberufung des Bereinigten Landtages joeben an- 
geordnet habe. Am jelben Tage erjchien denn aud ein Patent, 
das aber den Landtag nicht zu einem nahen Zeitpunfte, wie man 
gehofft hatte, jondern erft zum 27. April einberief und mit 
feinem Worte erwähnte, daß er über eine tiefgreifende Verfaſſungs— 
änderung beraten folle.. Um volle ſechs Wochen jollte aljo in 
Preußen die Enticheidung verichoben werden, während die Er- 
eigniſſe fich ſtürmiſch drängten ! 

1) A. a. O. S. 15 u. 16. — Bodelſchwingh an den König 15. März 1848 ebenda 
©. 49. Nach Kojer, Friedrih Wilhelm IV. am Vorabend der Märzrevolution, in 
der Hiſt. Zeitichrift 83, iſt das Datum der Ausfertigung dieſes Schreibens der 17. 

2) &. ©. 402. 
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Woraus erflärt fich diejes jonderbare Zögern, nachdem der 
ichwere Entſchluß im Schoße der Regierung bereits gefaßt, die 
prinzipielle Entjcheidung für das Fonjtitutionelle Syitem bereits 
gefallen war? Unzmweifelhaft wurde die Gefahr einer preußifchen 
Revolution, die Notwendigkeit jchleunigen Handelns für die Auf- 
rechterhaltung oder Herftellung der inneren Ruhe Preußens unter: 
ſchätzt. Der pofitive Grund lag aber darin, daß das Verhalten 
der Regierung überhaupt nicht in erjter Linie durch die Rückſicht 
auf die innere Lage, jondern durch die Erwägungen der aus: 
wärtigen, der deutichen Bolitif Preußens beftimmt mwurde.!) Geit 
jeher von der Häglichen Unzulänglichfeit der deutichen Bundes» 
verfajlung überzeugt, hatte der König nicht erft jest, ſondern ſchon 
im November 1847 in Wien eine YBundesreform angeregt. Aus 
Rücficht auf die Bedrängnis Ofterreichs in Stalien waren die 
Verhandlungen aufs neue vertagt worden. Nun, unter dem 
Drude der Februarrevolution, wurden fie Anfang März wieder 
aufgenommen. Oſterreich aber jollte auch jegt nad) dem Wunſche 
des Königs die Führung verbleiben; nur im äußerſten Notfalle 
wollte der König ohne Dfterreich vorgehen; Vfterreich blieb der 
Hemmichuh für die äußere wie für die innere Politik Preußens. 

Am 12. März langte aus Wien die Mitteilung des Generals 
von Radowitz an, daß Ojterreich auf den preußiichen Vorſchlag 
eines Fürftenfongrefjes eingebe, der aber nicht, wie Preußen 
wollte, in Frankfurt a. M., jondern in Dresden am 25. März 
zufammentreten ſolle. Seine Beſchlüſſe fonnten, jo rechnete 
Bodelſchwingh, für die künftige preußiſche Verfaſſung nicht gleich— 
gültig fein; folglich feien fie erit abzuwarten, bevor der Vereinigte 
Landtag mit der Verfafjung beichäftigt würde. Nah Schluß des 
Kongrejies bedurfte es wiederum längerer Zeit zur Ausarbeitung 
der Vorlagen für den Landtag. So fam Bodelſchwingh auf den 
27. April als Eröffnungstermin für den Landtag.) Diele jorg- 
jamen Erwägungen, wie fie einer gemiljenhaften Regierung in 
normalen Zeitläuften wohl anitehen mochten, erweckten dem Könige 

1) Kofer a. a. O. 48ff. 

2) Dieſt S. 16. 
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erit recht feine Bedenfen. Wenn er jchweren Herzens Bodelichwingh 
nachgab und fi zur Annahme des KonjtitutionaliSmus bereit er- 
flärte, jo that er es nur im Hinblid auf die Einigung Deutſch— 
lands. Die Notwendigfeit einer PWolfsvertretung neben dem 
Bundestage und die Unmöglichkeit, dab Preußen in dem neuen 
Deutichland jeine alte Verfafjung behielt, jah er ein. Die Be» 
willigung der Konftitution jei wegen Deutjchland nötig gemwejen, 
hat der König ſpäter gegen jeinen Bertrauten, den General von 
Gerlach, befannt. Den inneren Verhältniſſen Preußens entnahm 
er dieſe Nötigung auch jet nicht. Daher das gelafjene Tempo 
für die Durchführung der preußiichen Verfaſſungsreform, das in 
jo ſeltſamem Kontrafte zu der fieberhaften Ungeduld ftand, mit 
der das Volk das erlöjende Wort von den Lippen des Königs zu 
vernehmen hoffte. 

Zwei Tage nad Erlaß des Patentes, am 16., traf die Nach- 
riht von der Wiener Revolution und dem Sturze Metternich 
in Berlin ein. Die Sachlage war jeßt total verändert. Von 
einer Mitwirkung DOfterreichs in der Frage der Bundesreform, 
vollends von der ihm noch immer zugedachten führenden Rolle 
fonnte vorläufig feine Rede mehr jein. Preußen war frei 
geworden; es hatte nun jelbftändig und allein zu handeln. Dem— 
gemäß lud der König jegt die deutichen Fürften zur Konferenz 
nach Potsdam, ‚jtatt nad) Dresden ein. Zugleich aber waren die 
Gefahren der inneren Lage außerordentlich gewachlen,; die Nach— 
richten aus Wien hatten die Verwirrung und Aufregung der Be— 
völferung nad) jeder Richtung gefteigert. Der König ſah jebt 
endlich ein, was Bodelichwingh ihm feit dem 12. vergeblich vor- 
geftellt hatte, daß jofort ein freiwilliger Minijterwechjel eintreten 
müfje, wenn nicht in wenigen Tagen ein von der Revolution er- 
zwungener erfolgen jolle. 

Noch am 16. wurde nad) dem früheren Finanzminifter Graf 
Alvensleben geſchickt. Diejer traf zwar am 17. abends in Berlin 
ein, weigerte jich aber, an die Spite des Minifteriums zu 
treten. Bodelichwingh vermochte nun feinen anderen zu jeinem 
Nachfolger vorzuichlagen als den Grafen Arnim-Boigenburg. Ihn 
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empfahl jein gemäßigter Konjervatismus und feine völlige Unab- 
bängigfeit von dem antifonjtitutionellen Programm, das der König 
in feiner Thronrede vom 11. April 1847 entwidelt hatte. Troß- 
dem war die Wahl ein Mißgriff. Denn es fam nicht nur auf 
Arnims politiichen Standpunkt an, jondern auch auf das Urteil, 
das die Bevölferung fich über ihn, den früher jo verhaßten 
Minifter des Innern und der Polizei, gebildet hatte. Graf 
Arnim, der Austreiber Yuiteins und Heders, war nun mal als 
harter und überzeugter Reaktionär verjchrieen; daß er um feiner 
freifinnigeren Anjchauungen willen 1845 von dem Minifterpoiten 
zurüdgetreten war, wußte man nicht, und der vermittelnde Stand- 
punft, den er im Vereinigten Landtage eingenommen, hatte das 
allgemeine Mißtrauen gegen ihn nicht bejeitigen fünnen. Arnim 
erflärte fich zur Uebernahme des ſchweren Amtes bereit, trat es 
indejien erft am Morgen des 19. März mwirflid an. Im Laufe 
des 17. gingen nun aber Bodelſchwingh die zuverläffigiten Nach— 
richten darüber zu, daß zum folgenden Tage, dem 18., einem 
Sonnabende, von den Umjtürzlern ein Hauptichlag vorbereitet 
werde, daß ſie verjuchen wollten, von dem Könige die Befriedigung 
aller ihrer Wünjche zu erprefjen und auch einer freiwilligen Ge— 
währung den Schein zu geben, als ob fie von dem Monarchen 
ertrogt worden ſei. Diejer Umftand erjt und, wie es jcheint, er 
allein!) bewog Bodelichwingh noch in der Naht vom 17. auf 
den 18. ein Patent auszuarbeiten, das die Berufung des Yand- 
tages auf einen früheren Termin und die Snitiative des Königs 
zur volfstümlichen Umgeftaltung Deutjchlands und Preußens an— 
fündigte. Am Morgen des 18. vollzogen der König, der Prinz 
von Preußen und die Minifter das WBatent, — eriterer unter 
heitigem Sträuben gegen das Wort „Fonjtitutionell” — das dann 
Ichleunigit gedrudt und verteilt wurde. Die Wiener Ereignijje 
hätten, hieß es in ihm, die Ausführung der auf die Umgeftaltung 
Preußens und Deutjchlands gerichteten Abfichten erleichtert und ihre 
Beichleunigung unerläßlich gemacht. Deutſchland jolle ein Bundes- 


I) Dieit ©. 19. 
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jtaat werden mit einer unverzüglid zu berufenden VolfSvertretung, 
welche wiederum die fonjtitutionelle Berfafjung aller deutichen 
Länder notwendig made. Die einzelnen Attributionen des 
Bundesftaats, welche Preußen in Vorſchlag bringen wolle, werden 
dann aufgezählt und zum Schluß wird verfündet, daß die Aus: 
führung diejer Abfichten am menigjten in den Zuftänden Preußens 
ein Hindernis finden dürfe; deswegen jolle der Vereinigte Land— 
tag, dem der König feine Vorjchläge für die preußiiche Verfaſſung 
entwideln werde, ſchon am 2. April zufammentreten. Gleichzeitig 
mit diefem Patente wurde unterm Datum des 17. März ein 
Preßgeſetz veröffentlicht, das die Zenjur aufhob, die Preßvergehen 
ben ordentlichen Gerichten zumwies, von den Herausgebern neuer 
periodijcher Blätter aber eine Kaution in Geld verlangte. 


An die nun folgenden blutigen und jchmachvollen Ereignifie 
des 18. März und der folgenden Tage braucht nur furz erinnert 
zu werden. Wohl war es Bodelſchwingh noch gelungen, der Re- 
volutionspartei den eigentlichen Vorwand zum Aufruhr zu nehmen. 
Die Zugeftändniffe des Königs waren noch freiwillig erfolgt. Den 
Aufruhr ſelbſt zu verhindern aber war es zu ſpät. Die Barri- 
fadenfchlacht des 18. März wurde geichlagen und die fopfloje Ber: 
wirrung im königlichen Schlojje verichuldete es, dab die fiegreichen 
Truppen am Morgen des 19. den NRüdzug antraten und der 
König den Becher der Demütigung bis auf die Neige leeren mußte. 


Mit dem Bewußtjein treuer Pflichterfüllung, aber an ber 
nächiten Zufunft verzweifelnd, zog fich Bodeljchwingh, nachdem am 
19. das neue Minifterium unter dem Vorſitz des Grafen Arnim 
ins Amt getreten war, auf feinen mejtfäliichen Yandfig zurüd. 
Indeſſen fann er von dem Vorwurf nicht freigejprochen werden, 
daß er fich in der legten Schredensnadht feiner Aufgabe nicht ge- 
wachjen gezeigt hat, und ihn trifft ein großer Teil der Schuld, daß 
alles, was zur Beichwörung des drohenden Sturmes geichab, zu jpät 
fam. Er hat troß klarerer Einficht und obwohl er im wejentlichen das 
Richtige erfannt hatte, nicht vor dem 12. März diejenige Energie ent- 
faltet, mit welcher er jchließlich die Gewiffensbedenfen des Königs und 
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ben Widerjtand der furzjichtigen Kollegen überwand.Y) Und dod) 
war ihm die Notwendigkeit unverzüglicher und entjcheidender Maß— 
regeln frühzeitig genug von verjchiedenen Seiten ans Herz gelegt 
worden. Geit dem 6. März drängte jelbft der Bundestagsgelandte 
Dönhoff zur Annahme des fonftitutionellen Syſtems als der ein- 
zigen wirkſamen Waffe gegen die republifaniiche dee; am 11. März 
berichtete er, es jei hohe Zeit, daß Preußen dur die That 
eine fonjtitutionelle Gefinnung befunde.?) Um viejelbe Zeit fam 
der Oberbürgermeiiter Frande von Magdeburg zu Bodelſchwingh 
und riet zur Berufung des Landtags. Der Minifter antwortete, 
er wiſſe feine Beichäftigung für den Yandtag, er habe feine Vor— 
lagen für ihn.?) ‚Freilich fam die erjte und zugleich berebteite 
Mahnung von einer Seite, der die gebührende Beachtung zu jchenfen 
für Bodelichwingh eine gewiſſe Selbftverleugnung bedeutete. Gie 
fam von Hanjemann, der ihm ſeit Jahren die erbittertfte Oppofition 
gemacht Hatte. 

ALS die eriten Nachrichten von den Pariſer Ereigniffen in der 
Rheinprovinz eingingen, ftedten die dortigen Politiker noch tief in 
den Sorgen um die Beratungen der Vereinigten Ausſchüſſe über 
das den Rheinländern fo unfympathifche Strafgefeg. Hanjemann 
und Meviſſen waren gerade damit beichäftigt, eine an Gamphaufen 
gerichtete Adreile des Kölner Gemeinderats über diejen Gegenftand 
in den anderen Städten zu verbreiten. Mit dem Eintritt der 
großen Weltereignifje verſchwand dieſe Angelegenheit von der 
Tagesordnung. Sofort dachten Hanjemann und Mevifjen, deren 
Briefe fi) fortwährend freuzten, an die Berufung der rheinijchen 
Ständemitglieder nad Köln zur Beſprechung der Sachlage. Die 
Konferenz wurde auf den 4. März feftgeiegt. Beide Männer er- 


I) Das geht aus den von Dieſt mitgeteilten Attenftiden unwiderleglich 
hervor. Auch das Manifeft vom 18. Mär; wäre faum verkündet worden, wenn 
Bodelihwingh nicht tags zuvor die Überzeugung gewonnen hätte, daß am 18. 
die Revolution ausbrechen werde. 

2) Hofer a. a. O. ©. 60, 62. 

3) Erinnerungen a. d. Leben von H. V. v. Unruh, herausgegeben von v. 
Poſchinger. 1895. ©. 82. 
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fannten den vollen Umfang der Deutichland und Preußen drohenden 
Gefahr, bevor noch die Nachrichten aus Frankreich irgend eine 
jtärfere Bewegung in den Rheinlanden entfejjelt hatten. Was 
fieß fich in folcher Yage von der preußifchen Regierung hoffen? 
Hanſemann machte jeinem übervollen Herzen in einer Denkſchrift 
an Bodeljchwingh Luft, die er diefem bereits’ am 1. März ein- 
jandte.') 

„Kreellenz! Wenn das Vaterland in Gefahr ift, jo müjjen 
die, welche es lieben, wie abweichend auch ihre politiichen Anfichten 
bisher gewejen jein mögen, jich nähern. Hierbei ift die unum— 
wundenſte Offenheit die erſte Pflicht.” Mit diefem kurzen Eingangs- 
wort motiviert er das dem Adreſſaten vielleicht merkwürdig er- 
icheinende Unterfangen, daß er, der Gegner, gerade ihm, dem Mi- 
nifter, gegenüber jeine Anficht über die Yage entwidle. „Seit 
dreißig jahren“, fährt er fort, „haben die Kontinental-Regierungen 
mit Gewalt, mit Klugheit und mit Konſequenz das Syſtem der 
IUnfreiheit der Völker verfolgt. . . . Man bat vielfältig und 
namentlich in deutjchen und italienischen Yändern jeitens der Re— 
gierungen Grundjäge aufgeftellt, deren Sinn war, daß die Dynaitien 
eine höhere Bedeutung als die Völker haben.“ Die Folgen diejer 
Rolitif in den einzelnen europäiichen Ländern äußern fich in all: 
gemeiner Unzufriedenheit. Das Kortwandeln auf diefem Wege 
wäre das denfbar gefährlichfte Experiment, doppelt gefährlich jett, 
wo die republifanifche Partei in dem mächtigen Frankreich die 
Dberhand gewonnen habe. Komme es aber zum Kriege zwijchen 
Deutichland und Franfreich, jo jei auf das durch die Unruhen in 
‚alien vollauf beichäftigte Ofterreich nicht zu rechnen. Um fo 
größer jeien die Beſorgniſſe der Batrioten, daß Deutſchlands ſchutz— 
bedürftige Fürſten noch jet bei dem banfrotten Syſtem verharren 
und bei einer fremden freiheitsfeindlichen Macht, bei Rußland, 
Anlehnung juchen werden. Die Gefahr der Lage Preußens und 
Deutichlands werde dadurch noch erhöht, daß infolge des Prinzips 
der Unfreiheit und der Bevormundung der praftiiche politijche 


1) Gedrudt in Hanſemanns „Das Preufiiche und Deutiche Verfaſſungswerk“ 
1850. ©. 78—88. 
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Veritand des Volfes nicht hinreichend ausgebildet jei, um unaus- 
tührbare oder gefährliche Doktrinen von dem praktiſch Ausführbaren 
zu unterjcheiden. Das Volk jei um jo ratlojer, als es jeine Re— 
gierungen für unfähig halte, „einer Krije zu begegnen, die fie durch 
irrige Auffaffung der Verhältnifje gewiſſermaßen heraufbeichworen 
haben.” — „Alles fommt darauf an, jchnell, richtig und mit 
Energie die Mittel zu ergreifen, durch welche Rettung möglich ift. 
Dazu ift nothivendig die in der Nation befindlichen Kräfte zu er- 
fafjen und zu benugen; dies iſt nur dann möglich, wenn man 
diejenigen lebensfräftigen Ideen ergreift und zur Anwendung bringt, 
welche — durd die Zeit gereift — mehr oder weniger bewußt die 
Gemüter beherrſchen.“ 

„Diele Ideen find in Deutjchland: eine einige deutſche Nation 
mit deutjchem Parlamente in der Form eines YBundesftaates, der 
jedem einzelnen Staate eine gewille Freiheit der Entwidelung ge- 
währt; bürgerliche, politiiche und religiöje Freiheit, gefichert durch 
lebensfräftige nftitutionen; eine größere Einwirfung und Berüd- 
fihtigung der handarbeitenden Volksklaſſen bei der allgemeinen 
und insbejondere der Finanzgejeggebung der Staaten.“ 

Die Nation bedürfe einer mächtigen Führung, die ji) vor der 
‘dee der ‚Freiheit nicht fürchte. Hanſemanns Flehen und Hoffen 
ift auf den erhabenen Träger der Hohenzollerndynaftie gerichtet, 
der allein die Führung übernehmen könne. Was joll aber ge- 
ihehen? Hanjemann antwortet, der König möge jebt, wo die 
politijche Ruhe noch nicht geftört jei, wie anno 1813 in einem 
Aufrufe zu jeinem Volfe reden und die unummwundenen Erklärungen 
abgeben, 

daß er fih im die inneren Angelegenheiten nichtdeuticher 

Yänder nicht mijchen werde, aber im alle eines Angriffs 

auf das ganze deutiche Volk zähle; 

daß er den Vereinigten Yandtag in wenigen Wochen berufen 

werde, um ihm die organifchen Gejeße zur Begründung der poli- 

tiichen, bürgerlichen und religiöjen ‚Freiheit, insbejondere ein 

Geſetz über Preßfreiheit, über Volfsreprälentation und ein 

neues Wahlgejeb vorzulegen; 
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daß er eine Kommilfion von Vertrauensmännern zur vorgängi« 

gen Prüfung diefer Vorlagen ’zufammenrufen werde; 

daß er beim Bundestage beantragen wolle, „unverzüglich aus 

allen deutichen Staaten nad; Verhältniß ihrer Bevölkerung 

Deputierte in Franffurt zu vereinigen, um in Übereinftim- 

mung mit den deutjchen Fürften die zu Deutichlands Freiheit 

und Unabhängigkeit nothwendige Reform det Bundesvertrags 
zu bejchließen.“ 

Selbitverftändlich jei, daß in die ganze Verwaltung ein an- 
derer Geijt als der der bisherigen Politik fommen müſſe. „Nur 
feine Furcht vor den Einſprüchen Ofterreihs und Rußlands!“ 
ruft er aus; jenes jei durch Metternich8 Politif gelähmt, dieſes 
allein fünne das von dem Könige geführte Deutichland nicht hin- 
dern. Dann wendet er fich noch einmal perſönlich an Bodel— 
ſchwingh: 

„Ew. Excellenz Thatkraft und Patriotismus iſt durch das 
Schickſal eine große Aufgabe geworden. Erſter Rat unſeres er- 
habenen Königs können Sie Großes wirken, wie nie ein Staats— 
mann in Deutſchland. Ich flehe Sie an, die inhaltſchwere Wich- 
tigfeit des Moments zu erfaſſen und Sr. Majeftät zu raten, fich 
an die Spitze deuticher Freiheit und Unabhängigkeit zu ftellen. . . 
Wo meine ſchwachen Kräfte dem Könige und dem Baterlande in 
einer mit meinen Überzeugungen vereinbaren Weife nügen fönnen, 
bin ich in gefahrvoller Zeit wie der jebigen zu Em. Ercellenz 
Verfügung.“ 

Prüft man dieje Vorſchläge, jo Fällt zunächſt auf, daß Hanſe— 
mann bier über den notwendigen Gang der deutichen Wolitif 
Preußens eine andere als die in der Heppenheimer Verſammlung 
geäußerte Anficht ausjpricht. Er iſt von der Forderung eines 
Zollparlaments zu der einer allgemeinen deutichen VBolfsvertretung 
übergegangen. Aber er vollzog damit feinen anderen Wechſel der 
Anfichten, als wie er durch die veränderte Sachlage für einen 
praftiichen Bolitifer geboten war. 

Unter dem Beifall der ganzen Nation hatten noch im Februar 
Ballermann in der badijchen und Gagern in der darmſtädtiſchen 
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Kammer die Cinberufung eines aus den Ständefammern der 
Einzelftaaten gewählten deutichen Barlaments verlangt. Was 1847 
zwedmäßig erichien, war es jegt nicht mehr. Die in Fluß ge- 
fommene deutiche Bewegung richtete fich bereits auf ein größeres 
Ziel und Hanjemann fam es nur darauf an, daß die Regierung 
die Initiative ergriff, um jelbit eine Bewegung zu leiten, von der 
fie ſonſt fortgerijien zu werden drohte. Deshalb ging er nod 
einen Schritt weiter als Ballermann und forderte ein aus 
Bolfswahlen hervorgehendes Parlament. m übrigen befür- 
wortete er nur eine Reform des beitehenden Bundesvertrages, nicht 
eine neue deutiche Verfaſſung. 

Kin Vergleich zwilchen Hanſemanns Borjchlägen und dem 
Verfahren der Regierung zeigt, dab dieſe thatſächlich faft in jedem 
einzelnen Bunfte den ihr hier vorgezeichneten Weg zu gehen verjudht 
hat,) — freilich mit der einen Ausnahme, welche der von Hanie- 
mann erhofften Wirkung die Spitze abbrach, daß, mas jofort ge: 
ichehen jollte, teils zwei, teil drei foftbare Wochen zu jpät erfolgte. 
Ob Bodelichwingh diejen warmen, beredten und Mugen Worten über: 
haupt einige Beachtung geichenft hat? Wir wijjen es nicht. Eine Ant- 
wort hat Hanjemann jedenfalls nicht erhalten. Handelte die Regie- 
rung aber völlig unbeeinflußt durch die von Hanjemann angeregten 
Gedanken und that fie doch, wenn auch zu jpät, was dieje wollten, 
jo ift jeine Denkſchrift ein um jo vollgültigeres Zeugnis für jeinen 
politiihen Scharfblid, mit dem er rechtzeitig zu den durch die 
Natur der Dinge gebotenen Maßregeln riet, welche die unent- 
ichlofjene Regierung zu ſpät ergriff. 

Eine Kopie der Denkichrift ließ Hanſemann jeinem Freunde 
Patow im Minifteriun des Auswärtigen zugehen. In dem Begleit- 
ichreiben vom 3. März bezeichnete er den Mangel an Fähigkeit 
und Aufrichtigfeit der Regierungen und infolgedeilen den Mangel 

1) Auch zu der von Hanjemann empfohlenen Berufung von Vertrauens⸗ 
männern entichlo& fich die Regierung gleichzeitig mit der Veröfſentlichung des 
eriten Einberufungspatentes für den Landtag vom 14. März. Hanjenann freilich 
befand fid) unter den Geladenen nit, wohl aber Graf Arnim (Hofer a. a. ©. 
©. 71) und Binde (Diet ©. 49). 
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an Vertrauen zu ihnen als das jchlimmfte Übel in Deutjchland 
und Preußen. „Wenn je wahre Klugheit in voller Aufrichtigfeit 
befteht, jo ift es jebt.” Zugleich fpricht er noch einige weitere Ge- 
danfen über die auswärtige Bolitif aus, die er gegen Bodelichwingh 
füglich nicht habe äußern fönnen. „Um Gotteswillen, ich lege es 
dringend ans Herz jedes Patrioten, feine Annäherung an Ruf: 
land... .!“ Ein franzöfiicher Eroberungsfrieg in Stalien wäre 
allerdings ein Grund zum Kriege Deutichlands gegen Frankreich, 
nicht aber die Unabhängigkeit Staliens, deren Deutichland und 
Preußen fich nur freuen fönnten. Schließlich mahnt er nochmals zu 
beichleunigter Berufung des Yandtags. 

Mittlerweile hatten einige Teilnehmer der Heppenheimer Ver- 
jammlung eine Konferenz von mehreren württembergifchen, badijchen, 
theinpfälziichen und rheinpreußijchen Ständemitgliedern zum 5. 
März nad) Heidelberg ausgejchrieben. Gleichzeitig mit diejer Ein- 
ladung erhielten Hanjemann und Mevifien am 1. März die be- 
unrubigendften Nachrichten über die gewaltige Gährung in Baden 
und im Großherzogtum Hefjen. Es jcheint, daß fie die Verſamm— 
lung an ſich nicht für opportun hielten; fie mißtrauten den radifalen 
Elementen in derjelben. „Wohin wird es führen? Was werden 
wir thun?” jchrieb Meviffen an Hanjemann. „Sch halte es für 
jehr dringend, daß einer von uns nach Heidelberg geht und den 
Herren Maß und Bejonnenheit predigt, die, wie es jcheint, dort 
gänzlich beifeite gelegt werden. Ich hoffe, daß Sie, verehrter 
Freund, dieje Aufgabe als die wichtigjte des Moments übernehmen 
werden.“ Nach einer Unterredung mit Becderath, Meviſſen und 
v. d. Heydt am 3. März in Köln entichlo fi Hanjemann zur 
Reife nad) Heidelberg. In Köln war er Zeuge der erjten tumul- 
tuarischen Volfsbewegungen, an denen eine allgemeine zielloje Auf- 
regung und die Ausgelafjenheit des Karnevals gleichen Anteil 
hatten. Infolgedeſſen begab er ſich mit fünf feiner Kollegen zum zu— 
fällig anmwejenden Oberpräfidenten und öffnete ihm die Augen über 
die Gefahr der Yage. Die auf den 4. März angeſetzte rheinifche 
Ständekonferenz wurde nun auf den 11. nad) Bonn verjdyoben 
und Hanjemann reifte in ber That nach Heidelberg. Außer ihm 
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nahmen nur noc zwei andere Preußen, Raffauf und Stedtmann, 
an der von 51 Mitgliedern, meift Abgeordneten, bejuchten Ber: 
jammlung teil. 

Dieſe Heidelberger Verſammlung hat der nationalen Bewegung 
diejenige Richtung gegeben, in welcher fie während des folgenden 
‘jahres verlief. Sie erflärte in einer vom 5. März datierten Profla- 
mation die Berufung einer in allen deutichen Landen nach der Volks— 
zahl gewählten Nationalvertretung für unaufſchiebbar und beſchloß 
„dahin zu wirfen, daß baldmöglichit eine vollftändigere Verſamm— 
lung von Männern des Vertrauens aller deutjchen Stämme zu- 
jammentrete, um dieje wichtige Angelegenheit weiter zu beraten 
und dem Baterlande wie den Regierungen ihre Mitwirfung anzu- 
bieten.“ Ferner teilte der Aufruf mit, daß fieben Mitglieder er- 
jucht worden jeien, „binfichtlich der Wahl und der Einrichtungen 
einer angemejjenen NWationalvertretung Vorſchläge vorzubereiten 
und die Einladung zu einer Berfammlung deutiher Männer 
ichleunigft zu bejorgen.“ Unter dieje Kundgebung ſetzte auch 
Hanjemann jeinen Namen. Gleichwohl war er nicht frei von Be- 
denken. Ihm jchien die Abficht, mit der er nach Heidelberg ge- 
gangen war, die Verhinderung umftürzender Beichlüffe, doch nur 
„leidlich gelungen“.') Zwar war der Wortlaut des Manifeſtes 
einwandfrei. Alles hing aber von der Ausführung der Bejchlüfie 
durch den Siebenerausichuß ab, der jein volles Vertrauen nicht 
hatte, zumal neben maßvollen Männern wie Gagern, Römer, 
Welder aud ein jo vorgeichrittener Radifaler wie Itzſtein zu ihm 
gehörte. Die Zujammenjegung, das Programm und die Beichlüfle 
des von ihnen berufenen Vorparlaments haben freilich alle feine 
Befürchtungen übertroffen. 

Auf dem Rückwege von Heidelberg bejuchte Hanfemann am 
7. März den preußiichen Bundestagsgejandten Dönhoff in Frank: 
furt a. M. Er teilte ihm feine Eindrüde und Bejorgniffe mit 
und befürmortete auch bei ihm dringend die baldigſten Entſchlüſſe 
Preußens, das ſich an die Spite der auf die Konftituierung Deutjch- 


1) Die Preußiſche und Deutſche Verfaſſungsfrage S. 90. 
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lands durch ein Parlament gerichteten Bewegung jtellen müſſe.!) 
Wie wir jehen, hat denn auch Dönhoff es nicht unterlaffen, in 
diefem Sinne nad) Berlin zu berichten. 

Am 11. März fand in Bonn die von Hanjemann und Me: 
viffen berufene Konferenz rheinifcher Ständemitglieder jtatt. Ihr 
Rejultat war die Abjendung einer Adreſſe an den König, die von 
29 Abgeordneten, auch von Gamphaufen, unterzeichnet wurde. 
Sie verlangte Vertretung des Volfes beim Deutichen Bunde, jofortige 
Berufung des Vereinigten Landtages, Reformen in Bezug auf das 
Wahlredit und die Herrenkurie, jomwie eine beſchließende Mit- 
wirfung des jo reformierten Landtages an der gejamten Gejep- 
gebung und an der Feititellung des Staatshaushaltes. Hanjemann 
war mit Form und Inhalt der Adreſſe, an deren Abfaſſung er 
nicht teilgenommen hatte, unzufrieden. Er jcheint angefichts der 
Unnachgiebigfeit der Regierung einen entjchiedeneren Ton für ange: 
bracht gehalten zu Haben. Heftig erregte ihn der ungenügende 
Inhalt des Patentes vom 14., daS er am 16. fennen lernte. 
„Mit Ofterreich die Initiative! wie thöricht!“ Heißt es in einem 
Briefe an Meviſſen vom jelben Tage; „feine Zuſage von freier 
Berfafjung für uns ift gegeben; noch nichts von den freiheits- 
tötenden Maßregeln zurüdgenommen; der Yandtag auf den 27. 
April, der Kongreß auf den 25. März, — mir follen aljo feinen 
Einfluß haben auf den legteren. Alles das ift das alte Syitem 
der preußijchen Pfiffigfeit, was niemals flug war, jegt aber jehr 
dumm ift.”% Es waren Äußerungen ftärfften Unmutes, die über 
das Ziel hinaus jchofjen, einer Stimmung, die durch irreführende 
Berichte aus Berlin über die unverbeſſerlich reaftionäre Ge— 
finnung der Minifter und die Schwäche des Königs noch gejteigert 
murbe. 


1) Koſer a. a. O. S. 68. 

2) In Bezug auf die rheiniſche Adreſſe vom 11. heißt es in demſelben 
Briefe, daB fie eine Blamage ſei; fie bleibe Hinter dem Bewuhtfein des Boltes 
zurüd. „Das iſt das Nefultat auf die Camphauſenſche Politik, der da glaubt, 
durch Berhüllen erreihe man etivad. ch verbreite dad Opus nicht.” Welchen 
Inhalt er der Adrefje geben wollte, iſt nicht erfennbar. 

Bergengrün, David Hanfemann. 27 
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Der Adreſſe der rheiniichen Abgeorbneten folgte eine Un 
zahl von Petitionen, Rejolutionen und Anträgen der rheinijchen 
Städte, die zum Teil durch formloje Bollsverjammlungen, zum 
Zeil durch die Gemeinderäte beichlojien wurden. Köln jchidte 
jogar eine PDeputation nad Berlin, die am Morgen bes 
18. März vom Könige empfangen wurde und die Zuficherung 
erhielt, daß alle ihre Wünſche bereitS erfüllt jeien. Einige 
Mitglieder der Deputation reiften noch vor dem Ausbruche 
des Straßenfampfes, andere mährend desjelben wieder ab. Sie 
waren die eriten, welche auf den Stationen in Hannover, Weit: 
falen und am Rhein die Nachricht von dem nun wirklich erfolgten 
Syſtemwechſel, von dem Ausbruch” der Revolution und der 
Bildung des Minifteriums Arnim verbreiteten, in das aud; Camp: 
haufen berufen werden jolle. 

Hanjemann begrüßte die Konzeffionen des Königs mit auf- 
richtiger Freude; die königliche Erklärung vom 18. März enthielt 
nach jeiner Meinung „vollftändig alle Fundamente für einen wahr- 
baft fonftitutionellen Staat“. Sie müſſe alle diejenigen befriedigen, 
welche nicht mehr als diejen wollten!) Die Ernennung Arnims 
mochte freilich auch ihm Beſorgniſſe einflößen; aber fie traten zu— 
rüd hinter die große Thatſache, daß der König fich öffentlich) und 
unmiderruflich zu dem nationalen und Ffonjtitutionellen Programm 
befannt hatte. Um jo tiefer jchmerzten ihn die darauf folgenden 
Nachrichten von der Entwürdigung des preußiſchen Königtums durch 
die fiegreiche Revolution. Nach diejen Ereignifjen begannen überall 
die Parteien fich deutlicher zu ſcheiden. Auch in der Nheinprovinz. 
Die einen, erichredt durch die aufs äußerſte geftiegene Zucht- 
lofigfeit, jtrebten vor allem nad) Aufrechterhaltung der Ordnung 
und Ruhe, die anderen empfingen durch die Vorgänge in der 
Refidenz nur den Impuls zu weiterem Vorjchreiten auf der revo- 
Iutionären Bahn. Die liberale Partei trat in Konftitutionelle 
und Demokraten auseinander. 

Hanjemann hatte die ganze Zeit über außer den allgemeinen 

1) Das Preußiſche und Deutſche Berfafiungswert 84. — Mevifien dagegen 
war jehr unzufrieden. 
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Angelegenheiten auch den bejonderen Aachens jeine Aufmerfjamfeit 
widmen müſſen. Fand bier eine Revolution in der elenden 
Fabrifbevölferung unter allen Umftänden günjtigen Boden, jo fam 
ihr jegt die noch) immer anhaltende Teuerung, verbunden mit 
Betriebsftodungen und Arbeitslofigfeit infolge des oft erwähnten 
allgemeinen Geldmangels, ganz bejonders entgegen. Diefe Übel— 
ftände vermehrten ſich natürlich beim Beginn der Unruhen und 
durch den bei ſolchen Gelegenheiten unvermeidlichen Zuzug arbeits: 
icheuen Gefindels in bedrohlicher Weile, jo daß fich der Gemeinde: 
rat jehr bald mit der Frage, wie der Not und Arbeitslofigfeit 
abzubelfen jei, beichäftigen mußte. Schon am 3. März wurde 
in Aachen zum Schug der Ordnung eine Bürgergarde von 600 
Mann eingerichtet, die fich aber bald als ungenügend erwies. Hanſe— 
mann glaubte womöglich die ganze an der Aufrechterhaltung der 
Drdnung intereffierte Bürgerjchaft zum Sicherheitsdienfte heran- 
ziehen zu miüjjen und beantragte am 20. März, als die Yage 
bereits eine jehr ernfte geworden war, die Verftärfung der Bürger- 
mehr auf 3000 Mann, die jeftionsmweile den Dienft zu beforgen 
hätten. Bon den Vertretern der Obrigkeit war es bejonders der 
unbeliebte Dberbürgermeifter Emundts, gegen den fi) die Er- 
bitterung der aufgeregten Pöbelmaſſen richtete. Er hatte jein 
Amt jeit etwa fünfzehn Jahren zwar treu und zur Zufriedenheit 
der Regierung verwaltet, ſich aber durch ein übertrieben büreau- 
fratiiches Weſen viele Feinde gemacht. Jetzt verbreitete fich in 
der notleidenden Arbeiterbevölferung das faljche Gerücht, daß er, 
dejlen Vorliebe für die Mahlfteuer befannt war, fi durch Korn» 
mwucher bereichert babe, während das Bolf hungere. Am 
20. März fam es zu den erften Ruheſtörungen. Gefährlich 
wurden fie am 21. Die Mafjen verjuchten einen Sturm jomohl 
auf das Haus des Dberbürgermeifters wie auch auf das Nuellens- 
iche Haus am Elifenbrunnen. Da erichien gegen 9 Uhr Hanie- 
mann. Es gelang ihm zu Worte zu fommen und das Volk zum 
Auseinandergehen zu bemegen.!) 


1) Ich habe über diefe Borgänge leider nichts Näheres ermitteln können. 
27° 
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Mitten in diejer böjen Zeit entichloß fih Hanjemann Aachen 
zu verlafien, jein Haus und feine Familie der Obhut bewährter 
freunde übergebend. Gr hatte die richtige Empfindung, jegt in 
Berlin, wo der Landtag binnen weniger Tage eröffnet werden 
jollte, nötiger als in Aachen zu jein, und war wohl auch davon 
überzeugt, daß das Minifterium jeine Dienfte in irgend einer 
Form beanſpruchen werde. Mit dem Auftrage des Gemeinderats, 
die ſofortige Siftierung der Mahlfteuer für Aachen wie im Jahre 
1847 zu erwirken,!) reifte er am 23. März ab, nachdem er fid 
noch in der Aachener Zeitung von den Mitbürgern mit der Er- 
flärung verabichiedet hatte, daß er als Landtagsabgeordneter nur 
dann erfolgreich für Aachen thätig jein fünne, wenn in der Stadt 
Ruhe und Gejeglichkeit errichten. In Köln hatte er am 
24. Gelegenheit, fi) davon zu überzeugen, wie jchnell und un— 
widerjtehlich die radikale Strömung um fich griff. Port tagte 
am 24. März eine von den Gemeinderäten der achtzehn größten 
rheinijchen Städte beſchickte Verſammlung, in welcher die kon— 
jtitutionelle Partei nur mit Mühe die Oberhand behielt und Die 
ertremiten Beſchlüſſe verhinderte. Die Verheigungen des 18. März 
genügten nun jchon bei weitem nicht mehr; die ‘Freude über fie 
war verraucdht. Es wurde beichloffen, eine Deputation an den 
König zu jenden, welche Garantien für die Erfüllung jener Ver— 
heißungen fordern und das allgemeine Mißtrauen gegen Arnim 
bezeugen jollte. Die viel weiter gehenden Wünfche der in ber 
Minorität gebliebenen Demokraten eignete fic) eine gleichzeitig in Köln 
tagende Bürgerverfammlung an, die im Gegenjag zu den offiziellen 
Gemeinderäten das eigentliche Volf zu repräfentieren vorgab. Aud) 
fie Jandte eine Deputation nach Berlin mit dem Auftrag, die Detroy- 
ierung eines Wahlgejebes für die fonftituierende preußiſche Na- 
tionalverfjammlung mit Umgehung des Landtages zu fordern, 
deſſen jtändifche Grundlage ein überwundener Standpunft jei.*) 


Die Stadt-Mahener Zeitung und die Kölniihe Jeitung gewähren für dieje Tage 
nr eine jehr färgliche Ausbeute. 

1) Protokolle des Gemeinderats. 

2, Das Preußiſche und Deutfhe Berfafjungswert S. 90. — Wolff, Ber: 


Ankunft in Berlin. 26. März. 421 


Ohne das Ende der Kölner Verfammlung abzuwarten, reifte Hanſe— 
mann meiter und langte am Nachmittage des 26. März in Berlin 
an. Am jelben Tage bereit3 war eine telegraphiiche Depeiche des 
Grafen Arnim auf Befehl des Königs an den Dberpräfidenten der 
Rheinprovinz Eichmann abgegangen, die „infolge eines Berichts 
des Dberpräfidenten vom 21.” Hanjemann nad) Berlin berief, 
„um einen Gegenitand der höchiten Intereſſen, des Geldverfehrs 
und der Induſtrie in der Rheinprovinz mit ihm zu beraten”.') 

Das neue, jeit dem 19. März beftehende und allmählich 
vervollitändigte Miniſterium Graf Arnim fonnte fih nicht Halten. 
Der Rüdtritt Bodelichwinghs und feiner Kollegen hatte eine fichere 
Gewähr dafür bieten jollen, daß die Verwaltung von einem neuen 
Geiſte bejeelt jei; die Ernennung Arnims zum Nachfolger drohte 
aber den guten Eindruf mieder zu vermwilchen. Der Minifter- 
wechſel erichien als halbe, nicht aufrichtig gemeinte Maßregel, ſo— 
lange nicht wirklich populäre Elemente für das Minifterium ge- 
monnen wurden. Als ſolche nahm Arnim von vornherein drei 
Koryphäen des Vereinigten Landtages, Camphauſen, den Grafen 
von Schwerin und Alfred von Auerswald in Ausficht,?) von denen 
die beiden letteren dem Rufe Folge leilteten und die Departements 
des Kultus und des Innern übernahmen. Dagegen maren der 
Yuftizminifter Bornemann und der Minijter des Ausmärtigen 
Freiherr von Arnim, bisher Gejandter in Paris, dem Volke un- 
befannte Namen von büreaufratiicher Vergangenheit. Interi— 
miftifcher Kriegsminifter wurde der General von Reyher. In— 
deſſen machte der Eintritt Schwerins und Auerswalds in das 
Minifterium nicht den gehofften Eindrud, teils wegen ihres Standes, 
liner Revolutionschronif 1, 446. — (Graf) Arnim, die Verheißungen des 
22. März und die Berfafjung v. 5. Dezember 1848. 1849. ©. 12. 

1) Wolff, Revolutionschronit 1, 467. 

2) Zwar hat Graf Arnim in der Beilage zur „Deutfhen Reform“ vom 
9. Dezember 1849 erflärt, es jei befannt, daß er jofort nad) feinem Amtsantritt 
Danfemann und Camphaufen gebeten habe, ind Minijterium zu treten. Das 
trifft aber nur auf Gamphaufen zu, defien Berufung neben der Bornemannd 
eine töniglihe Belanntmahung vom 20. März anfündigte. An Hanfemanır 
erging der Ruf erſt am 26. 
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teils weil fie nicht für bejonders charafterfeft galten. Bald thaten 
fich auch zmwijchen ihnen und dem Freiherrn von Arnim einerjeits, 
dem Minifterpräfidenten andererjeits unausgleichbare Differenzen 
über Fragen der auswärtigen Bolitif auf. Den jchlimmften Ein- 
drud machte aber die Weigerung Gamphaujens, in einem Mi: 
nifterium Arnim ein Amt zu übernehmen.!) Damit war die neue 
Miniiterfombination gerichtet und unmöglich) geworden. Denn 
gerade an Camphauſen knüpften ſich die größten Hoffnungen; mit 
ihm ging und jtand die ganze gemäßigt Fonjtitutionelle Partei, 
welche jetzt die einzige Stüge der Krone, die eigentliche Regierungs— 
partei war. Arnim täufchte fi) über die Sachlage nicht. Un- 
bedenklich that er die nötigen Schritte, um eine andere Kombi- 
nation herbeizuführen. Zu dem Zwecke wurde Hanjemann be- 
rufen. Nicht ein mit bürgerlichen Clementen nur verbrämtes 
ariftofratiichrbüreaufratiiches, jondern ein in feinem Weſen, in 
jeiner Spite bürgerliches Kabinett erjchien jegt allein geeignet, die 
erften Schritte des preußifchen Staates auf dem Wege konſti— 
tutioneller Freiheit zu leiten. Es fam jegt nur noch darauf an, 
wer das Präfidium führen, dem Minijterium den Namen geben 
jolle, Gamphaujen oder Hanjemann. Des erfteren bejtimmte Gr: 
färung fi) Hanjemann nicht unterordnen zu wollen, führte die 
Enticheidung herbei. Am 29. März wurde die Bildung des 
neuen Minifteriums befannt gemadt. Das Präfidium übernahm 
Gamphaufen ohne bejonderes Rejjort, Hanjemann die Finanzen. 
Schwerin, Auerswald, Bornemann und Reyher blieben in ihren 
Amtern. 


2. Das Minifterium Gamphaujen. 

Die neuen Räte der Krone waren in ihrer Mehrzahl Männer, 
welche fich zur Überleitung des Staates in eine neue freie Ver— 
faflungsform unter gewöhnlichen friedlichen Verhältniſſen vor- 

1) Gleichzeitig mit der Berufung Hanjemanns nad) Berlin meldete die 
Allgem. Preuß. Zig. vom 26. auch die Ankunft des „Geh. Staatsminiſters 
Camphauien“. Zwei Tage darauf erflärte das offizielle Blatt dieſe Bezeichnung 


Camphauſens „für einen durch ein Berjehen bei der Fremdenmeldung ent: 
jtandenen Irrtum“. 
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trefflich eigneten. Ihrer Begabung, ihrem GCharafter, ihrer po- 
litiſchen Vergangenheit nad) hätten fie die richtigen Reformminifter 
fein fönnen, wenn der König aus freiem Willen und aus Über- 
zeugung fie zu diejer Aufgabe herangezogen hätte. ES war aber 
das Verhängnis Preußens und ihr eigenes Verhängnis, daß fie 
erit nach einer Revolution in ihre Ämter gelangten. Ohne den 
vorausgehenden Barrifadeufampf hätte der König die Führer der 
früheren Yandtagsoppofition nie ins Minifterium berufen. Diejer 
Kevolutionsgeruch blieb nun mal an den Miniftern hängen und 
beftimmte das Urteil der ertremen Parteien ſowohl von der rechten 
wie von der linfen Seite über fie; den einen war er lieb, den 
anderen leid. Die Hof- und Yunferpartei, die Hochkonjervativen 
und im legten Grunde auch der König jahen in dem konſti— 
tutionellen Minifterium doch nur Werkzeug und Wirfung der Re- 
volution; nur wagten fie es, von einigen Ausnahmen abgejehen, 
während der nächſten drei Monate nicht, ihren Anfichten und 
Stimmungen öffentlich Ausdrud zu geben. Die entgegengejeßte 
Partei der Demofraten, auch in ihren gemäßigteren Bertretern, 
jubelte Gamphaujen und Hanlemann anfangs gerade aus diejem 
Grunde zu und hinter ihr jtand einige Wochen lang wirflich die 
Maſſe des Volkes. hr waren die Minifter das Organ jenes 
neuen Herrichaftsprinzips, das bald als VBolfswille bald als Volks— 
jouveränität dem politiichen Denken und Handeln der Mehrzahl 
der Deutichen damals bewußt oder unbewußt zu Grunde lag. 
Diefe Leute erwarteten von Camphauſen und Hanjemann nichts 
anderes, als daß fie, des Urjprungs ihrer Würde eingedenf, die 
Revolution als den Rechtsboden des wiedergeborenen Vaterlandes 
anerfennen und aus diefem Verhältnis die unumgänglichen Konſe— 
quenzen ziehen würden. Die Revolution, lehrten ſie, habe die 
fonjtitutionelle Monarchie geichaffen; freiwillig babe der Volks— 
wille bei der Ummälzung des Staates vor der Krone Halt gemadht; 
dieje beitehe fort, aber auch ihr Rechtsgrund jei jebt die Re— 
volution, der Volkswille. Die Minifter ftanden auf ganz anderem 
Boden. Wären fie zielbewußte Demokraten im Sinne ihrer Zeit 
gemweien, jo wäre der Regierung bei der eminent praftiichen Be- 
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fähigung ihrer beiden hervorragendften Kräfte und bei dem völligen 
Mangel eines fonfervativen GegengewichtS eine großartige, durch— 
greifende Reformthätigfeit nicht jo jchwer gefallen und diefe wäre 
wohl fo lange von glänzenden Erfolgen begleitet gewejen, bis der 
demofratifhe Rauſch dem miederermachenden Bewußtſein eines 
monarchiſch gefinnten und fittlich geſunden Wolfes mich. Jeden— 
falls hätten die Minifter ſich längere Zeit hindurch von den 
Mogen einer populären, begeijterten Strömung getragen geichen. 

Eine jolhe Genugthuung ift den preußifchen Märzminiftern 
nur in jehr bejcheidenem Maße vergönnt geweſen. Sie jahen fich 
in ihrem Wirken durch nichts jo jehr gehemmt, wie eben durch die 
Thatjache, daß fie infolge einer Revolution ins Amt gelangt 
waren. So jehr es fie auch befriedigte, daß das Ziel ihres 
Strebens, der freie Verfaſſungsſtaat, erreicht oder wenigitens die 
Bahn für ihn frei gemacht war, jo tief beflagten fie, daß gerade 
der Weg zu ihm geführt hatte, den fie unter allen Umſtänden 
hatten vermeiden wollen. 

Zwei Aufgaben waren es, deren Yöjung die Minifter mit 
ihrem Amte übernahmen: die Bändigung der Anarchie, die Wieder: 
aufrichtung der Herrichaft des Geſetzes auf der einen, die Sicherung 
und Durchführung der freiheitlichen Reformen auf der anderen 
Seite. So innig Freiheit und Ordnung miteinander verbunden 
find, jo ſchwer ift e8, ihr Verhältnis feftzufegen, wenn das richtige 
Gleichgewicht einmal geftört ift und in der eingetretenen Ber- 
wirrung ihre Anjprüche ſich gegenjeitig zu befämpfen jcheinen. 
Diejelben Staatsmänner, die bisher mit einer gemiljen freudigen 
Unbefangenheit den Weg zur Freiheit und Reform gemiejen hatten, 
fanden jet, ans Ziel gelangt, ihre Aufgabe erjchwert durch den 
Migbraud der Freiheit und die Maßlofigkeit ihrer Anjprüche. 
Bei jedem Schritt vorwärts war behutfam zu überlegen, ob unter 
den obwaltenden PVerhältniffen die Autorität des Staates nicht 
noch mehr ins Wanfen geriet oder ob über der Eorge um die 
ftaatliche Ordnung die berechtigten und notwendigen Reformen 
nicht zu kurz famen. Dieje Bedenflichfeiten, unter denen ins 
bejondere Camphauſen jchwer litt, Haben zu einer Haltung geführt, 
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welche den Entjchiedenen ſowohl unter den Freunden wie ben 
‚Feinden der Freiheit, jehr bald als ſchwächliche Halbheit erichien; 
die einen fanden die Regierung zu lau, wo es fih um die Her- 
ftellung gejeglicher Drbnung handelte, die anderen, wo es Die 
fonjequente und fchleunige Durchführung der Reformen galt. 
Bot der Umftand jchon genug Schwierigkeiten, daß die bis- 
bherigen jahrelangen Gegner der Regierung plötzlich ſelbſt ans, 
Ruder gefommen waren, daß fie bei der Zerrüttung der Staats- 
autorität über faft gar feine äußeren Machtmittel geboten und fich 
auf die Geltendmachung ihres eigenen Anjehens bejchränft jahen, 
welches fie gerade im Kampfe mit dem Gouvernement als Ber- 
fechter der ‚Freiheit erworben hatten; daß fie von der einen Seite 
mit ebenjo übertriebenen, falfchen Erwartungen begrüßt, wie fie 
von der anderen Seite mit zunächft ftillem, aber gründlichem Haß 
angefeindet wurden, — fo wurde die Schwierigkeit ihrer Yage 
noch durd einen anderen Umftand vermehrt. Sie fanden bei 
ihrem Amtsantritte eine durch vollendete Thatſachen geichaffene 
Rechtslage vor, die mit ihren politifchen Überzeugungen im 
Widerſpruch ſtand und die fie doch als gegebene Vorausfegung ihrer 
Regierungsthätigfeit anerfennen mußten. Somohl Hanſemanns 
wie Camphauſens politifches Ideal mar eine Staatséverfaſſung, 
welche die politiichen Rechte der Unterthanen nad) dem Maße des 
thatfächlihen Einflufjes auf den Staat und des Intereſſes an der 
Erhaltung des Staates abjtufte. Sie waren daher grundjäßliche 
Gegner des allgemeinen Stimmredhts, dejien Wirkungen ſich maß- 
volle Bolitifer damals heillojer und ftaatszerrüttender dachten, als 
ed die Erfahrung jpäter beftätigt hat. Das allgemeine und gleiche 
Wahlrecht und ähnliche Bewilligungen an die populäre demo— 
kratiſche Strömung traten fie aber als Erbichaft des abgetretenen 
Minifteriums Arnim an. 

Das noch vor dem Ausbruch des Straßenfampfes in Berlin 
herausgefommene Patent vom 18. März wegen beichleunigter Ein- 
berufung des vereinigten Landtages hatte in ganz allgemeinen 
Ausdrüden die Verheißung einer Fonftitutionellen Verfaſſung ent- 
halten. Sofort nad) dem Kampfe ward das ſtürmiſche Verlangen 
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laut, daß der König die Grundzüge der neuen Berfaffung und 
die Art ihres Zujtandefommens angebe, zumal die Perjönlichkeit 
des neuen Minifterpräfidenten Grafen Arnim feine bHinreichende 
Bürgichaft für eine volfstümliche Ausführung des noch mit der 
Unterjchrift des alten Minifteriums Bodelſchwingh gezeichneten 
Beriprechens zu bieten jchien. Unaufhörlich wurde der König mit 
Betitionen heftürmt und von Deputationen heimgejucht, denen ihn 
Graf Arnim nicht zu entziehen wußte oder nicht entziehen wollte. 
Hatte fi) vor dem 18. März der allgemeine Wunſch auf die 
baldige Einberufung des Vereinigten Landtages gerichtet, jo galt 
diejes Verlangen jet als durch die Ereignifje überholt. Faſt die 
ganze ihrer Feſſeln plötzlich entledigte Preſſe erflärte den Ber- 
einigten Landtag feiner ftändiichen Grundlage wegen für antiquiert 
und den vorgejchrittenen Demofraten galten aud die meiften 
jeiner gefeierten Redner nur als rüdjtändige Politifer, die das 
Vertrauen des Landes nicht mehr befäßen. Man glaubte, daß 
unter dem Beirate des Landtages doch nur ein ganz unzureichen- 
des, reaftionäres Verfaſſungswerk zu ftande fommen fünne. Ver— 
langt wurde daher, der König folle mit Umgehung des Landtages 
ein Wahlgeſetz octroyieren und der auf Grund desjelben gewählten 
fonftituierenden Verſammlung die Feititellung der Verfafjung über- 
laſſen. Formell vom König berufen, würde die Verſammlung 
thatlächlicy ihr Dajein und ihre Vollmacht doch nur auf die 
Revolution, auf den Volksmwillen gründen. 

In Zeitungen und Bolfsverfammlungen wurde diejes Thema 
täglich erörtert. Graf Arnim hielt dem gegenüber daran feit, 
daß die Nechtsfontinuität gewahrt werden müfje und der Ber: 
einigte Landtag nicht umgangen werden dürfe. Um aber eine 
Beruhigung der Gemüter zu erzielen, jo gab die Regierung einer 
Deputation der Städte Breslau und Yiegnig am 22. März einen 
Beicheid, welcher die geforderten näheren Beitimmungen über bie 
zukünftige Verfaffung enthielt. Da hieß es, der König werde dem 
Vereinigten Landtage ein volkstümliches Wahlgefe zur Begut- 
achtung vorlegen laſſen, denn er beabfichtige gemäß jeiner Ber- 
heißung einer fonftitutionellen Verfaſſung „auf den breiteften 
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Grundlagen” eine auf „Urmahlen gegründete”, alle Intereſſen des 
Volkes umfajjende Yandesvertretung herbeizuführen. Diejer würden 
dann Vorlagen über Sicherftellung der perjönlichen Freiheit, freies 
Vereinigungs- und Verfammlungsredht, allgemeine Bürgermehr mit 
freier Wahl der Führer, Minifterverantwortlichkeit, Schwurgerichte, 
Unabhängigkeit des Richterftandes, Aufhebung der PBatrimonial- 
Gerichtsbarkeit — gemacht werden. Zum Schluß wurde noch das 
überraichende Verſprechen gegeben, das ftehende Heer auf die neue 
Berfaflung zu vereidigen. Dieje formellen und offiziell veröffentlichten 
Beripredjungen des Königs, auf welche am 28. auch die Deputation 
der rheiniichen Städte!) verwiejen wurde, jchrieben der Regierung 
eine zunächſt unabänderliche Marjchrichtung nad) links vor. Arnim 
bat ſpäter freimütig zugegeben, daß die Zugeſtändniſſe freier 
Wahl für die Führer der Bürgerwehr und der Vereidigung des 
itehenden Heeres auf die Verfaſſung ſchwere, in der Übereilung 
begangene Fehler gemwejen jeien,?) den übrigen Inhalt des Be- 
jcheides vom 22. aber als vernünftig, durd) die Sachlage ge 
boten und mit dem Beitande monardijch-konftitutioneller Staats- 
einrichtungen wohl vereinbar verteidigt. Anerfannt muß werden, 
daß das Minilterium Arnim bei jeiner völligen Machtlofigkeit, 
um neuen Aufruhr zu verhüten, weitere, über die VBerfündung 
vom 18. März hinausgehende Zujagen machen mußte, daß es 
den gegebenen Rechtsboden nicht verließ und daß Arnim der ehr— 
lichen Überzeugung war, nad) dem Wortlaut der königlichen Ver— 
heißungen zur Vorlage wohl eines die Vertretung aller Intereſſen 
und aller Klaſſen des Volkes fichernden Wahlgejeges verpflichtet 
zu jein, feinesmegs aber eines ſolchen Geſetzes, welches eine gleiche 
Bertretung aller nad) der Kopfzahl ſchuf. Er nahm für die ver- 
fprochene Volfsvertretung zwei Kammern in Ausficht. In der 
eriten jollten die Mitglieder der bisherigen Herrenfurie, noch an- 
dere Vertreter der Ariftofratie und des Grundbefiges, jowie Ab— 
geordnete der gelehrten Körperichaften und der Magiftrate der 
9686.40. j 

2) Arnim, Die Berheißungen d. 22. März. S. 51. — Arnim, Über die 
BVereidigung des Heeres auf die Berfafiung. Berlin. 1849. 
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großen Städte fiten. Das aftive Wahlredht für die zmeite 
Kammer wollte er an die Bedingung eines irgendwie gearteten 
Grundbefiges, eines Einfommens von mindeftens 200 Thlr. oder 
der Entrichtung von 4 Thlr. direkter Staatsfteuer binden. Einen 
ſolchen Gejegentiwurf arbeitete er für den Vereinigten Yandtag aus. 
Stimmte diefer demjelben bei, jo jollte das Geſetz jofort in Kraft 
treten; die beiden Häuſer des auf der neuen Grundlage berufenen 
und gewählten Landtages hatten dann über die einzelnen 
organiichen Gejege zu beraten, die in den Perheißungen des 
22. März namhaft gemacht waren. Es bedurfte dann feiner „Con- 
stituante* und feiner völlig neuen Verfajiungsurfunde; das Neue 
ging auf dem Wege der Reform in der gejeglich vorgejehenen 
Weife aus dem Alten hervor. 

Ein jolches Verfahren und ſolche Grundlagen der Berfaflung 
entipradhen an fich völlig den Anjchauungen der Konititutionellen 
vom Sclage Gamphaujens und Hanſemanns. Entſprachen fie 
aber auch wirklich, wie Arnim mähnte, den am 22. März 
verbürgten „breiteften Grundlagen“? War ein in zwei Kammern 
gegliedertes Parlament, von denen nur die eine gemählt und zwar 
mit einem, wenn auch niedrigen, Zenjus gewählt war, eine aus 
„Urmwahlen hervorgehende Volksvertretung“? Arnim hat beide Fragen 
anderthalb Fahre darauf in einer Verteidigungsſchrift bejaht, und 
nur bedauert, das unbeftimmte Wort „Urmwahlen” aus der Petition 
der Breslauer in den Beicheid des Königs herübergenommen zu 
haben. Es iſt aber verftändlich, daß das Publikum diefen Worten 
jofort die allerweitefte Auslegung gab, welche ihre Deutung im 
Sinne Arnims völlig ausſchloß. Und in der Überzeugung, daß 
aud König und Minifterium die Worte vom 22. März nicht 
anders verjtanden, mußte die öffentlide Meinung dur alle 
übrigen Negierungsmaßregeln des Minifteriums Arnim  bejtärkt 
werden. Die volltommene, willensichwache Nachgiebigfeit gegen- 
über allen mehr oder weniger tumultuariichen Kundgebungen des 
Vollswillens in dieſen verhängnißgvollen Tagen, der Umritt des 
Königs am 21., die Freilafjung der polnifchen Hochverräter, die 
Beitattung der gefallenen Rebellen, die Bewaffnung der Bürger, 
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das Verſchwinden aller Uniformen aus der Öffentlichkeit, die Ge- 
währung der zügellojeften Preß- und Berjammlungsfreiheit, — 
alles das jtand jo jehr im Einflang mit einer Auslegung der 
föniglichen Berheißungen vom 22. März im Sinne der Demokratie, 
daß die Geltendmahung der Arnimſchen Deutung unzweifelhaft 
als ruchlojer Wortbruch des Königs empfunden worden wäre und 
unberechenbare Folgen gehabt hätte. 

Nicht nur den Wortlaut der Verheißungen, jondern auc) die 
Gejamthaltung des abtretenden Minijteriums oder mwenigftens die 
unter ihm geichehenen Thatjachen hat Haniemann dafür verant- 
wortlich gemadıt, daß das Minifterium Gamphaufen ein Verfahren 
einſchlagen mußte, gegen welches es fich eigentlich jträubte. 

Am Abend des 28. März traten die Mitglieder des neuen 
Miniſteriums noch vor feiner förmlichen Konftituierung zu einer 
Beratung zujammen. Über den Verlauf der Situng ift nicht 
mehr befannt geworden, als daß einige Mitglieder des Minifteriums 
vom 19. März an dem Arnimichen Programm fejthalten wollten und 
daß über diejer heigumjtrittenen Frage die Bildung des Minifteriums 
zu ſcheitern drohte.) Das Ergebnis war aber doch die Annahme 
des entgegengejegten Verfahrens, da8 Camphauſen und Hanjemann 
forderten und zu dem fie fi durch die Mötigungen Der 
vorhandenen Situation gezwungen jahen. Es jollte eine einzige 
Berjammlung zur Vereinbarung der Verfaſſung aus allgemeinen, 
gleichen aber indireften Wahlen hervorgehen und ein entjprechen- 
des Wahlgefeg dem Bereinigten Landtage vorgelegt werben. 
Diejer hatte dann mit der nächſten Tagung ſein Daſein zu 
beichließen. 

Es war eine folgenjchwere Enticheidung. Arnim hatte den Be- 
griff einer fonftituierenden Verſammlung gar nicht aufkommen Lafjen 
wollen, jondern ohne die Vermittelung einer ſolchen die zufünftigen 
gejeßgebenden Körperichaften auf die durch das geltende preußifche 
Staatörecht gebotene Weije ins Leben rufen wollen, aljo durch fönig- 
lihe Verordnung nad) Anhörung der Stände. Seine Nachfolger 


I) Arnim, Verheißungen d. 22. März. 
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glaubten diefen Weg nicht mehr gehen zu können. Sie hielten eine 
vollftändig neu zu ſchaffende Verfaffungsurfunde nad Yage der Dinge 
für erforderlih und dieſe fonnte nur in einer einzigen Ber- 
jammlung beraten werden, wenn das Berfafjungswerf nicht der 
Gefahr des Scheiterns durch den Widerſpruch einer erften Kammer 
ausgejegt werden jollte. Das Einkammerſyſtem erjchien in dieſem 
Falle durch die Natur der diejer Verſammlung geitellten vorüber- 
gehenden Aufgabe bedingt zu jein. — So ftand denn die 
preußifche Monarchie, dieſes feitgefügte Werk einer Jahrhunderte 
alten Entwidelung, wirklich vor dem in jeinen Folgen unberechen- 
baren Erperiment einer fonjtituierenden Verſammlung. Mit diefem 
Worte verband damals die Mehrzahl der Menjchen, in Erinnerung an 
die franzöfijche Konftituante von 1789 und die belgiiche von 1830, 
den Gedanken jchranfenlojer Machtbefugnis. Den Gefahren einer 
ſolchen Auffaffung begegnete das Minifterium freilid von vorn: 
berein, indem es das Wort „fonjtituierend“ mied, die Verein— 
barung, nicht die Feitiegung der Verfaſſung als Aufgabe der 
Berfammlung bezeichnete und fomit der Krone, wenn die Ver: 
einbarung mißlang, ihr volles Recht wahrte. Den Grundjag der 
Vereinbarung und die aus ihm folgenden Konjequenzen jetzt ſchon 
mit Nachdruck zu betonen, jchien dem Minifterium allerdings mit 
Rüdficht auf die herrichende Aufregung nicht zeitgemäß zu fein. 
Als man erfuhr, das Minifierium werde feinen Zenfus für 
die Wahlen und feine erite Kammer vorichlagen, war die Genug- 
thuung darüber in den demokratiſchen Kreiſen eine allgemeine. 
Die Volfsbeliebtheit der neueingetretenen bürgerlichen Miniiter litt 
zunächft auch nicht dadurd, daß fie an der Berufung des Ber- 
einigten Yandtages troß alles wüften und thörichten Geſchreies 
fefthielten; jelbit die Schroffheit, mit welcher Hanfemann dem Un- 
fug der Deputationen entgegentrat, jtörte die Zufriedenheit nicht. 
Die Kölner Bürgerdeputation hatte von den neuen Miniftern, ihren 
Zandsleuten, empfangen werden wollen. Die Leute mußten 
längere Zeit antichpambrieren und äußerten gegen den zufällig an- 
wejenden Fürften Lichnomwsfi ihre Verwunderung über dieje un- 
gewohnt rückſichtsloſe Behandlung. Da öffneten fich die Flügel— 
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thüren, Hanſemann trat heraus und erflärte, die Bildung des 
Minifteriums ſei an und für fi) eine Garantie dafür, daß alles 
vernünftig zu Berlangende gewährt werden würde; die Minifter 
aber jeien jehr beichäftigt und hätten feine Zeit viele Deputationen 
anzubören.!) 

Auch hatte eine der erſten Maßnahmen des neuen Minijteriums 
den Zwed, die Perſon des Königs vor den Beläftigungen durch die 
Deputationen zu jchügen und ihn der Notwendigfeit improvifierter, 
perjönlicher Antworten zu überheben. Der König ermächtigte die 
Minifter, die Deputationen von ſich aus mit einem Vorbejcheid zu 
verjehen. Sie Ienften damit, wie es in einem jofort veröffent- 
lichten Berichte an den König hieß, das Mikvergnügen über ab- 
ihlägige Antworten vom Throne auf ihre eigenen Häupter ab. 
Zugleich erklärten fie, daß fie die volle Verantwortung für alle 
Regierungs5maßnahmen der zufünftigen Volfsvertretung gegenüber 
übernähmen. Erſt jet war der König der unmittelbaren Ein- 
wirfung der Straßenpolitifer, der Bolfsverjammlungen und der 
Klubs entzogen. In diefen Tagen fiedelte der Hof auch nad) 
Potsdam über, was Arnim bis dahin zu verhindern gemußt 
hatte. 

Eine Überfülle veräntwortungsvoller Arbeit häufte ſich auf 
den neuen ‚inanzminifter vom erften Tage jeiner Amtsthätigfeit an. 
Schon bei der Bildung des Minifteriums Arnim wurde eine neue 
Drganijation der Finanzverwaltung in Ausficht genommen. Die 
bisher foordiniert neben dem Finanzminifterium ftehenden Rejjorts 
der Staatsichuldenverwaltung, des Staatsichages und der See— 
handlung jollten dem Finanzminiſterium unterjtellt werden; auch 
übernahm dieſes die Domänenvermwaltung, welche bisher vom 
Minifterium des föniglichen Haujes geleitet worden war. Dagegen 
jollte dem jo oft geäußerten dringenden Wunfche der Handelswelt 
entiprechend ein bejonderes Minifterium für Handel, Gemerbe, 
Landmwirtichaft, öffentliche Arbeiten und Verfehrsweien vom Finanz- 
minifterium abgetrennt werden. Dieſe Neuordnung trat mit dem 
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Amtsantritt Hanfemanns ins Leben. Für ihn bedeutete fie aber 
in ben eriten Wochen eine gewaltige Mehrbelaftung, da erft 
am 17. April in jeinem Freunde von Patom!) eine geeignete 
Kraft für das Handelsminifterium gefunden war und Hanjemann 
bis dahin auch diefes zu verwalten hatte. Es war nicht nur der 
Eifer des neuen Minifters, der die Arbeit in den Büreaus der 
Finanzverwaltung jet jo außerordentlich fteigerte. Kein anderer 
Verwaltungszweig wurde durch die praftiichen Erfordernijje des 
Tages damals jo jehr in Anjpruch genommen wie das Finanz— 
minifterium. Denn nirgends machten ſich die verheerenden Wir: 
fungen der Unruhen und der allgemeinen Unficherheit jo fühlbar 
wie auf dem Gebiete des geichäftlichen Verkehrs. Mit dem Be- 
ginne der Märzbewegung trat jofort eine allgemeine Stodung des 
Geldverfehrs ein. War der Mangel an Umlaufsmitteln ſchon in 
den beiden legten „jahren empfindlich fühlbar gemejen, jo drohte 
das bare Geld jegt ganz dem Verkehr entzogen zu werden. Der 
Kredit war ſchwer erjchüttert. Die öffentlichen Kaſſen und die 
Banfiers wurden plöglic” von Gläubigern und Kunden um jo- 
fortige Rüdgabe ihrer Einlagen und um Realifierung ihrer Guthaben 
beftürmt. Wer fich glüdlich befriedigt ſah, hielt fein Geld ängjt- 
lic im Gewahrjam oder vergrub es gar. Die Folge davon waren 
Falliſſemente in allen größeren Städten, die ihrerjeits wieder zum 
Ruin vieler anderen großen und Ffleinen Bermögen führten. Die 
sabrifanten jtellten teilmeile die Arbeit ein, während die nun 
brotlojen Arbeiter dadurch erjt recht der fozialiftiichen Agitation 
verfielen, durcd; neue Unruhen und Exzeſſe die Kriſe noch weiter 
ausdehnten oder verichärften. Seit dem Tage jeines Amtsantrittes 
gingen bei Hanjemann von allen Seiten Geſuche um Staats» 
hilfe zur Linderung der Not oder zur Abwendung der äußeriten 
Gefahren ein. 

Am frübften und jchwerften bedroht war Köln, der Mittel- 


1) Der Präſes des Handeldamtes von Rönne hatte, feiner unerquidlichen 
Stellung müde (S. ©. 800), diefes Amt niedergelegt und war vorläufig zum 
Sejandten in Wafhington beftimmt. Das Handeldamt wurde aufgelöft; bie 
Funktionen des Handeldrated gingen auf dad Staatsminijterium über. 
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punkt des rheinifch-weitfälifchen Geldmarftes, und mit ihm bie 
ganze Induſtrie der weftlichen Provinzen, deren Gelbverfehr bei 
dem Mangel öffentlicher Kreditinftitute allein durch die großen 
Kölner Banfhäufer beforgt wurde. Hier jujpendierte am 29. März 
das Bankhaus Abraham Schaaffhaujen troß einer für normale 
Verhältniſſe feinesmegs bejonder8 ungünftigen Gejchäftslage jeine 
Zahlungen und drohte auch die andern Banfiers mit ins Werderben 
zu ziehen. Eben hatte fich das Minifterium fonftituiert. Da ging 
Hanjemann eine telegrapbifche Depeiche aus Köln vom Regierungs— 
präfidenten von Raumer zu, der die fjofortige Überweilung von 
300000 Thalern zur Unterftügung des wanfenden Haufes forderte, 
um unberechenbares Elend von der ganzen Provinz abzuwehren. 
Am jelben Tage, dem 29., wandten fich die Kölner Häufer Oppen— 
heim, Herjtatt und Stein in einer gemeinfamen Eingabe an ihn 
mit dem Begehren, dem Kölner Kontor der Preußiichen Banf jo- 
fort zwei Millionen und ihnen auf ihren perjönlichen Kredit einige 
Hunderttaufend zu überlaſſen. Es waren diejelben Häujer, deren 
geichäftliche Beziehungen zur Rheinifchen Bahn für Hanſemann 
eine Quelle unfäglicher Aufregungen und Sorgen gemwejen waren, 
und ihr Wortführer war derjelbe Abraham Dppenheim, der 1844 
Hanjemann aus der Pireftion der Nheinifchen Bahn verdrängt 
hatte. Damals waren die beiden Männer in bitterfter Feindichaft 
voneinander geſchieden. Indeſſen hatte nad) einigen „jahren 
wieder eine Annäherung ftattgefunden. Jetzt nahm es Oppenheim 
auf fi), perjönlic; mit dem ehemaligen Feinde über die geeig- 
neten Maßnahmen zur Verhütung einer allgemeinen Yandesfalamität 
Rüdiprahe zu nehmen. Nod vor Dppenheims Eintreffen in 
Berlin war die erjte Hilfeleiftung durch das Finanzminifterium 
erfolgt. Schon am 31. März hatte das Kölner Banffontor größere 
Geldmittel aus dem Staatsichage erhalten, denen weitere Über- 
meilungen folgten. Ein förmlicher Bankrott des Hauſes Schaaff- 
haufen fonnte durch Vermittelung des Handelsminifteriums nad) 
einer von Hanſemann eingegebenen Idee vermieden werben. Das 
Geſchäft wurde derartig in eine Aftiengefellfchaft . verwandelt, daß 
die Gläubiger für den Betrag ihrer Forderungen Aktien über- 
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nahmen und der Staat die Verzinfung eine Teiles des Aftien- 
fapital3 (2150000 Thaler) auf eine Reihe von Jahren garan- 
tierte. Der Erfolg hat das Unternehmen glänzend gerechtfertigt. 
Der Schaaffhaujeniche Bankverein, deſſen Statut am 28. Auguft 
1848 die königliche Beftätigung erhielt und deſſen erjter Präfident 
Guſtav Meviſſen wurde, gehört noch heute zu den blühenpdften 
Geldinftituten Deutjchlands. 

Bitten und Klagen ähnlicher Art liefen aus allen Teilen 
Preußens ein, häufig begleitet von Vorjchlägen zu mehr oder 
weniger gemwagten zinanzerperimenten. Da galt es denn, lebens— 
fähige Unternehmungen zu unterftügen, brauchbare Anregungen 
nicht abzumeifen und doch allen gefährlichen Spekulationen ent- 
gegenzutreten. Überall mußte mit ebenjo weifer Vorficht wie 
großer Kühnheit und ftetS reger Entichlußfraft gehandelt werden, 
um in diejer Zeit der Kredit: und Ermerbslofigfeit den unendlich 
gefteigerten Anforderungen des NAugenblidS gerecht zu werden, 
Aufgaben, für die Hanjemann gerade der rechte Mann war. Außer 
den Rheinlanden litten bejonders ſchwer das gemerbreiche Schlefien 
jowie die Handels- und nduftriemelt Berlind. Faſt täglich 
fanden Konferenzen mit hervorragenden Kaufleuten und Induſtriellen 
itatt, an denen auch Camphauſen eifrig teilnahm. ALS die wichtigfte 
Aufgabe der Regierung den Bebürfniffen der Geſchäftswelt gegen- 
über bezeichnete Hanjemann die Hebung und Unterftügung des 
Privatfredit8 jomwie die Vermehrung der Umlaufsmittel. Zu dem 
Zwed wurde jchon in den erften Tagen des April in Berlin die 
Gründung einer zweiten Disfontobanf angeregt und jpäter in 
Breslau eine folide jtädtiiche Zettelbanf mit Beihilfe der Regierung 
ins Leben gerufen. Auch jonft jollten in größeren Orten Diskonto— 
und Xombardbanfen geichaffen werden, für deren Ausftattung 
Hanjemann ſofort eine Million Thaler anwies. Die Preußifche 
Banf erhielt zur Erweiterung ihres Gejchäftsverfehr8 3 Millionen 
Thaler. Durch eilig und rechtzeitig ergriffene Maßregeln, zum Teil auch 
durch direkte Hilfeleiftungen in Geftalt von Vorſchüſſen ift es thatjädh- 
lic} gelungen, den Ruin vieler Kaufleute und Fabrifanten aufzuhalten. 

Zu den Opfern aber, welche die Gejchäftskrifis diejer Zeit 
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forderte, gehörte Hanfemann jelbf. Er war mit dem Gejchäfts- 
betriebe der Firma Stoltenhoff und Kompagnie in Aachen, dem er 
den größten Teil jeines Vermögens als Kommanbditär!) anvertraut 
hatte, nie recht einverjtanden geweſen. Eigentlich nur die Fort— 
jegung von Hanjemanns jolidem, gut gehendem Wollgeichäft, 
dehnte fie ihre Thätigfeit auch auf andere unfichere Branchen, 
namentlich ruffiiches Getreide, aus und ließ fich außerdem in 
Spefulationen mit nicht voll gezahlten Aktien ein, die Hanjemann 
von jeher perhorresziert hatte. Dieſem ftand freilich ein Ein- 
ipruchsreht zu. Er machte auch wiederholt von ihm Gebraud). 
Da aber die öffentlichen Angelegenheiten feine Zeit im lber- 
maß in Anſpruch nahmen, jo war ihm die erforderliche Kon- 
trolle des Gejchäfts unmöglich und er jah ſich doch zur Nach— 
giebigfeit genötigt, um Stoltenhoff nicht die Möglichkeit zur 
Miedereinbringung der Verlufte zu nehmen. Sofort nad) jeiner 
Emennung zum Minifter ließ er Stoltenhoff die beftimmte 
Weiſung zugehen, alle Spefulationsgejchäfte abzumideln, da dieje 
fich mit feiner hohen Stellung im Staate nicht vertrügen. Stoltenhoff 
verſprach auch demgemäß zu handeln; jeine Geichäftslage wurde 
aber von Woche zu Woche ungünjtiger; er erlitt enorme Verlufte 
und mußte im Yuni 1848 liquidieren, wobei Hanjemann feinen 
ganzen fommanditariichen Einſchuß und einige fleine Forderungen 
an ihn, im ganzen etwa 75000 Thlr., verlor. hm verblieb 
noch fein Anteil an der von jeinem älteften Sohne Adolf in Eupen 
geleiteten Tuchfabrif und jein Haus in Aachen, das vorläufig zu 
jehr ungünftigen Bedingungen vermietet wurde, nachdem feine 
Familie im April nach Berlin ins Hotel des Finanzminijteriums 
übergefiedelt war. Hanjemann ertrug den harten Schlag, der ihn 
in einer Zeit angejtrengtefter politifcher Arbeit und unausgejegter 
Aufregungen und Widrigfeiten traf, mit würdiger Faſſung, jo jehr 
er ihn auch innerlich erregte und beunruhigte. Auf die Mitteilung 
Stoltenhoffs, daß der Bankrott unvermeidlich jei, antwortete er 
am 5. uni: 


1) ©. ©. 281. 
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. Seit geraumer Zeit habe ich auf Einſchränkung Ihrer Geſchäfte ge- 
drungen und meine Unzufriedenheit und Bejorgnis wegen deren übermäßiger Aus: 
dehnung, insbejondere auc wegen der mir jo widerwärtigen Spelulationen auf un= 
bezahlte Aktien, ausgedrüdt. Ich Habe leider, meine Zeit den öffentlichen Gefchäften 
jeit mehreren Jahren mit geijtiger und körperlicher Anftrengung widmend, in 
den Jahren 1846 und 1847 meiner damals fehr geſchwächten Geſundheit wegen 
alled vermeiden müfjen, was mich ärgern fonnte, und deshalb nicht zeitig genug 
mit Energie eingreifen fünnen. Ich trage ruhig die Strafe oder die Folge bes 
Fehlers, daß ich öffentliche Angelegenheiten, wenn einmal übernommen, mit 
Beharrlichkeit und Vorſicht jo bejorge, daß id) darüber meine eignen Intereſſen 
hintenan jege, ja vernadjläffige. Deshalb werde ich mein Kommandit-Kapital, 
wie das Gejeg es vorjchreibt, mit Nefignation verlieren, mich aber in keinerlei 
Verhandlungen oder Arrangements mit den Kreditoren Ihres Geſchäftes ein- 
laflen. Diejelben werden übrigend wohl ſämtlich jo billig fein, einzufehen, daß 
ich jegt jo große und wichtige Staatsintereffen wahrzunehmen habe, daß ich alle 
meine Kräfte nur diefen zuzumwenden die Pflicht habe.” 

Es braucht bei einem Rüdblid auf Hanjemanns Bergangen- 
heit nicht erſt hervorgehoben zu werben, daß auch in diejer für 
ihn als Staatsmann wie als Menjchen gleich jorgenvollen und 
ſchweren Zeit in der That nur die Pflicht fein leitender Gedanke 
in Thun und Xajjen gewejen ift. Gleichwohl haben jeine Gegner 
es nicht verichmäht, indireft durch hämiſche Hinweiſe auf den 
großen Bermögensverluft jeine vollfommene Uneigennügigfeit in 
Zweifel zu jegen und ihn die Härte des Scidjalsichlages nod) 
empfindlicher fühlen zu laſſen. — Die Ordnung jeiner Privat: 
angelegenheiten in pefuniärer Beziehung überlieg Hanſemann 
völlig jeinem zweiundzmwanzigjährigen Sohne Adolf. Ya, er 
fand in dieſem eine ſolche Stütze, daß er fich jeit diejer Zeit 
um jeine Geldangelegenheiten überhaupt nicht mehr zu fümmern 
brauchte und fich bis an jein Lebensende auf die Kenntnisnahme 
der ihm jährlid von dem Sohne vorgelegten Überficht der Ver— 
mögenslage bejchränfen konnte. Dieje bejierte fich übrigens bald. 
Hanjemanns Berlufte waren durch den fommanditarijchen Ge— 
winnanteil an der mit glüdlichitem Erfolg geleiteten Eupener 
Fabrif nach einigen Jahren wieder erjegt. 


Die Mittel zur Beftreitung der dringenditen eine 
Bedürfniffe des Staates bot zunächſt der Staatsſchatz. Hanſemann 
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fand in ihm 15 '/, Millionen Thlr. vor,') und er zögerte feinen 
Augenblid, dieſe Barfummen im Kampf gegen die mwirtjchaftliche 
Not der Zeit nutzbar zu machen. Aber es galt nicht nur das 
Rationalvermögen zu fchügen und das Ermwerbsleben zu heben, 
ſondern jeder Bli in die Zukunft zeigte auch die ſchwerſten Ge— 
fahren für die Staatsfinanzen. Während die Ausgaben unermeßlich 
zu fteigen drohten, das Papiergeld — die Rafjenanmweifungen — 
mafjenhaft zur Realijation in die Staatskaſſen zurüditrömte, ſowohl 
die inneren wie die äußeren Verhältniffe militärifche Rüftungen 
erforderten und die MArbeitslofigfeit der unruhigen Maſſen zu 
ichleuniger Inangriffnahme von Staatsbauten drängte, gingen die 
Steuereinnahmen in bedenflihem Make zurüd. Binnen furzem 
mußten die Bejtände des Staatsichages erichöpft jein, zumal wenn 
eine vollftändige Mobilmachung nötig werden ſollte. Hanſemann 
entſchloß fich daher dazu, dem Landtage auch eine Finanzvorlage 
zur Bewilligung außerordentlicher Kredite zu machen, obwohl die 
Regierung eigentlich den Landtag mit nichts andererm als dem 
Wahlgeſetz hatte beichäftigen wollen. Und zwar dachte er daran, 
in Rüdficht auf die außerordentlichen Verhältniſſe und die Kürze 
der ihm zur Berfügung ftehenden Zeit, welche die Ausarbeitung 
eines genauen Finanzplanes ausichloß, fich die Ermächtigung zur 
Beichaffuna der erforderlichen Geldmittel nur im allgemeinen, ohne 
Nennung beitimmter Summen, erteilen zu lafjen. 

Unbedingt notwendig erichien ferner ein jofortiger Steuer- 
nadhlaß in den Städten durch Mopififation der Mahl: und 
Schlachtſteuer. Mit dem Beriprechen, in diejer Richtung zu wirken, 
hatte Hanjemann Aachen verlaffen. Ahnliche Anträge gingen aud) 
von anderen Städten bei der Regierung ein und die Gejegmwidrig- 
feiten wegen diejer verhaßten Steuer mehrten ſich in jo bedrohlicher 
Weile, dab auch jchon das Minifterium Arnim die jofortige Be- 
rüdfichtigung der fo dringend verlautbarten Wünſche beabfichtigt 





1) Im Bereinigten Landtage von 1847 hatte Hanfemann den Barbejtand 
des Staatsihates auf etwa 80 Mill. Thlr. geſchätzt. In Wirklichkeit betrug er 
Anfang 1847 191/, Millionen, von denen 41/, Milltonen im Laufe diefes 
Jahres für Roggenankäufe verwendet wurden. 
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zu haben jcheint.!) Eine umfaflende Steuerreform war in diefem 
Augenblide nicht möglich; fie erforderte jorgfältige Vorbereitungen 
und eine ruhigere Zeitlage. Dagegen hielt Hanfemann eine 
proviforische Maßregel von jofort fühlbarer Wirfung für politiſch 
und volfswirtfchaftlich gerechtfertigt. ES jollte durch fie ein weſent— 
licher und berechtigter Grund zur Unzufriedenheit, die jest, in 
einer Zeit der Arbeitlofigfeit, doppelt fühlbare Steuerüberbürdung 
der Arbeiterbevölferung in den größeren Städten, bejeitigt werben. 
Am 4. April erichien, begleitet von dem motivierenden Berichte 
des Staatsminifteriums, die „provijorifche Verordnung, die Auf: 
hebung der Mahliteuer und deren Eriat durch eine direfte Steuer 
betreffend“. Es murde den jchladht- und mabliteuerpflichtigen 
Städten anheimgegeben, an Stelle der ftaatlichen Mahlſteuer — 
die Schlachtiteuer blieb unberührt — eine direfte Steuer bis zur 
Höhe von zwei Dritteln des bisherigen durchichnittlihen Mabhl- 
fteuerertrages einzuführen. Diejer Betrag war als feites Kontingent 
an den Staat abzuliefern. Diejenigen Städte, welche die Mahl: 
fteuer beibehalten wollten, erhielten das Recht, ein Drittel der- 
jelben zu ftäbtifchen Zmweden, insbejondere zur Steuererleichterung 
und zum Belten der arbeitenden Klaſſen, zu verwenden. 

Wir fennen Hanjemanns Anfichten über diefen Gegenjtand. 
Mas hier für alle mahl- und jchlachtiteuerpflichtigen Städte der 
Monardie angeordnet wurde, war im mejentlichen dasjelbe, was 
Hanjemann vorübergehend 1847 für Aachen erjtrebt und erreicht 
hatte. Die große Erleichterung bejtand nicht nur in dem Steuer 
nachlaß an ſich, jondern ebenjojehr in der direften Erhebung ber 
Steuer, welche allein eine verhältnismäßig jtärfere Heranziehung der 
MWohlhabenden ermöglichte. Die beidehaltene Schlachtiteuer drückte 
die Armen am wenigiten, da nur die wohlhabenden Bevölferungs- 
Ihichten fich den unter allen Umftänden Eoftipieligeren Genuß des 
leifches erlauben fonnten. Die provijoriiche Verordnung durfte 
aber aud) als eine vorläufige Abjchlagszahlung auf die von dem 
Staatsminifterium in Ausficht geftellte Regulierung des ganzen 


1) Bgl. Dr. Strip) im Echo der Gegenwart. Aachen. 1897. Nr. 597. 
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Abgabenmweiens betrachtet werden; denn es follte, wie es in ber 
Begründung der Verordnung hieß, durch den Nachlaß eines 
Drittel von dem bisherigen Mahlfteuerertrage die Ausgleichung 
zwifchen dem mahl- und jchlachtfteuerpflichtigen und dem jo viel 
günftiger gejtellten Fajjenjteuerpflichtigen Teile der Bevölferung 
angebahnt werden. Radikal war die Maßregel feineswegd. Denn 
auch jegt noch blieben die zur Klafjenfteuer herangezogenen Städte 
den anderen gegenüber recht erheblid; bevorzugt und in den 
legteren fam die Verordnung mejentlih auch nur der ärmiten 
Bevölkerung zu ftatten. Der Verluft für den Fisfus, nach Hanje- 
manns Überjchlag etwa ein Fünftel von der früheren Einnahme 
aus Mahl- und Schlachtiteuer zujammen, fam gegenüber der 
politiihen und volfswirtichaftlihen Notwendigkeit der Maßregel 
nicht in Betradt. Auffallen muß es, daß das Minifterium Camp— 
baujen troß jeiner aufrichtig fonftitutionellen Gefinnung dieſe 
Steuerverordnung der nad) dem Patent vom 3. Februar 1847 
erforderlihen Beratung durch die Stände dadurdy zu entziehen 
wußte, daß es die zum Erja der Mabliteuer bejtimmte direfte 
Steuer als Kommnunalſteuer behandelte, ein mindeftens nicht ein- 
mandfreies Verfahren. Aber die Minifter mochten wohl ihre 
etwaigen Ffonftitutionellen Bedenken damit beichwichtigt haben, daß 
fie es auf die Möglichkeit einer Ablehnung der unbedingt notwendigen 
Maßregel durch den PBereinigten Landtag nicht anfommen laſſen 
durften, deſſen Mitglieder im vergangenen Jahre über die Mahl- 
und Schladhtfteuer jehr geteilter Meinung gewejen waren. Es mag 
gleich hier bemerft werden, daß Hanſemanns proviſoriſche Mahl— 
fteuerverordnung bis 1851 in Kraft geblieben if. Dann wurde 
die Mahlfteuer, als eine umfafjende Steuerreform nicht zu ftande 
fam, in den Städten, welche fie durch eine direfte Steuer erjegt 
hatten, wieder eingeführt; ihre Ermäßigung um ein Drittel aber 
blieb bis zur endgültigen Bejeitigung der Mahl- und Schladht- 
fteuer i. %. 1875 beſtehen. 

Am 2. April wurde der zweite Vereinigte Yandtag der Mo- 
narchie durch Camphauſen als föniglichen Landtagskommiſſar er- 
öffnet. Der gewaltige Wandel der Zeit trat den Ständen in 
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dem Wechſel der Perſonen fichtbar vor Augen. Als Vertreter 
des Königs jtanden diefelben Männer vor ihnen, die gerade vor 
einem jahre den König in feinem Werfe und jeinem Spfteme jo 
beitig befämpft hatten. Die Rechtsfragen, über welche man damals 
geftritten, hatten jet jedes praftiiche Jnterefje verloren. Ohne 
weiteres gejtattete der König, daß die beiden Kurien in allen 
Fragen vereint berieten und ftimmten, und auf jeiten der Stände 
war nichts mehr von jener Eiferjucht zu jpüren, mit der fie auf 
ihr Recht gehalten hatten, und nichts mehr von dem Bedürfnis, ihre 
Kompetenzen erweitert zu jehen. Nach einigen erniten, gemejjenen 
Begrüßungsworten verlas Camphauſen die föniglichen Propoſitions— 
defrete mit den Entwürfen eines Wahlgejeges für die zur Verein- 
barung der Staatsverfafjung einzuberufende VolfSvertretung und 
eine Verordnung „über einige Grundlagen der fünftigen preußiſchen 
Verfaflung”. Das Wahlgejet jchrieb für die Teilnahme an ber 
Wahl der Wahlmänner als Altersgrenze das 24. Lebensjahr, für 
das paifive Wahlrecht zum Abgeordneten das 30. Yebensjahr vor. 
Die Verordnung „über einige Grundlagen der Verfaſſung“ gewährte 
Schon jegt vollftändige Preßfreiheit und freies Verſammlungsrecht 
in geichlofjenen Räumen, bejeitigte die Ausnahmegerichte für 
Staatsverbrechen und ftellte die durch das PDisziplinargejeg von 
1844 gefährdete Unabhängigkeit der Richter ſicher. Schließlich 
jegte die Verordnung noch feit, daß die zu vereinbarende Ber- 
faffung den Ffünftigen VolfSvertretern jedenfalls die Zuftimmung 
zu allen Gejegen und zur eititellung des Staatsbudgets ſowie 
das Steuerbewilligungsrecdht gemwährleiften jolle. 

Wieder war es Bederath, der, wie vor einem jahre, mit der 
Abfaffung einer Adreſſe an den König beauftragt wurde. Noch 
in derielben Sigung vorgelegt, zählte die Adreſſe die Bewilligungen 
des Königs auf und gab der Freude der Stände über fie Ausdrud. 
An ihre Verleſung fnüpfte Graf Arnim eine Verteidigung jeiner 
furzen aber folgenjchweren Thätigfeit als Minifter. Im Vergleich 
zu der vorjährigen war dieje Adreßdebatte matt und gejchäfts- 
mäßig. Nur ein Redner mußte der großen Empfindung, die ihn 
bemwegte, freilich einer anderen als der in der Adrefje fundgegebenen, 
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den entiprechenden ergreifenden Ausdrud zu geben. Es war 
Bismard, der gegen die Dankadreſſe ftimmte und mit der Trauer 
über den Sturz des alten Preußen, auf deſſen Sarg die Krone 
jelbit die Erde geworfen habe, nicht zurüdhielt. Bon der großen 
fonjervativen Partei des eriten Landtages waren er und Thadden- 
Triglaff die einzigen, die ſich auch jet noch freimütig zu den 
alten Grundjägen befannten. So jehr hatte der Zujammenbrudy 
des Abjolutismus auch jeine Anhänger um den Stolz und die 
Sicherheit ihrer Haltung gebracht, daß fie jogar das allgemeine 
Wahlreht und die anderen liberalen Propofitionen als etwas 
Selbjtveritändliches hinnahmen, ohne einen grundjäglichen Wider- 
ſpruch zu wagen. Alle jtanden unter dem Eindrud, daß dieſes 
Minifterium der legte Rettungsanker des Staates und alles aus 
dem Wege zu räumen jei, mas jeine Stellung ſchwächen könnte. 
So wurden denn die Verfaſſungsvorlagen fajt einftimmig ange: 
nommen. Nur jah fic) der Landtag veranlaßt, nach dem Gutachten 
der vorberatenden Abteilung dem Wahlgeje eine jehr wichtige 
nähere Beftimmung über die Aufgaben und die Kompetenz der zu 
wählenden Berjammlung hinzuzufügen. Nach der Vorlage der 
Regierung hatte die fünftige Berjammlung lediglich die Verfaflung 
zu beraten. Da der Vereinigte Yandtag nicht mehr einberufen 
werden jollte, jo hätte es bis zur Bildung der definitiven Organe 
der neuen Verfaſſung an einem gejegmäßigen Körper für die Be— 
willigung von Steuern und Anleihen gefehlt. Es wurde daher von der 
Abteilung beantragt, die bisherigen reichsftändijchen Befugnifje des 
Landtages auf die Berjammlung zur Vereinbarung der Berfajjung zu 
übertragen, und die Minifter erflärten fich mit einer ſolchen Bejtimmung 
völlig einverftanden. Unmöglic kann das Minijterium dieſe Lücke 
in feinem Entwurfe überjehen haben. Es ift daher wahrjcheinlid), 
daß abſichtlich die Ausfülung derjelben dem Yandtage über- 
lafjen wurde. Alle Erfahrung hatte gelehrt, daß eine jogenannte 
fonftituierende Berfammlung bei ihrer eigentlichen Aufgabe nicht 
ftehen zu bleiben pflegt und gerade aus der Unbejtimmtheit ihrer 
Befugnis neben der ihr naturgemäß eigenen, außerordentlichen 
Autorität um fo leichter den Anſpruch auf unbedingte Geltung 
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auch in Finanz: und Verwaltungsangelegenheiten berleitet. Indem 
nun der preußiichen Konftituante ausdrüdlih nur die mageren 
Rechte des Bereinigten Landtages beigelegt wurden, gewann Die 
Regierung eine rechtlich unanfechtbare Handhabe, um nötigenfalls 
ein Übergreifen der Verſammlung auf das Gebiet der Verwaltung 
zu verhindern. Das Odium diefer Beichränfung fiel aber auf den 
Landtag und nicht auf die Regierung. Die andere in der Bor- 
lage gleichfalls offen gelafiene Frage, wie der Begriff der Verein- 
barung zu faſſen jei und was zu geichehen habe, wern ſie miß- 
linge, wurde auch von den Ständen mit Flugem Tafte unberührt 
gelafjen, jo nahe ihre Erörterung im Zujammenhang ber ganzen 
Berfafjungsdebatte gelegen hätte. 

Die Finanzvorlage ging dem Yandtage erjt in der zweiten 
Sigung am 4. April zu. Hanjemann begründete fie in längerer 
Rede, welche jachlich und Mar die mirtjchaftliche Notlage der Be- 
völferung, jomwie die gefteigerten Bebürfniffe der Staatsverwaltung 
bei Abnahme ihrer Einfünfte jchilderte. Zugleich machte er unter 
iharfer Betonung, daß zu den neuen Grundjägen der Verfaſſung 
wie die Gleichheit vor dem Gejete jo auch die gleichmäßige Be- 
jteuerung aller Staatsbürger gehöre, Mitteilumg von der foeben 
ohne Mitwirfung des Landtages erfolgten Verordnung über die 
Mahliteuer. Weitere eingehende Aufichlüffe über den Stand der 
Staatsfinanzen und die Verwendung der zu bemwilligenden Mittel 
gab Hanjemann im Finanzausfchufle. Hier erhielten die Stände 
zum erjtenmal genaue Angaben über die im Staatsſchatz vor- 
bandenen Mittel. Das Fönigliche Propofitionsdefret forderte Die 
Ermädtigung, „daß unter der PVerantwortlichkeit des Minifterii 
gegen die zunächſt zujammenfommende Volfsvertretung die zum 
äußeren Schuß der Monardie jomohl als zur Wiederherftellung 
des Kredit und zur Aufrechterhaltung der Induſtrie erforderlichen 
außerordentlichen Geldmittel“ durch Steuererhöhungen oder An 
leihen bejchafft werden dürften. ine ſolche Bewilligung wäre die 
Kundgebung unbeichränften Vertrauens gemwejen. Darauf wollte 
der Ausihuß begreiflicherweife nicht eingehen und auf feinen 
Wunſch begrenzte Hanjemann die Forderung auf die Beſchaffung 
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von 15 Millionen Thaler an barem Gelde und auf die Übernahme 
ftaatliher Garantien zur Belebung des Kredit bis zur Höhe von 
25 Millionen. Der Ausſchuß empfahl die Bemilligung. In der 
legten Sigung des Plenums, am 10. April, ftand fein Gutachten 
auf der Tagesordnung. Ein erntlicher Widerſpruch wurde nicht 
erwartet. Da erhob ſich Bismard und griff in einer der Form 
nach meijterhaften Philippifa das ganze neue Regierungsiyftem, 
insbejondere aber den Finanzminifter auf3 jchärffte an. 

Schon auf dem erjten Vereinigten Landtage war Bismard 
gerade gegen Hanjemann mit bejonderem Eifer in die Schranken 
getreten. Ihn trieb dazu nicht allein eine prinzipiell andere po— 
fitifche Gefinnung und nicht nur eine abweichende Anficht in diejer 
und jener zur Beratung ftehenden Frage; er handelte und redete 
vielmehr als echter märkiſcher Junker in inftinktiver Abneigung 
gegen das ihm fremde Weſen der rheinifchen Liberalen, die Einfluß 
auf jein von dem Blute preußifcher Edelleute gedüngtes Land und 
den von ihnen gejichaffenen Staat zu gewinnen begannen; er war 
in jener Stimmung, welche ihm den Untergang aller großen 
Städte durch eine Weltkataftrophe als fein ſonderlich beflagens- 
wertes Greignis ericheinen ließ. Die Märzereignifje vermundeten 
aufs tiefite jeinen Stolz und jein patriotifches Gefühl. Nun war 
bie ihn jo unſympatiſche und unverjtändliche Welt der Städter, 
der Liberalen, der Kapitaliften zur Herrichaft gelangt und fein 
ganzer Groll wandte ſich gegen die neuen Minijter, welche über 
dem Grabe einer ihm teuern Vergangenheit das Siegespanier der 
neuen Zeit hißten. Wie Hanjemann aber das alte Syftem am 
rüdfichtslofeiten befämpft hatte, wie er die fignififantefte Perfön- 
lichfeit unter den Vertretern dès Bürgertums war, jo galt Bismards 
Angriff auch vornehmlich ihm. ES muß Hanjemanns ganzes Auf- 
treten im erjten Vereinigten Landtage aber doch einen nachhaltigen 
Eindrud auf ihn gemacht haben. Er hatte Hanſemanns Worte 
und Argumente gut im Gedächtnis behalten und juchte ihn jetzt 
mit jeinen eigenen Waffen zu fchlagen. Denjelben Vorwurf, den 
Hanjemann der damaligen Finanzverwaltung gemacht hatte, be— 
fam er nun von, feinem Gegner zu hören. 
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Bismard bedauerte es, daß dem Vereinigten Landtag zuge 
mutet worden jei, in demjelben Augenblide, wo er in das Meer 
der Vergeſſenheit geftürzt werden jolle, fich noch mit dem Mühl— 
feine einer Bewilligung von 40 Millionen zu belaften, und be- 
mängelte, daß die Bebürfnisfrage nicht Flar geitellt worden jei. 
„Das geehrte Mitglied des vorigen Landtags, welches damals die 
Stadt Aachen vertrat, jagte: er halte es für die erjte Pflicht einer 
ſtändiſchen Verſammlung, da wo es fi um Geldjadhen handelt, 
es jehr genau zu nehmen. ch glaube, daß wir uns von diefer 
Pflicht nicht um ein Haar weiter entfernen dürfen, als die Not- 
wendigfeit erfordert. Ich erinnere Sie daran, daß uns damals 
auf diejer Tribüne ein dünnes Heft als das preußiiche Budget 
vorgelegt und dies mit anderen umfangreicheren Budgets in eine 
nachteilige Vergleichung geftellt wurde. jest wird von uns über 
das Budget hinaus die Bewilligung einer dem Budget faft gleich- 
fommenden Summe verlangt auf Grund eines Bogens Papier, der 
nur allgemeine Andeutungen und runde Millionen enthält.“ Es 
fehle jede Angabe über die Art, wie das Geld aufgebradht werden 
ſolle; man verlange vielmehr die Übertragung einer in Steuer- 
jachen diftatoriichen Gewalt auf das Minifterium. Unummunden 
erflärte er, warum er ſich zu dieſen Miniftern fein Herz faſſen fönne. 
Die neueften Afte der Finanzverwaltung rechtfertigen die Be- 
fürdtung, „daß das leitende Syftem der Finanzen die Zuftände 
des Paterlandes mehr durch die Brille des Induſtrialismus auf- 
faßt, als mit dem flaren Auge des Staatsmannes, der alle Inter— 
eflen des Landes mit gleicher Unparteilichfeit überblidt“. Die Ver- 
wendung der aufgebrachten Mittel werde überwiegend der Induſtrie 
und dem Geldverfehr der größeren Städte zu gute fommen; Die 
Laſten hätten das platte Kand und die fleinen Städte zu tragen. 
In diejer Vermutung beftärfte ihn nichts jo jehr wie die neue Mahl— 
ftenerverordnung. Er fand eine Zeit des Rüdganges der Staats- 
einnahmen für einen Steuernachlaß, am allerwenigften geeignet und 
vermochte der Verordnung feinen anderen Grund zu unterlegen 
„als den einer captatio benevolentiae für den die größeren Städte 
beherrichenden Zeitgeift“. Weder die ungerechte abjolute Benadh- 
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teiligung der mahl- und jchlachtfteuerpflichtigen Bevölkerung, noch 
die ſchwere relative Überlaftung der unteren Klaſſen innerhalb 
jener machte auf Bismard den geringften Eindrud. Die That- 
ſache, daß die Wirkung der Verordnung vor allem in den großen 
Städten zur Öeltung fommen werde, genügte ihm, fie als ungerechte 
Begünjtigung der großen Städte von Grund aus zu verdammen. 
Jede große Stadt als ſolche, ohne Rüdfiht auf die ungeheure 
joziale Berichiedenheit ihrer Bewohner, auf den Gegenjat der 
wenigen Reichen und der Mafle hilfsbedürftiger Armen, war ihm 
ein jelbitjüchtiger Yeind des platten Yandes und der Fleinen Drte. 
Gegen diejen Feind, der im Dienjte der Induſtrie und des Handels 
itand, der der Herd des Liberalismus und der Revolution war, 
richtete fich jein Zorn mit der ganzen Einjeitigfeit des jeine Inter— 
eſſen bedroht jehenden fonjervativen Agrariers. Die 15 Millionen 
wollte er nur bemwilligen, wenn ein genauer Plan für ihre Auf- 
bringung vorlag; die Garantiefumme von 25 Millionen für ge- 
mwerbliche und fommerzielle Unternehmungen aber lehnte er unter 
allen Umftänden ab, weil „damit doch nichts weiter geichehen 
würde, als dieje oder eine geringere Summe dem Vermögen der 
Steuerpflichtigen zu entziehen, um fie in den bodenlojen Brunnen 
der Bedürfnifje einer wanfenden Induſtrie zu jchütten.“ 

Solche Übertreibungen im einzelnen zu widerlegen hielt 
Hanjemann nicht für nötig, Auf die Angriffe feines feurigen 
Gegners erwiderte er, daß er die Offenheit, mit der fich derjelbe 
gegen das Minifterium und insbejondere den Finanzminijter er- 
flärt habe, ehre. „ES tit jehr natürlich“, meinte er, „daß das 
verehrte Mitglied und ich politiiche Gegner find, und ich habe 
nicht das geringite dagegen einzumenden.” Bismards Verſuch, 
die Grundſätze des früheren Abgeordneten mit denen des Minifters 
Hanfemann in Gegenjah zu bringen, parierte er mit dem Hin- 
weis auf die außerordentlichen Verhältnifje, die ein außerordent- 
liches Vertrauen erfordern; babe der Landtag diejes Vertrauen 
nicht, jo würden die Minijter ihre fonftitutionelle Pflicht zu erfüllen 
willen. „Wenn das verehrte Mitglied geglaubt hat, es. würbe 
nun ein gewiſſer nduitrialismus bei den Miniftern berrichen, nicht 
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die Norm des StaatSmannes befolgt werben, jo habe ich darauf 
nur zu erwidern, daß es dem geehrten Mitgliede wie jedem anderen 
freifteht, fie nicht für gehörige StaatSmänner zu halten. Alles 
das löſt fi) auf in das Votum der Majorität der Berfammlung.“ 
Der Beichuldigung, einjeitig die ntereffen der großen Städte im 
Auge zu haben und fie auf Koften der Fleinen wie des platten 
Landes zu bevorzugen, hielt er nur die Berechnung entgegen, daß 
auch nad) der neuen Mahljteuerverordnung auf den Kopf der 
Ichlacht- und mahlfteuerpflichtigen Bevölferung noch immer 40 Sgr. 
gegen 16!/, Sgr. auf den Kopf der Flafjenfteuerpflichtigen fallen 
würden und daß es ſich um einen unabmeislichen Aft der Klugheit 
und Gerechtigfeit handele. 

In der Finanzabteilung des Landtags hatte Hanjemann bei 
der Kürze der ihm zu Gebote jtehenden Zeit noch nicht angeben 
fönnen, auf welchem Wege er die 15 Millionen Thaler aufzu- 
bringen gedenfe, ob durch eine neue Steuer oder durch eine An- 
leihe, und in welcher Form die 25 Millionen Garantien zu gewähren 
jein würden. Jetzt ſprach er die beftimmte Hoffnung aus, daß bis zum 
Zufammentritt der neuen Volfsvertretung die Erhebung außerordent- 
liher Steuern und die Aufnahme von drüdenden und unvorteil- 
haften Anleihen vermieden werden fönne; die Garantien würden aber 
im mwejentlichen dazu dienen, die Zirfulationsmittel im Yande zu ver- 
mehren; jo fönne der Staat 3. B. die von privaten Kredit— 
affoziationen ausgegebenen Papiere für gemifle Steuern bis zu 
einem bejtimmten Betrage in Zahlung nehmen und in diefer Form 
die Garantie leiften und eine Unterjtügung gewähren. Zum Schluß 
forderte er die Ständemitglieder mit warmen Worten auf, daß ein 
jeder bei der Rückkehr in die Heimat, foviel es jeine Vermögens: 
verhältnifje erlauben, in gewohnter Weile lebe und dadurch ein 
Beilpiel des Mutes und des Vertrauens gebe; die Vermögenden, 
deren Thun maßgebend für viele andere jei, dürften fich jetzt nicht 
aus Ängftlichfeit zurüdziehen, bloß ſparen und von den jolideften 
Banfhäufern das anvertraute Geld egerade in dieſer Zeit zurüd- 
fordern. Dann aber jolle ein jeder in feinem Kreiſe für die Er- 
fenntnis mwirfen, daß die Freiheit in. Preußen nur zugleich mit 
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der Drdnung feit begründet werden fönne, daß jede Gemalt- 
thätigfeit vor allem die jchon ohnehin jchwere Lage des Arbeiter- 
ftandes verichlimmere. 

Hanjemanns anjpruchslofe und jtreng ſachliche Rede machte 
einen trefflihen Eindrud. Sie gewann diejenigen für Die 
Regierung, melde an dem Mangel eines beitimmten Finanz— 
planes Anftoß genommen hatten. Ein folcher war zwar aud) jeßt 
noch nicht vorgelegt, aber doch die Richtung angedeutet, in welcher 
fi) die Finanzmaßregeln der Regierung bewegen würden. Bor 
allem war Binde gewonnen, jo jchweren Anſtoß auch fein jtändijch- 
ariftofratiiher Sinn an der Art, wie die Fonftitutionelle Frei— 
beit in Preußen begründet werden ſollte, nahm. In einer mächtigen 
Rede forderte er die Verjammlung auf, Vertrauen zu den Miniftern 
zu faſſen und das Geforderte zu bemilligen. „Es handelt ſich,“ rief 
er aus, „nicht bloß um die Erijtenz des Staates, es handelt fich 
zugleich um die Geltung Preußens in Deutichland, um eine würdige 
Stellung im Deutihen Bunde. In Darmitadt ift in einer halben 
Stunde und in Stuttgart in ebenjo furzer Zeit ein Vertrauens- 
votum erteilt. Soll Preußen geringeren Patriotismus bemweijen? 
Soll der legte Yandtag nicht mit Ehren jeine Tage beichließen?“ 
Die Zweckmäßigkeit des von der Regierung eingejchlagenen Weges 
leuchte ein. Werde das Vertrauensvotum verjagt, jo wiſſe er nicht, 
welcher der geehrten Redner fich in der Lage befinden würde, ein 
neues Minifterium zu bilden. „Sch habe niemandem zu nahe treten 
wollen,” jchloß Vinde, „aber ich darf jagen, daß wir allen Grund 
haben, uns Glüd zu wünjchen, daß in diejer verhängnisvollen Zeit 
es Männer gegeben hat, die ihrer politiichen Meinung nad) fich in 
der Lage befanden, dieſe Pläße einzunehmen, und die Mut und 
Charakter hatten, diejes große perjönliche D,pfer dem ganzen Yande 
zu bringen. (Bravo!) Dieje Männer find auch auf Dornen, nicht 
auf Rojen gebettet; erhöhen wir nicht die Schwierigfeit ihrer Stellung, 
ſchenken wir ihnen Anerkennung und Bertrauen. Ein jedes Mip- 
trauensvotum würde ich als einen Verrat des Vaterlandes erkennen. 
Ich ftimme für das Minijterium!” 

Bindes Erfolg war durchichlagend; ftürmijcher, lang anhaltender 
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Beifall folgte feinen Worten, der fich nad) kurzer Paufe wiederholte. 
Die Berfammlung war jo bewegt, daß die Situng auf 10 Minuten 
unterbrochen werden mußte. Dann jchrittman zur Abftimmung, welche 
mie der Marjchall mitteilte, eine an Einftimmigfeit grenzende Ma- 
jorität für die Bewilligung ergab. Niemand dachte daran, die Re- 
gierung wegen der ohne Mitwirfung des Landtages in Kraft ge- 
tretenen Mahliteuerverordnung, wofür von allen Rednern nur 
Bismard ein Wort de Erftaunens gehabt hatte, zu interpellieren. 
Ihadden-Triglaff wollte noch das Wort ergreifen; er wurde durch 
die anhaltende Aufregung am Sprechen verhindert. Nach einem 
Hod) des Marjchalls auf den König ſchloß Camphauſen den zweiten 
und legten Vereinigten Yandtag, der im ganzen nur vier Sigungen 
abgehalten hatte. 

Auch die Neugeftaltung Deutichlands mar diejesmal offiziell 
in den Gejchäftsfreis der Stände getreten. Am 30. März hatte 
der Bundestag die deutichen Regierungen aufgefordert, „auf ver- 
fafjungsmäßig beitehendem oder jofort einzuführendem Wege” 
Wahlen von Nationalvertretern anzuordnen, „um zwiſchen den 
Regierungen und dem Volke das deutiche Verfaſſungswerk zu ftande 
zu bringen“. Demgemäß murde die Dreiftändefurie durch fönig- 
liches Propofitionsdefret vom 3. April erjucht, die Wahlen der 
113 auf Preußen entfallenden Vertreter (ein Abgeordneter auf 
70000 Seelen) in gelonderten Provinzialverfammlungen zu voll- 
ziehen. Das geſchah im Laufe der folgenden Tage. Unter den 
25 rheinländiichen Nationalvertretern befanden fich auch die beiden 
mit Acclamation gewählten Minifter Camphaufen und Hanjemann. 
Die Vornahme der preußiichen Wahlen „auf dem verfafjungs- 
mäßigen Wege”, während der Beichluß des Bundestages den Re— 
gierungen auch jedes andere Wahlverfahren frei ftellte, iſt dem 
Minifterium Camphauſen mit vollem Rechte als unflug und infon- 
jequent zum Vorwurf gemadjt worden. Es war ja flar, daß bie 
preußifchen Abgeordneten zur deutjchen Ntationalverfammlung in 
eine üble Stellung geraten und ein minderes Anjehen haben mußten, 
wenn fie nicht wie die übrigen WVolfSvertreter aus allgemeinen 
Wahlen hervorgingen, ſondern ihr Mandat nur von den alten 
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Ständen und zwar in demjelben Momente empfingen, in dem aud) 
in Preußen das ftändifche Prinzip für immer bejeitigt wurde. So 
war denn die Entrüftung des deutichen Publikums über diejen 
„reaktionären“ Streid; des Minifteriums eine allgemeine und ebenjo 
allgemein die Genugthuung, als die Wahlen auf Grund eines 
neuen Bundestagsbejchlufjes annulliert werden mußten. Denn 
mittlerweile war das von dem Siebenerausſchuß der Heidelberger!) 
einberufene jogenannte Vorparlament in Frankfurt a. M. zuſammen— 
getreten und ſprach den Grundſatz aus, daß die Wahlen allgemein 
zu jein hätten und auf 50000 Seelen ein Abgeordneter fallen 
müſſe. Der Bundestag, eingefchüchtert und der Autorität der 600 in 
Frankfurt verfammelten Vollsmänner gegenüber willenlos, bob 
darauf am 7. April den Beichluß vom 30. März auf und nahm 
in einer neuen Weijung an die Regierungen den Grundjat des 
Vorparlamentes an. Es mochte den preußiichen StaatSmännern 
beijchämend genug jein und fie hart anfommen, die Zuftimmung des 
Landtages zur Nichtigfeitserflärung der eben vollzogenen Wahlen 
zu erbitten, im legten Grunde doch auf Befehl einer Verfammlung, 
die fi) auf den revolutionären Grundjat der Volfsjouveränität 
ftügte. Es blieb indejjen nicht8 anderes übrig und der Landtag 
erflärte ſich damit einverjtanden. 

Die Wahlen zu der preußijchen und zu der allgemeinen 
deutjchen BolfSvertretung wurden nun für die erfte Maimoche ausge: 
ichrieben. Bis dahin hatte die Regierung aber noch mand) heftigen 
Strauß zu beitehen. Die Entrüftung der Straßenpolitifer über 
das indirefte Wahlverfahren, die einzige Einjchränfung, welche die 
Allgemeinheit der Wahlen erfuhr und die nad) dem Bundestags: 
beihluß auch für die deutiche Nationalvertretung zuläffig war, 
fannte feine Grenzen. Die Agitation für direkte Wahlen wurde mit 
allen Mitteln betrieben. Auch aus den Rheinlanden gingen Hanje- 
mann von feinen Freunden die beunruhigendften Nachrichten über 
die wachjende Aufregung zu. Selbſt tapfere Leute von unzmeifel- 
haft monarchijcher und preußifcher Gefinnung verloren jo jehr den 
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Kopf, daß fie die Tage der Hohenzollerndynaftie gezählt glaubten, 
wenn der König und der Prinz von Preußen nicht jofort abdanften. 
Für die Minifter fam jegt alles darauf an, daß fie feft blieben 
und dem Sturme Troß boten. Die Zeit der Konzelfionen mußte 
vorüber jein. 

In Berlin hatte eine große Vollsverſammlung am 10. April 
ein Volkswahlkomitee mit dem Auftrage niebergejegt, das Mini: 
jterium zur Defretierung direkter Wahlen zu zwingen. Unterjtügt 
wurde es vom „politifchen Klub“, deſſen Führer Held, Eichler, 
Sclöffel u. a. an die Spite ihres Wahlprogramms den Satz 
ftellten: Der Klub läßt der fonftituierenden Verſammlung die Frage 
über Königtum oder Republif offen. Etwas gemäßigter war der 
„tonftitutionelle Klub“. Nachdem Camphauſen eine Deputation 
am 13. mit der Antwort, direfte Wahlen würden zur Republif 
führen, jchroff abgemwiejen hatte, wurde für den Gründonnerstag, 
den 20., eine gewaltige Demonitration zur Einjchüchterung der Re- 
gierung in Ausficht genommen. Ganz Berlin zerfiel nun in zwei 
Heerlager. Auf der Seite der Gemäßigten, Drdnungliebenden jtand 
die Bürgerwehr, welche nun erjt durch eine königliche Verordnung 
ihre förmliche Sanftion und das Recht zu bewaffnetem Einjchreiten 
erhielt; die Gegenpartei der Revolutionäre ftügte fich auf die Fabrik— 
und Erdarbeiter aus der Stadt und den Bororten. Am 19. ging 
Hanjemann eine Denunziation zu, nad) welcher e8 im Werfe war, 
falls am 20. direkte Wahlen nicht zugeftanden würden, die Nepublif 
und die Abjegung aller Minifter mit Ausnahme Hanjemanns aus» 
zurufen. Die Patrouillen der Bürgerwehr und des Studententorps, 
die den ganzen Tag über unter Waffen waren, ſowie Spaltungen 
unter den Demagogen jelbft, vereitelten jchließlich die Anfammlung 
größerer Mafjen. Statt der erwarteten 60000 erjchienen nur 
1500 Mann auf dem Aleranderplag, die fich nad) einigem Warten 
wieder verliefen. ALS der gefürchtete Tag vorüber war, fonnte die 
Regierung etwas aufatmen. Dabei aber blieb e8, daß fie vom 
guten Willen der Bürgerwehr abhängig war. Über eigene, zu ihrer 
alleinigen Verfügung ftehende Kräfte gebot fie nicht. 

Diejes Gefühl der Ohnmacht und der Ungemwißheit hat mit dazu 
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beigetragen, dem Minifterium Camphauſen den Stempel der Un— 
fruchtbarfeit und Unthätigfeit aufzuprägen, durch welche es jehr 
bald einen Teil der ihm von den Mittelparteien anfangs reichlich 
entgegengebradhten Sympathien wieder einbüßte. Die Ertremen 
von der rechten und linfen Seite ftanden dem Minifterium von 
vornherein teil grollend teil in offener Feindjeligfeit gegenüber. 
Die Liberalen, in Anfihten und Forderungen erheblic nad) links 
gerüdt, erwarteten von ihren am Ruder fihenden Parteihäuptern 
eine Fülle reformatorifcher Thaten, für die uun die Bahn frei ge- 
macht ſei und durch welche die Regierungsfähigfeit der ehemaligen 
ftändifchen Oppoſition erwiejen werden jolle. Die Aufhebung der 
PBatrimonialgerichtsbarfeit und Gutsherrlichkeit, eine provijorijche 
Gemeindeordnung für die öftlihen Provinzen, gejegliche Drgani- 
jation der Bürgerwehr und andere durchgreifende Maßregeln wurden 
ungeduldig herbeigejehnt. Man meinte, daß fie auf dem Ber- 
ordnungswege eingeführt und nachträglich der Bolfsvertretung zur 
Beitätigung vorgelegt werden fönnten. Unter den Minijtern herrjchte 
auch über die Notwendigkeit und die Hauptrichtung der inneren 
Reformen eigentlich feine Meinungsverjchiedenheitl. Wenn trogdem 
die Thätigfeit der Regierung den allgemeinen Erwartungen nur in 
geringem Maße entſprach, jo lag der Grund dafür neben dem 
lähmenden Bemwußtjein, von allen Machtmitteln entblößt zu jein, 
einerjeit3 in der Schwierigkeit der Materien, die in jo furzer Zeit 
nicht zu bewältigen waren, andererſeits aber in den Perjönlichfeiten 
der Minifter und ihrem gegenjeitigen Verhältnis. 

Gamphaufen, ein Mann von hohem und reinem Patriotismus, 
von reichen ftaatSmännijchen Gaben, großer Gewiljenhaftigfeit und 
vornehmer Gefinnung, war doch nicht ein Dann der entjchlofienen 
That. Ein gewijjer grübelnder Ernft nahm ihm die Unmittelbar- 
feit der Empfindung und lähmte jeine Handlungsfreudigfeit. Jetzt 
war er durch den demokratiſchen Unfug, von dem begleitet jeine 
liberalen Ideale verwirklicht werden jollten, oder der fie vielmehr 
zu entjtellen drohte, tief verftimmt. Sein neues Amt betrachtete er 
als eine ſchwere unerfreuliche Laſt, der er je eher je lieber den 
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morden war. Daher hielt er denn jeine Aufgabe für eine wejentlich 
negative: Widerftand gegen die hyperdemofratiichen Gelüfte der 
Zeit war fein Programm. Zum Ausbau der PBerfafjung, zu 
pofitiven Reformen fühlte er fich nicht berufen und nicht befähigt. 
Seine zarte Natur 309 fich verlegt in fich zurüd, wenn fie von den 
harten Widermärtigfeiten des Lebens berührt wurde. 

Von fefterem Holze war Hanjemann. Er drängte vorwärts, 
wo jener vorfichtig ftehen blieb; die Schwierigkeiten jpornten ihn an 
fie zu überwinden und dem Lärm der Straße und der Demagogen 
jeßte er eine gelafjene Ruhe entgegen. Seine Bonhommie, feine 
Kaltblütigfeit und ein jchlagfertiger Wit erleichterten ihm den 
Berfehr mit denjenigen Elementen, denen Gamphaufens zugefnöpftes, 
diplomatiiches Wejen unbequem und unverftändlih war. Darum 
war Hanſemann, wenn auch nur furze Zeit, bei den Maſſen 
populär. Daß er das thätigfte Mitglied des Kabinetts jei, fühlte 
man bald heraus; aber ebenjowenig blieb es verborgen, daß er 
gerade dadurd in einen gewiſſen Gegenſatz zu Camphauſen geriet 
und daß Konflikte zwiſchen ihnen nicht ausbleiben konnten. 

Bon den übrigen Miniftern trat Graf Schwerin wenig hervor. — 
Alfred von Auerswald, der Minifter des Innern, bat die auf 
die Führer der ehemaligen Landtagsoppofition gejegten Hoffnungen 
wohl am meiften getäujcht. Es hieß bald ganz allgemein, daß es 
ihm an Arbeitsluft und Ausdauer fehle, und er wieder Flagte darüber, 
daß es ihm bei dem ewigen Straßenlärm und der unaufbörlichen 
Unruhe unmöglich jei zu arbeiten.) — Der Yujtizminifter Borne- 
mann, im Suftizminiftertum bereitS jeit mehreren Jahren als 
Direktor thätig, war einer der beiten Kenner des preußifchen Land— 
rechts, deſſen willenjchaftliche Bearbeitung gerade durch ihn be- 
ſonders gefördert worden ift. Indeſſen neigte er zur Überſchätzung 
desjelben und betrachtete das rheinifche Gerichtsweſen mit großem 
Mißtrauen. Man jagte ihm nad, daß er bisher die Rheinländer 
grundfäglic; vom Yuftizminifterium ferngehalten habe.) An einer 
feiten Harmonie zwiſchen diefem, im übrigen waderen Manne und 
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den beiden leitenden Köpfen des Minifteriums, Camphauſen und 
Hanjemann, gebrach es durhaus. — In dem Minifter des 
Auswärtigen, Freiherrn von Arnim, fand Hanſemann einen 
Kollegen, mit dem er, als diefer noch Gejandter in Brüfjel 
war, durch gemeinjames Streben und gleiche Anfichten auf 
bandelspolitiihem Gebiete bisher viele Berührungspunfte ge- 
habt Hatte!) Arnims Reſſort fehlte es an umfangreicher 
Thätigfeit nicht. Der Krieg gegen Dänemarf, die Rüftungen Rup- 
lands, zum Teil durch die Inſurrektion in Poſen veranlaft, und vor 
allem die deutiche Frage nahmen jeine volle Aufmerfjamfeit in 
Anſpruch. Aber gerade die Leitung der deutichen Bolitif billigte 
Hanjemann nicht. Arnim war es gewejen, der dem Könige die 
Idee des feierlichen Umrittes vom 21. März mit der Anfündigung, 
daß er, der König, nunmehr an die Spige Deutjchlands trete und 
Preußen in Deutichland aufgehe, eingab. Mit diefem Programm 
hatte er jchon binnen einer Woche völliges Fiasfo gemacht. 
Friedrich Wilhelm bereute jein eigenes Thun; der erichredenden 
Unpopulärität des Königs und dem Widerjtreben der Mitteljtaaten 
wagte Arnim nicht einen entjchlojjenen, auf die Durchführung des 
Programms gerichteten Willen entgegenzuftellen und mit ihm den 
König zu durchdringen. Anftatt am Bundestage, nötigenfalls 
eigenmächtig, eine provijoriiche Erefutive zu beitellen, welcher der 
Bundestag fich damals gewiß gefügt Hätte, und durch fie der 
nationalen Bewegung Maß und Richtung zu geben, bejchränfte 
fi Preußen darauf, einen Vertrauensmann nad Frankfurt zu 
jenden, der neben jechzehn Vertretern der anderen Bundesitaaten 
dem Bundestage einen Verfaflungsentwurf für die deutjche National: 
verjammlung liefern follte. Diejer Vertrauensmann war freilic) 
Dahlmann, ein Patriot von unbeftrittenem Anjehen. Aber der 
nad ihm benannte Entwurf, dejjen Konjequenz die Erhebung des 
Königs von Preußen zum Deutichen Kaijer war, wurde von dem 
Könige ebenjo wie von der Mehrheit der Vertrauensmänner ab- 
gelehnt. Während und weil Preußen troß der ftolzen Proflamation 
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vom 21. März auf jedes Handeln, auf jede wirkſame Beeinflufjung 
der deutichen Bundespolitif verzichtete, fiel der Bundestag jelbit 
baltlos den Weiſungen de3 VBorparlaments anheim, die er gehor- 
jam durch gleichlautende Beſchlüſſe legalifierte. Daß Hanjemann 
damals einer Fühnen Entichlofjenheit das Wort geredet hätte, 
welche mit dem Griff am Schwert unterhandelte, darf freilich be— 
zweifelt werden; an der völligen Richtungslofigfeit von Preußens 
deuticher Bolitif nahm er aber doch jchweren Anſtoß. — Auch mit 
der Verwaltung des Kriegsminijteriums fonnte er nur wenig ein- 
verjtanden fein. Er befürmortete eine Regeneration der Armee 
durch fchnelleres Avancement tüchtiger Offiziere und die Bejeitigung 
vieler altersichwachen Generäle. Sie jchien ihm gerade jeßt, mo 
Preußen nach langem Frieden wieder einem Zeitalter der Kriege 
entgegenzugehen jchien, bejonders dringend geboten zu jein. Der 
Kriegsminifter v. Reyher aber, einer der beiten Generale, bielt 
fich nicht für befugt, während jeiner bloß interimiftiichen Ber- 
waltung den König zu jo eingreifenden Maßregeln zu beftimmen. 

Die wichtigiten Anordnungen auf dem Gebiete der inneren 
Verwaltung gingen direft oder indireft vom Finanzminifter aus. 
Hanjemanns nächſte Pfliht war es, die von dem Bereinigten 
Zandtage bemwilligten Kredite in der Höhe von insgefamt 40 Million 
Thalern jo raſch als möglich nugbringend zu verwerten. Während 
des Landtages war Hanjemann noch nicht ganz jchlüffig über die 
Art der Verwendung gemejen. Seht fam er in wenigen Tagen 
mit jeinen Plänen ins Reine. Wir erwähnten bereits,') daß 
1 Million Thlr. für die Gründung von Diskontofaffen in ver- 
ichiedenen Orten der Monarchie ausgemworfen wurden. Gie ge- 
währten Fabrifanten und Handwerkern Vorſchüſſe in barem 
Gelde. Diejfe Million war dem GStaatsjchage entnommen. Auf 
Grund der Garantiebemwilligung des Vereinigten Landtags wurde 
nun durch eine Verordnung vom 15. April ein größeres Inſtitut, 
die Darlehnsfajlen, ins Leben gerufen. Die Verordnung be: 
ftimmte, daß fie in Berlin und in allen den Städten, wo fid 
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Filialen der Preußiichen Bank befanden, errichtet werben burften; 
in anderen Orten konnten je nad; Bedürfnis Agenturen der Dar: 
lehnskaſſen eingerichtet werden. Die Dberleitung der Dar- 
lehnskaſſen übernahm die Preußiſche Banf unter Aufficht des 
Finanzminiſters, in jtrenger Abjonderung von allen anderen Ge- 
ichäften. Jede Kaffe Hatte den Charafter eines jelbftändigen In— 
jtitut3 mit eigenem Ortsvorftande, der aus Banfbeamten, Vertretern 
des örtlihen Handelsftandes und einem königlichen Kommiſſar be- 
jtand. Die Darlehnsfaffen gaben Kaufleuten und Fabrikanten gegen 
Hinterlegung von Waren und zinstragenden Papieren dreimonatliche 
Vorſchüſſe in Geftalt eines neuen Papiergeldes, der in allen Staats» 
fafjen in Zahlung zu nehmenden Darlehnskaſſenſcheine, für welche 
die Pfandobjekte unter Garantie des Staates als Sicherheit dienten 
und die bis zum Betrag von 10 Mill. Thlr. in Umlauf fein 
durften. Die ganze Einrichtung war als eine temporäre gedacht; 
nad) drei Jahren jollten die Kajjen ihre Thätigfeit wieder ein- 
ftellen und die noch Ffurfierenden Kafjenjcheine eingezogen werden. 
Im ganzen find Darlehnskaffen in 13 Städten und in 10 anderen 
Orten Kaſſenagenturen errichtet worden. Sie erfüllten einen 
doppelten Zwed, indem fie der erwerbsthätigen Bevölferung Kredit 
und Barmittel gewährten und die Menge der umlaufenden 
Taujchmittel um ein erhebliches vermehrten. Ihre wohlthätigen 
Wirkungen find jpäter wiederholt in den Kammerverhandlungen und 
den Beratungen der Budgetlommijfionen rühmend anerkannt 
mworden.!), — Für die Beſchaffung der vom Landtage bemilligten 
15 Mill. Thlr. zur Befriedigung der Staatsbebürfniffe wählte 
Hanjemann die Form einer freiwilligen Anleihe zu 5 %,. Die 
näheren Beitimmungen über fie machte eine Verordnung vom 
25. April bekannt. Die Beiträge murden in Gculdver- 
jchreibungen von 10, 20, 50 und 100 Thlrn. verbrieft und jollten 
nad) jpätejtens 10 Jahren zurüdgezahlt werden. Gie liefen nur 
jehr jpärlicy ein, jo daß Hanjemanns Gegner jehr bald von dem 
Mißerfolge einer angeblich verfehlten Maßregel ſprachen. Schon 

) Unfang 1850 zirkulierten Darlehnskaſſenſcheine im WBetrage von 
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auf dem Landtage war von mehreren Seiten die Realifierung einer 
freiwilligen Anleihe als Illuſion bezeichnet worden. Hanjemann 
war nun gerade fein Mann, der ſich Jllufionen Hingab, am 
wenigften bei der Erwägung von Finanzoperationen, in denen er 
bisher ftetS einen feltenen Scharfblid bewiejen hatte. Es iſt des- 
halb gar nicht anzunehmen, daß er fi) von der freiwilligen An- 
leihe ſehr große Erfolge verjprochen hat. Vielmehr hielt er es politiich 
für richtig, einen Verſuch mit ihr zu wagen, bevor unvorteilhaftere 
oder unbeliebtere Maßregeln zur Füllung der Staatskaſſe ergriffen 
wurden. Eine ſolche war die Drohung mit einer Zwangsanleihe, 
welche, wie wir jehen werden, drei Monate darauf erfolgte und 
denn auch jehr bald eine genügend rege Beteiligung an der frei- 
willigen Anleihe bewirkte. — Im übrigen war Hanjemann eifrig 
darauf bedacht Erjparnifje zu machen und drängte auf Berein- 
fahung der Verwaltung. Zu den wichtigften und von der Büreau- 
fratie als bejonders einjchneidend empfundenen Maßregeln gehörten 
die Regulierungen der Sätze für Penſionen, Wartegelder und 
Fahrgelver bei dienftlichen Reifen. Die Penfionsjäge für hohe 
Beamte wurden mejentlich reduziert, indem von jetzt ab die Ge- 
halte nur bis zur Höhe von 4000 Thlrn. als penfionsberechtigt 
anerfannt wurden; der höchite Penfionsjag betrug demnach nur 
3000 Thlr. Die Wartegelder wurden nad) einer ganz neuen Skala 
bemejjen und die Fahrgelder in Einklang mit den wirklichen, durch 
die neuen Verfehrsmittel jo erheblich verringerten Reiſekoſten ge: 
jegt, während fie bisher eine unregelmäßige und ungerechtfertigte 
Nebeneinnahme der reijenden Beamten gebildet hatten. 

Se raftlofer und energiſcher Hanjemann thätig war, um jo mehr 
mußte ihn die verdrojjene Thatenfcheu der Kollegen in Harniſch 
bringen. Er vermißte an ihnen den ernſten Willen, durch ge- 
eignete Umgeftaltung der mwichtigften Bermwaltungszweige einen 
neuen, ficheren Zujtand herzuftellen; er fand fie abgeneigt, das in 
abjolutiftijch-büreaufratiichem Wejen ergraute Beamtentum durd) 
friiche, liberale Kräfte zu verjüngen. Gamphaufens zarte Rüdficht- 
nahme auf die Gefühle des Königs und des Hofes erjchien ihm 
wenig angebracht und er befürchtete von ihr eine Verlängerung 
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der allgemeinen Strije, die wiederum den Erfolg feiner eigenen 
finanziellen Maßregeln in Frage zu ftellen drohte. Im Minifter- 
rate fam es zu verdriehlichen Auseinanderjegungen; man bejchäftigte 
fi) oft mit Kleinigkeiten und Nebendingen, während die großen, 
enticheidenden Fragen unerledigt oder unerörtert blieben. Unter 
jolhen Umftänden jchien Hanjemann ein erjprießliches Wirfen un: 
möglich zu fein. Am 18. April reichte er dem Minifterpräfidenten 
jein Abjchiedsgefuh ein. Ohne Ordnung im Innern, führte er 
aus, und ohne das Vertrauen „auf eine Armee unter tüchtigen, in 
rüftigem Alter ftehenden Führern“ feien alle auf die Hebung der 
Staatsfinanzen gerichteten Beftrebungen vergeblich; die Ausführung 
beilfamer Mapregeln werde infolge der Uneinigfeit unter den 
Miniftern unmöglid. „Da ich die Durchführung derjenigen Map- 
regeln," jchloß er, „von welchen nad; meiner Überzeugung die 
Rettung des VBaterlandes gehofft werden darf, vergeblich anftrebe, 
und auf der andern Seite mich als ein Hemmnis der Harmonie für 
ein temporifierendes Syitem, das aus manchen von mir für un: 
kräftig erachteten Organen der Staatsgemwalt Stärke zu ziehen hofft, 
betrachten muß, jo erachte ich es ... für meine Pflicht, meine 
Stelle niederzulegen.“ Auch die anderen Minijter machten Miene, 
zu gehen. Camphauſen jelbit dachte jchon damals daran, fic als 
Bevollmächtigter Preußens in Frankfurt a. M. eine zujagendere 
Beichäftigung zu juchen. Indeſſen war jein Berbleiben im Amte 
jest bis zum Zujammentritt der Nationalverfjammlung eine ab- 
ſolute Notwendigkeit. Diefe Minifterkrije fiel zeitlic” mit den 
Vorbereitungen zu der großen Demonjtration gegen die indirekten 
Wahlen zufammen und die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
nötigte alle zum Ausharren. Der Zerfall des Minifteriums ge- 
rade in diefem Augenblid hätte den Eindrud der Fahnenflucht bei 
drohender Gefahr machen müfjen. Auch Hanjemann nahm das 
Entlaſſungsgeſuch zurüd und verftändigte fi”) mit Camphauſen 
dahin, daß fie mit gemeinjamen Kräften auf eine allmähliche Um— 
wandlung des Kabinetts im Sinne einer fefteren Harmonie jeiner 
Mitglieder hinarbeiten wollten.) Ein Wechjel trat damals, Ende 


1) Laut einem Vermerk Hanjemannsd auf dem Original des Entlafjungs: 
geſuchs, das Camphauſen ihm zuriüdgegeben hatte. 
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April, nur im Kriegsminifterium ein. Reyhers Stelle übernahm 
— auch nur provijoriich — der Generalleutnant Graf von Ganip. 

An dem erwähnten Entlafjungsgefud) tadelte Hanjemann auch 
die energieloje und infonfequente Haltung der Regierung in Bezug 
auf die Polen und die von Rußland her befürchtete Gefahr, ohne 
bier jein Urteil näher zu begründen. Jedenfalls aber haben nicht jo- 
wohl die den Polen gemachten Zugeſtändniſſe an fich, als vielmehr 
das ratloje Schwanfen gegenüber der Inſurrektion in Poſen jein 
Mißfallen erregt. 

Es gehört der Polenaufitand von 1848 aud zu dem Schuld- 
fonto der Märztage, in denen eine gebrochene Staatsgewalt fait 
willenlos auf den Wogen der revolutionären öffentlichen Meinung 
einhertrieb. Am 20. März hatte der König die Entlafjung der 
gefangenen polnischen Hochverräter aus dem Yahre 1846 ange: 
ordnet und am 24. eine nationale Reorganijation des Großherzog: 
tums Poſen verheißen. Um dieſelbe Zeit gab das polnijche 
Nationaltomitee die Parole der völligen Unabhängigkeit Poſens 
und der Einverleibung Wejtpreußens in das Großherzogtum aus. 
Der Krieg der Senjenmänner gegen die deutjche Bevölferung der 
Provinz war bald in vollem Gange. Anftatt durch jofortige 
militärische Maßregeln in großem Stil den Aufruhr im Steime 
zu eritiden — wozu der fommandierende General Colomb bereit 
war —, ließ fi) die Regierung dazu verleiten, den als Polen- 
freund befannten General von Willifen, einen liberalifierenden 
Theoretifer, als Kommijjar für die Neorganifation nad) Poſen zu 
ſchicken. Seine Miffion fcheiterte an der Maßlofigfeit der pol- 
niihen Forderungen, an feiner Scheu vor militäriichem Eingreifen 
und an dem Widerftande, welchen die deutjiche Bevölferung und 
die militärischen Befehlshaber feinem Wirken entgegenjegten. Drei 
Wochen lang jchwebten die Deutjchen in tötlicher Angit nicht nur 
um Leben und Eigentum jondern aud um die Zukunft ihrer 
nationalen Eriftenz, da die Regierung fich zu feiner Erklärung da- 
rüber aufraffen konnte, in welchem Umfange fie die nationale Re- 
organijation plane, die aber jedenfalls in einer bejonderen Ber- 
fafjung und Bermaltung für Poſen beftehen mußte. Erft am 
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16. April erfchien eine KabinettSordre, welche die deutjchen Diftrifte 
von der NReorganijation ausnahm und ihre Aufnahme in den 
Deutichen Bund anfündigte. Ob dieſer „neuen Teilung Polens“ 
brach der offene Kampf zwiichen den Inſurgenten und den Truppen 
aus, Williſen kehrte unverrichteter Dinge heim und erjt Mitte 
Mai war der Aufftand blutig bemältigt. 

Uns interejfiert bei diefen Vorgängen nur die Stellung, 
welche Hanjemann zu der Polenfrage einnahm. Unmittelbaren 
Einfluß auf die Entichließungen der Regierung wird er hier faum 
gewonnen haben. Den Aufruhr und die vorjchnelle Verheißung 
des Königs fand er beim Eintritt in das Minifterium vor. Den 
Gedanken einer Sonderftellung Poſens billigte er aber durchaus. 
Er war freilich nicht der Mann, der „mweinerlihem Mitgefühl und 
unpraftiichen Theorien zu Liebe,” auf die Bismard ſchon damals 
die Polenſchwärmerei zurüdführte, irgend ein jtaatliches Intereſſe 
geopfert hätte. Vielmehr veriprad; er ſich von dem Ausjcheiden 
diefes fremden, widerftrebenden Elementes aus dem nationalen 
Staatöverbande eine unmittelbare Kräftigung der preußiichen 
Monardie. Das erflärt fich einerſeits aus jeiner völligen Unbe- 
fanntichaft mit den Verhältniſſen der entlegenen Provinz und mit 
dem Charafter der Polen, anderjeit3 aus dem für ihn bei Be- 
urteilung der auswärtigen Bolitif Preußens maßgebenden Gefichts- 
punkte: der Furcht vor Rußland; ja dieſe zumeift liefert den 
Sclüfjel für das Verhalten Hanjemanns in Bezug auf die Polen. 
Daß die Polen an fich ein die innere Kraft und Geſchloſſenheit 
des Staates ſchwächender Beitandteil jeiner Bevölkerung ſeien, be: 
äweifelte er nicht. Allein die militäriiche Wichtigkeit ihrer Lage 
machte die Provinz Poſen unentbehrlich. Erhielt fie ihre bejondere, 
von den deutjchen Provinzen getrennte Verwaltung, jo ſtörte fie 
den inneren Entwidelungsgang Preußens nicht mehr und büßte 
doch von ihrer militärischen Bedeutung für Preußen nichts ein, 
da der König fie nach wie vor feit in jeiner Hand hielt. Hanſemann 
ging bei diefen Erwägungen von der irrigen Vorausjegung aus, daß 
die nationalen Ajpirationen der Polen durch die Sonderftellung 
Poſens vollfommen befriedigt jein würden und der Dan für deren Ge- 
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währung die Polen zu treuen Grenzhütern gegen Rußland maden 
müffe. Er überſchätzte den politiichen Wert ihres Ruſſenhaſſes 
und unterſchätzte die eingefleifchte Rafjenabneigung der Slawen 
gegen die Deutichen. Wer die Polen kannte, durfte aber daran 
nicht zweifeln, daß fie in einem preußiichruffiichen Kriege für die 
Verteidigung des ſchutzloſen, erponierten Dftpreußen feinen Finger 
rühren, die Preisgebung desjelben im Gegenteil befördern würden, 
wenn es Rußland nüglic finden jollte, ſich einer zeitweiligen 
Unterftügung durd die Polen dadurch zu verfichern, daß es ihnen 
die Vereinigung der polnifchen Bezirfe Weftpreußens mit dem auto» 
nomen Großherzogtum in Ausficht ftellte. Der gemeinjame Ruſſen— 
haß ließ die Polen iympathiicher und zuverläffiger ericheinen, als 
e8 bei näherer Befanntichaft mit ihnen der Fall geweſen wäre. 
Allzuleicht wird man heute verjucht, die Rufjenfeindichaft der 
national und freiheitlicy gefinnten Deutjchen jener Zeit gering- 
ihäßig zu beurteilen. Die Erfahrung eines ganzen Jahrhunderts, 
das ohne den gefürchteten ruffiichen Eroberungsfrieg verlief, hat 
gezeigt, daß die unmittelbare Gefahr einer ruifiichen Invaſion jo 
groß nicht geweſen ift, wie man fie fich vorftellte. Eine geniale 
Staatsfunft aber hat es jpäter möglich gemacht, gerade die An- 
lehnung an den öftlichen Nachbar, in dem das.Bemwußtiein der 
Gebildeten injtinftiv den Gegner jeder nationalen Erjtarfung erblidte, 
als einen der wertvolliten Hebel in der deutichen Politif zu ver- 
werten. Dieje Erfahrungen fehlten damals völlig. Rußland und 
jein gefürchteter Kaijer waren der Hort der fonjervativen Intereſſen, 
der Xiberalismus aber nad Lage der Dinge allein der Träger 
des nationalen Gedanfens. Es war doc eine Thatſache, daß 
jede fühne, ehrgeizige preußiiche Politif auf den Widerftand des 
Kaiſers ftieß, daß auch ein gemäßigter Liberalismus ihm gleich- 
bedeutend mit fluchwürdiger Revolution war und daß er in der 
Reaktion feinen gottgewollten Beruf jah. Konnte die Erinnerung 
an jenes beleidigende Wort Aleranders I., daß er den König von 
Preußen vor feinen Generälen und Staatsmännern werde jchügen 
müffen, je wieder verlöjchen, — und hat fich nicht Kaiſer Nikolaus 
bald darauf in ebenjolden Andeutungen und Anerbietungen that- 
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fächlich gefallen? Man vergeile auch nicht, welchen Eindrud auf 
alle freien Köpfe außerhalb der Hofatmojphäre der jeit Jahrzehnten 
unvermindert wirfende Einfluß des Faijerlichen Schmwiegerjohnes 
und Schwager am preußiichen Hofe und die unwürdige Xiebe- 
dienerei der fleinen Höfe gegen den mächtigen Proteftor "machen 
mußten. Der Haß der PBatrioten gegen Rußland war nicht blind 
und doftrinär; er war das natürliche Gefühl eines in jeiner Ehre 
und jeinem Stolze tief verlegten Bolfes. Und die Furcht vor 
einem Eingreifen Rußlands war mehr als eine hohle Phraſe; fie 
war die natürliche Folge der Stellung Rußlands zu Deutichland 
und zu den Ideen, welche die beiten deutſchen Männer beieelten. 

Hanjemann teilte diefe Empfindungen und Befürchtungen, feit- 
dem er politich zu denfen begann. Geine eriten politiichen Be- 
trachtungen beziehen fich auf diejes Thema und in allen folgenden 
Jahren fehrt es wieder. Es giebt doch zu denfen, daß die ge- 
waltige nationale Erregung der Märzwochen in ganz Deutjchland 
gleichzeitig wie von ſelbſt zu antiruffiichen Kundgebungen führte. 
Wohl lief mand) thörichtes Gefchrei mit unter. Wie die Sozialiften 
in Paris eine Kriegserflärung gegen Rußland vom Zaune brechen 
wollten, jo deflamierten auch deutſche Demofraten gegen den 
Zaren als gegen die Perjonififation eines freiheitsfeindlichen Prin- 
zips. Aber auch die erniten Männer der Deutichen Zeitung hielten 
es für nötig, das Verhältnis zu Rußland in dem Heidelberger 
Programm zu berühren. Und wie eindringlicdy mahnte Hanjemann 
in der Denkichrift für Bodelſchwingh vom 1. März, ſich durch die 
Rüdfiht auf Rußland nicht von der für das Heil Deutjchlands 
und Preußens allein gangbaren Bahn abdrängen zu lajjen! 
Dieje tiefgefühlte, auf alle Erfahrungen und Beobachtungen einer 
langen politiichen Laufbahn geftügte Abneigung gegen Rußland, 
die fejte Überzeugung, in ihm den gefährlichften Feind der vater- 
ländiihen Größe, Freiheit und Einheit vor fich zu ſehen, ift vor 
allem zu beachten, wenn man nad einer Erflärung für Hanje- 
manns wohlmollende Haltung gegenüber den polnijchen Separations- 
gelüften jucht. Der Scharfblid des nüchternen Politikers wurde 
durch den Wunſch und die Hoffnung getrübt, in dem danfbaren 
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und zufriedengeftellten Polenvolk einen wirfjamen Bundesgenojjen 
gegen Rußland zu erhalten. 

Dazu famen Einwirkungen perjönlicher Natur. Hanjemann 
itand ſeit Jahren dem Flügeladjutanten des Königs, Oberſt Adolf 
v. Willifen, nahe. est ſchloß er fich eng deſſen Bruder, Karl 
Wilhelm v. Willifen, dem für die Polen entbufiasmierten General, 
an. Es ift begreiflih, daß gerade dieſe beiden Männer eine 
bejondere Anziehungskraft auf ihn ausübten, denn fie waren 
fo ziemlich die einzigen hohen Militärs, die aus Überzeugung 
Hanjemanns freifinnige Anfichten teilten. Dieje Beziehungen waren 
ihm um fo wertvoller, als die Willifens bei dem Könige hoch in 
Gunſt jtanden. Bei ihnen durfte er einen Stüßpunft zu finden 
hoffen, der ihm am Hofe jonft vollfommen fehlte. Das reiche 
Willen des Generals, jeine hohe Bildung, die Sicherheit, mit 
welcher er jeine Theorien zu vertreten mußte, täujchten Hanſe— 
mann über jeinen Mangel an praftiicher Befähigung, der in diejen 
Fahren grell genug bervortrat. 

Es jcheint, daß die in Brüſſel lebenden polniichen Flücht— 
linge jhon im Yahre 1847 fi) Hanjemann zu nähern und ihn 
von der Notwendigkeit der polnifchen Freiheit für die Sicherheit 
Preußens zu überzeugen juchten. Mit Berufung auf frühere münd- 
liche Äußerungen Hanjemanns wandte fi) ein Herr von Bolmin 
am 20. März 1848 von Brüfjel aus an ihn mit der Bitte, in Aachen 
eine Adreſſe an den König zu Gunften der Autonomie des Groß- 
herzogtums Pojen anzuregen; dem Beiſpiel Aachens würden 
dann die anderen rheinischen Städte folgen. Auch über die von 
den Polen auf dem Landtage zu beobadhtende Haltung, über ihre 
Stellungnahme zu der Neugeftaltung Preußens und Deutichlands 
wollte er Hanjemanns Urteil hören. Dieſer antwortete noch aus 
Aachen, er werde, fall$ er in die Yage fommen jollte, vem Könige 
einen Rat zu erteilen, der Regierung vorjchlagen, Pojen eine ge— 
fonderte Verwaltung unter einem föniglihen Prinzen, der mit 
weitgehenden Bollmachten verjehen jein müjje, zu gewähren. In 
Berlin verjuchte Bolmin wieder als Mittelsmann jeiner Yands- 
leute durch feine Beziehungen zu Hanjemann auf die Regierung 
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einzumirfen, um ein energijches Einfchreiten der preußiichen Truppen 
in Poſen zu hintertreiben. Bon Hanjemanns Seite liegen feine 
Äußerungen hierzu vor. Schwerlich wird fich fein Entgegen- 
fommen auf mehr als die Empfehlung einer bejonderen Fonjtitu- 
tionellen Berfaflung für die rein polnischen Landesteile Poſens 
und der zu ihrer Durchführung notwendigen Maßregeln eritredt 
haben. Prinzipiell zugeftanden war aber die Berfafjung, bevor 
nod; Hanjemann auf die Gejchäfte Einfluß gewann. Indeſſen 
wird? auch ihn die Verantwortung dafür treffen, daß fein 
fähigerer und geeigneterer Kommiſſar als Williien nach Pojen 
geichict wurde. Damit hängt wohl auch jeine Parteinahme gegen 
den General Colomb, den Gegner Willifens, zujammen. Auers- 
wald und Hanjemann haben jpäter jehr energiſch auf die Ab- 
berufung Colombs gedrungen, den fie für manche Brutalitäten der 
erbitterten Truppen gegen die Aufrührer verantwortlich machten, 
und erreichten auch, daß er im Juni nad) Königsberg verjeßt 
mwurde.!) Bei Hofe hieß es, fie mwollten den König in einen 
Krieg gegen Rußland treiben und General Gerlach nannte fie 
darum Verräter.?) Das waren bodenloje Übertreibungen. Einen 
Krieg mit Rußland hätte auch Hanjemann für das jchwerite 
Unglüd gehalten. Er wünſchte ihn nicht, jondern fürchtete ihn 
vielmehr. 

Es mag gleich hier hinzugefügt werden, daß Hanjemann jeine 
Anfichten über die Polen und eine richtige Polenpolitif jpäter 
weſentlich berichtigt hat. Er jah gegen Ende jeines Lebens in 
den Polen durchaus die Feinde Preußens, jo daß er einem jungen 
Bolitifer den Rat gab, bei jeder Unjchlüffigfeit über fein politiiches 
Verhalten die Handlungsmweije der Polen und der Klerifalen zu 
beobachten: das Gegenteil von dem, was fie thäten, werde allemal 
das für einen preußiichen Politifer Gebotene fein. Unb wie jehr 
jeine in weiter geographifcher Entfernung von den Polen gewonnene 
Sympathie für fie erlojchen war, zeigt ein Urteil über die polnische 
Revolution von 1863, von der er auf einer Reife nad) Peters: 


1) Voſſiſche Zeitung vom 15. Juni 1848. 
2) Gerladh, Dentwürdigfeiten S. 154. 168. 
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burg einiges zu jehen befam. Im Gegenfa zu der polenfreund- 
lichen Stimmung in ganz Deutjchland nannte er dieje Revolution 
die „Ichofelfte“, die denfbar jei, zumal einer Regierung gegenüber, 
welche die großartigften und mohlthätigiten Reformen für Die 
Polen plane!) — 

Während der beiden eriten Maimochen hallte ganz Deutichland 
von dem Lärm der Parlamentswahlen wieder; in Preußen waren 
fie jogar doppelt, für Berlin und für Frankfurt, zu vollziehen. 
Haniemann lag viel daran, in Aachen, der Stadt jeines vieljährigen 
Wirkens, gewählt zu werden. Er hätte eine Niederlage in Aachen 
nicht nur als eine Kränfung empfunden; er befürchtete von ihr auch 
eine Schwächung feines politischen Anjehens, jelbft wenn andere 
Wahlkreiſe ihm das Mandat erteilten. Seine Aachener Freunde gaben 
fi große Mühe, ihn durchzubringen. Gleichwohl jchien der Erfolg 
jehr zweifelhaft zu fein, al8 die Wahlmännerwahlen ganz flerifal 
ausfielen. Um jo größer war dieGenugthuung, als ihm jchließlic doch 
auch die eifrigen Katholiken ihre Stimme jchenften. Er wurde für 
Frankfurt vom Nachener Stadtkreife, für Berlin vom Landfreije 
Aachen gewählt, für Berlin außerdem noch in fünf anderen Wahl- 
freijen.?) Er nahm das Mandat des Landkreiſes Aachen für Berlin an; 
das des Stadtkreifes für Frankfurt lehnte er zwar nicht ab, aber er 
bat, vorläufig jeinen Stellvertreter einzuberufen. Die Hoffnung, 
fi auf diefe Weije einen Plag in Frankfurt für alle Fälle offen 
zu halten, täujchte freilih. Als Hanjemann im Dftober in Die 
Frankfurter Verſammlung eintreten wollte, mißlang ihm der Verſuch. 
Es jcheint, daß der Stellvertreter nicht mehr vom Plage wid). 

Die kurze Zeit von den Wahlen bis zur Gröffnung der 
preußifchen Berjammlung in Berlin verging fait ganz unter den 
Sorgen und Aufregungen, die eine neue QTagesfrage, die Rückkehr 
des Prinzen von Preußen aus England, hervorrief. Es ift befannt, 
daß der König jeinen Bruder, um ihn der Volkswut zu entziehen, 
gleich nach) dem Barrifadenfampf mit einem angeblichen Auftrage 
nad) England geichiet hatte. Die PVorjtellung, daß der Prinz 

1) Hanjemann an A. Oppenheim, 27. Mai 1868. 

2) Malmedy, Solingen, Ennep, Gummersbach, Mansfelder Gebirgäfreis. 
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auf jeine Thronrechte verzichten müſſe, drang während jeiner 
Abweſenheit in immer weitere Kreiſe; jelbjit in den höchiten 
Schichten der Hofgejellihaft war fie zu finden. Ließen doch bereits 
einige Geiftlihe den Namen des Prinzen beim jonntäglichen 
Kirchengebete for. Darum erſchien die baldige Rüdfehr des 
Prinzen dem Minifterium dringend geboten. Mit Teivenjchaftlicher 
Heftigfeit lehnte fi) aber die Demokratie dagegen auf. Am 
11. Mai verfündeten Maueranjchläge, daß der König auf den 
Nat der Miniiter jeinen Bruder zurüdberufen habe. Ob es flug 
war, für dieſe Mitteilung eine Form zu wählen, welche die Rück— 
fehr des Prinzen als eine wichtige Staatsaftion, nicht als etwas 
Selbſtverſtändliches ericheinen ließ und dadurd die Aufregung ins 
Unermeßliche fteigerte, mag dahingejtellt jein. QTagelang jchwebte die 
wehrloje, von neuen Straßenfämpfen bedrohte Regierung in der 
größten Gefahr. Mafjenaufzüge und Deputationen an die Minifter 
protejtierten gegen den Beichluß der Regierung. Die Bürgerwehr that 
ihre Prlicht den Pöbelerzeflen gegenüber nur ungenügend, da Auers- 
wald es verjäumt hatte, fie Durch eine geeignete Drganijation dauernd 
an das Intereſſe der befigenden Klafjen und des liberalen Mini- 
fteriums zu fnüpfen. Ihre Kommandeure und Hauptleute erflärten 
fi) öffentlich gegen die Rüdfehr des Prinzen, wenn fie auch für 
die Aufrechterhaltung der Ordnung einzutreten verſprachen. Allen- 
falls jollte die Bolfsvertretung das Necht haben, den Prinzen 
zurüdzurufen. Die Regierung blieb zwar in der Sadıe feſt, fonnte 
aber doc) Verhandlungen mit den Deputationen des jouveränen 
Volkes nicht ganz vermeiden und Gamphaufen verjprad) jchlieglich, 
daß der Prinz jedenfalls nicht vor der Eröffnung der National- 
verfammlung in Berlin erjcheinen und daß er vor jeiner Ankunft 
eine jeinen Sinneswechjel befundende Erklärung abgeben werde. 
Erit nach diefem, am 15. Mai erteilten Beſcheide begann die 
revolutionäre Hochflut allmählich zu verlaufen. 

Nad) einigen Tagen verhältnismäßiger Ruhe fand am 22. Mai 
die Eröffnung der „zur Vereinbarung der Berfafjung berufenen 
Berjammlung“ in Berlin ftatt, eine Bezeichnung, an welcher die 
Demokratie heftigen Anftoß nahm und die jehr bald durch bie 
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Bezeichnung „preußifche Nationalverfammlung” verdrängt murbde. 
Es war ein Ereignis, das unter normalen Berhältniffen in ganz 
Europa das größte Auffehen hätte erregen müſſen, da doch fchon 
dem erften Vereinigten Landtag von allen Seiten ein jo großes 
Intereſſe entgegengebradjt worden war. Indeſſen wurde bie 
Berliner Berfammlung in jeder Hinficht durch die vier Tage früher 
zufammengetretene deutjche Nationalverfammlung zu Frankfurt in 
Schatten geftellt, die jene nicht nur durch ihre umfafjendere nationale 
Aufgabe jondern auch dur den Glanz der in ihr vertretenen 
berühmten Namen überragte. Der Ruf nad) Frankfurt galt für 
ehrenvoller und bedeutſamer; er entzog der Berliner Berfammlung 
eine ganze Anzahl parlamentarifch erfahrener und leiftungsfähiger 
Männer. 

Unter den 400 Abgeordneten der Berliner Verſammlung 
befanden ſich 100 Yuftizbeamte, 50 Verwaltungsbeamte und 28 
ftädtiiche Beamte; ein jehr großer Teil der Verfammlung brachte 
aljo Kenntniſſe und Erfahrungen auf dem Gebiete des Ver— 
waltungsmwejens mit; bei den 68 Bauern, 27 Lehrern, 50 Geift- 
lihen und 28 Handwerkern ließen fich dieſe Eigenjchaften nicht 
vorausſetzen. Faſt alle aber waren politijch und parlamentariich 
ungejchulte Neulinge. Der unter allen Umftänden ſehr bevauer- 
lihe Umftand, daß weder Großgrundbeſitzer noch Vertreter des 
Großfapitals in irgendwie nennensmwerter Anzahl gewählt worden 
waren, hatte zur Folge, daß eine Ffonjervative Richtung, wie fie 
in der Rechten des Vereinigten Landtages vertreten geweſen war, 
vollfommen fehlte. Die rechte Seite der Nationalverfammlung 
entſprach vielmehr der Linfen des Vereinigten Landtags. Sie 
hätte, Mut und Entjchlofjenheit ihrer Mitglieder, eine geeignete 
DOrganifation und die unentbehrliche Unterftügung der Regierung 
vorausgejeßt, die ausjchlaggebende Partei fein können; denn fie 
überragte anfangs numerijch die drei anderen Parteien, das rechte 
und linke Zentrum jowie die äußerfte Linfe, jehr beträchtlich.!) 

1) Nah) Reichenſperger, Erinnerungen eines alten Barlamentariers ©. 60, 
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Die Rechte ftand feft auf dem durch das Wahlgefe vom 8. April 
geichaffenen Rechtsboden für die VolfSvertretung, wies den Ge- 
danken der Bollsjouveränität von ſich und fah in der Wieder- 
berftellung der Achtung vor dem Geſetz eine der Hauptaufgaben 
der Berjammlung. Die anderen Parteien, deren Grundfäge mehr 
aus ihrer jpäteren Haltung als aus ihren in allgemeinen Wen- 
dungen gehaltenen Programmen erfennbar murden, unterjchieden 
fi) Hauptjächlich durch ihre Auffaffung von der ftaatsrechtlichen 
Stellung der Nationalverfammlung. Das rechte Zentrum hielt 
noch an der Bereinbarung der Verfaſſung zwiſchen Krone und 
Verjammlung, gleichſam auf dem Bertragsmwege, feft, folgerte aber 
aus dieſer der Berfammlung geftellten Aufgabe die Unauflösbarkeit 
berjelben; da mar aud der Standpunft des linken Zentrums, 
das die demokratiſche Grundlage der fonftitutionellen Monarchie 
noch entichiedener betonte, während die Linfe prinzipiell den Ver: 
einbarungsgedanfen negierte, für die Verfammlung alle aus dem 
Begriff einer unbeichränften Konftituante abgeleiteten Rechte in 
Anſpruch nahm und praftiich wie theoretiich auf der reinen Volfs- 
fouveränität fußte. Daß übrigens die Revolution ein neues Recht 
geichaften habe, war eine Voritellung, die mit größerer oder 
geringerer Deutlichkeit und Energie die politifche Auffaſſung auch 
des Zentrums beherrſchte. Die einflußreichiten Parteihäupter 
waren: in der Rechten der vom Vereinigten Landtag ber befannte 
Fabrifant Milde aus Breslau, der erfte Präfident der Verſammlung, 
jowie der katholiſche Rheinländer Peter Reichenſperger; in den 
Zentren der Regierungsrat von Unruh, der Oberbürgermeifter von 
Prenzlau Grabow und der Generallandichaftsrat Rodbertus auf 
Jagetzow; in der Linken vor allem der Geh. Obertribunalsrat 
Walded, ein Weitfale, und der Königsberger Dr. Joh. Yafoby. 
Bei der Unbefanntichaft der Minifter mit den Anfichten und dem 
Charakter der meiſten Abgeordneten und bei der anfangs noch 
völlig ſchwankenden Parteigruppierung hatte eine perjönliche Ver— 
ftändigung zwiſchen Miniftern und einflußreicheren Abgeordneten 
ihre bejonderen Schwierigkeiten. Hanjemann ließ ſich zwar nad) 


den Wahlen von den Dberpräfidenten diejenigen Abgeordneten 
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bezeichnen, welche fich zu Borbeiprehungen und zu vertraulicher 
Beratung von Negierungsmaßnahmen eignen würden. E3 bat 
aber doc die ganze Zeit über an den rechten Beziehungen zwiſchen 
Miniftern und Abgeordneten gefehlt. Es ift ſchwer zu jagen, 
woran das lag, an den Verhältniſſen, an der Zmwielpältigfeit des 
Minifteriums oder an den Perjönlichfeiten der Minifter. Gegen 
die Negierung find deshalb jehr bald jchwere Vorwürfe erhoben 
worden, insbejondere gegen Hanjemann, der am längſten von 
allen preußijchen Märzminijtern im Amte blieb. Namentlich be- 
jchwerte fich die Rechte darüber, daß fie nicht in das Vertrauen 
der Regierung gezogen und ihre ehrliche Abficht, das Minifterium 
nach Kräften zu unterftügen, erjchwert wurde. Man glaubte zu 
bemerfen, daß Hanjemann fi) mehr um eine Verftändigung mit 
den Zentren als mit der Rechten bemühe, die doch der natürliche 
und gegebene Stüßpunft der Regierung fein mußte, und juchte fich 
dies aus der Vorausjegung zu erflären, daß die Rechte dem 
Minifterium die Gefolgichaft unter feinen Umftänden verjagen 
fönne.!) Wie der ganze Eonjtitutionele Zujtand Preußens neu 
war, ohne Traditionen und ohne Erfahrungen, jo waren auch die 
Minifter in ihrem Amte und in ihrem Verhältniſſe zur Bolfs- 
vertretung durchweg auf fich jelbit geftellte Neulinge. 

Die Schwierigkeit und Unflarheit der parlamentarifchen Si— 
tuation wurde dadurch noch wejentlich erhöht, daß über den 
jtaatSrechtlihen Charakter und die Aufgaben der Nationalver- 
jammlung nicht nur unter ihren Mitgliedern verſchiedene Meinungen 
berrichten, jondern dieje Frage thatjächlich bis zulegt eine offene 
geblieben ift. Es giebt in der Politif ftetS gewiſſe Verhältniſſe, 
die prinzipiell nicht entjchieden werden fönnen und deren Be— 
handlung eben darum eine politifche, je nad) den Umftänden und 
Möglichkeiten fich richtende, bleiben muß. ine joldde Frage war 
auch die nad) der Vereinbarung der Verfafjung. Das Vinifterium 
hatte es vorgezogen, den Begriff der Vereinbarung nicht zu de— 
finieren, da eine öffentliche Erflärung in dem Sinne, wie ihn Die 
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Regierung verftehen mußte, von vornherein jede Verftändigung 
ausgeichlojien und wohl aud das AZuftandefommen der Per: 
jammlung unmöglich gemacht hätte. Freilich mußte die Regierung, 
jo ehrlich fie "eine wirkliche Vereinbarung anftrebte, ihre Zurüd- 
haltung in Bezug auf den verfafjungsmäßigen Sinn der Verein» 
barung damit büßen, daß fie in den Verdacht geheimer reaftionärer 
Gelüfte geriet. Denn daß es ihr darauf anfam, der Krone für 
den Notfall die Möglichkeit eines jelbjtändigen und einjeitigen 
Vorgehens offen zu halten, wurde faum von jemand bezmeifelt. 
Man erzählte fich, ein Minifter, wohl Hanfemann, ſei einige Tage 
vor der Eröffnung der Nationalverfammlung von einem Depu- . 
tierten gefragt worden, ob es wirklich wahr fei, daß die Regierung 
die Kammer nicht als Fonjtituierende Verſammlung anerfennen 
werde. Der Minifter bejahte die Frage und erflärte auf die 
weitere frage, was dann gejchehen werde, wenn der Verſuch 
einer Vereinbarung fehlichlage: „Dann wird fich zeigen, wer der 
ftärfere ijt.“ ") — Eine zweite ohne prinzipielle Enticheidung bleibende 
Frage betraf die Aufgaben der Berfammlung. Zur Vereinbarung 
der Berfafjung berufen, hatte fie gemäß dem Beſchluſſe des Ver— 
einigten Landtages auch „die jeitherigen reichsftändiichen Befug- 
nifje namentlich in Bezug auf die Bewilligung von Steuern und 
Staats-Anleihen interimiftiich zu üben“. Es fragte fih nun, wie 
weit die Krone verpflichtet fein würde, fie zu beichließender Mit- 
wirfung an der Gejehgebung auch abgejehen von dem Ber- 
fafjungsgejeg heranzuziehen. ine bejchließende Teilnahme an der 
Gejeggebung hatten die reichsftändiichen Körperichaften des Ver— 
einigten Landtages und der Vereinigten Ausſchüſſe nicht gehabt; 
ja nad) dem Patent vom 3. Februar 1847 war aud die Ein- 
holung eines ftändifchen Gutachtens in das freie Ermefjen der 
Krone gejitellt. Anderjeit3 ”betrachtete die Regierung den Staat 
unzweifelhaft jchon jetzt al3 einen fonijtitutionellen; die Minifter 
betonten nadhdrüdlich ihre volle Verantwortlichfeit gegen die Ver: 
jammlung.?) So ift e8 denn verftändlih, daß alle Parteien es 


1) Ad. Stahr, die preußiihe Revolution. 1850. S. 275. 
2) Aus diefem Berhalten der Mintfter leitete die Kreuzzeitung ſpäter den 
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als ein unzweifelhaftes Recht der Verſammlung betrachteten, nicht 
nur in Finanzangelegenheiten jondern auch bei der Geſetzgebung 
um ihre Zuftimmung gefragt zu werden. Thatſächlich hat Die 
Krone der Verjammlung diejes Recht nicht beftritten, es aber auch 
nie formell und ausdrüdlich anerfannt. Ob es nun praftifch und 
rätlich jei, die VBerfammlung außer der Berfajjung mit Gejehes- 
vorlagen zu bejchäftigen, war lange Zeit hindurch eine im 
Miniftertum heiß umftrittene Frage. Hanfemann war es, der 
mit ganz bejonderem Nachdruck dafür eintrat, und jeine Meinung 
gewann im Minijterrate den Gieg.!) Die Folge diejer langen 
Schwankungen war aber, daß die Vorarbeiten für die Gemeinde- 
ordnung, die DOrganijation der Schwurgerichte und das Bürger: 
wehrgejeg erſt jpäter begonnen wurden und noch nicht fertig 
waren, als die Berjammlung zujammentrat. Es fonnte ihr zunächit 
nur der Berfajjungsentwurf vorgelegt werden. 

Die Nationalverfammlung beichäftigte ſich in den erften 
Wochen ausjchlieglich mit Gejchäftsordnungsfragen, nterpellationen 
an die Minifter über alle möglichen Angelegenheiten und einer 
Unmenge von Bagatelljachen. Für dieſe Zeitvergeudung, welche 
den denfbar ungünftigiten Eindrud im Lande bervorrief, machte 
man ganz allgemein die Regierung verantwortlich, die es nicht 
verjtanden habe, die Berfammlung mit dem nötigen Arbeitsjtoff 
zu verjehen. Die Thatjache aber, daß erſt Mitte Juni ein Beſchluß 
über die Form der Beratung des Verfafjungsentwurfs zu ſtande 
fam, lehrt doch, daß der Grund der Zeit- und Kraftvergeudung 
nur in der Unfähigfeit der Verſammlung zu fruchtbarer parlamen- 
tarifcher Thätigfeit zu juchen war. Nur in einem Punkte trifft 
die Regierung, und zwar in eriter Linie Hanjemann, eine gemifje 


Vorwurf der Pflichtvergeſſenheit und Schwähe ber. Sie ftellte fih auf ben 
Standpunft, dab der Abjolutismus bis zur Einführung der neuen Verfaflung 
in Kraft bleibe. Unzweifelhaft gingen aber die Verſprechungen des Königs 
dahin, daß aud) in der Übergangszeit nad fonjtitutionellen Grundfägen unter 
der Verantwortlichfeit der Minifter gegen die Nationalverjammlung regiert 
werden folle, 
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Mitihuld. Mit dem Berfaflungsentwurf ging der Verfammlung 
eine proviforifche Gejchäftsorbnung zu, die von Hanjemann!) teils 
nach belgiihem Mufter, teils nach der Geichäftsorbnung des Ver- 
einigten Landtags ausgearbeitet war. Gie hatte einen jchleppenden 
Geihäftsgang zur Folge, weil alle Beratungsgegenitände, wenn nicht 
die Dringlichkeit votiert wurde, noch vor der Generaldiskuffton in die 
acht Abteilungen der Verfammlung gelangten, von denen jede ein Gnt⸗ 
achten anzufertigen hatte. Aus den acht Abteilungen wurde dann 
für jeden Einzelfall eine engere Zentralabteilung gebildet, welche 
die Einzelgutachten zu dem an das Plenum gelangenden Bericht 
zu verarbeiten hatte. Außerdem war nod die Bildung von 
Spezialtommilfionen vorgejehen, deren Anträge und Berichte gleich- 
falls den Weg in das Plenum durch die acht Abteilungen nehmen 
mußten. Auf der Grundlage diejer, von Hanjemann jelbit als 
verbejjerung$bedürftig bezeichneten proviforiichen Geichäftsordnung 
wurde von der Nationalverfjammlung eine neue ausgearbeitet, die 
am 26. Juni in Kraft trat und jpäter von der zweiten preußifchen 
Kammer übernommen wurde. 

Der Verfaflungsentwurf war nad) dem Schema der belgijchen 
Berfaffungsurfunde ausgearbeitet worden, die in den Augen bes 
gemäßigten vormärzlichen Liberalismus den doppelten Borzug 
hatte, einerjeitS jehr freifinnig zu jein und allen modernen An- 
forderungen an einen fonjtitutionellen Rechtsftaat zu genügen, 
anderjeitS dem Mittelftande unter Ausichluß der unterften Schichten 
den vormwaltenden Einfluß im Lande zu fichern. ALS geiftiger 
Urheber des preußiichen Berfaffungsentwurfes wurde ganz allgemein 
Hanjemann betrachte. Wie weit er im einzelnen an der Aus- 
arbeitung beteiligt war, hat fich bisher nicht ermitteln laſſen, 
jo daß aud) die Frage offen bleibt, wie weit die vielen aus dem 
Entwurfe in die heutige preußilche Verfaſſung wörtlich über- 
nommenen Bejtimmungen auf Hanjemann direft zurüdgehen.?) 


1) Erinnerungen aus dem Leben von Hand Bictor von Unruh, SG. W. 
2) In Hanjemanns Nachlaß findet ſich nur ein lithographierter, von dem 
veröffentlichten vielfach abweichender Entwurf vor, offenbar derjelbe, der dem 
Könige ſchon am 16. Mai vorlag. Gerlach, Denlwürdigleiten 159.) Der: 
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Wenn aber auch jein Einfluß auf die Geftaltung der Verfaflungs- 
vorlage zum mindeften ein jehr bedeutender war, woran zu zweifeln 
fein Grund vorliegt, fo ftellt fi der Entwurf im ganzen doch als 
ein Kompromiß zwiſchen den abweichenden Anfichten der einzelnen 
Minifter und des Königs einerjeit® und den unumgänglichen 
Rüdfichten auf die herrichende Volksſtimmung ſowie auf die durd) 
die Revolution gezeitigten Erwartungen des Radikalismus ander: 
jeitS dar, jo daß auch Hanjemanns Grundfäge in ihm nur jehr 
unvollftändig zum Ausdrud famen. 

Schien fich die belgische Verfaſſung wegen ihrer in fiebjehnjähriger 
fonftitutioneller Praris erprobten Brauchbarkeit als Vorbild in 
formeller Hinfiht zu empfehlen, jo war das Minifterium dod) 
feinen Augenblid darüber im Zweifel, daß ihr Prinzip, die Volfs- 
fouveränität, für Preußen unannehmbar jei und daß die An- 
lehnung an die Vorlage eben nur jo weit gehen dürfe, als der 
Grundgedanke eines ftarfen, in fich ſelbſt ruhenden Königtums, 
als einer originalen, nicht abgeleiteten Gewalt, unangetaftet blieb. 
Von den umentbehrlichen Attributen einer ftarfen Krongemwalt 
wurde feines preisgegeben. hr blieb das Recht der Vertagung 
und Auflöfung der Kammern, ein unbedingtes Einſpruchsrecht 
gegen deren Beichlüjfe, die alleinige Verfügung über das Heer, die 
alleinige Enticheidung über Krieg und Frieden und über den Abſchluß 
von Berträgen, jomeit nicht die Gteuerfraft des Landes 
durch fie berührt wurde. Die VBolfsvertretung jollte aus 
zwei Kammern bejtehen. Ein Wahlgejeg für Die zmeite 
Kammer war vorbehalten; bis zum Zuſtandekommen desijelben 
jollten die Beftimmungen über die Wahl der gegenwärtigen Na— 
tionalverfammlung gelten, aljo das allgemeine, aber indirefte 
Wahlrecht. Ging aus der nur vorläufigen Geltung desjelben un- 


felbe enthält viele Korrelturen von einer in Hanfemannd Kanzlei bäufiger 
wiederkehrenden Hand. Dieje Korrekturen haben in dem gedrudten Entwurf 
nur zum Teil Aufnahme gefunden. — Der König bezeichnete den Entwurf in 
einem Brief an Bodeljhwingh (Dieft S. 55) als die „Hanſemannſche Ver: 
fafiung“; Gerlach (Dentwürdigleiten S. 251) nannte ihn den „Camphau— 
fenichen“. 
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zweifelhaft hervor, daß die Regierung für die Zufunft eine Be— 
ichränfung des Wahlrechts in Ausficht nehme, jo trat fie* den 
ultrademofratijchen Forderungen der öffentlichen Meinung, wie fie 
in der Preſſe damals ausjchlieglich zu Wort famen, mit den Be— 
timmungen über die erjte Kammer noch jchärfer entgegen. Dieje 
jollte nämlich beftehen aus den Föniglichen Prinzen, aus 60 vom 
Könige ernannten erblichen Mitgliedern mit einem reinen Ein- 
fommen von mindeitens 8000 Thalern und 180 indireft gewählten, 
über 40 Jahre alten Mitgliedern, die entweder ein reines Einfommen 
von mindeftens 2500 Thalern bezogen oder jährlich mindeftens 300 
Ihaler direkte Staatsftenern entrichteten. Nicht an diefen Zenjus 
gebunden war die Wahl von hohen Yuftizbeamten, Mitgliedern 
der Akademie der Wiſſenſchaften und Uberbürgermeiftern der 
größeren Städte. 

Kein anderer Punkt des Entwurfs hat von allen Seiten jo 
heftige Anfeindungen erfahren wie die in Borjchlag gebrachte 
Bildung der erjten Kammer. Daß die Radifalen an einer erjten 
Kammer, als einem moderierenden Element im Staatsleben, unter 
allen Umständen Anftoß nahmen, mag uur nebenbei erwähnt jein. Daß 
aber von jet ab, wie man meinte, allein das Geld den Wertmeijer 
höherer politifcher Einficht abgeben und daß der Reichtum als folcher 
allein die einzige durch die Verfaſſung vorgejeheneprivilegierte politijche 
Stellung im Staate begründen folle, das jtieß auch bei den Ge— 
mäßigten auf Widerſpruch. Es war in der That bedenklich, die 
beabfichtigte Vertretung der fonjervativen Elemente und Intereſſen 
faſt ausichlieglid an einen hohen Zenſus zu binden, anftatt fie 
ganz oder teilmeife aus fommunalen oder anderen angejehenen 
Körperichaften und organifierten Intereſſenverbänden hervorgehen 
zu laffen. Aber weit ſchoß man doch über das Ziel hinaus, 
wenn man in dem Entwurf den Ausdrud einer plutofratifchen 
Gefinnung der jet berrichenden Bourgeoifie jehen wollte. Noch 
fehlte die neue Provinzial-, Bezirks- und Kreisordnung, welche das 
geeignete Material für einen organischen Aufbau der erften 
Kammer hätte liefern können. Wir wiſſen aber au, daß wenig- 
itens Hanjemann von jeher die Notwendigkeit einer angejehenen 
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und lebensfähigen Ariftofratie nachdrüdlich betont hat und daß er 
ihr durch eine erfte Kammer den gejeglichen politiichen Einfluß 
fihern wollte. Das hatte er 1830 in der Denfidhrift an den 
König ausgeſprochen; denjelben Gedanken ging er in ber un— 
vollendeten Denkichrift von 1840 nach.) Zu dieſer Überzeugung 
hatte er jich noch ausdrüdlich in der Adreßdebatte des erjten Ver— 
einigten Landtags befannt, als er jagte: „Sch Habe jeit Jahren 
die Überzeugung geäußert, daß für Preußens Verfaſſung eine auf 
alte Gejchlechter gegründete Ariftofratie einen mwejentlihen Teil in 
der Verfafjung einnehmen möge". Als Gegengewicht gegen die 
neuen demofratifchen Elemente wolle er ein auf jein Recht ftolzes, 
fräftiges Haus haben, das die alten Gejchlechter vertrete und Die 
Rechte verwahre, die der Krone gegen die Demofratie, die des 
Volkes gegen die Büreaufratie. Die Beltimmung des Entwurfs, 
daß der König jechzig erbliche Pairs für die erfte Kammer er- 
nennen dürfe, war eine teilmweije Verwirklichung jener Gedanfen. 
Denn wenn auc) die Dualififation eines erblichen Kammermit— 
gliedes dur) den Genuß eines hohen Einfommens bedingt wurde, 
jo war damit feineswegs, wie man dem Minijterium vorwarf, die 
Schaffung einer privilegierten Geldariftofratie gemeint. Indem 
der König innerhalb des durch den Zenjus gegebenen Rahmens 
die Pairswürde nach feinem Ermefjen verleihen konnte, hing es 
nur von ihm ab, die glanzvollen Namen der alten Ariftofratie in 
den Kreis der Begünftigten zu ziehen; nur daß ein jo hohes 
Vorrecht nicht ohne die Gewähr einer wirklich ftandesgemäßen 
Lebensführung verliehen werden jollte, und daß die Möglichkeit 
des Emporfteigens neuer Yamilien, auch aus den Kreijen des 
Bürgertums, in jene als höchſte gedachte Kategorie der Unter: 
thanen nicht ausgeichlojfen blieb. Nun Hat allerdings die erfte 
dem Könige vorgelegte Faſſung des Verfafjungsentwurfs eine 
erbliche Pairie für die erfte Kammer überhaupt nicht vorgejehen; 
erit auf Verlangen des Königs wurde die Beitimmung über fie 
eingejchaltet.?) Das bemweift aber noch nicht eine grundjäßliche 
986. af. 
2) Gerlach, Denkwürdigkeiten S. 159, 160. 
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Meinungsverichiedenheit zmwilchen dem König und den Miniftern in 
diejer Frage. Es handelte fich vielmehr um die praftifche Erwägung, 
ob und mie weit bei dem damaligen Stande der öffentlichen 
Meinung der "Gedanfe einer politifchen Arijtofratie durchführbar 
fein werde. Wenn aljo diefer Gedanke in dem Entwurfe nicht 
fräftiger zum Ausdrud fam, wenn die Zahl der bevorredtigten 
Familien genau bemefjen wurde, wenn die uns jo geläufige und 
von Hanjemann ſchon 1830 befürmortete Anerkennung der ftandes- 
herrlichen Familien als des Grundftod® der hohen Ariftofratie 
fehlte, jo ift die Ungunft der Zeit nicht zu vergeſſen. Jede jtärfere 
Betonung und Begünftigung ariftofratiiher Elemente war un- 
möglid), wenn der Entwurf nicht von vornherein als volfs: und 
freiheitsfeindlid; abgelehnt werden follte, wenn man ernitlich ent- 
jchlojfen war, ihn zur Grundlage einer PVerftändigung mit der 
Nationalverfjammlung zu machen. Die Handlungsfreiheit der 
Miniſter war eben überall eingejchränft. Es galt das Verſprechen 
einer im Geiſte der Zeit freifinnigen und auf den breitejten Grund: 
lagen ruhenden Verfaſſung zu erfüllen. 

Mit jchwerem Herzen werden die Minifter auch die Ver— 
eidigung des Heeres auf die Verfaſſung zugeitanden haben, die 
nad) den Verheigungen des 22. März unvermeidlich geworden 
war. m übrigen enthielt der Entwurf, wenn er auch den 
liberalen Forderungen in Bezug auf die Rechte der Staatsbürger, 
auf die Freiheit der Prejje, der Vereine und Verfammlungen, auf 
das Berhältnis der Kirche zum Staat vollfommen Rechnung trug, 
doc) feine Konzeifionen, welche über die dem Vereinigten Land- 
tag bezeichnete Linie!) hinausgegangen wären. 

Aber auc zu diefem Entwurfe hatte der König jeine Zu— 
ftimmung nur mit dem größten Widermillen gegeben. Er nannte 
ihn ein ganz elendes Machwerf, vornehmlich weil die Kirchen in 
ihm als Religionsgejellichaften behandelt jeien. Lebhaft beflagte 
er jih darüber, daß die Minifter allen Abänderungen widerjprochen 
und ihm ſchließlich nur die Erblichkeit der zu ernennenden Bairie, 
die namentliche Anführung der fatholifchen und evangeliichen Kirche 


1) S. ©. 440. 
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und die ausdrüdliche Beftimmung, daß alle durch die Verfaſſung 
nicht berührten Gejege und RechtSnormen in Kraft bleiben jollten, 
nachgegeben hätten.) . 

Ebenjo vollitändig war die Abweifung und Verurteilung des 
Entwurfs im Lager der Demofratie, auch der gemäßigten. Bier 
galt er lediglich als eine geiftloje Verjchlechterung des belgiichen 
Vorbildes. Das abjolute Veto?) der Krone gegen die Beichlüffe 
der Bolfsvertretung und die Zufammenjegung der erfien Kammer 
wurden am meijten gerügt; vermißt wurden außer den der ſpä— 
teren Gejetgebung vorbehaltenen Beitimmungen über die Wahl 
zur zweiten Kammer und über eine allgemeine Gemeindeordnung 
die Berücfichtigung jozialer Reformen, wie der Unentgeltlichfeit 
des Schulunterricht u. a. m. Daß diejes Minifterium den Geijt 
der Zeit nicht begreife, daß es nicht nur unfähig fei, die Früchte 
der Revolution zu pflüden und in Sicherheit zu bringen, fondern 
daß es auch bewußt der Reaktion Vorſchub leiſte, — waren Vor— 
mwürfe, die nicht mehr verftummten. Sie wurden ebenſo jehr in 
der Nationalverjammlung laut wie außerhalb vderjelben in der 
Prefje, in unzähligen Flugichriften, in den Reben der Klubiſten 
und Bolfsbeglüder. ine Parade der Bürgerwehr vor dem 
Könige am 23. Mai, am Tage nad) der Eröffnung der Ver— 
jammlung und dem Bekanntwerden des Entwurfs, offenbarte be- 
reits die Mißſtimmung über den legteren. Einzelne Abteilungen 
der Bürgerwehr fehlten aus Groll ganz und viele MWehrmänner, 
die erfchienen waren, verließen in ganzen Zügen die Paradeauf: 
ftellung unter den Linden, als fie näheres über den Verfaſſungs— 
entwurf erfuhren. ALS der König mit glänzendem Gefolge die 
Linden hinabiprengte, bemerfte er zu jeinem Erftaunen dem ver: 
lafjenen Palais jeine® Bruder gegenüber am NAfademiegebäude 

1) Gerlad a. a. O. 

2) Die Spenerfhe Ztg. verlangte am 4. Juni das fuspenfive Veto, jedoch, 
um das Anfehen der Krone nicht zu ſchädigen, in einer Form, die es nicht als 
Beihräntung, fondern ald Vorrecht der Krone erſcheinen laſſe. Danach ſollten die 
Reichstagsbeſchlüſſe nur dann Geſetzeskraft erhalten, wenn fie in drei Seffionen 
unverändert angenommen worden waren; doch follte die Krone das Hecht haben, 
einen Reihstagsbeihluß ſchon ſchon früher als Geje zu verfündigen. 
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eine jchwarze Fahne ald Zeichen der Trauer über den Ber: 
fajjungsentwurf!!) 

In demjelben Make wie das Geichrei über die eingetretene 
oder bevorftehende Reaktion anwuchs, wurde auch die Revolution 
als einziger NechtSboden der Verjammlung ftärfer und breijter 
betont, und zugleid; nahm die Zügellofigfeit des Pöbels zu, deſſen 
Reihen jich nad, der von der Regierung angeordneten Entlafjung 
fauler und renitenter, bis dahin auf Koften der Stadt Berlin 
und des Staates beichäftigten Erdarbeiter noch mehr füllten. Es 
ihien hohe Zeit zu fein, daß das Minifterium mit einer unum- 
wundenen Erklärung berausfam, welche der findijchen Furcht vor 
einer drohenden Reaftion entgegentrat und den unerjchütterlichen 
Willen der Regierung befundete, den gejeglichen Boden für die 
Verfajjungsentwidelung und die Ihätigfeit der Nationalverfamm- 
lung unter feinen Umſtänden zu verlaſſen. Die bejte Gelegenheit 
dazu jchien eine Adreßdebatte zu bieten, die außerdem die Ge- 
finnung der Verfammlung berausjtellen und der Regierung über 
den Charafter der Majorität Klarheit verjchaffen mußte. Gamp- 
baujen und Hanjemann waren entichlofjen, fie herbeizuführen; die 
anderen Minijter bezweifelten mehr oder weniger ihre Zwed- 
mäßigfeit,?) da fich in der Verfammlung gar feine Neigung, auf 
eine jolche einzugehen, zeigte. Während heutzutage die Beant- 
mwortung der Thronrede durch eine Adreſſe jowohl im Reichstage 
wie im preußijchen Yandtage außer Gebrauch gefommen ift, ge- 
hörte jie damals zum eijernen Beſtande parlamentarijcher Ge- 
pflogenheiten, und da ſowohl der erite wie der zweite Vereinigte 
Yandtag diefe Sitte übernommen hatte, jo fonnte das Ausbleiben 
einer Adreſſe nach einem jo gewaltigen Ereignis wie der Zuſammen— 
tritt der eriten gewählten WolfSvertretung allerdings zu Mip- 
deutungen Veranlafjung geben; es fonnte gleichſam als Unhöflichkeit 


1) Stahr, die preußiſche Revolution 285. 

2), Schreiben Bornemanns an Camphaufen vom 29. Mai, das erjterer 
aud; Haniemann in Mbichrift mitteilte. Bornemann hielt die Adrefje für 
prinzipiell wichtig und nötig, wollte aber mit Rüdficht auf die Unluſt der Linken 
von ihr abjehen, 
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oder gar als ſtillſchweigendes Mißtrauensvotum betrachtet werden. 
Es ift daher verftändlich, wenn die Minifter auf die Adreſſe 
Gewicht legten. Trogdem fam es zu einem beftimmten Beichluß 
im Minifterrate, wie es jcheint, nicht‘) — In der 6. Sitzung 
vom 30. Mai beantragte der Abgeordnete Dtto?), nachdem bereits 
mehrere bedenklich radiale Äußerungen gefallen waren, an die 
Spite der Geſchäftsordnung den Satz zu ftellen, daß die Nationalver- 
jammlung nicht eher geſchloſſen werben dürfe, als bis das Staats» 
grundgeleg mit Berüdfichtigung der jozialen Fragen vollftändig voll- 
endet ſei. Er begründete den Antrag mit den Worten: „Der 
Standpunft unjerer Nationalverfammlung ift fein anderer, als 
daß wir, nicht aus der gejeglichen Entwidelung der Dinge ſondern 
lediglich aus der Revolution hervorgegangen, berufen find... 
dem Lande Ruhe und Ordnung wiederzugeben.“ Damit war der 
Standpunft derjenigen Partei unverhüllt ausgeiprochen, welche 
zwar anfangs nicht die Mehrheit hatte, im Laufe der Zeit aber ein 
immer ftärferes Übergewicht gewinnen follte. Diefe Gelegenheit nahm 
Camphauſen zu einer unzmweideutigen Erflärung wahr. Indem er 
anerfannte, daß die Märzereigniffe eine große Bedeutung hätten, 
beftritt er doch die Auffaffung, als ob durch fie alles umgeftürzt 
jei und alle Zuftände rechtlich” neu begründet werden müßten. 
Die ftaatsrechtliche Kontinuität jei im Gegenteil nicht durchbrochen; 
nicht auf Grund revolutionärer Thatjachen, jondern nur auf Grund 
des vom Vereinigten Yandtag verfaffungsmäßig beratenen Wahlgeſetzes 
und allein mit der durch diejes gegebenen Vollmacht jeien die Ab- 
geordneten hier verfammelt. Gleichſam als Antwort hierauf drangen 
am Abend brodloje Arbeiter in die Wohnung des Minifters Patow 
und zwangen ihn zur Verteilung von 300 Thlr. unter die Be- 

I) Unruh, Skizzen aus Preußens neueſter Geſchichte S. 39, erzählt, daß 
am Abend vor der Adreßdebatte, alſo am 80., nichts Beſtimmtes über die 
Winfhe der Minifter zu erfahren war. Bon einem Hanſemann naheitehenden 
Abgeordneten und Beamten erhielt er die Auskunft, Hanfemann jet dafür, 
Auerdwald möge aber wohl Urſache haben, dagegen zu fein, Bergl. Reichen: 
iperger 62. 

2) Nach Reiheniperger 74 war es der Aſſeſſor Otto aus Trier, dem 
Regiiter der jtenographiichen Berichte zufolge der Prediger Otto aus Liegnig. 
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dürftigen, worüber er am folgenden Tage, dem 31. Mai, in 
der Nationalverfammlung Bericht erftattete. Während nun die 
Rechte beantragte, die Minifter bei der Herftellung der Ordnung 
zu unterftügen, nahm die Linfe durch eine nterpellation an den 
Kriegsminifter über Waffentransporte aus dem Zeughaufe die Be- 
ſchwerde über die Reaktion wieder auf. Jetzt jchien der Zeitpunft 
gefommen, die Berfammlung zu einer formellen Kundgebung ihrer 
Anfichten über das Minifterium zu bewegen. Camphauſen rügte 
die unbegründete, ja in diefem Momente geradezu finnloje Furcht 
vor der Reaktion. Dann ſprach er es aus, daß das befte Mittel, 
den Gerüchten über reaftionäre Abfichten zu begegnen, eine große 
Debatte über die Vergangenheit, die Gegenwart und die Zukunft 
fei, und dazu würde eine an den König zu richtende Adreſſe die 
ſchicklichſte Gelegenheit bieten. Camphauſen bezeichnete jeine Be— 
merfung aber nicht einmal als Rat, geichweige denn als Antrag, 
jondern nur als Wunſch. Er wurde vom Stadtrat Dunder unter: 
ftügt, der Schon am 29. den Antrag auf Bildung einer Adreß— 
fommilfion eingebracht hatte. Bon anderer Seite wurde heftig 
widerjprochen: für Förmlichfeiten und HöflichfeitSbezeugungen ſei 
die Zeit zu foftbar; das Vertrauen müßten die Minijter fich erſt 
verdienen, einen Dank für die Einberufung der Verfammlung 
auszufprechen, liege erit recht feine Veranlafjung vor, denn nicht 
einen Aft der Gnade habe die Krone mit der Einberufung aus- 
geübt, jondern nur der Notwendigkeit nachgegeben; ihre Geſinnung 
werde die Verfammlung bejier durch Thaten als durdy Worte 
dofumentieren. Dieſer trogige Widerſpruch verleitete Hanſemann 
dazu, fich für den Dunderjchen Antrag energilcher ins Zeug zu 
legen, als es Camphauſen mit der Verlautbarung eines Wunſches 
gethan hatte, der augenscheinlich wenig Eindruck machte. Zu all 
gemeiner Überraſchung erflärte er, die Verweigerung der Adrep- 
debatte bedeute eine Schwächung der Regierung, bei welcher jie 
die Zügel des Staates nicht länger führen fünne. „Es ilt dies,“ 
ſchloß er, „eine Frage des Beitehens des Kabinetts, wenigitens in 
Beziehung auf meine Perſon, erfläre ich dies aufs beftimmtejte.” 
Als darauf der radifale Rektor Mätze aus Bornitedt ermwiderte, 
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eine in Stillichweigen beftehende Antwort auf die vom Finanz— 
minifter geftellte Lebensfrage des KabinettS jei auch eine Antwort, 
erflärte Camphauſen, daß der Finanzminifter nicht nur für fich 
fondern für das ganze Minifterium geiprodhen habe; auch Auers- 
wald äußerte ſich jeht in demjelben Sinne und widerſprach einer 
Vertagung der Abjtimmung. So wurde denn unter dem Drude 
einer unerwarteten Kabinettsfrage die Einjegung einer Adreßkom— 
miffion beſchloſſen. Hanjemanns Vorgehen aber hatte lebhafte 
Verftimmung erzeugt. Die Nechte und die Zentren betrachteten 
es als eine Vergewaltigung, daß Hanjemann ohne jede Rückſprache 
mit ihnen, aber in der richtigen Vorausjegung, daß fie ihn um 
ihrer jelbjt willen nicht im Stich laſſen durften, eine Kabinettsfrage 
vom Zaune gebrochen hätte. Obwohl aljo die Negierung mit 
ihrem Willen durchgedrungen war, ging fie doch in feiner Weiſe 
parlamentarijch gefräftigt aus der furzen Krifis hervor. Ins— 
bejondere Hanjemann hatte das Mohlwollen jo manches Abge- 
ordneten durch jein entichlojjenes aber brüsfes Verfahren um jo 
gründlicher verjcherzt, al8 man immer deutlicher zu erfennen 
glaubte, daß ihm bei jeinem ausgeprägten Gelbftbewußtjein an 
diefem Wohlwollen auch nur wenig gelegen jei. 

In den nächiten acht Tagen bejchäftigte fich die Verfammlung 
wieder lediglicd; mit Bagatelliadhen, meift unnügen Interpellationen 
und Anträgen. Erſt die 13. Sigung am 8. Juni erregte Das 
lebhaftejte Interejje im ganzen Lande. An diefem Tage war in 
der Verfammlung zum erftenmal von ihrem wichtigjten Beratung$: 
gegenjtande, der Verfafjung, die Rede; nicht aber um ihren Inhalt, 
jondern nur um die Form, wie fie in den Abteilungen zu be- 
raten jei, handelte es fich. Während diejer Debatte erihien der 
Prinz von Preußen als Abgeordneter des Kreiſes Wirfig (in 
Poſen) im Saale, verlangte das Wort zu einer perjönlicyen Be— 
merfung und hielt eine fnappe Begrüßungsrede, in welcher er, der 
Situation völlig angemejjen, wahr und aufrichtig befannte, daß er 
pflichtgemäß als erjter Unterthan des Königs der fonjtitutionellen Mo- 
narchie als der vom Könige vorgezeichneten Negierungsform mit 
der Treue und Gemijjenhaftigfeit feine Kräfte weihen werde, 
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welche das Vaterland von feinem ihm offen liegenden Charafter 
zu erwarten berechtigt ji. Dann bat er jeinen Stellvertreter 
einzuberufen, da er den Sitzungen nicht regelmäßig beimohnen 
fönne, und jchloß mit dem Wahliprudhe: Mit Gott für König und 
Vaterland. Die große Angelegenheit der Rückkehr des Prinzen, 
welche jo ungeheure Aufregung hervorgerufen hatte, war damit 
erledigt, in der Hauptjache zur Zufriedenheit des Minifteriums. 
Nur war die von Gamphaufen formell gegebene Zuſage, daß der 
Prinz vor dem Wiederbetreten der Hauptfiadt feine Belehrung zu 
fonftitutionellen Grundjäßen verfünden werde, unerfüllt geblieben 
und jeine parlamentarijche AntrittSrede ließ von einer freudigen 
Zuftimmung zu dem Umjchwung der Dinge nichts erfennen. Der 
Redner, in militäriiher Uniform, jprad) nicht wie ein Abgeordneter, 
jondern wie ein gehorfamer Prinz und Soldat. Das wurde ihm 
arg verübelt. Auch Camphauſen, der im Intereſſe des Minijteriums 
einen wärmeren Ton erwartet haben mochte, joll bei den Worten 
des Prinzen erbleicht jein. Dem Anjehen der Krone famen die 
Rückkehr und das Auftreten des Prinzen unzweifelhaft zu jtatten; 
fie waren der Armee und den Konjervativen ein Lichtblid in der 
Finfternis. Als Akte der Berjöhnung, wie fie gedacht waren, miß- 
glüdten fie. Auch die Rechte, welche durch Erheben von den Sitzen 
wenigitens die äußeren Formen gewahrt hatte, während die Linfe 
jolhen Servilismus durch Ziſchen tadelte, war mißgeftimmt. Die 
Linke jah in der verhaßten Uniform nur eine beleidvigende Provo- 
fation; den Inhalt der Rede fand fie anmaßend, in den patriotifchen 
Schlußmworten des Prinzen entdedte fie die Devije der Reaktion. 

Diefem aufregenden Ereignifje folgte noch in derjelben Sitzung 
die Beratung über den Antrag des Berliner Buchdruders Berends: 
die hohe Verfammlung wolle in Anerfennung der Revolution zu 
Protofoll erflären, daß die Kämpfer des 18. und 19. März fidh 
ums Vaterland wohl verdient gemadt haben. Diejer Antrag 
brachte mit einemmal die in der Verſammlung berrichende Ge- 
finnung und Stimmung auf den jchärfften Ausdrud; zugleid) 
wurde der Regierung die Gelegenheit zum Prinzipienitreit geboten, 


den fie freilich nur im Anſchluß an die Beratung der Be gefucht 
Bergengrün, David Hanfemann. 
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hatte. Nadt und unummunden erläuterte der Antragfteller jeine 
und feiner Freunde Meinung mit den Worten: „Es handelt fich 
darum, daß die Berfammlung es ausſpreche, fie ftehe auf dem 
Boden diefer Revolution, in welcher das Volk feine une 
veräußerlihen Rechte der Selbitregierung zurüdgenommen hat.“ 
Kräftig jefundierte ihm Jacoby, der, eben aus Frankfurt zurücge- 
fehrt, die Begeifterung jchilderte, welche die Broflamation der Volks— 
jouveränität durch Gagern in der deutichen Nationalverfammlung 
hervorgerufen babe; es jei die Stimme der Wahrheit gewejen, der 
auch die preußilche Verfammlung Gehör geben müjje. 

Veranlaßt war der Antrag wieder durch die Furcht vor der 
Reaktion. Aber aud) gewiſſermaßen als Ehrenjache behandelte die 
Linke die geforderte Erflärung. In den Provinzen begann nämlich 
das fönigstreue Volf aus dem Revolutionstaumel zu erwaden; 
immer zahlreicher wurden außerhalb Berlins die Stimmen, welche 
den Straßenfampf des 18. und 19. März nicht einen glorreichen 
‚rreiheitsfampf, jondern nur einen ſchmählichen Aufruhr nannten. 
Dem jollte nun durd) das gejegliche Organ des nationalen Willens 
die allein gültige, authentiiche Auffafjung von den Märzereigniffen 
entgegengehalten werben. Denjelben Zwed hatte wenige Tage 
vorher, am 4. Juni, ein von der Gtudentenjchaft angeregter 
Mafjenaufzug zu den Gräbern der Freiheitskämpfer im Friedrichs: 
bain gehabt, an dem auch die linfe Seite der Verſammlung ſich 
beteiligt hatte. Solche Kundgebungen wurden als Akte der Ber- 
jöhnung zwilchen der Nefidenz und den Provinzen bezeichnet, in« 
dem mit der Berichtigung der in den legteren um ſich greifenden 
entftellenden Auffafiung der Märzereignifie auch der Grund der 
beginnenden Entzweiung bejeitigt werde. In der Berfammlung 
rief der Berendsiche Antrag außer bei den überzeugungstreuen 
Demokraten Beftürzung und Unruhe hervor. Man verhehlte jich 
nicht, daß die Annahme einer ſolchen Rejolution zu unüberjeh- 
baren Konfequenzen, nicht zur Verſöhnung, jondern erjt recht zu 
erbittertfter Zwietracht führen müſſe. Sowohl die Minijter Camp: 
haufen, Hanjemann, Schwerin als auch einige Abgeordnete wiejen 
ernft und nachdrüdlich darauf hin. Gleichwohl ift ein rundes Nein 
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dem Berendsjchen Antrage von niemandem entgegengejegt worden. 
Die Haltung der ganzen Verfammlung hatte fich in den erſten drei- 
zehn ebenjo lärmenden mie thatenlojen Sigungen ganz erheblich nad) 
links verjchoben. Und ſchon machte fich der Einfluß tumultuierender 
Volkshaufen, die in dem Kaftanienmwäldchen vor der als Situngs- 
lofal dienenden Singafademie und vor dem Finanzminifterium ihr 
Standquartier aufgejchlagen hatten, bemerfbar. Ankunft und Ab- 
fahrt des Prinzen von Preußen waren von Lärmrufen begleitet 
gemejen. Während der zweitägigen Debatte über den Berends- 
ihen Antrag wurde die Haltung der Mafjen immer bedrohlicher. 
Wenn die Nationalverfammlung die Märzrevolution nicht aner- 
fennen wolle, hieß es da, jo werde man eine neue Revolution 
machen, der die Anerkennung jchon nicht fehlen werde!) Das 
Bemwußtjein, einer neuen Revolution wehrlos gegenüberzuftehen, 
da das wenige in die Stadt zurüdgefehrte Militär zu ihrer 
Bewältigung nicht ausreihte und auf die Bürgerwehr fein 
Verlag mar, bat den Gang der Verhandlung unzweifelhaft 
jehr ungünftig beeinflußt. Cinige Redner der Rechten ver- 
wahrten fi) wohl energiich gegen das Prinzip der Revolution, 
deſſen formelle Anerfennung die Revolution permanent made und 
die Konterrevolution hervorrufe, beeilten ſich aber um jo mehr, 
der hohen Bedeutung der revolutionären Thatjachen gerecht zu 
werden und den Heldenmut der Freiheitskämpfer zu bewundern. 
Abſcheu gegen den Straßenfampf hat weder damals noch während 
des ganzen folgenden Jahres ein Abgeordneter vor verjammeltem 
Hauje auszufpredhen gewagt. Erſt im Frühling 1849 ift von der 
Rednertribüne der zweiten Kammer herab, und zwar von Bodel- 
ſchwingh, eine ſolche Außerung gethan worden. Die Gegner des 
Antrages gingen teils aus Überzeugung teil® aus taftifchen 
Gründen gar nicht auf die Verwerfung jondern nur auf eine 
Abſchwächung desjelben aus, die in unzähligen Amendements 
verjucht wurde. Hanſemann jette die Vertagung der Beratung 
auf den folgenden Tag, den 9. Yuni, durdy und an diefem QTage 
gelangte nad) den erregteften Wortgefechten mit nur 196 gegen 
1) Reichenſperger, Erlebnifje 80. 
31* 
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178 Stimmen der Antrag des Yuftizlommijjars Zacjariae auf 
motivierte Tagesordnung zur Annahme Der Beichluß bejagte, 
daß die hohe Bedeutung der „großen“ Märzereignijje, denen in 
Verbindung mit der föniglichen Zuftimmung der gegenwärtige 
jtaatsrechtliche Zuftand verdankt werde, jowie das Verdienſt der 
Märztämpfer um diejelben unbejtritten jei, daß die Verſammlung 
aber nicht Urteile abzugeben, jondern die Verfaſſung zu beraten 
habe und deswegen zur Tagesordnung übergehe. 

Auch die Minifter erflärten ſich mit diefer Abftimmung ein- 
veritanden und verzichteten damit auf eine ausdrückliche Verwer— 
fung des Berendsichen Antrages, da fie der Majorität nicht ficher 
waren. Beitanden fie auf der Vermwerfung und unterlagen fie bei 
der Abjtimmung, jo waren die Folgen unberechenbar. Der König 
hatte für Dielen Fall die Auflöfung der Verſammlung befohlen 
und ihr wäre die Revolution auf dem Fuße gefolgt. Darauf 
durften fie es aber bei den unzureichenden Machtmitteln und bei der 
Ungemwißheit, ob der König nun aud) fejt bleiben werde, nicht an- 
fommen lajjen. Auch wäre ein jo jcharfes Vorgehen in diefer 
Veranlafjung von niemandem verftanden, gejchweige denn gebilligt 
worden. Sie begnügten ſich aljo damit, der Anerkennung der 
Revolution als eines Prinzips zu widerſprechen. Hanjemann be. 
tonte das Bedürfnis des Landes, „die Folgen desjenigen, was die 
einen Revolution, die anderen große Thatjachen nennen, zu fon: 
jolidieren“. „Mein verehrter Kollege, der Minifterpräfident,“ 
jagte er, „hat Ihnen bereit® gejagt, daß auch wir die großen 
Thatjachen und ihre Folgen anerfennen. Ein anderes ift aber, 
diefe Anerkennung in Worte zu faſſen, wie fie bier vorgeichlagen 
find.“ Er erinnerte daran, daß die fonftitutionelle Monardie vor 
der Revolution zugejagt worden jei; er wollte mit Gamphaujen 
einen jcharfen Unterjchied zwijchen dem Wejen der Berliner und 
dem der engliichen oder franzöfiichen Revolution gemacht jehen: 
es habe in Preußen eine Transaktion zwiichen Volt und Krone 
jtattgefunden und es jei unendlich glüdlicher, durch Transaktion 
zur Freiheit zu gelangen, als wenn man alles Beſtehende über 
den Haufen mwerfe. 
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Das Refultat der Abftimmung, die Annahme der Zacdjariae- 
ihen Tagesordnung, wurde zwar als Sieg des Minifteriums betrachtet. 
Die Minifter hatten aber die Überzeugung gewonnen, daß die 
Majorität im Grunde mit dem Berendsſchen Antrage ganz einverjtanden 
war. Stimmten doch jelbft mehrere Mitglieder der Rechten für’ 
denjelben und für die Anerkennung der Revolution. Nur die 
Furcht vor den unberechenbaren Folgen einer Kabinettsfrifis hatte 
die Annahme des Berendsichen Antrages verhindert. 

Der aufgeregten Verhandlung innerhalb des Sitzungshauſes 
folgten die ärgſten Skandalſzenen im Kaftanienwäldchen, mo be— 
reit3 ein neuer Barrifadenbau in Erwägung gezogen wurde. Als 
der Minifter des Auswärtigen, Freiherr von Arnim, die Singafademie 
verließ, nahm ihn ein Bolkshaufe in die Mitte und wälzte fich mit ihm 
dem Feitungsgraben zu, bis er durch ein Studentenforps befreit 
wurde. Der Prediger Sydow jah fi) als Gegner des Berend3- 
ihen Antrages aufs Ichmählichite thätlich mighandelt; Gamphaufen, 
der gewarnt worden war, gelang e3 in einer Drojchfe zu ent- 
fommen; Hanjemann mußte fi) durch eine Hinterthür in das be- 
nachbarte Finanzminifterium zurüdziehen. 

Seit diejen Ereigniffen befand fich die Berliner Bevölkerung in 
einem Zuftandemwachjender Erregung. Trotzdem wurden beider Wieder- 
aufnahme der Sigungen nad) den Pfingftfeiertagen, am 14. uni, 
die Anträge auf bejondere Unterſuchung der Pöbelexzeſſe und auf 
erhöhten Schu der Abgeordneten durch Übergang zur Tages- 
ordnung bejeitigt. Die Linfe, welche feine Angriffe auf ihre Mit- 
glieder zu bejorgen hatte, jchien das Terrain völlig gewonnen zu 
haben. Noch am jelben Tage brad) der Pöbel in das Zeughaus 
ein, das von der Bürgerwehr ungenügend geihüßt wurde und 
aus dem eine Militärabteilung von 250 Mann, durd er: 
logene Mitteilungen getäufcht, abgezogen war. Wüſte Zerftörungs- 
jenen folgten; 2000 Zündnadelgemwehre, deren Konjtruftion bis 
dahin ftreng geheim gehalten war, wurden geraubt; e8 gab Tote 
und Verwundete. Einige Barrifaden wurden wirflic gebaut und 

1) Dad gab Camphauſen in feiner Abſchiedsrede vom 26. Juni deutlich 
zu verftehen. 
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die Revolution jchien wieder in vollem Gange zu jein, bis beim 
Heranrüden eines Bataillon Garde am jpäten Abend die Menge 
ſich wieder verlief. Hanjemann war nad) der Sigung der National- 
verlammlung nad) Potsdam zum Könige gefahren. Als er zurüd- 
fehrte, fand er das Minifterhotel, in deſſen Nähe die erwähnten 
Ereignifie fich zutrugen, leer. Die Seinen hatten zu einer be- 
freundeten Familie nach Charlottenburg flüchten mwollen, fanden 
deren Haus aber verichlojien und mußten die Nacht in einem 
der Wirtshäufer „Unter den Zelten“ zubringen. Er jelbit foll 
dann einige Zeit gelaſſen jeine Zigarre raudhend aus dem Fenjter 
dem Treiben zu jeinen Füßen zugejchaut haben. Auch der Zuruf: 
Nun Hanjemann, erfennft Du jegt die Revolution an? — brachte 
ihn nicht aus der Faſſung. 

Noch in der Nacht vom 14. auf den 15. Juni befahl der 
König die Zernierung der Stadt Berlin durch Kavallerieregimenter 
aus Brandenburg und Magdeburg. Am andern Morgen aber 
widerrief er den Befehl auf Verlangen der Minifter, die felbit in 
Potsdam erichienen und ſogar mit ihrem Abjchiede drohten. Auch 
Hanjemann, der jonft immer für die fräftigften Maßregeln zur 
Heritellung der Ordnung jtimmte, mag die Zmwedmäßigfeit der 
föniglichen Anordnungen bezweifelt haben. Sie fonnten einen 
Aufitand in den Straßen Berlins zur Folge haben, deſſen Be- 
wältigung den wenigen Reiterregimentern gar nicht möglich gemejen 
wäre.!) Dagegen teilte Camphauſen am 15. der Verſammlung mit, daß 
die Regierung zum Schuße der Ordnung die drei Berliner Landwehr: 
bataillone einberufen habe und eine bejondere Schugmannicaft 
zur Entlaftung der Bürgerwehr zu errichten gedenke. Wieder 
protejtierte die Yinfe. Einer ihrer populärften Sprecher, der Land— 
gerichtsajjeffor Jung, der ſchon am Tage vorher die Pöbelaus- 
Ichreitungen als eine natürliche Folge der Weigerung, die Revo— 
lution anzuerfennen, und als ein unerheblicdyes Schaumfprigen der 
‚sreiheit charafterifiert hatte, meinte, der Zeughausfturm gehe die 
Verſammlung gar nichts an, da fie nicht im entfernteften durch 


1) Soldye Bedenken hegte auch Gerlach (Dentwürdigkeiten 170). 


Der Zeughausſturm am 14. Juni. Minifterkrife. 487 


die Erzefle gefährdet worden jei. Ya, der Prediger Uhlih aus 
Magdeburg wagte es angefichts alles Vorgefallenen noch zu bean- 
tragen, die Berfammlung wolle erflären, fie bebürfe feines bewaff- 
neten Schußes, jondern jtelle fich unter den Schuß der Berliner 
Bevölkerung. Und mit großer Majorität, jo verzeichnet der fteno- 
graphijche Bericht, ging der Antrag durch. Möglich) wurde eine 
jolhe Abftimmung freilich nur, weil die Bänke der Rechten leer 
waren. Ein großer Teil Ddiejer Partei, um jeine perjönliche 
Sicherheit bejorgt, hatte es überhaupt nicht gewagt, die Sing- 
afademie zu betreten.') 

In derjelben Sigung vom 15. Juni gelangte auch ein von 
den Miniftern gleichfalls befämpfter Antrag der Abgeordneten 
Waldeck und Wahsmuth über die Verfaffungsberatung zur An- 
nahme. Der Regierungsentwurf wurde nicht den gewöhnlichen 
Abteilungen fondern einer beionderen Kommilfion übermwiejen, der 
es freiftehen jollte, ihn durch einen anderen Entwurf zu erjegen. 
Nur die Unbeftimmtheit der Faſſung ermöglichte es den Miniftern, 
in dieſem Beichluß nicht die Abficht der einfachen Bejeitigung 
ihres Entwurfes zu jehen, die, wie Gamphaufen und Hanjemann 
jpäter erflärten, die jofortige Demilfion des ganzen Minifteriums 
zur Folge gehabt hätte. 

Eine Kriſe war aber nun doch unverfennbar eingetreten, 
fowohl für das Minifterium Gamphaujen wie in gemiffem Sinne 
auch für die VBerfammlung. Nach dem Zeugnis eines Mitgliedes 
der Rechten?) „wurde am 14. und 15. uni die uriprüngliche 
Majorität der Nationalverfammlung innerlich gebrochen und blieb 
es”. Sie hat fich jpäter, wenn auch nicht jelten, jo doch nur von 
Fall zu Fall zufammengefunden. Nach faft vier Wochen durchaus 
unrühmlichen Dajeins trat die Verfammlung in eine neue Periode 
ihrer Thätigfeit ein. Aber auch die Kraft des Minifteriums 
Gamphaujen war erichöpft; es fühlte fi) verbraudt. 

Schon am 13. hatten Arnim, Graf Schwerin und Graf 


1) Reihhenfperger, Erlebnifie 90. 
2), Reichenſperger (Erlebnifie 92). 
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Ganig ihre Entlaffung eingereicht.) Am 17. teilte Gamphaujen 
ihren Nüdtritt der Berfammlung mit. Nocd am jelben Tage trat 
der General Roth von Schredenjtein als Kriegsminifter in das 
Kabinett. Für das Auswärtige wurdevorläufig Freiherr von Schleinig 
gewonnen. Dagegen fand Camphauſen feinen Erſatz für Schwerin. 
Am 20., bis zu weldem Tage ſich die Verjammlung wegen der 
Minifterfrife vertagt hatte, gelangte in ihr eine Mitteilung Camp— 
haufens zur BVerlefung, daß er jeine Entlafjung erbeten habe, 
weil die ihm aufgetragene Rekonjtruftion des Kabinetts mißglüdt 
jei. Die Verfammlung vertagte ſich darauf bis zum 26. 
Verhandlungen über Perjonalveränderungen im Kabinett 
waren jchon ſeit Wochen im Gange. Sie wurden von Gamp- 
haufen und Hanjemann ihrer Bereinbarung ?) gemäß geführt. Diejer 
hätte den ehemaligen Präfidenten der Direktion der Rheinifchen 
Eifenbahn, den DOberappellationsgerichtsrat von Ammon, gerne für 
das Minifterium des Innern gewonnen.?) Aber diefe und andere 
Kombinationen zerichlugen fi. Außerden waren beide Minifter 
der Anficht, daß es zweckmäßig jei, den Zentrumsparteien der Ber- 
jammlung eine Bertretung im Kabinett einzuräumen, Denn fie 
waren damals noch ebenjo wie der König von dem Gedanken 
eines Bruches mit der PVerfammlung, die ja ihre eigentliche 
Arbeit noch gar nicht begonnen hatte, weit entfernt und 
hofften ſtets, ſich mit ihr wirklich verftändigen zu fönnen. 
Camphauſen bot aljo Rodbertus das Minifterium des Innern 
an. Rodbertus, als tüchtiger Landwirt und gedanfenreicher 
Nationalöfonom befannt, hatte in den beiden Sejfionen des Ver- 
einigten Landtages eine vernünftige liberale Haltung an den Tag 
gelegt. In der Nationalverfammlung neigte fie freilich ftarf nad) 
links hinüber. Er hatte zwar den brennenden Wunſch, Minijter 
zu mwerden,*) doc) ftellte er unermwarteterweile Bedingungen, die 
ihn als Minifter des Innern unmöglic; madıten. Aber überhaupt 


1) Gerlach 169. 

2) ©. ©. 467. 

3) Oberpräfident Eichmann an Hanfemann, 8. Juni 1848. 
+) von Unruh, Erinnerungen 97. 
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zeigten die Abgeordneten wenig Neigung in ein Minifterium 
Camphauſen zu treten, deſſen Mangel an Entichiedenheit und 
Ihatfraft von allen Seiten verurteilt wurde. Da legte Camp— 
haufen jeinen Kollegen die Frage vor, ob jet der richtige Zeit: 
punft für jeinen Rüdtritt gefommen jei, und fie bejahten diejelbe. 
Weil diefes Minifterium aber troß aller inneren Zerwürfnijje nad) 
außen jtet3 als einheitliche Körperichaft aufgetreten war, jo ergab 
ih damit jeine Auflöfung von jelbit. Sie erichien jo jelbit- 
verftändlih, daß der Nationalverfammlung nur der Rücktritt des 
Minifterpräfidenten offiziell mitgeteilt wurde. 

Der König war offenbar in der allergrößten Berlegenheit. 
Konjervative Minifterfandidaten gab es damals überhaupt nicht. 
Regierungsfähig waren allein die Vertreter der alten Landtags» 
oppofition. Nun erklärten auch dieje abgemirtichaftet zu haben. 
Der König betrachtete aber den Rüdtritt der Märzminifter als 
Fahnenflucht und bat fie ihnen nie vergeben fönnen. 

Da geihah das Unermwartete, daß er Hanſemann mit der 
Neubildung des Kabinetts betraute, 

Unerwartet war dieje Wendung der Dinge deswegen, weil man 
annehmen mußte, daß Hanjemanns entichiedener Liberalismus dem 
Könige durhaus unſympathiſch jei und dieſer daher auch fein be- 
ionderes Vertrauen in Hanjemanns politiiche Perjönlichkeit ſetzen 
fönne, zumal die Vertrauten des Königs, bis auf den Flügel- 
abjutanten Williien IL, zu jeinen jchärfften Gegnern gehörten und 
den König mit allen Mitteln der Überredung gerade gegen ihn 
einzunehmen juchten. Indeſſen mehrere Borzüge empfahlen ihn 
doch auch in den Augen des Könige. Hanjemann hatte am 
energifcheften auf Reprejfivmaßregeln gegen die Anarchie gedrungen 
und zeigte am meijten guten Willen in dieſer Beziehung. So— 
dann war er der einzige Minifter, der nicht arbeitSmüde, refigniert 
und hoffnungslos geworden war, der jein Selbjtvertrauen über 
allen Widermärtigfeiten feiner zweieinhalbmonatlichen minifteriellen 
Laufbahn noc nicht eingebüßt hatte. Dazu fam, daß er damals 
bei den Maffen nod) einigermaßen populär und daß er die Seele 
aller Reformmaßregeln nicht nur in feinem Miniftertum jondern 
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auch in den anderen Berwaltungszweigen war; vollends für die 
Finanzen des Staates, für die erfolgreiche Durchführung der von 
ihm in Angriff genommenen Operationen war er ſchlechthin un- 
entbehrlich. Die eigenhändige KabinettSordre Friedrich Wilhelms IV., 
welche ihn zur Neubildung des KabinettS berief, war in bejonders 
berzlichem Tone gehalten.) Er wünjchte ihm Glüd und Segen zu 
dem Gelingen des jchweren Werfes. NAILS jeinen Wunſch bezeich- 
nete er das Berbleiben Schredenfteins und Schleinig' auf ihren 
neuen often, ſowie die Berufung jeines kürzlich zum Dber- 
präfidenten von Dftpreußen ernannten Jugendfreundes Rudolf 
von Anerswald, des Bruders des abtretenden Minifters des 
Innern?) Sn jeiner Antwort bezeichnete Hanjemann die Wünfche 
des Königs auch als die feinen; den Eintritt Auersmalds habe er 
auch ſchon früher ins Auge gefaßt. Zugleich fügte er Hinzu, daß 
ihm die Trennung von jeinem Freunde Camphauſen jchmerzlich 
jei; er fühle lebhaft, wie jehr er in mancher Beziehung hinter ihm 
zurücitebe. 

1) Sie lautete: 

Sangjouci, 20. Juny 1848. 

Der von und allen gefürchtete Augenblid, wo Minijter Camphaufen die 
Unmöglichkeit feines Bleiben! an der Spitze des Cabinets erklären würde, iſt 
leider! gefommen. Sie, mein bejter Hanjemann, find der Einzige, der ein neues 
Gabinet bilden fann. So beauftrage id; Sie denn hiermit förmlich mit diefer 
Bildung des neuen Gabinets. Es ift mein dringendes Verlangen, dab GI. 
v. Schredenjtein und 9. v. Schleiwig in das neue Cabinet übergehen. Ebenfo 
bege ich den Wunſch, daß mein alter Freund, der Cberpräfident Rudolph von 
Auerswald, Mitglied desjelben werde. Weiſen Sie meinen Antrag nicht zurüd; 
beſchäftigen Sie ſich ungefäumt mit den Vorſchlägen zu den neuen Mitgliedern und 
fobald Sie mit ſich einig find, jobald Sie die Sache reif glauben, jo eilen Sie 
zu mir hierher, wo id Sie zu jeder Stunde empfangen werde. Und mm, 
Süd und Segen zu Ihrer Arbeit, und iſt fie vollendet, Kraft und Nachdruck, 
wo jie hingehören. 

Auf Wiederſehen! 
Friedrich Wilhelm. 

2) Durch den Flügeladjutanten Williſen II ließ der König einige Tage da— 
rauf bei Hanfemann anfragen, ob er bei feinen Kombinationen nicht auch Beth: 
mann=hollweg berüdfichtigen könne. 
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3. Das Minijterium Auerswald-Hanjemann. 

Die ganze Minifterkrije war eine reine Perjonenfrage. Hanſe— 
manns Berbleiben im Amte jtand daher auch nicht in einem 
irgendwie auffallenden Gegenjat zu dem Rücktritt jeiner Kollegen, 
wenn es auch nicht an Leuten fehlte, die darin nur den Beweis 
feines ungemefjenen Ehrgeizes jehen wollten. Größere Einigkeit 
unter den Miniitern im Kampfe gegen den Umfturz und im Ver: 
halten gegen die Nationalverfammlung, Konjolidierung der neuen 
Staatsverhältnifje durch jchleunige Feititellung der Verfaſſung und 
der wichtigſten organijchen Gelege, darauf war vor allem das 
Augenmerk zu richten. 


Hanjemann erneuerte nun Camphauſens fehlgeichlagenen Ver— 
juch, dem Kabinett einige parlamentarijche Mitglieder zuzuführen. 
Er wollte fie allen Parteien mit Ausnahme der Linken entnehmen. 
Die Auswahl war aber außerordentlich jchwierig. Einen be- 
fonderen Reiz hatten die Minifterportefeuilles nur für jehr wenige. 
Fähige und ehrgeizige Leute erkannten jehr wohl, daß ein praf- 
tiiher Staatsmann fi) damals unter allen Umſtänden zwijchen 
zwei Stühle jegte und jeine Zufunft verdarb. Daher war denn 
die Zahl der durch Fähigfeiten und Einfluß in Betracht fommenden 
Minifterfandidaten eine jehr bejchränfte. Eine zweite Schwierigfeit 
lag darin, daß die Hanjemann geeignet erjcheinenden Abgeordneten 
am 9. Juni gegen die Zachariaeiche Tagesordnung, aljo für die 
Anerkennung der Revolution, gejtimmt hatten. Es wäre daher unter 
jolchen Umjtänden wohl richtiger gemejen, aufdie Zuziehung parlamen= 
tariicher Mitglieder zu verzichten. Der Vorwurf ift berechtigt, daß 
Hanjemann zu mechaniſch und äußerlich die Stimmenzahl, über 
welche. die Parteihäupter verfügten, in Rechnung zog und diejen 
Vorteil höher als eine auf Grundjägen ruhende Harmonie der 
Miniiter anichlug. Den größten fehler beging er unzweifelhaft, 
indem er, um das linfe Zentrum zu gewinnen, nad) längeren Ver— 
bandlungen Rodbertus das Kultusminifterium anvertraute, ohne 
doch über jeine allgemeinen politiihen Anfichten volle Klarheit ge- 
mwonnen zu haben. Daß Hanjemann, wie bereit$ erwähnt, fein 
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hervorragender Menjchenfenner war, zeigte fich befonders auffallend 
gerade bei dieſer Gelegenheit. Er hatte fi) von Rodbertus’ Per- 
fönlichkeit und Dualififation zum Minifter eine ganz faliche Bor: 
ſtellung gemadt. — Milde von der Nechten, der Präfident der 
Nationalverfammlung, übernahm das Handelsminifterium, von dem 
ein Landmwirtichaftsminifterium abgezweigt wurde, das Hanjemann 
dem jungen Stadtſyndikus von Stettin Gierfe übertrug, der zwar 
im rechten Zentrum einiges Anjehen genoß, aber in der Verſamm— 
lung nody nicht zu Wort gefommen war. Yuftizminifter wurde ein 
in Berlin durch Humanität und Freifinn, vor allem als ent- 
ichiedener Gegner der Todesftrafe, die Hanjemann übrigens durchaus 
nicht abſchaffen wollte, populärer Kriminalgerichtsdireftor Märfer. 
— Am jchwierigjten war die Bejehung des wichtigiten Amtes, des 
Minifteriums des Innern. Hanſemann hatte, da jein Freund 
von Ammon bei der Ablehnung verharrte, jein Augenmerf 
auf den jungen, fähigen, durch jeine Empfehlung eben ins 
Amt gelangten Regierungspräfidenten von Aachen, Kühlwetter, 
einen fatholiichen Rheinländer, gerichtet, den er als Eifenbahn- 
direftor fennen und jchägen gelernt hatte. Politiſch mar Kühl- 
wetter nur als Abgeordneter im legten Vereinigten Landtag 
hervorgetreten, wo er in der Mdreklommilfion und in bet 
Abteilung für das Wahlgeſetz großen Eifer gezeigt hatte. Ihn 
ließ Hanjemann jet als Minijterfandidaten nad) Berlin fommen. 
Schredenftein blieb Kriegs-, Hanjemann Yinanzminifter. Schleinig 
309 fich wieder zurüd. An feiner Stelle jollte Rudolf von Auers- 
wald das Auswärtige und zugleid; das Präfidium übernehmen. 
Zum 26. Yuni war die nädjite Sigung der Nationalver- 
jammlung anberaumt. Bis dahin mußte die Minifterfrije beendet 
jein. Es hätte den denkbar jchlechtejten Eindrud gemadıt, wenn 
an diefem Tage die Namen der neuen Minifter noch nicht mitge- 
teilt werden fonnten. Aber no) am 25. war eigentlich alles un- 
fiher. Kühlmetter, eben aus der Rheinprovinz angelangt, jträubte 
fich entichieden gegen den ihm angetragenen Minifterpoften. Er 
flehte Hanjemann an, nicht weiter in ihn zu dringen; das verant- 
mwortungsvolle, feine Kräfte überfteigende Amt werde fein Lebens: 
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glüd zerſtören.) Erſt am Abend milligte er ein, fich gleichjam probe- 
weije zum interimiftifchen Leiter des Minifteriums des Innern er- 
nennen zu lajien. Am peinlichiten jedoch war der Umftand, daß 
Auerswald erit am Abend des 25. aus Königsberg eintreffen 
fonnte, zu Verhandlungen mit ihm über die leitenden Grundſätze 
aljo faum Zeit blieb. Die drei parlamentarifchen Minifter Milde, 
Rodbertus und Gierfe machten aber ihren Eintritt in das Kabinett 
von Auerswalds und Hanjemanns Zuftimmung zu einer an 
nehmbaren minijteriellen Erflärung über die „Anerkennung der 
Revolution“ abhängig?) Indeſſen jcheinen Hanfemann und Auers- 
wald fich raſch verftändigt zu haben, denn noch am 25. vollzog der 
König in Sansjouci die von Hanjfemann fontrafignierte Ernennungs- 
ordre für die Minifter. 

Zufrieden mit dem Ergebnis jeiner jechstägigen Bemühungen 
war Hanjemann nicht. Die Zufammenjegung des Minifteriums 
trug das Gepräge der Eile und des Kompromifjes an der Stirn; 
fie war das Produft einer zwingenden und peinlichen Notlage. 
Unmöglid) aber erichien es, dem König aus diefem Grunde den 
Auftrag als unausführbar zurüdzugeben und ihn uuter den ob- 


1) Küblwetter an Hanjemann 25. Juni 1848. 

2) Am 22. Juni fchrieb Milde an Hanfemann: „Geliebter Freund! Nach 
genommener Rückſprache mit mehreren meiner politiihen Freunde, ftellen die: 
jelben in pofitive Abrede, daß Herr von Auerdwald aus Königsberg je die 
Revolution anerfennen würde. Sind Sie hierüber im Haren? Denn geht der: 
jelbe darauf nicht ein, fo ift an eine Kombination, wie Sie ſolche beabfichtigen, 
von meiner Seite nicht zu denten. An diejer Klippe muß alles fallen bei der 
Majorität, die wir jept vor und haben, wenn man nicht franchement darauf 
eingeht. Überhaupt bitte ich Sie, Har niederzuſchreiben, welhe Erklärung Sie 
der Kammer gegenüber, wenn die Revolutionsgeichichte oder =frage vorkommt, 
abgeben wollen, denn vor allem andern müfien Ihre Kollegen in spe, welche 
gegen das Bachariaefhe Amendement geitimmt haben, wiſſen, woran Sie mit 
Ihnen jind, der dafür geftimmt hat. Über die anderen Sachen ließe ſich und 
wird ſich fortlommen lafjen; über diefe muß man aber ganz Har jein, denn jie 
ift prinztell für unfer neued Staatsredht; und bei einem modifizierten Kabinett 
fann man doch den neu eintretenden Mitgliedern nicht zumuten, eine Erbſchaft 
anzutreten, welche fie ald Oppofition vor ihrem Eintritt in die Verwaltung be> 
fümpft haben.“ 
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waltenden Umftänden hilflos fich jelbft zu überlaſſen. Auch 
Friedrich Wilhelm bat der ihm vorgelegten Minijterlifte gewiß 
nur wenig Beifall jpenden können. Trotzdem fühlte er fich 
nad) Unterzeihnung der Ernennungsordre von einer drückenden 
Sorge befreit. Wie ſchwer fie auf ihm gelaftet hatte und mie 
dankbar er jet Hanjemann war, zeigt das nachſtehende für den 
König jo überaus charakteriftiiche Handichreiben, das er offenbar 
jofort nach dem Vollzug der Ernennungsordre auf das Papier 
warf. Wie immer gab er fich auch hier einer momentanen Ge— 
fühlsaufwallung rüdhaltlos Hin. Der König jchrieb: 
„Sans-ſouci 25. Juny 48 9 Uhr Abende. 

Die Zeiten großer Erfhütterungen, die jo viel unjeligen Hab, jo viele 
Trennungen und Thränen zeugen, wirlen dennoch aber zuweilen im entgegen- 
gefegter Richtung umd laſſen den ehrlich Sucenden da Freundesherzen finden, 
wo kurz zuvor noch Widerftand war.!) So iſt mir es mit Ahnen gegangen, 
lieber Hanfemann. Das muß ich Ihnen Heut’ nad) diejem wichtigen Tage noch 
zur Guten Nacht jagen und den Danf wiederholen, den id Ihnen heute aus 
vollem Herzen geipendet habe. Ich wünfche Ihnen jept nad) ſchwerer Arbeit 
erquidlihe Ruhe und in ihr Stärkung, Kraft und Muth zu neuen heißen Kämpfen 
und am Ende, unter Gottes Beyftand, einen ſchönen Sieg. 

Friedrich Wilhelm,“ 

Am Vormittag des 26. fand in Hanjemanns Wohnung die 
erite Sigung des Staatsminifteriums jtatt, während in der benach- 
barten Singafademie die Abgeordneten ſich bereits zu verfammeln 
begannen. Bier jahen und jprachen fich einige der Minifter zum 
erjtenmal in ihrem Xeben. In Eile mußte das von Hanjemann 
entworfene, der Kammer vorzulegende Programm beraten werben. 
Es wurde mit einigen Änderungen, welche namentlich Rodbertus 
durchjegte, angenommen. Eine gründliche Erörterung war bei der 
Kürze der zu Gebot ftehenden Zeit nicht wohl möglid.?) Die 
größte Schwierigkeit mochte der Paſſus des Programms bieten, in 
welchem die Streitfrage über die Anerkennung der Revolution be- 
rührt wurde. Ganz umgehen ließ jie fich eben nicht und es er- 


1) Ob hier auf Hanjemanns Haltung im allgemeinen oder auf einen be: 
ſonderen Vorgang Bezug genommen wird, muß dabingeitellt bleiben. 

2) Über den Verlauf der Miniſterkriſis bietet namentlih Stahr, Die preu- 
ßiſche Revolution S. 841—858, braudbare Mitteilungen. 
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ſchien zwedmäßiger, fie durch eine geeignete Erwähnung aus der 
Welt zu jchaffen, als fie bei jeder Gelegenheit wieder auftauchen 
zu jehen. Die von Hanjemann gewählte, von dem Minifterrate 
gebilligte Form, welche die Anerfennung der Revolution zu einer 
nichtsjagenden Phraje verflücdhtigte, darf wohl in ihrer Art ein 
diplomatijches Meifterftüd genannt werben. 

Das Programm erging ſich zunächſt in etwas allgemeinen 
Wendungen über die von den zukünftigen Kammern und dem 
Könige gemeinjchaftlic auszuübende gejeggebende Gemalt, machte 
aber das Zugeſtändnis einer volfstümlicheren Bafis für die erſte 
Kammer, als fie der Verfafjungsentwurf der Regierung bot; weiter 
wurde die Notwendigkeit, die Staatsgewalt zu ftärfen und der 
Anarchie zu jteuern, betont, wofür eventuell Geldbewilligungen der 
Berjammlung zu beanjpruchen jein würden. Dann fündigte es 
Gejegvorlagen an über Bürgerwehr, Ablöjung der bäuerlichen 
Reallajten, Gemeindeordnung, Yuftizreform nad) dem Muſter der 
Rheinlande und Aufhebung der Steuerbefreiungen. In finanzieller 
und wirtichaftspolitiicher Hinficht, hieß es, werde das Syſtem des 
früheren Minifteriums fortgejegt werden. Den Schluß bildete der 
auf die Revolution bezügliche Paſſus. Er lautete: 

„Aljo in der Gefeßgebung, in der Verwaltung, in unierm Thun und 
Handeln — nicht in abitraften Erklärungen, die verichiedenartiger Deutung aus: 
gelegt find, fafien wir die denktwiürdigen Greignifje des Monats März und unjere 
Anertennung der damals jtattgehabten Revolution auf, einer Revolution, deren 
ruhmvoller und eigentümlicher Charakter darin bejteht, daß fie — ohne Umſturz 
aller ftaatlihen Verhältniſſe — die konjtitutionelle Freiheit begründet und das 
Recht zur Geltung gebradt hat. Auf rechtlicher Grundlage fteht diefe Ver— 
jammlung, ſteht die Krone; dieje Grundlage halten wir fejt.” 

In diefer Form wurde zum Schluß die Anerfennung eines 
revolutionären Prinzips mit mwünjchenswerter Beitimmtheit abge- 
lehnt; was anerfannt wurde, war lediglich eine der Vergangenheit 
angehörige geichichtliche Thatjache, die als jolche von niemandem 
bezweifelt werden fonnte. Mit der Vermeidung jeder Bezugnahme 
auf den Straßenfampf vom 18. u. 19. März ſowie mit der 
Bezeichnung der Revolution als eines Kompleres von im März 
geichehenen Ereignifien fiel auch die Erwähnung der Märzfämpfer 
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von jelbft fort, deren Verherrlichung in dem Berendsichen Antrage 
der an fich vieldeutigen „Anerfennung“ der Revolution erft ihren 
beftimmten Sinn gab. Auf die Märzfämpfer brauchte der ruhm— 
reiche Charakter, den die minifterielle Erklärung freilich der Re— 
volution zufchrieb, nicht notwendig bezogen zu werden. Es wurde 
gejagt, was gejagt werden mußte, wenn man die Berührung des 
beiflen Themas für unumgänglich hielt und wenn man nun mal 
den offenen Kampf gegen die revolutionäre Idee noch nicht auf- 
zunehmen wagte oder nicht aufnehmen fonnte. 

Sp geichidt nun auch die Umgehung des eigentlichen Streit- 
punftes war, eine Konzeifion lag in der minifteriellen Erflärung 
immerhin. Nicht jomohl im Wortfinne Aber indem die Re— 
gierung aus eigener Snitiative ohne unmittelbare Nötigung durd) die 
Verſammlung die Frage aufnahm und den Standpunkt der Ber: 
jammlung doch nicht ausprüdlich zurückwies, erflärte fie, daß fie 
ſich mit ihm abzufinden bereit jei. 

Eine parlamentarijche Ungeſchicktheit oder Übereilung Kühl: 
wetters und offenbar auch der Mangel eines ausreichend über- 
legten Dperationsplanes der Minifter jollten freilich dem Stand: 
punft der Nationalverjammlung zu einem größeren Triumphe ver: 
helfen, als er ihm zugedacht war. 

Nachdem die Sigung der Nationalverfammlung am 26. er: 
öffnet war, ergriff Camphaujen das Wort. Er hatte als Abge- 
ordneter von Köln zu allgemeiner Verwunderung nicht auf der 
rechten Seite, jondern im Zentrum Plab genommen.!) Im Tone 
völliger Refignation legte er die Gründe für feinen Rücktritt dar. 
Als jeine Aufgabe habe er die Überleitung des Staates vom alten 
in das neue Syitem auf gejeglichem Wege betrachtet; dieſes Ziel 
fei erreicht, jeine Aufgabe erfüllt; das Minifterium der Vermittelung 
müſſe fih in ein Minijterium der Ausführung verwandeln.?) 
9) Reiheniperger, Erlebnifie ©. 96, läßt es dahingeftellt fein, ob das 
zufällig oder abſichtlich geichab. 

2, Das Hanfemann zugejchriebene und ihm ſehr verdadhte Wort, das neue 
Minifterium werde im Gegenſatz zum abgetretenen „ein Minifterium der That” 


ein, rührt gar nicht von ihm ber, fondern geht auf diefe Rede Camphauſens 
zurüd. 
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Dann machte auch er den Anſprüchen der Verfammlung ein ge- 
wifles Zugeftändbnis, indem er als eigentlich enticheivendes Motiv 
für feinen Rücktritt vom Amt die irrige aber doch vorhandene 
Meinung bezeichnete, ald ob er über die Bedeutung der März- 
ereignifje wejentlich anders denfe als die Mehrzahl der Berjamm- 
lung, ein Irrtum, der auch zum Scheitern feines Verfuches, das 
Minifterium aus der Mitte der VBerfammlung zu ergänzen, beige- 
tragen habe. Wenn diefe Rede, wie berichtet wird,!) einen er- 
greifenden Eindrud machte, jo verdankte fie dieſe Wirkung nicht 
nur ihrer Yormvollendung ſondern auch der Belundung eines 
überzarten fonftitutionellen Gewiſſens, dem ſchon der bloße Ber: 
dacht, in einer wichtigen Frage anderer Meinung als die Mehr- 
heit zu fein, zum Motiv für die Abdifation wurde. Camphauſen war 
eine jener jeltenen Naturen, denen auch im leidenfchaftlichen Partei- 
fampf die Sympathie der Gegner nicht verloren geht. Man jah 
ihn mit Schmerz aus der Berjammlung jcheiden, an deren Ber: 
bandlungen er, bald darauf vom Könige nad) Frankfurt geichidt, 
ſich überhaupt nicht mehr beteiligt hat. 

Nah) Camphauſens Abſchiedsrede verlas Hanjemann bie 
minfteriele Erklärung. Weder diefe noch die Zufammenjegung 
des Minifteriums erfreuten fi) des rechten Beifalld. Die Line 
wollte den Zmwed des Perjonenmwechjeld nicht einjehen, da Hanſe— 
mann feine andere Richtung als Gamphaufen verfolge. Der 
Rechten paßte der dominierende Einfluß Hanfemanns nicht, von 
dem fie fid) mit Ungebühr behandelt glaubte. Auch die Spottluft 
regte fih. Daß der Landwirt Rodbertus Kultusminifter gewor— 
den war und der Stabtiyndifus Gierfe die Landmwirtichaft über- 
nommen hatte, bot Stoff genug zu mwißigen Bemerkungen. Dazu 
fehlte e8 an berühmten Namen; außer Hanjemann und Auers- 
wald brachte feiner der Minifter aus feiner Vergangenheit irgend 
welche Autorität in das neue Amt mit. Bevor aber noch die Abge- 
ordneten zu alledem recht Stellung nehmen und das Gehörte über- 
denfen konnten, ergriff Hanlemann noc einmal das Wort. Er 


I) Reihenfperger a. a. D. 
Bergengrän, David Hanfemann. 32 
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bat die Berfammlung den Adrekentwurf,!) der, oppofitionell aus- 
gefallen, eben unter die Abgeordneten verteilt worden war, an die 
Kommilfion zurüdzuvermweifen, damit diefe die durch eine neue Sad): 
lage, den Minifterwechjel, etwa gebotenen Änderungen in ihm vor- 
nehme. Die Aufnahme, welche diefer Antrag des Minifteriums 
finde, werde einen Maßſtab für das größere oder geringere Ver— 
trauen der Berfammlung zu dem neuen Minifterum geben. Ein 
Sturm der Entrüftung erhob fi über die Erneuerung der Ka— 
binettfrage in der Adreßangelegenheit. In ihrer ganzen Strenge 
hatte fie Hanjemann freilich gar nicht geftellt; ex erflärte audy zur 
Beihwichtigung der Gemüter, daß er nicht einen formellen ge- 
Ihäftsordnungsmäßigen Antrag im Auge habe, jondern nur einen 
befcheidenen Wunſch des Minifteriums der mohlwollenden Berück— 
fichtigung der Verſammlung empfehle. Aber noch ftand man unter 
dem Eindrud der erjten Adreßdebatte vom 31. Mai. Der Antrag 
wurde als Kabinettsfrage aufgefaßt und während fich die Linke ein 
jolches Verfahren mit leidenjchaftlicher Energie verbat, zeigte fich 
die Rechte zum mindejten ftarf verftimmt. Auch Hanjemann war 
ärgerlich; und gereizt. ALS das Zentrumsmitglied von Unrub, der, 
um ein Unglüd zu verhüten, mit mehreren reunden in aner— 
fennensmwertem Eifer für das Minifterium Stimmen warb, gegen 
Hanjemann äußerte, wenn wieder unerwartete Kabinettsfragen vor: 
gebracht würden, jo möge man ſich über eine Niederlage des 
Minifteriums nicht wundern, wurde er mit einem furzen „Sch 
weiß, ich weiß“ abgefertig. Der Antrag, den ein anderer Abge- 
ordneter (Zachariae) in aller Form zu dem jeinigen gemacht hatte, 
erhielt die Majorität. Aber noch vor der Abjtimmung führte der uner- 
tahrene neue Minifter Kühlwetter einen verhängnisvollen Zwiſchenfall 
herbei. Auf die Behauptung der Linken, daß weder durd) den Minijter- 
wechjel noch durch das verlejene Programm die bisherige Sachlage 
verändert werde, erwiderte er, es jei in dem Programm etwas 
Neues enthalten, — nämlich die Anerfennung der Revolution. Der 
ganze mühjam erjonnene Wortlaut der Hanjemannichen Erklärung 
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wurde durch diejes unglüdliche Debüt des Minifters des Innern 
um die beabfichtigte Wirkung gebradjt und in eine faliche Be: 
leuchtung gerüdt. Zwar verharrte die Linfe auch jet noch in 
fühler Ablehnung gegen die Regierung, weil fie jehr wohl einjah, 
daß die Hanſemannſche Anerkennung der Revolution eigentlich feine 
oder etwas ganz anderes war, als was fie darunter verjtand.") 
Die radifale Prejje und die Straßendemagogie jubelten aber laut, 
daß die Regierung nun doch die Revolution ohne Einjchränfung 
anerfannt habe.?) Sehr bald mußten fie freilich erfennen, daß 
Kühlmetter ihr Mann ebenfowenig wie Hanfemann war, und mit 
um jo maßlojeren Angriffen zahlten fie beiden die Enttäufchung 
heim. Schlimmer war, daß die fi) jammelnde Neaftion ein 
vortreffliches Schlagwort gegen Hanjemann und die Regierung 
in die Hand befam; am jchlimmiten, daß das Pertrauen des 
Königs zu Hanjemann unverdientermaßen einen jchweren Stoß 
erlitt. 

Dem Anjehen des Minifteriums Auerswald-Hanjemann, wie 
es allgemein genannt wurde, war es auch nicht förderlich, daß 
ihon nad acht Tagen eines der Mitglieder ausjchied.”) Das 
Minifterium zerfiel nämlich jofort in einen rechten und linfen 
Flügel. Zu dem legteren gehörten in erjter Linie Rodbertus, dann 
Märker und Gierfe, in einigen ragen auch Milde. Hanjemann 
erfannte jofort den mit der Berufung von Rodbertus begangenen 
Mißgriff. Er hat ihm jpäter offen eingeftanden und zu feiner 
Entihuldigung nur angeführt, daß auch Camphauſen fich über „Die 
gouvernementale Befähigung“ des Mannes vollfommen getäufcht 


1) In dem zweiten Bericht „der demokratifchen Partei der Preußiſchen 
tonftituierenden Berjammlung“ vom 8. Juli 1848 wird die Hanſemannſche Er— 
Härung in diefem Buntte widerjpruhövoll genannt, „da eben eine Revolution, 
welche die ftaatlihen Berhältniffe nicht umjtürzt und das Recht wahrt — na= 
türlich das alte, denn ein neues befteht noch nicht — feine Revolution und die 
Anerkennung einer Revolution unter folhen Bedingungen nichts anderes als 
eine Berleugnung derſelben ijt.“ 

2) Reihenjperger 109. 

3) Über Rodbertus Austritt aus dem Minifterium vergl. Stahr, Die preu- 
ßiſche Revolution, ©. 868 fi. und 862 ff. 
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habe. Überall ftieß er bei Nobbertus auf Widerftand. Drei 
Angelegenheiten bejchäftigten in den erften Tagen den Minifterrat 
am meiften. Hanjemann forberte die Verjegung des Bolizeipräfi- 
denten von Berlin, v. Minutoli, und der beiden Staatsanwälte 
Temme und Kirchmann, deren Schwäche er einen großen Teil der 
Schuld an den unrubigen Zuftänden Berlins beimaß. Die beiden 
legteren waren zugleich Abgeordnete und hochgeichägte Mitglieder der 
Linken; alle drei in Berlin jehr populär. Rodbertus widerſprach ihrer 
Mapregelung, die Hanjemann aber bald darauf wirklich durchſetzte. 
Einen zweiten Grund zum Zwieſpalt bot: die geplante Gemeinde-, 
Kreis- und Bezirksordnung. Hanjemann verlangte für die Wahl der 
Bertreter kommunaler Körperjchaften einen Zenfus, Rodbertus 
Urmwahlen mit allgemeinem und gleichem Stimmredt. Die Differenzen 
in der dritten Frage, der deutichen, endlich führten den Rücktritt Rod- 
bertus’ herbei. Es handelte fich um die von der deutjchen National- 
verjammlung in Franffurt eigenmächtig vollzogene Wahl des 
Erzherzogs Johann zum Reichsverweſer. Eine uneingeſchränkte 
Anerkennung des Reichsverweſers ohne jeden Vorbehalt hätte 
auch die Anerkennung der Souveränität des Parlaments und 
der Unterordnung Preußens unter ſein Machtgebot in fi) geſchloſſen. 
Gerade das wollte Rodbertus und er vertrat auch die Anficht, daß 
eine Erflärung der Negierung in dieſer Sache nicht ohne be- 
Ichließende Mitwirfung der preußifchen Wolfsvertretung erfolgen 
dürfe, da die frühere Souveränität der abjoluten Gemalt jet 
zwijchen Krone und Bolfsvertretung geteilt ſei. Unterdeſſen war 
der preußiiche Gefandte in Frankfurt von Uſedom ohne jede In— 
jtruftion aus Berlin der Erflärung des Bundestages beigetreten, 
daß die Vertreter der deutichen Regierungen jchon vor den Be- 
ratungen des Parlaments über die Bildung der provijorijchen 
Zentralgewalt ermächtigt geweſen feien, fich für die Wahl des 
Erzherzogs zu erflären. In diefer Form der Erflärung konnte 
und ſollte auch ein verftedter Proteft gegen die Souveränität des 
Parlaments gejehen werden. Mit Rüdficht auf diefen Umjtand 
verlangte daher Rodbertus die Abberufung des Gejandten, ber 
den Entjchliegungen der Regierung und der Bolfsvertretung vor 
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gegriffen habe. Elf Stunden dauerte am 3. Juli die Beratung 
über den Wortlaut der von Preußen abzugebenden Erklärung. 
No in der Nacht fuhr Auerswald nach Potsdam, um die Zu- 
fiimmung des Königs einzuholen, und am folgenden Tage, dem 
4. Juli, wurde fie in der Nationalverfammlung verlefen. Die 
Regierung ftimmte der Wahl des Erzherzog mit dem Vorbehalte 
zu, daß aus dieſem außerordentlichen Verfahren der deutjchen 
Nationalverjammlung feine Konjequenzen für die Zufunft gezogen 
werben dürften. Diejes Vorbehalt wegen und weil bie Abbe- 
rufung Uſedoms unterblieb, nahm Rodbertus jeine Entlafjung. 
Er verjprad zwar, das Minifterium zu unterftügen, hat es aber 
in Wirflichleit bei jeder Gelegenheit befämpft. Sein Amt wurbe 
während der Dauer des Minifteriums Auerswald nicht wieder be- 
jet. Die Geſchäfte des Kultusminifteriums übernahm der Geheim- 
rat von Ladenberg. 

Durch das Ausfcheiden Rodbertus’ gewann das Kabinett er- 
heblich an Feitigfeit. An inneren Gegenfägen fehlte es zwar nicht; 
aber fie traten äußerlich wenig hervor. Die Abichaffung der 
Zobesitrafe, weldhe die Verſammlung aus eigener Ynitiative be- 
ihloß und der Hanjemann im Gegenjag zum SJuftizminifter 
Märker aufs äußerfte mwiderftrebte, wurde ruhig als eine offene 
Frage behandelt. Im ganzen war man einig genug, um 
der Anarchie Fräftig auf den Leib zu rüden. Die Volksbe— 
mwegung in Berlin flaute fichtlich ab, nachdem fie im Zeughaus- 
fturm einen Höhepunft erreicht hatte. Die Unruhe auf den 
Straßen verminderte fi, die Bollsanfammlungen im Kaftanien- 
wäldchen und die Beläftigungen mißliebiger Abgeordneten hörten 
auf; größere Tumulte fanden längere Zeit hindurd gar nicht mehr 
ftatt. Es mochte wohl eine gewiſſe Ermattung eingetreten jein; 
fiher trug aber aud) die größere Energie der Obrigkeit zu dieſen 
erfreulichen Ergebniffen bei. Die Nationalverfjammlung, deren 
Abteilungen und Kommilfionen mit der Berfafjung, den allmäh- 
li einlaufenden Gejegesvorlagen der Regierung, mit unzäh- 
ligen Betitionen und mit den Anträgen aus ihrer eigenen 
Mitte beſchäftigt waren, hielt nur zwei Plenarfigungen in der 
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Woche ab und ließ damit die Duelle neuer Aufregungen jpär- 
licher fließen. 

Mit rücdfichtslofer Energie führte Kühlmetter Ende Juli die 
ſchon von Camphauſen angekündigte Schupmannichaft in Berlin 
ein, die allmählich mit einem Koftenaufmande von 500000 Thlr. 
auf etwa 2000 Mann gebracht werden follte. Die neue Polizei: 
truppe ließ ſich vor allem die Verhinderung verfehrsftörender 
Volfsanfammlungen auf den Straßen angelegen jein. Allerdings 
fehlte es anfangs nicht an Mißgriffen und Ungejchielichfeiten aller 
Art, fo daß die Entrüftung des freifinnigen Publifums über dieie 
„Schmetterlinge des Völferfrühlings“ keineswegs immer grundlos 
war. Im ganzen bewährte fi) die Einrichtung durdaus. Die 
Miederheritellung der öffentlichen Sicherheit hob das Vertrauen der 
befigenden Klaſſen zur Staatsgemwalt. Viele Wohlhabende, deren 
Abweienheit zur Zeit der unaufhörlichen Unruhen den Verdienſt 
der handarbeitenden Klaſſen jo empfindlich geichmälert hatte, fehrten 
jegt in die Nejidenz zurüd. 

Auch außerhalb Berlins nahm fajt überall die Erwerbs: 
thätigfeit nad) Monate langer Yähmung einen neuen Aufichmung. 
Die heilfamen Folgen der von Hanjemann gleich zu Beginn feiner 
Finanzverwaltung ergriffenen Maßregeln traten jetzt hervor, ins- 
bejondere jeitdem die Darlehns- und Disfontofafjen eingerichtet 
waren, Kaufleute und Handmwerfer Kredit fanden, die verftärften 
Fonds der Preußiſchen Banf und die umlaufenden Darlehnskaſſen— 
icheine den Geldverfehr erleichterten. Erhebliche Mittel wurden 
von der Regierung auc für öffentliche Bauten ausgeworfen. Um 
der Arbeitslofigfeit zu feuern, liegen Hanjemann und Milde auch 
die jeit dem erften Vereinigten Landtage eingeftellten Arbeiten an der 
Oſtbahn zwilchen Driefen und Schneidemühl wieder aufnehmen, 
bei denen allein aus Berlin über taujend Arbeitsloje Beichäftigung 
fanden. Bon mehreren Seiten gingen Hanſemann damals aner- 
fennende Schreiben zu, welche jeine Verdienſte um die Kräftigung 
der Staatsgewalt rühmten.!) Man hatte in Deutichland doc die 

!) So ſchrieb ihm u. a. fein bayriider Kollege, der Finanzminiſter 
v. Lerchenfeld, am 28. Juli: „Daß Preußens Regierung unter der Leitung Ihrer 
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Empfindung, daß das Minifterium Auerswald-Hanjemann eine 
längere Dauer verſpreche und die preußifchen Verhältniſſe fich zu 
fonjolidieren begännen. 

Dem der Bolfsvertretung durch das Kegierungsprogramm 
vom 26. uni gegebenen Berjprechen umfafjender Gejegesvorlagen 
über die wichtigiten Gebiete des Staatslebens ijt das Minifterium 
Auerswald in vollem Maße nachgekommen. Es muß jeine gejeh- 
geberiihe Thätigkeit als eine jehr bedeutende bezeichnet werden 
und fie wäre jchon damals viel mehr hervorgetreten und anerkannt 
worden, wenn das Minijterium nicht zu furzlebig geweſen wäre, 
um fie zu Ende zu führen. Ein Teil der Gefepentwürfe hatte die 
Minifterialbüreaus noc gar nicht verlafjen oder war im Staats 
minifterium noch nicht völlig durchberaten worden, ein anderer 
Teil ftedte noch in den Abteilungen und Fachlommijjionen der 
Nationalverfammlung, als das Minijterium zurüdtrat. 

Mit der größten Entichiedenheit wurde der Verſuch gemacht, 
das ganze Staatäleben auf die Prinzipien des Yiberalismus zu 
gründen. Darin war das Minifterium ganz einig und die Diffe- 
renzen in jeinem Schoße betrafen nur ein Mehr oder Weniger 
von AZugeftändnijien an die demofratiichen Neigungen der Zeit. 
Hier finden wir Hanjemann ſtets auf dem rechten Flügel. 

Es iſt das unentrinnbare Verhängnis wie jeder jo auch der 
preußijchen Revolution gemwejen, daß die Staatsgewalt entweder 
wirflih von ihrer Stellung über den Parteien herabjteigen mußte 
oder dab fie mwenigitens auf einen großen Teil der Nation den 
Eindruck machte, fi in den Dienſt einer Partei gejtellt zu haben. 
In der erjten deutjchen Reformperiode, der Stein-Dardenbergijchen, 
hatte die Krone die notwendige Umbildung des Staates vollziehen 
itarten Hand von Tag zu Tag mehr eritarkt, fieht und fühlt ganz Deutjchland 
mit Freude und Beruhigung, — ich bin überzeugt, dab es mit einem aufrichtig 
tonjtitutionellen Minifterium, weldyes die öffentliche Meinung de ganzen ge= 
diegenen Bürgerftandes für fi hat, einen Grad von Stärke erreichen wird, 
wie e8 denfelben noch in feiner Zeit feiner früheren Geſchichte beſaß, — fchon 
jept macht ſich der wohlthätige Einfluh feiner Kräftigung im größten Zeile von 
Deutihland fühlbar.“ 
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tönnen, ohne dem Vorwurf der Parteilichfeit zu begegnen. In 
diefer Lage befand fie fich jet, nad) einer Revolution, nicht mehr. 
Damals hatte weder ein Herrichaftswechiel ftattgefunden, noch war 
die beginnende Emanzipation des dritten Standes von einem 
Klafjenfampfe begleitet geweſen. Diejer war erft eingetreten, als 
die oberfte Gejellichaftsichicht, welche das Heft auch nach der Re- 
formperiode in der Hand behielt, die angebahnte jreie Entwidelung 
zu hemmen gewußt hatte. Seitdem verfolgte die Eonjtitutionelle 
Bewegung nicht nur die Verwirklichung eines politiichen deals, 
jondern fuchte audy dem Bürgertum an Stelle des Adels die Herr- 
ihaft im Staate zu verjchaffen. Denn ohne dieje fchien bei den 
Gefinnungen der alten ariftofratiichen Gejellichaft weder die poli- 
tiſche noch die mwirtjchaftliche Freiheit dauernd gefichert werden zu 
fönnen. Die Märzbewegung ftürzte das alte Syitem und jeine 
Träger und, wie die Dinge einmal lagen, bei dem bemwußten 
Gegenjag von Ariftofratie und Bürgertum, fonnte ihre Erbichaft 
nur von den früheren Gegnern angetreten werden. Die Gegen- 
läge wurden aber dadurch verſchärft, daß fie auf den verſchiedenen 
Zebensgebieten immer neue Formen annahmen; diejelben Perjonen, 
Klafien und Stände ftanden fich politisch als Konjervative und 
Liberale, wirtjchaftlid als Großgrundbefiger und Vertreter von 
Handel und Induſtrie, gejellichaftlic als Adel und Bürgertum, 
und im großen und ganzen jogar geographiich als Rheinländer 
und (Alt-)Preußen oder, wie man heute wohl jagt, als Dft- und 
Weftelbier gegenüber. Ye mehr man in bürgerlichen Kreijen von 
der Borftellung durchdrungen jein mußte, daß die legten Jahre 
unter Friedrich Wilhelm IV. eine Zeit fteigenden Einflufjes der 
grundbefigenden Ariftofratie mit allen diefem Stande eigenen An- 
Ihauungen und Borurteilen gemwejen jei, um jo jtärfer war die 
Aufforderung für die jegt fiegreiche Partei, den vollzogenen Bruch 
mit der Vergangenheit jo eflatant als nur möglich zu machen, den 
Gegner dauernd zu ſchwächen, ſich die Herrichaft zu fichern und die 
organiiche Umgeftaltung des Staates im Sinne der modernen An- 
ſchauungen jchnell zu vollziehen, bevor wieder ein Rüdichlag, die un- 
vermeidliche Reaktion, eintrat. Unter ſolchen Impulſen und unter 
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den befonderen Berhältniffen, welchen die neue Regierung ihr Da- 
fein verbanfte, gewann dieſe allerdings bis zu einem gemiffen 
Grade den Anichein der PBarteiherrichaft, wenn fie auch von der 
Gehäffigfeit, mit welcher die ihr folgende reaktionäre Partei bie 
Macht zu handhaben gewußt hat, weit entfernt geblieben ift. 

Die Minifterien Camphauſen und Auerswald wollten die 
politifhen Ideale verwirfliden und die praftiihen Reformen 
durchführen, welche jie im Intereſſe des ganzen Staates für not- 
wendig hielten, und ihre Zielpunfte waren aud im wejentlichen 
die richtigen. Denn das meifte von dem, was fie erftrebten, ift heute 
ein geficherter Befig der deutſchen Nation. In einigen Punkten ging 
ihre Richtung aber doch über das für den Staat als ganzes Not- 
wendige und barum über das Heilfame hinaus und zwar da, wo 
ipezifiich rheinländiiche Einrichtungen, welche fich im Weiten be- 
währt hatten, auf die ganze Monarchie übertragen werben jollten, 
ohne daß auf die anders gearteten Verhältnijje des Dftens genügende 
Rüdfiht genommen wurde; und als ein Aft der Parteiregierung 
oder des Klaſſenkampfes mußte es erjcheinen, wenn an fich not- 
wendige Mafregeln, die aber mit großen ölfonomijchen Opfern 
für den bisher im Staate maßgebenden Stand der großen Grund- 
befiter verbunden waren, plötzlich, unvermittelt und jchonungslos 
eingeführt werden jollten. Camphauſen war jeinem innerften Wejen 
nach allen enticheidenden und rüdfichtslofen Schritten abhold ge- 
weſen. Dieje geihahen denn auch erft, ald Hanjemann durch das 
von ihm gebildeten Kabinett den vorherrichenden Einfluß gewann, 

Die wichtigſten Gejekentwürfe des Minifteriums Auerswald 
waren ohne Zweifel die Kommunal:Drdnung') und die Kreis-, 
Bezirks- und Provinzialordnung.?) Sie entipradhen im mejent- 
lihen dem Hauptgedankengang Hanjemanns in feinen Denkſchriften 
von 1840 und 1830. Weniger freifinnig als die von dem 
reaftionären Minifterium Brandenburg-Manteuffel 1850 wirklich 
eingeführte, aber nach furzer Zeit wieder aufgehobene Gemeinde- 
verfafjung, teilte fie mit diejer den Fehler, ohne Rüdficht auf die 
1) Der Nat.Berf. am 18. Auguft vorgelegt. 

2) Nicht vorgelegt. 
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verichiedenen Bedürfniſſe der einzelnen Landesteile in dem ganzen 
weiten Gebiete von Memel bis nach Saarbrüden ein völlig gleich- 
artiges Gemeindeleben ſchaffen zu wollen. Dazu rubte fie auf 
einem den Rechtsanjchauungen und Lebensgewohnheiten des größeren 
Teiles der Monarchie fremden und unverjtändlichen. Grundjage, 
auf der dem franzöfiichen und rheinländiichen Gemeinderechte ent: 
lehnten völligen Gleichitellung von Stadt: und Landgemeinden. 
Ebenſo jollten die Formen und Namen der rheinländiichen Bürger- 
meiftereien und Samtgemeinden auf den ganzen Staat ausgedehnt 
werden. Nur darin trug der Entwurf den Bebürfnijien und Ge- 
wohnbeiten der öftlichen Provinzen Rechnung, daß die Vorſtände 
der Selbftverwaltungsförper nicht bitreaufratiiche Einzelperjonen, wie 
bisher im Rheinlande, jondern follegiale Behörden fein jollten. 
Dagegen wurde die völlige Bejeitigung des Kollegialiyitems aus allen 
Staatsbehörden der allgemeinen Yandesvermwaltung geplant: an der 
Spige der Kreiſe und Bezirfe ernannte Yandräte und Bezirfs- 
präfidenten als Organe der Staatsregierung; ihnen zur Seite ge: 
wählte Kreisvertretungen und aus diejen hervorgehende Bezirfsver: 
tretungen mit bejchliegenden Befugniſſen aber ohne eigene Ere- 
futivorgane; schließlich Bezirksausſchüſſe als ſtändiger Beirat des 
Präfidenten. Überall jollte ein Zenſus das aftive Wahlrecht ein- 
ichränfen. Es war das franzöfiiche Prinzip der vollfommenen 
Trennung von Beratung und Ausführung. Cine eigentliche Provin- 
zialregierung als Dberbehörde und Auffichtsinitan; der Bezirfs- 
regierungen jollte ganz wegfallen. 

Der Neuordnung der Verwaltung jollte fich die der Juſtiz 
anschließen, für die das Vorbild der Nheinlande jchon in Hanie- 
manns Programm ausdrüdlich als maßgebend bingeitellt war. 
Geſetze über Schwurgerichte, zunächit in politiichen und Vreß— 
prozejjen, über Zivilehe und Beurfundung des Perjonenftandes, 
über die Aufhebung der jtandesherrlichen, ſtädtiſchen und patrimo- 
nialen Gerichtsbarfeit waren Anfang September im Schoße der 
Regierung völlig ausgearbeitet, das Geſetz über die Aufhebung des 
erimierten Gerichtsftandes aud) rechtsfräftig geworden,!) eines der 

1) Bubliziert am 11. Auguft. 
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wenigen, die durch Vereinbarung der Nationalverfammlung mit 
der Krone zu ftande gefommen find. 

So tiefgreifende Veränderungen des öffentlichen Lebens die 
genannten Gejegentwürfe auch in Ausficht jtellten, jo waren es 
doch erft die Agrar- und Steuergejege, welche die Art an Die 
Herrenftellung der bisher herrichenden Kreijelegten. Diegrundbefigende 
Ariftofratie war trotz alles Widerwillens gegen den demofratiichen 
Zeitgeift bereit, die Verwaltungs: und Yuftizorganijation als etwas 
Unvermeidliches über fich ergehen zu laſſen. Dagegen riefen die 
Agrar» und Gteuergejege in den Kreilen der bisher Berechtigten 
die allerentichlojienite Oppofition hervor. Noch am legten Tage 
des Gamphaujenjchen Minifteriums, am 20. Juni, hatte Patow 
als interimiftiicher Minifter für Handel, Gewerbe und Aderbau der 
Nationalverrammlung ein Programm der zu befolgenden Agrar— 
politif zugehen lafjen.!) Es handelte ſich um die Aufhebung der Guts- 
berrlichfeit und um die Befreiung des bäuerlichen Befites von den 
unzähligen auf ihm noch ruhenden Beichränfungen, Leiſtungen und 
Abgaben. Die Nothmwendigfeit dieſer Befreiung folgte nicht nur 
im allgemeinen aus den das Denken und Fühlen der Nation mit 
unmiderftehlicher Kraft beherrichenden Ideen der Gerechtigkeit, Frei- 
heit und Gleichheit, jondern fie war auch eine unumgängliche 
Vorausiegung für manche der übrigen Reformen. Weder fommu- 
nale Selbjtverwaltung noch modernes Juſtizweſen waren auf dem 
Yande möglich ohne die Vollendung des Emanzipationsmwerfes von 
1807 und der Regulierung der gutSherrlich-bäuerlichen Verhält— 
nijle, welche, durch ein reaftionäres Gejeh von 1816 zu Gunſten 
der Großgrumdbefiger verfümmert und ins Stoden geraten war. 
An der Klippe der wirtichaftlichen Abhängigkeit des bäuerlichen 
Befiges vom Großgrundbefite und der fortdauernden Gutsherr: 
lichfeit war die Idee einer freien Yandgemeindeverfaffung bis dahin 
geicheitert.. Jetzt mußte das Hindernis bejeitigt werden. Zur 





I) „Bromemoria betr. die Mahregeln der Geſetzgebung, durch welche die 
zeitgemäße Reform der guts: und grundherrlihen Verhältnifje und die Befeiti- 
gung der noch vorhandenen Hemmungen der Landeskultur bezmwedt wird.“ 
Berlin den 10. Yuni 1848. 
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größten Entrüftung der Berechtigten ging am 10. Yuli der National- 
verjammlung ein Zeil des von Patow angekündigten Agrargejeges 
zu. Der Entwurf zählte diejenigen Feudalrechte auf, welche unent- 
geltlich aufgehoben werben jollten. Der Entwurf über die entgeltliche 
Ablöfung der übrigen Grundlajten ift nicht mehr in die Kammer ge- 
langt. Beide find aber, wenn auch modifiziert, durch die Regulie- 
rungsgejege von 1850 zur Ausführung gelommen. Hier galt es 
langjähriges Unrecht zu jühnen, dem gefränften Billigfeitsgefühl, 
dem Sozialen und dem Nechtsempfinden der Nation Genüge zu 
leiften, daS Trümmerchaos aus der Zeit feudaler Rechtsordnung 
durch einfache, Flare Rechtsverhältniffe zu erjegen. Strittig konnte 
nur noch die Grenze zwiſchen unentgeltlicher Aufhebung der Laften 
und der Entihädigung der Berechtigten, ſowie die Höhe der Ent- 
ſchädigung fein.!) — Einer Regierungsvorlage über die unentgeltliche 
Aufhebung der Fagdgerechtigfeit auf fremdem Grund und Boden, eines 
der verhaßteften Privilegien des Großgrundbejiges, für das nicht 
einmal ein wirtſchaftliches Intereſſe der Berechtigten angeführt 
werden fonnte, fam die Nationalverfammlung mit einem ent- 
iprechenden Antrage zuvor, der im Dftober die fünigliche Sanftion 
erhielt. 

An dieſen Gejegen war Hanjemann nicht unmittelbar be- 
teiligt, obwohl vorzugsweife er von den Gutsbefigern für fie 
verantwortlich gemacht wurde. Sein eigenjtes Werf waren dagegen 
die auf die Steuer- und Finanzverhältniffe bezüglichen Gejeßent- 
würfe. 

Wir erinnern uns, daß Hanjemann eine gleichmäßige Be- 
ftenerung aller Staatsbürger ſchon am 4. April im Bereinigten 
Landtage als eine der nächſten Aufgaben der Gejeßgebung be- 
zeichnet hatte und daß ihm die provijoriiche Verordnung über 


1) In den Motiven zu bem Gejegentwurf vom 10. Juli erllärte der Mi- 
nifter Gierfe: „Ohne Entihädigung fallen ſolche Berechtigungen weg, welche ala 
ein Ausflug der Erbunterthänigfeit, der früheren Steuer: oder Gerichtöverfafjung 
zu betrachten find, oder . . . einem zufälligen, felten realifierten Vorteile des Be— 
rechtigten die weſentlichſten Nachteile des Verpflichteten gegenüberjtellen“ oder als 
mißbräudliche Ausdehnung der gewöhnlichen Reallaften zu betrachten find. 
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die Mabhlfteuer als der erfte Schritt auf diefem Wege galt. Danach 
ließ fic) erwarten, daß gerade eine organiſche Umgeftaltung des 
ganzen Steuerwejens nach einheitlichen Grundſätzen von Hanſe— 
mann jo bald als möglich verfucht werden würde, und daß er 
vor allem den Plan einer allgemeinen Einfommenfteuer wieder 
aufnehmen werde, mit dem die Regierung auf dem erften Ber- 
einigten Landtage nicht Durchgedrungen war. Für die Einfommen- 
fteuer waren ja Camphauſen und Hanjemann gegen die ihr un- 
günftig gefinnte Landtagsmehrheit eingetreten. Die allgemeine 
Stimmung mar jest der Eintommenfteuer um vieles günftiger 
geworden als im Vorjahre. Nicht nur in den unteren Streifen 
der Bevölkerung verlangte man nad ihr an Stelle der Mahl- und 
Schlachtſteuer und der Klaſſenſteuer, jondern auch die hauptſächlichſten 
Gegner derjelben aus dem grundbefigenden Adel waren ihr unter 
der Vorausjegung nicht abgeneigt, daß fie an Stelle aller Real- 
fteuern, alſo aud; der Grundfteuer treten jolle. Zu einer jo ein- 
ichneidenden Umgeftaltung des Steuermejens fonnte fi) Hanie- 
mann indeſſen jet noch nicht entichließen. Zunächft hatte er audı 
früher nur an eine Erjegung der Mahl- und Schlachtfteuer und 
der Klafjenfteuer durch eine allgemeine Einfommenfteuer gedacht; 
dann aber erjchien ihm der jegige Zeitpunft am wenigſten geeignet, 
eine Steuerreform von ungewiſſen finanziellen Ergebnifjen ſofort 
herbeizuführen, jo jehr fie auch den zum Siege gelangten mo- 
dernen Grundſätzen entiprechen mochte. Aufgegeben wurde der 
Gedanke der Einfommenftener feineswegs. Aber Hanjemann trat 
an die Ausführung vorfichtiger und zögernder heran, als man es 
von ihm ermwartet hatte. Wiederholt wurde er in der National: 
verjammlung darüber interpelliert. Bei Gelegenheit der noch zu 
erwähnenden Debatte über die Nübenzuderfteuer am 2. September 
befannte er fi nochmals ausdrücklich zu der Einfommeniteuer: 
fie müfje zunächſt zum Erſatz der Klaſſenſteuer und der Mahl: 
und Schlachtfteuer eingeführt werden. Aber er jchidte voraus, 
da& der möglichit gleichmäßigen Befteuerung auch die Borficht zur 
Seite gehen müſſe. „In der Finanzverwaltung,” jagte er, „muß 
man fi) vor allen Dingen vor bitteren Enttäufchungen hüten 
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und nicht dann, wenn man etwas Sicheres einnimmt, unfichere 
Erperimente machen.” Ob die beftehenden Steuern durch eine 
Einfommenfteuer wirklich erjegt werden fünnen, hänge von einer 
genauen Unterjuchung des neuen Steuerobjefts, von der Feit- 
ftellung jeiner Größe ab. Hanſemann fündigte daher der Na- 
tionalverfjammlung zunächſt einen Gejegentwurf an, der eine vor- 
länfige Ermittelung des fteuerfähigen Einfommens möglich machen 
jole. Wäre er länger im Amt geblieben, jo hätte er zweifels- 
ohne die urjprüngliche Abficht allmählich zur Ausführung gebracht. 
Sein Amtsnachfolger von Bonin gab der PVerjammlung am 
11. Dftober die Zufiherung, daß die von Hanſemann „einge- 
leiteten Borbereitungen zur Einführung einer Einfommenjteuer“ 
ununterbrochen fortgejegt würden, erflärte aber auch, daß er jchneller 
an die mwirflihe Ausführung heranzutreten wünſche, als Hanje- 
mann es beabfichtigt hätte. — Auch hier ift es bei Plänen ge 
blieben, die erjt nad) einem Menjchenalter zur Verwirklichung 
famen. Eine durchgreifende Steuerreform hat in jenen “jahren 
nicht ftattgefunden. 

Bon den Steuer- und Finanzprojeften Hanjemanns hat feines 
mehr Aufregung hervorgerufen als der Gelegentwurf vom 20. Juli 
über die Aufhebung der Grundjteuerbefreiungen, der am 21. Yuli 
der Nationalverjammlung vorgelegt wurde. Es war dabei nicht 
auf die Erjchließung neuer Einnahmequellen für den Staat abge 
jehen, jondern es jollte, wie es in der Begründung des Entwurfes') 
heißt, „der Grundgedanke der neuen preußiichen Verfaſſung, die 
gleiche Berechtigung und Verpflichtung aller Staatsbürger dem 
Staatsverbande gegenüber, auch in dieſem Teile der Gejeggebung 
zur Wahrheit werden.“ Durch „höhere politiiche und moraliiche Not- 
wendigkeit“, nicht durch finanzielle Rüdfichten, war die Maßregel ge- 
boten. 

J 1) Die Motive tragen Hanſemanns Unterſchrift mit dem Datum des 
26. Juli, ſcheinen aber der Verſammlung erſt am 24. Auguſt zugegangen zu 
ſein, da fie als Anhang zu den Verhandlungen dieſes Tages gedrudt find. — 
Am 25. September, aljo nad Hanjemanns NRüdtritt, beſchloß die Nationalver: 


fammlung die befchleunigte Beratung des Entwurfes. Doch iſt es dazu nicht 
mehr gelommen. 
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Eine vollſtändige Grundſteuerreform hatte in der Erſetzung 
der beftehenden 16 Grundfteuerigfteme mit ihren 120 Unterabtei- 
lungen durch eine einheitliche auf alle ertragsfähigen Grundjtüde 
ausgedehnte Grunditeuerverfafjung zu beftehen. Vorausſetzung 
diejer Reform bildete die Anfertigung eines SKatafters, die vielleicht 
noch jahre in Anſpruch nehmen konnte. Demgemäß jprad) der 
Gejegentwurf vorerft nur ganz allgemein den Grundgedanfen der 
beabfichtigten Reform aus. Dagegen enthielt er eine provijoriiche 
Beitimmung, nad) welder die Grundjteuerbefreiungen unab- 
bängig von der Reform jchon am 1. Januar 1849 aufzuhören 
hatten; von da ab jollte der bisherige durchſchnittliche Steuerbetrag 
eines Morgens in jedem Kreiſe auch von den bisher fteuerfreien 
Grundftüden erhoben werden. Eine Entlajtung des bisher jteuer- 
pflichtigen Bodens war aljo nicht beabfichtigt; die Steuer wurde 
nur auf bisher freie oder ſchwach belaftete Grumdftüde ausgedehnt. 
Es wurden aljo dem Staate allerdings neue Einnahmen zuge: 
führt. Das war aber nur ein beiläufiger Nebeneffeft; die Map- 
regel blieb trogdem eine rein politiihe. Hanſemann äußerte fich 
darüber in den jchon angeführten Motiven mit wünjchensmwerter 
Deutlichkeit: 


„Das Berlangen auf Hinwegräumung der beftehenden gänzlichen oder 
teilweifen Grundfteuer-Befreiungen, welche weder mit der natürlichen Gerechtig— 
feit noch mit dem Geiſte der Zeit in Einklang jtehen, ift bei der jegigen Be— 
wegung überall glei; dringend geäußert worden. Die Staatsregierung muß 
diefem Verlangen, jobald fie ſich dazu fiir berechtigt erachtet, entgegentommen, 
weil die® weſentlich dazu beitragen wird, die gedeihliche Ausbildung der neuge- 
Ihaffenen gejellihaftlihen Jnjtitutionen und eine dauernde Erhaltung der innern 
Ruhe mit zu verbürgen. Sie hat damit zugleih eine alte Schuld abzutragen, 
indem eine ausdrüdlihe Zufage diejerhalb ſchon im Edikt vom 27. Oftober 
1810 gegeben, bi® jegt aber unerfüllt geblieben ift. — Nicht weniger liegt es 
im eigenjten Intereſſe der betreffenden Grumdbefiger, fich diefer Vorrechte bereit: 
willigft zu entäußern. Nur dadurd) wird es ihnen möglich werden, das hier 
und da jehr laut geäußerte Mißtrauen der übrigen Klafien der Bevölkerung zu 
bejeitigen, dad Berhältnis der Staatöbürger gegenjeitig zu einem freundlichen 
und friedlichen zu gejtalten und damit auch ihrerfeits zur Förderung der allge: 
meinen Wohlfahrt ded Landes weſentlich beizutragen.“ 

Die Berehtigung des Staates zur Bejeitigung der Eremtionen, 


und zwar ohne Entichädigung, jtand für Hanjemann unbedingt 
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feit; er folgerte fie aus dem erwähnten Ebift von 1810, das zwar 
nicht ausgeführt, aber darum nicht aufgehoben war. Nichts bat 
aber die großen Grundbefiter fo fehr erbittert wie gerade die 
Abficht, die Eremtionen ohne Entichädigung zu befeitigen. In 
unzähligen Refolutionen wurde es ausgeiprodhen, daß Grunbditeuer- 
erhöhungen Kapitalsberaubungen jeien, weil der Wert des Grund- 
ftüd8 entiprechend vermindert werde und die Grundfteuer nur eine 
vertragsmäßige Rente des Staates ſei, die er nicht beliebig er- 
böhen fünne. Es waren diejelben Argumente, welche in der Preß— 
fehde über die Grundfteuer jchon 1845 und 1846!) geltend ge- 
macht worden waren. 

Ungleich wichtiger als die Nechtöfrage ift die politifche Beur- 
teilung. War es flug und war es notwendig, die Großgrund— 
befiger zur äußerften Feindichaft gegen die liberale Regierung zu 
reizen? Die Steuerreform an fic) machte offenbar die fjofortige 
Aufhebung der Eremtionen nicht nötig. Der Gerechtigkeit und 
den Anforderungen eines geordneten Steuerweiens geſchah voll: 
fommen genug, wenn die Aufhebung der Eremtionen erjt gleich- 
zeitig und im Zujammenhang mit der Gejamtregulierung der 
Grundfteuer, aljo erſt nad) Vollendung des Katajters, erfolgte. 
Wenn ferner die Regierung einen Rechtsanſpruch der Privile- 
gierten auf eine gewiſſe Entihädigung nicht anerkennen fonnte, jo 
hätte doch die freiwillige Gewährung einer jolchen den Forderungen 
der ©erechtigfeit und Billigfeit zum mindeften nicht widerſprochen. 
Aber jchon einmal war die in außerordentlicher Zeit gejeglich an- 
geordnete Grundfteuerreform nachher durch den Widerftand der 
Brivilegierten bintertrieben worden. Dem wollte Hanjemann vor: 
beugen, indem er das notwendige Opfer fjofort forderte. Denn 
waren erft die Eremtionen bejeitigt, jo ftand nachher ein Wider— 
itand gegen die Ausgleihung und gerechte Umteilung der Grund- 
fteuer durch den ganzen Staat nicht mehr zu befürdten. Trotz— 
dem war Hanjemanns Borgehen ein Fehler. Denn es beraubte 
ihn der Möglichkeit, die Härten der Reform zu mildern. Er mar 





1) S. ©. 828ff. 
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feineswegs ein unbedingter Gegner jeder Entichädigung, wenn eine 
folche aus Gründen der Billigfeit nötig werden ſollte. Auch in 
jeiner Polemif mit Schaper und Bülow hatte er fi immer nur 
zur Rechtöfrage geäußert. Indem er aber jegt den wichtigiten und 
jchwierigften Teil der Reform, nämlich die Aufhebung der Erem- 
tionen, zur fofortigen Entjcheidung ftellte, jah er ſich nach Yage 
der Dinge, in Nüdficht auf die Stimmung der Nationalverjamm- 
lung und der gelamten liberalen Partei außer jtande, eine Ent- 
Ihädigung aus BilligfeitSgründen zu beantragen. Wenn die Maß— 
regel, wie Hanjemann wiederholt hervorhob, als ein Mittel zur 
Beruhigung der aufgeregten Landbevölferung gedacht war, fo 
hätte die Anfündigung einer  Entichädigung gerade in 
diefeem Momente nit nur den gemwollten Zweck vereitelt, 
jondern aud) die Aufregung unendlich geiteigert. Die - fofortige 
Aufhebung der Grundftenerbefreiungen jtellte ihn alſo vor 
die Alternative der Todfeindſchaft der großen Landwirte und 
der Ariftofratie oder, wenn er eine Entihädigung beantragte, 
des Abfalls in der eigenen Partei. Blieben dagegen die Steuer- 
eremtionen bi$ zur definitiven Reform vorläufig noch beitehen, jo 
fonnte die Erörterung und Enticheidung der Entichädigungsfrage 
auf einen anderen, günjtigeren Zeitpunft verichoben werden. Mit 
dem in bindender Form verfündeten Willen des Königs, Die 
Steuerbefreiungen aufhören zu laſſen, jobald die jachliche Voraus» 
jegung der Reform, der Katafter, vorhanden war, hätten fich die 
Xiberalen zufrieden geben müſſen und die DOppofition der Gegen- 
partei wäre weniger leidenjchaftlich geweien. Die bisher Privi- 
legierten jomweit zu jchonen, als es mit der Durdführung der 
Kegierungsprinzipien nur immer vereinbar war, lag aber um jo 
mehr Grund vor, als die neue Gejeggebung fait ausſchließlich 
von ihnen Opfer verlangte und auch die anderen Steuerprojefte 
Hanjemanns mejentli ihre Schultern belafteten. Indem das 
Minifterium ihnen die bitteren Pillen nicht langſam nad) einander 
jondern faft gleichzeitig und auf einmal verabfolgte, unterjchäßte 
es offenbar die Wucht und die Wirkungen der ingrimmigen Feind— 
ſchaft, welche es in diefen Kreifen gegen fich und gegen die ganze 


VBergengrün, David Haniemann. 33 
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oder gar als ſtillſchweigendes Mißtrauensvotum betrachtet werden. 
Es ift daher verftändlich, wenn die Minifter auf die Adreſſe 
Gemicht legten. Trotzdem fam es zu einem beftimmten Beſchluß 
im Minifterrate, wie es jcheint, nicht.) — In der 6. Sitzung 
vom 30. Mai beantragte der Abgeordnete Dito?), nachdem bereits 
mehrere bedenklich radikale Äußerungen gefallen waren, an die 
Spige der Geſchäftsordnung den Satz zu ftellen, daß die Nationalver- 
jammlung nicht eher geichlofjen werden dürfe, als bis das Staats» 
grundgeleg mit Berüdfichtigung der jozialen Fragen vollftändig voll 
endet jei. Er begründete den Antrag mit den Worten: „Der 
Standpunkt unjerer Nationalverfammlung ift fein anderer, als 
daß wir, nicht aus der gejeglichen Entwidelung der Dinge jondern 
lediglich) aus der Revolution hervorgegangen, berufen find... 
dem Lande Ruhe und Drdnung wiederzugeben.“ Damit war der 
Standpunft derjenigen Partei unverhüllt ausgeſprochen, welche 
zwar anfangs nicht die Mehrheit hatte, im Laufe der Zeit aber ein 
immer ftärferes Übergewicht gewinnen follte. Diefe Gelegenheit nahm 
Gamphaujen zu einer unzmweideutigen Erflärung wahr. Indem er 
anerfannte, daß die Märzereignifje eine große Bedeutung hätten, 
beftritt er doch die Auffaffung, als ob durd fie alles umgeftürzt 
jet und alle Zuftände rechtlich neu begründet werden müßten. 
Die ftaatsrechtliche Kontinuität jei im Gegenteil nicht durchbrochen; 
nicht auf Grund revolutionärer Thatjachen, jondern nur auf Grund 
des vom Vereinigten Yandtag verfafjungsmäßig beratenen Wahlgejeges 
und allein mit der durch diejes gegebenen Vollmacht jeien die Ab- 
geordneten hier verfammelt. Gleichjam als Antwort hierauf drangen 
am Abend brodlofe Arbeiter in die Wohnung des Miniiters Patow 
und zwangen ihn zur Verteilung von 300 Thlr. unter die Be- 
y unruh, Skizzen aus Preußens neueſter Geſchichte S. 89, erzählt, daß 
am Abend vor der Adreßdebatte, alſo am 80., nichts Beſtimmtes über die 
Wünſche der Miniſter zu erfahren war. Bon einem Hanſemann naheſtehenden 
Abgeordneten und Beamten erhielt er die Auskunft, Hanfemann jet dafür, 
Auerswald möge aber wohl Urſache haben, dagegen zu fein, Vergl. Reichen: 
iperger 62. 

2) Nah Reiheniperger 74 war es ber Ailefior Otto aus Trier, dem 
Regiiter der ſtenographiſchen Berichte zufolge der Prediger Otto aus Liegnig. 
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dürftigen, worüber er am folgenden Tage, dem 31. Mai, in 
der Nationalverfammlung Bericht erftattete.e Während nun die 
Rechte beantragte, die Minifter bei der Herftellung der Drbnung 
au unterftügen, nahm die Linfe durch eine nterpellation an den 
Kriegsminifter über Waffentransporte aus dem Zeughaufe die Be- 
ſchwerde über die Reaktion wieder auf. Seht fchien der Zeitpunft 
gefommen, die Berfammlung zu einer formellen Kundgebung ihrer 
Anfichten über das Minifterium zu bewegen. Camphauſen rügte 
die unbegründete, ja in diefem Momente geradezu finnloje Furcht 
vor der Reaftion. Dann ſprach er es aus, daß das beſte Mittel, 
den Gerüchten über reaftionäre Abfichten zu begegnen, eine große 
Debatte über die Vergangenheit, die Gegenwart und die Zukunft 
fei, und dazu würde eine an den König zu richtende Adreſſe die 
ſchicklichſte Gelegenheit bieten. Camphauſen bezeichnete jeine Be- 
merfung aber nicht einmal als Rat, gejchweige denn als Antrag, 
jondern nur als Wunſch. Er wurde vom Stadtrat Dunder unter: 
ftügt, der jchon am 29. den Antrag auf Bildung einer Adreß— 
fommilfion eingebracht hatte. Bon anderer Geite wurde heftig 
widerjprochen: für Förmlichkeiten und HöflichleitSbezeugungen ſei 
die Zeit zu foftbar; das Vertrauen müßten die Minifter fich erft 
verdienen, einen Dank für die Einberufung der DVerfammlung 
auszujprechen, liege erft recht feine Veranlafjung vor, denn nicht 
einen Aft der Gnade habe die Krone mit der Einberufung aus- 
geübt, jondern nur der Notwendigkeit nachgegeben; ihre Gefinnung 
werde die Verfammlung beſſer durch Thaten als durch Worte 
dofumentieren. Dieſer trogige Widerſpruch verleitete Hanſemann 
dazu, fich für den Dunckerſchen Antrag energiicher ins Zeug zu 
legen, als e8 Gamphaujen mit der Verlautbarung eines Wunjches 
gethan hatte, der augenſcheinlich wenig Eindrud madte. Zu all 
gemeiner Überrafchung erflärte er, die Verweigerung der Adrep- 
debatte bedeute eine Schwächung der Regierung, bei welcher jie 
die Zügel des Staates nicht länger führen könne. „Es ijt dies,“ 
ichloß er, „eine Frage des Beftehens des Kabinetts, wenigjtens in 
Beziehung auf meine Perſon, erfläre ich dies aufs beftimmtefte.” 
Als darauf der radikale Rektor Mäbe aus Bornſtedt ermwiderte, 
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liberale Neuordnung des Staates entfeſſelte. Die Aufregung ber 
großen Grundbefiger im Dften der Monardjie war grenzenlos. 
Sie klagten, daß der Finanzminifter e8 auf den Ruin ber 
Sandwirtichaft abjehe und räuberiih in das Eigentumsrecht ein- 
greife. 

Anfang Yuli überjah Hanjemann die Finanzlage des Staates 
jomweit, daß er für das laufende Jahr, wenn feine Mobilmachung 
ftattfand, eine Mehrausgabe von 22 Millionen und eine Minder- 
einnahme von 8 Millionen Thaler, aljo im ganzen einen Zu— 
furzihuß gegen den Voranſchlag von 30 Millionen!) heraus- 
zurechnen vermochte, von denen 16'/, Millionen nad) vollftändiger 
Entleerung des Staatsichages durch außerordentliche Mittel auf- 
zubringen waren. Für eine auswärtige Anleihe blieben die Ver— 
hältnifje, wie Agenten aus England und Holland berichteten, fort- 
dauernd ungünftig. Es mußten aljo die notwendigen Mittel im 
eigenen Lande gejucht werden. Da die am 25. April aufgelegte frei- 
willige fünfprozentige Anleihe bisher nur 1!/, Millionen eingebracht 
hatte, jo entichloß fi) Hanjemann dazu, ihr jegt durch die Dro- 
bung mit einer Zwangsanleihe, an die er von vornherein gedacht 
hatte, einen höheren Reiz zu verleihen. Am 10. Juli trat er 
mit einer Reihe von Steuer- und Yinanzentwürfen vor die National- 
verfammlung. An ihrer Spite prangte die im höchſten Grade 
unpopuläre Zwangsanleihe. Alle Befiger von Kapitalien im Be- 
trage von 4000 bis 400000 Thaler jollten zur Darleihung von 
"a bis 2 Prozent ihres Vermögens gegen eine Berzinjung von 
31/,°/, gezwungen werden. Der Zmed der Maßregel war die 
Aufbringung der vom Landtage bewilligten 15 Millionen. Hanſe— 
mann ſprach aber jofort die Überzeugung aus, daß die wirkliche 
Erhebung der Zwangsanleihe gar nicht nötig fein werde, da die 

*), In Wirklichkeit Hat der Rechnungsabihluß für d. J. 1848 ein Defizit 
von 261/, Millionen ergeben. Dasjelbe wurde nad) der Bericht des Finanz⸗ 
minifterd Rabe vom 8. November 1849 gebdedt durd vorhandene Betriebs: 
beftände und verfchiedene Meine Einnahmen (41/, Mill.), durch Zuſchüſſe aus 


dem Staatsſchatz (18 Mil.) und and dem Ertrage der freiwilligen Anleihe 
(9 Mil.) 
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zu ihrer Leiſtung Berpflichteten fich beeilen mwürben, noch recht. 
zeitig auf die vorteilhaftere freiwillige Anleihe zu zeichnen. Der 
Erfolg hat ihm Recht gegeben. Die freimillige Anleihe, deren 
Zeichnungstermine wiederholt verlängert wurden, führte dem Staate 
im Jahre 1848 14 Millionen zu. Der Reſt von 1 Million lief 
im folgenden Jahre ein. — Gleichzeitig mit der Zwangsanleihe jchlug 
Hanjemann die Erhöhung der Rübenzuderfteuer nnd der Branntwein- 
jteuer ſowie die Aufhebung der noch beftehenden Befreiungen von der 
Klafjenftener') vor. Den Ertrag diejer Steuererhöhungen jchäßte er 
auf ungefähr 1’/, Millionen, von denen die Branntweinfteuer das 
Meifte aufbringen jollte. Die Aufhebung der Klafjenfteuerbefreiungen 
war eine Konjequenz des Prinzips der gleichmäßigen Befteuerung ohne 
Eremtionen. Die Verboppelung der Rübenzuderjteuer wurde auf 
Grund jchon abgeichloffener Verträge der zollverbündeten Staaten 
gefordert und war bereits vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die Nationalverfammlung publiziert. Die Erhöhung der Brannt- 
meinfteuer um 50°/,, jchon jeit langer Zeit geplant, follte eine 
lediglich fisfaliiche Maßregel jein, die allerdings für die Brennerei- 
inhaber empfindlich war, aber doch nur im richtigen Verhältnis 
zu der infolge der technifchen Bervolllommnungen der leßten 
Jahre außerordentlich gefteigerten Leiftungsfähigfeit der Brannt- 
mweininduftrie ftand. Nur die Erhöhung der Zucderfteuer ift aber 
in der Nationalverfammlung wirklich beraten und befchloffen 
worden. Die Kommilfion verwarf fie freilich, Hanjemann gewann 
aber im Plenum die Majorität für fi), indem er auf das Be- 
denflie einer Ablehnung von mühjam herbeigeführten Ab- 
machungen der zollvereinten Regierungen binwies und es geradezu 
als eine Schädigung des deutichen Einigungsmerfes bezeichnete, wenn 
die preußiiche Regierung in diefer Frage von der Volfsvertretung im 
Stich gelajien mwerde.?) Die Klafjenfteuervorlage blieb in der Kom- 


1) Für Offiziere, Geiftliche und Lehrer. 

9) Hanfemann war mit diefen Ausführungen ganz im Recht. Doc) foll 
der Eifer, mit welchem die erhabene Idee der deutichen Einheit im Verbindung 
nit der nüchternen und untergeordneten Zuckerſteuerfrage gebracht wurde, eine 
unfreiwillig komiſche Wirkung geübt haben. Gleich am andern Tage hing in 
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milfion fteden. In der Branntweinfteuerfrage erzielte aber die eritarfte 
Dppofition der Großgrundbefiger ihren erjten wirklichen Erfolg, als 
die Regierung unmittelbar nad Hanjemanns Rücktritt, allerdings 
unter ausdrüdlicher Anerkennung, daß die Branntweinfteuer vor allen 
anderen Steuern zur Erhöhung bejonders geeignet jei, die Vorlage 
auf Wunjch der klagenden Landwirte zurüdzog. 

Mit den von den Steuererhöhungen und der Zwangsanleihe 
erhofften Erträgen war nur erit notdürftig für die Dedung des 
mutmaßlichen außerordentlihen Mehrbedarfs im laufenden Jahre 
gejorgt. ES mußte der Staat aber außerdem noch mit ausreichen: 
den Barmitteln verjorgt werden, um den Eventualitäten Der 
folgenden Zeit gewachſen zu fein. Hanjemanns für diejen Zweck 
vorbereitete Fyinanzprojefte jtehen im Zuſammenhang mit jeinen 
übrigen jtaatswirtichaftlihen NReformplänen, die in eriter Xinie 
eine Änderung der Eifenbahnpolitif und der Domänenverwaltung 
im Auge hatten. 

Bon der Energie und Arbeitskraft Hanjemanns ließ ſich er- 
warten, daß er, zur Macht gelangt, jeine Überzeugung von der 
Notwendigkeit der Verſtaatlichung des Eifenbahnweiens zu praf- 
tiicher Geltung bringen werde. In dem Handelsminiſter Milde 
fand er einen Öefinnungsgenojjen und beide gingen rüjtig ans 
Werk. Allerdings erichien die Ausführung eines jo großen, weit- 
ausichauenden Planes durch die Unficherheit der Verhältnifje und 
die ungünftige Finanzlage gerade im Jahre 1848 bejonders er- 
ichwert zu jein. Anderſeits lag wieder in der Arbeitslofigfeit 
großer Menichenmafjen und in den mit ihr verbundenen Gefahren 
eine bejondere Aufforderung zu großartigen jtaatlihen Unter— 
nehmyngen. Sie waren nicht nur ein Mittel zur Linderung der 


allen Buchläden eine Karikatur aus: eine große Runfelrübe, aus ber Hanjemanns 
Bruftbild Hervorfam, wie er auf der einen Seite dem Reichöverweier und auf 
der andern dem Demagogen Held die Bruderhand reicht mit der Unterſchrift 
„Wenn Sie aber diejes Gejep verwerfen, jo handeln Sie gerade gegen die 
deutihe Einheit.“ (Die Grenzboten 1848 IV ©. 111.) — Zur Ausführung 
fam die Zuderjieuererhöhung damals freilihd auch nicht, weil die badtichen 
Klammern fie ablehnten, 
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Not, zurBeichäftigung müßiger Kräfte, jondern fie entzogen auch einen 
beträchtlichen Teil des Proletariats in den Städten der Beeinflufjung 
durch die Demagogen und jtellten die Leute zur Verfügung der Re— 
gierung. Wir fahen, daß die Regierung zunächft nur zum Zmede, 
den Arbeitslojen einen Verdienft zu verichaften und fie aus Berlin 
zu entfernen, aus eigener Machtvollfommenheit die Arbeiten an 
der Ditbahn wieder aufnehmen ließ. In der Nationalverfammlung 
hierüber interpelliert, verteidigten Hanjemann und Milde die Maß— 
regel als eine durch die Verhältnijje gebotene Notwendigfeit, ver- 
Iprachen aber bald ein umfaſſendes Eilenbahn- und Finanzgeſetz 
vorzulegen, das insbejondere auch die Entjcheidung über die Rich— 
tung der Ditbahn (über Konit oder über Schneidemühl), der die Mi- 
nifter durch den eigenmäcdhtig aufgenommenen Wiederbeginn der 
Arbeiten vorgegriffen haben follten, der Wolfsvertretung über- 
lajjen werde. In der That wurde Anfang Auguft von den beiden 
beteiligten Miniftern ein großartiges Projekt über Staatseijen- 
bahnen!) fertig geftellt. Für den Erwerb und die Vollendung der 
bisherigen Privatbahnen jollten 20 Millionen, für neue Eijen- 
bahnbauten 30 Millionen Thaler ausgeworfen werden, von denen 
25 Millionen auf die Oſtbahn gerechnet wurden. Jene für den 
Ankauf von Privatbahnen bejtimmten 20 Millionen ftellten etwa 
den fünften Teil des in den preußiichen Privatbahnen damals 
itedenden Sapitalwertes dar, jo daß die Vermirflihung des 
minifteriellen Planes einen jehr energiichen Anfang zu der PVer- 
ftaatlichung der preußiichen Eifenbahnen bedeutet hätte, zumal die 
Regierung ja auch auf die anderen noch nicht erworbenen, aber 
von ihr unterftügten Bahnen einen weitgehenden Einfluß beſaß. 


1) Betr. „den Erwerb der von Attiengejellihaften gebauten oder noch im 
Bau begriffenen Eifenbabnen und die Beihaffung der dazu fowie zur Her— 
jtellung einiger anderen Eifenbahnen, namentlih der Oſtbahn, erforderlichen 
Mittel.“ Bergl. Fled, die preußiihen Eifenbahnen im Jahke 1848. Vortrag 
in der Verſammlung des Vereins für Eiſenbahnkunde vom 8. November 1898 
(Sipumgsberichte diejed Vereines ©. 193— 213); — fowie den anonymen Auf: 
fa „Die preußiſche Eiſenbahnpolitik d. J. 1848” im Archiv für Eifenbahn- 
weien 1880. 
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Zur Mitteilung der Borlage an die Nationalverfammlung ift 
Hanjemann aber nicht mehr gefommen. Seine Nachfolger jtellten 
ihn über den politiichen Nöten des Augenblids völlig zurüd und 
nur den auf die Neubauten bezüglichen Zeil desjelben hat der 
im Dezember 1848 ins Amt tretende Handelsminifter von der Heydt 
wieder aufgenommen. 

Die Mittel zur Ausführung des Eijenbahnplanes wollte 
Hanjemann durd die Ausgabe vierprozentiger Staatseifenbahn- 
obligationen bis zum Betrage von 30 Millionen Thaler bejchaffen, für 
welche der Staat mit den in feinen Befig übergehenden und den noch zu 
erbauenden Bahnen haften jollte. Eine zweite Geldquelle wollte er 
durch die Ausgabe von Domänenjchuldicheinen bis zur Höhe von 
62!/, Millionen Thaler erjchliegen, die dem Staate auch die Mittel 
zur Befriedigung feiner übrigen Bedürfniſſe liefern jollten. Aus 
diejer Duelle gedachte Hanjemann fich jet 25 Millionen bewilligen 
zu lajjen. Das Staatsjchuldengejeg von 1820 hatte freilich bereits 
die gejamten Staatsdomänen für die Staatsichuld in ihrem da— 
maligen Betrage von 206 Millionen zum Pfande gejegt. Von 
den Domanialerträgen war aber zum Unterhalt des Föniglichen 
Haufes eine jährliche Rente von 2!/, Millionen, die einem 
Kapital von 62'/, Millionen entſprach, mit einem Vorzugs— 
rechte vor allen Staatsgläubigern ausgejondert worden. Hanjemann 
wollte den König dazu bewegen, jet auch Diefes Vorzugsrecht 
für die Domänenjchuldjcheine zu verpfänden. Friedrich Wilhelm IV. 
icheint fi) anfangs für dieſen Gedanken erwärmt zu haben. 
Gegen jeinen Vertrauten Gerlach rühmte er die Scharffinnigfeit 
des Planes. Einige Tage darauf war er aber anderer Meinung 
geworden und erklärte, daß er weder diefen noch die anderen 
Finanzpläne der Minifter jemals genehmigen werde.') So find 
fie denn, obwohl volljtändig bis ins einzelne ausgearbeitet, 
ohne Verwendung gefunden zu haben, liegen geblieben. 

Die Domanialverwaltung in den Provinzen gedachte Hanie- 
mann nach zwei Richtungen bin zu reformieren. Er wollte fie 





I) Gerlach, Dentwürdigleiten, 186. 
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von den kollegialen Bezirksregierungen ganz trennen und beſon— 
deren Forſt- und Domänendirektoren anvertrauen. Hier ſollte, 
wie Hanſemann der Nationalverſammlung mitteilte, mit der Be— 
ſeitigung der Kollegialverwaltungen der Anfang gemacht werden. 
Dann aber dachte er daran, die Domänen in ergiebigerer Weiſe 
für den Staat nutzbar zu machen. Bis 1832 waren Domänen- 
grundftüde, wo es vorteilhaft fchien, regelmäßig verfauft worden. 
Im genannten Jahre beftimmte aber eine Fönigliche Ordre, daß 
fortan die bedeutenderen Staatsgüter in ihren Umfange erhalten 
und weder im ganzen noch parzellenweile verfauft werden 
dürften. Hanſemann wollte jegt zu der früheren Praxis zurück— 
kehren. Nur die Foriten jollten grundjäglich im Staatseigentum 
verbleiben. Die Verpadhtung der Domänen, als einzige und aus 
ichließlihe Form ihrer Verwertung, hielt er für unvorteilhaft, 
weil perjönliche Rüdfichten bei derjelben häufig eine zu große 
Rolle jpielten und die Erzielung eines angemejjenen Pachtpreijes 
nur zu oft verhinderten. Wichtiger noch erjchien ihm der Ver— 
fauf von Domdänengrundftüden als jozial- und agrarpolitiiches 
Mittel zur Vermehrung des in der Zeit von 1816 bis 1848 jo 
bedenklich zufammengejchmolzenen Standes der mittleren und fleinen 
Grundeigentümer. 

Gegen alle diefe Projekte opponierte die den König um: 
gebende, mit den Großgrundbefigern in engjter Fühlung jtehende 
„Kamarilla”. Jeder Kräftigung und Vermehrung des Heinen unab- 
hängigen Grundbefiges abgeneigt, deſſen wachjender Einfluß den 
des Landadels einft jchmälern mußte, wollten fie und die Groß: 
grundbefiger in den Borjchlägen Hanjemanns nicht® anderes als eine 
leichtfinnige Vergeudung der finanziellen Mittel und eine mutwillige 
Zeritörung der joliden Grundlagen des preußilchen Staates jehen, 
als welche fie freilih nur eine patriarchaliiche Agrarverfaffung 
mit einem abhängigen, unſelbſtändigen Bauernjtande gelten ließen. 

Worauf es aber Hanjemann bei der Wiederaufnahme der Do- 
mänenverfäufe an Stelle der unvorteilhafteren Verpachtungen ſowie 
bei der Ausgabe der projeftierten Inhaberpapiere anfam, führte er in 
den „Erläuterungen zum Gejege über die Ausgabe von Domänen: 
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Ichuldjcheinen“') aus. Es fam darauf an, „den im Privatverfehr 
überall fühlbaren Drud der Geldverhältniiie baldmöglichit zu be- 
jeitigen, das außer Zirkulation gelommene Geld baldmöglichit 
wieder flüffig zu machen und jomit der öffentlichen Wohlfahrt die 
Mittel jelbftändiger Förderung wieder zuzuführen“. Zugleich aber, 
hieß es weiter, werde der preußiſche Staat durch ftrenges Einhalten der 
den älteren Staatsgläubigern gegebenen Zuficherungen?) nicht nur 
feinen jo treu gewahrten Kredit fich erhalten, jondern auch „unver- 
gleihbar mit irgend einem Staate Europas den Beweis liefern, 
daß er mit einer Geichichte Jahrhunderte langer Anftrengung und 
inmitten bisher nie gefannter Stürme dennoch die Mittel in 
ſich trägt, ohne Schwierigkeiten den an ihn geftellten Forde— 
rungen gerecht zu werden und den Namen eines Glanzpunftes in 
der deutfchen Einheit zu verdienen“. Ähnlich hatte er fich ſchon 
am 11. Juli bei der Borlegung einer Denffchrift über die Finanz- 
verhältnifje in der Nationalverjammlung geäußert. Es war fein 
Stolz, daß Preußen nicht wie Ofterreich und andere Staaten durd) 
die Erjchütterungen des Revolutionsjahres finanziell zujammen- 
gebrochen war, und indem er dies feititellte, benußte er zugleich die 
Gelegenheit zu einer ehrenden Anerkennung der Treue und Gemifjen- 
baftigfeit der von ihm ehemals jo hartnädig befämpften vormärz- 
lihen Finanzverwaltung. Er rühmte es, daß ohne neue Schulden 
zu machen, jeit 1820 von der verzinslichen Schuld von 206 Mil- 
lionen Thalern 81 Millionen abgetragen jeien, und fuhr dann fort: 

„Es ift fein Staat in Europa, wenigſtens feiner von einiger größeren 
Bedeutung, der in diefer Beziehung eine befjere Haushaltung geführt hätte 
als der unirige. Wenn wir die Vergangenheit tadeln, jo will ich dies hiermit 
vollftändig anerkannt haben. Die Domänen haben, ohne die Forjten, ohne 
Zweifel einen viel größeren Wert als unfere fämtlihen Schulden. Wir find 
alſo aus der alten Zeit in die neue mit einem Finanzzuftande übergegangen, 
der bei ſolch großem Umſchwunge der Berhältnifjie noch nicht vorgelommen 
tft. Die alte Zeit hat vielmehr, wenn wir auch einzelne Grundfäge heute nicht 


1) Nicht veröffentlicht. 

2) Die Erträge der Domänenverfäufe follten in die Kafie der Staats 
ihuldenverwaltung fließen und unter der Mitwirtung dieſer Behörde die Do- 
mänenjchuldiheine ausgegeben und amortijiert werden. 
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teilen, im ganzen betrachtet, eine qute Haushaltung geführt und uns die Mittel 
überliefert, Preußen dur die ſchwere Zeit, in der wir und befinden, ruhmvoll 
durchzubringen.“ 

Hanſemanns Finanzverwaltung iſt, ſoweit fie mit den all— 
gemeinen Fragen der inneren Politik zuſammenhing, getadelt und 
gelobt worden, je nach dem Parteiſtandpunkt der Beurteiler. Daß 
er ein überaus fähiger Finanzminiſter war, der ſowohl für das 
Erwerbsleben des Volkes wie für die Staatsfinanzen die unter 
den gegebenen Umjtänden zwedmäßigften Mittel zu finden und fie 
dann zugleich raſch und umfichtig ins Werf zu jegen mußte, daß 
er fi) den gefteigerten Schwierigfeiten des Amtes in technijcher 
Beziehung vollfommen gewachſen gezeigt hat, iſt auch von jeinen 
Nachfolgern und, zwar nicht jofort aber doch jpäter, auch von 
jeineu Gegnern in vollem Maße anerfannt worden. Mit Recht 
erblidte er in der Solidität der früheren ‚Finanzverwaltung, die 
er jo danfbar rühmte, die Vorausjegung für jeine eigene eriprieß- 
liche Thätigfeit. Aber es ift nicht minder wahr, daß, wenn Preußen 
das Jahr 1848 ohne jede Erjchütterung jeines Finanzwejens über: 
wand und wenn die Opfer, welche die europäilche Geichäftskrife 
forderte, in Preußen verhältnismäßig geringe waren, dies in 
erfter Linie ein Verdienit Hanjemanns geweſen if. Zwar hat er 
jeine großen auf die Zukunft berechneten finanzpolitifchen Entwürfe 
bei dem Widerftand, auf den fie ftießen, und bei der Kürze jeiner 
Amtsthätigfeit nicht ausführen fönnen. Aber alle jeine durch die 
Bedürfniſſe des Moments gebotenen ?Finanzoperationen jchlugen 
glücklich ein und kamen ebenio jehr den Staatsfinanzen wie der 
Wohlfahrt der Bevölkerung zu ftatten. Dem Staat wurden aus: 
reichende Barmittel zur Verfügung geftellt, der Privatfredit wurde 
neu belebt, der Geichäftswelt in umfaſſender Weiſe Hilfe geleiftet 
und dabei doch jo vorfichtig verfahren, daß alle Vorſchüſſe recht: 
zeitig mit den Zinfen wieder in die Staatskaſſen zurüdflojfen und 
ein mirfliches Geldgejchenf in feinem Falle gemacht worden ilt. 
Bismards Prophezeiung, die Millionen würden im bodenlojen 
Brunnen der Induſtrie jpurlos verjchwinden, erwies fich als eitel. 
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Die Verhandlungen der Nationalverjammlung während des 
Minifteriums Auerswald haben Hanjemann wenig Gelegenheit zu 
rebneriichen Leiftungen geboten. Außer am erften und legten Tage 
des Minijteriums iſt Hanjemann eigentlih nur nod zweimal 
mit einer größeren Rebe hervorgetreten; am 11. Juli zur Dar- 
legung der Finanzlage und am 2. September zur Berteidigung 
der Zuderjteuererhöhung. Mit fürzeren Reben beteiligte er fich 
an den Debatten über die Schugmannjchaften und die Dftbahn. 
Das eigentlihe Schwergewicht der parlamentarijchen Arbeiten lag da- 
mals in den Kommilfionen und Abteilungen und nur wenige der im 
Plenum verhandelten Fragen gehörten in das jpezielle Rejiort des 
Finanzminifteriums. Erörterungen allgemeiner Natur ging das Mi- 
nifterium am liebjten aus dem Wege. Es trat daher aud) dem Antrage 
der Adreßfommilfion, von der Beratung einer Adreſſe ganz abgejeben, 
bei, obwohl Hanjemann gerade auf fie jo großes Gewicht gelegt hatte. 
Aber der Kommilfionsbericht gelangte erſt am 18. Juli ins Ple— 
num, zu einer Zeit, wo man bereit$ auf beiden Geiten das In— 
terefje an der Sache verloren hatte. Die wichtigjte Angelegenbeit, 
die Verfafjungsfrage, gab in dem Stadium, das fie während des 
Minifteriums Auerswald erreichte, der Regierung feine direfte Ber: 
anlafjung zu einer Äußerung. Die PVerfajjungstommiffion legte 
ihre Arbeit, eine weitgehende Umgeftaltung des Regierungsentwurfs 
im demofratijchen Sinne, am 26.‘ Juli vor. Der neue, nad) 
Waldeck benannte Entwurf ging nun in die Abteilungen, aus 
denen er erjt nad) der Auflöfung des Minijteriums in das Ple- 
num zurüdfehrte. 

Zu ernfthaften Konflikten zwiichen der Regierung und Volls— 
vertretung fam es längere Zeit hindurch gar nicht, weil die meijten 
enticheidenden Beſchlußfaſſungen noch ausjtanden und die Minifter 
es nicht der Mühe wert hielten, auf die radifalen Deflamationen 
der Linfen jedesmal zu antworten. Dies Schweigen aber war 
ein Fehler. Die von der Linfen als jelbftveritändlich betrachtete 
Vorausjegung, dag die Volfsvertretung von nun ab der allein 
enticheidende Faktor im Staatsleben jein werde, daß die Krone ſich 
ihr unbedingt fügen müſſe, fand allmählich auch in den Zentren 
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immer mehr Anhänger. Das Gefühl der Dmnipotenz beherrichte 
die Berliner Berfammlung nicht weniger wie dad deutiche Par- 
lament in Frankfurt. ALS fi) dann ein Fall ereignete, in dem 
die Unverjöhnlichkeit ihres Standpunftes mit einer monarchiſchen 
Staatdordnung jcharf zu Tage trat, war man faft erftaunt, daß 
der Konflikt ſofort zur Kataftrophe des Minifteriums führte. 

Die zeitweilige politiiche Windftille fonnte das Minifterium 
nicht darüber täufchen, daß es auf jehr unficherem Boden ftand. 
Die Zujammenfegung der Volfsvertretung änderte fich oft infolge 
des aus den vormärzlihen Ständeverfammlungen übernommenen 
unbeilvollen Syitems der Gtellvertretungen. Biele Abgeordnete 
reiften nach Haufe und ließen ihre Stellverter einberufen, uner- 
fahrene Neulinge, deren Abftimmungen und Barteiftellung völlig 
unberechenbar blieb. Nur auf der Linken, die allmählich auf 140 
Mitglieder heranwuchs, Fonfolidierte fi die Parteibildung. 
Die übrigen Parteien, daS rechte und linfe Zentrum, eine neu 
binzugefommene Fraktion Harfort und die Rechte, bildeten zu— 
jammen nie eine zuverläffige Negierungsmajorität; nur jelten 
über die Wünſche und Abfichten der Negierung unterrichtet, ſtan— 
den fie der geichlojienen Linken führerlos gegenüber. Es zeigte 
fih, daß durch die Ernennung parlamentarijcher Minifter die wohl 
 beabfichtigte Fühlung mit den Mehrheitsparteien feineswegs her- 
gejtellt war. Nur Gierfe fol fich in Parteiverſammlungen gezeigt 
haben; doch hatte er jeden Einfluß verloren. Rodbertus entwicelte 
ſich nach jeinem Rüdtritt immer mehr zum jchroffften und unbequemiten 
Gegner jeiner ehemaligen Kollegen. So fand denn eine Verftändigung, 
mit den Parteien, gejchweige denn eine Beeinflujjung derjelben 
unter diefem Minifterium ebenjowenig wie zu Zeiten Gamphaujens 
itatt, eine verhängnisvolle Unterlafjungsfünde. Denn nad) dem 
Zeugnis mehrerer Zeitgenojjen und Abgeordneten mären vertrau- 
lihe Beſprechungen und Berabredungen mit den Führern der ge— 
mäßigten Parteigruppen vermutlich; nicht ohme Erfolg gemejen. 
Xeider fand fi unter den Miniftern feiner, dem eine wirklich ein- 
drudsvolle, Willen und Gemüt der Hörer padende Beredjamfeit 
eigen gewejen wäre. Sie ſprachen geichäftsmäßig, forreft und 
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nüchtern. Das ift im mejentlichen auc der Charakter von Hanſe— 
manns Reden in dieler Zeit. Es war, als ob die Schwierigkeiten 
jeiner dornenvollen Lage unter lauen Freunden und heftigen 
Gegnern auch ihm einen Teil der Schwungfraft genommen hätten, 
die auf dem Vereinigten Landtage jeiner funftlojen, ſchlichten Be— 
redſamkeit einen höheren Flug verliehen und ihr jo außerordentliche 
Erfolge errungen hatte. Auch Hanjemann war jchlieflih durch 
ein Übermaß von Arbeit, Enttäujhungen und Widermärtigfeiten 
ermübdet, abgejpannt und nervös geworben. Seine Arbeitsenergie 
ermattete nicht. Wohl aber mochte die friiche Zuverficht erlahmen, 
daß er, ohne Unterftügung von irgend melcher Seite, angefeindet 
von rechts und links, von oben und unten, feine Aufgabe werde 
durchführen, das Fonjtitutionelle Staatsleben in Preußen auf dauer- 
hafter Grundlage befeftigen fünnen. 

Bejonders empfindlich trat in diefer Zeit der Mangel einer 
regierungsfreundlichen Preſſe hervor. Die alten Berliner Zeitungen 
hatten bis zu den Märztagen unter noch ftrengerer Zenfurfontrolle 
geftanden als die Provinzialprefie. Eine freie Erörterung öffent: 
licher Verhältniſſe war hier etwas völlig Unbekanntes geweſen. Daher 
wirkte die urplötzlich eintretende jchranfenloje Freiheit in Berlin noch 
beraufchender al8 anderswo. Die ganze alte Berliner Preſſe ging 
in das demofratiiche Lager über: die Speneriche, die Voſſiſche 
Zeitung und die Zeitungshalle. Die zahlreichen journaliftiichen Neu- 
gründungen dienten erjt recht nur republifaniichen oder ultrademo- 
fratiichen ntereilen, mit Ausnahme des bedeutenditen und zufunfts- 
reichiten diefer Blätter, der Nationalzeitung, die jeit dem 1. April 
erichien und etwa die Linie des linfen Zentrums halten wollte. 
Die Anjchauungen des vormärzlichen Liberalismus, aus dem das 
Minifterium Bervorging, der von Rollsjouveränität und Allmacht 
der Nationalverfammlung nichts wiſſen wollte, fand in der Preſſe 
gar feine Vertretung. Die offiziöfe Allgemeine Preußiiche Zeitung 
und der am 1. Mai an ihre Stelle tretende Preußiſche Staatsan- 
zeiger fonnten als abhängige Negierungsblätter dieſe Lücke nicht 
füllen. Die Orientierung und Belehrung des Publifums in poli- 
tiichen Fragen fand alio ausichlieglih im Sinne einer vorge- 
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fchrittenen Demokratie ftatt. Erſt im Juni hatten fich die Alt: 
fonjervativen jomweit von dem Schreden, der Furcht und der Be- 
finnungslofigfeit der Märztage erholt, daß fie mit einer erjten 
That wieder Zeugnis von ihrem Dajein ablegen fonnten. Dieſe 
That war die Gründung der Neuen Preußiſchen Zeitung (Sreuz- 
zeitung), die es fich zur Aufgabe jegte, „ven entfejjelten Geiitern 
der Empörung mit Kraft und Nachdrud entgegenzutreten“. Nach der 
Meinung diejes Blattes herrichten die zu befämpfenden Geijter aber 
mindejtens ebenjojehr in den Minifterhotels wie in den Klubs. Mit 
großem Gejchid, mit Kraft und Mut, aber aud) jfrupellos in der Wahl 
ihrer Mittel, mit Hohn, Spott, Verleumdungen und Lügen aller Art 
griff die Sreuzzeitung das liberale Minijterium an, Um die 
Kreuzzeitung ſcharte fich allmählich die ganze konſervative Oppo— 
fition; aus ihr jchöpfte fie Mut und Thatfraft, an ihr rankte fie 
fid) empor. Zwar überzeugte Gegnerin des Abjolutismus, wurde 
fie doc) die bewußte Vertreterin der Neaftion und damit der jpe- 
zifiihen Barteiinterefjen des Junfertums und des Großgrund— 
befiges. Dieſe Sachlage brachte es mit ſich, daß ihre erbittertjten 
Angriffe fich jeit dem Augenblid vorzugsweile gegen Hanjemann 
richteten, als er mit jeinen Finanz- und Gteuerplänen bervortrat. 

Am 24. Juli fand in Stettin eine von Bülow-Cummerom 
berufene Verſammlung meijt abliger Grundbefiter aus den Pro- 
vinzen Pommern, Preußen, Brandenburg, Sachſen, Poſen 
jtatt, die den „Verein zur Wahrung der nterefjen des Groß— 
grundbejiges und der Förderung des Wohlitandes aller Bolfs- 
klaſſen“ gründeten. Als Ziel der Vereinsthätigfeit bezeichnete der 
Statutenentwurf vom 29. Juli an erjter Stelle die Sicherheit und 
Heiligfeit de3 Eigentums ſowie aller nugbaren Rechte. Nachdem 
die Provinzialfomitees und ein Zentralfomitee, an deſſen Spite 
der alte Bülow jelbit jtand, eine rührige, erfolgreiche Agitation 
entfaltet hatten, fand am 18. Augujt in Berlin die erjte General: 
verjammlung des Vereins unter dem Vorſitz von Kleiſt-Retzow 
ftatt, das ſogenannte Junferparlament, das einen Ausihuß zur 
Überwadhung der Minifter und der Nationalverfammlung einjegte 
und den Krieg gegen fie mit allen geieglich zuläſſigen Mitteln zu- 


526 VI. Kapitel. 


eröffnen beichloß. Nicht wenige Mitglieder zählten zu den legteren 
auch eine Steuervermweigerung, falls die Grundfteuererhöhung wirklich 
Geſetz werben jollte.. Das Drgan diejes Vereins war die Kreuz- 
zeitung. Leitartifel, Korrefpondenzen und die bejonder8 für den 
Kampf gegen einzelne Perjönlichfeiten beftimmten Lokalnachrichten 
im „Berliner Zufchauer“ brachten jeit der zweiten Hälfte des Juli 
faft täglich einen unverjchämten Angriff auf Hanjemann. Anfangs 
wurde noch zugegeben, daß er als Finanzminiſter brauchbar ſei, 
auc anerkannt, daß das Minifterium energiicher gegen die Ruhe— 
ftörungen einjchreite, al$ es unter Camphauſen geichehen jei. 
Bald aber verjtummte das günftige Urteil und Hanjemann wurde 
lediglich alS der Bannerträger der roten, fozialen Revolution be- 
handelt. „Dieler (Hanjemann) geht der Revolution im Sturm: 
Ichritt voran und ſchwingt die rote Fahne“ ſchrieb der Rund- 
ſchauer der Kreuzzeitung am 9. September; er wolle die Grund- 
befiger ruinieren, um fie in ihrer Treue gegen den König wanfend 
zu machen. in Xeitartifel ift überjchrieben „Herr Hanjemann, 
der Neder der preußiichen Revolution”, ein anderer „Der heilige 
Hanjemann“, in Erinnerung an den heiligen Crispin, der Leder 
ftahl, um den Armen Schuhe zu verichaffen. Der legtere Artifel ver- 
ſuchte aud) das Programm der Regierung „aus dem Hanjemannichen 
ins Deutiche”“ zu überjegen. Danach lautete das Programm : 
„Wir werden in der Plünderung der Gutsherren fortfahren, um 
uns und der Revolution, mit der wir identifch find, die Sympa- 
thien der unteren Schichten der Bevölferung zu erfaufen, damit 
auch dieje jehen, daß die Märzrevolution ein einträgliches Ge- 
Ichäft ift, wenn man fie nur auszubeuten verfteht.“ In der erften 
Augufthälfte verichaffte fih das Zentralfomitee des Bülomjchen 
Vereins Audienzen bei allen Miniftern, um ihnen Borftellungen 
über die beabfichtigten Gejepe zu machen. Hanſemann joll, wie 
Bülow am 11. Auguft in der Kreuzzeitung berichtete, ſich beim 
Empfange der Komiteemitglieder nicht auf die Erörterung von 
Gründen eingelafien haben, da eine Verftändigung zwilchen ihm 
und den Herren doc ausgeichlofien ſei. An diefe Audienz knüpften 
fit} nun die ungeheuerlichften Gerüchte. So jollte Hanjemann 
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u. a. gejagt haben: „Meine Herren, die Wahlen haben Sie in 
der Minorität gelajien, — an Sie muß ich mid) aljo zuerft 
balten.“”*) Am 13. Auguft bradjte die Kreuzzeitung die Notiz, 
daß eine Deputation aus Schlefien Hanjemann mitgeteilt habe, 
die notleidenden Weber fürchteten jelbjt, durch ihre Lage zu ge- 
waltthätigen Schritten getrieben zu werden, worauf Hanjemann 
geantwortet habe, man fünne ja die Leute damit tröften, daß Die 
Todesitrafe abgeichafft werde und eine Habeas-Gorpus-Akte in Sicht 
ftehe. Die Leute hätten das nur als eine Aufforderung zu ſtraf— 
loſem Rauben und Brennen betrachten können. Und dieje alberne 
Lüge erzählte man fich bei Hofe als wirklichen Ausiprudy und 
Gefinnungsausdrud des einflußreichiten Minifters!?) Cinem 
anderen Gerüchte zufolge Hatte Hanſemann gegen ben 
engliichen Gejandten Weftmoreland geäußert, die ‘Freiheit 
fönne erſt dann recht blühen, wenn die Vermögen aller Stände 
gleich gemacht worden jeien. Er wurde aber nicht nur als 
Anardiit vom reinſten Waſſer charakterifiert, jondern man taftete 
auch feine perjönliche Ehrenhaftigfeit an. Auf die Meldung von 
feinem jchweren Bermögensverluft im Betrage von 75000 Thlr. 
folgte in der Kreuzzeitung nach einigen QTagen die Denunziation, 
daß er jein Gehalt reglementwidrig für ein ganzes Jahr prä- 
numerando erhoben habe, obgleih er doch wiſſe, daß jeine 
Minifterftelung jo lange nicht dauern werde. Und als Hanje- 
mann diefe Mitteilung in einer Zufchrift an die Redaktion als 
völlig unmwahr bezeichnete, hatte das Blatt die Frechheit, von dem 
Minifter zu fordern, daß er die Wahrheit jeiner Ausjage durd) 
Borlegung der Kaſſenbücher des Finanzminifteriums ermeijen 


1) Iſt es ſchon am ſich einleuchtend, dab dieſes weitverbreitete Gerücht 
einer dummen und boshaften Verleumdung entſprang, ſo wird ſeine völlige 
Grundloſigkeit noch dadurch erhärtet, daß die Kreuzzeitung ed nicht erwähnt, 
die doch am beiten orientiert war. Es findet ſich in vielen Zeitſchriftartikeln 
und in zeitgenöffiihen Brofhüren, 5. B. in R. Walter (Rogge), Barlamen- 
tariihe Größen, ©. 169. Hanfemann hat in feinem Eremplar der Walterſchen 
Schrift mit Bleiftift zu diefer Stelle „Erfindung“ bemerft. 

2) Gerlach, 186. 
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möge.) Man fieht, daß die Preffreiheit von der reaftionären 
Partei nicht wejentlic; anders als von den Demofraten ausgenugt 
wurde. Der Verleumdung war Thür und Thor geöffnet. 

Unter ſolchen Umjtänden lag es nahe, eine große Zeitung zu 
gründen, welche den Standpunkt der Regierung aus Überzeugung 
zu vertreten geneigt war. Hanjemann bejchäftigte fich jeit Ende 
Juli eifrig mit diefem Gedanfen. Die Zeitung jollte ein Blatt 
eriten Ranges werden, Reichtum und Gediegenheit des Inhalts 
mit geichmadvoller Yorm verbinden und in politiicher Hinficht 
eine jtarfe Regierung ohne reaftionäre Beftrebungen und politifche 
‚Freiheit ohne anarchiſtiſche Auswüchſe gegen die ertremen Richtungen 
auf beiden Seiten verteidigen. Zunächſt dachte er daran, den ihm 
damals nahe jtehenden Abgeordneten in Frankfurt Haym, den 
Berfajier der „Reden und Redner des Vereinigten Landtags,“ für die 
Zeitung eines jolchen Blattes zu gewinnen. Diejer mochte indefjen 
jeine Thätigkeit in Frankfurt nicht aufgeben. Dann unterhandelte 
Hanjemann mit dem befannten Journaliſten Karl Weil, der bis 
dahin die „Konjtitutionellen Jahrbücher” in Stuttgart redigiert 
hatte. Meil zeigte jich nicht abgeneigt und bald war aud) der 
Verleger gefunden. Am 2. September reichten die Buchhändler 
Jonas und Lehfeld in Berlin dem Staatsminijterium den Plan 
zur Gründung einer „Konjtitutionellen Zeitung“ ein und baten um 
eine Subvention von 60 000 Thlr. Hanjemann befürmortete die 
Bewilligung des Gejuchs aus den disponiblen Fonds des Kultus- 
minifteriums, doch fand der Gedanfe bei den anderen Miniftern 
feinen rechten Anklang. Die Angelegenheit blieb liegen.?) 

Der Feldzug der SKreuzzeitung und des Yunferparlaments 
gegen das liberale Minifterium fand am Hofe in Potsdam eifrige 

i) In einem Briefe des Baftord Karl Hanjemann an Hanjemann, d. d. 
Altenwerder den 21. Juli 1848, findet ſich der Paſſus: „Dak Du von Deiner 
Bejoldung dem Baterlande fajt 2/3 geopfert haft, jcheint und zu viel; 1/, wäre 
genug gemwejen.“ ch babe über den bier erwähnten Verzicht Hanjemanns auf 
einen großen Teil jeines Gehalts ſonſt nicht finden können und ihn daber 
auch im Text nicht verwerten mögen. 

2) Weil an Hanfemann, Stuttgart 3. Auguft und 15. Auguſt 1848. — 
Aus dem Leben des Generals H. von Brandt IIL, 286. 
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Unterftügung. Nicht nur die eigentliche Kamarilla, wie ihr Haupt, 
der Generaladjutant Leopold von Gerlach, die altadlige fonjervative 
Umgebung des Königs jelbft nannte, die das Dhr und meiſt 
auch da8 Vertrauen des Königs in viel reicherem Make als die 
offizielle Regierung bejaß, jondern jo ziemlich die ganze Hofgeiell- 
Ichaft blicdte mit Abſcheu auf die „Roturiers” am Staatsruder. 
Schon die foziale Veränderung, welche ſich in den höchſten Re- 
gierungsfreifen vollzogen hatte, bot der Potsdamer Gefellichaft 
einen unerjchöpflichen Stoff zu Spöttereien und Bemerkungen dar. 
Die arbeitiamen Gejchäftsmänner, vom Büreau oder Comptoirpult 
auf die Minifterfeffel berufen; bildeten allerdings auch äußerlich 
einen Gegenjag zu ihren meift hochadligen Vorgängern. Mit allen 
ihren Intereſſen und ihrer ganzen Kraft auf das Amt und die Arbeit 
gerichtet, widmeten fie der Etifette, in welcher die meiften der vor: 
märzlihen StaatSmänner groß geworden und von Kindheit an 
erzogen waren, natürlich nur ein jehr untergeorbnetes Intereſſe. 
ALS Mitte Auguft der General von Brandt zum Unterftaatsjefretär 
des Kriegsminijteriums ernannt und zu den Situngen des Minifter- 
rates binzugezogen wurde, war er, der jchon in den dreißiger 
Jahren einigen Minifteralfitungen beigewohnt hatte, erftaunt über 
den großen Unterſchied zwiſchen jegt und damals. Die feterliche 
Würde, welche er an dem alten Minifterrate bewundert hatte, 
ſchien ihm ganz verloren gegangen zu fein. „Damals“, erzählt 
er!'), „waren fämtliche Minifter in Montierungen und Frads, defo- 
tiert, die Degen an der Seite, alle, ich darf wohl jagen, von 
einem gewiſſen Nimbus umgeben. Sie jaßen um einen runden 
Tiſch und die Diskuffionen wurden in einer gehaltenen Sprache 
geführt. .. Als es jpät ward, wurden von elegant gefleideten 
Thürbhütern auf filbernen Leuchtern Wachskerzen hereingebradt. 
Während diejer Zeit ſchwieg die Debatte. Alles hatte den Anſtrich 
der feinſten Gejellichaft, des feinften Tones ... Mir fam der 
Minifterrat wie eine Art Gerufia vor... Mber wie fand ich 
die Sachen 1848? Das Gemad in der Wohnung des Minifter- 


1) Aus dem Leben bed Generald H. v. Brandt III, 208. 
Bergengrün, David Hanjemann. 34 
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präfidenten, in welches id) trat, roch nad) Tabak wie ein Eftaminet. 
Auf dem Tiſche ftanden einige Aſchbecher und einige Schächtelchen 
mit Zündhölzern. Das einzige, was auf ein Seffionszimmer 
deutete, waren die Schreibmaterialien, die auf verjchiedenen Plätzen 
disponiert waren.” Nur Auerswald jelbit, erzählt der General 
weiter, ein Minifter mit dem Anjtande des alten Edelmannes, 
babe den Sitzungen jtet8 im rad beigemohnt, und in den— 
jelben auch nie geraucht, während die anderen Herren in ber 
Regel Schon mit brennenden Zigarren erjchienen oder fich alsbald 
welhe anzündeten. Die Richtigkeit diefer Schilderung ift nicht 
wohl zu bezweifeln. Daß jpeziel Hanjemann ein jehr ftarfer 
Raucher war, wurde damals allgemein beobachtet, wie auc eine 
gewiſſe Gleichgültigfeit gegen die äußere Form ihm gewiß eigen 
geweſen iſt, ohne daß freilich je jeine weltmänniſche und feine Lebensart 
darunter gelitten hätte. Seine Perjon und jeine Gewohnheiten 
waren aber ſehr bald von einem Mythenkreiſe umhüllt. So er- 
zählte man fi damals, welch ungeheuren Eindrud es in den 
Märztagen auf den Portier im Finanzminifterium gemacht habe, 
als Hanjemann zu Fuß, ohne Begleitung, nur mit einer Zigarren- 
Ihadhtel unter dem Arm fich ihm als den neuen Finanzminifter 
vorjtellte und jolchergeftalt feinen Einzug in das Minifterialgebäude 
hielt. Unter anderen Anekdoten, die von ihm furfierten, war 
aamentlich die jehr verbreitet, daß er jeinen Geheimen Räten ohne 
Rod, in Hemdärmeln Audienzen zu erteilen pflegte. Daß fein 
einziger derartiger Fall wirklich namhaft gemacht werden fonnte, 
fümmerte die dichtende Volksphantaſie wenig, die ſich mit Hanje- 
mann am meiften von allen Miniftern bejchäftigte und fich fein 
Weſen nad) ihrem Behagen oder Gejchmad zurechtlegte. Von 
Steifheit, Feierlichfeit und Wichtigthuerei hatte Hanjemann freilich 
nit die Spur an fi. Ebenjo blieb der Charakter edler und 
feinfinniger Gejelligfeit in feinem gaftfreien Haufe derjelbe, der er 
früher gewejen war. Sie war von jedem Lurus weit entfernt.') 


!) Grenzboten 1848, IV. ©. 110. Bgl. auch die Beſchreibung einer par— 
lamentifhen Soiree bei Hanfemann in den „Erinnerungen aus dem Jahre 
1848“ von Fanny Lewald. II, 14 ff. Braunfchweig 1860. 


Perjönlichleit des Finanzminiſters. 531 


Die Ausftattung feines Minifterhoteld, in dem er am Dienstag 
und Freitag Gäfte zu empfangen pflegte, war beicheidener, die 
Bewirtung der Gäſte anſpruchsloſer als bei jeinen Kollegen. Die 
Gegner waren jchnell mit dem Urteil bei der Hand, daß dieſe 
Anipruchslofigkfeit der äußeren Lebenshaltung etwas Gemachtes, 
auf den Effekt bei der Menge Berechnetes fein müjje. Sie kannten 
den Mann nicht oder mollten ihn verleumden. So war er ja 
von Jugend auf geweſen. Nie hatten Außerlichkeiten, Titel, Orden 
und Würden für ihn den geringjten Reiz gehabt; auch der Wohl- 
ftand, zu dem er fich emporgearbeitet, befriedigte ihn wejentlich 
deshalb, weil er ihm einerjeit3 die Mittel zur Verſorgung der 
Seinigen bot, anderjeit3 ihm die ‚Freiheit gewährte, ohne für bie 
eigene Eriftenz arbeiten zu müſſen, Zeit und Kraft der einen 
Xeidenichaft zu widmen, die ihn ganz erfüllte, der Arbeit für die 
Allgemeinheit. Bon einem Manne in feinen Jahren, der weithin 
befannt war, deſſen vollfommene Unabhängigkeit und Selbjtändig- 
feit im Denfen und Handeln von jeher feinen Charakter bezeichnet 
hatte, ließ fich nicht erwarten, daß er als Minifter nach der einen oder 
anderen Seite auch im äußeren Verhalten Zugeftändnifje machen 
werde, die ihm gegen die Natur gingen. Seine Lebhaftigfeit, fein 
beftimmtes, jelbftbemwußtes Auftreten wird ihn gewiß nach oben 
bin oft jehr unbequem gemacht haben. Alle diejenigen aber, 
die ihm ein ganz bejonderes PVopularitätsbedürfnis nacjjagten, 
das am Ende doch nicht befriedigt worden jei, haben außer dem 
Hinweis auf den bürgerlichen Zufchnitt feines Lebens und auf die 
wenigen mitgeteilten Anekdoten nichts zum Beweiſe ihrer Behaup- 
tung beibringen fünnen. Bor allem aber fann aus Hanjemanns 
ganzem Leben nicht eine Thatſache angeführt werden, in welcher 
er als um die Gunft der Menge bemüht erfcheint. Seine anti- 
demofratifche Gefinnung hat er nie verhehlt, jo jehr das Wohl der 
arbeitenden Klafjen ihm am Herzen lag, und wie er, jeitbem er 
politifch thätig war, der Regierung die Wahrheit fagte, jo hat er 
auch dem politisch zurechnungsfähigen Teil des Publifums, für 
defien Emanzipation er eigentlich wirkte, in feiner feiner politijchen 
Schriften geichmeichelt, ihm vielmehr feine Gleichgültigfeit, Lauheit 
34* 
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und Unverftändigfeit und fpäter jeine Schwärmerei oft in herber 
Form vorgehalten. 

Den Bermittler zwiichen dem Hof und dem Minifterium 
machte naturgemäß Auerswald, der fich für diefe Rolle gewiß auch 
gut eignete. Wie oft die anderen Minifter den König jahen, ift 
nicht befannt geworden. Auch von Hanjemanns Beziehungen zu 
feinem königlichen Herrn wiſſen wir jo gut wie nichts.) Unter 
dem Einflufje jeiner Umgebung änderte ſich die vertrauensvolle 
gnädige Gefinnung Friedrich Wilhelms IV., in der er Hanjemann 
den Auftrag zur Neubildung des Kabinett erteilt hatte, jedenfalls 
fehr bald. In mweldem Lichte ihm die „Anerkennung der Re 
volution“ durch Hanjemann gezeigt wurde, ift leicht zu ermejjen.?) 
Die verhängnisvolle Eile, mit welcher das Kabinett in legter 
Stunde zufammengefügt wurde, macht es fraglich, ob das Pro- 
gramm der Minifter dem Könige überhaupt vorgelegt und von 
ihm genehmigt worden war. Gr hat einen Monat nad) dem 
Rücktritt des Minifteriums Auerswald, in einem Momente großer 
Aufregung, wo er vor ſchwerwiegenden Entſchlüſſen jtand, bei 
einem RüdblidE auf den ganzen Gang der Regierung jeit den 
Märztagen unter anderem Hanjemann einen Verräter genannt; 
das Minifterium Auerswald habe ihn mit dem „Revolution 
programm“ betrogen.) Der König that dieſe Äußerung den Ge- 
neralen Brandenburg, Rauch und Gerlach gegenüber; der letztere 
aber war es gerade, der abfichtlich und beharrlic den König im 
Intereſſe der Junkerpartei gegen die Minifter jcharf machte, der 
ſelbſt jchon früher Hanfemann und Alfred von Auerswald Verräter ge- 
nannt*) und diefes Wort dem Könige damit gleichjam auf die Lippen 


1) In der N. Pr. Zig. habe ich nur aus dem Juli einige Fahrten Hanſe— 
manns zum Könige nad) Potsdam verzeichnet gefunden. — Gerlach erwähnt 
Hanjemannd Anweſenheit bei Hofe nicht ein einziges Mal, 

) Am 5. Jull ließ fich die N. Pr. Ztg. ichreiben, dab nur Feigheit und 
Furcht vor dem Pöbel Hanjemann zur Anerkennung der Revolution genötigt 
haben fünne. 

3) Gerlach, Dentwürdigleiten 1, 220, 

4,6. ©. 463. 
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gelegt hatte. Diefer Sachverhalt ift wohl zu beachten. Was 
aber die Bezichtigung jelbft betrifft, jo ift befannt, wie jehr das 
Urteil des Königs über Sachen und Perjonen von Stimmungen, 
Getühlsaufwallungen und Launen abhängig war, wie leicht er im 
Jähzorn die Gewalt über fich verlor und wie der unvermittelte 
Wechſel von Stimmungen, Entichließungen und Handlungen feine 
ergebenften Diener zu dem verzweifelten Urteil nötigte, der Kopf 
ihre8 Herrn ſei anders organifiert als der anderer Menjchen. 
Übertreibende Kraftausdrüde waren Friedrich Wilhelm IV. fehr 
geläufig. Ein ſolches Wort des Königs beweift ebenjowenig etwas 
über jeinen Glauben an eine demjelben entiprechende Handlung 
oder Gefinnung Hanjemanns, wie Gerlachs Urteil eine thatfäch- 
lihe Unterlage vorausjegen läßt. Ein jo fanatifcher Feind der 
liberalen Zeitrihtung, wie Gerlad), war ganz außer Stande dem 
entichiedenften Vertreter der Gegenpartei lautere Motive des 
Handelns zuzugeftehen. VBollftändig befangen in der engften Partei- 
anſchauung mwitterte er in allem, was fic ihr nicht einfügte, Ver— 
rat, Niedertracht, Abfall von Gott. Das aber zeigt das Wort 
„Berräter” allerdings, in welchem Make und wie erfolgreich die 
unverantwortlichen Ratgeber des Königs gegen die berufenen Räte 
der Krone zu intriguieren und zu been und wie fie einer fraft- 
vollen, ficheren Leitung der Staatsangelegenheiten den Boden zu 
entziehen mußten. Wo follte die Freudigfeit zum Handeln, die 
Zuverficht, der Glaube an den Erfolg herfommen, wenn König 
und Minifter durch ſolche Einwirkungen voneinander gejchieden 
waren. 

Nicht nur die „Anerkennung der Revolution“ ſondern aud) 
die Zulage liberaler Gejegesvorlagen in dem minijteriellen Pro- 
gramm vom 26. uni fcheint den König aufs äußerſte verjtimmt 
zu haben, obwohl die legteren ja nur in der Konjequenz der 
mit feinem Willen eingejchlagenen Richtung der inneren Politik 
lagen. Schon drei Tage nad) der Konftituierung des Minifteriums, 
am 28. Juni, fonnte Gerlach es fich erlauben, dem Könige zu 
ichreiben, daß er fich das Treiben der Minifter nicht gefallen lafjen 
dürfe, die „frech und willfürlich” gegen den beftehenden Rechts— 
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zuftand angingen. Von diefem Tage an juchte der König nad) neuen 
Männern. Binde wurde von ihm zum Minifterpräfidenten aus- 
erjehen, obwohl Friedrich Wilhelm und der Prinz von Preußen 
eigentlid; von Auerswald jehr eingenommen waren. Gerlach aber 
juchte beide davon zu überzeugen, daß Auerswald ſchwach und 
aus Schwäche faljch jei.) Ganz im geheimen wurde jeit Ende 
Suni unter Bermittelung des Generals Rauch mit Vinde unter- 
handelt. Binde lehnte aber klugerweiſe ab und aud) fein Better 
Bodelichwingh, den der König bat, auf ihn einzumirfen, vermochte 
ihn nicht umzuftimmen.?) 

Es iſt jchwer, von der Verworrenheit und Zerfahrenheit der 
Lage ein zutreffendes Bild zu gewinnen. So viel jteht feit, das 
faft in demſelben Augenblid, in dem das Minifterium die Geichäfte 
übernahm, hinter jeinem Rüden die Worbereitungen zu feinem 
Sturze getroffen wurden, und daß es in dem Glauben, zu einer 
dauernden Wirffamfeit im Sinne der Märzverheißungen berufen 
zu fein, auf Grund feines Programms tief einjchneidende Reformen 
in Angriff nahm, während der König dieſes Minifterium nur als 
Proviforium betrachtete, deſſen Thätigfeit eher zu hemmen als zu 
fördern jei. Bei der Beurteilung des Minifteriums Auerswald 
darf nie außer acht gelaffen werden, daß feine Glieder an ihrem 
föniglihen Herrn gar feinen Halt fanden, daß fie bei ihm über: 
al auf Widerftand ftießen und bei jedem Schritt vorwärts fürchten 
mußten, von ihm in Stich gelafjen zu werden. — Allerdings ge- 
ſchah auch gelegentlich etwas, das jo ausjah, als ob der König, 
jeine innerliche Abneigung gegen die neuen Faktoren des Staats» 
lebens, das liberale Minifterium und die Volfsvertretung, über- 
windend, eine ehrliche Annäherung an fie erjtrebte. Aber jolche 
Beranftaltungen waren von zweifelhaftem Werte. Der tiefe Gegen- 
ag zwijchen dem Hof und den offiziellen Trägern der preußilchen 


1) Gerlach behauptete, Auerswald habe veriprodhen, iiber das Hanſemannſche 
Programm nadhträglic eine abſchwächende Erklärung abzugeben oder es gar 
ganz zurüdzunehmen, und habe dieſes Verſprechen nicht gehalten. 

2) Gerlad 1, 178 ff. — Diejt, Meine Erlebnifje, 54 fi. (enthält die Korre— 
ſpondenz des Königs mit Bodelſchwingh über Vinckes Berufung). 
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Politik, Minifterium und Nationalverfammlung, trat doc) wieder 
zu Tage. Das geihah auch, als der König auf den gut gemeinten, 
von dem FFlügeladjutanten Willifen warm befürmworteten Borjchlag 
der Minifter einging, die Abgeordneten in Potsdam zu empfangen. 
Das der Volfsvertretung vom Könige gegebene Felt fand am 
30. Juli ftatt. Die Abgeordneten wurden in föniglichen Wagen durch 
die Parkanlagen von Potsdam gefahren; dann folgten ein feier 
liher Empfang, ein Souper und die Befichtigung der bengalijch 
beleuchteten Springbrunnen. Gewiſſe Eigentümlichkeiten und Un- 
geichicklichkeiten des Arrangements machten aber auf viele Abgeord— 
nete den Eindrud abfichtlicher Rüdfichtslofigkeit und Geringihägung. 
Die Hofgejellichaft hielt ſich mit beleidigendem Hochmut von den 
Gäften des Königs wie von einer plebejichen Notte fern und ein 
heftiger Auftritt zwifchen dem Könige und dem Minifter Kühlwetter, 
der wegen der Beichimpfung einer Fahne durch den Pöbel hart 
angefahren murde, vermehrte das Peinliche der Situation. So 
brachte die als Verſöhnung und Ausgleichung gedadjte Veran— 
ftaltung gerade das Gegenteil der beabfichligten Wirfung hervor. 
Die Königin erzählte dem General Gerlach, daß die „Schlecht: 
gefinnten“ fich bei der Vorftellung im Hintergrunde gehalten und 
von ihr und ihrem Gemahl nicht bemerft worden feien; die, welche 
fie geiprodhen, hätten den Eindrud gutmütiger gemeiner Leute ohne 
Sitte und Erziehung gemacht. Die Verſtimmung der Abgeord: 
neten über das Benehmen des Hofes fteigerte den Abichen und 
die Furcht vor der Reaktion. Die Linfe gewann infolge dieſer 
Vorgänge mehrere Mitglieder. Auch der König war in übler 
Stimmung. Er hatte fi) über den ihm von Willifen hinter: 
brachten, allerdings völlig ungerechtfertigten Wunſch der Minifter, 
er möge die Abgeordneten im rad empfangen, jo geärgert, daß 
er behauptete, Hanjemann habe ihn mit der Armee entzweien 
wollen, die ihm das Ablegen der Uniform nie verziehen haben 
würde.!) 

Einen Tag nach dieſem Potsdamer Feſt trat ein Ereignis 

i) Gerlach 1, 181, 182. — Unruh, Skizzen aus Preußens neueſter 
Geſchichte. 1849. S. 58—60. — Reichenſperger 116, 
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ein, das in feinen weiteren Folgen den Sturz des Minifteriums 
Auerswald einige Wochen darauf herbeiführen jollte. 

Am 31. Juli fam es in Schweidnig zu einem Zujammen- 
ſtoß zwiſchen Militär und Bürgerwehr, bei dem vierzehn Bürger- 
mwehrmänner das Leben einbüßten und zweiunddreißig verwundet 
wurden. Unzweifelhaft hatte das Militär voreilig und ohne ge- 
nügende Veranlafjung von der Waffe Gebraud) gemadt. Der be- 
flagenswerte Vorfall wurde zuerft am 4. Auguft in der National- 
verjammlung durch den Minifterpräfidenten jelbft zur Sprache ge- 
bracht, der eine ftrenge und unparteiifche Unterfuhung in Aus» 
ficht ftellte. Am 9. Auguft fand dann eine erregte Debatte über 
dieje Angelegenheit ftatt, die mit dem Bejchluffe endete, eine par- 
lamentariiche Unterjuhungstommilfion nad) Schweidnig zu jenden 
und den Kriegsminiſter aufzufordern, er möge in einem Erlajje 
die Dffiziere vor reaftionären Beitrebungen warnen und denjenigen 
Offizieren, die eine aufrichtige Mitarbeit an der Verwirklichung 
eines fonftitutionellen Rechtszuftandes mit ihrer Überzeugung nicht 
vereinigen könnten, den Austritt aus der Armee zur Ehrenpflicht 
machen. Der urjprüngliche Antragfteller war der Abgeordnete Ober: 
lehrer Stein aus Breslau; der Beſchluß über den Austritt reaftionär 
gefinnter Dffiziere erfolgte auf einen Zufagantrag des Juſtiz— 
kommiſſars Schulg, Abgeordneten für Wanzleben, und wurde nur 
mit einer Stimme Mehrheit angenommen. Gegen bdiejen letzten 
Teil des Beichlufjes proteftierten jofort 140 Abgeordnete mit der 
formell abgegebenen Erflärung, daß fie in ihm den Verſuch einer 
völlig unzuläffigen Gemifjenserforfchung jehen müßten. Auch der 
übrige Inhalt der Beichlüffe vom 9. Auguft erwedte der Rechten 
jchwerwiegende Bedenken, vor allem die, daß der von dem Kriegs— 
minifter geforderte Erlaß den militärischen Sondergeijt erſt recht her— 
vorrufen werde und am wenigiten geeignet jei, eine fonjtitutionelle 
Gefinnung in der Armee heimiich zu maden. Die große prin- 
jipielle Tragweite den Steinjchen Antrages ſcheint ihr aber nicht 
zum Bewußtſein gefommen zu fein. Alle bisherigen regierungs- 
feindlichen Anträge und NRejolutionen hatten nämlid) entweder eine 
Mipbilligung ausgedrüdt oder Wünſche fundgegeben, aber doch 
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nicht einen die Regierung formell verpflichtenden Charafter gehabt. 
est zum erftenmal erlaubte fi) die Nationalverjammlung 
einen Übergriff in das Gebiet der Erefutive: das Minifterium 
jollte auf Verlangen der Nationalverfammlung eine Berwaltungs- 
maßregel vollziehen. Hier hätten die Minifter die Pflicht gehabt, 
auf die gefährliche Kompetenzüberjchreitung, welche in der An- 
nahme der Anträge liegen würde, aufmerffam zu machen und an 
diejer Stelle die Kabinettsfrage zu jtellen. Es it jehr wahrſchein— 
lich, da& der Steinfche Antrag dann nicht Durchgegangen wäre. Aber 
die beiden rejjortmäßig bei der Angelegenheit beteiligten Minijter 
Kühlwetter und Schredenftein bejchränften fi) darauf, zur That- 
frage der Schweidniger Vorfälle zu Iprechen, die Unzwedmäßig- 
feit des Antrages darzuthun und zu verfichern, daß unparteiifch 
nad) den Gejegen verfahren werden ſolle. Hanjemann erfannte 
die Gefahr. Wiederholt wollte er das Wort ergreifen, aber Auers- 
wald hielt ihn davon mit der Bemerkung ab, die Anträge jeien 
ja gar zu unhaltbar, als daß fie nicht ohne weiteres verworfen 
werden follten.) So unterblieb jede energiſche Äußerung der 
Minifter und die Schmanfenden gewannen den Eindrud, daß die 
Regierung feine prinzipiellen Einwendungen gegen die Anträge zu 
machen habe. Als nun der Beichluß gefaht war, fonnten bie 
Minifter über jeine Unausführbarfeit nicht im Zweifel jein. Gie 
begingen aber einen zweiten Fehler, indem ſie auch fernerhin 
ichmwiegen und die Sache auf fich beruhen ließen, anftatt auf die 
Gefahr eines Konfliktes Hin die Verfammlung über die Anfichten 
der Regierung aufzuklären. So vergingen einige Wochen, ohne 
daß der Beichluß von 9. weitere Folgen gehabt hätte. 

Während des Augujtmonats gewann aber die revolutionäre 
Gefinnung der hauptſtädtiſchen Pöbelmajjen nad einer längeren 
Zeit verhältnismäßiger Ruhe durch verjchiedene Vorkommniſſe friiche 
Nahrung, vor allem durch die fid) mehrenden und unzmweideutig 
bervortretenden Anzeichen, daß die Neaktion ſich zu jammeln be- 
ginne. Das Auftauchen der verhaften Schutzmannſchaften, ihr 


1) Hanfemann, Das Preußiſche und Deutiche Verfaſſungswerk 122. 
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teils energiiches, teils ungeſchicktes Verfahren, die herausfordernde 
Sprade der Kreuzzeitung, der Zujammentritt des Junkerparla— 
ments in Berlin riefen auf der anderen Seite die entiprechenden 
Gegenmwirfungen hervor. Eine Periode neuer Tumulte eröffnete 
fi); das während des Yuli wie ausgeftorben daliegende Kaftanien- 
wäldchen begann ſich in der Sigungszeit der Nationalverfammlung 
wieder zu beleben; das Machtgefühl der Nationalverfammlung hob 
fi) von Tag zu Tag; die revolutionäre Strömung in ihr und 
auf den Straßen Berlins war unverkennbar im Auffteigen, während 
die um diejelbe Zeit unternommene Reife des Königs zum Dom: 
baufejt in Köln ebenjo deutlich einen Niedergang des Revolutions- 
geiftes in den Provinzen offenbart. Nur in Düffeldorf hatte es 
Ruheſtörungen gegeben; jonit war der König überall glänzend und 
ehrerbietig empfangen worden. Wie ftarf aber die Gährung in 
Berlin geworden war, zeigten die Exzeſſe vom 20. und 21. Auguft. 
Die unmittelbare Veranlaſſung zu ihnen ging nicht von der Re— 
volutionspartei aus. Vielmehr waren in Charlottenburg Anhänger 
der fonjervativen Partei, wie man allgemein glaubte auf höhere 
Beranftaltung, in die Wohnungen von Demofraten gedrungen, 
hatten fie auf die Straße gezerrt und fie zur Strafe für die 
Gründung eines Klubs ſchmählich mißhandelt. Dieje Vorfälle ver- 
urjachten am anderen Tage in Berlin die größte Aufregung. 
Eine Volksverfammlung ſprach das Verdikt über die Nachbarftadt 
und über die Minifter aus, die mit den Schugmannjchaften als 
ihrem Organ überall reaftionäre Gewaltthaten unterjtügt haben 
jollten. Man verlangte vor allem Kühlwetters Abjegung und zog 
vor jeine Wohnung. Da er nicht zu Haufe war, ging der Zug zum 
Yuftizminifter und dann zum Minifterpräfidenten, der gerade die Mit- 
glieder des diplomatiichen Korps als Gäfte bei fi ſah. Eine 
plöglic auf der Rampe der Minifterwohnung erjcheinende Truppe 
von Schußleuten entflammte die Menge zu finnlofer Wut. Die 
Hausthüren wurden erbrocdhen, das Gefindel drang ins Haus, Die 
Gäſte flohen in den Garten. Endlich erfchien ein Bataillon Bürger- 
wehr, das die Tumultuanten, welche die ärgften Zerftörungen ange- 
richtet hatten, auseinandertrieb und die Straßen, in denen jchen 
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ber Barrifadenbau begonnen hatte, mit dem Bajonett jäuberte. 
Am folgenden Tage beriet die VBerfammlung ruhig, als ob nichts 
geichehen wäre, die jogenannte Habeas-Corpus-Afte, d. h. die auf 
den Schuß der perlönlichen Freiheit bezüglichen Paragraphen des 
Entwurfes der PVerfafjungsfommilfion, die nach einem Antrage 
Waldecks als Spezialgejeg im voraus beichlojfen und janktioniert 
werden jollten. Es war das die Antwort auf die jchärfere Hand- 
babung der Polizeimittel durd) den Minifter Kühlwetter. Diejer 
dagegen fündigte, nachdem er über die gejtrigen Borfälle Bericht 
eritattet hatte, an, daß die Negierung im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit und Drdnung einen Gejekesantrag zur Verhütung un- 
erlaubter und bemwaffneter Volksverſammlungen einbringen werde, 
was denn auch zwei Tage darauf geſchah. In den Anträgen 
Kühlwetters und Waldeds traten die Gegenjäge der die Regierung 
und die Nationalverfammlung vornehmlich bewegenden Tendenzen 
deutlich genug hervor. Was jener als unerläßliches Mittel zur 
Aufrechterhaltung der ftattlichen Ordnung galt, war in den Augen 
diejer eine reaftionäre, freiheitstötende Maßregel. 

Unter dem Eindrud diejes jih von Tag zu Tag jteigernden 
Gegenjages geichah es, daß die Linfe fich des Auftrages an den 
Kriegsminijter bHinfichtli des amtireaftionären Erlaſſes an die 
Armee erinnerte und eine Jnterpellation, warum ihm nicht Yolge 
gegeben werde, anfündigte. Das veranlakte die Regierung am 
2. September zu einem Schreiben an den Präfidenten der National- 
verfammlung, in dem fie endlich zu den Beichlüffen vom 9. Auguſt 
Stellung nahm. Es wurde zunächjt erwähnt, daß die an Den 
Vorfällen in Schweidnig beteiligten Truppen entfernt und injomweit 
die Wünjche der Verſammlung berüdjichtigt worden jeien. Auch 
babe der Kriegsminijter durch geeignete Erlajje die Befehlshaber 
der Armee verpflichtet, allen reaktionären und republifaniichen 
Beitrebungen im Heere mit Entichiedenheit entgegenzutreten.. Ein 
allgemeiner Erlaß, wie ihn der Steinjche Antrag und das Schulgiche 
Amendement forderten, würde indeilen an Stelle des ver- 
trauensvollen Gehorjams einen Geiſt des Mißtrauens jegen, welcher 
Disziplin und Ordnung und den ganzen Wert der Armee mit der 
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Zeit untergraben müſſe. Pie Regierung halte aljo einen folchen 
Erlaß für verderblich; es müfje ihr überlaffen bleiben, die geeig- 
neten Mittel zur Erreihung des von ihr und der Nationalver- 
jammlung erftrebten Zmedes nad) eigenem Ermefjen zu beftimmen. 
Am 4. September wurde das Schreiben verlefen. Sofort erhob 
fih Stein mit der Erklärung, feine beabfichtigte Interpellation jei 
gegenftandslos geworden, da die Regierung mitteile, fie wolle und 
fönne den Beichluß der Perfammlung nicht ausführen. Darauf 
ftellte er den Antrag, die Verfammlung wolle bejchließen, daß es die 
dringendfte Pflicht der Regierung jei, den am 9. Auguft beichloffenen 
Erlaß ohne weiteres zur Vermeidung eines Bruches mit der Na- 
tionalverfjammlung ergehen zu laſſen. Sn der leidenjchaftlich er- 
regten Debatte brachten die Abgeordneten Behnih und Walded 
den Standpunft der Linken am jchärfften zum Ausdrud. Behnſch 
jagte: „Es verfteht fich von jelbit, daß ein Beichluß, der in dieſer 
Verſammlung gefaßt worden ift, auch ausgeführt werden muß, und 
ein Minifterium, welches einen ſolchen Beſchluß nicht ausführen 
will, fann diefer Verſammlung gegenüber nicht mehr Minifterium 
des preußifchen Staates fein.“ Walded aber jchloß jeine Nede mit 
den von ftürmiichem Bravo aufgenommenen Worten: „ch jage 
Ihnen, mit Ehren fünnen wir nicht eine Minute länger fiten 
bleiben, wenn es nicht geichieht. Was bedarf es da noch der 
Überlegung." Die Gemäßigten hielten allerdings eine folche für 
jehr nothwendig. Mit geringer Mehrheit jegten fie die Vertagung 
der Beratung auf den 7. September feit. 

Es war flar, dab die Abjtimmung am 7. von enticheidender 
Bedeutung für das Schidfal des Minifteriums, vielleicht für das 
Scidjal des Landes werden mußte. Wie fie ausfallen würde, 
war durchaus zweifelhaft. Auf der Linfen mußte man jehr gut, 
daß jo manche Inentichiedene die Abftimmung vom 9. Auguſt be- 
reuten und der überwiegende Teil der damaligen Majorität auf eine 
wörtliche Ausführung des Beichluffes gern verzichten würde, wenn bie 
Regierung ihr eine goldene Brüde zum Rüdzuge baute. Um dieſe 
Leute bei der Stange zu halten, war von den Leitern der jeit den 
Erzejlen vor den Minijterhotels am 21. Auguft wieder in Fluß 
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gefommenen Bewegung der ganze Heerbann der gefinnungstüchtigen 
Demokraten aufgeboten worden. Syn dichten Scharen umgaben fie 
die Singafademie und übten auf das Verhalten der Majorität und 
auf den Gang der Verhandlung, über den ihnen in gemiljen 
Zwijchenräumen aus dem Innern des Haujes Bericht erftattet 
wurde, einen jehr fühlbaren Drud aus. Die Handlanger der 
Revolution jchienen diejesmal zum Äußerſten entfchlofien zu fein. 
Dem Kriegsminifter General von Schredenjtein wurde während 
der Fahrt zur Singafademie ein Zettel mit der Benachrichtigung 
eingehändigt, daß man ihn beim Verlaſſen des Sigungslofals ins 
Waſſer werfen wolle!) Er war ein tapferer Mann, dem jede 
Furcht vor phyfiiher Gewalt ferne lag; jo machte denn auch dieje 
Warnung auf ihn nicht den geringiten Eindruck. Leider bemog 
fie ihn auch jegt nicht, aus feiner bisherigen Baifivität und Re— 
fignation herauszutreten und als derjenige Minifter, der am 
meiften an dem Gegenftande der Verhandlung beteiligt war, ein 
fraftvolles und mutiges Wort zu jprechen, an dem fich die durch 
die Demonjtrationen und Drohungen auf der Straße eingeihüch- 
terten Abgeordneten hätten aufrichten können. Auf alle Auf» 
forderungen, an der Debatte teilzunehmen, hatte er jomwohl im 
Minifterrate wie am Berhandlungstage jelbit nur die ftereotype 
Antwort: „ES nüßt doch alles nichts.“ 

Zu dem Steinjchen Antrage, der es für die dringendite Pflicht 
der Regierung erklärte, ven Beſchluß vom 9. Auguft auszuführen, 
waren drei Amendements eingebracht worden, von denen zwei, die 
der Abgeordneten Unruh und Harraſſowitz, eine etwas jchonendere 
Form wählten und den von der „Ehrenpflicht“ der reaftionär ge- 
finnten Offiziere handelnden Paſſus des Beichluffes vom 9. Auguft 
fallen ließen. Aber ander Borausjegung, daß die Minifterder Berjamm« 
lung zu gehorchen hätten, hielten auch fie feit.. Das dritte Amen- 
dement des Abgeordneten Tamnau mollte den eigentlichen Stein 
des Anjtoßes, den Anſpruch der Omnipotenz, bejeitigen und ſprach 
nur aus, daß die Verjammlung einen Erlaß, wie ihn der Finanz— 


1) Brandt III, 237, 252. 
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minifter und der Minifter des Innern Mitte Juli an die Re 
gierungspräfidenten hätten ergehen laſſen, durch welchen fie ſowohl 
reaftionären wie republifaniichen Beftrebungen unter den Zivil- 
beamten entgegengetreten waren, im Auge habe und für notwendig 
erkläre. 

Auerswald eröffnete die Debatte mit einer wenig eindruds- 
vollen, matten Rede, die darauf hinwies, dab der Kriegsminifter 
bereit$ das gethan habe, was von jeiten des Yinanzminifters und 
des Minifterd des Innern in ihren Reſſorts geichehen jei, daß 
aber eine folgerechte Durchführung der in den vorliegenden An- 
trägen ausgedrüdten Anfihten den Sit der Regierung in Die 
Nationalverfammlung verlegen und das Minifterium in einen 
parlamentarifchen Ausführungsausichuß verwandeln würde. Unruh, 
vom rechten Zentrum,!) verteidigte fein Amendement; Stein und 
Temme begründeten ihren radifalen Standpunkt mit der Behaup- 
tung, es handele ſich um die Ehre der Verfammlung und um die 
beiligjten Rechte der Nation; die Mitglieder der Rechten Baum- 
ftarf und Reichenfperger wollten dur) Annahme des Amende- 
ments QTamnau zugeitanden jehen, daß man am 9. Auguft zu 
meit gegangen ſei. Der Friedensrichter Grebel aus Gt. Goar 
argumentierte wiederum: „Wollen Sie e8 dulden, daß man bie 
Bürgerwehr, wenn fie zur Aufrechterhaltung der Ordnung berbei- 
eilt, niederfchießt? Wollen Sie dies nicht, fo ift es Ihre heiligjie 
Pflicht, für den Steinfchen Antrag zu ftimmen.“ Die Ehre und 
Würde der erften preußiichen Nationalverfammlung müſſe unver- 
legt erhalten und dadurch der Danf des Baterlandes verdient 
werden. 

Da erhob fi) Hanjemann, der troß eines heftigen Unwohl— 
jeins und obgleich er eigentlih das Bett hüten mußte, in der 
Berfammlung erihienen war, um die Maßlofigfeiten der. Oppofition 
zurüdzumeijen. Er beftätigte feinen Vorrednern, daß die gegen- 
wärtige Debatte die wichtigite der ganzen Seifion jei. „Ya, fie 
ift die michtigfte, e8 fanın aus dem Beichluffe, den Sie in 


!, Er war, weil er ſich mit Rodbertus nicht vertrug, vom linfen in das 
rechte Zentrum übergetreten. 
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diefer Debatte faſſen, das Wichtigſte, das Größte, das Gefähr- 
lihjte erfolgen.“ Körperlich leidend entjchuldigte er fich, wenn 
er „nicht eine in logilher Form richtige Rede halte, jondern 
nur aus den gehörten Vorträgen einiges herausnehme und 
daran feine Bemerkungen knüpfe.“ Er hege die entgegengejegten 
Überzeugungen wie Herr von Unruh und andere Redner. Die 
Freiheit und Ehre des Bolfes und der Verſammlung hängen 
nicht von der Durchführung der Beſchlüſſe vom 9. Auguft ab. 
Im Gegenteil, wenn die Berjammlung von dem Grundjage aus— 
gehe, daß alles, was fie beichliege — aud in Verwaltungs» 
angelegenheiten — bis ins Detail hinein ausgeführt werben 
müſſe, jo werde dadurch die Freiheit gefährdet, ja vielleicht zu 
Grabe geführt. „Nichts ift gefährliher al8 der Abjolutis- 
mus. Ob aber der Abjolutismus in einer Perſon oder aber in 
einem Kollegium jei, es ift immer Abjolutismus, wenn niemand 
(anderes) mitzujprechen hat: denn darin beiteht die Freiheit, 
daß zwei Gewalten miteinander gehen und miteinander ſich 
vergleichen müfjen, um die Geſetze für das Land zur Ausführung 
zu bringen. Nicht darin befteht die Freiheit, daß eine Verſamm— 
lung ihren Willen ohne weiteres über alles jegen fann.“ Dann 
wandte er fich gegen die Begründung, melde Schulg-Wanzleben 
jeinem Amendement gegeben hatte, daß der äußere Gehorjam der 
Offiziere nicht genüge, daß es auch auf fonftitutionelle Gefinnung 
anfonıme.. „Glauben Sie denn, meine Herren,” fragte Hanſe— 
mann, „daß Sie durch folche Erlafje die inneren Überzeugungen 
ändern können? Glauben Sie, daß derartige Erlaſſe der Ber- 
fammlung bei manchen Dffizieren ein Wohlbehagen hervorrufen 
werden? ... ch weiß nicht, woher der geehrte Abgeordnete die 
Meinung ſchöpft, daß ein von diejer Verſammlung ausgehender 
Erlaß wie ein Glaubensartifel aufgenommen werde. ch glaube 
nicht, daß dadurd; Überzeugungen begründet werden. Haben wir 
denn von der Armee etwas anderes zu verlangen, als daß fie 
ihre Pflicht thue, daß fie gehorche, daß fie feine Handlungen be» 
gehe, die gegen das Prinzip find, welches jegt aufgeftellt ift?" An 
der Verwirklichung des fonjtitutionellen Rechtszuftandes mitzuarbeiten, 
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fei nicht Aufgabe der ffiziere, jondern die Erfüllung ihrer militärijchen 
Pfliht. Dann ging er auf die Vorwürfe ein, mit denen das 
Minifterium wegen feiner Ungeſchicktheit überjchüttet werde. Nicht jo 
ganz ungeſchickt, auch nicht ganz unthätig müſſe aber doch ein 
Minifterium gemwejen fein, das trog der jchwierigen Zeitlage und 
trog der befonderen Schmwierigfeiten, welche ihm die Verfammlung 
bereite, jo vieles geleitet habe. Die Ermerbsthätigfeit habe ſich 
wieder gehoben, die wichtigften Geſetze feien teil vorgelegt, teils 
in Beratung genommen; die Verwaltung werde umgeftaltet; die 
Überzeugung, daß das Minifterium etwas geleiftet habe — man 
möge darüber lächeln oder nicht — berubige ihn über die Opfer, 
die er mit Übernahme feines Amtes gebradht habe. Einen 
Fehler aber befenne er: am 9. Auguſt haben die Minifter ge- 
fchwiegen in der irrigen Vorausjegung, daß die Anträge Stein 
und Schul eine Majorität, auch ohne bejonderen Hinweis auf 
ihre verderblihen Folgen, nicht finden fünnten. Dann fritifierte 
er den Inhalt der Beichlüffe dieſes Tages und zeigte, daß das Kriegs- 
minifterium im mejentlichen denjelben nachgefommen jei. Die 
Verwaltung aber nad) den fpeziellen Vorjchriften der Berfammlung 
zu führen, möge ein fünftiges Minifterium verjuchen; das gegen- 
wärtige thue es nicht. Mit fteigender Erregung fam er auf den 
wiederholt vorgeſchützten Ehrenpunft zurüd. Die größte Ehre be- 
ftehe darin, das Wohl des Landes zu bejorgen; nidht im dem 
eigenfinnigen Feſthalten an Detailvorjchriften, e8 möge daraus 
entjtehen, was da wolle; er für jeinen Zeil gebe in ſolchem Falle 
lieber etwas nad) und glaube, daß aud) die Verſammlung dem Lande 
fo am beften dienen werde. Man fürchte durch Nachgiebigfeit 
fein Anjehen vor Deutichland, vor Europa zu jchmälern. „Nun, 
meine Herren, ich habe noch nicht gehört, daß man fich ſchwächt, 
wenn man ftarf ift umd fich mäßige. Sich ſelbſt mäßigen, dies 
ift die große Kunft nicht bloß einzelner Individuen, die im Glüd 
find; es ift auch die große Aufgabe der geſetzgebenden Berjamm- 
lungen, zumal der fonitituierenden Verſammlungen, die fi), mie 
bereit8 angeführt worden, in einer ganz eigentümlichen, für alle 
Berhältnifje viel gefährlicheren Stellung befinden als die Ber: 
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jammlungen nad wirflid) eingeführtem fonftitutionellen Regierungs— 
wejen. Und diefe Mäßigung jollte Ihnen zur Unehre gereichen? 
Nein, ich will Ihnen etwas andere jagen und das ift meine 
innige Überzeugung: Preußen wird nicht fteigen in der Achtung 
von Europa, nicht fteigen in der Achtung von Deutichland, wenn 
Sie um einer foldhen Kleinigkeit (millen), jo nenne ich es, einen 
Konflift herbeiführen.“ Er ftieß das Wort „Sleinigfeit“ mit leiden- 
ſchaftlicher Heftigfeit hervor. Die Hand voll Zorn gegen die 
Linke geballt rief er diefer zum Schluß zu: „Niemals werden Sie 
auf die vorgefchlagene Weile die Achtung Europas gewinnen; 
nein, ich jage Ihnen geradezu: Europa, Deutichland wird einen 
Beihluß, wie Sie ihn von diejer Seite her (der Linken) fajlen 
wollen, nicht für weile halten; Sie werden dadurch die Regierung 
des Landes, in welchen Händen fie auch jei, ſchwächen und in 
diefer Schwächung der Regierung wird Preußens Einfluß fallen, 
wird Preußens Stern möglicherweile finfen.“ (Bravo von der 
Rechten, Ziihen von der Linken). 

Die Rede war an fich fein Meifterftüd, fie litt an häufigen 
Wiederholungen. Aber fie hatte Temperament, zeigte Willenskraft 
und Entichloffenheit und war darum viel geeigneter eine jtarfe 
Wirfung zu erzielen als jede auch noch jo formvollendete, aber 
fühle fachliche Auseinanderjegung. Einer der ungünftigiten Beur- 
teiler non Hanſemanns minifterieller Xhätigfeit, der genannte 
Unterftaatsjefretär im Kriegsminifterium General von Brandt, er- 
innerte fich noch |päter gern des Augenblids, in dem Hanjemann, 
als Rat der Krone, durch Wort und Geberde ein Beiſpiel gab, 
wie man den Anmaßungen und Überjchreitungen der Berjamm- 
lung zu begegnen und wie man auf das Ungeftüm jener Leute zu 
reagieren babe. Es ift in der That zu bedauern, daß Hanſe— 
mann nicht gelegentlich jchon früher diefen Ton angeichlagen 
hatte. 

In der langen Debatte famen, während die Berjammlung 
immer aufgeregter und unrubiger wurde, nad) Hanjemann nod) 
etwa 25 Redner zu Worte. Abgeſchwächt wurde der Eindrud 
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von Hanjemanns Rede dadurd), daß der Kriegsminiſter tonlos 
und faum vernehmbar nad) einiger Zeit die kurze Erflärung ab- 
gab, dat das Minifterium ſich mit der Annahme des Tamnaujchen 
Amendements zufrieden geben wolle. Entſcheidend mar aber die 
Einwirkung von außen. Auf PBeranlafjung des Abgeordneten 
Berends verlas der Präfident Grabom eine vom Kommandeur 
der Bürgermwehr, Rimpler, und jeinem Stabe unterzeichnete Adrejje, 
in der es hieß, daß die Bürgerwehr Berlins Beichlüjfe der 
Nationalverfammlung als gejegliche Willensmeinung des preußifchen 
Bolfes mit allen ihr zu Gebote ftehenden Kräften aufrecht zu er- 
halten und die hohe Berfammlung zu jchägen wiſſen werde. Eine 
andere von einem der Berliner Bürgervereine eingereichte Adreſſe 
verficherte die Nationalverfammlung in noch jchärferem Tone des 
Beiftandes der Bürger. Sie begann mit den Worten: „Das 
Staatsminifterium bat es gewagt, unverhohlen auszujprechen, daß 
es einem definitiven Beichluß der Eonftituierenden Verſammlung 
feine Folge leiften wird“ — und proteftierte gegen den von den Miniftern 
am jouveränen Volk verübten Hochverrat. Dieje Kundgebungen, die 
offenbar von der Linken veranlaft waren, im Perein mit den 
immer bedrohlicher anwachſenden Volfshaufen- vor und Hinter dem 
Sigungsgebäude, deren Gejchrei beim Dffnen der Thüren den er- 
ichredten Abgeordneten deutlich genug in die Ohren fchlug, zeigten, 
daß die Revolution ſich aufs neue organifiert habe und die 
Bürgerwehr ſich jehr wahrſcheinlich auf ihre Seite jtellen werde. 
Auf der Rechten war man entrüftet; man ſprach es aus, daß unter 
dem Drud ſolcher Drohungen die Freiheit der Beratung aufge- 
hört habe. Der Präfident meinte freilich, daß Vorgänge außer: 
halb des Haujes auf die Abftimmungen der Abgeordneten feinen 
Einfluß haben dürften oder könnten. Aber er ſchätzte Mut und 
Standhaftigfeit mancher Abgeordneten doch zu body ein. Die Ab- 
ftimmungen ergaben die VBerwerfung aller vermittelnden Amende- 
ments und die Annahme des unveränderten Steinjchen Antrages 
mit 219 gegen 143 Stimmen. Mit der Majorität gingen diejes- 
mal u. a. fünfzehn Teilnehmer an der Proteftation gegen den 
Beſchluß vom 9. Auguft, der doch jegt, am 7. September, in ver- 
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Ichärfter Form wiederholt wurde. Die Verkündung des Abftimmungs: 
rejultat8 wurde mit tiefem Schweigen entgegengenommen, das von 
dem in der Berfammlung vorher und nachher berrichenden Lärm 
ſeltſam abſtach. Einige hatten den Eindrud, als ob die Linke 
durch ihren eigenen Sieg in Berlegenheit gejegt ſei. 

Beim Beginn der eine jehr lange Zeit in Anſpruch nehmenden 
Abftimmungen verließen Schredenftein und Hanjemann, der völlig 
erichöpft war, das Haus. Sie wurden offenbar von den Rädels- 
führern, die den Aufbrud der Minifter vor beendigter Abjtimmung 
nicht erwartet haben mochten, nicht erfannt. Auf dem Platze vor 
der Singafademie umdrängten fie die Jungen, welche Plafate und 
Flugblätter feilboten, darunter ein Bild, das die fieben Minifter 
am Galgen zeigte. Schredenjtein wies die ungen ab, Hanſe— 
mann aber faufte, al3 der Andrang fjtärfer wurde, zwei Bilder, 
betrachtete fie jorgfältig und ftedte fie ruhig in die Taſche, als ob 
ihn die Sache nichts anginge. Die fie ebenfall$ umringenden 
Zigarrenhändler, welche „Barriladenfeuer“ anboten, wehrte er mit 
dem Hinweis auf feine bereitS dampfende Zigarre ab. Beide ge 
langten ungefährbet ins Finanzminifterium. Schredenjtein jpeifte 
bei Hanjemann und fonnte dann unbemerkt ins Kriegsminifterium 
zurüdfehren. Für feinen Aufbrud) aus dem Sigungslofal aber 
war es die höchfte Zeit geweſen. Denn glei; darauf wurde dem 
General Brandt, der die Minifter hinausbegleitet hatte und dann 
wieder in den Gikungsfaal zurüdgefehrt war, zweimal hinter— 
einander von Offizieren in Zivilfleidung die Meldung gebradit, 
daß der Kriegsminifter von den Leuten draußen gejucht und Die 
Abficht, ihn zu erjäufen, laut ausgeiprochen werde. ALS die 
Rädelsführer der Menge bemerften, daß ihr zum voraus bezeic)- 
netes Dpfer ihnen entichlüpft war, gaben fie dem revolutionären 
Thatendrange eine andere, harmlojere Richtung. Mit Jubelgejchrei 
wurde die Nachricht von dem Siege der Volkspartei aufgenommen; 
die Redner der Linken erhielten beim Heraustreten aus dem Ge— 
bäude ftürmifche Dvationen und der Graf Reichenbach, den man 
mit dem berühmt gewordenen Antragjteller Stein verwechſelt hatte, 


wurde im Triumphe auf den Schultern der Menge bis zum 
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Dpernplat getragen, wo man ihn, nachdem fi) das Berſehen 
berausgeftellt hatte, unjanft genug auf den Boden niederließ.!) 

Am folgenden Tage, dem 8. September, fehlten die Minifter 
in der Verſammlung. Ein Schreiben des Minifterpräfidenten 
teilte mit, fie jeien am Erjcheinen verhindert, weil fie das Refultat 
der geftrigen Abftimmung Sr. Majeftät zu unterbreiten hätten. 
Die Sigungen wurden auf den 11. September vertagt. 

So jehr die jest mit der Revolution offen verbündete Linke 
über ihren Sieg jubelte, jo war doch am 7. September eigentlich 
nicht mehr als der Bruch zwiſchen Nationalverfammlung und 
Minifterium entichieden. Wer von beiden aber das Feld räumen 
müfle, ftand noch feineswegs ohne weiteres feſt. Trat das Mi- 
nifterium jest nicht zurüd, jo war der Kampf nur eben eröffnet 
und es mußte fich erjt zeigen, wer der Stärfere jei. Dieſe Ent- 
iheidung fiel freilich Ion am folgenden Tage zu Gunſten der 
Nationalverfammlung. Das Minijterium fühlte fi) nicht ftart 
genug, den hingemworfenen Fehdehandſchuh aufzunehmen und die 
äußerften SKonjequenzen des SKonfliftes mit der jchonungslojen 
Energie zu ziehen, melde allein einen Erfolg hätte verbürgen 
fönnen. Die Minifter reichten dem Könige ihre Entlaffung ſchon 
am 8. September ein und motivierten fie mit der Erflärung, 
dab das von ihnen vertretene Prinzip, der Nationalverfammlung 
ftehe die Feſtſetzung von Vermaltungsmaßregeln nicht zu, aufrecht 
erhalten werden müfje, daß ihnen aber die Aufrechterhaltung diejes 
Prinzipes in hohem Maße erichwert jei, weil die Nationalver: 
jammlung fein Vertrauen zu ihren Perjonen habe. 

Der König fträubte fi) anfangs gegen die Entlajjung der 
Minifter und entwarf eine entiprechende Botſchaft an die Na— 
tionalverfamminng. Die Minijter verweigerten aber die Kontrafig- 
natur. Verſchiedene Pläne tauchten nun am Hofe auf und wurden 
wieder verworfen. Der König holte fid) Rat bei Leopold vno 
Gerlad und dejien Bruder Ludwig, dem Magdeburger Gerichts: 


!) Zu den Vorgängen am 7. Sept. vergl. Aus dem Leben des Generals 
H. v. Brandt II, 287 fi. und Reiheniperger, Erlebniſſe, 121 ff. 
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präfidenten, fowie bei dem aus Halle berufenen Profeflor Heinrich 
Leo. Täglich hoffte man auf einen euerdings an Binde ergangene 
Anfrage wegen Übernahme des Minifterpräfidiums eine zuftimmende 
Antwort zu erhalten; General Rauch wurde nad) Boigenburg zum 
Grafen Arnim geſchickt, um ihm das Minifterpräfidium anzutragen. 
Arnim lehnte es rundmweg ab. 

Obwohl feit Wochen der Gedanke an die Auflöfung der Ber- 
jammlung und an das Einrüden von Militär ſowie an den 
Minifterwechjel beiprochen war, allerdings ohne Zuziehung der 
amtierenden Minifter, jo war doch, als der geeignete Moment 
nun eintrat, die Ratlofigfeit und Verwirrung am Hofe eine grenzen- 
(oje. Noch war für eine mit Gefahren verbundene Aktion der Krone 
nichtS vorgejfehen. Und ebenfo ratlos zeigte fi) die fonjervative 
Partei. Bülowm-Cummerow, der Schöpfer des Yunferparlaments 
der den Kampf gegen die liberale Regierung organifiert hatte, 
mußte feinen bejjeren Rat als die völlige Unterwerfung unter bie 
Majorität; er jchlug ein Minifterium vor mit Grabow, dem 
Präfidenten der Nationalverfammlung, als Premier und Walded 
als YJuftizminifter!!) In der Nacht vom 10. auf den 11. Sep- 
tember, an dem die Nationalverfammlung wieder zujammentrat, 
wurde endlich eine Verftändigung zwiſchen dem Könige und Auers- 
wald erzielt und die Form feftgeftellt, in der die Entichließung 
des Königs fundgethan werden jollte. Der König erflärte in einer 
Kabinettsordre, er fei mit der Anficht der Minifter einverftanden, 
daß ohne Aufrechterhaltung des von ihnen aufgeitellten Prinzips 
die fonftitutionelle Monarchie nicht beftehen fönne, daß er aber 
gleihmwohl aus dem von ihnen angeführten Grunde die nachgejuchte 
Dienftentlaffung erteile. Zugleich entichloß fi) der König dazu, 
wohl auf Vorichlag der abtretenden Minifter, dem dritten noch 
unverbrauchten rheinifchen Parteiführer, Bederath, die Neubildung 


1) Gerlach, Denkwürdigkeiten 1, 192. — Aus den vielen teild unzujfammen= 
hängenden, teild abgebrocdhenen Mitteilungen Gerlachs über die Vorgänge am 
Hof nad) dem 7. September läßt ſich an pofitiven Nadrichten nicht viel mehr 
ald das von mir Erzählte entnehmen. Sie fpiegeln aber die Ratlofigkeit 
trefflich wieder. 
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des Kabinett3 zu übertragen. Für das Präfidium nahm er den 
General Pfuel in Ausfiht. Und merkwürdig, mit welcher Zu: 
verficht der König, nachdem er zu einem Entichluß gefommen war, 
ber weiteren Entwidelung der Dinge entgegenjah. Er wollte feine 
der Einwendungen gelten lajjen, welche jeine unverantwortlichen 
Ratgeber gegen den erneuten Verfuc mit einem parlamentarijchen 
Minifterium erhoben und antwortete: „Das lajjen Sie mich nur 
macden.“!) Er überjandte Bederath ein Programm, in dem von 
der Zurüdnahme „ver Hanſemann-Patowſchen“ Gejege und des 
Berfafjungsentwurfes und von der Auflöjung der Verſammlung die 
Rede mwar.?) Bederath gehorcdhte dem Ruf des Königs und er- 
ichien alsbald in Berlin. Sein Programm aber, von dejjen An- 
nahme er die Bildung des Minijteriums und jeinen vom Könige 
dringend gewünſchten Eintritt in dasjelbe abhängig machte, ent- 
bielt jo ziemlich das Gegenteil von dem, was der König wollte. °) 
Perſönlich jchieden Friedrich Wilhelm und der weichherzige aber 
entichiedene Liberale in beſtem, herzlichem Einvernehmen. Eine 
fachliche Verftändigung zwiſchen ihnen war unmöglid. So fiel 
denn die Enticheidung zu Gunſten eine3 rein büreaufratijchen 
Minifteriums, defjen Haupt ein greifer General, von Pfuel, und 
deſſen wichtigite Mitglieder zwei Dberpräfidenten, von Bonin und 
Eichmann, waren. Gleichzeitig wurde der General von Wrangel 
zum Oberbefehlshaber der Marken ernannt. Im Prinzip war damit 
die Reaftion eingeleitet. Wenn fie in Wirflichfeit noch nicht ein- 
trat, jo lag das an der Schwäche der neuen Minijter und an 
den Hemmungen, welche jeder Verſuch jelbftändiger Thätigfeit 
durch die höfiihe Kamarilla erfuhr. Die Stellung der Minifter 
war von vornherein unhaltbar, meil fie die Staatsgejchäfte nicht 
nad) eigener Einficht, jondern nach dem Willen der Hofpartei führen 
jollten. Nach dem Zeugnifje des Generals Brandt wurde alles, 
was die Minifter mit des Königs Willen durchjegten oder nad) 
liegen, ſtets durch die Kamarilla wieder rüdgängig gemadht.*) 
I) Gerlach 1, 198. 2) Gerlad 1, 196. 


3) Kopftadt, Hermann v. Bederath. 1875. ©. 9 fi. 
4) Brandt III, 257. 
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Das Interim, während dejjen das Minifterium Auerswald die 
Geichäfte noch jortführte, dauerte vom 10. bis zum 21. September. 
In diefe Zeit fällt noch eine wichtige gejeggeberische Maßregel. 
Der König beftätigte die ihm von Hanjemann und Milde vor: 
gelegten Normativ-Bedingungen für Privatzettelbanfen. Die Ver: 
ordnung, von der an anderer Stelle noch die Rede jein mird, 
wurde am 15. September publiziert. 

Die meiften der abtretenden Minifter fehrten zu ihrer früheren 
Amtsthätigfeit zurüd. Hanjemann wurde zum Chef der Preußiichen 
Bank ernannt. Alle politiiche Meinungsverfchiedenheit und alle 
Gegenbeftrebungen der Kamarilla konnten nicht verhindern, daß 
der König Hanjemanns glänzende Berähigung als Finanzmann 
vollauf würdigte und ihm dies hohe, wenn auch unpolitijche Amt 
übertrug, Am 22. ftellte fi) das Minifterium Pfuel der National- 
verjammlung vor. Die furze Programmrede des Minifter- 
präfidenten enthielt die Berficherung, daß der betretene fonjtitutionelle 
Meg fortgejegt werben jolle, berührte aber den eigentlichen Streit- 
punkt, die Ausführung des Beichluffes vom 9. Auguft und feine 
prinzipielle Bedeutung nicht. Unmittelbar nad) Pfuel ergriff 
Hanjemann das Wort, um ald Abgeordneter an den Rüdtritt des 
Minifteriums noch einige Bemerkungen zu knüpfen. Er erinnerte 
daran, daß Camphauſen das auf ihn folgende Minifterium als 
ein Minifterium der That angekündigt habe. Ein Rüdblid auf 
die gejeggeberijchen Arbeiten der letzten Zeit, ein Vergleich zwiſchen 
dem Zuftande des Landes vor drei Monaten und der gegenwärtigen 
Zunahme der Gemwerbthätigfeit werde der richtenden Nachwelt die 
Anerkennung abnötigen, daß dem Minifterium Auerswald der 
Name Minifterium „der That“ nicht mit Unrecht beigelegt 
worden jei. Trotzdem babe das Votum vom 7. September nicht 
nur einen politiichen Grundjag der Verfammlung zum Ausdrud 
gebracht, jondern jei auch durch den Wunſch hervorgerufen worden, 
dab das Minifterium und insbejondere er, der Schöpfer desjelben, 
abtreten möge. Dann bob er die beiden unzmweifelhaften That- 
jachen hervor, daB das abgetretene Minifterium und namentlich) 
er jelbft von der Reaktion heftig angefeindet worden jei, weil die 
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neuen Geſetzesvorlagen der Reaktion tief ins Fleiſch jchnitten, und 
daß anderfeits die Berfammlung im höchſten Maße vor der Reaftion 
bejorgt gemwejen jei. Aus diefem Sachverhalte jei aber nicht Die 
natürliche Folgerung gezogen worden, daß das Minifterium unterjtügt 
werden müſſe. Das unter joldhen Umftänden am 7. September ab- 
gegebene Votum laſſe aljo erkennen, daß der Wunſch der hohen Ber- 
jammlung, insbejondere jeine Berfon aus dem Minifterium zu ent- 
fernen, ein außerordentlich ftarfer gewejen fei. Wenn er dann zum 
Schluß mit Genugthuung des joeben vernommenen Programms des 
neuen Minifteriums gedachte, daS ebenfalls Fräftig gegen die 
Reaktion auftreten und doch die Rechte der Krone in gleihem Maße 
wie die Freiheit des Volkes wahren wolle, jo gab er bamit das— 
jelbe zu verjtehen, was der König in der Antwort auf das Ent- 
lajiungsgejuch Hatte ausdrüden wollen: daß das Prinzip einer 
unabhängigen Regierungsgewalt gewahrt jei und die Nachgiebigfeit 
in der Perjonenfrage nur die leichtere Durchführung desjelben 
ermöglichen ſolle. Mit diefer Rede ſchloß die kurze Laufbahn 
Hanfemanns als verantwortlicher Staatsmann. 

Die offizielle Motivierung des RüdtrittS der Minifter hatte 
es verfucht, diefen nur als eine perjönliche Niederlage der Minifter 
binzuftellen. Thatſächlich hatte aber die Krone, indem fie gegen 
ihren Willen auf Wunſch der Nationalverfammlung den Minifter: 
wechiel vollzog, in einer Machtfrage nachgegeben. Mit unendlich 
gefteigertem Machtgefühl trat die fiegreiche Majorität der National« 
verjammlung in den legten Abjchnitt ihrer parlamentariichen Thätig- 
feit ein und fie durfte ſich auch jofort eines neuen Triumphes in 
der eigentlichen Streitſache zwijchen ihr und der Regierung rühmen. 
Denn nad einer noch in berjelben Sitzung vom 22. an Pfuel als 
Kriegsminifter gerichteten Interpellation, wie er ſich zum Steinchen 
Antrage verhalten wolle, verlas diefer am 25. September 
einen joeben ergangenen Erlaß an die fommandierenden Generale, 
der die Majorität zufrieden ftellte. Die Form entſprach zwar nicht 
ganz den Münjchen der äußerften Linken, aber unverfennbar war 
die Regierung aud bier zurüdgewichen. Der vom Könige ge 
billigte Grundjag, daß der Verſammlung die Feitjtellung von Ver: 
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mwaltungsmaßregeln nicht zuftehe, war zwar in thesi aufredht- 
erhalten, aber in dem nach den Umftänden wichtigften Falle feiner 
praftiichen Anwendung thatſächlich preisgegeben worden. 

Es fragt fi), ob die Auflöfung des Minifteriums Auerswald 
notwendig war. Hätten Hanjemann und jeine Kollegen dem Vater: 
lande und der Krone nicht einen bejjeren Dienjt geleiftet, wenn fie 
auf ihren Poften verblieben und ihre Regierungsgrundläge auch 
mit Gemalt zur Anerkennung gebracht hätten? Auf diefe Fragen 
bat Hanjemann jelbft nad) etwa einem Jahre eine völlig aus- 
reichende und befriedigende Antwort in jeinem Buche „Das. 
Preußiiche und Deutiche Verfafjungswerf in Bezug auf mein poli- 
tiiches Wirken“ ') gegeben. Die nächſte Maßregel, wenn das Mi- 
nifterium Auerswald im Amte blieb, hätte die Auflöfung der Ver- 
jammlung jein müfjen. irgend welche Fonftitutionelle Bedenken 
dagegen hegte Hanjemann in feiner Weile. Denn das Recht der 
Krone zur Auflöjung der Verſammlung hielt er durch die ausdrück— 
liche Beichränfung ihrer Befugniffe auf die Vereinbarung der Ver— 
faflung, im Gegenfag zur Feftitellung, für volllommen gewahrt. 
Wurde die Vereinbarung aus irgend einem Grunde unmöglich), jo 
fonnte eben die unbrauchbare Verſammlung nach Haufe geichidt 
werden. Natürlich handelte e8 ſich dabei auch um eine Macht— 
frage, da nur der Stärfere über die Unmöglichkeit der Verein— 
barung wirkſam befinden fonnte. Aber gerade im Verlaufe des 
legten parlamentarijchen Kampfes hatten fich Redner aller Fraktionen 
in der Anjchauung zujammengefunden, daß die Nationalverjamm: 
lung als fonjtituierende VBerfammlung unauflösbar jei. Und nod) 
war ihr Anjehen im ganzen Lande nicht jomweit disfrebitiert, daß 
dieſe von der Preſſe fait ausjchlieglich vertretene Anficht nicht 
immer zahlreichere Anhänger gefunden hätte. Die Minifter wären 
aljo überall auf thätlihen Widerftand geftoßen; fie mußten zur ge- 
waltjamen Auflöjung der Berfammlung, zur Auflöjung der Bürger: 
wehr, welche nad) ihrer Erflärung vom 7. September zum Schuße 
der Bolfsvertretung eingefchritten wäre, und zum Kampf mit ihr 


1) Hanjemann, Das Preußiſche und Deutiche Verfaſſungswerk, ©. 118 
bis 122, 


554 VII. Kapitel. 


wie mit den revolutionären Volksmaſſen in Berlin entichloifen jein. 
An dem Äußeren militärifchen Erfolge eines jolchen Vorgehens war 
ein SZmeifel nicht gut möglich. Aber es ftand damals noch nicht 
genügend Militär in der nächiten Umgebung Berlins, um die 
Miederherftellung der Drbnung und der Autorität auf diefem Wege 
ohne jehr großes Blutvergießen verjuchen zu fünnen. Denn je 
umfichtiger die militärifchen Vorbereitungen getroffen, je mehr 
Truppen zur Verfügung waren, um jo rafcher fonnte der Wider: 
ftand erftidt werden, um fo unblutiger mußte die ganze Aftion 
verlaufen. So war denn nad) Hanjemanns Anfiht die Sadjlage 
damals nod) nicht völlig reif für dieje legten und äußerjten Maß— 
regeln. Es fam aber noch ein Umjtand Hinzu, der gerade das Mini— 
fterium Auerswald als ungeeignet zur fonjequenten Durchführung 
eines blutigen Konfliftes mit allen popularen Elementen erjcheinen ließ. 
So weit ging die Einigfeit in jeinem Schoße eben nicht, daß alle Mit- 
glieder desjelben bereit gemwejen wären, die Verantwortung für Gemalt- 
maßregeln, auch wenn feine Rechtsbedenken gegen fie vorlagen, zu 
übernehmen. Gierfe und Märker hätten dieſen Gang bejtimmt 
nicht mitgemacht. Cine Modifikation des Minifteriums hätte unter 
allen Umftänden eintreten müjlen. Daß Hanſemann alsdann einer 
der im Amte verbleibenden Minifter gemwejen mwäre, bat er 
ausdrüdlich erklärt. In feiner Perſon und in jeinem Verhältnis 
zu den Parteien lag aber ein mwejentliche Hindernis für die er: 
folgreihe Durhführung des Gemollten. Hören mir Die zu- 
treffende Begründung, die Hanjemann jelbit in der erwähnten 
Schrift giebt. Er erzählt da, daß der Hab der Kreuzzeitungspartei 
gegen das Minifterium Auerswald und gegen feine Perjon jomeit 
gegangen fei, daß die oft geäußerte Vermutung, dieje Partei habe, 
um ihn zu ftürzen, für die Annahme des Steinchen Antrages 
agitiert, berechtigt erſcheine. Dann fährt er fort: 

„Es muß aber ein Minifterium, welches fo außerordentlihe Maßregeln 
gegen die Ultrademofratie auszuführen hat, wenigitend das volle Vertrauen der» 
jenigen Vollsklaſſen haben, welche nad; ihrer Stellung der Ultrademofratie am 
meiften entgegenftehen und am leichtejten ihre Anfichten zur Kenntnis des Mo— 


narchen bringen können. Ein Minifterium, das auf der einen Seite der parla- 
mentarifhen Stütze entbehrt und auf der anderen als revolutionär angeſchwärzt 
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wird, hat nicht die für die Durhführung fo großer und außerordentlicher Maß— 
regeln erforderliche Autorität.“') 

Dieje Anfichten leiteten Hanjemann bei jeinem Abſchiedsgeſuch 
und die weitere Entwidelung der Dinge hat ihm Recht gegeben. 
Die Thorheiten und Maßlofigfeiten der Verſammlung fteigerten ſich 
gerade in den nächiten fünf Wochen bis ins Unerträgliche, raubten ihr 
zum großen Teil die Sympathien des Landes und erleichterten der 
Regierung ihre jpätere Aktion. Im November und Dezember konnte 
die Negierungsgewalt miederhergeitellt und die zum Organ der 
Revolution gewordene Bürgerwehr aufgelöft werden, ohne daß ein 
Tropfen Blut floß. Die reaktionären Heißiporne, zu denen damals 
auch Bismard gehörte, haben gerade diejen friedlichen Verlauf 
bedauert. Hanjemann aber nannte ihn mit Recht ein nicht nur für 
Berlin, fondern für die ganze Monarchie erjprießliches Rejultat, an 
dem er infofern Teil hatte, al3 durch jein Verfahren im September 
ein blutiger Kampf vermieden wurde.?) 

Sein neues Amt trat Hanjemann nicht jofort an. Er hatte 
das begreifliche Bedürfnis nad) Ruhe und Erholung. Der König 
bewilligte ihm einen längeren Urlaub und er begab ficd) mit jeiner 
Familie nad) Dresden, das er auch in der Yolgezeit häufiger be- 
ſucht hat, wenn er fich eine furze Ausipannung gönnen wollte. 
Der Aufenthalt hier dauerte auch diefesmal nicht lange. Während 
feine Familie nach Berlin zurüdfehrte, um die neue MietSmohnung 
am Asfaniichen Pla einzurichten, begab er ſich nad Frankfurt 
a. M., um die Vertreter des deutſchen Volkes vor dem nach feiner 
feften Überzeugung falichen Wege zu warnen, den das Parlament 
eingejchlagen hatte. 


1) A. a. O. ©. 121. 

2) A. a. O. S. 122. — Bol. Bismarcks Brief an ſeine Gattin, vom 23. Sep- 
tember 1848, in dem es heißt: „Entweder zeigt ſich das Miniſterium ſchwach 
. wie ſeine Vorgänger und weicht aus, ... oder es thut ſeine Pflicht, dann 
zweifle ich feinen Augenblick, daß am Montag Abend oder am Dienstag Blut 
fließt.” 
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Zur frage der politifchen Einigung Deutichlands hatte fich Hanſe— 
mann bereit wiederholt geäußert. In ganz allgemeinen Umrifjen gab 
ichon die Denkſchrift von 1830 feine Gedanken wieder. Danach!) jollte 
fi) die Kompetenz einer wirklichen Bundesregierung auf die aus— 
wärtige Politif und auf einen Teil des Verkehrsweſens erjtreden. 
Die Selbjtändigfeit der einzelnen Bundesftaaten in allen anderen 
ftaatlihen Beziehungen betonte Hanjemann ausdrüdlid. Um den 
Bundeszwed zu erreichen, empfahl er zwei Drgane zu fchaffen: eine 
aus den Ständen der Einzelftaaten bervorgehende Bundesver- 
jammlung und einen Erefutivrat, zu dem jedenfalls die drei größten 
deutichen Staaten je ein Mitglied zu ernennen haben würden. 
Sp viel geht alio aus der DPenfichrift hervor, daß Hanie- 
mann damal3 wie von allen unitariichen Gedanken jo auch von 
dem Gedanken einer einheitlichen erblichen Spite des Bundes meit 
entfernt war. In derjelben Schrift war aber doch wiederholt betont 
worden, daß Preußen in dem Bunde den vorwaltenden Einfluß haben 
müffe. Wie diejer für Preußen verfaffungsmäßig zu fichern jei, 
darüber hatte er damals noch feine bejtimmte Anſicht. Immer aber 
hielt fich fein Verlangen nad) deuticher Einheit in den Grenzen der 
Bedürfniffe des praftiichen preußifchen StaatSlebens. Ein geeintes 
Deutichland jollte die Macht Preußens erhöhen, indem es deſſen 
thatſächlichem Einfluß einen weiteren legalen Spielraum jchaffte. 
Geradezu verbrecdheriich und aud um Deutichlands willen wider: 
finnig wäre ihm der Gedanke erjchienen, nur der nationalen dee 
zu Liebe irgend etwas von der jelbjtändigen Macht Preußens zu 
opfern. 

Wenn in der Folge Hanjemanns Gedanfen über die Form 
der Einigung Deutichlands eine von dem Programm von 1830 
in mehreren Bunften abweichende Richtung annahmen, jo war dies 
durch die Gründung und die Entwidelung des Zollvereins bedingt. 
In ihm fand er einen Teil deffen, was er fuchte: Einigung auf 


— 


266, 116. 
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volfswirtichaftlihem Gebiete und vorwaltenden Einfluß Preußens. 
Dieje gegebene Grundlage galt es zu erhalten, auf ihr weiter zu 
bauen, das Zollvereinsgebiet bis zur Nordjee zu erweitern und 
innerhalb desjelben das ganze mirtjchaftliche Leben der Nation, 
insbejondere das Verkehrsweſen, einheitlich zu gejtalten. Delegierte 
aus den Ständelammern der Zollvereinsftaaten jollten als Re- 
präjentation des Volkes bei der Gejehgebung des Zollvereins und 
bei der Feititellung der Steuerſätze und der gemeinjchaftlichen 
Ausgaben mitwirken. Sn diefer Richtung bewegten fi), wie wir 
gejehen haben, Hanjemanns Anträge auf dem rheiniichen Land» 
tage 1845 und auf dem Pereinigten Landtage 1847. Ging 
man auf diefe Weije vor, jo war, zu erwarten, daß das in der 
Delegiertenkonferenz, dem Zollparlament, vertretene volfstümliche 
Element jehr bald auf die Errichtung noch anderer gemeinjamer 
nationaler Ynjtitutionen hinarbeiten und fie auch durchjegen werde. 
Eine Zollvereinsflotte,ein Zollvereinsheer oder wenigſtens eine fräftige 
gemeinjame Kriegsverfaflung, zunächit zum Schuge der nationalen 
Bollswirtichaft und in der Folge zum Schuge nod) anderer natio- 
naler Intereſſen, eine gemeinjame auswärtige Politik der Zollvereins- 
ftaaten durften von der Entwidelung des Zollvereins im Sinne Hanſe— 
manns erwartet werden. Ganz vonjelbit bildetefich der Zollverein dann 
allmählich in einem engeren deutichen Bund unter Preußens Füh- 
rung mit allgemeinen politiichen und nationalen Aufgaben um. 
So entffand unter den Anhängern diejer Reformgedanfen, indem 
fie an das Vorhandene anfnüpften, als eine Frucht der natürlichen 
Entwidelung die Idee des engeren Bundes. Denn daß öſterreich 
in den Zollverein eintreten, jein Prohibitivjyftem, das Tabaks— 
monopol, das ganze Syftem der Verbrauchsſteuern abjchaffen oder 
nad) den Bebürfnifien des Zollvereins umgeftalten werde, galt 
damals für völlig ausgejchlojien. Es iſt bereit3 erzählt worden, 
wie in der SHeppenheimer Berjammlung vom Herbjt 1847 über 
diefes Programm eine Verftändigung zwiſchen Hanjemann, Mathy 
und ihren ſüddeutſchen Freunden ftattfand,') wie aber jeit dem 


1) S. ©. 398. 
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Februar 1848 die nationale Bewegung mit jo unmiderftehlicher 
Kraft über dieje Beftrebungen hinausging, daß Hanjemann ein 
weiteres Verharren auf dem ihm vorjchwebenden praftiichen Wege 
zu einem erreichbaren Ziele als ausfichtslos aufgab. In der 
Zufchrift an Bodelſchwingh vom 1. März ſchloß er fid der 
allgemeinen Forderung einer Volfsvertretung am Bundestage not- 
gedrungen an und er unterzeichnete aud; den Aufruf der Heidel- 
berger.') Aber jchon nahm die Bewegung eine Richtung, welche er 
aus praftiichen Gründen mißbilligte und der er feine rechte 
Sympathie entgegentrug. Hatte er auf die Entwidelung des Zoll 
vereind zu einem engeren Bundesftaate innerhalb des deutichen 
Staatenbundes vor der Hand verzichtet, jo jollte nad) jeiner Mei- 
nung die Einigung Deutichlands auf einem anderen Wege doch 
ftetS vom Gegebenen ausgehen, aljo von einer Reform der be 
ftehenden Bundesverfafjung; vor allem war die Gejandtenfonferenz 
in Frankfurt, der Bundestag, jofort zu einem kräftigen Erefutiv- 
organ des Bundes umzugeitalten, in dem Preußen, wenn es jeht 
entichloffen vorging, die leitende Stellung zufallen mußte. Dieler 
Bundesbehörde wäre dann das deutiche Parlament an die Seite 
getreten. Aber Preußen brach im März zujammen; der König 
wagte es nicht die Zügel Deutjchlands zu ergreifen und die 
Boltsbewegung ging ihren eigenen Gang ohne Rückſicht auf die 
Regierungen. Auf den Ruf des Siebenerausſchuſſes der Heidel- 
berger trat am 31. März das jogenannte VBorparlament in Frankfurt 
zufammen; auf Grund von deſſen Beichlüffen, die der Bundestag 
fi) jchnell zu eigen machte und als Gejege publizierte, wurde das 
deutiche Parlament gewählt und am 18. Mai in Frankfurt eröffnet, 
ohne ein anderes Arbeitsprogramm als die Schaffung einer deut- 
ſchen Berfafjung, ohne einen Entwurf diefer Verfafjung und ohne 
ein Erefutivorgan. Gleichwohl wurde von der Filtion ausge: 
gangen, daß das erjehnte deutiche Reich ſchon vorhanden jei! 
Unterdejjen war Hanjemann preußiicher Minifter geworben. 
Ganz durhdrungen von dem Gefühl der Berantwortung für die 


1) S. ©. 411 und 416. 
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Aufrechterhaltung der Machtftellung Preußens, jah er dieje überall 
durch das Vorparlament, den von ihm eingejegten Fünfzigeraus- 
ihuß und durch das Parlament ' bedroht. Die Bemühungen des 
preußiichen Minifteriums aber um die Widerherftellung der ftaat- 
lihen Autorität wurden gehindert und lahm gelegt durd das un- 
geheure moraliihe Anjehen Frankfurts, mo der Grundſatz der 
Bollsjouveränität zu vollflommener Anerkennung gelangte. Der 
Gegenſatz zwilchen Berlin und Frankfurt war jo vollftändig als 
nur denfbar: auf der einen Seite das Prinzip der Vereinbarung 
der Verfafjung zwiſchen Krone und Bolfsvertretung, auf der an- 
deren die fonjtituierende Allmacht des Parlaments. Alle oppoji: 
tionellen Elemente in der preußifchen Bevölferung und in ber 
preußiihen Nationalverfammlung erfuhren eine Aufmunterung, 
Kräftigung und Unterftügung durch das, was in ranffurt als 
Grundjag angenommen und verfündigt wurde. Die Natur ihrer 
Stellung trieb daher die preußiichen Minifter in einen Gegenſatz zu 
Frankfurt, auch wenn fie dem Werfe der Einigung Deutjchlands 
die größten Sympathien entgegenbrachten, und je weiter im Laufe 
der Zeit fi) die auf ein revolutionäre® Prinzip, die Volks— 
jouveränität, gegründeten Anjprüche der Frankfurter erftredten, um 
jo ichroffer mußte der preußiiche Partifularismus gegen fie re 
agieren. 

Hanjemann verfannte nicht, daß die Schwäche Preußens und 
jeiner auswärtigen Politik, jowie die Unfähigkeit und Mutlofigkeit 
des Bundestags es in erfter Linie verjchuldeten, wenn das deutſche 
Parlament, ganz auf fich jelbit geftellt, die deutichen Regierungen 
jo gut wie ignoriert. Die Schuld der Regierungen überhob 
aber das Parlament nicht der Verpflichtung Maß zu halten, die 
noch fehlende Verbindung mit den Regierungen, vor allem mit 
der preußiſchen, ſeinerſeits ernjthaft zu ſuchen, ihnen nun frei- 
willig ein Mitbeſchließungsrecht einzuräumen und fie in der 
Wiederberitellung geordneter ftaatliher Zuftände zu unterftügen. 
Zu alledem war aber in Frankfurt nur wenig Neigung vorhanden. 
Die Majorität war wohl bereit, thatfächlich den Regierungen jomeit 
als möglich entgegenzufommen, aber fie hielt daran feit, daß 
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ihnen fein Rechtsanipruc auf die Mitwirfung bei der Yeitftellung 
der Verfaſſung zuftehe.. Auf diefen Standpunkt jtellte fich von 
Anbeginn der einflußreichite Abgeordnete und erfte Präfident des 
Parlaments Heinrich von Gagern. 

Über die Vorgänge in Frankfurt und die Stimmung der 
Parteien gingen Hanjemann von feinen zahlreichen Freunden im 
Barlamente jchäßensmwerte Berichte zu. Insbeſondere die Briefe 
Hayms gewähren einen trefflicen Einblid in das Parteigetriebe 
und das Gewoge der fid) freuzenden und befämpfenden Meinungen 
und in den Gharafter der leitenden Perſönlichleiten. Haym be: 
tont in jeiner Berichterftattung an Hanjemann immer wieder, wie 
fehr er den ſtaatsmänniſchen Blid Hanjemanns in der Ber- 
jammlung vermiffe. Er, der junge Idealiſt, fühlte ſich als Schüler 
der praftijch-politiichen Weisheit, die er an Hanjemanns auf das 
Erreichbare und Nützliche gerichtetem Wirken bewunderte. Mehrere 
Wochen hindurch gelang es ihm, jeine Thätigfeit als Abgeordneter 
und Mitglied des rechten Zentrums in Übereinftimmung mit den 
Wünſchen Hanjfemanns zu halten, bis die Grundverfchiedenheit 
ihres Wejens und ihre abweichenden Meinungen über die Geſtalt 
der deutichen Einheit fie einander wieder entfremdete. Seine Be: 
richte und ebenjo die Briefe Beckeraths zeigen, wie jchmerzlich die 
monarchiſch und preußiſch gefinnten Abgeordneten in Frankfurt 
eine Vertretung der Regierungen neben dem Parlament vermißten 
und wie richtig von ihnen die durch dieſen Umftand geiteigerte 
Gefahr zunehmenden Souveränitätsraufches in der Verſammlung 
erfannt wurde. Im Gegenjaß zu ihnen hegte ein großer Teil der 
Volksvertreter das lebhafte Verlangen, den Grundjag der eigenen 
Dmnipotenz durch einen Mehrheitsbeſchluß förmlich zu janftionieren. 
Diejes Beftreben wurde in dem Parlament wejentlid durch das 
Mißtrauen gegen Preußen genährt. Denn inftinktiv fühlte man, 
dat das Minifterium und die Wollsvertretung des mächtigiten 
deutjchen Staate8 wenig Luft verjpüren würden, fih unter bie 
Frankfurter Machtgebote zu beugen. Beckerath und Meviſſen 
glaubten nun, daß jeder unliebfamen Souveränitätsfundgebung im 
Parlament vorgebeugt werden könne, wenn die preußiiche Regierung 
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und Nationalverfammlung jchleunig und aus freien Stüden die 
Erklärung abgaben, daß fie das deutiche Verfaſſungswerk nicht 
ftören, vielmehr der Frankfurter PVerfammlung in allen Haupt- 
fragen die entidyeidende Stimme überlafjen wollten. Am 22. Mai 
jchrieben fie in diefem Sinne gemeinfam an die drei Minifter 
Gamphaufen, Auerswald und Hanjemann. Aber ſchon am 
27. Mai geichah, was fie befürchtet hatten. Das Parlament 
faßte den Beichluß, daß alle Beftimmungen einzelner deut- 
icher Verfaſſungen nur nad Maßgabe ihrer Übereinftimmung 
mit dem zu begründenden allgemeinen deutichen Verfaſſungswerke als 
gültig zu betradhten jeien. Obgleich auch diejer Beſchluß das 
preußijche Selbitgefühl empfindlich fränfen mußte, jo war er doch 
nur eine Milderung des von der Linfen eigentlich beabfichtigten 
Verbotes aller Fonftituierenden Verfammlungen in den deutichen 
Einzeljtaaten, bis das Frankfurter Parlament die deutjche Ver— 
fafjung fertiggeftellt haben würde. Erinnern wir uns, daß aud) 
ſchon jehs Wochen zuvor die Nicjtigfeitserflärung der vom Per- 
einigten Yandtage vorgenommenen Parlamentswahlen und die An- 
ordnung allgemeiner Wahlen auf Geheiß des Norparlaments und 
des Fünfzigerausfchufjes eine harte Zumutung für die preußijche 
Großmacht gewejen war. Dieje Demütigungen wurden aber weit in 
den Schatten geitellt durch die Wahl eines öfterreichiichen Prinzen, 
des Erzherzogs Yohann, zum Reichsverwejer ohne vorausgehende 
Verftändigung mit Preußen. 

Bei dem von der Heidelberger Verjammlung und ihren Nad)- 
folgern — Siebenerausichuß, Vorparlament und Fünfzigerausſchuß — 
für die Einigung Deutichlands vorgezeichneten Wege der Berufung 
eines allgemeinen Parlaments war Hanſemann der Mangel eines 
Erefutivorgans für die Regierung Gejamtdeutichlands ftets am 
bevenflichiten erjchienen. Denn der Bundestag, fall3 und jolange 
er beſtehen blieb, fonnte in jeiner damaligen Verfaſſung doch 
immer nur als eine Art Dberhaus, nicht als eine Regierung be- 
trachtet werden. Als die Einberufung des Parlaments entjchieden 
war und es fidh zeigte, daß König Friedrich Wilhelm IV. feine 
ſtolze Verheißung, daß er die Xeitung der a 
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heiten in jeine Hand nehmen werde, zu erfüllen weder fähig nod) 
willens war, hielt e$ daher das Minifterium Gamphaujen für die 
dringendfte Aufgabe der beftehenden Regierungen die nötige 
Zentralbehörde zu ſchaffen. Es trat einem Mitte April von 
Melder, dem badiſchen Bundestagsgejandten, in der Bundesver- 
jammlung geftellten Antrag bei, daß der Bundestag jelbit Die 
Erefutivbehörde nod) vor dem Zujammentritt des Parlaments ins 
Leben rufen möge. Man bezeichnete das von Welder in Ausficht 
genommene proviforiiche Bundesdireftorium als das Triumvirat 
oder die Trias. ES follte aus drei Mitgliedern beftehen, von 
welchen Dfterreich und Preußen je eines ernennen würden; das 
dritte Mitglied jollte von den übrigen Regierungen aus drei von 
Bayern vorzujchlagenden Kandidaten gewählt werden. Seine Auf- 
gabe jollte beftehen in der Wahrnehmung aller auf die allgemeine 
Sicherheit und Wohlfahrt des ganzen Bundesjtaates bezüglichen 
Angelegenheiten, in der diplomatijchen Vertretung Deutichlands nad) 
außen und in der Oberleitung der militäriichen Angelegenheiten. 
Durch das Direktorium wären dann auch die Regierungen in geeig- 
neter Weije bei dem deutſchen Parlament vertreten gewejen. Welders 
Antrag wurde zwar vom Bundestage am 4. Mai zum Beſchluß 
erhoben, gelangte aber nicht zur Ausführung, weil der Fünfziger— 
ausichuß, deſſen moralifches Anjehen damals unendlich) viel mehr 
als die gejegliche Autorität des Bundestags galt, ihm mißtrauiſch 
widerjprad.!) Das Parlament trat ohne das Bundesdireftorium 
ins eben. Der Gedanke an legteres wurde aber doch nicht fallen 
gelafien. Das Bedürfnis nach einer Zentralbehörde war auch in 
dem Parlamente jo lebhaft, daß die gemäßigten Parteien jofort 
auf Welderd Antrag zurüdgriffen. Ein Ausſchußgutachten vom 
19. Juni, von Dahlmann verfaßt, ſprach fi) für das Triumvirat 
aus und verlangte nur eine Mitwirkung des Parlaments bei 
jeiner Einjegung in der Art, daß dieſes den Ernennungen der 
Triumvirn durd) die Regierungen die Beftätigung zu erteilen 
haben würde. Daß die Triumpirn Fürften fein jollten, war in 
dem Ausjchußberichte nicht gejagt, aber ſtillſchweigend vorausgejegt. 
. 1) Gegenwart Bd. 4, 488 fi. 
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Über diefe Verhandlungen wurde Hanfemann außer durd) 
die offiziellen Berichte des preußiichen Gejandten Ujedom an das 
Minifterium des Auswärtigen auch durch Haym näher unterrichtet. 
Er war mit dem Ausſchußbericht Dahlmanns im wejentlichen 
einverftanden. Nur betonte er in einem Briefe an Haym vom 
21. Juni, daß am zwecmäßigften „die Ernennung des beabſich— 
tigten Bundesdireftoriums von dem Drgane der deutjchen Kronen, 
dem Bundestage, ausginge, ohne daß die Nationalverfammlung 
darüber ein der Ernennung gleiches Votum abgäbe, da leßteres 
vielleicht der zu erftrebenden Einheit nichts weniger als förderlich 
wäre.“ Ein diefem biftierten Briefe eigenhändig hinzugefügtes 
Roftjfriptum Hanfemanns lautete aber: „Sorgen Sie doc) ja, daß 
dad Triumpirat (drei Fürſten am beiten) zu ſtande fommt. Ein 
Reichsverweſer geht nicht.“ Mittlerweile war nämlich) in Berlin 
die Nachricht eingelaufen, daß fi) in der Majorität des Parla- 
ments ein Umſchwung zu Gunften eines Reichsverweſers an Stelle 
des Bundesdireftoriums vollziehe, und bald darauf erfuhr man, daß 
der Reichsverweſer ein öfterreichifcher Prinz fein und ohne Zuziehung 
der Regierungen vom Parlamente ernannt werden jolle. Heinrich 
von Gagern, der einflußreichfte Mann des Parlaments, der jelbft 
im Ausſchuſſe für das Triumvirat geftimmt hatte, war plötzlich 
anderer Meinung geworden, der er mit Zuhilfenahme einer regel- 
rechten Intrigue im Parlamente den Gieg verichaffte. Erit 
Ihüchterte er den preußifchen Gejandten Ufedom mit der Vor— 
ipiegelung ein, daß der Gedanke an ein Bundesdireftorium, geichweige 
denn an die Zujammenjegung desjelben aus Prinzen gegenüber der 
Stimmung der Majorität ausfichtslos jei, und wußte dann die 
baltloje Schwäche des Diplomaten als verbriefte Zuftimmung des 
preußiihen Königs zu der Einfegung eines einzigen Reichs— 
verwejers zu deuten. Es waren gerade die Tage der Minifterkrife 
in Berlin. Uſedom mochte glauben, daß es eine planvolle, folge- 
richtige Leitung der ausmärtigen Angelegenheiten dort zur Zeit 
überhaupt nicht gebe und die Verantwortung für einen Bruch 
Preußens mit der Nationalverjammlung, den ein feites Beharren 
gegenüber Gagerns Wünjchen zur Folge haben müſſe, jchließlich 
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ihn allein treffen werde. Obgleich er die jener Weiſung Hanſe— 
manns an Haym völlig entiprechende Drdre aus Berlin erhielt, 
fi) gegen jeden, auch prinzlichen Reichsverweſer zu erflären, jo 
wagte er doch feinen entſchiedenen Widerjpruc.!) Infolgedeſſen 
erreichte e$ Gagern, dab jogar Dahlmann und die Kommijfton 
ihr Votum zu Gunften eines von den Fürften zu wählenden 
Reichsverwejerd änderten, ja daß ſelbſt Radowitz, der Freund 
Friedrich Wilhelms IV., ſich für einen joldhen ausſprach. Gagern 
ging aber zu allgemeiner Überrafhung nod darüber hinaus und 
beantragte nicht nur in feiner vielberufenen Rede vom 24. Yuni 
die Mahl des Reichsverweſers durch die Verſammlung anitatt 
durch die Fürſten, ſondern erflärte auch, der Reichsverweſer werde 
ein Fürſt fein, nicht weil, jondern obgleich er Fürft jei. „Seine 
Rede, joviel ich begreife,“ jchrieb Haym an Hanſemann, „war ein 
jtarfer Nud nach der Revolution hin.”?) Uſedom hatte es nicht 
für erforderlich gehalten, fid) bei den preußilchen Abgeordneten, 
die das Intereſſe Preußens wahrnehmen wollten, nad) dem Stande 
der Dinge und nad) der Stimmung der Parteien zu erfundigen, 
noch ihnen über die ganz bejtimmte Stellungnahme jeiner Regie 
rung gegen einen Reichsverweſer Mitteilung zu machen. jenes 
Poſtſtriptum Hanjemanns jcheint die einzige authentiſche Nachricht 
hierüber für die Preußen in der Verfammlung gemejen zu jein. 
Haym bedauerte es, den Winf aus Berlin „Ein Reichsverweſer 
geht nicht” erit jo jpät erhalten zu haben; drei Tage früher ein- 
getroffen, hätte er Männer wie Bederath gehindert, aus dem Yager 
der Trias in das der Monas überzugehen. „Wir hätten dann,“ 
ichrieb er, „einen, wenn nicht jagbaren jo doch andeutbaren, praf 
tiichen Grund im Hinterhalt gehabt, während nun die Verteidiger 
der Dreiheit auf allgemeine und theoretiihe Gründe beichränft 
waren.“ So fam denn am 28. Juni das Geſetz über die Ein- 
jegung der provijorishen Zentralgewalt nah den Borjchlägen 
Gagerns und am 29. die Wahl des Erzherzog Johann zum 
Reichsverweſer zu jtande. Am 12. Yuli übertrug auch Die 
9 Sybel, Begründung des deutihen Reichs 1, 176ff. 

2) Haym an Hanfemann 28. Juni 1848 mit Fortießung vom 25. Junt. 
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Bundesverfammlung die Ausübung ihrer Rechte und Pflichten dem 
Reichsverweſer und erflärte, daß fie ihre bisherige Thätigfeit als 
beendet anjehe. Die Befugnifie des Reichsverweſers waren größten: 
teild wörtlich jo wie in dem Entwurf des Ausſchuſſes für das 
Triumvirat gefaßt, dem Hanjemann zugeftimmt hatte. Aber welch; ein 
Unterjchied, ob ein öfterreichifcher Erzherzog allein dieje Befugniffe 
übte oder drei Bevollmächtigte der Regierungen, unter denen nad) 
Lage der Dinge und nach der Meinung und Abficht der Schöpfer 
des Entwurfs Preußen der vormwaltende Einfluß zufallen mußte. 
Wie hätte da der Antagonismus zwiſchen Berlin und Frankfurt 
nicht noch eine erhebliche Steigerung erfahren jollen. 

Wir mwifjen, wie die Meinungsverfchiedenheiten über die der 
Frankfurter Ufurpation gegenüber zu beobadhtende Haltung zum 
Austritte von Nodbertus!) aus dem Minifterium Auerswald 
führten und dieſes die Wahl des Erzherzogs Johann jchlieglich 
nur mit einer Verwahrung binfichtlich der ftaatsrechtlichen Konſe— 
quenzen des einfeitigen Vorgehens der Frankfurter Verſammlung 
anerfannte. Im übrigen fügte man ſich ebenjo, wie es bald 
darauf die noch ftärfer widerftrebenden Regierungen von Hannover 
und Bayern thaten. Ein ftolzes Machtgefühl ergriff mehr und 
mehr auc die Belonnenen unter den Abgeordneten; Gagerns 
„tühner Griff“ erichien jelbjt denen, die ihn anfangs wegen jeines 
bedenklich revolutionären Charafter8 verurteilt hatten, nachträglid) 
in milderem Lichte, nachdem er geglüdt war und Die neue 
Inftitution fi) zu bewähren ſchien. Wo nach) wie vor der Sitz 
der eigentlihen Macht in Deutichland lag, wurde jo jehr ver- 
geilen, daß man auf Preußen auch in der Form immer meniger 
Rüdficht nahm. Hanjemann war empört. Der volf3wirtjchaftliche 
Ausihuß des Parlaments befahl Preußen in einem Schreiben 
vom 11. Yuli, zwei Sachverftändige zu den Beratungen über Die 
Heritellung der deutichen Handelseinheit nach Frankfurt zu jenden. 
Auerswald wollte darauf eingehen. Hanſemann und Milde 
proteftierten dagegen megen der umangemeljenen Form bes 
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Schreibens. Es murde aljo durch den damaligen Vertreter 
Preußens in Frankfurt, Camphaufen, erflärt, Preußen werde jeine 
Kommifjare mit dem nötigen Material verjehen, wenn der Antrag 
in geziemender Form wiederholt werde!) Das Schreiben des 
Ausichuffes, Heißt es in einem Briefe Hanfemanns an Hayın, 
zeuge von der in Frankfurt herrichenden revolutionären Stimmung, 
es jeı „in einem Ton und in einer Form gefaßt, wie fie ein 
preußiicher Minifter fit) faum gegen eine Provinzialbehörde er- 
lauben“ werde. Und doc jei das preußiiche Staatsminifterium 
noch lange feine untergeordnete Behörde; in ihm und in der Ber: 
liner Berfammlung fei der Wille des preußiichen Bolfes ebenio 
zu achten wie der der deutfchen Nation in der Frankfurter Ber- 
jammlung; jenes ftüge fi) auf die Macht eines wirklichen Staates, 
dieje nur auf eine dee, und ihre einzige Waffe fönnte jchon jest 
an dem Widerftande Hannovers zeriplittern. 

Es ift nicht ohne Intereſſe, zu beobachten, wie jeit der Er- 
richtung der Zentralgewalt die Anfichten Hanjemanns und mancher 
feiner bisher gleichgefinnten Freunde auseinander zu gehen be- 
gannen. Jener fonnte fi) weder mit dem Souveränitätsdünfel 
des Parlaments noch mit der Thätigfeit des Reichsverweſers jemals 
befreunden; dieſe gewannen allmählich) die Überzeugung, eine 
große und patriotijche That vollbracht zu haben, und beugten fi 
immer mehr unter den bezaubernden Eindrud von Gagerns Ber: 
ſönlichkeit. Haym befannte, daß alle jeine und jeiner Freunde 
politiiche Berechnungen „von einer genialen politifchen Anſchauung 
in Schatten geworfen wurden“. Das Gefährliche des Prinzips, 
das der Schöpfung der Zentralgemwalt, allein durch das Parlament, 
zu Grunde lag, entging ihm nicht, doch fuchte er es fich einzu- 
reden, daß Prinzipien und Theorien, wie die von der Bolfs- 
fouveränität, nicht mehr die unmiderftehliche Zugfraft wie 1789 
hätten, wo fie zur Nepublif führten. Unwiderſtehlich jei aber 
dermalen der Inſtinkt der Nation, ſich zu einigen und ihre Einheit 
monarchiſch zufammenfaffen, und diefer gefunde Drang des Volfes 
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habe die prinzipiell gefährliche Konzejfion unſchädlich gemacht. 
„Das Prinzip der Volksſouveränität liegt mwirfungs- und konſe— 
quenzenlos in unſerm Beſchluſſe eingehüllt“, meinte er. Aus 
diefem Grunde war jeiner Anficht nad) die „bejorgliche” Ver— 
wahrung der preußiichen Regierung bei der Anerkennung des frag- 
lihen Parlamentsbeichluffes unnötig, ja unter Umſtänden ſchädlich, 
weil jede ftarfe Betonung einer Theorie die entgegengejeßte radikale 
berauszufordern, aljo bier die Konjequenzen der Volfsjouveränität 
aus ihrer Umhüllung zu löſen drohe. Dann bat er, das Ber- 
liner Kabinett möge an der Überzeugung feithalten, daß die 
Majorität des Parlaments das Zujammengehen mit den Re 
gierungen als ihre praftiiche, aber auch nur praftich zu 
Löjende Aufgabe verfolge. Boreilige Vorbehalte und unpraktiſches 
Hindeuten auf Prinzipien, welche die Verſammlung augenblicklich 
gar nicht geltend machen molle, würden die Löjung der vorge- 
zeichneten Aufgabe erfchweren. Momente des QTaumel und der 
Übereilung, wie fie dazwiichen vorfämen, müßten dabei als unver- 
meidlicd) in Kauf genommen werden.!) — Hanjemann fonnte dieſe 
optimiftische Auffaffung unmöglich) teilen. Die Schimpfreden der 
Demokraten in dem Parlamente gegen den König von Hannover, 
als er das Geſetz von 28. Juni nicht jofort anerfannte, und Die 
Drohung, Hannover zum Reichslande zu machen, mit welcher 
die Anerkennung erzwungen wurde, jchienen dem preußijchen 
Miniſter doch etwas Bedenflicheres wie ein belanglojer Taumel 
der Übereilung zu jein. Er antwortete?) daher herbe, daß ein 
Bruch mit Frankfurt nicht ausgeichloffen jei, daß es aber nicht 
von Preußen abhänge, ihn zu vermeiden. Allerdings molle 
Preußen nod) jegt wie im März aufrichtig die Einheit Deutichlands 
und werde fi) diefem ohne Rüdhalt anſchließen, ſobald Deutich- 
land jo weit fonftituiert fei, daß das „Aufgehen“ der einzigen 
noch ungeſchwächten deutichen Macht in dasjelbe nicht als ein Hinein- 
reißen in den allgemeinen Strudel der Desorganifation verjtanden 
zu werden braude, mit dem der revolutionäre Standpunft des 
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Parlaments die deutichen Zuftände bedrohe. Seine berechtigten 
Empfindlichkeiten, wie fie das unangemejjene Schreiben des volls- 
wirtichaftlichen Ansichuffes hervorgerufen, fünne Preußen noch zum 
Dpfer bringen, feine Selbftändigfeit aber nicht eher aufgeben, als 
bis dag neue Deutjchland beſſere Garantien für die Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung biete wie bisher die jchwanfende Majorität 
in Franffurt. Im Intereſſe der deutſchen Einheit jelbft könne 
Preußen ſich einer jo unbeftimmten, vom Auslande noch gar nicht 
anerfannten Gewalt, wie der Frankfurter Reichsregierung, nicht 
unterordnen. Er wolle aber jein Vertrauen auf die vereinten 
Bemühungen Hayms und feiner Freunde jegen, daß nicht ein 
Unglüd für Jahrhunderte angerichtet werden möge. „Mäßigung,“ 
lautete das eigenhändige Nachwort Hanfemanns, „iſt das große 
Geheimnis der Macht - Erhaltung, wenn man deren hat; die 
Prätenfion, dab ſich alle Regierungen der Frankfurter Ber: 
jammlung ohne meiteres unterordnen jollen, ift das Gegenteil 
von Mäpigung.“ 

In der That hat das Minifterium Auerswald jedem Berjuche 
des Neichsverwejers, feines Minifteriums oder des Parlaments, 
es mie eine untergeordnete Behörde zu behandeln, erfolgreich 
Widerſtand geleiftet; jo in der Militärfrage, als der Reichsfriegs- 
minifter die Huldigung der preußijhen Truppen für den Reichs— 
verwejer vergeblich verlangte, jo auch in dem Striege gegen Däne- 
marf, den es freilich im Auftrage erft des Deutjchen Bundes, dann 
des „Reiches“ führte, aber doch jelbftändig, ganz nad) eigenem 
Ermefjen durch den Waffenftillftand von Malmoe vorläufig been- 
dete. Ebenſo fühlte das Minifterium Auerswald aber die Ber- 
pflihtung, der Bentralregierung in allen Punkten, welche die 
Großmachtſtellung Preußens nicht gefährdeten, entgegenzulommen 
und an dem Werfe der Einigung Deutſchlands aud) pofitiv mit— 
zuarbeiten. Dazu bot fi) der preußiichen Regierung freilich) nur 
ein Weg, nämlich die Einwirkung auf die Frankfurter Gemalten 
dur ihren Bevollmächtigten bei der Zentralregierung. 

Diefer Poſten wurde, wie bereit$ erwähnt, Gamphaufen bald 
nad) feinem Rüdtritt vom Minifterpräfidium übertragen. Seine 
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Anfichten über das zu erreichende Ziel und den Weg zu ihm 
waren damals in allem weſentlichen diefelben wie die Hanfemanns. 
Beide waren Gegner aller ultraunitariichen Bejtrebungen, welche 
die Selbjtändigfeit der Einzelitaaten übermäßig einjchränften; beide 
hielten den in Dahlmanns Berfofjungsentwurf enthaltenen und 
auch von dem Giebenerausichuß der Heidelberger wie von Gagern 
vertretenen Gedanken eines preußijch-deutichen Kailertums für eine 
unpraftijche Schwärmerei; beide glaubten das für die provijorische 
Zentralgewalt nicht zu ftande gefommene Triumvirat für die 
endgültige deutiche Verfaflung als das allein Erreichbare erftreben 
zu müffen. Und nicht nur aus diefem Gefichtspunfte empfahl 
fih ein Bundesdireftorium zu Dreien; fie meinten auch, bei dem 
hinſchwindenden Einfluffe Ofterreich® in einer ſolchen Verfaſſung 
die thatſächliche Macht Preußens unangefochten und leicht zu ge: 
jeglicher Geltung bringen zu fünnen. Das Belenntnis zu dieſen 
Grundjägen machte den von Gagern und vielen anderen Batrioten 
gewünjchten Eintritt Camphauſens in das NeichSminifterium un- 
möglid). 

Bis zur Beratung der deutjchen Berfafjung war es aber noch 
ein weiter Weg, denn am 3. Juli faßte das Parlament den ver- 
bängnisvollen Beichluß, zunächſt die deutjchen Grundrechte feſt— 
zuftellen, eine Arbeit, welche die foftbare Zeit der folgenden Mo- 
nate ganz in Anſpruch nahm. Preußen machte nun noch einen 
Verſuch, den deutjchen Regierungen, die ja von der Zentralgemalt 
ganz ausgeichloffen waren, auch während der Dauer des Provi- 
joriums einen wirffamen Einfluß auf die Leitung der allgemeinen 
Angelegenheiten zu verſchaffen. Der Beichluß des Parlaments 
vom 28. Yuni über die Bildung der provijorischen Zentralgemwalt 
jah nämlich Bevollmächtigte der Kandesregierungen vor, mit deneu 
fi) die Zentralgewalt „jomeit thunli” in Beziehung auf die 
Volziehungsmaßregeln ins Einvernehmen“ jeten jollte. Auers- 
wald jchlug nun vor, die Bevollmächtigten zu einer Körperjchaft 
zu vereinigen, die als joldhe natürlich mit größerem Nachdrud 
wie vereinzelte Bevollmächtigte auftreten fonnte. Diejer „Staaten- 
rat“ follte aus fieben Bevollmächtigten der beiden Großmächte 
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und der Mittelftaaten derart gebildet werden, daß jedem der 
legteren eine Anzahl benachbarter Kleinftaaten zugewiejen würde, 
die er mit zu vertreten habe. Preußen und Öfterreich follten in 
dem Kollegium je drei, Bayern, Sadjjen, Württemberg nebft Baden, 
Hannover und die beiden Hefjen je eine Stimme zugleich für fidh 
und die angegliederten Feineren Nachbarn führen. Obwohl dieje 
Angliederungen den ftimmberechtigten größeren Staaten einen recht 
erheblihen Machtzuwachs in Ausficht ftellten, jo fcheiterte der von 
Friedrich Wilhelm IV. durchaus willkommen geheißene Plan doc 
an den Eiferfüchteleien eben derſelben Mittelitaaten und an dem 
jtriften Widerjpruche Hefjen-Darmitadts, das ſich auf ein ab- 
lehnendes Gutachten Gagerns jtühte.") Das preußiiche Minifterium 
erlitt damit eine ebenjo empfindliche Niederlage, wie der in ihrer 
Selbftändigfeit bedrohten Frankfurter Zentralgewalt nad) glüdlicher 
Abwehr der Gefahr jetzt der Kamm ſchwoll. Unſer Intereſſe erweckt 
diejes mißglüdte Projekt eines Staatenrates vornehmlich aus dem 
Grunde, weil Hanjemann jehr von ihm eingenommen war und 
große Hoffnungen auf dasjelbe geſetzt hatte. Er hat ein Jahr 
darauf öffentlich jein Bedauern darüber ausgeiprochen, „daß die 
Nationalverfammlung ihre damals jo große moralijche Macht, 
die jo oft durch Einmifhung in die Regierungshandlungen ver 
deutihen Staaten . . . zur Schwächung der Regierungen ge 
braucht wurde, nicht auf die Beförderung der Ausführung des 
erwähnten Vorjchlages verwandte. Denn alsdann würde jene Ber- 
jammlung jchwerlich ein jo trauriges Ende genommen haben; auch 
würde alsdann wohl nicht in diefem Jahre (1849) anftatt des 
von jener Verſammlung verfolgten Ziels der Einigung Deutſch— 
lands eine Zerrifjenheit und ein Zwieſpalt eingetreten fein, die 
wahrlich nicht dazu beitragen, Deutjchlands Macht und Anjehen 
dem Auslande gegenüber zu erhöhen.“ Gerade diefer Verſuch 
Preußens, eine Gejamtvertretung der Regierungen nach Auflöjung 
des Bundestags wieder herzuftellen, diente Hanjemann als Beleg 
dafür, wie ernft und aufrichtig das Minifterium Auerswald troß 


1) Hanfemann, Das Preußifhe und Deutihe Verfaſſungswerk 126. — 
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der Verteidigung preußiicher Selbitändigfeit gegen die Frank— 
furter Anſprüche die Einigung Deutichlands geſucht habe.') 

In die Zeit der Auflöfung des Minifteriums Auerswald fiel 
der Septemberaufitand in Frankfurt, deſſen äußere Veranlajiung 
das jelbftändige Verhalten Preußens beim Abſchluß des Waffen: 
ftillftands von Malmoe war. Das Parlament hatte die yort« 
führung des Krieges, alſo die Verwerfung des Waffenjtillitandes 
beichloffen und zwei Tage darauf diejen Beichluß wieder zurüd- 
genommen, weil ihm die Mittel, ihn auszuführen, fehlten. Diejer 
„teige Verrat“ an der deutichen Sache, den das Parlament damit 
geübt haben jollte, Lieferte Republifanern und Anarchiſten den 
Borwand zu dem Berfuche, das Parlament auseinander zu jagen 
und die deutiche Republif zu proflamieren. Der Aufruhr wurde 
am 18. September niedergeworfen. Das politiich bedeutjamite 
Ergebnis dieſer Vorgänge war die Machtminderung des Parla- 
ments. Denn der Glaube an dieje Macht, ihre einzige Duelle, 
wurde jchwer erichüttert. Solche Erfahrungen mußten, jo jchien 
e3, die leitenden Perjönlichkeiten in Frankfurt geneigt machen, ihre 
Ansprüche zu mäßigen und die Haltung der Nationalverfammlung 
in eine den wirklichen Machtverhältnijjen mehr entiprechende 
Richtung zu bringen. Hanſemann hoffte, jegt für feine Anfichten 
über die zukünftige deutiche Verfaſſung und über das von der 
Berfammlung einzuichlagende Berfahren einen bejjeren Boden und 
mehr Berftändnis als eheden zu finden. Am Liebjten wäre er 
jet in das Parlament als Abgeordneter eingetreten. Indeſſen 
war zur Zeit fein Mandat frei, um das er ſich hätte bemwerben 
fönnen. 

So entihloß er fi) dazu, lediglih als Privatmann nad 
Frankfurt zu gehen und jeine perjönlichen Beziehungen zu jo 
vielen Abgeordneten im Intereſſe Preußens und des deutſchen 
Verfafjungswerfes zu verwerten, nachdem er fich die Überzeugung ver- 
Ichafft hatte, daß weder der preußiichen Regierung noch Camp— 
haufen jein Vorhaben unbequem jein würde. In Dresden mar 
es der Minifter v. d. Pfordten, der ihn in demſelben beſtärkte. 


ı) Hanfemann a. a. O. 
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Nach nur zweimöchentlicher Ruhe in Dresden!) brady er nad 
Frankfurt auf, wo er in ber erſten Hälfte des Dfiober eintraf. 
Der Verkehr mit den geiftigen Häuptern der deutichen Nation, die 
er hier vereinigt jah, war ihm eine wahre Erholung. Er fühlte 
es lebhaft, wieviel höher das geijtige Niveau diefer Verſammlung 
als das der preußiichen ftand.?) Aber zugleich beftärkten ihn die 
anregenden Unterredungen mit den Yührern der Majorität in der 
Überzeugung, daß diefe aus unpraktifchen ſchwärmeriſchen Träu- 
mern beitehe, die mit der beanjpruchten Souveränität der Ber- 
jammlung und der dee des preußifch-deutichen Kailertums fich in 
Widerſpruch zur Wirklichkeit jegten und über einem unerreichbaren 
Ideale die Gelegenheit zur Sicherung des Erreihbaren verfäumten. 
Am beiten fonnte er fih noch mit Mathy verftändigen, deſſen 
bejonnenes und thatfräftiges Weſen er jeit der Heppenheimer Zu- 
jammenfunft jchägen gelernt hatte. Das ReichSminifterium wollte 
Hanjemann bald nach jeiner Ankunft neben Welder und dem 
Dberften Mosle als dritten Reichskommiſſar nach Ofterreich zur 
Bermittelung zwiſchen dem aufftändiichen Wien und ber faijer- 
lihen Regierung ſchicken. Selbſtverſtändlich lehnte Hanjemann die 
Übernahme dieſer Miffion ab. 

Der Zeitpunkt für eine Einwirkung auf die Parteihäupter im 
Sinne der Mäßigung und Nüchternheit war gerade jet gut ge 
mäbhlt, weil die Beratung der Grundrechte ihrem Ende entgegen: 
ging und das Parlament fich endlich zur Erledigung jeiner eigent- 
lichen Aufgabe, der Feititellung der Verfaſſung, anjchidte. Die 
Verfaſſungskommiſſion hatte den Entwurf für die beiden erften 
Abichnitte „über das Reich und die Reichsgewalt“ bereits fertig 
geftellt und legte ihn am 19. Dftober dem Plenum vor. Die 
Dberhauptsfrage mar dem dritten Abjchnitt vorbehalten; daß das 
Deutiche Reich aber nicht von einem Pireftorium jondern von 
einem einzigen Fürſten als Oberhaupt regiert werden jolle, war 
ichon hier als jelbitverftändlic” angenommen. Die für Inhalt 
und Fafjung auc der beiden erjten Abjchnitte maßgebenden, wenn 


1) ©. ©. 566. 
2), Hanfemann, Das Preußiſche und Deutſche Verfaſſungéwert, 127. 
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auch nicht in jedem Punkte Far ausgeiprochenen Borausjegungen 
und Grundgedanken der Berfaffung waren: Ausſchluß Djterreichs 
vom Deutjchen Reiche, alleinige Zuftändigfeit der Reichsgewalt 
für die auswärtigen Beziehungen, für Heer und Flotte, für Poſtweſen, 
Schiffahrt und Eijenbahnen, und eine unbegrenzte Möglichkeit, die 
Reichskompetenz auf alle anderen Gebiete des nationalen Gemein- 
lebens auszudehnen; Reichsregierung ohne jede Mitwirkung der 
Einzeljtaaten als ſolcher; Neichsgefeggebung mit jehr beichränfter, 
rein parlamentariicher Mitwirfung der Einzeljtaaten, deren Ver— 
treter im Oberhaus (Staatenhaus) des Reichstags figen jollten. 
Nah) wie vor wurde daran feitgehalten, daß die ganze Ber- 
fafiung allein von der Nationalverfammlung zu bejchließen und 
von den Staaten ohne weiteres auzunehmen jei. 

Diefem allem nun, der projeftierten Verfaſſung wie der in 
Ausfiht genommenen Art ihres Zuftandefommens, wideriprad) 
Hanfemann aufs nadhdrüdlichitee Schon bald nad) jeiner Anfunft 
in Frankfurt, noch in der erjten Hälfte des Dftober, reichte er den 
Mitgliedern des Verfaſſungsausſchuſſes: Gagern, Simjon, Bejeler 
u. a., furz formulierte Gegenvorichläge ein. Aber er beichränfte 
fih nicht auf diefe perjönlichen Vorftellungen, jondern entwicdelte 
jeine Überzeugungen bald darauf ausführlich auch in einer gedanfen» 
reihen Broſchüre „Die deutiche Verfaflungs: Frage”, die noch im 
Dftober unter dem Motto „‚lemieux est l’ennemi du bien“ !) in Frank⸗ 
furt erichien. Hanjemann ging davon aus, daß dem unerträglichen 
Provijorium jo raſch als möglic) ein Ende gemacht werden müſſe. Das 
Proviſorium und die Unficherheit der deutichen Berfafiungszuftände 
bezeichnete er als „den fruchtbariten Ader für die Betreibung der 
allgemeinen Anarchie und Auflöjung“. Überall jchwächen die fon- 
ftituierenden Verſammlungen aud) die von Fonjtitutionell gefinnten 
Männern geleiteten Regierungen; der Mikbraud einer Ichranfen- 
lojen ;Freiheit führe zur ärgiten Unfreiheit; Aufruhr und rohe 
Gewalt werden zu gewöhnlichen Erjcheinungen und ftumpfen das 
fittliche, gejunde Urteil über Recht und Unrecht ab. Selbſt das 


1) Die deuiſche Verfaſſungs-Frage von David Hanlemann. Frank— 
furt a. M. Verlag von J. D. Sauerländer. 8°. 64 Seiten. 
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legte gut organifierte Machtmittel der Staatsgemwalt, die an Treue 
und Gehorfam gewöhnte preußilche Armee, nadydem fie mit allen 
Mitteln verleumdet und beſchimpft worden, ftehe in Gefahr, mo- 
ralifch vergiftet zu werden. Ein anarchiſches Deutichland aber jei 
die fichere Beute des Auslandes. Deshalb ruft er den Batrioten 
der Nationalverfammlung zu: „Eure erjte, Eure dringlidhite Pflicht 
ift, Deutichlands8 Verfaſſung jchnell Zu maden und in 
Wirkſamkeit zu jegen. Jeder Monat, ja jeder Tag Ber- 
zögerung erhöht die Gefahr, jo daß jede PVerfaflung, die nicht 
alsbald in thätiges Leben treten fann, aus dieſem Grunde allein 
— und entſpräche fie auch ſonſt den jchönften Idealen — jest 
nichts taugt.“ Tauglich ift aber auch nur die Verfafjung, welche 
die beftehenden Berhältniffe berüdfichtigt und nicht über das wirf- 
lihe Bedürfnis einheitlicher Einrichtungen hinausſpringt. Cine 
unitarifche Verfaſſung würde doc; nur abermals ein Provijorium 
jein,; fie würde eine jtarfe Reaktion hervorrufen und dieſe 
wiederum das zu eng gefmüpfte Band zerreißen; fie würde aljo 
nicht gewähren, was vor allem Not thut: die Herftellung fefter 
ftaatliher Verhältniſſe. In weiſer Selbitbeichränfung möge daher 
das Parlament vorerft nur eine neue Drganilation der Bundes— 
behörden beichließen und zwar nur eine folche, welche die allge- 
meine Zuftimmung der Regierungen vorausjegen laſſe. Die neuen 
definitiven Bundesorgane hätten dann fofort in Wirffamteit zu treten 
und gemeinſam mit der Nationalverfammlung, die freiwillig den An- 
ſpruch auf eine jouverän fonftituierende Gewalt aufgeben müſſe, 
den Reit der Verfaflung und alle unerläßlichen Reformen zu be- 
ihliegen. So hoffte Hanjemann in fürzefter Zeit die notwendigen 
und dauernden Grundlagen für Deutichlands Neugeftaltung ins 
Leben treten zu jehen. Mit Harer und durch den Gang der Er- 
eigniffe faſt wörtlich beftätigter Vorausficht jehte er der Verfamm- 
lung auseinander, welche Folgen das Beharren auf dem Prinzip 
der fonititwierenden Allmacht haben müſſe: die Beendigung ber 
Verfafjungsarbeit werde nicht vor Ende Februar des folgenden 
Jahres erfolgen und die unvermeidliche Prüfung der Verfaſſung 
durch die einzelnen Regierungen und Kammern weitere vier Mo— 
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nate beanſpruchen; dann aber, nad) einem fo langen, von Ge— 
fahren und Konfliften aller Art erfüllten Provilorium, werde die 
Autorität der Verfammlung jo ſehr gejunfen und eine derartige 
Ernüchterung eingetreten jein, daß die Annahme einer ohne Mit- 
wirfung der Regierungen bejchlojjenen Verfaſſung ganz unmwahr: 
ſcheinlich jei. 

Für die Verfaſſung jelbit geht er ebenſoſehr aus jtaatSrecht- 
lichen wie aus politiichen Gründen von der Porausjegung aus, 
daß der Deutiche Bund, der Bundesvertrag von 1815, fortbeftehe 
und daß es fi) nicht um die Schaffung eines neuen Reiches, fon: 
dern nur um eine Reform der Bundesorgane handeln dürfe. Da- 
mit ftellte fi) Hanjemann freilih in jchärfiten Gegenjag zu den 
Anihauungen der Nationalverfammlung, für die der Bund 
ebenjo tot und bejeitigt war, wie die Linfe der preußiichen Na- 
tionalverfammlung jeden jtaatsrechtlichen Zujammenhang zwiichen 
der alten und neuen Verfaſſung Preußen leugnen wollte. 
Beide jahen nur eine durch die Revolution gejchaffene tabula rasa 
vor fih. Hanjemann fand es allerdings begreiflich, daß die unter 
dem Eindrude eines volllommen gerechtfertigten Haſſes gegen den 
bisherigen Bundestag gewählte Nationalverfjammlung „den Bund 
jelbit mit dem Bundestage im Begriff oder im Gefühl verwechjelte.“ 
„Aber,“ jagt er weiter, „die rechtliche Eriftenz des deutichen Bun- 
des und der Bundesverfafjung (mit der inzwilchen eingetretenen 
Mopififation) negieren, das Band, welches die Deutichen Bundes- 
ftaaten vereint, nur in dem Geſetze vom 28. Juni fuchen wollen, 
— eine ſolche Auffafjung würde geradezu die Gewalt an die 
Stelle des Rechts ſetzen, der provijorischen Zentralgewalt und der 
Nationalverfammlung den Nechtsboden entziehen, folglid beide 
ſchwächen. Dieſe Auffafiung ift nicht nur unrichtig, fondern auch 
ſehr unweiſe.“ Die alte Bundesverfaſſung enthalte bereits einige 
für Deutichlands Einheit und Wohlfahrt jehr Heilfame Bejtim- 
mungen, die nur weiter entwidelt, vervollitändigt und modifiziert 
zu werden brauchen, um vom Staatenbunde zum Bundesftaate zu 
gelangen. 

Nun ftand ja aud für Hanfemann das feit, daß Difterreich 
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infolge jeiner bejonderen Berhältnifje zur Zeit eine bundesjtaat- 
liche Verbindung mit dem übrigen Deutichland nicht eingehen, daß 
es zunächft nur in demjelben Ioderen Berhältniffe zu ihm bleiben 
fönne wie bisher. Indem er dieje Notwendigfeit mit der anderen 
verband, dab das nicht öfterreichiiche Deutichland den Willen und 
das Bedürfnis zu fefterem Zuſammenſchluß habe, gelangte er zu 
einer immer flareren Geſtaltung der dee vom engeren und 
weiteren Bunde. Als allgemeine Tendenz war dieſer Gedante, 
wie wir wiſſen, nicht neu. Seine praftijche Verwertung in einem 
pofitiven Verfaſſungsvorſchlage hat als erfter Hanjemann verjudt. 
Nach ihm haben es auch Gagern und Radowitz getan. Der 
Unterichied zwiichen den Gedanfengängen Hanſemanns und der 
legtgenannten Männer bejtand aber darin, daß jener feine dee 
innerhalb des durc die Bundesafte von 1815 gegebenen Rahmens 
ausführen wollte, während dieſe eine radikale Neujchöpfung, das 
Deutiche Reich (den engeren Bund), planten, der mit Deiterreich auf 
Grund eines gleichfallS neuen völferrechtlichen Bertrages den 
weiteren Bund bilden jollte. 

Freilicd hat Hanjemann jeine pofitiven Vorſchläge ſelbſt als 
unvolltommene bezeichnet, die weder die einzig möglichen noch die 
beiten jeien.!) Das aber juchte er nachzuweiſen, daß nur in der von 
ihm angegebenen Richtung eine praftiiche Löſung der von der 
Nationalverfammlung übernommenen Aufgabe, Deutichland eine 
neue lebensfähige Verfaſſung zu geben, gefunden werden fönne. 

An die Stelle des alten Bundestages treten nad) jeinen Vor: 
ichlägen drei Körperjchaften: der oberſte Reichsrat (Direftorium), 
beftehend aus dem Kaiſer von Djterreich, dem König von Preußen 
und einem von den anderen deutichen Fürften gewählten Füriten, 
ein Staatenhaus und eine Wahlfammer. Der Bundeszwed iit 
zunächſt der alte, in der Bundesafte von 1815 ausgejprochene. 
Da aber die deutſchen Staaten außer fterreich?) diejem Bundes- 


I) Die deutiche Verfafiungsfrage 31, 82. 

2) Außer Djterreich fam bier no die zum Bunde gehörige holländiſche 
Provinz Limburg in Betradht, die Hanjemann auch ſtets neben Oſterreich nennt, 
nicht aber Yuremburg, das dur Perſonalunion mit Holland verbunden war. 
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zwede von ihrer Selbitändigfeit mehr als bisher zu opfern bereit 
find, bilden fie einen engeren Verband, dem beizutreten Dfterreich 
jederzeit offen jteht, jobald es diejelben Opfer an Selbjtändigfeit 
bringen fann und will. So lange ſich Ofterreich nur im weiteren 
Bundesverbande befindet, fann es natürlicd nicht in gleichem Ver— 
bältnis wie die anderen Staaten in den genannten Bundesorganen 
vertreten fein. Die eigentliche Schwierigkeit liegt nun nad) Hanſe— 
manns Worten darin, „eine ausführbare Ausgleichung für die 
Repräfentation der Intereſſen in der Drganilation der neuen 
Bundesbehörden in Beziehung auf das unvermeidlich eintretende 
Verhältnis eines engeren und weitern Reich$verbandes zu finden.“ 
Hanjemann denkt ſich diefe Ausgleihung, jo lange Dfterreich dem 
engeren Verbande fern bleibt, auf folgende Weiſe: der Kaiſer 
von Dfterreich ift allerdings auch Mitglied des oberſten Reichsrates, 
den PVorfi aber, der jonft zwiichen beiden Großmächten wechſeln 
würde, führt der König von Preußen allein; die öfterreichiichen 
Mitglieder des Staatenhaujes nehmen an Beratungen und Be: 
ſchlüſſen über die bejonderen Angelegenheiten des engeren Ver: 
bandes nicht teil und in das Volfshaus jendet Dfterreich überhaupt 
feine Abgeordneten. 

Man erkennt doch leicht, daß dieſe Vorichläge eine unmög— 
liche Situation jchaffen mußten. Der öfterreichiiche Kaijer jollte im 
oberiten Reichsrat ein Botum in Sachen des engeren Reichsver- 
bandes haben, dem er ſelbſt nicht angehörte und dem er aller 
Wahrſcheinlichkeit nach nicht freundlich, jondern feindjelig gegen» 
überftehen würde! SHanjemann fühlte wohl, daß dieſes der 
ſchwächſte Punkt feines Planes war. Es Flingt nicht jehr zuverficht- 
lich, wenn er zur Verteidigung desjelben bemerft, daß gerade diejes 
Mikverhältnis einerjeits ein ſehr nützliches Bindemittel der deutjchen 
und öfterreichijchen Intereſſen enthalte, und daß anderjeits jeder jchäd- 
liche Einfluß Öfterreichs auf Deutichland durch die erwähnten Beſtim— 
mungen über fein Verhältnis zum Staaten- und zum Bolfshauje be- 
jeitigt werde. Etwas Volllommenes und zugleich gut Ausführbares, 
Die Berhältnife Scleswig-Holiteind und des polnischen Teild von Poien zu 


Deutihland jollten jpäterer Regelung vorbehalten bleiben. 
Bergengrün, David Haniemann. 87 
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lihften und entſcheidendſten Berfajfungsnormen. Bei näherer Brü- 
fung wird fi in den Einzelftaaten niemand darüber täujhen, dab unter dem 
Namen des Reichs oder des Bundesitaatd3 mit einem einheitlichen erblichen 
DOberhaupte in der Wirklichkeit eine, wenn auch nod etwas mangelhaft kon— 
fteuierte konftitutionelle Monarchie geihaffen if. Zumal mit dem nadı dem 
Berfaflungsentwurf jo weit gehenden Befugnifien der Zentralbehörden. 

Die Einzelftaaten würden fih alle zu fragen haben, ob fie mit einjt- 
mweiliger Beibehaltung von etwas Schein-Leben vernichtet jein und in ber 
deutfhen konftitutionellen Monarhie untergehen (nit „aufgehen“) wollen. 
Dder glaubt man etwa, daß wenn die National-Berfammlung eine Verfaſſung, 
die eine Verfafjung diefer Art enthält, befchlöfe, alddann in Berlin, Münden, 
Hannover, Dresden und anderen Orten nicht unterjucht werben würde, ob man 
aufhören wolle, ein Staat zu fein? 

Selbjt wenn die moralifhe Macht der Berjammlung noch größer wäre, 
als fie ijt, würde es die Gerechtigkeit, ja ſchon das Menſchlichkeitsgefühl er— 
beiihen, dab eine jo große Korporation, wie ein Staat ijt, wenigitens gehört 
werde, bevor man fie zur Vernichtung oder zu etwas dem fait Gleichem ver- 
urteilt.“ Im Ernite könne nur der König von Preußen ala erblicher, alleiniger 
Inhaber der Zentralgewalt in Frage kommen. NIS folder werde er aber in 
mehrfacher Hinficht Oberherr der anderen Staaten fein, auch Djterreichs, jelbit 
dann, wenn es feine weiteren Bundespflichten als die bisherigen auf ſich 
nimmt. 

„DOfterreich kann und wird nicht im Bunde bleiben, wenn Preußen an die 
Spige der Reichsgewalt gefett wird. 


Aber aud in andern Staaten, 3.B. in Bayern und Hannover, wird man 
keineswegs geneigt jein, die erbliche Oberherrlichteit Preußens anzunehmen, weil 
man darin den baldigen Untergang jeder Art eigner Selbitändigkeit erbliden 
würde. Auch diefe Staaten haben mehr oder weniger große geihichtliche Er- 
innerungen, auch gewiſſe traditionelle Antipatbien. Unter diefen dürfte auch 
die der Mehrzahl der bayerischen Katholiken gegen einen preußifchen proteitan- 
tiihen Kaiſer gerechnet werden müfjen und in andern Ländern als Bayern fit 
diefe Antipathie ebenfalld vorhanden. 


Preußens Oberherrlihleit würde daher eine Beförderung der Spaltung 
und der Separatbündniſſe bei der erften Kriſis, in welche Deutichland geraten 
würde, fein. Und wer bürgt denn dafür, daß eine ſolche Kriſis jo fern jet, daß 
durch die Zeit die Antipathien überwunden, die Gefühle für Erhaltung der 
Selbſtändigleit der Staaten erloihen wären? Mu nicht vielmehr der Staats- 
mann darauf gefabt fein, dab Deutichlands Unabhängigkeit durch Konflifte mit 
dem Auslande in nicht ferner Zukunft bedroht werden könnte? — Dieje Fragen 
wird niemand beruhigend zu beantworten vermögen, deshalb ijt die erite Pflicht 
aller derer, die auf die Neugeitaltung des Baterlandes einzumwirten haben, feine 
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Einrihtungen zu treffen, durch melde bedeutende Teile desjelben in eine ihren 
Sympatbien und Intereſſen entgegengeiepte Stellung verjegt werden.) 

Sind die vorftehenden Anfichten richtig, jo wird in der Debatte leicht 
jedem Berjtändigen im deutſchen Volle begreiflic zu machen fein, dab diejenige 
Einheit, welche wirkliches Bedürfnis und für Deutfchlands Ehre, Wohlfahrt und 
Macht notwendig tft, nicht durch einheitliche Spige bedingt wird, fondern eben- 
fogut durch die dreiheitliche erreicht. werden kann.“ 

An einer anderen Stelle heißt es, die Übertragung der erb- 
lihen Zentralgewalt an einen Bundesfürften jei für dieſen eine 
dauernde Aufforderung, den Bundesftaat völlig in eine fonftitu- 
tionelle Monarchie zu verwandeln, alfo eine Drganilation zur Be- 
förderung von Konfliften und Zerwürfniſſen. 

Man mird einräumen müſſen: in den mitgeteilten Aus— 
führungen ift das Problem flar zur Anſchauung gebracht und die 
Notwendigkeit für die damalige Zeitlage nachgewielen, auf das 
erbliche Kaiſertum zu verzichten, wenn ein Bundesjtaat dauernd 
ſicher begründet werden follte und wenn man, was doch beabfichtigt 
murde, den inzeljtaaten nocd ein gewiſſes Cigenleben laſſen 
wollte. Man mag die Sache betrachten, von welcher Seite man 
will, immer jtand man damals vor der Alternative, entweder den 
Kaifer mit jo ausgedehnten Befugniſſen auszuftatten, daß die 
Fürften feine Unterthanen wurden, alio im weientlichen einen Ein- 
heitsftaat zu ſchaffen, oder eine jo jchmerfällige, unzureichende 
Zentralgewalt zu bilden, daß auf eine fraftvolle Förderung 
nationaler Intereffen wenig zu hoffen war. Hanfemann und jeinen 
Zeitgenofjen ift es nicht zum Bewußtſein gefommen, fie haben es 
nur gelegentlich geahnt, daß der Kern des Problems eine Machtfrage 
zwiſchen Preußen und Ojterreich war. Aber dieje Erfenntnis allein 
hätte ja die Schwierigkeiten nod) nicht aus dem Wege geräumt und zu 
feinem brauchbaren Berfafiungsprojeft verholfen. Bevor die Madht- 
frage wirklich ausgetragen war und vor dem Eintritt der großen ge— 
ihichtlichen Ereignijje, welche der politische Genius Bismards her- 
beiführte, vor einer gewaltigen Machterweiterung Preußens und 
einer entiprechenden Schwächung der Mittelitaaten an Zahl und 


!) Vgl. manche ähnlich) lautende Hußerungen Bismards. 
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Kraft fonnte etwas der heutigen Reichsverfaffung Ahnliches gar 
nicht erfonnen werden, weder ein Bundesrat, der die fräftige, 
mejentlihe und freudige Teilnahme aller Einzelftaaten an der 
Bildung des Gejamtwillens in Geſetzgebung und Regierung 
arantiert, noch ein aller Doktrin jpottendes Kaifertum, dieje nichgt 
monarchiſche, bündiſche Inſtitution mit monarchiſchem Titel und 
Nimbus. 

Hanjemann predigte in Frankfurt tauben Ohren. Man ſtand 
dort ganz unter dem Banne Gagerns. Weder jeine Vorjchläge 
in Bezug auf den Inhalt der Berfafjung noch jeine Ratſchläge 
zur Beichleunigung der Berfaifungsberatung fanden irgend 
weldhe Beachtung. Noch während jeiner Anmejenheit wurden die 
beiden eriten Abjchnitte der Reichsverfaſſung in der Yallung des 
Kommiffionsentwurfes in erfter Lejung angenommen und am 
27. DOftober trug Gagern zum erjtenmal jeine Gedanken über 
den engeren und meiteren Bund vor. Wodurch fie ſich von der 
Auffafjung Hanſemanns unterjchieden, ift vorhin bereit$ bemerft 
worden!). 


Noch in Frankfurt erreichte Hanſemann die Nachricht von 
dem Umſchwunge der Dinge in Berlin. Die preußiſche National— 
verſammlung hatte den Unfug immer weiter getrieben und die 
Tumulte in den Straßen wie vor dem neuen Sitzungslokale, dem 
Schauſpielhauſe, gewannen eine immer größere, gefährlichere Aus— 
dehnung. Bei der Beratung des von der Verfaſſungskommiſſion 
radikal umgeſtalteten und erweiterten Verfaſſungsentwurfes ſtrich 
die Verſammlung vom Titel des Königs die Worte „von Gottes 
Gnaden“ und beſchloß die Abſchaffung des Adels, der Titel und 
Orden. Alle Maßregeln zum Schutze der Verſammlung vor dem 
Terrorismus des verwilderten Pöbels wurden mit Hohn auf— 
genommen und abgelehnt; die Miniſter und gemäßigten Ab— 
geordneten waren ihres Lebens nicht mehr ſicher. Schließlich 
machte die Verſammlung auch die Revolution in Wien und die 


1\&, ©. 576. 
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dort bedrohte Volksfreiheit zum Gegenftande ihrer Beratungen. 
Da erfolgte denn endlich die enticheidende Kataſtrophe. Das 
Minifterium Pfuel wurde entlafjen und am 2. November über- 
nahm der General Graf Brandenburg das Minijterpräfidium. Dtto 
von Manteuffel, bisher Direktor im Minifterium des Innern, trat 
ihm als Minifter des Innern zur Seite.) Am 9. November ver- 
tagte eine königliche Botſchaft die VBerfammlung bis zum 27. No- 
vember und berief fie auf dieſen Tag nad Brandenburg. Die 
Rechte verließ darauf den Sigungsjaal. Die Mehrheit erflärte 
aber die Bertagung und Berlegung einer Fonjtituierenden Ver— 
jammlung ohne deren Zuftimmung für ungeſetzlich. Der Wider- 
ſtand der Berjammlung wurde durch den Dberfommandierenden 
der Marken General von Wrangel gemaltiam, aber ohne Blut- 
vergießen befeitigt. Er ſchloß den Sitzungsſaal im Schauipiel- 
hauje und trieb die in anderen Lofalen zufammentretende Mehr- 
beit auseinander, die dann durch den verhängnisvollen Beichluß, 
dab das Minifterium nicht mehr zur Verausgabung von Staats» 
geldern und zur Erhebung von Steuern berechtigt jein jolle, 
die öffentliche Meinung überwiegend gegen fich fehrte. Über Berlin 
wurde der Belagerungszuftand verhängt, der noch Monate hindurch 
währen jollte, und die Bürgerwehr gleichfalls auf völlig unblutige 
Weiſe aufgelöft. Der König war wieder Herr in feinem Haufe. 

Hanjemann nahm diefe Nachrichten mit freudiger Genug» 
thuung auf. Er hielt die Maßnahmen der Regierung für un— 
umgänglih notwendig und wurde nicht müde, dem Mißtrauen 
gegenüber, mit welchem das Auftreten des Minifteriums Branden- 
burg-Manteuffel in Frankfurt beobachtet wurde, das Berdienftliche 
desjelben jowie den außerordentlihen Mut zu rühmen, der dazu 


1) Das neue Minifterium zähle anfangs nur vier Mitglieder: außer den 
Genannten den Kriegdminiiter von Strotha und den Kultusminifier dv. Laden 
berg. Erſt am 12. November wurde Rintelen Juflizminifter, am 4. Dezember 
von der Heydt Handeldminifter, am 24. Februar 1849 von Rabe fyinanz- 
minijter. Am 11. April 1849 trat Simons an Rintelens Stelle. Dad Aus- 
wärtige leitete vom Januar bis Februar Graf von Billew, vom Februar 
bis Mai Graf Amim:Heinrihädorf. 
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gehörte, noch vor dem Einrüden der Wrangelichen Truppen in 
die preußiiche Nationalverfammlung zu gehen und ihr die Ber- 
legung nad; Brandenburg anzufündigen.‘) Er mar fofort ent- 
ichlofjen, fi) zur Teilnahme an den Verhandlungen unter den 
neuen Berhältnifien in Brandenburg am 27. November einzu- 
finden. Den Rüdweg nahm er durch die Aheinprovinz. Obgleich 
man in Köln, Aachen und Düfjeldorf Miene machte, dem Steuer- 
verweigerungsbejchluffe Folge zu geben, jo jchöpfte er doch aus 
den Unterredungen mit manchen urteilsfähigen Perfonen die Über- 
zeugung, daß die Bewegung nicht tief gehe und einer energiichen 
Regierung nicht gefährlich werden fünne. In diefem Sinne äußerte 
er fich gegen Eichmann, der in jeine frühere Stelle als Oberpräfident 
der Rheinprovinz wieder zurüdgetreten war. Ebenſo fuchte er 
nach jeiner Rüdfehr in Berlin an den maßgebenden Stellen die 
noch vorhandenen Bejorgnifje vor einer Parteinahme des Bolfes 
für die aufläßige Mehrheit der Nationalverfammlung zu zerjtreuen. 
Auch dem Könige durfte er in einer ihm am 24. November in 
Potsdam erteilten Audienz über die auf der Reife gewonnenen 
Eindrüde berichten. 

Ganz einverftanden mit dem Berfahren der Regierung war 
Hanſemann freilih nicht. Er hätte es für richtiger gehalten, wenn 
fie gleich nad) dem Steuervermweigerungsbejchluffe die VBerfammlung 
aufgelöft hätte. Denn es ließ fich nicht vorausjegen, daß die 
Xinfe durch ihr Fortbleiben von Brandenburg und die dadurch 
verurjadhte Beichlußunfähigfeit der Verſammlung eine noch be- 
quemere Handhabe zu deren Auflöfung bieten werde. Dann aber 
hielt Hanjemann die neuen Minifter wohl für geeignet die rettende, 
mutige Maßregel zu vollziehen, aber für ungeeignet zur bauern- 
den Leitung des Staate® und zur Einführung der Verfaſſung, 
weil fie als überzeugte Gegner des Eonftitutionellen Syſtems, als 
kraſſe Abjolutiften galten. Er fürchtete, Brandenburg und Man- 
teuffel würden das gegen fie herrichende Mißtrauen durch weit— 
gehende Nachgiebigfeit gegen die demofratifchen Wünſche in Bezug 


!) Hanjemann, das Preußiſche und Deutſche Verfaſſungswerk. 160. 
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auf den Inhalt der Berfaflung zu entwaffnen juchen und aus 
demjelben Grunde die Publikation einer octroyierten Verfaſſung 
übereilen, mithin aus Zeitmangel eine auch in formeller Hinficht 
mangelhafte Berfafjung jchaffen. Nach feiner Meinung mußten 
fie, — und dieſer Anſicht ift Graf Brandenburg ſelbſt gemejen!) — 
nachdem die Macht und Autorität des Königs wieder hergeftellt 
war, einem notoriſch fonftitutionell gefinnten und nicht mit dem 
Mißtrauen des Landes belafteten Minifterium Pla machen. 

Es ift anzunehmen, daß Hanjemann der jegige Zeitpunft 
für ein Minifterium Vinde bejonders geeignet erfchienen jein wird.?) 
Ob er jeine eigene Wiederberufung für möglih und mwünjchens- 
mwert bielt, iſt nicht befannt.e Er jelbit bat fich darüber 
nicht geäußert. Von anderer Seite wurde fie allerdings erwartet. 
So jchrieb ihm Mathy am 30. Dezember: 

„Sie, verehrter freund, weilen noch in mohlverdienter Ruhe; aber bei 
jeder Nachricht über neue Minifterlombinationen in Berlin erwarte ich Ihren 
Namen wieder aus den Gewölben der Preubiihen Bank auf die Bank der 
Minifter rufen zu hören. Sie haben dem Baterlande ſchon zu viel geleiftet 
und geopfert, ald daß es nicht neue Leiftungen und Opfer von Ihnen verlangen 
folte. -Wenn die Zeit des gegenwärtigen Übergangsmintfteriums, weldes die 
Anarchie gebändigt hat, abgelaufen, wenn der Augenblid gelommen fein wird, 
wo Preußen jeine Sendung in Deutichland erfaht und an die Spitze des Reiches 
tritt, dann dürfen Sie nicht fehlen.“ 

Eine plögliche Erfranfung machte e8 Hanjemann unmöglich, 
bei dem Wiederbeginn der Sigungen in Brandenburg am 27. No- 
vember jelbit zugegen zu jein. Da die Verfammlung durch das 
Verhalten der Linfen bejchlußunfähig war, jo wurde fie aufs 
neue vom 1. bis zum 7. Dezember vertagt. Hanjemann ver: 
mutete richtig, daß die Regierung während diefer Tage den ent- 
icheidenden Entſchluß fallen, die Auflöfung der Nationalverſamm— 
[ung verfügen und unmittelbar darauf aus eigener Machtvoll- 


I) Gerlad 1, 261 und passim. 
2) Gerlachs Tagebuchnotiz vom 28.Nov. (Dentwürdigteiten 1, 250), Hanfe- 
mann wünſche ein Miniiterium Camphauſen-Beckerath, erfcheint mir nicht ganz 
glaubwürdig, da Hanjemann nah anderen Äußerungen Gamphaufen für zu 
wenig tbatkräftig hielt und Bederath nad) jeinem im September fundgegebenen 
Programm zu jehr links ftand. 
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fommenbheit eine Verfaſſung verleihen werde. Er jeßte daher alle 
Hebel in Bewegung, um eine Übereilung zu verhüten und die 
Minifter zu einer fonjervativen Revifion der beiden vorliegenden 
Berfaflungsentwürfe, ſowohl des nad) ihm benannten Regierungs- 
entwurfes vom 20. Mai als aud) des Waldeckſchen Entwurfs der 
Berfafjungstommiffion zu vermögen. Denn er vermutete mit Recht, 
daß die octroyierte Verfafjung einen der beiden Entwürfe und 
wahrfcheinlich den demofratifcheren zur Grundlage haben merde. 
Hanjemann ſprach mit Rudolf von Auerswald, der noch immer 
gute Beziehungen zum Hof hatte, auch mit einem Mitgliede des 
Minifteriums und teilte jeine Bejorgniffe am 4. Dezember in 
einer Audienz dem Prinzen von Preußen mit. Bor allem jchien 
ihm die Bejeitigung des allgemeinen Wahlrecht notwendig zu fein. 
Er entwarf jelbit in Eile die Titel II und V der Berfafjung „Von 
den Rechten der Preußen“ und „Bon den Kammern“!) um zu 
zeigen, wie der Erlaß einer viel Ffonjervativeren Verfaflung als 
die von der Kommilfion unter Waldeds Vorſitz ausgearbeitete 
jehr wohl möglich jei. Noch am 5. Dezember überjandte er den 
Titel II „Bon den Rechten der Preußen” dem Prinzen von 
Preußen mit einem Begleitichreiben, das mit Bezugnahme auf 
die Audienz vom vorhergehenden Tage es nochmals ausſprach, 
„daß die Dinge nicht gut gehen, wenn das dermalige Minifterium 
das BVerfafjungswerf ordnet.” Act Tage jeien mwenigftens nötig, 
um eine gute Verfafjung und einige gleichzeitig zu erlaſſende Ge— 
jege auszuarbeiten. „Grund genug, um jegt nur die Auflöjung 
zu bewirfen und nur das baldigite Erfolgen ſolcher Anordnungen, 
durch welche die nnftitutionelle Freiheit gewährleiſtet wird, gleichzeitig 
anzufündigen.“?) Der König fonnte zwar Hanjemann die erbetene 
Audienz wegen Zeitmangels nicht mehr erteilen. Er ließ ihm aber jein 
Bedauern darüber ausdrüden und ihm jagen, es jei ihm lieb ge- 
weien, daß Hanjemann wenigjtens dem Prinzen von Preußen, 
der am Minifterfonjeil teilnehmen werde, jeine Anfichten habe mit- 
teilen fönnen.?) 
1) Abgedrudt in „Das Preuß. u. Deutiche Verfaſſungswerk“ S. 156Ff. 


2) Gedrudt a. a. D. 162. 
3) Kabinettsrat Jllaire an Hanjemann 4. Dezember 1848. 


” 
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Hanjemanns Mahnruf fam zu jpät. Am 5. Dezember wurde die 
octroyierte Verfaffung, eine nur wenig veränderte Kopie des Wal- 
dedichen Entwurfes, publiziert, freilich mit dem Vorbehalte einer 
Revifion dur die fünftigen Kammern. Hanjemann hatte aljo 
richtig gefehen. Nur in dem Punkte irrte er, daß er die Ber- 
fafjung für das Werf übereilter Entichließungen hielt. Die Frage 
war vielmehr lange Zeit hindurdy erwogen worden. Denn jchon 
am 21. November hatte General Gerlach vom Könige den erften Ent- 
wurf der Minifter für die am 5. Dezember publizierte Verfafjungs- 
urfunde erhalten. Gerlach befämpfte ihn nad) Kräften; er jchlug 
vor, an jeiner Stelle den Regierungsentwurf vom 20. Mai zu 
verfünden, wenn überhaupt eine Dctroyierung nötig fei, oder das 
Verfaſſungswerk zu vertagen. Der König jchloß fich feiner Meinung 
an und mollte anfangs nichts von dem minifteriellen Entwurf 
wiffen. Er verlangte zahlreiche und weſentliche Abänderungen.!) 
Die Minifter gaben aber nur in wenigen Punkten nad) und jeßten 
ihren Willen durd.?) „Brandenburg bat die fjonderbare, aber 
nicht ganz verwerfliche Anficht,“ ſchrieb Gerlad) einige Zeit darauf,?) 
„daß alles, was der Köuig verjprochen, aljo namentlich der Ber: 
fafjungseid der Armee, den er jo perhorresziert, daß er dar— 
über den Abjchied nehmen will, gehalten werden muß und mur 
mit den Kammern zurüdgenommen werden darf.“ Aus Über: 
zeugung jollen.der Kultusminifter von Ladenberg und der Yuftiz- 
minifter Rintelen die liberalen Verfaſſungsbeſtimmungen befürwortet 
haben. Manteuffel entichloß fich erit nad) langem Zögern dazu, 
fie gutzuheißen,*) aber unter der Vorausjegung, daß die vorbe- 
haltene Revifion der Berfafjung ein geeignetes Mittel zur Be— 
jeitigung ihrer gröbften Mängel fein werde. Auch das tröftete 
ihn, daß der König erſt nad) der Revifion den Eid auf die Ver: 
fafiung ablegen joltte und in dem Abſchnitt „Allgemeine Beſtim— 


I!) Die Marginalnoten des Königs zum Gntwurf giebt Boihinger, 
Dentwürdigfeiten des Minifterd Otto v. Manteuffel I, ©. 47ff. 

2) Gerlach, Denkwürdigleiten 1, 246 fi. 

% Ebenda ©. 261. 

4) Ebenda ©. 269. 
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mungen“ eine Handhabe zur Umgehung der Berfafiung gegeben 
war. SHanjemann aber hat über die Verfafjung vom 5. Dezember 
1848 folgendes harte Urteil gefällt:!) 

„Schwerlid liegt ein Beiipiel vor, daß eine Regierung, die fi zur 
Feſtſtellung der öffentlichen Rechtsverhältniſſe in fo günftiger Lage fand, wie 
damals die Preußiſche Regierung, eine Berfafjung gegeben hat, in welcher auf 
der einen Seite die ultrasdemofratiichen Begriffe und Schlagwörter aufgenommen 
und die ftaatlihen Ordbnungsprinzipien außer Acht gelafien worden, dagegen 
auf der andern Seite als trauriged (wenn auch bei einer ſolchen Nichtbeachtung 
notwendiges) Hilfsmittel die wahren fonftituttonellen Grundfäge mit Ummegen 
(Art. 105 und 108 der Berfafjung) bejeitigt find. Es bürfte wohl von feinem, 
mit der Regierung großer Eonftitutioneller Yänder vertrauten Staatdmanne ein 
milderes Urteil als vorftehendes über die Berfafjung vom 5. Dezember gefällt 
werden.“ 

Was er im einzelnen an ihr auszujegen hatte, mag die 
Segenüberjtellung einiger Sätze aus der Verfaflungsurfunde und 
jeiner Urteile über fie, die er ein Jahr darauf in jeinem Buche 
„Das Preußiiche und Deutiche Berfafjungsmwerf“ veröffentlichte, 
zeigen.?) 

Die evangelijhe und die römiſch-katholiſche Kirche, fowie jede 
andere Religions-Gefellidhaft ordnet und verwaltet ihre Ange- 
legenheiten jelbftändig. .. Das dem Staat zuſtehende Vorſchlags-, 
Wahl- oder Beftätigungsreht bei Bejegung kirchlicher Stellen ift 
aufgehoben. In Belgien habe man ich gehütet, ſolche gefährliche Beſtim— 
mungen in die Berfajiung aufzunehmen. — Die Wiſſenſchaft und ihre 
Lehre iſt frei. Eine banale demokratiſche Phrafe, die, ohne beichränfenden 
Zuſatz bingejtellt, entweder nichts müßt oder zu Mißverftändnifien führt. — 
Der preußifhen Jugend wird... das Redt auf allgemeine Bolls- 
bildung gemwährleijtet. „Dieje merkwürdige „„der preußifchen Jugend“ “ 
erteilte Gewährletitung jtammt aus der Fafjung der in erjter Leſung ange: 
nommenen deutfchen Grundrechte her. Bei ſolchem Urſprunge wird es erklärlich, 
daß einmal alles Ernites beabjichtigt worden ift, eine jo thörichte Verfaſſungs— 
Beitimmung zu treffen; aber ſtets wird es umbegreifli bleiben, daß dieſelbe 
von preußifchen Miniftern adoptiert werden konnte.“ — Die öffentliden 
Lehrer haben die Rechte der Staatsdiener. Eine dem bemofratijchen 
Geiſte mander Schullehrer dargebradte Huldigung. Diefe Beitimmung gewähre 
nichts, was nicht durch das Geſetz zweckmäßiger anzuordnen wäre. — In der 


1) Das Preußiſche und Deutihe Berfafiungswert S. 168. 
2) Durch Geſetz vom 5. April 1878 weſentlich eingeichräntt. 
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öffentlihden Volksſchule wird der Unterricht unentgeltlich erteilt.t 
„Der vorjtehende Grundſatz, als verfafjungsmähige Beſtimmung aufgeftellt, iſt 
nicht einmal von der jo höchſt demokratischen franzöſiſchen Konftituante des 
Jahres 1848 angenommen worden, weil er jelbft diefer Berfammlung zu 
demokratiſch erfchienen iſt.· — Die Brepfreiheit darf unter feinen Um— 
ftänden und in feiner Weiſe ... fufpendiert oder aufgehoben 
werden.?2) „Daß die ſtaatliche Ordnung mit ſolchen Bejtimmungen unvereinbar 
ift, braucht praktiſchen Staatsmännern nicht erwiejen zu werden.“ — Die be= 
waffnete Madt befteht: aus dem ftehenden Heere, der Landwehr, 
der Bürgermwehr?) Die Erwähnung der Bürgermehr ala eines Teiles der 
bewaffneten Macht jei die indirelte Anerkennung des Grumdfaped der allges 
meinen Vollöbewafinung im Sinne der Domokraten von 1848. — Urwahlen 
und allgemeines Stimmredt. Die verfafjungsmäßige Annahme derjelben 
jei „nichts anderes als die verfafjungsmäßige Weihe eines Prinzips, mit dejien 
Beitehen die Monardjie, ja die Erhaltung jedes großen Staates mit irgend 
einer Berfafjungsform auf dem europäiihen Kontinent auf die Dauer unmög- 
lich iſt“. 

Unter demſelben Datum wie die Verfaſſung erſchien auch das 
Wahlgeſetz, das jedem „ſelbſtändigen“ Preußen nach vollendetem 
24. Lebensjahr das Stimmrecht zur zweiten Kammer bei den Ur— 
wahlen verlieh. Die erfte Kammer jollte aus Zenfuswahlen her— 
vorgehen. 

Zu den vielen, welche von einer in der Hand der Regierung 
liegenden näheren Definition des Begriffes „jelbitändiger Preuße“ 
eine Einſchränkung des allgemeinen Stimmrecdhtes ermarteten, ge- 
hörte auch Hanfemann. Da eine ſolche Definition in dem Wahl: 
geſetze jelbft nicht gegeben war, jo wollte er die Minifter zu einer 
nachträglichen Deflaration über das Wort „jelbitändig“ bemegen. 
Er fchlug dabei vor, nicht etwa gemijje namhaft gemachte Klajjen 
der Bevölferung als unjelbftändige vom Wahlrecht auszuichließen, 


I) Die Beftimmungen über die Boltsihulen wurden jchon durch die revi— 
dierte Verfaſſung vom 81. Januar 1850 erheblich eingeſchränkt und durd; die Be— 
jtimmung (Art. 112), dab es bis zum Erſcheinen eines allgemeinen Volksſchul⸗ 
geſetzes beim altem bleiben jolle, thatſächlich ſuspendiert. Das allgemeine Bolts- 
ſchulgeſetz fehlt bekanntlich noch heute. 

2) In der Verfaſſung vom 81. Januar 1850 wurden diefe Beitimmungen 
modifiziert. 

3) In der Berf. v. 81. Jan. 1850 fehlt die Erwähnung der Bürgerwehr. 
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fondern er wollte pofitiv für jelbftändig jeden erflären, der ein 
gewiſſes, niedrig bemefjenes Einfommen nachweifen fönne oder 
irgend welchen Grundbefiß habe. Es fam ihm vornehmlich darauf 
an, gänzlich mittelloje Tagelohnarbeiter von den Wahlen fern- 
zuhalten. Er verhandelte darüber ſowohl mit Manteuffel wie 
mit Brandenburg, mobei er bejonders geltend machte, daß auch 
die Verfaffungstommiffion des deutſchen Parlaments eine Be- 
ſchränkung des Wahlrechts vermittelft einer Deklaration der „Selb- 
fändigfeit“ beabfichtige. Manteuffel war anfangs geneigt, auf 
Hanjemanns Gedanken einzugehen und verftändigte fi” mit ihm 
über die dem Zenjus zu Grunde zu legenden Sätze. Branden- 
burg aber konnte ſich zu diefem Schritt nicht entichließen, obwohl 
der Gedanke aud; von anderer Seite angeregt wurde. Bergebens 
rief Hanjemann die Hilfe des Prinzen von Preußen an. Mit 
einem Hinweis auf die demofratiih ausgefallenen Wahlen im 
Königreich Sachſen bat er ihn in einem Schreiben vom 13. De- 
zember, doch jeinen Einfluß auf die Minifter im Intereſſe eines 
guten WahlrejultatS geltend zu machen. Dazu gehöre auch, daß 
die Agrargejege jchnell erlaffen würden, damit die Antipathie der 
ländlichen Wähler gegen die bevorrechteten größeren Grundbefiter 
nachlaſſe. „ES ift wahrlich zum trauern, daß die günftigfte Lage, 
in der die Monardie fi) vom 1. bis 6. Dezember befand, nicht 
benutzt worden iſt, und daß auch jet nicht gerettet wird, was noch 
zu retten ift. Die Ideen, weldje Herr von Manteuffel vor einigen 
Tagen über die Definition der Selbitändigfeit hatte, jchienen jo 
gut zu fein —, ich füge fie bei, ſoviel ich mich ihrer erinnere.“ 
Der Prinz überjandte Manteuffel diefen Brief. Die erhoffte Wirkung, 
blieb aber aus.!) Am 19. Dezember bradıte der Staatsanzeiger 
die Mitteilung, daß es zwar nicht an Aufforderungen gefehlt habe, 


1) Das Preußiſche und Deutfche Berfafiungswert ©. 169. — Poſchinger, 
(Manteuffel 1, 67) teilt den Brief Hanſemanns an den Prinzen und feine 
Anfzeihnung über Manteuffels beabfichtigte Definition des Wortes „jelbftändig“ 
im Rortlaute mit. Konzepte diefer Schreiben finden fih in Hanfemanns Privat- 
alten nicht, wohl aber eine in der Form verichiedene, inhaltlich gleiche Definition 
von „lelbitändig”. 
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an die Beantwortung der Frage, was unter „jelbitändig“ zu ver- 
itehen jei, weitgreifende Beichränkungen der aftiven Wahlbefähigung 
zu knüpfen, dab aber die erforderliche Begriffsbeftimmung der 
politifchen Selbitändigfeit nur im Wege der Gejeßgebung bemirft 
werden dürfe, die auf die zu erwartenden Beichlüffe der deutichen 
Nationalvertretung Rüdficht nehmen werde. Bis dahin fei jeder 
als jelbftändig zu betrachten, der frei über jeine Perſon und fein 
Eigentum verfüge. 

Als Hanfemann fid) von Brandenburg nad) dem vergeblichen 
Verſuch, ihn für jeine Anficht zu gewinnen, verabjchiedete, jagte 
diefer: „ES jcheint, daß Sie ein Erzlonjervativer find und ich 
feine Courage habe.”!) In der That hatte Hanjemann gegen die 
Verfafjung vom 5. Dezember und gegen das Verfahren der Mi- 
nifter in Bezug auf fie diefelben Bedenken geltend gemacht, welche 
auch der König und Gerlach gegen fie vorbrachten, freilich mit dem 
wejentlichen Unterjchieve, daß Hanjemann die diesſeits der von 
ihm gezogenen Grenze liegenden politiichen Freiheiten als eine foit- 
bare, nie preiszugebende Errungenichaft betrachtete, während 
Friedrich Wilhelm und Gerlady auch auf fie mit Schmerz und 
Widerwillen als auf eine erzmungene Konzelfion an die Revo— 
Iution herabblidten. Seinen ehemaligen liberalen Grundjäßen 
war Hanjemann in feiner Weile untreu geworden. Aber feine 
Oppofition gegen die Demofratie nahm einen immer jchärferen 
Ausdrudan, und da er in der deutichen Frage auch die Haltung der 
Liberalen jchonungslos verurteilte, jo zählten ihn viele von jeßt 
an zu den Sonjervativen, die ihrerſeits wieder nichts von ihm 
wiſſen wollten. Die Zeit der Yolierung begann.?) 

Hanjemanns Stellung zu den brennendjten ragen der inneren 
und ausmärtigen Politik dedte fi) eben mit feinem Programm 


1) Gerlach, Dentwürdigfeiten, 1, 260. 

2) Als anderthalb Jahre darauf Walter Rogge (unter dem Pfeudonym 
R. Walter) ein Buch „Barlamentarifche Größen“ herausgab, defien erfter Band 
die Konfervativen, defien zweiter die Liberalen behandelte, wies er Hanfemann, 
aber auch Camphaufen, Dahlmann und Binde ihren Plap im erften Bande 
- neben Gerlach, Stahl und Radowitz an. 
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der großen politifchen Parteien. Bon jedem diejer Programme 
wichen jeine jelbjtändigen Anfichten gerade jo weit ab, dab ihm 
eine unbedingte Gemeinjchaft mit der einen oder anderen Partei un- 
möglid; wurde. Die äußerfte Rechte und äußerfte Linfe konnten 
für ihn überhaupt nicht in Betracht fommen, obwohl jeine Ab- 
neigung gegen ranffurt eine breite Berührungsfläche mit der 
eriteren bot. Er war auf die Mittelparteien angewieſen, auf die 
gemäßigt Liberalen und gemäßigt Konjervativen, die Liberal-Kon- 
jervativen oder Konjtitutionellen, wie fie mangels einer zutreffenden 
Barteibezeichnung wohl genannt wurden. Aber die Übereinjtim- 
mung mit ihnen erjtredte fi) doch nicht über die fragen der 
inneren Bolitif hinaus; in der deutichen Frage ftanden fajt alle 
jeine Freunde zur Erbfaijerpartei in Frankfurt, der Hanjemann 
immer entjchlojjener gegenübertrat. Deutlich zeigt der fortgejeßte 
Briefwechjel mit Haym, wie die Entfremdung von jeinen perjön- 
lihen und politiichen Freunden in Frankfurt dur) die unbe: 
dingte und kraſſe Verurteilung des gefamten Gebahrens der dortigen 
Volksvertreter zum völligen Bruch auszuwachſen drohte. 

Um die Jahreswende 1848/49 betrieb Hanjemann mit ver- 
jtärftem Eifer wieder die Gründung der „Konjtitutionellen Zeitung”. 
Es handelte fi) darum, die von der Regierung verweigerte Sub- 
vention!) auf anderem Wege zu beichaffen. Er gründete zu dieſem 
Zwed eine Aftiengejellichaft, die Anteilicheine zu 500 Thlr. aus- 
gab. Hier zeigte er aufs neue jein außerordentliche organi- 
jatorisches Geichid. Binnen weniger Wochen waren 95000 Thlr. 
jujammengeflofjen. Am 2. Januar 1849 wurde der Gejfelljcyafts- 
vertrag unterzeichnet und Karl Weil aus Stuttgart zum Redakteur 
beftellt. Ein Kontrollausihuß von drei PVerfonen, unter ihnen 
Hanjemann, jollte den gejchäftlichen Teil des Unternehmens beauf- 
fihtigen. Dem Redakteur war im Rahmen des veröffentlichten 
Programms freie Hand gelaſſen. Dieſes betonte die Not— 
wendigfeit ftaatliher Ordnung und einer fräftigen NRegierungs- 
gewalt ebenjo nachdrüdlich wie die der politiichen Freiheit. Im 


1) ©. ©. 528. 
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übrigen bejchränfte es fi, weil die Konjtitutionele Zeitung 
dad Drgan aller Mittelparteien jein jollte, auf allgemeine 
Wendungen und verzichtete namentlich in der deutjchen Frage, jo 
lange die Verhältnijje noch völlig im Fluß waren, auf eine pofitive, 
präzis gefaßte Darlegung des zu vertretenden Standpunftes. Das 
Unternehmen war wie alles, was Hanjemann jet in die Hand 
nahm, in großen Dimenfionen gedacht und angelegt. Die Kon- 
ftitutionelle Zeitung jollte das vornehmite, gediegenfte und reich: 
baltigfte Blatt in Deutichland fein und, mie der Aufruf an bie 
Teilnehmer der Gejellichaft andeutete, eine europäilche Bedeutung 
in der Art der Times und des Journal des d&bats gewinnen. 
Auc der unterhaltende und mifjenjchaftlich-belehrende Teil jollte 
den höchften Anforderungen an eine gute Zeitung entiprechen. 
Am Eröffnungstage der Kammern, dem 27. Februar 1849, 
wurde die erite Nummer ausgegeben. Hanjemann durfte jtolz 
darauf fein, in jo furzer Zeit ein ſchwieriges, und, wie er hoffte, 
nugbringendes Unternehmen begründet zu haben. ‘Freilich wurde 
jeine Freude etwas herabgeftimmt, wenn er daran dachte, daß 
doc; nicht eigentlich daS Programm und politifche Intereſſen die 
Teilhaber zu den Aftienzeichnungen bewogen hatten, jondern daß 
im wejentlichen jein Einfluß als Chef der PBreußifchen Bank be- 
ſtimmend gemwejen war. An ungefähr 500 Berjonen waren bie 
Aufforderungen ergangen, großenteild durch Bermittelung der 
Preußiihen Bank und ihrer Filialfontore;, 112 hatten ihnen 
durch Zeichnungen entiprochen, faft ausjchließlich Kaufleute, Bankiers 
und Fabrifanten, die dem Chef der Banf fich gefällig erweiſen 
wollten oder ein von Hanjemann geleitetes Unternehmen von vorn- 
herein für rentabel hielten.!) Der Natur der Sache nach fonnte 


I) Dem Geh. Kommerzienrat W. Beer in Berlin, der feine Beteiligung in 
einem verbindlichen Schreiben abgelehnt hatte, weil das Geld doc) ä fond perdu 
gegeben werde, antwortete Hanjemann am 15. Januar 1849: „&erade wenn das 
Unternehmen, wie Sie ed anſehen, in finanzieller Hinfiht gewagt ijt, jo 
haben die vermögenditen Leute das größte Interefje e8 zu begründen, infofern 
davon eine Stüße für eine gute Regierung zu erwarten ij. Wie wollen Sie 
denn fähige, mutige Minifter haben, die ihre Kraft, ihr Vermögen der Erhaltung 

Bergengrün, David Hanjemann. 38 
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fi) Hanſemann zum Zwed der Geldbeihaffung nur an vermögende 
Leute wenden. Aber von den Vermögenden unter den hohen Be- 
amten!) und von den Großgrundbefigern erhielt er durchweg Abjagen. 
Am fchmerzlichften war ihm wohl die des Grafen Arnim-Boigen- 
burg. Hanjemann hatte ihm perſönlich gejchrieben, ihn daran 
erinnert, daß fie im letzten Grunde übereinftimmende Prinzipien 
verträten, was der Graf ſchon als Regierungspräfident von Aachen 
zugegeben hätte, und daß jetzt nur noch die Grundfteuerfrage zwilchen 
ihnen ftehe, über die aber audy eine Verftändigung nicht ausge» 
ichloffen fei, da es ihm, Hanfemann, nur darauf anfäme, daß die 
gleiche Verpflichtung aller Staatsbürger eine Wahrheit merbe. 
Auch bei den Wahlen müßten ihre beiderjeitigen Anhänger, wo 
es fih um den Kampf gegen die Yinfe handele, zujammenftehen. 
Er würde es für einen politiihen Fehler halten, „wenn die fon: 
ftitutionell gefinnten großen Gutsbefiger nicht eifrigft ein Blatt 
unterftügten, was, mit ausgezeichnetem Talent redigiert, den poli- 
tiichen Fanatifern, den Anardhiften, den ‘dealiften und allen den 
unflaren Köpfen, die das Paterland verderben, entgegentreten 
wird“. Arnim lehnte die Beteiliguyg mit dem Fühlen Bemerfen 
ab, das Programm der neuen Zeitung jei jo allgemein gehalten, 
daß innerhalb desfelben jehr divergierende fonftitutionellemonardhifche 
Grundfäge und Tendenzen Play finden fönnten und faſt alle 
größeren Zeitungen, die Kölnische, die Spenerjche und die Voſſiſche 
es unterjchreiben würbden.?) 


Nicht minder deutlich war die Abjage der meiter links jtehenden 
Xiberalen an Hanjemann, die fi) in dem Ausfall der Kammer- 
wahlen zeigte. Es war eine jchmerzliche Enttäufchung für ihn, 


des Staated opfern, wenn die vermögenden Berjonen nicht einmal jo viel thım 
wollen, das fehlende Mittel zur Unterftügung ſolcher Minifier zu ſchaffen? Sol 
eö wieder gehen wie im vorigen Jahre, wo die Regierung feine einzige ge— 
ſchicte und kräftige Stütze in der Preſſe hatte?“ 

1) Nur der Geh. Oberfinanzrat v. Rabe, der bald darauf Yinanzminifter 
wurde, zeichnete eine Aktie. 

2) Hanfemann an Graf Arnim 12. Jannar 1849. — Graf Amim an 
Hanfemann 6. Februar 1849. 
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daß er bei den Wahlen zur zweiten Kammer in Montjoie, mo er 
früher jehr beliebt gewejen mar, durchfiel und in einigen anderen 
Wahlkreiſen feine Kandidatur zurüdgezogen werden mußte, weil 
er zu unpopulär war. Daß er dann in Montjoie und vier 
anderen MWahlfreijen für die erite Sammer gewählt wurde, 
tröftete ihn dody nur wenig Er nahm das Mandat für 
Düffeldorf und Duisburg an. Auch Gamphaujen, R. von 
Auerswald, Milde und Gierfe gelangten neben Bertretern der 
äußerften Rechten mie Profeffor Stahl und Dberlandesgerichts- 
präfident Yudmig von Gerlah in die erite Kammer. In ber 
zweiten Kammer jaßen von früheren Miniftern Graf Arnim, 
Bodelihwingh, Graf Schwerin und Alfred von Auerswald. „Ich 
in der Bairsfammer und Graf Arnim-Boigenburg in der Volks— 
fammer!!” jchrieb Hanjemann am 10. Februar an Haym. 
„Iſt das nicht komiſch und recht bezeidynend für die Zuitände 
von 1849?“ 

Nachdem die Regierung von dem ihr nach der octroyierten 
Rerfajlung zuftehenden Recht, in Abweſenheit der Kammern bei 
dringenden Fällen Verordnungen mit Geſetzeskraft zu erlafien, 
einen nicht gerade ſparſamen Gebrauch gemacht hatte und auf 
ſolche Weiſe die Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarfeit, die 
Finführung des Schwurgerichts und der allgemeinen deutichen 
Wechjelorbnung verfügt hatte, wurden am 26. Februar 1849 die 
Kammern eröffnet. Der Charakter der beiden VBerfammlungen ließ 
fih anfangs nur jchwer feititellen. Die Barteigruppierungen 
wechjelten in den verichiedenen Fragen. Allmählich zeigte es ſich, 
daß das fonjervative Element in der erften, das liberale mit allen 
jeinen Schattierungen bis hinab zur Demofratie in der zweiten 
Kammer übermog. 

Die Ergebnijje der Seſſion waren nicht bedeutende und 
fonnten es auch nicht jein, meil fie zu furze Zeit währte. In 
beiden Kammern wurden die großen Fragen der inneren und 
auswärtigen Politik, politiiche Freiheit und nationale Ein- 
beit, mit einer bemunderungswürdigen Beredſamkeit und heiligem 


Eifer währenn der Adreßdebatte erörtert, die etwa drei Wochen 
88* 
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lang die Kammern vorwiegend beichäftigte. Als dann die praf- 
tiſche Arbeit beginnen, zur Revifion der Verfaſſung und zur Be- 
ratung der in der Zwiſchenzeit erlafjenen wichtigen königlichen 
Verordnungen gefchritten werben jollte, näherte fich gerade die Ver— 
fafjung$beratung in Frankfurt ihrem Ende. Am 28. März fand 
fie mit der Wahl Friedrich Wilhelms IV. zum Deutichen Kaiſer 
ihren Abſchluß. est drängte die bange Frage, ob der König 
die dargebotene Kaijerfrone annehmen und mie, unter welchen 
Borausjegungen das gejchehen fünne und werde, ob die in Franf- 
furt bejchlofiene Reichsverfaſſung an fich gültig ſei oder erft der 
Anerfennung durch die Fürften bedürfe, alle anderen Intereſſen 
in den Hintergrund. 

Hanjemann war davon überzeugt, daß ſowohl innerhalb wie 
außerhalb der Kammern nur die wenigiten fich einer genauen 
Kenntnis der Reichsverfaflung rühmen durften und daß insbefondere 
ihre Konjequenzen für Preußen im einzelnen nod gar nicht über- 
legt worden jeien. Seine Abficht, in der Adreßberatung hierzu 
das Wort zu nehmen, wurde durch verfrühten Schluß der Debatte 
vereitelt. Darauf beantragte er am 19. März die Niederjegung 
einer Kommilfion, welche die in Frankfurt beichlofienen Grund: 
rechte und organischen Berfafjungsbeitimmungen in Bezug auf ihre 
Wirkungen für die preußifchen Verhältnijje prüfen und darüber 
Bericht eritatten follte. Aber der Antrag wurde als unzeitgemäß 
und aus formellen Gründen verworfen. Nur in einer Fraftions- 
ſitzung gelangte Hanjemann dazu, durch einen einftündigen Bor- 
trag, der doc) reiche Zuftimmung fand,!) feine Anfichten zu ent- 
wideln. Nach der Kaiferwahl, insbejondere während der Zeit 
der Ungewißheit über den endgültigen Entſchluß des Königs, 
nachdem diejer der Frankfurter Kaiferdeputation am 3. April eine 
unbejtimmte Antwort erteilt hatte, erreichte die Begeiiterung für 
ein einiges Deutſchland mit preußiicher Spite einen ſolchen Grad, 
dak Haujemann fürchtete, der König und das Minifterium würden 
ji) wider ihren Willen doch nod) zur Annahme der Kaiſerwürde 


. 9 Hanfemann an den hannöverſchen Miniſter Stüve 20. März 1849. 
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und der unbrauchbaren Reichsverfaſſung drängen lafjen. In der 
Kammer nicht zu Worte gekommen, ließ er nun, um dem preu— 
ßiſchen Volke über die mit der Annahme der Reich3verfaflung ver- 
bundenen Gefahren die Augen zu öffnen, noch im April die in 
wenigen Tagen verfaßte Schrift „Die deutiche Berfajiung vom 
28. März 1849. Mit Anmerfungen.” erjcheinen.) Sie beitand 
in einem wörtlichen Abdrud der Reichsverfaflung, die durch achtzig 
Anmerkungen zu den einzelnen Artifeln näher beleuchtet wurde. 
In einem acht Seiten langen Schlußwort gab Hanſemann dann 
eine Zujammenfafjung der Kritif und eine kurze pofitive Dar: 
legung jeiner Anfichten über die für einen Bundesftaat erforder- 
lihen Kompetenzen der Reichsgewalt. 

Die Schrift wurde fofort unter alle Abgeordneten verteilt, 
erlebte in einem halben jahre ſechs Auflagen und war jchließlich in 
etwa 25000 Eremplaren verbreitet. Hanjemann jtellte im Dftober 
1849 fejt, „daß wenigjtens in der Hauptitadt und in den öftlichen 
Provinzen diefe Schrift weſentlich dazu beigetragen habe, den 
Enthufiasmus für die Annahme der Verfaſſung und der Kaiſer— 
würde abzufühlen, den Anhalt der Verfaſſung bekannt zu machen 
und die Gefahren ihrer Annahme zu verdeutlichen“. Seine 
Gegner, die PVertreter der Erbfaiferidee, haben ohne jede Ein- 
ichränfung die Wirfung der Schrift als eine tiefgreifende, verhäng- 
nispolle bezeichnet und das vollftändige Miklingen des Frankfurter 
Verfaffungsmwerfes zum Teil auf ihre Rechnung gejeßt.?) 

Fragen wir, was denn eigentlid) der Schrift Hanjemanns, 
deſſen jchriftjtellerifche Erzeugniſſe doch ſonſt meiteren Streifen 
feineswegs leicht veritändlich wurden, dieſen außerordentlichen Er: 


1) Die deutihe Verfaſſung vom 28. März 1849. Mit Anmerkungen von 
David Hanjemann, Abgeordneten der Erjten Kammer. 74 Seiten. 1.—6. Auf—⸗ 
fage. Berlin. 1849, 

2) Haym an Hanjemann, 22. Mai 1849: „Es iſt wahr: die Propbe- 
zeiungen Ew. Erzellenz find größtenteils eingetroffen; aber es iſt nicht minder 
wahr, dab fie zum Zeil deshalb eingetroffen find, weil Ew. Erzellenz jelbjt in 
diefer Richtung der Vereitelung unferer Bläne gewirkt haben.“ — Dunder, 
Zur Geſchichte der deutichen Reichsverſammlung in Frankfurt. (1849). ©. 112 
und ©. 119, 
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folg verjchaffte, jo werden wir den Grund in der Faklichfeit und all- 
gemeinen Zugänglichkeit der vorgebradhten Argumente juchen müſſen. 
DieGegner des Frankfurter Einigungsmwerfes wurden durch fie in ihrer 
Überzeugung beftärft, die Lauen und Gleichgültigen, die ſich bisher nicht 
um dasjelbe gefümmert hatten, gegen die Verfaſſung eingenommen. 
Sodann mußte die außerordentliche Nüchternheit, welche ab- 
fichtlih auf jeden Ausdrud einer wärmeren Teilnahme an dem 
Einigungswerf verzichtete und unbarmberzig alle nur irgend mög— 
lichen jchlimmen Folgen, welche die Annahme der Verfaſſung 
haben fonnte, im einzelnen ans Licht zog, Eindrud machen, nad): 
dem das PBublitum Monate hindurch durch optimifttiche und meiit 
abitrafte Erörterungen über die eigentlihen Schwierigfeiten hin— 
mweggetäujcht worden war. In eriter Linie betonte Hanjemanı, 
daß Preußen nach Annahme der Reichsverfaflung aufhöre ein in ſich 
jelbit ruhender, auf jeine eigene Macht geftügter Staat zu jein, daß es 
ebenjo wie die Kleinftaaten mediatifiert und daß das preußilche 
Minifterium auf das Niveau einer Bezirfsregierung berabgedrüdt 
werde. Er provozierte damit das preußilche Selbjtgefühl, den preu- 
Biichen Stolz, die preußiſche Staatsgefinnung zum Widerſpruch gegen 
eine Berfafjung, welche der Macht Preußens feine Rechnung trug. 
„Herr Hanſemann hat den Ruhm,“ jagte Mar Dunder entrüftet von 
ihm, „in jeiner Schrift über die Frankfurter Reichsverfajjung dem 
ſpezifiſchen Preußentum jeinen klaſſiſchen Ausdrud verliehen zu 
haben.” Es war aber mwirflich in der Verfaflung zwiichen Preußen 
und dem winzigiten der Kleinftaaten nicht der geringjte Unterichied 
gemacht. Zwar murde Friedrich Wilhelm zum SKaijer gewählt. 
Nach der Verfaffung war das aber ein zufällig hinzutretender, 
äußerer, für das Wefen und den Inhalt der Verfaſſung irrele- 
vanter Umſtand. Die Wahl hätte nad) den Berfajjungsbeitim- 
mungen auch auf einen anderen Fürften fallen können; die Bor: 
zugsftellung Preußens war in ihnen gar nicht erwähnt. Daber 
hatte Hanjemann gar nicht jo unrecht, wie es ihm jeine Gegner 
vormwarfen, wenn er dementiprechend auch in feinen Anmerkungen 
zur Verfajlung die auf den König von Preußen gefallene Kaijer- 
wahl nicht berüdfichtigte und dadurch die „Mebdiatifierung“ 
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Preußens in noch jchmärzerem Lichte ericheinen ließ. Erft im 
Schlußmworte fam er auf das Ergebnis der Wahl zu jprechen. 
Zweierlei Vorwürfe waren es, die Hanjemann in der Haupt- 
jache gegen die Frankfurter Reichsverfafjung erhob. Sie war ihm 
zu unitariſch und zu demokratiſch: erjteres, weil die Kompetenzen 
der Reichsgewalt über das notwendige Maß ausgedehnt, ja faft 
ichranfenlo8 waren und die Einzelftaaten an der Reichsregierung 
gar nicht beteiligt wurden; leßteres, weil das Volfshaus aus dem 
allgemeinen und direkten Stimmrecht hervorgehen jollte und meil 
er die jechzig Paragraphen der Grundrechte ihrer Zahl und ihres 
Inhalts wegen „als ein Beförderungsmittel der ftaatlichen Auf: 
löfung oder der Anarchie” betrachtete, „indem mitunter ftatt der 
Freiheit die Ungebundenheit zur Regel gemadjt wird und der ein- 
zelne Staat, aljo auch Preußen, nicht diejenigen Änderungen vor- 
nehmen darf, welche er zur NAufrechterhaltung der ftaatlichen 
Drdnung und zur Begründung des Wohljeins und der Zufrieden- 
beit der Unterthanen bedarf.“ Er jah ganz richtig, daß der 
Schwerpunft des Reiches nach der Beſchaffenheit der Berfajjung 
und den Abfichten ihrer Urheber im Bolfshaufe liegen werde und 
ließ fich weiter von der unbeftrittenen Vorausjegung leiten, daß 
der Kaiſer ftreng parlamentarifch zu regieren haben werde. Er 
werde aljo jein verantwortliche Minifterium nad) den Wünjchen 
des Volkshauſes zujammenjegen müfjen, in dem die Preußen ebenjo 
wie im Staatenhauje nur die Minorität bildeten. Die bereitS vor- 
handene Abneigung gegen Preußen, urteilte er weiter, fönne aber 
durch die unitarifchen Beitimmungen der Berfaffung nur noch gefteigert 
werden und das Voltshaus werde danf dem allgemeinen Wahl- 
recht eine ultrademofratifche Zujammenjegung haben. Aus diejen 
Borderjägen folgerte Hanjemann, daß der Preußen durch Die 
Raijerwahl zufallende Machtzuwachs wieder verloren gehe und daß 
Preußen troß berjelben in Gefahr ftehe, mediatifiert zu werben. 
Denn der Kaijer jei wegen der Abhängigkeit jeines Minifteriums 
von einer vermutlich antipreußiichen demokratischen Parlaments- 
majorität nicht in der Lage die politifchen Bedürfniſſe Preußens 
ausreichend zu berüdfichtigen und ein unlösbarer Konflikt zwijchen 
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Kaifer und König, zwiſchen faiferlich-deutihem und Föniglich- 
preußiihem Minifterium ſei gegeben. 

Dieje Bemweisführung war einleuchtend und überzeugend. Die 
preußiichen Anhänger der Reichsverfaffung konnten wohl die eine 
oder andere Borausfegung Hanfemanns in Ameifel ziehen, im 
legten Grunde aber doch nur darauf bauen, daß Die {dee der 
Einigung Deutichlands mit preußifcher Spitze ftarf genug jei, um 
fih troß der mangelhaften Verfaſſung irgendwie durchzuſetzen 
und über die entgegenjtehenden Schwierigfeiten zu triumpbieren. 
Den fritiihen Zweifeln und der Verſtändigkeit Hanſemanns 
jegten fie den Glauben an die Macht des nationalen Gedankens 
entgegen. Den Erbfaijerlichen war die Einheit Deutichlands ge- 
wifjermaßen ein fittlihes Bedürfnis, ein deal, deſſen Wert 
jenjeit3 aller materiellen und rein praftiichen Fragen lag. Für 
Hanjemann hatte fie doch vorwiegend deshalb Wert und Inter— 
eſſe, weil fie den materiellen Erfordernifjen eines geſunden Wirt- 
ſchafts- und Staatslebens beifer als der bisherige Zuftand 
gereht werden konnte. Daher vermißten jene von ihrem 
idealen Gefichtspunfte aus bei Hanſemann fühne Gedanken 
und eine großartige Auffafiung von Preußens deutichem Be- 
ruf. Sie erhofften von der Annahme der Kaiferwürde eine 
unermeßliche Zunahme der Macht Preußens und jeines moraliichen 
Anjehens. Ihnen war Preußen nod fein fertiger Staat, 
der für immer in feine jegigen Grenzen eingeichloffen blieb; 
fie bejeelte ein vorwärts drängender Ehrgeiz. Aus Hanjemanns 
Schrift glaubten fie nur die Bejorgnis oder den Wunſch heraus- 
leſen zu fönnen, daß Preußen bleiben möge, was es jei, ein 
jaturierter Staat, der jeine Machterweiterung nur in der Zunahme 
und Befeftigung des natürlichen Einflufjes auf die Nachbarn zu 
juhen babe. In Wahrheit wollte freilid auch Hanſemann 
Preußen an die Spiße eines feiter geeinten Deutichland bringen. 
Aber er dachte in jeinem Alter ruhiger über die Sache und un- 
leugbar jette er dem Ehrgeiz Preußens engere Grenzen als jeine 
Gegner, die von Mediatifierung oder Annerion der fleineren 
Nachbarſtaaten träumten. 
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In fünfzehn Punkten behandelte Hanjemann am Schlufie der 
Schrift die Kompetenzen, welche er der Neichögewalt geben 
wollte. Sie umfaßten allerdings meijt diefelben Gebiete, welche 
ihr auch die Reichsverfaſſung zumies, aber ftetS in einer Beſchrän— 
fung, welche den Einzeljtaaten einen größeren Spielraum zur 
Bethätigung eigenen und jelbitändigen Lebens ermöglichte. 
Über die Form der Zentralgemwalt, die er „itarf und dauer: 
haft“i) wünjchte, jprad er fich an diejer Stelle nicht aus. Er 
jollte bald darauf eine andere Gelegenheit dazu finden. 

Nach faft dreimöchentlihem Schwanfen erflärte die Regierung 
in den Kammern, dab das Minifterium dem Könige die unbedingte 
Annahme der Reichsverfaſſung nicht empfehlen fönne, dieſelbe 
vielmehr von vorausgehenden Änderungen abhängig gemacht werden 
müſſe. Die zweite Kammer antwortete darauf mit dem auf Rod— 
bertus’ Antrag gefaßten Beichluß, daß die Reichsverfaflung als 
gültig anzuerfennen jei. In der erften Kammer dagegen forderte 
Hanjemann aufs neue die Einjegung einer Kommilfion, um zu 
prüfen, wie weit die in jeinen Anmerkungen enthaltenen Bedenfen 
gegründet feien. Diesmal ging der Antrag durd) (23. April). 
In der Kommilfion, deren Beratungen auch ein Negierungs- 
vertreter beimohnte, fand Hanſemann Gelegenheit, jeinen Stand- 
punft nach allen Seiten hin zu erläutern und zu präzifieren. Die 
Mehrheit wollte anfangs doc noch zur Annahme der Berfajiung 
raten: ihre Ablehnung drohe jchwere Gefahren und revolutionäre Er- 
ichütterungen heraufzubeijchwören. Cine nachträgliche Berfafjungs- 
repifion im fonjervativen Sinne, wenn nur der König erjt die 
Berfaflung und die Kaiferwürde angenommen habe, jchien ihr jo gut 
wie ficher zu fein, denn das Reichsminifterium in Frankfurt hatte 
erflärt, die formelle Gewähr für eine jolche übernehmen zu können. ?) 





1) Bon mehreren Seiten wurde ihm der Widerjprud vorgehalten, der 
zwiichen diejer Forderung und jeiner Bemängelung des Unitaridmus der Ber- 
jafjung liege. Mit Unrecht. Innerbalb beiceidenerer Kompetenzen gegenüber 
den Einzelitaaten verlangte er eine Kräftigung der Zentrafregierung gegenüber dem 
Volkshauſe und den demofratiihen Elementen des Berfafiungslebens. 

3, Sybel 1, 812. 
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Es war derjelbe Standpunft, zu dem Bederath den König in 
feiner berühmt gewordenen Unterredung mit dem Hinweis auf 
E. M. Arndts Worte, daß die Gefahr für Preußen jtets eine 
fieglodende Sonne gemejen jei, hatte befehren wollen und den der 
König mit dem Belenntnis, daß er fein Friedrich der Große jei, 
abgelehnt hatte. Hanjemann dagegen forderte, daß der König die 
Annahme der Verfaſſung ganz beftimmt ablehnen und durch ein- 
feitige Verftändigung mit den Regierungen eine bejjere Verfaſſung 
ichaffen möge, da die bdeutiche Nationalverjammlung durch den 
Beihluß (vom 11. April), an der Verfaſſung vor ihrer Anerfen- 
nung durch den König nichts mehr ändern zu wollen, fich ſelbſt 
den Weg zur weiteren Mitwirkung verjperrt habe. Die Wahr- 
fcheinlichkeit von Aufftänden zur Durchführung der Reid;sverfaffung 
gab Hanjemann zu; fie jchienen ihm jogar gewiß zu fein. Er 
hielt jedoch Preußen nicht nur für ftarf genug, um ſolche Gefahren 
fiegreich zu beftehen, jondern fand, ähnlich wie Bismard, dieje 
Gelegenheit zur Entfaltung preußiſcher Macht auch politijch vor- 
teilhaft. Die Kommilfion beichloß denn aud von einem Antrage 
auf Annahme der Berfajlung abzujehen und die mwichtigiten der 
von Hanfemann geltend gemachten Erwägungen in ihrem Bericht 
zu erwähnen. Dazu fam es aber nicht mehr. Wenige Tage 
darauf, am 27. April, wurde die zweite Kammer, die mit ihrem 
nationalen Enthufiasmus der Regierungspolitif in der deutichen 
Frage die größten Schwierigkeiten bereitete, aufgelöft und die 
erite Kammer vertagt. Hanjemann hatte die Maßregel befürwortet, 
wenn er aus fonftitutionellen Gründen aud einer Vertagung der 
zweiten Sammer anftatt ihrer Auflöjung den Borzug gegeben 
hätte.) Am folgenden Tage, dem 28. April, lehnte der König 
durch eine öffentliche Erflärung Kaiſerwürde und NeichSverfafjung 
endgültig ab. 

Hanjemann war mit dem Gange der Dinge, mit der Bolitif 
der Regierung einftweilen zufrieden. Das Minifterium, das ſich 
von ihm die ganze Zeit über fräftig unterftügt jah, ſchien troß des 


1) Das Preußiſche und Deutſche VBerfafiungswerl. S. 175—184. 


Ablehnung der Reichsverfaſſung. 603 


tiefen Gegenjages ihrer politiihen Grundanichauungen seinen 
Rat und feine Mitwirkung danfbar entgegenzunehmen. Manteuffel 
bat ibn am 30. April zu einer vertraulichen Bejprechung über 
ein neues Wahlgejeg für die zweite Kammer mit einigen anderen 
Abgeordneten zu fih. Man einigte fi) in diejer Konferenz über 
die Dctroyierung eines neuen Wahlgejeges, welches die Wähler 
in drei Zenfusflaffen einteilte. Das Gejeg wurde am 30. Mai 
publiziert. Nur mit dem Verlangen einer Definition des Begriffes 
der Selbjtändigfeit drang Hanſemann jet ebenjomenig wie im 
Dezember des vorigen jahres durch. Dieſes Mal lag aber die 
Gefahr, der begegnet werden jollte, in der entgegengejegten Rich: 
tung. Da die Fraktionen der Xinfen, welche die Dctroyierung 
des Wahlgeſetzes für verfaffungsmwidrig hielt, fi) an den Wahlen 
nicht beteiligten, jo befürchtete Hanjemann mit Recht, daß wenn der 
Begriff der Selbitändigfeit nicht genauer begrenzt werde, die Groß- 
grundbefiger und Fabrifanten ihren Einfluß auf die große Mafje 
der wirtichaftlic; von ihnen abhängigen Wähler zur Bildung einer 
reaftionären Mehrheit mit Erfolg benugen würden. Seine Boraus- 
fiht täufchte ihm nicht. Die am 7. Auguft zulammentretende 
Bolfsvertretung war fajt minijterieller als die Minijter. 

Völlig einverjtanden mit dem Könige und dem Minifterium 
war Hanjemann darüber, daß, nachdem das deutiche Verfaſſungs— 
werf, wie er es jchon im Herbite 1848 vorhergejagt hatte, ge- 
icheitert war, die preußifche Regierung die Einigung Deutichlands 
auf einer praftiicheren und jolideren Grundlage herbeizuführen die 
Pflicht undden Berufhabe. Aber über die Anerfennung diejer Preußen 
obliegenden Aufgabe ging das Cinverftändnis doch nicht hinaus. 
Hanjemanns Ziel und der Weg, den er einjchlagen wollte, waren 
ganz andere, als die, denen die Regierung jet zuitrebte. Die 
Erfahrungen des legten Jahres beftärkten Hanjemann in der Über- 
zeugung, daß nur auf dem Wege, den er bereits in Heppenheim 
empfohlen hatte, eine haltbare und zunächſt befriedigende Einigung 
zu erreichen jei. 

Unummunden und far bat er fid) über das, was er mollte, 
gegen den bayerischen Miniſter v. d. Pfordten in einem Briefe 
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vom 15. Auguſt 1849 ausgejprodhen. Danach war jeine dee: 
„Den Deutſchen Bund“ — deſſen rechtlicher Yortbeftand ihm ja 
nie zweifelhaft war — „beitehen zu laſſen, wie er 1815 gegründet 
wurde, alſo auc den deutjchen Bundestag wieder formell, wie er 
war, herzuftellen . . . bis derjelbe bejjer organifiert wird; jodarın 
innerhalb des Deutſchen Bundes einen beſſer organifierten Verein, 
als den Zollverein, auf eine größere Zahl unitariicher Gegenftände 
als diefer ausgedehnt, zu errichten.” Der Deutiche Bund, meinte 
er, werde feine Thätigfeit ganz von jelbjt auf die Erhaltung der 
äußeren und inneren Sicherheit feiner Glieder beichränfen, aber, 
nachdem alle Einzeljtaaten Eonjtitutionell geworden, nicht mehr in 
der früheren gehälfigen Weife verfahren. Es gelte alfo, „einen 
Deutichen Verein als Bundesftaat zu fchaffen, der fich, wie der 
Zollverein, nicht von Dfterreich losſagt und wohl wie der legtere 
von diefem Staat nicht als eine ihm angenehme Schöpfung be- 
trachtet, aber doch hingenommen wird, ohne jeiner Einwilligung 
zu bedürfen.“ Der große Beifall, den jeine Kritif der deutichen 
Verfaſſung vom 28. März bei preußifchen und anderen deutſchen 
StaatSmännern fand, ſowie mehrere an ihn berantretende Auf- 
forderungen, jeine pofitiven Anfichten näher zu präzifieren, bewogen 
ihn zu dem Entjchluffe, jelbit einen Verfafjungsentwurf für einen 
„Deutichen Verein” auszuarbeiten, der auf den erwähnten Voraus: 
jegungen ruhte und alle Übertreibungen in demofratijcher und 
unitarifcher Richtung vermied. In jener Konferenz vom 30. April 
teilte er Manteuffel jeine Abficht mit und verſprach ihm, den Ver— 
faſſungsentwurf jobald als möglich zur Kenntnis der Minijter zu 
bringen. 

Unterdejjen war aber eine Wendung eingetreten, welche Hanſe— 
mann mit der größten Beforgnis erfüllte und in hohem Maße 
aufregte. ES jcheint, dab das preußiiche Staatsminifterium in 
der deutichen Berfafiungsangelegenheit damals völlig ratlos mar. 
Felt ftand nur, daß etwas geichehen und Preußen die Führung 
übernehmen müſſe. In den legten Monaten war Camphauſen 
als preußiicher Bevollmächtigter in Frankfurt der einflußreichite 
Berater der deutichen Politik Preußens geweſen. Diejer nahm 
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jest jeinen Abſchied, weil der König die definitive Ablehnung der 
Reichsverfaflung ohne jede vorausgehende Berjtändigung mit ihm 
hatte verfündigen laſſen. Dadurd trat ein Vakuum ein, das 
weder der Minifterpräfident Graf Brandenburg mit feinem jchlichten 
Soldatenveritande, noch der biegſame, begabte Mintjter des 
Innern v. Manteuffel und am allerwenigiten der unfähige 
Minifter des Auswärtigen Graf Arnim=Heinrichsdorf, jeit dem 
Februar der Nachfolger des Grafen von Bülow, auszufüllen 
vermochte. Da berief der König zu jeiner Beratung für 
die deutiche Frage jeinen Freund, den General von Rabomwit, 
damals Abgeordneten in Frankfurt, nach Berlin, der nun, ohne 
verantwortlicher Minifter zu jein, der eigentliche Leiter der deutichen 
Politif Preußens wurde. Der über dem Charafter und den po- 
fitiichen Grundjägen diejes rätjelhaften Mannes ruhende Schleier 
ift noch heute nicht völlig gelüftet. Die merfwürdigiten Gegen- 
ſätze, deuticher und preußiicher Patriotismus, ultramontane Ge- 
finnung, ein ſcharfer mathematijch geichulter Verftand und roman- 
tiiche Unklarheiten aller Art waren in ihm vereinigt. Dieje 
Miſchung verjchiedenartiger Eigenjchaften mochte ihn wohl vor» 
nehmlich dem verwandten Gemüte des Königs teuer und mert 
machen. Alle aber, denen er perjönlich nicht nahe jtand, waren 
von grenzenlojem Mißtrauen gegen den unergründlichen Staats- 
mann erfüllt. Daß er jeht der einflußreichite Ratgeber des Königs 
wurde, jtieß bei allen Batrioten, liberalen mie fonjervativen, auf 
einhelligen Widerſpruch. Vollends Hanjemann mar die Perfön- 
lichfeit des Generals unverjtändlicd und unſympathiſch. Bon jeinem 
unflaren und unpraktiichen Wejen bejorgte er mit vollem Recht 
das Schlimmite. Er hielt die Stellung und den Einfluß Radowitz' 
für eine nationale Kalamität. 

Am 28. April wurden gleichzeitig mit der Ablehnung der 
Reichsverfaſſung alle deutichen Regierungen zu Konferenzen über 
die Begründung eines deutſchen Bundesjtaates nach Berlin ein- 
geladen. Preußen? Lage war die denkbar günjtigfte, da Die 
Mittelftaaten zur Bewältigung der Aufftände, welche angeblich die 
Durchführung der -Reichsverfaffung bezwedten, auf preußiiche Hilfe 
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angemwiejen waren, die ihnen befanntlich auch ſofort nachdrücklich 
und erfolgreich geleiftet wurde. So erflärt es fi, daß troß alles 
inneren Wibderftrebens diejenigen größeren deutichen Staaten, welche 
die Reichsverfaſſung vom 28. März noch nicht anerfannt hatten, 
nämlidy Bayern, Sachſen und Hannover, fi zur Teilnahme an 
den Konferenzen bereit erklärten. 

Kaum erfuhr Hanjemann, dag Radowitz zum preußiichen 
Bevollmächtigten für die Konferenzen ernannt jei, jo begab er 
fi zu ihm, um ihm jeine wohldurchdachten Anfichten darzulegen.’) 
Die Unterredung ermies ſofort die fundamentale Verjchiedenheit 
in den Anfichten der beiden StaatSmänner jomwohl über den In— 
balt der künftigen deutichen Berfaffung wie über das einzufchlagende 
Verfahren. Abgejehen von zahllojen Differenzen in Einzelfragen 
ſah fi Hanjemann von Radowitz' Politik dadurch geichieden, daß 
dieje fi) offenbar durch ein übertriebenes PBopularitätsbedürfnis 
und durch eine nad) Hanſemanns Meinung völlig ungerechtfertigte 
Nachgiebigfeit gegen die Forderungen der öffentlichen Meinung 
leiten ließ. : Die militäriiche und politifche Yage der preußiichen 
Regierung war zur Zeit jo ftarf und feit, daß fie ohne Rüdficht 
auf den Beifall der Menge die Berhältniffe nad ihrem Ermeſſen 
und nad den mwirflichen Bedürfniffen Preußens und Deutichlands 
ordnen fonntee Hanſemann aber glaubte wahrzunehmen, daß 
die Regierung den von ihm ſo nachdrücklich gerügten Fehler 
wiederholte, den fie aus Mangel an Vertrauen in die eigene Kraft 
am Scluß des verflofjenen ‚jahres durch den Erlaß einer über: 
mäßig freifinnigen Berfafjung begangen hatte. Er erfannte, daß 
die wejentlihen Mängel, welche er an der Verfaſſung vom 28. Mär; 
auszujegen hatte und die eine freimillige Annahme derielben durch 
die größeren deutichen Staaten jeiner Anficht nach unmöglich 
madıten, in dem Radowitzſchen Programm wiederfehrten: das 
einheitliche, erbliche Oberhaupt mit ausgedehnten Regierungsbefug- 
niffen, das Übermaß von Zentralifierung, der Ausichluß der 
Bundesglieder von der Regierung, ſchließlich die Überf üle un 


1) Das Preuß. u. Deutiche Berfaffungswert ©. 186. 
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praftifcher und jchäblicher Grundrechte. Thöricht und verhängniß- 
voll erjchien ihm fchließlich, daß die Regierung feierlich verſprechen 
wollte, die Frankfurter Reichverfafiung auch ihrem Projekte zu 
Grunde zu legen und einen fonftituierenden Reichstag einzuberufen, 
während doch alle8 darauf anfomme, für das den Umitänden 
nad) zwedmäßigite Verfahren freie Hand zu behalten. 

Wieder war es der Prinz von Preußen, an den ſich Hanje- 
mann mit dem Ausdrud jeiner Bejorgnis wandte. Er machte 
auf die Ähnlichkeit der jehigen günftigen Yage der Regierung mit 
der im Dezember 1848 aufmerfjam. Damals jei es leicht ge- 
weſen, die inneren Angelegenheiten Preußens in fonfjervativem 
Sinne endgültig zu ordnen; man habe aber nur einen provijoriichen 
Zuftand geichaffen. „Und wiederum,“ ſchloß er „— jo jcheint 
es mir —, werden die Dinge jo angefaßt, daß man nicht definitiv 
ordnen, jondern wie im Dezember die Verlegenheit nur binaus- 
ſchieben und die Dinge präjudizieren wird.”!) Bald darauf war 
er mit feinem Berfaflungsentmwurf ?) fertig und überjandte ihn dem 
König, dem Prinzen, den Miniftern und Radomig.?) ALS leitende 
Gedanken bezeichnete das Vorwort: 1. Bruch mit den ultra- 
demofratiichen Prinzipien und Befriedigung des im vernünftigen 
Teil der Nation herrichenden fonftitutionellen und deutichen Sinnes; 
2. Befeitigung der ftaatlichen Ordnung durd die Bundesverfaſſung; 
3. NRepräjentation der Einzelregierungen in der Bundesregierung 
nad; dem Verhältnis ihrer Macht. 

Diejen Leitſätzen entiprechend find in Hanſemanns Entwurf 
die „Grundrechte“ bejeitigt. An Stelle der jechzig fie behandelnden 
Paragrapben der Frankfurter Reichsverfaflung treten hier nur drei 
mit der Überjchrift „Gewähr befonderer Rechte“; nur die unent: 
behrlichften ;Freiheitsrechte werden erwähnt: freie Preſſe, Verbot 





1) Hanjemann an den Prinzen von Preußen 8. Mai 1849. Faſt voll» 
ftändig, jedoch ohne Erwähnung des Ndrefiaten gedrudt in „Das Pr. u. Deutiche 
Verfaſſungswerk“ ©. 227. 

2) Gedrudt a. a. D. ©. 187— 226. 

3) Ein nicht ganz vollftändiges Eremplar hatte Radowiß ſchon am 11. Mai 
erhalten. 
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willfürliher Berhaftungen, Schub des Eigentums, befchränfte 
Vereins: und Berjammlungsfreiheit. In Frankfurt war der 
Zentralgewalt ein allgemeines und fait unbegrenztes Auffichtsrecht 
über die Einzelregierungen zugeſprochen. Hanſemann beichränft 
das Recht der Einmiſchung in das Sonderleben der Einzelftaaten 
auf ganz beftimmte in der Verfaſſung vorgeiehene Fälle. Die 
größte Schwierigfeit lag natürlich auch bier in dem Abjchnitt über 
die Regierung des Bundesftaates, der unter dem Namen „Deutjche 
Vereinsſtaaten“ das außeröfterreichiiche Deutichlant umfaſſen jollte. 
Hierbei galt es, im Gegenjag zu dem Unitarismus der Frankfurter 
Berfafjung, die Löſung einer doppelt jchwierigen Aufgabe: wirkliche 
und wirkſame Beteiligung der Bundesglieder an ber Zentral» 
regierung, und, da deren Zujammenjegung den Machtverhältnifien 
entiprechen follte, eine bevorzugte Stellung, Preußens. Hanſemann 
ichlug einen fünfföpfigen „Bundesrat“ vor, beftehend aus dem Könige 
von Preußen als eritem und vorfigendem Mitgliede, dem Könige von 
Bayern als jtellvertretendem Borfigenden und drei anderen Fürſten. 
„jeder der legteren jollte auf Vorſchlag je eines der drei anderen 
deutichen Könige von einer beftimmten Gruppe deutſcher Regie- 
rungen auf fünf Jahre gewählt werden. Dem Borfigenden, für 
den Hanfemann vergebens nad einer befriedigenden AmtSbezeich- 
nung juchte und den er vorläufig „Regent“ nannte, fteht die Aus- 
führung der vom Bundesrat beſchloſſenen Regierungshandlungen 
zu; nur in Ausnahmefällen verfügt er über eine jelbftändige Ge- 
walt; grundſätzlich ift er gehalten, in allen mwichtigeren Angelegen- 
beiten auch bei Ernennungen von diplomatijchen Vertretern, Mi- 
niftern und fommandierenden Generalen ſich zum menigiten des 
Beirates des Bundesrates zu bedienen. Des Recht der Geſetz— 
gebung teilt der Bundesrat mit dem Parlament, das in ein 
Staatenhaus und ein Vollshaus zerfällt. Das aktive Wahlrecht 
ift an ein Einfommen von 400 Thlr. oder an Grundbefig im 
Werte von mindejtens 1200 Thlr. gebumden. 

Es ift bei der Beurteilung des Verfaffungsentwurfes zunächft 
im Auge zu behalten, daß er nicht den Anjpruch erhob, formell 
als Vorlage für die Konferenzen der deutſchen Bevollmächtigten 


Repräfentatton der Regierungen im Bundesrate. 609 


zu dienen. Dazu war er zu rajch angefertigt. In vielen Einzel- 
punften wollte Hanfemann nicht nur andere Fafjungen, fondern 
auch erhebliche Verbefferungen und Änderungen des Inhalts gerne 
zugeftehen. Hanjemann beabfichtigte vielmehr nur eine Anregung zu 
geben, zu zeigen, daß ein füderativer Bundesſtaat mit fonjer- 
vativen Verfaſſungsgrundſätzen an Stelle des bisher allein als 
ſelbſtverſtändlich vorausgejegten unitariihen Bundesftaates auf 
demofratifcher Grundlage möglich jei. 

Preußen befand ſich jegt im Mai 1849 nad) jeder Richtung 
bin in einer weit befjeren Lage als im Dftober 1848. Dem trug 
Hanjemann in jeinen Borichlägen Rechnung. Er hielt jegt mehr 
für erreihbar als damals, daher jollte, im Gegenjat zu den Vor— 
ſchlägen in jeiner vorjährigen Schrift „Die deutiche Verfaſſungs— 
frage” der geplante engere Bund, der „Verein deuticher Staaten”, 
von jeder Einwirkung Ofterreichs befreit fein. Bon einer Ver— 
tretung Ofterreichs im Bundesrate war hier nicht mehr die Rede. 
Sodann näherte ſich Hanjemann der ‘dee des erblichen Oberhaupts 
infofern, als dem Vorfigenden des Bundesrats, dem Könige von 
Preußen, einige, wenn auch jehr wenige, jelbitändige Erefutiv- 
befugniffe eingeräumt wurden. Doch bleibt der linterjchied 
zwijchen feinem „Regenten” und dem „Sailer“ der Frankfurter 
ein jehr erheblicher. Unzweifelhaft ift Hanjemann der allein mög- 
lichen Löſung der jchmwierigen Oberhauptsfrage dadurch um einen 
bebdeutungsvollen Schritt näher gefommen, daß er zwar ein erb- 
liches Oberhaupt vorjah, diefem aber den Charakter eines den 
Bundesftaat regierenden Herrſchers nahm, indem die eigentliche 
Regierungsgewalt der Repräjentation der Einzelregierungen, dem 
Bundesrat, überwiejen wird. Daß diejer Regierungsapparat jehr 
tchwerfällig arbeiten werde, gab Hanjemann ohne weiteres zu; 
doch meinte er, daß die Kompliziertheit der Verfaſſung ein jedem 
Bundesitaat, in dem die Gliedftaaten noch ein jelbftthätiges Leben 
führen, naturnotwendig anhaftendes Übel jei. Erheblicher ift ein 
anderer Einwand. Hanfemann ließ fid) von der richtigen Anficht 
leiten, daß alle Regierungen an der Zentralregierung nad) dem 
Berhältnis ihrer Macht beteiligt jein müßten, glaubte aber alles 
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Notwendige und Mögliche erreicht zu haben, wenn er fie im 
Bundesrate nur repräfentiert fein ließ. In diefen Borjchlägen 
offenbart fich wieder die jener Zeit eigene Überfchägung des Repräfen- 
tativſyſtems als des zuverläffigften Mittels, den Gejamtmwillen eines 
aus zahlreichen Teilen beftehenden Ganzen feftzuftellen. Denn es war 
doch mehr als zweifelhaft, ob ein deutjcher Fürjt durch die bloße 
Abgabe jeiner Stimme für einen der Bundesratsfandidaten jchon 
zu dem Bemußtjein fommen würde, an der Bundesregierung wirf- 
lich beteiligt zu jein, zumal wenn gerade jein Kandidat bei der 
Wahl unterlag Wirflihen Einfluß auf die Bundesregierung 
fonnten nad) Hanfemanns Entwurf doch nur Preußen und Bayern 
und allenfalls die mit dem Vorjchlagsrecht für die übrigen Bundes- 
ratSmitglieder ausgeftatteten drei anderen Könige haben. Aus diefem 
Umſtande aber erwächſt ein weiteres Bedenken. Die Königreiche waren 
es gerade, welche Preußen am meijten fürchteten und ihm am meiften 
opponiert hatten. War zu erwarten, daß fie bundesfreundlich mit 
Preußen Hand in Hand gehen und es nicht durch feindjelige Majoritäts- 
beichlüffe Lähmen und beeinträchtigen würden? Hanjemann ſetzte frei- 
(ic) wie früher jo auch jett den beiten Willen bei ihnen voraus, 
wenn ihnen nur ein genügendes Maß freier Bewegung im Innern und 
ein wirffamer Einfluß auf die Bundesregierung gelafjen wurde. Durch 
die Zenfuswahlen und indem der Partifularismus geichont wurde, 
glaubte er fchlieklih auch ein Volkshaus mit gemäßigt Fonjtitutio- 
neller und nicht antipreußiicher Majorität zu erzielen und dadurch 
jene andere Gefahr zu vermeiden, daß das dieſer Majorität ent- 
jprechende Minijterium in Widerjpruch und Konflift mit dem preußi- 
ſchen Minifterium geriet. Soviel ift Far, daß Hanjemann fidh 
mit der Kombination des preußifchen Bundespräfidiums und Der 
wejentlichen Teilnahme des Bundesrats an der Bundesregierung, 
die der Frankfurter Verfafjung ganz fremd gemejen war, auf der 
richtigen Fährte bemegte, und daß dieje Gedanfen einer ernften 
Erwägung wert, einer fruchtbaren Ausgeitaltung fähig waren. 
Aber weder die eine noch die andere jollte ihnen zu teil werben. 

In dem Schreiben vom 14. Mai an den König, welches bie 
Überfendung des Entmwurfes begleitete, betonte Hanſemann ins- 


Bergeblihe Warnung vor Radowig’ Programm. 611 


bejondere, daß die deutſche Berfaflung das Mittel jein müſſe, um 
die Fehler der preußifchen unmirffam zu machen. Bon jeinem 
Entwurf fagte er, daß derjelbe dem Könige, „ohne Dfterreich und 
andere Großmächte zu verlegen, unter bejcheideneren und anſpruchs— 
foferen Formen eine höhere und mächtigere Stellung biete, als 
das Werk, das Ideologen, Demofraten und Republikaner in Yranf- 
furt zu ftande gebracht hätten“. Am folgenden oder am über- 
nächſten Tage gemährte ihm der König eine Audienz. Anftatt 
aber auf eine Erörterung der bdeutichen Frage einzugehen, be- 
ichräntte fich Friedrich Wilhelm darauf, Hanjemann mit einer 
gutachtlichen Außerung über die in der preußiichen Verfafjung 
vom 5. Dezember vorzunehmenden Berbejjerungen zu beauftragen, 
aljo mit einer Aufgabe, die doch nur indireft eine Beziehung zu 
der deutſchen Angelegenheit hatte. Weder fand eine Prüfung 
jeines Entwurfes jtatt, noch erhielt er Kenntnis von Radowitz' 
Berfaffungsentwurf, auf Grund deſſen die Konferenzen mit den 
Bevollmächtigten der deutſchen Fürjten in den nächiten Tagen be- 
ginnen jollten. Seine Befürdtung, daß die Regierung einen un- 
beilvollen Weg bejchreiten wolle, jah er durch eine Proflamation 
des Königs vom 15. Mai beftätigt, welche verkündete, dab der 
König den deutichen Fürſten eine auf Grundlage der Frank— 
jurter Reichsverfaflung ausgearbeitete Bundesverfaflung zur An- 
nahme vorlegen molle, über die dann noc ein Fonjtituierender 
Reichstag Beichluß zu fajien haben werde. So völlig von jeder 
Mitwirfung ausgejchlofjen zu werden, empfand Hanjemann als 
eine unverdiente, durch feine jachliche Notwendigkeit entichuldigte 
Kränfung. Am 17. Mai, dem Eröffnungstage der Berliner Kon- 
ferenzen, gab er dem Könige den erhaltenen Auftrag als unaus- 
führbar zurüd, weil die Verbeſſerung der preußiichen Verfaſſung 
von dem Inhalt der fünftigen deutichen abhänge und er die leßtere 
nicht fenne. Freimütig bejtritt er, daß Radowitz der rechte Mann 
für die ihm zugemwiejene Aufgabe jei. „Daß die deutiche Ver— 
fafjung gut werde,“ heißt es in dem Schreiben an den König, 
„und als Mittel zur Verbejjerung der preußijchen diene, — hierzu 
ift für jeden Staatsmann, der nicht durch Präzedentien in 
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einer zu diejer Frage ſchiefen Stellung jich befindet!) und 
ber die Handhaben der Fonftitutionellen Regierung wie die Er- 
forderniffe eines homogenen YBundesftaates fennt, der Rat nicht 
ichwer zu finden.“ Nur dürfe das Berfaffungsmerf nicht auf der 
in ‚ranffurt gelegten Grundlage errichtet werden. 

An den Abfichten der Regierung und an dem Kauf der Dinge 
änderte diejes Schreiben natürlich nichts. Vielmehr jcheint es eine 
Hinzuziehung Hanjemanns zu den Beratungen im StaatSminifterium 
erft recht erjchwert und auch eine weitere mündliche Erörterung der 
Berfajiungsfrage mit Radomwig unmöglich gemacht zu haben. Am 14. 
hatte Radowitz ihm für die Überfendung des Entwurfes fchrift- 
li) gedanft und ihm jeinen „in fürzefter Friſt“ abzuftattenden Be- 
juch anfündigt, „um über den inhalt der verdienftvollen Arbeit 
einige Betrachtungen vorzulegen“. Ebenjo dankte ihm Manteuffel 
noh am 17., indem er binzufügte, er halte es wohl für wünjchens- 
wert, dab Haniemann über einige Punkte, namentlih über das 
Wahlgeſetz (zum Reichstage) im Staatsminifterium Vortrag halte; 
Graf Brandenburg werde gewiß gern die Gelegenheit dazu bieten. 
Haniemann wartete mehrere Tage. Weder ließ Radowitz über 
die angefündigte Unterredung etwas verlauten, noch traf die Ein- 
ladung zur Staatsminifterialfigung ein. Jene mie dieſe fonnte 
aber einen praftiichen Zwed nur dann haben, wenn fie jofort er- 
folgte. Denn umterdejlen wurde von den Bevollmächtigten der 
deutſchen Könige die Beratung über den Radowitzſchen Ber: 
fafjungsentwurf täglich fortgelegt und ein Punkt nad) dem anderen 
angenommen. Hanjemann gab die Hoffnung, nod) gehört zu werben, 
auf. Am 19. ſprach er dies in einem Schreiben an Manteuffel 
aus. Er entmwidelte, wie er ſich jeit 1830 mit der deutichen Frage 
bejchäftigt und mie alle jeine auf fie bezüglichen Arbeiten und Vor— 
ihläge von demjelben Grundgedanken getragen gemweien jeien, jo daß 
er feines jeiner Präzedentien zu verleugnen habe; — wie jonderbar 
es aber jei, daß das Minifterium ihm gar feine Gelegenheit biete, 
feine Anfichten zu rechtfertigen und, wenn fie für haltbar befunden 
worden, zur Anwendung zu bringen, und daß es fich für die 


1) Zm Konzept unterftrichen. 
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deutjche Frage vorzugsweile des Chefs der früheren Partei des 
politiichen Wochenblatt8 bediene. Er begreife übrigens das Ber- 
fahren der Regierung vollitändig: er werde von jeder Mitwirkung 
ausgeſchloſſen, weil er ein alter Konftitutioneller jei. Zur Linken 
werde er deswegen nicht übergehen, aber unummunden müfle er 
erflären, daß das Prinzip, worauf ein jolches Verfahren berube, 
nicht geeignet jei, die Staatsregierung moralifch zu ftärfen. „Zum 
Schluß noch ein Wort: möge die Unpopularität des Herrn von 
Radowitz nit mit Konzeifionen ungouvernementaler Prinzipien, 
insbejfondere auch im Wahlgeſetz, abgefauft werben.”') Am 22. Mai 
richtete er dann als legten Verſuch, jeinen Anfichten einige Berüd- 
fihtigung zu verichaffen, ein bemerfenswertes Schreiben an Ra- 
domig.?) Es iſt eine eingehende politiiche Denkichrift in Brief- 
form, eine jharfe und jchonungsloje Hritif des von der Regie 
rung eingeichlagenen Verfahrens, jomweit es zu jeiner Kenntnis ge- 
fommen, dem er an jedem einzelnen Punkt das von ihm vorge- 
ſchlagene entgegenhält. Zunächit wendet er ſich gegen den Aufruf 
vom 15. Mai. Das in ihm gegebene Verſprechen, der Fünftigen 
deutichen Verfaſſung die in ‚Frankfurt beſchloſſene Reichsverfafjung 
zu Grunde zu legen und „nur diejenigen Punkte abzuändern, 
welche aus den Kämpfen und Zugeftändniffen der Parteien her— 
vorgegangen find“, jei entweder nicht ein offenes und rüdhaltlojes 
Brechen mit antigouvernementalen und ultrademofratiichen Grund— 
jägen, oder e8 enthalte Zufagen, die nicht erfüllt werben fönnen. 
Gr warnt vor der Übertragung einer zu großen felbftändigen Ge— 
walt auf das einheitliche Oberhaupt des Bundes, wie es Die 
PBroflamation erwarten laſſe. Den Bedürfniſſen der Nation und 
dem preußifchen Stolz jei genug geichehen, wenn dem Könige von 


1, Das Schreiben ijt gedrudt bei Poſchinger, Manteuffel I, ©. 120 
bis 122. — Unbegreiflich ift ed, mie Poſchinger, der doc wiederholt Hanfe- 
mannd Bud „Das Preußiſche und Deutſche Verfaſſungswerk“ und einzelne 
Aktenftüde aus demjelben zitiert, S. 120 furzweg fagen kann, Hanſemann habe 
diefelbe politifche Richtung wie Radowitz vertreten. 

2) Gedrudt in „Das Preußiſche und Deutiche VBerfafjungswert“ S. 229 
bis 288. 
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Preußen erblich die erite Stelle im Bundesitaate, eine präpon- 
derante Stimme bei allen wichtigen, die alleinige Enticheidung in 
allen nicht wichtigen Regierungsmaßnahmen übertragen werde. 
Seien alle Regierungen in der Zentralregierung des Bundesftaates 
repräjentiert, jo werden die Anordnungen der Zentralgewalt ein 
geringeres Widerftreben des Partifularismus zu erwarten haben, 
als es im natürlichen Lauf der Dinge zu bejorgen jei, wenn der 
König von Preußen, unter welchem Namen aud) immer, als alleiniges 
erbliches Oberhaupt an der Spite ftehe. „Denn darüber täujche 
man fich nicht, die jebige ultra-unitariiche Vollsbewegung ift Fein 
Normalzuftand, ſchon deshalb nicht, weil fie nicht das Produft 
irgend einer Maren Anſchauung ift; dieſe letztere findet fich erit 
dann, wenn die Menichen die Konjequenzen von dem, mas fie 
jest verlangen, zu fühlen anfangen, und dann wird auch der 
PVartifularismus wiederum fich zeigen." Der dee, dem Könige 
von Preußen allein die ganze Regierungsgemwalt und die erbliche 
Oberhauptswürde zu übertragen, widerſtreben die Süddeutſchen, 
ja die meilten Katholifen in den preußiichen Rheinlanden. Nur 
wenn Bayern die zweite Stellung im Bundesrate und zugleich 
die Vertretung in der Regentichaft beigelegt und München ab- 
wechjelnd mit Berlin zum Site der Zentralregierung erflärt werde 
— was Hanfemann gleichfall® vorgefchlagen hatte — jei eine 
Berftändigung mit Bayern, auf welche alle Katholiten Wert legen, 
zu erreichen. Gegenüber der Anerkennung der Frankfurter Ber- 
fafjung durch 29 deutiche Regierungen fei es überaus gefährlich, 
fi) nur mit Sachſen und Hannover zu einigen, auf eine Ber- 
ftändigung mit Bayern aber zu verzichten, — eine Eventualität, 
deren Eintritt nah dem Gang der Konferenzberatungen damals 
ihon fo gut wie feit ftand. Bayern wollte in den engeren Bund 
eben nur dann eintreten, wenn ihm eine wirfliche Teilnahme an 
der Zentralregierung eingeräumt murde, worauf Radowitz nicht 
einging. Schließlich wandte fi) Hanjemann noch gegen die Be 
rufung eines Eonftituierenden Reichstages, welche die Schwierig: 
feiten ins Unabjehbare zu vermehren drohe. Es müſſe genügen, 
wenn die Regierungen die Verfaflung ihren Ständen zur Annahme 
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vorlegten, deren Zuftimmung ja doc in jedem Falle noch einzu- 
holen fein werde. 

Aber alle Dpfer an Zeit und Arbeit, welche Hanjemann der 
Angelegenheit widmete, waren vergeblid. Sie nahm gerade den 
Berlauf, den er befürchtet, vor dem er gewarnt hatte. Das Er- 
gebnis der Konferenzen war das Dreifönigsbündnis vom 26. Mai 
1849 zwiſchen Preußen, Sachſen und Hannover zur Herftellung 
eines Bundesftaates auf der Grundlange des Radowitzſchen Ber- 
faflungsentwurfs. Bayern hatte fich zurüdgezogen, Hannover und 
Sachſen aber traten in das Bündnis auch nur mit einem Bor: 
behalte ein, in dem nur die Blindheit, Vertrauensjeligfeit und 
Energielofigfeit der preußiichen Regierung den Willen und das 
Mittel, von dem Bertrage zu geeigneter Zeit zurüdzutreten, ver: 
fennen fonnte. Die vereinbarte Verfaffung war wirklich der Frank— 
furter Reichsverfaſſung nachgebildet. Auch hier führte der engere 
Bund den Namen „Reich“, wenn auch auf den Saijertitel ver- 
zichtet wurde. Im übrigen unterjchied ſich der Entwurf von der 
Frankfurter Verfaſſung dadurch, daß er deren demofratijche Be- 
jtimmungen jehr erheblich abſchwächte und ein Fürftenfollegium 
als verfafjungsmäßige Körperichaft in Ausfiht nahm. Diefes 
jollte aber nur bei der Geſetzgebung mitwirfen und feine Regie: 
rungsbefugniffe haben. Es wurde aljo durch das Fürftenfollegium 
an dem unitariihen Eharafter der dem Könige von Preußen zu 
übertragenden ReichSregierung nichts geändert. Noch im Sommer 
erflärte Bayern, dem Bündniffe nur beitreten zu fönnen, wenn 
das Fürftenfollegium an der Regierung beteiligt werde.) Preußen 
lehnte es ab und damit war im Grunde genommen das Schidjal 
von Radowitz' engerem Bunde befiegelt, zumal Dfterreich von vorn- 


1) Hanfemanıt ift auch fpäter auf Grund der Mitteilungen, weldhe er von 
bayerifchen Staatdmännern wie v. d. Pfordten und Lerchenfeld erhielt, der Über- 
zeugung gewejen, daß Bayerns Eintritt in das Bündnis im Sommer 1848 
unter der genannten Bedingung zu erreichen war. Ob es der bayerijchen Re— 
gierung mit diefer Bereitwilligkeit wirllich ernſt war und ob fie in der Ab— 
lehnung ihrer Forderung von jeiten Preußens nicht vielmehr einen jehr will- 
fommenen Borwand, um fi) dem Bündnis zu — begrüßte, iii freilich 
eine andere Frage. 
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herein gegen denjelben proteftierte und jede Verhandlung über eine 
deutich-öfterreichifche Union, die den zweiten Teil des Radowitzſchen 
Programms bildete, zurücdigemwiejen hatte. Zwar traten im Laufe des 
Jahres mit Ausnahme von Württemberg alle deutichen Staaten, 
welche die Reichsverfaffung vom 28. März angenommen hatten, 
dem Königsbündniffe bei. Aber Hannover und Sachen zogen 
fi) von ihm nod im jelben Jahre zurüd, jobald fie Diterreich - 
wieder aftionsfähig jahen, und König Friedrich Wilhelm verlor 
darüber allen Mut und alle Freudigfeit zur Durchführung des 
unternommenen Werkes. — Für Hanſemann war die Unaus— 
führbarfeit des ganzen Projekts nicht einen Augenblid zweifelhaft. 
Er hat fich darüber folgendermaßen geäußert :') 

„Da id) in meinem politiihen Wirken, jeit Jahren beharrlich das Ziel 
verfolgt habe, die deutſchen Staaten (mit Ausnahme Dfterreih® und Lim: 
burgs) duch ein engered Band als das des bdeutichen Bundes zu einigen 
und hierdurch die Macht und den Einfluß Preußens zu erhöhen, jo fann man er- 
meſſen, wie ſchmerzlich der (Radowitzſche) Berfafiungsentwurf mich berühren mußte; 
denn meine Bejorgnis, ed möge die fiir Preußen jo günftige Lage zum Abſchluß 
eined engeren Bündnifjes unbenugt bleiben und es werde ftatt der Einigung 
ein Zwiefpalt unter den deutſchen Staaten entjtehen, erjchien mir, nachdem ich 
den Entwurf gelefen, noch mehr begründet. So wenig ift dur die Form 
desfelben der Blan, einen großen Einheitöftaat neu zu fchaffen, verjchleiert, daß 
die Unausführbarkeit bei den beftehbenden dbeutihen und europäiſchen 
Berbältniffen einem jeden, der die ftaatlichen Dinge mit gehöriger Berüd- 
fihtigung diefer Verhältniſſe beurteilt, jchnell erfennbar fein konnte. Wer ein 
lebendiges Gefühl für Preußens Ehre, Macht und Wohlfahrt hat, wird daher 
meinen Schmerz erklärlich finden, als ich fah, wie die möglich günjtigfte Kon— 
junktur, in welcher die Regierung fi) nur befinden fonnte, zu einem un- 
ausführbaren Projekt benugt war, während Großes und Erſprießliches 
für Preußen und Deutihland damals ausführbarer als je geweſen wäre.” 

Hanjemann blieb nun nichts übrig, als ſich aurüdzuziehen und 
den meiteren Verlauf der Dinge abzuwarten, der, wie er hoffte, 
jeine Befürchtungen nicht rechtfertigen werde. Für einige Zeit der 
Politif zu entfagen, nötigte ihn auch jein Gejundheitszuftand, der 
durch das Übermaß von Arbeit und Aufregungen in ver legten 
Zeit und dur die Überanftrengung im verfloffenen Jahre be 
benflich erſchüttert war. Er litt an Gallenkolik und Gelbſucht. 


1). Das Br. und Deutſche Berfafiungswert S. 288. 
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Der Arzt verorbniete ihm eine Kur in Karlsbad und nad) derjelben 
Gebirgsaufenthalt bei völliger Enthaltjamfeit von jeder geiftigen 
Arbeit. So nahm er denn Anfang Juni für längere Zeit Urlaub, 
der, als ſich nach dem Gebrauch der Kur Rüdfälle einftellten, nod) 
zweimal verlängert werden mußte. Erſt Ende September fehrte 
er mwejentlich gefräftigt und für neue Kämpfe und Arbeiten geftählt 
nach Berlin zurüd, obwohl er die ärztlichen Borjchriften feines- 
wegs genau befolgt hatte. Er war nicht nur in Karlsbad, am 
Starnberger See und in Bartenfirchen in fortwährender Verbindung 
mit der Preußiichen Banf geblieben, ſondern hatte fich auch, jo 
bald fich fein Zujtand bejjerte, an eine neue große Arbeit gemadıt. 
Im Auguft verfaßte er fritiiche Anmerkungen zu dem Radowitzſchen 
Berfafjungsentwurf vom 26. März,') in derjelben Weife mie er 
es im feiner Schrift über die Frankfurter Reichsverfaſſung gethan 
hatte. Er wies nad, daß diejer Entwurf trog einiger Milderungen 
in der Form die Selbitändigfeit der Einzeljtaaten grundſätzlich 
ebenjo vernichten wolle, wie es die Reichsverfafjung vom 28. Mär; 
gethan habe. Auch die Mitwirfung des Fürftenfollegiums bei der 
Gejeggebung jei nur ein Scheinrecht, denn es finde fi, daß der 
„Reichsvorſtand“, der König von Preußen, unter Umftänden den 
Mehrheitsbejchlüffen des Fürftenfollegiums ein umbedingtes Veto 
entgegenjegen fönne.. Man babe, jchließt er, in Deutichland 
Mediatifierungen verjchiedener Art, mehr oder minder vollftändige, 
erlebt. „Aber ein charafteriftiiche® Merkmal zeigte ſich überall: 
das Aufhören des Rechts der Gejeßgebung in allgemeinen Landes— 
angelegenheiten. Von diejem Rechte läßt der preußiſche Verfajjungs- 
entwurf den Einzeljtaaten fait nichts ungejchmälert; fie werden 
deshalb dadurch mediatifiert und geraten dadurch in eine ähnliche 
Stellung wie beijpielSweije Neumwied, wo nod) im Jahre 1847 eine 
„„Fürſtlich Wied'ſche Regierung““ unter Preußens Dberhoheit be- 
ſtand.“ 

Kaum war dieſe umfangreiche Arbeit beendigt, jo machte er 
fich noch während der Nachkur im Gebirge an eine neue. Er 


I) Gedrudt in „Das Preußiſche und das Deutiche Berfaffungswert“ 
©. 241—860. 
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mollte jein politifches Wirken von 1830 an im.Zufamenhang dar- 
ftellen, einerfeit3 um durch eine folche Veröffentlihung auf Die 
Reichsſstagsabgeordneten einzumirfen, wenn wirklich der fonftituierende 
Reichstag zufammentreten jollte, anderſeits um jeine Anfichten und 
jein Berhalten vor feinen politiichen Freunden zu rechtfertigen, von 
denen ein großer Teil fich in der Meinung von ihm getrennt 
hatte, er denfe jegt weniger deutſch und freifinnig als früher. Es 
fam ihm aljo auf den Nachweis an, daß er fich jelbft in feiner 
Weiſe untreu geworben jei, daß er von jeher eine fonjtitutionelle 
Regierung für Preußen, eine bundesftaatliche Verfaſſung für 
Deutichland angeftrebt habe, aber ftet3 ein Gegner der Demokratie 
und eines ebenfo unpraktifcher wie unhiſtoriſchen Unitarismus ge- 
mejen jei. So entftand das umfangreiche Buch „Das Preußifche 
und Deutiche Verfaſſungswerk. Mit Rüdficht auf mein politifches 
Wirken“.!) Im Dftober, nach der Heimkehr, wurde das Werf be- 
endet und im Dezember konnte e8 im Buchhandel erjcheinen. Syn 
den Text waren zahlreiche Aftenftüde, Briefe und Auszüge aus 
Hanjemanns politifchen Schriften aufgenommen,?) jo daß das Ganze 
dadurch ein etwas formlojes Anjehen gewann. Indeſſen für den 
Zmwed der Schrift fam auf die Form wenig, auf den Inhalt alles 
an. Durch” diefen aber erfuhr die Kenntnis der Zeitgefchichte 
eine erhebliche Bereicherung. Zwar verboten die Pflichten ber 
Amtsverjchwiegenheit und der Diskretion, den Schleier über fo 
mandem rätjelhaften Vorgang der jüngften Vergangenheit zu 
lüften; auch lag eine zufammenhängende objektive Darftellung der 
Zeitgeichichte nicht in der Abficht des Verfaflers. Den allgemeinen 





1) Das Preußtihe und Deutfhe Verfaſſungswerk. Mit Rüdfiht auf mein 
politiiches Wirken. Bon David Hanfemann. Berlin. F. Schneider & Comp. 
1850. 881 Seiten. 

9) Unter anderem faft die ganze Dentfcrift von 1880, die politifchen 
Erörterungen aus „Preußen u. Frankreich“, das Schreiben an Bodelſchwingh 
v. 1. März 1848, Auszüge aus „Die Deutihe Berfafiungsfrage“, die Entwürfe 
für Titel II u. V der preußifchen Berfafiung (vgl. oben ©. 686), der Entwurf 
für eine deutſche Verfaſſung (vgl. oben ©. 607), dad Schreiben an Radomiz 
vom 22. Mat 1849 und die mur hier veröffentlichte Kritik des Berfafjungsent- 
mwurfes vom 26. Mat. 
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Gang der Begebenheiten jegt er als befannt voraus und hebt nur 
dasjenige hervor, was, unter jeiner Mitwirfung gefchehen, bisher 
einer falihen Beurteilung ausgejegt war. Aber es ift erfichtlich, 
daß ſchon die Darftellung feines Anteils an der Politik und die 
wahrheitsgetreue Erörterung der Motive, welche die Minifterien 
Camphauſen und Auerswald geleitet hatten, als wichtige Beiträge 
zur Zeitgefchichte betrachtet werden mußten. Durch feinen apolo- 
getiichen Charakter wurde das Buch zugleich ein unerhört jcharfer 
Angriff auf die vormärzliche und derzeitige preußiiche Regierung, 
jo daß Hanjemann fich veranlaft jah, im Vorworte auf das gleich- 
artige Berhalten engliicher und franzöftiicher Parlamentarier hin- 
zumweilen, welche gerade durch jchonungslofe Kritik der Regierung 
in bedeutungsvollen Momenten ihrem PBaterlande große Dienfte 
geleiftet hätten. „Über die Reinheit meiner Abficht bei dieſer 
Veröffentlichung,“ fügte er hinzu, „lage ich nichts. Das Ber- 
dächtigen, wie ed die Fleinen Geifter treiben, fümmert mich wenig. 
Wer aber mit mehr Gefinnungstreue, Beharrlichfeit und Auf- 
opferung als ich dem Gemeinwohle und den höchiten Intereſſen 
des Waterlandes ſich gewidmet hat, der werfe, vermöchte er 
mich einer nicht patriotifchen Abficht zu zeihen, den erften Stein 
auf mich.“ 

Das Buch erregte begreiflicherweile ein großes Aufjehen 
nicht nur wegen jeines Inhalts, jondern auch wegen der Freimütig: 
feit, mit der bier nicht etwa ein durch die Preßfreiheit geichügter 
Privatmann, jondern ein hochgeftellter Beamter jomohl der öffent- 
lihen Meinung mie den erften Ratgebern des Königs entgegen- 
trat. Beifall fand Hanfemann aber fait nur außerhalb Preußens. 
König Leopold von Belgien jchrieb ihm einen jchmeichelhaften Brief. 
Freiherr von Beuft, der jächfiihe Minifter, ließ die legten Seiten 
des Werkes in der Leipziger Zeitung abdruden und dankte Hanjemann 
bocherfreut „für das vortreffliche Buch“. Auch Freiherr von Lerchen- 
jeld, ein freifinnig und national, wenn auch großdeutich gefinnter 
Staatsmann, der 1848 bayerifcher Finanzminiſter gemejen war, 
jprad ihm jeine Anerfennung und Zuftimmung aus. Aus dem 
boden preußiichen Beamtentum waren es bejonders Profeſſor Riedel, 
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der Direftor der Staatsarchive und der Statiftiler Dieterici, Die 
ihrer (Freude über das Werf warmen Ausdrud gaben. Der über- 
wiegende Teil des Publikums fand jein Urteil wohl in einigen 
höhnischen Artikeln der Kölnijchen Zeitung!) wiedergegeben, die an 
der Hand von Hanjemanns eigenen Belenntnifien den Nachweis 
verfuchten, daß er mit dem ausgezeichneten Briefe an Bodelſchwingh 
vom 1. März 1848 den Höhepunkt jeines ſtaatsmänniſchen Wirfens 
erreicht habe und daß dann bei ihm eine rüdläufige Richtung ein- 
jege, weil er bei feinen alten Überzeugungen ftehen bleiben und 
nicht mit den neuen Forderungen der Zeit mweiterjchreiten wollte, 
Gerade das aljo, was Hanjemann bemeijen und wodurd er fich 
rechtfertigen wollte, daß er derjelde geblieben jei, wurde ihm zum 
Borwurf gemadjt. Zweierlei aber fonnte ihm niemand beitreiten: 
daß jeine Kritif der preußiichen Bolitif faft in jedem Punkte durch 
die Ereigniffe gerechtfertigt wurde, und daß es eine That charalter- 
voller Selbftändigfeit war, wenn er unbedenklich nicht nur jein 
einträgliche8 Amt jondern auch den Reit jeiner Popularität in die 
Schanze ſchlug, um die Regierung und die öffentliche Meinung zum 
Berlajien eines Weges zu beitimmen, den er für einen Irrweg 
halten mußte. Denn daß Hanjemann damals für die Herausgabe 
des Buches als Regierungsbeamter nicht ſofort gemaßregelt wurde, 
will uns heute unbegreiflic; erjcheinen, zumal doch jonft mit 
der Säuberung des Beamtenperjonals von unbequemen Elementen 
rüdfichtslos vorgegangen wurde. Bielleiht ift auch das auf Red 
nung der Schwäche und Halbheit zu jeen, mit der die von Rado— 
witz inaugurierte Bolitif damals betrieben wurde. In der Feind- 
ichaft gegen dieje berührte fi Hanjemanns Standpunft mit dem 
der „Kamarilla” und des Minijters Manteuffel, und aud) für die 
Revifion der preußiichen Verfaſſung war jeine Unterftügung in 
einzelnen Punkten nicht zu verachten. So geichah es, daß er bie 
Fühlung mit den leitenden Kreifen der Regierung nicht völlig ver- 
lor, obwohl er fie öffentlich bloßgeftellt hatte. 


1) Kölnifche Beitung vom 18, u. 15. Januar, 10., 20. und 21. Februar 
1850. 
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Eine unerwünjchte Folge hatte das „Preußiiche und Deutiche 
Verfaſſungswerk“ allerdings. Die jcharfe Sprache des Buches 
jcheint dazu beigetragen zu haben, daß die Revifion der preußiichen 
Verfaſſung nicht in der von Hanſemann gemwünfchten Weile durch— 
geführt wurde, nachdem das Minifterium anfangs Miene gemadht 
hatte, auf das von ihm empfohlene Verfahren einzugehen. 

Kaum von der Badereije nach Berlin zurücgelehrt, beteiligte 
fih Hanjemann mit Eifer an den Verhandlungen der erften Kammer, 
in der er am 3. Dftober zum erftenmal wieder das Wort ergriff. 
Den wichtigſten Beratungsgegenjtand der vom 7. Auguſt 1849 bis 
zum 26. Februar 1850 mährenden Seifion bildete die Verfaſſungs— 
revifion. Sie wurde von den Kammern am 17. Dezember be- 
endet. Unmittelbar an fie jchlofien ſich die Debatten über die 
Agrargejege, die Gemeindeordnung und die Reform der Grund- 
fteuer, die ihrem Hauptinhalte nach aus Hanjemanns Minifterzeit 
ftammten und deren Vorlage der König gleichzeitig mit der Octroy— 
ierung der Verfafjung vom 5. Dezember verheißen hatte. Wie 
notwendig die jchleunige Regelung diejer brennenden Fragen war, 
zeigt gerade der Umſtand, daß ein reaftionär gefinntes Minifterium 
die liberalen Entwürfe vorlegen mußte und die fonjervativen Kam— 
mern fie annahmen. Zur Ausführung famen in der Folgezeit 
freilih nur die Agrargeſetze. Die Gemeindeordnung und Die 
Grundjteuerreform find von dem zur Alleinherrichaft gelangenden 
Junkertum in dem folgenden jahre wieder bejeitigt worden. In 
allen diefen Verhandlungen jchlug fich Hanjemann wader mit jeinen 
beftigiten Gegnern Ludwig von Gerlah und Stahl herum. Zu 
feinem eigenen Leidweſen mußte er zumeilen, wenn auch aus anderen 
Motiven, mit der äußerften Rechten ftimmen. So war er z. ®- 
ein Gegner der Gemeindeordnung in der von der Regierung vor» 
gelegten Form, die er für unpraftifh und für zu demokratiſch 
hielt.) Bei der Verfafjungsberatung juchte er überall die rechte 


!) Die Regierung wollte alle Gemeindebeamten aus Wahlen hervorgehen 
kafien; Hanjemann Iegtere nur für die &emeindevertretungen zulafien, die Be 
amten dagegen ernennen lafjen. Auch verlangte er im Gegenfat zur Megierung 
für die Bildung der übergeordneten Kreis- und Bezirtövertretungen Wahltörper, 
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Mitte zwifchen den Ertremen zu halten und forderte mit derjelben 
Energie weitgehende Befugnifie der Volfsvertretung mie die Be- 
jeitigung demofratijch gefärbter Grundjäge für die Verwaltung und 
bei der Formulierung der Grundredte. Kür unentbehrlich hielt 
er das uneingejchränfte jährliche Steuerbewilligungsrecht der Kam— 
mern und ein Geje über die Minifterverantwortlichleit. Aber er 
unterlag hierin ebenjo wie mit der Forderung, daß der Staat jein 
Dberauffichtsrecht über die äußeren Berhältnifje der KReligions- 
gemeinjchaften nicht aus der Hand geben dürfe. Einen größeren 
Gewinn für die Verbejjerung der Verfajjung als von der Teil- 
nahme an den Sammerverhandlungen hoffte er jedoch durch feine 
außerparlamentarijche Thätigfeit zu erzielen. 

Um zu einem befriedigenden Abichluß des Berfafiungswerfs 
zu gelangen, jchien es ihm nämlich geboten, unter Berüdfichtigung 
der jüngjten Kammerbejchlüffe und mit Hinzufügung einiger wei- 
teren Verbeſſerungen die Verfafiungsurfunde von Grund aus neu zu 
redigieren und fie dann als Ganzes den Kammern zur Annahme 
vorzulegen. Aus diejer Annahme en bloc hatte dann das Mini- 
fterium jeiner Anficht nach eine Kabinettsfrage zu machen. Der 
neue Entwurf jollte die Mängel der demofratiichen Dezemberver:- 
faſſung bejeitigen und ebenjojehr den Bedürfnifien einer jtarfen 
Staatögewalt wie den Grundjägen des fonjtitutionellen Staats- 
rechts Rechnung tragen. Bejonderes Gewicht legte er einerjeits 
auf die Bildung einer die ariltofratiichen Elemente des Landes 
wirflich repräjentierenden erjten Kammer und anderjeits auf Die 
Bejeitigung aller Hinterthüren zur Umgehung der Verfajjung. 

Noch im Dftober hatte Hanjemann, der fi) auf den ibm vom 
Könige vor fünf Monaten erteilten Auftrag!) berufen durfte, 
hierüber eine Unterredung mit Manteuffel. Der Minijter jtimmte 
dem Plane im allgemeinen zu und war auch damit einverftanden, 
daß Hanjemann den neuen Entwurf jelbft anfertigte. Graf Eulen- 


die aus fonjervativeren Elementen als die für die Gemeindevertretungen zujammen: 
geiept jeien. — Ein Urtilel Hanſemanns hierüber in der Sonftitutionellen 
Big. vom 11., 12. u. 18. Januar 1860. 

1) S. ©. 611. 
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burg!) vom Minifterium des Innern follte ihm die nötigen Ma- 
terialien aus den Minifterialregiftraturen liefern und auch fonft 
behilflich jein.?) Am 20. November war der Entwurf bis auf das 
zugehörige Wahlgejeg, das Hanjemann im Dezember nadhlieferte, 
fertig. Er enthielt neben zahlreichen anderen redaktionellen und ſach— 
lichen Veränderungen der Kammerbeichlüffe über die Verfafjungsre- 
pifion ganz neue Borjchläge zur Bildung einer ariftofratifchen 
erften Kamıner?) und jchränfte das Berordnungsrecht des Königs 
für die Zeiten, während welder die Kammern nicht verjammelt 
waren, auf beitimmte, namhaft gemachte Fälle ein. Der von 
allen Konjtitutionellen aufs fchärffte verurteilte, von der zweiten 
Kammer geitrichene, von der erften aufrecht erhaltene Saß der 
vetroyierten Verfaffung „Die beftehenden Steuern und Abgaben 
werden forterhoben, ... . bis fie durch ein Geſetz abgeändert werden“, 
der das jährliche Steuerbemilligungsrecht ausichloß, war bejeitigt. 
Die Anerkennung dieſes Rechts und die Einjichränfung des 
föniglihen Verordnungsrechts jollten nad) Hanjemanns Abficht dem 
"iberalismus als Entgelt für jeine Zuftimmung zu dem arijto- 
fratiichen Charakter der erften Kammer dargeboten werden. Eine 
jo gebildete erjte Kammer betrachtete er als hinreichende Garantie 
gegen einen möglichen Mißbrauch des parlamentarijchen Steuer» 
bewilligungs- und Gejeggebungsrechts, in denen beiden er bie 
unentbehrlihe Grundlage des Ffonftitutionellen StaatSlebens er- 
blidte. 

Der Auftizminifter Simons und Manteuffel prüften den Ent- 
wurf, ohne Einwendungen zu erheben.*) Sehr eingehend bejchäftigte 
fih der Prinz von Preußen mit Hanjemanns Arbeit und mar 


1) Späterer Minijter des Innern. 
2) Hanfemann an Manteuffel 10. Nov. — Eulenburg an Hanſemann 
12, Nov. 

3) Sie jollte höchſtens 210 Mitglieder zählen: 6 königl. Bringen, Die 
Häupter der jtandeöherrlihen Familien, 25 erbliche und 10 lebenslängliche vom 
Könige ernannte Mitglieder, 6 Berireter der Univerfitäten, 100 Grumdbefiger 
und 50 Kaufleute oder Fabrilanten, gewählt von hochbefteuerten Standeögenofjen. 

4, Hanfemann an Simons 21. November; — an Manteufiel 80. Ro- 
vember. 
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von ihr jo befriedigt, daß er fie am 11. Dezember dem Staats- 
miniftertum in einer Denfichrift dringend zur Berüdfidhtigung 
empfahl. Nur wünſchte er, mie die beigefügten Berbejlerungs- 
vorichläge zu Hanjfemanns Entwurf zeigten, eine noch fonjervativere 
Berfafjungsrevifion und wollte von dem Zugeftändnis des Steuer- 
bemwilligungsrechtS nidyts wiljen.!) 

WVon ſeinem Bruder noch bejonders auf den Entwurf auf: 
merfiam gemacht, bewilligte der König am 14. Dezember Hanje- 
mann eine Audienz?) im Schloß Bellevue. Über den Inhalt der 
Unterredung mit dem Könige liegen feine Aufzeichnungen Hanie- 
manns vor, doc darf es wohl als eine Folge derjelben betrachtet 
werden, daß er gleid; darauf vom Minifterpräfidenten zur Teil- 
nahme an einer Situng des Staatsminifteriums eingeladen wurde, 
die, wiederholt verichoben, am 22. Dezember ftattgefunden zu haben 





1) Am 11. Dezember erhielt Hanfemann den Entwurf von dem Prinzen 
mit folgendem eigenhändigen Begleitichreiben zurüd: 

„B. 11. 12. 49. Bei Remiſſion der Anlage, benachrichtige ih Sie, daß 
ih diefelbe dem Staatsminifterium dringend empfohlen babe, und dem: 
felben einige Bemerkungen von mir eingereicht habe, die Sie freilich erraten 
können. Prinz von Preußen. — Auch dem König fpradh ich von der Anlage.“ 

Die hier erwähnte Denkſchrift des Prinzen für das Staatdminifterium iſt bei 
Poſchinger, Manteufiel I, 427—485 gedrudt. Die beigefügten Amendements 
des Prinzen zu Hanjemanns Entwurf bleiben ohne Kenntnis des leßteren, wie 
Poſchinger jelbjt bemerkt, unverftändlih. Es hätte doch nahe gelegen, den Ent: 
wurf im Hanfemannfhen Familienarhiv einzufehen und zu benußen, wozu die 
Erlaubnis gerne erteilt worden wäre. 

2) Auf die entiprechende Mitteilung aus dem tönigl. Kabinett ſchrieb Hanſemann 
dem Könige am 11. Dezember, daß jeßt der geeignete Zeitpunkt, Verbeſſerungs— 
vorſchläge für die preußiſche Verfaſſung zu machen, gelommen fei, und er nun 
den ihm im Mai erteilten Auftrag (S. ©. 611) ausführen könne. ber den 
geeigneten Weg, um die Vorfchläge raſch zur Annahme zu bringen, habe er ſich 
mit dem Minifter des Innern verftändigen müſſen. „Zu dem Ende jchlug ic 
vor etwa vier Wochen jenem Minifter vor: die Regierung möge den Sammer 
eine Berfafiung ald Ganzes zur Annahme oder Ablehnung vorlegen; zugleich 
feßte ich demjelben die Grundjäge auseinander, auf welden diefe Verfaſſung zu 
beruhen habe. Nachdem der Minifter im beiderlei Beziehungen fein Einver- 
ſtändnis mir erffärt hatte, habe ich den Entwurf zu einer in vorftehender Weiſe 
vorzulegenden Berfajjung ansgearbeitet . . .“ 
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ſcheint. Um dieſe Zeit muß aber ber Eindrud, den jein fo- 
eben erichienenes Buch über das Verfaſſungswerk hervorrief, ftörend 
zwifchen ihn und die in dem Buche jo hart angegriffenen Minifter 
getreten jein. Er glaubte zu erfennen, daß man den von ihm 
empfohlenen Weg doch nicht betreten wolle. 

Bergebens beſchwor er Brandenburg und Manteuffel in 
mehreren Eingaben?!) feſt zu bleiben und die günftige Gelegenheit 
zur endlichen Feititellung eines befriedigenden öffentlichen Rechts- 
zuftandes nicht zu verfäumen; vergebens teilte er ihnen als 
Refultat feiner Beiprechungen mit den Führern der Zentren in 
beiden Kammern, Riedel und Bederath, mit, daß, wenn das Mi- 
nifterium die Kabinettsfrage ftelle, eine große Majorität für die 
Annahme des Entwurfes ficher jei. Gleichzeitig ſetzte er fich mit 
dem Generaladjutanten von Raud in Verbindung, um durch diefen 
auf den König einzumirfen.?) An ber von den Kammern 
befchlojjenen Revifion der Berfafjung werde alfo, wie es be- 
ihloffen zu jein scheine, nichts Weſentliches geändert werben, 
ihrieb er ihm am 5. Januar 1850. „Es wird eine traurige 
antimonarchiiche Verfaflung werden, die bejchworen mir gefähr- 
licher für die Monardie vorfommt als die unbejchworene vom 
5. Dezember, die fi als Proviſorium ankündigte. Das 
höhere ariftofratiihe Element, in einer lebensfähigen erften 


1) Hanjemann an Brandenburg 29. Dezember; — an Manteuffel 26. Dez. 
1849, 2. Januar und 8, Januar 1850. In dem leptgenannten Briefe heiht es: 
„Ich glaube nicht zu irren, daß, wenn Sie eine ſolche Verfaſſung ernſthaft wollen, 
auh dad Minijterium fich Ihrer Meinung anſchließt. Es ift ein glüdlicher 
Moment für Sie, wie er faſt nie einem Minijter geboten wird, jein Vaterland 
nad fo herben Kriſen einem feſten Rechtözuftande zuführen zu können. Ich 
beihwöre Sie, benupen Sie den Moment und ftärten Sie Preußen! Möchte 
ein guter Genius Sie führen, auf dab nicht die Bedenken und Zweifel, wie fie 
immer gegen große Entſchlüſſe vorfommen, Sie irre leiten! ine befiere Ge— 
legenheit zu einer Kabinettsfrage giebt es gar nit. Mit einer ſolchen zu fallen 
it ſchon rühmlih. Sie werden aber nicht fallen, fondern glänzend fiegen, wenn 
Ste nur feft wollen und es gut anlegen. Nehmen Sie dieſe Zeilen als einen 
Ergub tiefer Überzeugung und aufrichtiger. guter Meinung wohlwollend auf.“ 

9) Hanfemann an Rauch 26. Dez. 1849 und 5. Januar 1860. 
Bergengrün, David Hanjenemn. 48 
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Kammer repräfentiert, . . . wird feinen Ausprud in Der 
Berfaflung haben ... . Wenn der König zu den Miniftern feft 
gefagt hätte: „„Wenn die Kammern nicht definitiv in einem 
monardiichen Sinne geordnet werden, jo jchwöre ich nicht““, so 
würde das Minifterium wohl einen anderen Entichluß gefaßt haben. 
. .. Zur Hilfe wird es jegt wohl zu jpät fein? So jehen fie 
denn dieſe Zeilen als einen Erguß des Schmerzes an über Das 
bedauerlihe und verberbliche, mindeftens höchft gefährliche Ver— 
fahren des Minifteriums.“ 

Es war nämlidy mittlerweile beichlofien morden, daß ben 
Kammern nicht ein neuer Entwurf der ganzen Verfaſſung jondern 
nur fünfzehn weitere Verbejlerungsanträge vorgelegt werden jollten, 
von deren Annahme die Beſchwörung der Berfaffung durch den 
König abhängen würde. Der mwichtigfte Punft betraf die Bildung 
der eriten Kammer, welche allerdings ungefähr jo, wie Hanjemann 
e3 wünjchte, zufammengejegt werden jollte. Das Steuerbewilligungs- 
recht war indefjen nicht zugeftanden. In anderer Beziehung zeigte 
dagegen die Regierung während der Kammerverhandlungen über die 
fönigliche Vorlage eine Hanſemann unbegreifliche Schwäche und Nadı- 
giebigfeit. Am 9. Januar ging den überrafchten Kammern die vom 
7. datierte Botjchaft mit den fünfzehn Verbeflerungsanträgen zu. 
Beherricht von dem dringenden Verlangen, das Verfaſſungswerk 
endlich zum Abſchluß zu bringen, zeigten fi; die Kammern wirf- 
lich bereit, auf die Wünſche des Königs einzugehen, erreichten aber 
doch noch zwei wichtige Zugeſtändniſſe: die Neubildung der erjten 
Kammer jollte erft nach zweieinhalb Jahren im Auguft 1852 — 
bis dahin reichten die Mandate der gegenwärtigen Abgeordneten 
— erfolgen und die erfte Kammer jollte ferner das Budget immer 
nur im ganzen annehmen oder ablehnen dürfen, wodurch fie zu 
politiicher Unbedeutendheit verurteilt wurde. Nachdem eine Ber: 
itändigung auf diefer Grundlage zwiſchen Krone und Kammer er: 
zielt worden war, erfolgte am 31. Januar 1850 die Publikation 
der Verfaſſung und am 6. Februar murde fie von dem Stönige 
und den Abgeordneten feierlich beichworen. 

Hanjemann hatte allen Nachdruck auf die definitive Regelung 
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des PVerfafjungsmwerfes und auf eine mirflich einflußreiche, der 
zweiten ebenbürtige erjte Kammer gelegt, dabei aber auch jtets 
das Steuerbemilligungsrecht und die Minijterverantwortlichkeit als 
untrennbare Korrelate der Stärfung des fonjervativen Elements 
in der Berfafjung bezeichnet. Er war daher mit dem Ergebnifle 
durchaus unzufrieden. Preußen trat in das regelmäßige konſti— 
tutionelle Xeben mit einer Verfaflung ein, deren Unvolliommen- 
heiten bald neue Änderungen nötig zu machen fchienen. Dieſer 
Befürchtung gab er noch während der Kommilfionsberatungen über 
die fünfzehn Punkte in einem Briefe vom 18. Januar an Savigny, 
den preußifchen Gefandten in Karlsruhe, Ausdrud. Er jagte, daß 
die Regierungsvorlage zwar etwas von feinen Vorjchlägen ent- 
halte, es aber meiſt & la Ballhorn verbejjert habe. Es jei ent- 
ichieden, daß die günftige Gelegenheit zur Herftellung einer guten 
Berfaffung unbenugt und Preußen folglich im Proviſorium bleibe, 
die Berfafjung möge beichworen oder unbejchworen jein. „Wir 
leben bier vom Tag zum Tage, aljio vom Glüd. Möge dies ge- 
tährliche Vertrauen nicht unheilvoll für das Vaterland ausfallen.“ 
Eine Ruhepauje in der politijchen Arbeit trat für Hanjemann 

mit den Wahlen zum fonftituierenden Reichstag der Union ein, 
wie jeit dem Februar 1850 das Fürftenbündnis vom 26. Mai 1849 
offiziell genannt wurde.!) Hanjemann wurde nicht in den Reichstag 
gewählt und, wie es jcheint, auch nirgends als Kandidat aufgeftellt, 
weil feine geichlofjene Partei hinter ihm ftand. Mit peinlichem Staunen 
beobachtete er als unbeteiligter Zujchauer das rätjelhafte Verfahren des 
Königs und jeines Minifteriums. Obwohl der Reichstag, der vom 
20. März bis zum 29. April 1850 in Erfurt tagte, den Verfaſſungs— 
entwurf der Regierung vom 26. Mai 1849 erjt annahm und ihn 
dann im wejentlichen ganz nad den Wünſchen der Regierung 
einer Revifion unterzog, To fand die definitive Konftituierung ber 
Union doc) nicht jtatt. Es blieb bei einem wiederholt verlängerten 
Proviforium des Unionsbündnifjes, dem das erftarfte Oſterreich 
am 16. Mai die Berufung des alten Bundestages nah Frank: 
u » Gemäß der „Adbditionalalte vom 26. Februar 1850 zu dem Entwurf 


der deutſchen Reichöverfafjung.“ 
4u* 
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furt a. M. entgegenjegte. Anfangs beichidten ihn nur die König- 
reihe und Heflen-Kafjel, obwohl der Kurfürft zur Union gehörte; 
bald fanden fich auch andere abtrünnige Unionsglieder ein. 

Zu Beginn des Sommers 1850 war die Unausführbarfeit 
der Union, ihre Wertlofigfeit für Preußen und die Notwendigfeit, 
vorläufig auf die politifche Einigung Deutichlands unter preußiſcher 
Führung zu verzichten, handgreiflic; geworden, wenn man nicht 
zu einem Kriege mit Ofterreich, den Mittelftaaten und vielleicht 
Rußland entichlojien war. Bei diejer Sachlage war Hanjemann 
das Verhalten der Gothaer, d. h. jener Erbfaiferlichen, die im 
Sommer 1849 auf einer Verfammlung zu Gotha das Radomigiche 
Programm zu unterftügen befchloflen hatten, unbegreiflid. Er 
warf ihnen vor, daß fie die thatiächlichen Verhältniſſe entweder 
nicht jehen mollten oder troß beſſerer Erfenntnis den Entihluß 
zum Verzicht auf eine hoffnungsloſe Politik, deren legte Stüge fie 
jeien, nicht finden fonnten. Er madt fie verantwortlich dafür, 
daß Preußen durch eigenfinniges Feithalten an unmöglichen Plänen 
jein Anjehen im Auslande verliere und eine lächerliche Rolle jpiele. 

Seine Erbitterung gegen die Gothaer wuchs aber nodı 
bei dem Gedanfen, daß fie gerade die begabteiten Vertreter des 
Konftitutionalismus in Preußen waren. Indem fie fich feft und 
unmiderruflih an eine verlorene Sache banden, fompromittierten 
fie die Fonftitutionelle Partei und zogen fie in die Niederlage der 
Radomigichen Unionspolitif hinein. 

In diefer Hinficht bereitete ihm aud) jeine eigene Schöpfung, 
die Konftitutionelle Zeitung, die ſchwerſte Enttäufchung. Ent: 
ſprachen die Xeiftungen des Redafteurs Weil überhaupt nicht jeinen 
Erwartungen, jo empörte es ihn geradezu, daß die Zeitung, die 
doch als das unabhängige Organ der gemäßigten, Fonftitutionellen 
Partei gedacht und gegründet war, in der deutichen Frage die 
preußijche Regierung unbedingt unterftügte. Weil mußte fich neben 
dem Bormwurfe, daß die Zeitung langweilig jei, von Hanſemann 
tadeln hören, daß er feinen Mut zur Belämpfung des Minifteriums 
babe. Das anfangs jo freundichaftliche Verhältnis der beiden 
Männer wurde dermaßen geipannt, daß es jchon im Dezember 
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1849 zu einem völligen Bruch zwiſchen ihnen fam, und da das 
finanzielle Ergebni8 des Unternehmens — was Hanjemann 
übrigens für das erfte Jahr gar nicht anders erwartet hatte — 
ein jehr unerfreuliche8 war, jo beichlojlen die Teilnehmer der Ge- 
jelichaft im März die Liquidation des Unternehmens. Am 6. Juli 
1850 gelangten 31000 Thaler, der Reſt des eingeichofjenen Kapi— 
tals, nachdem Weil mit der hübjchen Summe von 11000 Thlr. 
abgefunden war, zur Verteilung unter die Aktionäre. Vom ge: 
ihäftlihen Standpunft aus hatte Hanjemann als Präſes des 
Kon trollausſchuſſes der Auflöjung der Gejellihaft durchaus mwider- 
jprohen, da er davon überzeugt war, daß ein gut geleitetes, 
großes, gemäßigt fonftitutionelles Blatt nach den eriten jchweren 
Jahren, die jelbitverftändlic; Zubußen fordern würden, fich glänzend 
rentieren müſſe. Da er aber das politifche Intereſſe an der 
Zeitung eingebüßt hatte und aus dem Kontrollausfchufle austreten 
wollte, jo verloren die anderen Teilnehmer das Vertrauen zu dem 
Unternehmen und gaben es auf. Allerdings wurde die Kon- 
ftitutionelle Zeitung unmittelbar darauf neu begründet. Die Re— 
daftion übernahm mit dem 1. Juli 1850 Hanjemanns ehemaliger 
Freund Rudolf Haym, den insbejondere Mar Dunder thatfräftig 
unterftügte. Aber da von dieſen eifrigen Berfechtern der Einheit 
Deutichlands mit preußiicher Spitze die Fortſetzung der Unions- 
politif mit nod größerem Nachdruck als von Weil vertreten, 
Öfterreich und die Mittelftaaten aufs heftigfte angefeindet wurden, 
jo erneuerte Hanjemann jeine Beziehungen zu dem Blatte nicht 
mehr, obwohl es das Drgan der fonftitutionellen Partei blieb. 
Gelang es Hanjemann nicht, die Gothaer zu einer anderen po- 
litijchen Haltung zu bewegen, jo war ihm die des preußijchen 
Minifteriums noch unverftändlicher. Er fonnte es fich nur daraus 
erflären, daß die Mehrzahl der Minifter in Weſen und Geift 
eines fonititutionellen Regimentes nicht einzudringen mußten oder 
es nicht wollten. Er jah far, daß das bedeutendfte Mitglied des 
Kabinetts, der Minifter des Innern von Manteuffel, jei es von 
Anfang an oder jeit längerer Zeit, die Untonspolitif mißbilligte. 
Trotzdem machte er fie mit. Das Minifterium ließ es fic gefallen, 
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daß ein unverantwortlicher Ratgeber des Königs Richtung und Ziele 
der preußischen Politik beftimmte, jo daß den amtlich dazu berufenen 
Männern nur die Ausführung übrig blieb. Es war ein Verhältnis wie 
zu Zeiten der unumjchränften Monarchie, als die Minifter nichts 
anderes als gehorjfame Werkzeuge des Fföniglichen Willens fein 
durften. Don allen Miniftern traute Hanjemann am meiften Man- 
teuffel ſelbſtändiges Urteil und politiiche Einficht zu. Um so 
jchmerzlicher vermißte er an ihm den entiprechenden ftarfen Willen, 
als Fonftitutioneller Minifter entweder feiner Überzeugung Geltung zu 
verfchaffen oder jein Amt niederzulegen. Hanſemanns Verhältnis 
zu ihm war eigenthümlich genug. Trog allem, was mit und jeit 
dem Erjcheinen von Hanfemanns letztem Buch zwischen fie getreten war, 
wurden die Beziehungen der beiden Männer zu einander feineswegs 
abgebroden. Manteuffel jcheint Hanjemann die Meinung nicht ge- 
nommen zu haben, daß fie in vielen Dingen grundjäglich überein- 
ftimmten, ja daß er Hanſemanns Rat wirklich ſchätze, auch wenn er durch 
die Verhältniffe außer ftand gejegt jei, ihn zu befolgen. Im Juli 
1850 nahm Hanjemann aufs neue Urlaub zu einer Karlsbader 
Kur. Bor feiner Abreife bat Manteuffel ihn um Mitteilung jeiner 
Anfichten über die derzeitige Lage und über eine Berftändigung 
zwiſchen Preußen und öſterreich. 

Gerade damals, Mitte Juli 1850, bot ſich Preußen eine 
günftige Gelegenheit, auf halbwegs anftändige Manier aus der 
Sadgafje feiner hoffnungslofen Unionspolitit herauszufommen. 
Rückfichten verjchiedener Art auf die innere und Äußere Lage des 
öfterreichiichen Staates, insbejondere auch die fühlbar werdende 
Einwirfung Rußlands auf den Ausgang der deutichen Wirren 
machten es dem öfterreichiichen Premierminifter Fürſt Schwarzen- 
berg in diefem Augenblid wünfchenswert, mit Preußen fchnell zu 
einer wirklichen Berftändigung zu gelangen.) Schwarzenberg bot 
der Preußifchen Regierung unter der VBorausfegung, daß dieſe fich 
von der Union losjage, welche Üfterreich nicht dulden fönne, 
die öjterreichifch-preußiiche Zmeiherrfchaft in und über Deutjchland 





1) Sybel 1, 398Fj. 
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in der Form einer zunächit proviforifhen gemeinjamen Bunbes- 
erefutive ohne jede Berüdfichtigung der Mittelftaaten an; an der 
Beſchlußfaſſung in Bundesangelegenheiten jollten dagegen auch 
die anderen bdeutichen Staaten nad) dem Stimmenverhältnis 
des Plenums im alten Bundestage beteiligt fein. Ufterreich wollte 
dann jogar den joeben einberufenen Bundestag, den Preußen nicht 
anerfannte, wieder auflöfen. Pie Union hatte für Preußen 
thatjächlicy feinen realen Wert mehr; die beiden Heſſen und einige 
Kleinjtaaten im Norden waren jchon abgefallen; die noch blei- 
benden Bundesglieder nördlich vom Main brachten Preußen gar feinen 
Machtgewinn; der einzige größere Bundesgenofje, Baden, war aber 
durch das feindliche heifiiche Territorium von den anderen Unions- 
jtaaten getrennt. Im Minifterrat verlangte daher Manteuffel nadj- 
drüdlich die Auflöfung der Union und die Annahme des vorteilhaften 
öfterreichiichen Angebots. Ihm ſchloß fi) der Kriegsminifter 
General von Stoddaufen an. Der von Radowitz beratene König 
aber entichied dagegen. An der Union wurde feftgehalten, meil 
ihre Behauptung ein Ehrenpunft der preußiichen Bolitif geworden 
mar. Radowitz hatte jegt das richtige Gefühl dafür, daß man 
einem Kriege entgegentreibe und verlangte ftarfe Nüftungen. 
Davon wollten die anderen Minifter nichts wiſſen und der König 
ließ es bei diefer Halbheit bemenden. Bis Mitte September be- 
fämpfte Manteuffel die Fortjegung der Unionspolitil. Als aber 
der König ſich beftimmt für Radowitz erflärte, ließ er jeinen Wider- 
jpruch fallen und verftummte.!) 

Hanjemann wußte damals von den Verhandlungen mit Dfter: 
reih nichts. Erſt ſpäter hat er von ihnen erfahren. Aber ſchon 
jeit längerer Zeit bewegten fich jeine Gedanfen in der Richtung 
der Anerbietungen Schwarzenbergs. Sein eigenes Berfaffungs- 
projeft vom Mai 1849 hatte er jchon im Herbft desjelben Jahres, 
als fich mit der Erftarfung Öfterreich8 die politifche Lage zu Un- 
gunften Preußens änderte, für nicht mehr durchführbar erflärt. Mehr 
und mehr jagte er fi) von dem Plane los, den er zwanzig Jahre 
hindurch mit beharrlicher Energie verfolgt hatte, von dem Ge- 

1) Sybel 1, 428. 
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danfen der preußifchen Hegemonie im außeröfterreichiichen Deutjch- 
land. Es geichah das nicht ohne heftige innere Aufregungen und 
Gemütserjchütterungen, die einen neuen Ausbruch feiner Krankheit 
im Sommer 1850 zur Folge hatten.!) Aber in abjehbarer Zeit 
hielt er die Verfolgung feines Lieblingsplanes dem Widerjpruche 
des erftarften Öſterreich und der Furcht der Mittelftaaten vor 
preußijhen Mediatifierungsgelüften gegenüber für völlig ausge- 
ſchloſſen. Die einzige Möglichkeit, die Stellung Preußens in 
Deutichland zu heben, jchien ihm jet nur noch in einer Ber- 
ftändigung mit Ofterreich zu liegen. Beide Staaten müßten fich 
über eine Erefutive im Deutichen Bunde einigen, welche ihnen 
einen gefteigerten Einfluß auf die Leitung desjelben fichere. Als 
Erefutivorgan dachte er fich den früheren Engeren Rat des Bundes. 
An Stelle des liberum veto müßten aber Majoritätsbejchlüffe treten 
mit einer ſolchen Stimmenverteilung, daß beide Großmächte zu- 
jammen nie überftimmt werden fonnten und eine einzelne nur 
dann, wenn faft alle Staaten auf Seiten der anderen Großmacht 
ftanden. Die Legislative wollte er einem wie das Plenum des 
Bundestages zujammengejegten Oberhauſe und einer Delegierten- 
verjammlung aus den Einzellandtagen überlaſſen. In dieſen 
beiden Körperichaften jollten Preußen und Ofterreich über je ein 
Drittel, die übrigen Staaten zujammen über das letzte Drittel 
der Stimmen verfügen. Hanjemann mußte wohl, daß fich eine 
wirfliche politifche Einheit in diejer Form nicht jchaffen ließ. Aber 
die Hoffnung auf eine ſolche hatte er eben bereits völlig aufge- 
geben. Deshalb wollte er „vorerft” die Bundesfompetenz auch 
nur jomweit ausgedehnt jehen, „wie es zur Förderung des Handels 
und ber nduftrie nötig ift“. Lebhaft ftimmte er aud) dem Grund— 
gedanken eines Berfajlungsentwurfe® zu, über den die Mittel- 
ftaaten fi in dem fogenannten Bierfönigsbündnis vom 27. Februar 
in München geeinigt hatten; nur daß er deſſen fiebenköpfiges 
Bunbespdireftorium, in dem den Mittelftaaten eine jehr erhebliche 
Macht eingeräumt war, nicht billigte. Im Fahre 1850 trat auch die 


1) Siehe unten S. 640 das Schreiben an Befeler vom 28. De;. 1860. 
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Aufnahme der nichtdeutfchen Kronländer Ofterreich$ in den Deutfchen 
Bund immer mehr in den Kreis der politiichen Erwägungen ein. 
Ofterreich Iegte jo viel Gewicht darauf, daß für die Gewährung diejes 
Verlangens Konzeifionen auf anderen Gebieten von ihm erwartet 
werden fonnten, bejonders die Parität beider Großmächte im 
Präfidium des Bundes. Auch Hanjemann begann ſich mit diefem 
Gedanken auseinanderzufegen, zumal er die Aufnahme Dft- und 
Weftpreußens in den Bund für jehr wünjchenswert, aber nur dann 
für ausführbar hielt, wenn die entiprechenden Wünfche Dfterreich$ be- 
friedigt wurden. Die Frage, welche öfterreichifchen Länder noch 
in den Bund einzufügen jeien, erichien ihm die wichtigfte bei 
jeder Verhandlung zwiichen den beiden Mächten. Unbedingt aus- 
ichließen wollte er Lombardo-Benetien. Dagegen meinte er, daß 
Preußen doc ein politiiches Interejje daran haben fönne, dem 
Kaiſerſtaate den Beſitz jeiner öftlihen Provinzen zu garantieren; 
das werde ruffiichen Erpanfionsgelüften einen Damm vorbauen. 
Wenn Hanfemann jolche Konzeffionen zu machen geneigt war und 
die Gefährdung der nationalen Grundlage des Bundes durch die Auf: 
nahme der öfterreichiichen Fremdvölker nicht gerade hoch anichlug, jo 
erflärt fi) daS daraus, daß er eben eine die politiichen Bedürfniſſe 
befriedigende Einheit der Bundesländer nad) dem Stande der Dinge 
für unmöglic; hielt und der Bund jet vor allem der Löſung 
wirtjchaftlicher Aufgaben dienen jollte. Außerdem aber baute er 
darauf, daß das deutſche Element den regenerierten Kaijerftaat 
bei jeiner neuen zentralifierten Verfaſſung mit ganz anderer 
Energie durKdringen werde als ehedem. — Jedenfalls erichien 
ihm zur jelben Zeit, als Schwarzenberg Preußen die erwähnten 
Anträge machte, die Gelegenheit zu einem für Preußen vorteil- 
haften Abkommen mit Djterreich außerordentlich günftig zu jein, wenn 
man fi nur dazu entſchloß, die Union aufzugeben, deren Grund- 
gedanfe doch die Verdrängung Äſterreichs aus Deutichland war. 
Im Sinne der vorftehenden Erwägungen arbeitete Hanjemann 
während det Babefur in Karlsbad das von Manteuffel erbetene 
Promemoria über die derzeitige Lage aus. Er jandte e8 ihm 
am 10. Auguft unter Beifügung eines Briefes zu, den er an 
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Mathy gerichtet hatte, um diejen, aber aud einige andere an- 
gefehene Gothaer, wie Gagern und Bafjermann, zur Abfehr von 
den Wegen der Radowitzſchen Politik zu bewegen.) Sm 
einem Begleitichreiben beſchwor Hanjemann den Miniiter, jest 
Feftigfeit zu zeigen und fi) Radowit nicht länger gegen feine Über- 
zeugung unterzuordnnen. Ein Bruch mit Radowitz jei unter allen Im- 
ftänden notwendig und heilfam : entweder fönne Manteuffel dann das 
Ministerium homogener umgeftalten oder er trete ab und made einem 
Minijterium Radowitz oder einem SKreuzzeitungsminifterium Plab. 
Eine ſolche Eventualität jei weniger ſchlimm, als wenn er fort- 
während jeinen Namen einer unbeilvollen Politif leihe und ihr 
dadurch erjt eine längere Dauer ermögliche, abgejehen davon, daß 
bei der dermaligen Lage des Minifteriums der König jelbft für 
dieje Politif moraliich verantwortlid; gemacht werde. 

Obwohl Hanjemann die öfterreichiiche Politif viel zu opti- 
miftijch beurteilte, jo hat er doch den Zeitpunkt richtig erkannt, 
zu dem Preußen noch einmal die Möglichkeit einer Umfehr ohne 
zu große, wenn auch nicht ohne jede Einbuße an Ehre und An- 
jehen möglih war. Aber auch diefer Moment ging ungenugt 





1) Hanjemann an Mathy 27. Juli 1850: Preußen müfje um jeine® An- 
ſehens willen jofort die unbaltbare Poſition aufgeben. „Ein Haflenpflug ift in 
Hefien nur dadurd möglich geworden, daß dort der Konjtitutionaliämus und 
die Union ſich identifizierten, und es werden, wenn die Gagernſche Partei nicht 
bald dieje Auffafiung, verläßt . . . noch mehr bisher für unmöglich ge— 
haltene Dinge und Bolitifer möglich werden.“ Gedrudt bei Bojhinger 
Manteuffel 1, 246-250. 

Das Promemoria für Manteuffel, in Briefform, ift vom 8. Auguſt datiert, 
dad Begleitichreiben vom 10. Beide gedrudt bei Poſchinger, Manteuffel 
1, 241— 246. Im erjteren beißt ed zum Schluß, Öfterreich wolle fih vom 
ruſſiſchen Einfluß emanzipieren und ſei auf dem Wege, wieder eine ganz deutfche 
Macht zu werden. Das könne es aber nur durch Anſchluß an Preußen und 
Berihmelzung feiner Interefien mit den preußifchen und deutſchen. Daber ver- 
ipreche eine Unterhandlung mit Ofterreich auf der gefchilderten Grundlage den 
beiten Erfolg, wenn Preußen die Union fofort fallen laſſe. „Ob Preußen nad 
Verlauf einiger Zeit noch auf der vorjtehenden Bafis der Barität zu verhandeln 
im ftande fein werde, ift ſehr zweifelhaft. Und einen Krieg deshalb anfangen? 
— Wie möchte das in den gegenwärtigen Berhältnifien Europas nur möglich jein ?* 





Manteuffeld Haltung. 635 


vorüber. Zmar wiederholte Fürft Schwarzenberg Mitte Auguft 
noch einmal fein Angebot, ja er mollte jogar die Union aner- 
fennen, wenn Baden aus derjelben entlafien mwerbe,') — aber der 
Vorſchlag war nur ein momentaner Notbehelf in einer vorüber- 
gehenden Berlegenheit der auswärtigen Politi. Kaum mar bieje 
bejeitigt, jo galt auch jener als durch die Ereigniffe überholt. 
Zu den bisherigen Streitpunften traten die befannten Verwidelungen 
in Kurheſſen und Schleswig-Holftein, in denen Preußen eine 
Bundeserefution nicht zulaffen wollte. Öſterreich und die Süd— 
ftaaten auf der einen, Preußen auf der andern Seite begannen 
zu rüften. Radowitz, der vor einem Kriege nicht zurüdicheute, 
aber durch jeine und des Königs Bolitif in die Lage geraten 
war, ihn um nur formeller Ehrenfragen willen, um Streitobjefte 
von überaus geringem realen Werte führen zu müfjen, übernahm 
endlich im September das Minifterium des Ausmärtigen. ALS 
Hanjemann Anfang Dftober nad) Berlin zurüdfehrte, geftand ihm 
Manteuffel unummunden ein, er bereue es jehr, im Yahre 1849 
nicht auf Hanjemanns Anfichten in der deutſchen Sache eingegangen 
zu fein, und er fönne das nur mit der Aufregung der damaligen 
Zeit entichuldigen, die ruhige und gründliche Erwägungen un— 
möglid) gemacht habe.?) Mit nichten aber trat ein, was Hanſemann 
nun als jelbitverftändlid) betrachtet hatte: Manteuffel, der in einer 
Zebensfrage der preußiſchen Politif mit feiner Meinung unterlegen 
war, jchied aus dem Kabinett nicht aus, jondern blieb, um fich an 
allen Schwankungen desjelben zu beteiligen. 

Radowitz hatte mittlerweile, da noch immer fein entjcheidender 
Schritt zur Ausführung der Union geſchah, auch bei der Partei 
der Gothaer den legten Reft feines Anſehens eingebüßt. Seine 
Emennung zum Minifter desAusmärtigen im September 1850 
fonnte die tiefe Niedergeichlagenheit aller Patrioten nicht mildern. 
Man mußte weder woran man mit ihm, noch woran man mit den 
anderen preußiichen Miniftern war. Auch der letzten Hoffnung 
1) Sybel 1, 411 fj. 

2) Bon Hanfemann in einem Briefe an Mathy vom 18. Mai 1851 er- 
mwähnt. 
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der Patrioten, daß Preußen zum Schwerte greifen und mit dem 
Einjage feiner ganzen phufiichen und moralifhen Macht der uner- 
träglichen Lage ein Ende machen werde, jchien der Boden ent- 
zogen zu jein, als Graf Brandenburg und gleich darauf auch 
Kaijer Franz Joſeph und Fürft Schwarzenberg Ende Dftober nad 
Warſchau eilten, um, wie es den Anjchein hatte und allgemein 
geglaubt wurde, aus dem Munde des Zaren den Schidjalsiprud 
über Deutjchlands Zukunft, das entjcheidende Gebot über Die 
Richtung der preußiichen Politif zu vernehmen. Brandenburg 
fehrte in der That mit dem Entichlujje zurüd, einen Krieg mit 
der Übermacht der verbündeten Ofterreicher, Süddeutihen und 
vermutlich auch Rufjen, der feiner innerften Überzeugung nad} gegen- 
ftandslos war, unter allen Umftänden zu vermeiden. Der König 
trat am 2. November diefer Anficht bei und Radowitz legte fein 
Amt nieder; jein Nachfolger wurde, da Brandenburg plötlich er- 
franfte und wenige Tage darauf ftarb, Manteuffel. Die Friedens- 
partei im Minifterium hatte aljo gefiegt. Gleichwohl wurde die 
Mapregel, welche Radowitz vergebens gefordert hatte, die Mobil- 
machung, doc wenige Tage darauf den Rüftungen und der Kriegs— 
(uft der ‚Feinde gegenüber unvermeidlid. Am 6. November unter- 
zeichnete der König die Mobilmachungsordre und wie von einem ſchweren 
Alpdruck befreit antwortete ihm das preußiſche Volk mit begeiſtertem, 
jubelndem Zuruf. Aber was man im Volle als ein Zeichen des 
wiederkehrenden Kraftbemußtjeins, als eine Rückkehr zu frieberi- 
zianiſcher Politif jo freudig begrüßte, war nur eine Defenfiv- 
maßregel, der jede kriegeriſche Abficht fern lag, mie es das Mi- 
nifterium nach allen Seiten mitzuteilen auch nicht unterlieg. Als 
diefer Sachverhalt befannt wurde, war die Enttäufchung und Ent- 
rüftung allenthalben eine grenzenlofe. Die Mobilmahung erſchien 
dem Volke wie ein an feinen Hoffnungen und an jeiner Ehre 
abfichtlich geübter Betrug und in dieſer Stimmung traf es nad 
drei Wochen quälender, banger Spannung die Nachricht, daß 
Preußen fih dur die Dlmüger PBunftation vom 29. November 
dem Willen Ofterreich$ unterworfen habe. Preußen gab die Union 
preis, geftattete die Bundeserefution in Heſſen und Holftein unter 
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der Bedingung eigener Mitwirfung und erhielt dafür nur das 
Zugeftändnis, daß die Zukunft Deutjchlands nicht in dem von 
Öfterreich wiederrechtlich reaftivierten Bundestage jondern in freien 
Konferenzen zu Dresden beraten werben jolle. Dabei war Preußen 
zu fofortiger völliger Abrüftung, Lfterreich nur zu teilmeifer ver- 
pflichtet. 

Es ift begreiflich, daß Hanſemann nad) der ganzen Haltung, 
welhe er in der deutichen Frage eingenommen hatte, dieſe 
Kataſtrophe in anderer Stimmung mie die Mehrzahl ver 
preußilchen Patrioten durchlebte. Bon einer Billigung des 
Minifteriums® war er ebenjomweit entfernt wie früher. Aber 
er bielt auch die friegerifche Begeifterung, welche das Volk 
auf einmal ergriffen batte, für eine unfelige PVerirrung Er 
durchichaute den Zujammenhang der Dinge und die unfriegerifchen 
Beweggründe für die Mobilmahung von vornherein bejjer als 
andere. Bon jeinem Standpunfte aus und weil er die leitenden 
PBerjönlichfeiten, vor allem den König fannte, hatte er vollfommen 
recht, wenn er ebenjo wie Brandenburg, Manteuffel und der 
Kriegsminifter von Stockhauſen einen Krieg zwiſchen Preußen und 
Ofterreich in diefem Augenblide für finnlos, für ein ſchweres Un- 
glüd hielt. Kühl und nüchtern beichwichtigte er den patriotijchen 
Rriegseifer eines Freundes, der ihn um jeine Meinung befragt 
hatte. Deutiche Einheit und fonjtitutionelle Freiheit, jchrieb er 
bald nach der Mobilmachung,) hätten bei einem Kriege gar nichts 
zu gewinnen; durch den Kriegslärm werde nur dem Abjolutismus 
und dem Einfluffe Rußlands, wenn nicht gar feiner Herrichaft in 
Deutichland in die Hände gearbeitet. Breche der Krieg aus, jo 
jei das allerdings die Konjequenz einer abenteuerlichen und ftu- 
dentifchen deutſchen Bolitif, die erft Bankrott made und die 
Ehrenrettung dann in einem Duell ſuche. „Wahricheinlich wird 
aber der Krieg gleihwohl nicht ausbrechen, meil derjelbe feinen 
vernünftigen Zwed, wohl aber die allergrößten Gefahren haben 
würde, und meil Herr von Manteuffel nicht nur flüger jondern 


1) Hanfemann an Freiherrn von Webdelind in Darmſtadt am 12. No- 
dember 1850. 
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aud ein befjerer Preuße als Herr von Radowitz ift, inSbejondere 
auch längft die Politif des letzteren für verberblich und thöricht 
erfannt hat.“ 

Nichtsdeftomeniger und troß dieſes relativen Lobes trat 
Hanjemann jest überall als jchärffter politiicher Gegner Man- 
teuffel auf. Er warf ihm zwar nicht fo jehr die Olmützer 
Punktation als ſolche vor, obſchon er auch die Leitung der aus— 
wärtigen Bolitif in den legten Wochen fehlerhaft und ungeſchickt fand; 
aber er machte ihn für die furchtbare Demütigung Preußens, welche 
Hanjemann in ihrer ganzen niederbrüdenden Schwere empfand, 
doch in vollem Maße verantwortlich, weil Manteuffel fi) 18 Monate 
lang an der „ſchwindelhaften Radowitzſchen Politif“ wider bejleres 
Wifjen beteiligt hatte. Aber es hatte nicht nur die Großmadht 
Preußen in ihrer europäiichen Stellung und als Vormacht Deutich- 
lands einen ſchweren Stoß erlitten, jondern aufs jchwerite war 
auch das Berfafjungsleben in Preußen und Deutichland bedroht. 
Der Zuſammenbruch verlinionspolitif erichien zugleich als eine Nieder- 
lage der fonftitutionellen Partei. Die Ohnmacht der legteren in den 
minijteriell gefinnten Kammern, die, wie es jchien, völlige Aus: 
lieferung des Staates an die Intereſſen des Junkertums, Die 
ichranfenloje, nirgends wirkſam befämpfte Reaktion in allen deutichen 
Staaten, — fie waren für Hanjemann wejentlich die Folge davon, 
daß die meiften Konftitutionellen zur Gagernichen Partei, zur Partei 
der Gothaer gehört hatten und für die Löſung der deujchen Frage 
nur die Radowitzſche Formel gelten lajjen wollten. „Es iſt 
wahrlich traurig”, jchrieb er am 13. Januar 1851 an Matby, 
„daß ich in meinen Anfichten über die deutiche Sache jo jehr Recht 
gehabt Habe; denn die Folgen der unrichtig gewählten Pofition 
treten faft noch ftärfer ein, als ich fie befürchtete. Die Fonftitu- 
tionelle Partei, indem fie fi) vollitändig mit den Radowitz— 
Phantafien identifizierte, ift Düpiert worden, hat den Glauben an 
ihre praftiiche Befähigung zum Negieren untergraben und der 
Reaktion zum Schemel gedient, wie früher die Demofratie durch 
ihre Übertreibungen es auch gethan hat.“ 

Auf den 23. Dezember 1850 murden jämtliche deutjche 
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Regierungen zur Beichidung der Dresdener Konferenz über bie 
Neugeitaltung des Deutſchen Bundes aufgefordert. Es mar ber 
legte Verſuch, nachdem die Projekte der Paulsfirche und der preu- 
ßiſchen Regierung gejcheitert waren, aus der großen nationalen 
Bewegung mit einem greifbaren Ergebnis herauszufommen. Aber 
an der Rivalität zwilchen den beiden Großmächten, an ber Ber- 
jagung der von Preußen geforderten völligen Gleichjtellung mit 
Ofterreich im Bundespräfidium und weil Preußen die vorgejchlagene 
Erefutivbehörde ablehnte, deren Zuſammenſetzung ihm die Ausfichı 
eröffnete, bei jeder Differenz mit Ofterreich überftimmt zu werben, 
icheiterte auch diejer mühjame, fünf volle Monate füllende Verſuch. 
Es blieb nur die Rüdkehr zum alten Bundestag übrig und im 
Mai 1851 fanden fich die Gejandten der deutichen Staaten nad) 
dreijähriger Trennung wieder vollzählig in der Ejchenheimer Gaſſe 
zu Frankfurt a. M. vereinigt. 

Auch den Beginn der ergebnislojen Dresdener Konferenzen hat 
Hanjemann mit feinen Ratichlägen begleitet. Er empfahl als 
Grundlage der Berhandlungen die Ideen des Münchener Entwurfs 
vom 27. Februar 1850!) und jeines PBromemorias vom 8. Auguft 
1850.2) Nur mobdifizierte er die in dem legteren geäußerten An- 
fihten, indem er die Bedenfen gegen die Aufnahme Lombardo— 
Venetiens in den Deutihen Bund fallen ließ, dagegen ftärfer als 
zuvor betonte, daß den Mitteljtaaten die Teilnahme an der Re- 
gierung Deutichlands nicht zu gunften eines Duumpirats der 
Großmächte über Gebühr verfürzt werden dürfe. Auf die Mediati: 
fierung einer Handvoll von Kleinſtaaten Fam es ihm nicht an. 
Als unerläßliche Bedingungen jeder, auch der bejcheidenften Bundes- 
reform betrachtete er eine Wolfsvertretung neben der zu bildenden 
Erefutivbehörde, zu welcher der frühere Engere Rat des Bundes 
auögejtaltet werden jollte, und die völlige Gleichitellung Preußens 
und Dfterreich$ in jeder Beziehung. Sowohl Manteuffel wie dem 
Grafen Alvensleben, die Preußen auf den Konferenzen vertreten 
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jollten, teilte er jeine Anfichten mit.!) Alvensleben antwortete, 
wie fchon früher jo ſei er auch jet mit Hanfemanns Anfichten 
über die Behandlung der deutichen Angelegenheiten in allem 
weſentlichen einverftanden. 

Hanjemann hoffte jet mit den Gothaern Hand in Hand 
gehen zu können. Die Frankfurter Reichsverfaſſung und Die 
Union, welche bisher trennend zwiſchen ihnen geftanden hatten, 
beftanden nicht mehr. Warum, meinte er, follten fie nun nicht 
mit ihm zujammen arbeiten, um noch joviel an Eonftitutionellen 
und nationalen Einrichtungen für den Deutichen Bund zu fichern, 
als fi) unter den traurigen Verhältniffen erreichen ließ? Er ver- 
juchte daher, die gothaiſch gefinnten Mitglieder der preußiichen 
Kammern zu einem gemeinjamen, auf die Forderung einer Volfs- 
vertretung am Bunde gerichteten Vorgehen zu bewegen. Aber er 
wurde zurüdgemwiejen. Georg Beieler, den er wiederholt um eine 
mündliche Ausſprache gebeten hatte,?) lehnte fie unter durchfichtigen 





1) Hanfemann an Manteuffel 11. Dezember 1850: überjendet Zuſaßz— 
bemerfungen zu dem Bromemoria vom 8. Auguft. (Mitgeteilt von Poſchinger, 
Manteuffel 1, 8658860.) — Hanfemann an Alvensleben 11. Dezember: über- 
jendet dad Promemoria vom 8. Auguft und die Zufagbemerkungen. — Alvens— 
lebens Antwort 17. Dezember 1850. 


2) Am 23. Dezember überfandte Hanfemann an Bejeler jeine Schreiben 
an Manteuffel vom 8. Auguft (das Promemoria) und 11. Dezember. Jm 
Begleitichreiben heißt es unter anderem: 

„Der Schmerz darüber, daß das weitejte Ziel meines feit zwei Dezennien 
verfolgten politiihen Strebens, Preußen vermitteljt der Hegemonie über die 
mittleren und kleineren deutfhen Staaten groß und ſtark zu machen, beim Ein- 
treten der möglichſt günftigften Berhältnifie durch eine ungeſchickte oder unzu—⸗ 
verläfjige Hand mißlingen werde, war die Urſache zu meiner damaligen erniten 
Erfrantung. Ste mögen hieraus bei Erwägung meiner Anfichten entnehmen, 
wie ſchwer die Erkenntnis der völlig veränderten Sadlage, insbeſonders de# 
großen Umſchwungs in den imneren Verhältniſſen Ofterreich® bei mir wiegen 
muß, um den Lieblingsplan meines politiihen Lebens aufgeben zu können. 
Aber ich erachte es als Pflicht, mich ſorgſam zu hüten, politiiche Dinge nicht 
nad meinen Wünjchen oder Gefühlen, fondern nah der Wirflicdhleit zu beur- 
teilen und im diefer vermag ich jet feinen Grund zu einer anderen Auffafiung 
als der in beiliegender Korreipondenz enthaltenen zu finden.“ 
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Bormwänden ab und jchrieb ihm dann am 27. Dezember 1850, 
daß er den Gegenja ihrer Anſchauungen in der deutjchen Frage 
für einen prinzipiellen halte, jo jehr fie auch in Bezug auf die innere 
Politik übereinftimmten. Daß Hanjemann ſich mit den derzeitigen 
Zuftänden und Möglichkeiten zu verftändigen fuche, jei nach dem 
Standpunft, den er jtet3 eingenommen, ganz in der Orbnung. 
Er aber halte ein gewiſſes Maß politiicher Einheit und eine 
nationale Grundlage der deutichen Verfaſſung, ohne die öfterreichiichen 
Fremdvölker, für jo mejentlich, daß er ſich vorerft aftiv an der 
deutſchen Politik nicht mehr beteiligen fünne. Das deutiche Volf 
müffe und fönne eben warten, bis jeine Stunde mieder jchlage; 
den Vorwurf der Ydeologie zu vernehmen jei er gewohnt und 
er wiſſe ihn zu tragen. Tief befümmert berichtete Hanjemann zu 
Beginn des folgenden Jahres an Mathy über den Niedergang 
der Fonftitutionellen Partei, die fi um Kraft und Anjehen ge: 
bracht habe, weil fie fich nicht rechtzeitig, jpäteftens im Sommer 
1850, von den Rabomig-Phantafien abwandte. Wie ein Alp lafte 
die jüngfte Vergangenheit auf der Partei; darum jei die Dppofition 
in der Kammer jo lahm. Sein Dppofitionsglied habe es gewagt, 
das Mintfterium am empfindlichften Punkte zu treffen, ihm zu 
jagen, „daß die fönigl. Profflamation vom 15. Mai 1849 und 
der Vertrag vom 26. Mai die alberniten und unwürdigſten Afte 
der Politif waren, daß ferner die weitere Ausführung der Sache 
jo ungeichidt wie möglich war, daß man fich im Juni 1849 mit 
Bayern dennoch über die Annahme des Vertrages einigen fonnte, 
wenn man nur der Form nad) auf den Kaifer (Reichsvorjtand 
genannt) verzichten wollte, daß man im Sommer 1850 jogar zu den 
vorteilhafteften Bedingungen mit Dfterreich fich verftändigen fonnte, 
daß das Minijterium einzig und allein, nicht die Kammern, das 
Zand an den Abgrund eines Krieges mit mächtigen Feinden ge- 
führt habe u. ſ. w.“ Und noch immer trügen die Konftitutionellen 
den Radowitz-Staat im Herzen. Vergeblich habe er fie zur 
Forderung einer Bollsvertretung beim Bunde bemegen mollen. 


„So find die Konjtitutionellen jet die Sündenböde geworben, 
Bergengrün, David Hanfemann. 41 
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denen das Land es zufchreibt, daß das Minifterium unpraftifche 
Dinge in der deutſchen Sache verfolgt habe.” ') 

Was Hanjemann gegen das Minifterium auf dem Herzen 
hatte, alle in diefem Schreiben aufgezäblten Vorwürfe wollte er 
in der Adreßdebatte der erften Kammer am 8. Januar 1851 vor- 
bringen. Aber er wurde durch frühen Schluß der Debatte, den 
die Freunde Manteuffel3 herbeizuführen wußten, daran gehindert. 
Erft vier Monate jpäter, als die Regierung die Bemwilligung von 
18 Millionen zur Dedung der Mobilmahungstoften forderte, fand 
Hanjemann die Gelegenheit dazu wieder, nachdem er mittlermeile 
durch die fiegreiche Reaktion auch aus jeiner Stellung als Chef 
ber Preußiichen Banf verdrängt worden war. Manteuffel pflegte, 
wenn er wegen Dlmüß zur Rede geitellt wurde, ohne auf die 
Sache jelbft einzugehen, die Schuld auf die liberalen Schwärmer 
und Ideologen abzumälzen, die mit ihrem unpraktiihen Sinn nun 
auch die Notwendigkeit des Ganges nah Olmütz nicht einfehen 
wollten. In einer jchneidend jcharfen Rede wies Hanjemann am 
3. Mai, leider in Manteuffels Abweſenheit, nach, daß die Bolitif 
der Ideologie für den preußiichen Staat mit dem 26. Mai 1849 
begonnen habe und alle Sünden dieſer Bolitif ſowie die Schmach von 
DImüg auf ein und dasjelbe Minifterium zurüdfallen, das nod) 
zur Zeit die Gejchäfte leite. Gerlady hatte die geforderten 18 
Millionen als eine billige Buße für die Revolution bezeichnet. 
Hanjemann ermwiderte ihm, daß man die Buße und was zu Dimüg 
erreicht wurde auch umſonſt hätte haben fünnen. Mit direkter 
Bezugnahme auf Manteuffel aber äußerte er: „Für mich mwenig- 
itens ift es jedesmal im höchſten Grade traurig, die Regierung in 
der erniedrigenden Lage zu jehen, daß der nämliche Mann, mwelder 
die frühere Bolitif und alles, was mit ihr zufammenhängt, in den 
energiichiten Ausdrücken als vortrefflich geichildert hat, jest die 
nämliche Bolitif als Revolution verdammt und ftol3 darauf ift, 
mit der Revolution, d. h. mit feiner eigenen Politik, zu brechen.” — 

Sehen wir bei einem Wendepunfte der deutichen Gejchichte 


1) Hanfemann an Mathy 18. Januar 1851. 


Hanſemanns großdeutfher Standpuntt. 643 


angelangt, der auf Jahre hinaus die öffentliche Diskuffion natio- 
naler ragen und aud Bannjemanns Teilnahme an der praf- 
tiſchen Politif unterbradh, zurüd auf den Weg, welchen Hanfe- 
manns Beitrebungen während der drei legten ‚jahre genommen 
hatten. In allen innerpolitijchen fragen war er derjelbe geblieben; 
für die praftiiche Behandlung der deutichen Frage aber hatte ſich 
feit 1848 jein Standpunkt verjchoben. Um die eingetretene 
Veränderung mit einem Worte zu bezeichnen: der Mann, der 
ein halbes Menjchenalter hindurch die preußiiche Hegemonie 
im bumbdesjtaatlid) geeinigten außeröfterreihiihen Deutichland 
vertreten hatte, der Kleindeutiche, war großdeutich geworden. 
Selbftverftändlich fann dieſes Wort, auf ihn angewendet, nicht 
wie bei den Süddeutſchen einen preußenfeindlichen Sinn haben. 
Aber Hanjemann ift durchdrungen davon, daß nad dem 
Scheitern der preußilchen Einheitsbeitrebungen, bei der hoffnungs- 
lojen Unfäbhigfeit der preußiichen Regierung feine andere 
Wahl bleibe, als vorläufig die beftehenden Bundeserhältniffe 
anzuerfennen und ihnen eine möglichit günftige Seite abzu- 
gewinnen. Er ift zu thatfräftig veranlagt, um ſich trauernd über 
den Zujammenbruch lange gehegter Hoffnungen unthätig und pro- 
teftierend zurüdzuziehen. Wie immer will er auch jet auf dem 
Boden der gegebenen Thatſachen ftehen und wirken. Auf dieſem 
fich zurecht zu finden, nachdem er fich einmal mit ſchwerem Herzen 
in das Unabänderliche gefügt, gelingt ihm aber leichter als vielen 
jeiner Zeitgenofjen, weil das allgemeine deutſche Nationalgefühl 
als folches für ihn eigentlich) nie eine abjolute, zwingende Größe 
gewejen ift, nie fein preußiiches Bemwußtjein überwogen und jein 
politifches Verhalten immer nur jo weit bejtimmt bat, als es den 
praftiichen Staats- und Madhtinterejjen Preußens dienen fonnte. 
Er verwindet aljo das Scheitern des nationalen Einigungswerkes 
leichter al$ mancher andere, zumal er die Form, in der es zu ver- 
wirflichen verjucht worden war, jo nachdrücklich und heftig befämpft 
hatte. In diefem Kampfe waren aber die Mittelftaaten und Ofterreich 
gleihjam feine Bundesgenojjen geweſen und aus diejer gemein- 


jamen Feindichaft gegen den unitarifchen Bundesitaat erwächſt ihm 
41% 
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eine menſchlich begreiflide Sympathie für Öfterreih und bie 
Königreiche. Politiſch war fie völlig verfehlt. Denn jelbftver- 
itändlich blieb Hanfemann was er gemwejen war, in erfter Linie 
Preuße. Preußens natürliche Freunde waren indeſſen feineswegs 
jene jondern die Kleinftaaten, welche bei Preußen Schu vor der 
Begehrlichkeit der Königreiche juchten. Hanſemann aber hätte fie 
damals ruhig den Mittelftaaten geopfert. Bon der tiefgründigen 
Feindichaft der letzteren und Öſterreichs gegen Preußen hatte er 
feine Ahnung. Er täufchte fih vollfommen in der Annahme, das 
mit dem Erlöjchen der Gefahr, durch eine Reichs- oder Unions- 
verfaflung mebdiatifiert zu werden, fich ein natürliches Vertrauens- oder 
gar Schugverhältniszmwiichen den Mittelftaaten und Preußen ausbilden 
werde, weil fie das doch mächtigere Ofterreich mehr fürchten müßten. 
Er war geneigt, in dem Verhalten der Mittelftaaten zu Preußen 
nur den Ausdrud eines begreiflihen und vorübergehenden Mip- 
trauens gegen deſſen ehrgeizige Abfichten zu jehen. Ganz ebenjo 
verfannte er vollfommen, daß Schwarzenberg die Aufnahme des 
ganzen Kaijerftaates in den Bund betrieb, um nachdrücklicher als 
zuvor Deutichland zu beherrfchen und die deutjchen Intereſſen in 
den Dienft der öfterreichifchen zu ftellen. Er dachte ähnlich mie 
Friedrich Wilhelm IV., daß mit der Aufnahme Gejamtöfterreichs 
in den Bund eine jpezifiich öfterreichiiche Politif aufhören und 
das Haus Habsburg Hand in Hand mit Preußen nur noch eine 
deutiche Bolitif treiben werde,) zumal ja ber neuzentralifierte 
Staat die Germanifierung mit ganz anderem Erfolge als vorher 
zu betreiben verſpräche. Was Hanjemann fehlte, um zu einer 
rihtigen Würdigung der öfterreichiichen Politik, ihres Ehrgeizes 
und ihres Preußenhafjes zu fommen, war der Mangel einer in 
verantwortlicher, diplomatifcher Stellung erworbenen praftijchen 
Erfahrung, — wie fie fi Bismard um diefe Zeit in Fyranffurt 
aneignete. Dazu fam noch der Umftand, auf den wir jchon ein- 
mal hinwieſen, daß Hanjemann von den Wirkungen der öfter- 
reichifchen Verfaſſung auf die innere und ausmärtige Bolitif des 


1) Sybel 2, 70. 
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Kaiſerſtaates übertriebene Vorftellungen hegte. ine Wiederkehr 
Metternichicher Regierungsmarimen hielt er für ausgefchlofjen; er 
bewunderte die rüdfichtslofe Kraft und Klugheit Schmarzenbergs 
gegenüber der Schwäche und dem Ungeſchick der preußifchen 
StaatSmänner und wollte es nicht glauben, daß ein jo hervor- 
ragender Minifter für den Wert Fonftitutioneller Staatsformen 
fein Berjtändnis haben ſollte. Daß die öfterreichiiche Verfaſſung 
nur auf dem Papier jtand, daß fie bald darauf aufgehoben wurde, 
hielt er nur für ein Zeichen der großen Schwierigfeiten, welche 
die inneren Verhältniſſe Dfterreichs ihrer Durchführung entgegen- 
jegten. An der fonjtitutionellen Gefinnung ſelbſt eines Schwarzen- 
berg zmeifelte er nicht. Das freiheitsfeindlihe Metternichiche 
Syſtem hatte DOfterreich "den Deutjchen gründlich entfremdet; die 
neue Ara, davon war er feit überzeugt, mußte es ihnen wieder 
nahe bringen. So glaubte er denn, daß infolge des Gefinnungs- 
wechſels in der öfterreichiichen Regierung jeit dem Sturze Metter- 
nichs auch die alte Bundesverfajlung Deutichlands erträglicher, ja 
beiljamer als in der vormärzlichen Zeit geworden jei. Sein Ver- 
trauen zu der Weisheit, zu der deutichen und freifinnigen Rich- 
tung der öfterreichiichen Staatsleitung war jo groß, daß er in 
einem Briefe an den öfterreichiichen Handelsminiſter von Brud 
vom 29. April 1851 ganz eritaunt bemerfte, daß das Verfahren 
Ofterreichs in Heffen und Holftein jowie der Zufland der öfter- 
reichiſchen Finanzen in unbegreiflihem Widerjprud zu der von 
einer großartigen Anjchauung getragenen Bolitif des Kaijerftaates 
ftänden, der die durchgreifenditen Reformen zu verwirklichen im 
Begriff jei. Uns freilich will eher die Trübung des jonjt jo flaren 
politiichen Blickes bei Hanjemann unbegreiflicy erjcheinen, der aus 
den erwähnten Thatjachen doc) nicht die Erkenntnis ſchöpfte, daß ſich 
in ihnen der eigentliche Charakter der öfterreichiichen Staatsfunft am 
beutlichjten offenbart. Man fieht, die Erlebnifje der Revolutions- 
zeit, ihre Kämpfe und Wirren waren auch an Hanjemann und 
jeinen Anfchauungen nicht vorüber gegangen ohne eine ftarfe 
Reaktion zu erzeugen, die in jeiner veränderten Stellung zur 
deutfchen Frage hervortrat. Wohl hat ihm die Politif Ofterreichs 
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und der Mittelftaaten jett wie in den folgenden Jahren ſchwere 
Enttäufchungen gebracht, aber dieſe wurden fompenftert durch Den 
nicht minder ftarfen Eindrud, den die Herrichaft des Junkertums 
in Preußen auf ihn machte. Auf beiden Seiten waren die Sünden 
der Reaktion gleich jchmer und vermochten die zu Gunften groß- 
deuticher Betrachtungsweiſe geftellte Wage nicht mehr zu ver- 
ihieben. Wir werden jpäter jehen, in welchem Make dann 
Hanjemanns handels- und wirtichaftspolitiiche Ideen einer groß: 
deutihen Auffaffung der Politik Vorſchub leiſten mußten und fie 
mirflich unterftüßt haben. 

Hanjemanns aktive Teilnahme an der Politik, die ihm jo viele 
Enttäujhungen gebracht hatte, hörte num jeit Mitte 1851 faft 
ganz auf. Zwar blieb er noch — feit 1850 als Vertreter Aachens 
— Mitglied der erften Kammer bis zum Herbſt 1852 und that 
jeine Pflicht als ſolches in vollem Umfange. Aber die Bolitif 
war nicht mehr jein hauptjächlichiter Beruf. Wir werden jehen, 
wie er, aus dem Staatsdienſt entlafien, fi einem fauf: 
männijchen Unternehmen zuwandte, das die völlige Hingabe und 
Anfpannung jeiner Arbeitskraft forderte. In der Kammer drang 
er der gejchlojlenen fonjervativen Majorität gegenüber mit jeiner 
Meinung nie durch; ja, jeine Gegner mußten durch Debatteichluß 
und andere Mittel ihn und jeine Fonjtitutionellen Gefinnungsge: 
nofjen nur zu oft am Reben zu verhindern. Dazu war ihm die 
Thätigfeit in der erften Kammer durch deren verfafjungsmäßige 
Bedeutungslofigfeit in allen Finanzfragen verleidet. Wiederholte 
Bemühungen um ein Mandat für die zweite Kammer blieben er- 
folglosg. Er konnte auch darin nur einen Mangel an politijcher 
Reife bei den Wählern jehen. „Wenn ich von meinem Selbft 
ganz abitrahiere,“ fchrieb er Ende 1851, „jo habe ich die Anficht, 
daß Männer meiner Art in die zweite Kammer, nicht in die erfte 
gehören, und daß es weder in England, noch in Frankreich und 
Belgien vorfommen würde, daß man Kühne und mich gerade nicht 
in die Stellung brächte, wo finanzielle Befähigung von einer praf- 
tifchen Wirkung fein fann. Denken Preußens und insbefondere 
die Wähler Rheinlandse, wo es an Spuren meiner finanziellen 
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und jtaatsöfonomijchen Wirfjamfeit von 1848 und früher nicht 
mangelt, anders — nun, jo habe ich es in der erften Kammer 
etwas bequemer als in der zweiten und darin finde ich mich für 
meine Perſon jehr gut.” Schließlich aber hielt er die meitere 
unfruchtbare Zugehörigfeit zur erften Kammer für Zeitvergeudung. 
Er erflärte feinen Wählern, daß er dem PBaterlande durch die 
Arbeit an der Disfonto-Gefellichaft mehr denn als Kammermitglied 
dienen könne und lehnte im November 1852 die Annahme eines 
Mandats für die erfte Kammer ab. 

Sp Ffehrte denn Hanjemann wieder zu jeinem urjprünglichen 
Berufe, dem faufmännifchen, zurüd. Bevor wir aber dem legten 
großen Werk jeines Lebens, der Gründung und Leitung der 
Diskonto-Gejellichaft näher treten, haben wir noch die Betrachtung 
jeiner zweieinhalbjährigen Thätigfeit als Chef der Preußifchen Bant 
nachzuholen, die gleichfam die Rückkehr von der politiichen zur 
faufmänniichen Wirkſamkeit vermittelte. 





IX. Kapitel. 
Preußiſche Bank und Diskonts-Gefellfchaft. 


Nach dem Rücktritt des Staatsminifters Rother von jeinen 
zahlreichen Ämtern, zu denen auch das eines Chefs der Preußifchen 
Banf gehörte, im März 1848, wurde die oberite Verwaltung der 
Banf proviloriih von dem Präfidenten des Hauptbanfdireftoriums 
von Lamprecht als ftellvertretendem Chef geführt. Der thatjächliche 
Zuftand der Dinge blieb im mwejentlichen derjelbe, wie er gemejen 
war, da Rother, der als Banfchef fein bejonderes Gehalt bezog, 
nur ein allgemeines Dberauffichtsrecht für fi in Anſpruch ge- 
nommen, im übrigen aber das Hauptbankfdireftorium und ihren 
Präfidenten die Bank jelbitändig hatte leiten lafjen. 
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Das änderte fih, als Hanſemann am 21. September 1848 
zum Chef der Banf mit einem Gehalt von 5000 Thlr. und 
1000 Thlr. Mietsentihädigung ernannt wurde. Daß gerade ihm 
die Leitung des wichtigen Inſtituts anvertraut wurde, lag nabe 
genug. Er hatte die Befähigung zu diefem Amt nicht nur durch 
jeine Verwaltung de3 Finanzminifteriums im allgemeinen nadhge- 
wiejen, fondern fich gerade in dieſer Zeit als vorzüglicher Kenner 
und Drganijator von Bankunternehmungen bewährt: der Schaaff- 
hauſenſche Bankverein in Köln, die ftädtiiche Banf in Breslau, 
die Darlehnsfaffen — ſämtlich in der NRevolutionszeit ins Leben 
gerufen — waren wejentlich jein Werk. Schließlich hatte er, wie 
bereits erwähnt wurde, noch furz vor dem Rücdtritt als Finanz— 
minifter die jogenannten Normativ-Bedingungen für die Kon- 
zeffionierung von privaten Zettelbanfen ausgearbeitet. Gemeinjam 
mit Milde, dem Handelsminiſter, legte er fie am 11. Sep— 
tember in einem Immediatberichte dem Könige vor, der fie am 
15. September beftätigte und jofort publizieren ließ.) Erſt durd 
die Aufftellung der Normativ-Bedingungen wurde die Ausführung 
der Verordnung vom 11. April 1846 über die Grrichtung von 
Zettelbanfen?) möglid. Zwar hatte auch Rother ſchließlich noch 
Ende Dezember 1847 einen Entwurf fertig geſtellt. Da dieſer 
aber in übertriebener Ängftlichfeit den Banken gar feine Bewe— 
gungsfreiheit gönnte und die Gründung von Zettelbanfen eher 
zu erichweren als zu fördern geeignet war,?) jo wurde er durd 
die von einer freieren Anfchauung in Bankfachen getragenenRormativ- 
Bedingungen Hanjemanns erjegt. Auch fie waren jedoch noch ſehr 
vorfichtig abgefaßt und man hat fie nach einigen Jahren als läftige 
Hemmungen empfunden.) Der Ruf nad) Banffreiheit ericholl 


1) Bojhinger, Bankweſen und Bantpolitif in Preußen 2, 117 fi. 

2) ©. ©. 806. 

3) Poſchinger 2, 110. 

4) Die folidariihe Berhaftung aller Bantteilnehmer, welche der Erlaß 
vom 11. April 1846 vorfab, fiel fort. Dagegen durften die Notenbanten feine 
verzinslihen Depofiten annehmen und der Gejamtbetrag der Noten aller Privat: 
banten follte 7 Mill. Thlr. nicht überfteigen. 
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immer lauter. Gewiß aber war es heiljam, daß ihm nur all- 
mäblich Folge geleijtet wurde. Bis 1857 blieben die Normativ- 
Bedingungen unverändert; dann traten weitere Grleichterungen 
ein. Im genannten Yahre gab es in Preußen außer der Preu- 
Biihen Banf act Banken, die das Recht der Notenausgabe 
hatten.) Die meilten von ihnen wurden freilicd; erſt 1856 und 
1857 gegründet. 

Daß der neue Banfchef jein Amt nicht als eine gut bezahlte 
Sinefure betrachten werde, mußten alle willen, die als Freunde 
oder Feinde Hanjemann fennen gelernt hatten. Gleichwohl gefiel 
ſich die Kreuzzeitung in dergleichen Behauptungen.) Diejelbe 
Partei, deren Organ ihn als Schmaroger am Körper des Staates 
binftellen wollte, hat ihm dann gerade aus dem Umftande, daß 
er die Zügel energifch ergriff und jeine Stellung als das Gegen- 
teil einer Sinefure betrachtete, einen Yallftrid zu drehen gewußt. 

Hanjemann richtete als Chef der Bank jein Augenmerk haupt- 
ſächlich auf zwei Punkte: die Solidität der Bank follte in vollftem 
Make gewahrt und zugleid” dem handel- und gemerbetreibenden 
Publikum jede nur irgend zuläffige Erleichterung gewährt werden. 
Die Aufgabe wurde durch die Unficherheit der politijchen Ver— 


ı) Poſchinger 2, 188. 

2) N. Pr. Big. 1848 v. 27. Sept. u. 14. Oliober. In der ießtgenannten 
Nummer wird 9. als politiiher Charlatan bezeichnet, der gern tiefe Schnitte 
ins Fleiſch der preußiſchen Finanzen made (Anfpielung auf Hanſemanns 
Außerung vom 22. Sept., dab dad Mintfterium Auerswald der Reaktion tief ins 
Fleiſch geichnitten habe. ©. S. 551) und dabei ein recht fettes Stüd in Form einer 
Sinekure herausgeichnitten habe. — Dasjelbe Blatt fegte ferner das Gerücht in 
Umlauf, er babe für fein Amt die richterliche Unabfegbarkeit gefordert. Hanfemann 
erflärte es für unwahr, worauf die Zeitung ihn derlüge zieh. Nun reichte Hanjemann 
eine Denunziation gegen fie beim Staatsanwalt ein. Auf des Webalteurs 
Wagener Bitte, der eine „ärgerliche richterlihe Erörterung“ vermeiden wollte, 
zog er fie nachher zurüd, nachdem Wagener in der Kreuzzeitung eine Ebren- 
erflärung veröffentlicht hatte. N. Br. Big. 1849 Nr. 27, 29, 87 und 124. 
Hanfemann an Staatdanwalt Sethe 16. Febr.; Wagener an Hanfemann 31. Mai 
1849. — Das Gerücht drang bis zum König, der darüber von Kühne, dem 
imterimiftiichen Finanzminifter, Bericht forderte. Diefer fonnte in den Alten 
nichts finden und riet, die Sache auf ſich beruhen zu lafien. (Geh. Staatsarchiv.) 
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hältnifje nach außen und innen, die Handelsftodungen infolge der 
1849 erneuerten dänijchen Blodade und 1850 durch die Gefahr 
eines großen Krieges erheblich erſchwert. Der Bankverfehr konnte 
in diejen Jahren ebenfomenig mie die Dividende der Banfanteils- 
eigner eine nennenswerte Steigerung erfahren. Trotzdem ift der 
Leitung der Banf unter jo ungünjtigen Zeitverhältniffen und der 
glänzenden Befähigung Hanjemanns auch von jeinen Gegnern 
volle Anerkennung zu teil geworden.) Bismard war es, Der 
1851 als Berichterftatter über den Etat der Bank in der zweiten 
Kammer diefer Überzeugung Ausdrud gab, während er, wie wir 
fehen werden, gleichzeitig aus politischen Gründen die Entlafjung 
Hanfemanns betrieb. Aber eine Epoche in der Geſchichte der 
Preußifchen Banf ift die zmeieinhalbjährige Verwaltung Hanſe— 
manns nicht geweſen. An einer eingreifenden Reform der Ber- 
waltung und gar der ganzen Bankordnung von 1846 hinderten 
ihn indeffen nicht nur die allgemeinen Zeitumftände, jondern auch 
andere Schwierigkeiten, perfönlicher und politifcher Art, die fidh 
ihm jehr bald in den Weg jtellten. 

An jeiner alten Überzeugung, daß eine große Privatbant 
folider und nußbringender jei al3 eine Staatsbanf oder gar ein 
Smititut von dem gemilchten Charakter der Preußiichen Banf, hielt 
Hanjemann auch jegt unerjchütterlich fef. Er befand fich daher 
in der eigentümlichen Stellung, ein großes Unternehmen zu leiten, 
das in einer feinen Grundjägen mwiderjprechenden Weile gebildet 
war. rgend ein Vorwurf erwächſt ihm daraus nicht; es handelte 
fi) um feinerlei fittliche oder politische Überzeugungen, fondern 
um Fragen der Drganijation und der praftiichen Zmedmäßigfeit. 
So wenig Hanjemann die Hand zur Gründung des halb ftaat- 
lichen, halb privaten Inſtituts geboten hätte, jo wenig lag für ihn 
ein Grund vor, nachdem es ins Leben getreten war, die technijche 
Leitung abzulehnen. Wohl aber hielt er es für feine Pflicht, die 
Umwandlung der Preußiſchen Banf in ein großes Privatinftitut 
herbeizuführen. Welche Gefahren er für die Banf gerade von 


1) Bofhinger 2, 24 ff., 31. 
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ihrem halb ſtaatlichen Charakter befürchtete, hatte er bereits vor 
zwanzig Jahren ausgeiprodhen.!) Sie lagen nad jeiner Meinung 
in den Forderungen, welche der Staat in jeinem wirklichen oder 
vermeinten Intereſſe, bejonders bei politifchen Kriſen, an bie 
Leiftungsfähigkeit der Bank ftellen fonnte; fie lagen darin, daß 
der Staat genötigt werben fonnte, die Banf ihrer eigentlichen Auf» 
gabe, der Hebung von Handel und Verkehr zu entfremden und 
fie mehr oder weniger in den Dienft politifcher Intereſſen und 
Zwede zu jtellen; endlich darin, daß im Kriegsfall ein fiegreicher 
‚Feind die Banfgelder vorausfichlicd; als Staatseigentum betrachten 
und behandeln mwürde.?) 

Kaum hatte er, von jeiner Urlaubsreije heimgefehrt, Ende 
November 1848 die Führung der Gejchäfte übernommen, als ge- 
rade diefe Kardinalfrage der Banfreform jchon an ihn herantrat. An- 
fang Dezember richtete der Zentralausichuß der Banfanteils-Eigner 
eine Eingabe an ihn mit dem Erjuchen, auf eine Veränderung ber 
Banfordnung in dem Sinne binzumirkfen, daß die Banf gegen 
etwaige Zumutungen des Staates, ihm einen die Solidität der 
Bank gefährdenden Kredit zu bemilligen, mehr als bisher geichüßt 
werde. Hanjemann antwortete am 23. Dezember 1848, daß ihm 
„zur Erreihung des mit diefem Antrage beabfichtigten Zmedes 
noch tiefer greifende Veränderungen des BantinftitutS nötig er- 
icheinen” und daß er im mwohlverjtandenen Intereſſe der Aftionäre, 
der Regierung und des Bublifums folche Veränderungen in An- 
regung bringen molle, jobald die politiichen Verhältniſſe ſich 
fonfolidiert hätten. Dieſe Vorausjegung für ein reformatorifches 
Vorgehen trat in vollem Umfang mährend Hanjemanns Amts- 
thätigfeit überhaupt nicht ein. immerhin wäre Hanjemann nach— 
dem die Verfaffung am 6. Februar 1850 beichworen worden war, 
wohl an die Ausführung feiner Abfichten herangetreten, wenn nicht ge- 
rade damals jomohl von jeiten der Kreuzzeitungspartei wie von dem 
ihm untergebenen Hauptbanfdireftorium eine Aftion gegen ihn 

) S. ©. ff. 


2) Bol. Hanjfemanns Schrift „Banknotenfyftem für deutiche Bundes: 
jtaaten“. 1857. ©. 48. 
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eingeleitet worden wäre, melde ihm ein Vorgehen in der bezeich- 
neten Richtung unmöglich machte. Wie ernftlich ihn Reformpläne 
beichäftigten, die fich nicht nur auf eine Revifion der Bankordnung 
jondern auch auf eine bebeutendere Ausdehnung des Geſchäfts— 
betriebes durch Errichtung von Bankfilialen, Sparfafjen und ähn: 
lien nitituten „in allen in frage fommenden Orten“ bezogen, 
zeigen feine Bemühungen Karl Mathy an jeine Seite zu ziehen. 
Obwohl er in der deutichen Frage aud mit Mathy nicht über- 
einftimmte, der die Unionspolitif nur wegen der jchwächlichen 
Ausführung tadelte, ihr Prinzip dagegen gut hieß, jo vermochte 
Hanjemann fi) doch mit ihm von allen Gothaern am bejten zu 
verjtändigen. Mit MWohlgefallen bemerkte er an Mathy einen 
Haren, auf die Wirflichfeit gerichteten Sinn, dem alles Schwämerifche 
und Doftrinäre, die Hanjemann jo verhaßte Ideologie, völlig fern 
lag; und nicht minder jchägte Hanjemann an ihm jeine reichen 
ftaatsöfonomilchen Kenntniffe und jeine unabhängige, gemäßigt 
liberale Gefinnung. m Mathy hoffte er ebenjojehr einen ver: 
ſtändnisvollen, gedanfenreichen Gehilfen für die Durchführung der 
beabfichtigten Reformen wie eine wirfjame Stüße gegen Die 
Büreaufratie und das ihm feindjelige Hauptbanfdireftorium zu 
gewinnen. Ein ganzes Yahr lang haben fich die Verhandlungen 
über den Eintritt Mathys in den Banfdienft hingezogen. Anfang 
1850 unternahm Mathy eine Reife nad; Hamburg und Holitein. 
Auf der Rückreiſe bejuchte er eine große Gejellichaft bei Hanje- 
mann, in der er Vertreter der verichiedenften politiichen Richtungen 
vereinigt fand, eine Wahrnehmung, über die er fich jpäter brieflich 
gegen den Gaftgeber mit großer Befriedigung ausſprach. Hier 
teilte ihm Hanjemann jeine Abfichten mit. Auch Manteuffel, mit 
dem Hanſemann jchon früher über Mathy geiprochen hatte, fragte 
ihn, ob er geneigt jei, in preußiiche Dienfte zu treten. Mathy 
behielt fich eine Antwort bis nad) dem Schluß des Erfurter Reichs- 
tages vor und nahm dann das Anerbieten an. Unterdeſſen hatten 
aber, wie noch erzählt werden ſoll, die Verſuche, Hanſemann aus 
jeiner Stellung zu verdrängen, begonnen und Hanjemann hielt 
es für beſſer, daß Mathy fich bis zur Entjcheidung der Affaire 
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gedulde. ALS dieje vorläufig zu Hanjemanns Gunften erfolgte, 
hatte indefjen der reaftionäre Geift in der preußiichen Verwaltung 
derart überhand genommen, daß an eine Anftellung Mathys nicht 
mehr zu denfen war. Anfang Januar 1851 riet der Finanz- 
minijter Rabe nad Rückſprache mit Manteuffel, der doch vor einem 
Jahre Mathy jelbft Hoffnungen gemacht hatte, von einem erfolg- 
Iojen Antrage abzujehen. Diefen Antrag hatte Hanfemann bereits 
aufgeſetzt. Er wollte Mathy als Rat im Bureau des Chefs der 
Banf mit 2000 Thlr. Gehalt anftellen lafien und begründete feinen 
Wunſch damit, daß die beabfichtigte Erweiterung der Bantthätigfeit 
die Schaffung bejonderer Kontrollen und Einrichtungen voraus- 
jege, für welche er einer Hilfskraft von außerordentlicher Befähigung, 
wie Mathy fie jei, bedürfe. Mathy jei nie ultraliberal gemejen; 
eine Kapizität wie ihn würde man in öſterreich jofort anftellen. 
Hanjemann behielt jegt die Eingabe zurüd und jchrieb an den 
Rand des Konzeptes: „Hiervon ift fein Gebraud; gemacht, weil 
eine offizielle Anfrage böjes Blut gejegt und doch nichts an dem 
traurigen politiichen Zuftande, der dem Eintritt befähigter Männer 
entgegeniteht, geändert hätte.” 

Das Yahr 1849 war ohne bejondere Zmwilchenfälle in der 
Bankverwaltung verlaufen. Das Verhältnis des Cheis zu dem 
Vräfidenten des Hauptbankdireftoriums v. Lamprecht blieb an- 
icheinend ein normales, jo läftig diefem an eine völlig jelbftändige 
Amtsführung gemöhnten Beamten die Unterordnung unter den 
Willen und die ftetige Aufficht jeines Vorgejegten auch jein mochte. 
Im folgenden Jahre fam es aber zum Konflif. Lamprecht 
fehnte fich nach der früheren Bewegungsfreiheit, wie er fie unter 
Rother beieflen, zurüd. Er ftand aber außerdem Hanjemanns 
politischen Gegnern, der Kreuzzeitungspartei, nahe, die denn aud) 
jofort mit allem Nahdrud auf Lamprechts Seite trat. Lamprecht 
mar ein durchaus verdienter Beamter, dejjen Tüchtigfeit Hanie- 
mann aud nicht unterjchägte. Er mar aber eben nur Beamter 
und nicht Kaufmann, und Hanjemann vermißte an ihm ſolche 
Eigenichaften, wie fie gerade die Leitung eines faufmännijchen 
Unternehmend, das die Bank doch mar, erforderte. Auf 


654 IX. Rapitel. 


mehreren Dienſtreiſen zur Befichtigung der Filialfontore jand 
Hanjemann, daß die Geichäfte nicht immer mit der nötigen 
Solidität geführt wurden, — nicht weil irgend eine Pflichtver- 
gejienheit vorlag, jondern weil der Banfleitung die faufmännifche 
Einficht fehlte. Hanſemann mißbilligte vieles an der Praris der 
Wechjeldisfontierungen und Lombarbierungen, durch die er Die 
abjolute Sicherheit der Banf gefährdet ſah. Je häufiger er fi 
nun zu Änderungen der bisherigen Bankpraxis genötigt ſah und 
je mehr er unmittelbar in den Gejhäftsgang eingriff, um jo 
gereizter wurde die Stimmung Lampredts, um jo jtärfer 
ber dem Chef entgegengejegte Widerftand. Das Banfdireftorium 
erließ wichtige Verfügungen, ohne den Chef überhaupt nur davon 
in Kenntnis zu jeßen. Ms es gar auf das Geſuch der 
Kaufmannichaft von Schneidemühl über die Errichtung einer Banf- 
KRommandite daſelbſt eine Entjcheidung fällte, ohne Hanjemann 
binzuzuziehen, bejtimmte diejer durd) einen an das Hauptdireftorium 
gerichteten Erlaß vom 19. April 1850, daß ihm von jegt ab alle 
wichtigen Angelegenheiten zur tenntnisnahme oder Genehmigung vor— 
zulegen jeien. Das Verhältnis zu Lamprecht wurde noch geipannter, 
als Hanjemann, dem nad) der Banfordnung eigentlich die von erſterem 
im Banfgebäude bezogene Amtsmohnung zukam, in der jchonendjten 
Form um die Einräumung eines Zimmers derjelben zur Ein- 
rihtung ſeines Bureaus bat, das er bis dahin in feinem Privat: 
quartier untergebracht hatte. Yamprecht erflärte, daß dieſe Zu- 
mutung ihn perjönlid verlege. Am 2. Mai reicht das Haupt: 
banfdireftorium eine Beichwerde über Hanjemanns Erlaß und jeine 
ganze Amtsführung beim StaatSminifterium ein. In derjelben 
wurde ausgeführt, daß der Chef nur zur Kontrolle im allgemeinen, 
nicht zu unmittelbaren Cingriffen im einzelnen befugt jei. 
Hanjemann drohe die ganze Geichäftsleitung an ſich zu reißen, 
wodurch die in der follegialiichen Beichlußfafjung des Haupt: 
banfdireftoriums gegebene Garantie für eine zwedmäßige Be- 
bandlung der Geſchäfte aufhöre und ein bureaufratiiches Einzel- 
regiment eintrete. Außerdem jei die von Hanſemann geforberte 
ipezielle Kontrolle ein Aft unverdienten und fränfenden Mißtrauens. 
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Um der Beichwerde einen größeren Nachdruck zu verleihen, bewog 
Lamprecht den Zentralausfchuß der Banf, d. h. die Vertretung 
der Bankanteils-Eigner, ihr beizutreten. In der That beichloß 
der Zentralausihuß in einer nicht einmal orbnungsmäßig be- 
rufenen Sigung und ohne jede andere Unterlage als Lampredts 
mündliche Mitteilungen, auch jeinerjeitS eine Beſchwerde an das 
StaatSminifterium aus denjelben Gründen zu richten, und verband 
mit derjelben noch den formellen Antrag, die geſamte Bankver- 
mwaltung der oberen Leitung eines verantwortlichen Minifters zu 
unterftellen, da die aus der Zeit des Abjolutismus herrührende 
Immediatſtellung des Banlchefs nicht verfaflungsmäßig ſei. 
Schließlich bat der Zentralausſchuß, daß das gegenwärtige Direl- 
torium der Bank erhalten bleiben möge, da die Anteilseigner zu 
ihm das größte Vertrauen hätten. Von dieſen Schritten wurde 
Hanſemann erſt nachträglich in Kenntnis geſetzt. Lamprecht weigerte 
ſich, dem Erlaß Hanſemanns vor der miniſteriellen Beſcheidung der 
Beſchwerde Folge zu geben, und beſchwerte ſich Ende Mai beim 
Miniſterium aufs neue, als Hanſemann der eigenmächtigen Ver— 
ſetzung von Bankbeamten durch das Direktorium aus einer Stadt 
in eine andere ſeinen entſchiedenen Widerſpruch entgegen ſetzte. 
Hanſemann war über dieſes Verfahren des Direktoriums 
im höchſten Grade empört. Er konnte weder jachlich noch formell 
der Beichwerde die geringite Berechtigung zugeitehen und jah in 
ihr nur ein aus perjönlichen und parteipolitiihen Motiven gegen 
ihn injzeniertes Manöver.!) Schnell arbeitete er eine umfangreiche 
Rechtfertigungsichrift aus, die er am 1. Juni dem Staatsminifte- 
rium zugehen ließ. Er mies in derjelben nad), daß er nicht nur 
banfordnungsmäßig berechtigt und verpflichtet jei, fih um die 
Einzelvermaltung zu kümmern, jondern daß eine jpezielle Kontrolle 
1) Hanjemann an Mathy 9. Juni 1850: „Die Beichwerde des Haupt: 
bankdirektoriums ift ein fo miſerables Machwerk des Herrn von Lamprecht, dab 
eö feine Entitehung nur der Hoffnung verdankt, mich, den parlamentariſch Konfti- 
tutionellen, aus meiner hohen Stellung zu verdrängen.“ Dan jebe, wie dem 
ancien regime der Kamm geſchwollen jei. Er, Hanjemann, habe auf die Be- 


ſchwerde jo geantwortet, daß fie in ihrer elenden Nichtswürdigkeit jedem Unbe— 
fangenen Har werde. 
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durch den Chef auch dringend notwendig jei. Zur näheren. Be- 
gründung fügte er mehrere Anlagen über die Gejchäftsverhältnifje 
einiger Banffilialen bei, aus denen hervorging, daß banftechnifche 
Fehler in der Verwaltung gemacht worden waren und dieje hin- 
fichtlich der Solidität nicht durchweg eine folche jei, daß er die 
ihm obliegende Verantwortung für fie tragen fünne. Das Staats- 
minifterium entjchied denn auch zu feinen Gunften, allerdings nur 
in formeller Beziehung. Am 21. Auguft teilte es ihm mit, daß es 
das Hauptbankdireftorium und den Zentralausichuß über den Un— 
grund ihrer Bejchwerden belehrt habe, da Hanjemann zu jeinen 
Verfügungen durch die Banfordnung von 1846 berechtigt geweien 
jei. Zu einer materiellen Beurteilung der Verfügungen fehle es 
dem Staatsminifterium an Material. Der Antrag des Zentral- 
ausſchuſſes auf Verbindung des Amtes eines Banfchefs mit dem 
eines verantwortlichen Minifters müſſe weiterer Überlegung vor- 
behalten bleiben. 

Damit mar der erfte Angriff abgeſchlagen. Lamprecht be- 
rubigte fi) dabei aber nit. Um die vorbehaltene Enticheidung 
über die Erjegung Hanjemanns durd einen Minifter, aljo die 
Miederheritellung des Verhältniffes, wie es zur Zeit Nothers be- 
ſtanden hatte, zu bejchleunigen, hatte er die Dreiftigfeit, fie im 
Dftober auch von fich aus perjönli” beim Staatsminifterium zu 
beantragen. Einer der Minifter machte Hanfemann privatim davon 
Mitteilung und nun verfuchte diejer die Mitglieder des Zentral- 
ausſchuſſes über den Sachverhalt und die eigentlichen Motive von 
Lamprecht3 Vorgehen aufzuflären, indem er fie durch Vermittelung 
eines Kommerzienrats Kupfer, der gleichfalls zum Ausſchuß ge- 
börte, in vertraulicher Weiſe mit feiner Rechtfertigungsichrift und mit 
den zugehörigen Anlagen befannt machte. Der Erfolg war durch— 
ihlagend. Die meilten Ausjchußglieder, angejehene Kaufleute 
und Yabrifanten, die im Grunde genommen einem Finanzgenie 
wie Hanjemann das größte Vertrauen entgegenbradten, er- 
fannten, daß fie durch Lamprechts einjeitige Darftellung düptert 
und gleichſam überrumpelt worden waren. Es mar evident, 
daß Lamprechts Borgehen einer gereizten Stimmung und einer 
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Animofität gegen Hanfemann entiprang, weil bdiejer mit der 
Bankpraris des Direktoriums unzufrieden war.) Der Ausſchuß 
verfolgte daher feinen Antrag beim Staat3minifterium nicht meiter 
und unterließ jede fernere Unterftügung Lampredts. 

Der Stein war aber doch ins Rollen gelommen und ließ ſich 
nicht mehr aufhalten. Den Tendenzen und der PrariS der zur 
Herrichaft gelangten Reaktion widerſprach es durchaus, einen 
Mann von jo jelbftändiger Gefinnung und einen fo ftrammen 
Vertreter des Konftitutionalismus wie Hanfemann noch länger in 
einer hohen einflußreichen Stellung zu dulden. Gerade die foniti- 
tutionellen Bedenken gegen die Immediatſtellung des Bankchefs 
gaben eine bequeme Handhabe, um gegen ihn vorzugehen. 

Durch die Banfordnung von 1846 war in der That der 
Bankchef unmittelbar dem Könige unterftellt, ohne von einem der 
verantwortlichen Minifter abhängig zu fein. Die Verfafjung ver- 
langte aber unzweifelhaft, daß fein einziger Zweig der Staats- 
verwaltung aus dem Gebiet der minijteriellen Verantwortlichkeit 
beraustrete. Hanſemann erfannte von vornherein, daß eine direkte 
Beziehung feines Amtes zum StaatSminifterium bergeftellt werden 
müſſe, und half fich zunächſt damit, daß er die für den Stönig be- 
ftimmten Verwaltungsberichte nicht diefem, jondern dem Finanz- 
minifter mit der Bitte einreichte, fie dem Könige zur Genehmigung 
vorzulegen, „da nach der Berfafjungsurfunde zu jedem Regierungs- 
afte Sr. Majeftät die Gegenzeichnung eines verantwortlichen 
Minifters erforderlich“ fei.?) Eine definitive Regelung des Verhält- 
niffes, Die durch Fönigliche Verordnung herbeigeführt werden 
Tonnte, erfolgte aber, jo jehr fie Hanjemann auch wünſchen mochte, 
nicht, auch dann nicht, als die Budgetlommilfion der zweiten 
Kammer die Stellung des Bankchefs in Erörterung zog und fie 
in der Kammer Anfang 1850 zur Sprache brachte. Wie von 
einer Seite, jo namentlich von Harfort, der nur private Provinzial- 
banfen gelten lajjen wollte, die Nüplichleit des ganzen Inſtituts 


!) Sehr harakteriftiih für den Umſchwung der Stimmung ift der in 
diejer Angelegenheit geführte Briefwechſel zwiihen Hanfemann und Kupfer. 
3), Hanjemann an das Finanzminifterium 24. Januar 1849. 
Bergengrün, David Hanfemann. 42 
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der Preußiſchen Bank bejtritten wurde, jo erflärten andere den 
Poften eines aus Staatsmitteln bejoldeten Banfchef für über- 
flüſſig.) Ein Beihluß in diefer Angelegenheit wurde indeſſen 
von der Kammer nicht gefaßt. Durch die bald darauf erfolgende 
Beichwerde des Bankdireftoriums über Hanjemann und bie leb- 
bafte Parteinahme der äußerften Rechten für das erftere, gewann 
die ganze Frage mehr und mehr den Charakter einer perjönlichen 
und Partei-Angelegenheit. Was im allgemeinen zwedmäßiger jei, 
eine oberfle Bankleitung mit perjönlicher Spige oder eine ſolche mit 
einem Kollegium von Direktoren, durfte allerdings als ftrittig betrachtet 
werden. Gemwiß lag aber zur Zeit bei dem Ruf Hanjemanns 
als Autorität in Yinanzfragen und bei der allgemeinen Anerfennung 
jeiner Leiſtungen feine Nötigung zu fofortigem Syftemmwechjel vor, 
es jei denn, daß man in dem meitgreifenden Einfluß eines ein« 
zelnen Mannes als ſolchem, gleichgültig ob er zum Nuben oder 
zum Schaden der Banf angewandt wurde, jchon einen jchweren 
Übelſtand erblidte. Der legteren Meinung zu fein, gab bie Kreuz⸗ 
zeitungspartei vor. 

Im März 1851 gelangte die ‚Stellung des BanfchefS aufs 
neue zur Sprache in der Zentralbudgetfommilfion, deren Sigungen 
Hanjemann bei der Beratung des Banfetats jelbit als Vertreter der Re- 
gierung beimohnte. ES mar der Antrag geftellt worden, die Re- 
gierung zur Bezeichnung des Minifters aufzufordern, unter deſſen 
Berantwortlichfeit die Bankleitung fallen ſolle. Bodelſchwingh, 
der Vorfigende der Zentralfommilfion, äußerte, ohne daß ihm 
widerfprochen wurde, daß fich alle Verfaffungsbedenfen auf eine 
jehr einfache Weile erledigen ließen, wenn das von Hanjemann 
beobachtete Verfahren, die Einjendung des BanfberichtS an einen 
Minifter, durd eine entiprechende Mitteilung im Staatsanzeiger 
legalifiert werde und das Staatsminifterium darüber Beichluß 
faſſe, welchem Minifterium der Banlchef zu unterftellen jei; eines 
Stellenwechjel8 bebürfe es dazu nicht. Hanjemann erflärte fich 
mit dem Antrage, wenn er im Sinne Bodelſchwinghs aufgefaßt 


1) Poſchinger 2, 25. 
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werde, einverftanden und e8 wurde beſchloſſen, dem Minifterium 
die verfajlungsmäßige Regelung der Sache anheimauftellen. Der 
Kommiffionsbericht aber, bei defjen Fertigftellung Hanſemann nicht zu- 
gegen war, gab die ftattgehabte Debatte in einer den Anſchauungen 
der Kreuzzeitung viel genehmeren Form wieder, erwähnte jene 
unwiderſprochen gebliebene Außerung des Vorfigenden gar nicht, 
fondern deutete den Beichluß vielmehr fo, als ob die Übertragung 
bes Chefamts an einen Minifter gemeint gemejen jei. Eine 
Ordnungswidrigleit war es überdies, daß zum Berichteritatter der 
Zentralbudgetlommiffion für die Kammer Bismard ernannt wurde, 
der allerdings von feinem Recht als Mitglied einer der Spezial- 
fommijfionen, den Beratungen der Zentraltommilfion beizumohnen, 
Gebrauch gemacht hatte, aber nicht Mitglied der Zentral- 
fommilfion war. Sn der Sammerverhandlung (am 20. März 
1851) ging Bismarck nocd weiter al8 in dem gedrudten 
Beriht und entnahm die Motive für jeine Deutung des 
Kommiffionsbeichluffes nicht jomohl den Debatten in der 
Kommilfion als vielmehr jeinen eigenen Anfchauungen und denen 
feiner Partei. In längerer Rede trat er energijch dafür ein, daß 
die follegiale Verwaltung der Bank beibehalten werden müſſe, 
während bei der jegigen Handhabung des Chefamts die Mitglieder 
des Hauptbanfdireftoriums in die Stellung vortragender Räte 
herabgedrüdt würden. Diefe Gefahr vermeide man durch Über- 
tragung des Chefamts an einen vielbeichäftigten Minifter, ber 
feine Zeit habe, fi) um Einzelheiten zu fümmern. Den Leiftungen 
Hanjemanns ließ übrigens Bismard, wie gejagt, volle Anerkennung 
widerfahren. Sein mündliches Referat wurde zwar von mehreren 
Kommiffionsgliedern mit Nahdrud angefochten und nur von 
jeinem Parteigenofjen Kleift-Regomw unterftügt. Immerhin ſchien 
e8 fo, als ob die Kammer, indem fie den gedrudten Kommilfions- 
bericht billigte, auch den vom Referenten entwidelten Motiven 
beitrat.!) 

Anfang April 1851 erfuhr Hanjemann, daß das Staats- 


1) Nach Hanfemanns Privatalten. Bol. auch Poſchinger 2, 81. 
42* 
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minifterium entichloffen fei, ihn in der von jeinen Gegnern ge- 
mwünjchten Form aus dem Amte zu entfernen, und daß es fich 
dabei auch auf die in dem Antrage des Zentralausſchuſſes 
der Banlkanteils-Eigner vom 10. Mai 1850 zum Ausdruck 
gelangten Wünſche berufen wolle. Er verfaßte daher am 
5. ein Schreiben an das Staatsminifterium, in dem er 
nachwies, daß jener Antrag, weil ordnungswidrig zu jtande ge= 
fommen, als nichtig zu betrachten fei. Zum Schluß führte er aus, 
daß er bei Leitung der Banfgeichäfte eine größere Solidität der- 
jelben und eine Zunahme der ficheren einträglichen Gejchäfte er- 
ftrebt habe; die Beſchwerden über ihn hätten aber den Erfolg 
jeines Strebens gehemmt, ebenfo wie die dadurch bedingte Un- 
fiherheit jeiner Stellung ihm die Durchführung mejentlicher Ab- 
änderungen der Bankordnung, die im Intereſſe des Staats und 
der Privatbeteiligten notwendig gewejen, unmöglich gemacht hätten. 
Das Schreiben blieb aber liegen. Denn jchon am folgenden 
Tage, dem 6. April, ging ihm eine vom 2. datierte Kabinetts- 
ordre zu, durch welche, „um den Widerjpruch zu bejeitigen zwijchen 
dem 8 48 der Banfordnung und der Berfaflungsurfunde“, der 
Hanbelsminifter von der Heydt zum Chef der Banf ernannt und 
Hanjemann unter Bewilligung eines jährlichen Wartegeldes von 
2000 Thlr. zur Dispofition gejtellt wurde. 

Die Mapregelung Hanjemanns mar ein jenfationelle8 Er- 
eignis. Sein früherer Minifterfollege Milde veröffentlichte jofort 
in der Breslauer Zeitung eine Beleuchtung des Falles und betonte, 
daß der Verfaſſung auch auf anderem Wege hätte Genüge geichehen 
fönnen. Gntrüftet jchrieb Mathy!) an Hanjemann, er entnehme 
den Zeitungsnachrichten, daß eine Kammerintrigue den Weg zu 
diefer Maßregel bahnen mußte. Diejelbe Partei, welche die Ver— 
antwortlichfeit der Minifter verworfen habe und der Berfaflung 
nicht8 weniger als hold jei, habe fich derjelben bedient, indem 
fie Hanjemann verdrängte und einen verantwortlichen Minifter an 
feine Stelle brachte. Hanjemann antwortete ihm: „Zu ben 


1) 4. Mai 1850. 
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mannigfachen jchlechten Eigenjchaften unſeres Minifteriums gehört 
fein Mangel an Wahrhaftigkeit.” Die Verfaſſung verlange nur, 
daß der Chef der Bank nicht immediat vom König refjortiere. 
Anftatt das thatlächlich feit 1848 beftehende NRefjortverhältnis, 
bei dem der Finanzminiſter der fonftitutionelle Mittelsmann gemejen, 
formell zu legalifieren, lüge man und heuchle Verfafjungsifrupel, 
um der Sreuzzeitung und einem reaftionären Bureaufraten (Herrn 
von Lamprecht) den Willen zu thun und den legten politifchen Mann 
von 1848, der nicht bureaufratiichen Urjprungs jei, aus einer 
hohen amtlichen Stellung zu entfernen. Perſönlich ſei es ihm 
nicht unlieb auf folche Weile aus einem Amte zu jcheiden, das 
er nicht mehr mit Freudigfeit verjehen könne; denn bie öffent- 
lihe Meinung ſei durchaus für ihn. Dem Hanbelsminifter 
von Brud in Wien aber jchrieb er: „Daß ich, der jehr gouverne- 
mentale und fonjervative Konftitutionele . . . aus politifchen 
Gründen jetzt entlafjen werde, jchildern Ihnen unjere Zuſtände 
genügend. Niemals hat die Yunkerpartei in diefem Lande einen 
größeren Einfluß gehabt als jett und niemals hat fie ſich zu 
fühneren Plänen erhoben." Auch in Öfterreich wolle fie auf eine 
Reftauration hinwirken, aljo auch das öfterreichiiche Minijterium 
ftürzen, wenn es fich nicht wie Herr v. Manteuffel zum Junker— 
tum befehre. 


Zur Zeit!) der großen Gejchäftskrife im Sommer 1848 ent- 
ftand in Brüffel unter dem Proteftorate des Königs Leopold ein 
auf Gegenfeitigfeit beruhender Kreditverein, deſſen Eigenartigfeit 
Hanfemann, fobald er von ihm Kenntnis erhielt, in hohem Grade 
feffelte. Der Zmwed des Vereins beftand vorzugsweiie darin, den 
fleineren Kaufleuten und Gemerbetreibenden durch Afjoziation mit 
größeren einen ihren Berhältnifen angemefjenen und billigen 
Kredit zu verichaffen. Diejes geſchah in der Weile, daß ber 


1) Über bie Gründung und Thätigleit der Diskonto-Gejellihaft vergl. 
Poſchinger, Bankweſen und Bankpolitit Bd. 2, und Paul Model, Die 
Großen Berliner Effettenbanten. Jena. 1896. 
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Verein jedem Mitglievde MWechjel bis zum Betrage feines Geſchäfts— 
anteiles disfontierte. Der Brüffeler Kreditverein erfreute fich bald 
großer Beliebtheit; er galt mit Necht als gemeinnügiges nftitut 
und konnte vortrefflich prosperieren, da die belgiihen Banken ihn 
bereitwilligft unterftüßten und auch viele wohlhabende Leute fich 
in ihn aufnehmen ließen. Bald nachdem Hanjemann die Leitung 
der Preußifchen Banf übernommen hatte, 30g er über den Kredit« 
verein direfte Erfundigungen ein. Auch mag der Umftand jein 
Intereſſe für das Inſtitut erhöht haben, daß jein Schwager 
Hermann Weile, Kaufmann in Aachen, es in einer eigenen Fleinen 
Schrift beiprad. Schon jehr bald, bereits im Frühling 1849!) 
trug er fi) mit dem Gedanken, eine ähnliche Anftalt in Berlin 
zu begründen, wo die Formen bes gejchäftlichen Geldverfehrs es 
dem Fleinen Mann mehr als im Weiten der Monardie oder in 
Süddeutſchland erjchwerten, einen reellen Kredit zu erhalten. Er 
hoffte der „Berliner Kreditgejellichaft“ verichiedene ſtaatliche Be— 
günftigungen ermirfen zu fönnen, die dem Staate feine Dpfer 
fofteten; die Preußiſche Bank z. B. jollte im Verfehr mit ihr den 
Zinsfuß herabjegen und fie dadurch unterjtügen. 

Mitten während jeiner ausgebreiteten politiichen Thätigkeit 
und jeiner Wirkfamfeit als Chef der Preußiihen Banf ging 
Hanfemann diefem Plane unermüdlich nad. Als ihm die Grund«- 
züge feitftanden, machte er für ihn perfönlich unter befannten und 
fremden Gejchäftsleuten Berlins die eifrigfte Propaganda. Noch 
heute mwifjen viele Kaufleute und Handwerker fich zu erinnern, wie 
der rührige alte Herr einen nach dem anderen ſelbſt aufjuchte, jedem 
einzelnen feine Gedanken und die Vorteile des geplanten Unternehmens 
auseinanderjegte und ihn zur Beteiligung aufforderte. Mitte Mai 
1850 veröffentlichte er eine „Darftellung des Plans einer Kredit: 
Gejellichaft für Berlin“. Fünf Wochen darauf fonnte er die fon- 
ftituierende Generalverfammlung der Berliner Kreditgejellichaft ein- 
berufen. Sie trat gegen 300 Mitglieder jtarf am 26. Juni 1850 


1) Rad Poſchinger 2, 227 regte Hanfemanın am 9. Mat 1849 die 
Erridtung der Berliner Kreditgefellichaft an. 
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im Konferenzzimmer der Preußiichen Bank zulammen und geneh- 
migte das von Hanjemann entworfene Statut. Über den Zweck 
der Gejellihaft ſprach ſich Hanjemann in jener Darftellung 
folgendermaßen aus: 


„Der jolide Heinere Gewerbetreibende findet den Perſonal-Kredit viel 
ſchwerer und teurer als der größere, mitunter au gar niht. Es würde ein 
großer Fortichritt fein, wenn man diefem Übelſtande abhelfen und hierdurch das 
Emporlommen des Heinern &ewerbeftandes befördern könnte, nicht im Wege 
ber öffentlihen Wohlthätigfeit, (die in der Regel den jtrebenden Menſchen eher 
Seugt als hebt), ſondern vermittelit einer guten geihäftlichen Einrichtung. Nicht 
weniger wünſchenswert und nützlich würde es fein, wenn man vermitteljt einer 
ſolchen Einrichtung bewirken könnte, daß der dem foliden Gewerbetreibenden 
gewährte Berfonal-firedit bei eintretenden politiichen oder Handels-Kriſen nicht, 
— wie meiftend geſchieht, — ſtark beſchränkt oder ganz entzogen wird. So— 
weit die voritehenden Zwede überhaupt zu erreichen find, wird ed nur ver— 
mittelit einer auf Gegenjeitigteit beruhenden, mit Korporationd-Rechten vers 
fehenen faufmänniihen Geſellſchaft geichehen können. Sie muß den höchſten 
Grad von Solidität haben, nicht nur den gröhern fondern auch den Hleinern 
Gewerbetreibenden zugänglich fein und eine vorzügliche Rüdficht auf mittelgroße 
Kaufleute, Fabritanten und Geſchäftsleute nehmen.“ 

Wie in Brüfjel jolte den Mitgliedern ein Kredit in der Höhe 
ihres Gejchäftsanteil, aber nur gegen Wechjel, gewährt werben. 
Die Gejchäfte der Gejellihaft hatten fi auf Disfontierung ber 
Kreditwechjel und auf Annahme verzinslicher Depofiten, gegen 
Wechſel oder in laufender Rechnung, zu beichränfen. Die Gejell- 
Ichaft will, jagt Hanjemann, mit den Privatbanfiers nicht kon— 
furrieren und fann fi gar nicht auf ſolche Geſchäfte einlaffen, 
die zwar viel Gewinn aber auch fehr großen Verluft herbeiführen 
fünnen. Amar rechnete er auch auf einen Gewinn für die Mit- 
glieder. Das Hauptreizmittel zum Cintritt in die Gejellichaft 
jollte aber die leichte und billige Kreditbenugung jein. Für die 
Verwaltung waren drei Direktoren in Ausficht genommen, die fein 
Nebengeichäft treiben durften. Hanfemann, der damals nod) Chef 
der Bank war, hat alfo nicht daran gedacht, jelbit in das Diref- 
torium der Kreditgeſellſchaft einzutreten, deren Gründung er ledig- 
lid) vom Gefichtspunfte des öffentlichen Wohles aus betrieb. 

Indeſſen fand er zu feiner großen Enttäufchung bei der Re— 
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gierung das erwartete Entgegenfommen nicht. Dieje machte die 
Beitätigung der Gejellihaft und die Erteilung von Korporations- 
rechten von ſehr weſentlichen Statutenänderungen abhängig. Die 
langwierigen Verhandlungen hierüber zogen fich faft ein ganzes 
Sahr hin. Das proviforiiche VBerwaltungsfomitee unter Hanje- 
manns Vorſitz machte zwar eine Reihe von Zugeftändniffen, mußte 
aber bie beiden mejentlichiten Forderungen der Regierung ab— 
lehnen. Dieſe wollte die vertragsmäßige Dauer der Gejellichaft 
von 25 auf 10 Jahre herabjegen und ihr die Annahme verzins- 
licher Depofiten jelbft von ihren Mitgliedern verbieten. Sie berief 
fi) darauf, daß gerade nad) den von Hanjemann 1848 erlafjenen 
Normativbedingungen für Zettelbanfen dieſe Inſtitute feine verzins- 
lihen Gelder annehmen durften. Hanjemann erwiderte, daß es 
damals die Preußiihe Bank und die Privatbankier8 vor der Kon— 
furrenz der privilegierten Vrivatzettelbanfen zu jchüßen galt und daß 
den leßteren eben in dem Privilegium der Notenausgabe ein mehr 
als binreichender Erſatz für diefe Beichränfung ihres Gejchäftsfreifes 
geboten war. Alle diefe Rüdfichten fielen der Kreditgejellihaft 
gegenüber fort. Er erflärte, daß die Gefellihaft, ohne das Recht, 
zu ihren Mitgliedern und in gemilfen Fällen audy zu anderen 
Perſonen in ein Schuldverhältnis zu treten, nicht Tebensfähig jei; 
die zur Kreditgemährung an fleine Leute erforderlichen Fonds 
fönnten nur bejchafft werden, wenn auch wohlhabende Leute mit 
bedeutenden Gejchäftsanteilen der Gejellichaft beitreten, und darauf 
fei nur zu rechnen, wenn ihnen der Vorteil einer faft abjolut 
fiheren Bermögensanlage bei mäßiger Verzinfung geboten werde. 
Es gebe gar feinen gemeinnüßigeren Zwed als den VBermögenden 
ihr Geld mäßig zu verzinfen und dieſes Geld zur Darreichung 
von Kredit an die Bebürftigen zu verwenden.!) Der Handels— 
minifter von der Heydt, der Finanzminifter Rabe und der Ober— 
präfident Staatsminifter von Ylottwell, mit denen die Verhandlungen 


1) Verhandlungen des Verwaltungs-Stomitees der [Berliner Kreditgejell- 
{haft mit den hohen Minifterien über die Konzeffionierung der Gejellichaft und 
die Erteilung von Korporationsrehten. Berlin 1851. 40%. 67 Seiten. (Mebit 
Abdrud der Statuten). 
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geführt wurdeu, verblieben aber bei ihrer ablehnenden Haltung, 
obmohl eine von der zweiten Kammer veranftaltete Enquete über 
die Geldinftitute des Landes zu einem für Hanjemanns Projekt 
jehr günftigen Ergebnis gelangte. Die mit der Unterfuchung der 
Bankverhältnifje betraute Kommiſfion erftattete am 8. Mai 1851 
einen von Harkort verfaßten Spezialbericht?) über den Plan der 
Berliner Kreditgejellichaft. Die Bedenken der Regierung werden in. 
dem Bericht als völlig unberechtigte verworfen und das Unternehmen 
dem Handelsminifter zur Beförderung empfohlen. „Faßt die Ab- 
teilung ihr Urteil zujammen,“ heißt es bier, „jo muß zugegeben 
werden, daß die vorliegenden Statuten nebft Erläuterungen und Be- 
rechnungen einen jehr gründlich durchdachten Plan enthalten, der 
einem großen Bedürfnis entipricht, deffen Wichtigkeit und Gemein- 
nüßigfeit jelbft von der Behörde nicht verfannt wird. Unfer Bublifum 
ift in Bankſachen häufig uoch jehr unaufgeflärt und muß erft durch. 
lange Übungen und Erfahrungen dahin geführt werden, wo Schott: 
lands Bewohner bereits ftehen. Die Kreditgejellichaft jchlägt dazu. 
den rechten Weg ein: die Afjoziation der Intereſſen tüchtiger Gejchäfts- 
leute, welche mit der Führung joldher Angelegenheiten vertraut 
find.“ Indeſſen gerade damals war die Regierung weniger als je 
geneigt, jolche Beitrebungen zu fördern, melde von Hanjemann 
ausgingen und fein Anjehen zu heben geeignet waren. Soeben 
war er, als ein neues Dpfer der Reaktion, feines Amtes als Chef 
der Preußiichen Bank enthoben worden. Auch in Bezug auf die 
Kreditgejellichaft war das Verhalten der Regierung nicht frei von 
politifchen und perfönlichen Rückſichten. Ärgerlich jchrieb Hanſe— 
mann am 13. Mai 1851 hierüber an Mathy: „Die Sache ift 
ſehr praftiih und jolide und findet hier viel Anklang unter dem 
gemwerbtreibenden Mittelftand. Die großen Geldleute und Banfiers 
find dagegen und der Minifter von der Heydt hält jeit 11 
Monaten, allerlei freuzdumme Bedenken hervorjuchend, die Kon— 
zeifionierung auf und ſucht den Plan Lebensunfähig zu machen 
und in der öffentlichen Meinung zu verderben. Freilich hat der 


1) Druckſachen der II. Kammer. 


1666 IX, Kapitel. 


‘Plan außer dem Fehler, mit Genehmigung der Regierung jehr 
Teicht ausführbar zu fein, auch noch den, daß er von mir aus: 
gearbeitet ift; — und von der Heydt hat dem Manteuffel, als 
dieſer Miene machte, fich dafür zu intereffieren, begreiflic; gemacht, 
die Sache werde jo viel Teilnahme finden, daß ich dadurch Ein- 
Fluß und Popularität in Berlin erlangen würde. Alſo Grund 
‚genug, die Ausführung zu hintertreiben.” 

Wäre Hanjemann damals Chef der Banf geblieben, jo hätte 
fein Plan dem Widerftande der Regierung gegenüber ganz auf- 
‚gegeben werden müſſen. Die Sade gewann aber durch jeine 
‚Entlaffung ein anderes Anjehen. Seine NArbeitsfraft war frei 
‚geworden und da er noch feineswegs das Bedürfnis fühlte, fich 
‚ganz zur Ruhe zu jegen, jo lag es nahe, daß er jetzt daran 
dachte, jelbft die geichäftliche Leitung der Kreditgefellichaft zu über- 
‚nehmen. Hanjemanns findigem Geifte gelang es nun, eine Form 
zu ermitteln, in der jeine Pläne fich verwirklichen ließen, ohne 
‚bei der Ausführung von der Regierung verftümmelt zu merben. 
"Waren die Korporationsrechte nicht zu erlangen und blieb damit 
dem Unternehmen gleichfam die geſchäftlich jo wertvolle offizielle 
‚Anerkennung feiner Solidität und Gemeinnützigkeit verjagt, fo 
‚fonnten biejelben Ziele auch durch eine einfache Handelsgejellichaft 
verfolgt werden, die feiner Beftätigung bedurfte und die Möglich- 
keit eines ausgebehnteren, vieljeitigeren und geminnreicheren fauf- 
männijchen Gejchäftsbetriebes bot. Nach einer Beratung mil 
Meviffen arbeitete Hanjemann im Mai einen „Plan zur Umwande— 
lung des Statut3 der Berliner Kreditgefellfchaft in eine Handels- 
geſellſchaft mit Beibehaltung des gemeinnügigen Zweckes“ aus. 
Dann legte er das fertige Projekt feinem Sohn Adolf zur Prüfung 
vor. Dieſer hegte zwar einige Bedenken in Bezug auf die praf- 
tiihen Rejultate des Unternehmens, fand aber den Plan theoretifch 
‚einwandfrei. Am 2. Yuni 1851 trat die Generalverfammlung 
der Berliner Kreditgejellichaft zufammen. Einftimmig wurde be» 
ſchloſſen, auf die vom Minifterium geftellten Bedingungen für die 
Erteilung von Korporationsrechten nicht einzugehen und nad) dem 
Plane Hanjemanns zu verfahren. Der neue Gejellichaftsvertrag 
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datiert vom 6. Juni 1851. Er war mit der Maßgabe geichlofjen, 
daß er nur dann in Wirffamfeit treten jolle, wenn die Regierung 
fi bis zum 15. September nicht eines anderen bejonnen habe. 
Das umgemwandelte Inftitut erhielt den Namen Distonto-Gefell- 
ſchaft, und etwa zwei Drittel der Mitglieder der Kreditgejellichaft 
traten zu ihr über. Zum vorläufig einzigen Gefchäftsinhaber der 
Firma „Bireftion der Disfonto-Gejellihaft” wurde Hanjemann 
gewählt. Die Eröffnung des Gefchäfts fand am 15. Dftober ftatt. 

Das Weſen der Disfonto-Gejellichaft hat Hanjemann im 
folgenden Jahre in einer feinen Schrift zur Darftellung gebracht.') 
Seinen Grundzügen nad) ift e8 das folgende: 

Die Mitglieder der Gefellichaft find die Gejchäftsinhaber und 
die ftillen Teilhaber, denen zur Erreihung des Gejellichaftszwedes 
ein zeitweiler Kredit gewährt wird. Die Geichäftsinhaber find die 
gejeglichen Eigentümer der gejellichaftlichen Firma „Direktion der 
Diskonto-Gefellihaft“ und für die Verpflichtungen derjelben dritten 
Perfonen gegenüber ſolidariſch verantwortlich. In diefer Eigenichaft 
haben fie am Geminn einen gemijjen Teil voraus. Außerdem find 
fie mit Gejchäftsanteilen wie die ftillen Teilhaber in der Gefell- 
ſchaft intereifiert. Die legteren haften Dritten gegenüber nicht. 
Dagegen Ffönnen fie nad) dem Merhältnis ihrer Gejchäfts- 
anteile von den Geichäftsinhabern zur Dedung von Ber- 
Iujten herangezogen werden, wie fie auch nad) dem Verhältnis 
ihrer mit 4°/, verziniten Bareinlagen, die nur in 10 Prozent 
des Gejchäftsanteild zu beftehen brauchen, an dem Reſt des Ge- 
winnes teilnehmen. Die Gejchäftsleitung übt die aus den In— 
babern und den angeftellten Gefchäftsführern beftehende Direktion, 
der gegenüber die jtillen Teilnehmer durch den Verwaltungsrat 
vertreten find. 

Der mwejentliche Unterichied zwiſchen dem Rechtscharafter der 
Diskonto » Gejelihaft und dem der geplanten Sreditgejellichaft 
beftand darin, daß dieſe eine vom Staat ausdrüdlich anerkannte 


1) Dad Weſen der Diskonto-Gefelfhaft in Berlin und ihre Benupung 
von D. Hanjemann. Berlin 1852. F. Schneider & Comp. 64 Seiten. 
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juriftiiche Perſon jein jollte, was jene nicht war. ;Formell eriftierte 
die Disfonto-Gefellichaft für den Staat gar nicht; fie war ein 
PBrivatverein ohne Korporationsrechte.e. Der Staat fannte nur 
die Inhaber der Handelsfirma „Direktion der Diskonto-Gejellichaft“ 
und nur diefe fonnte Eigentum erwerben ſowie ſtaatlich aner- 
fannte Rechte ausüben. Das Verhältnis der Geichäftsinhaber 
oder der Firma zu den Mitgliedern der Gejellichaft ging den 
Staat nichts an; die Firma hätte aud dann fortbeftehen und 
thätig jein fönnen, wenn die Disfonto-Gejellihaft gar feine Mit- 
glieder gehabt, fich alſo thatlächlich aufgelöft hätte. 

Um dieje Schöpfung Hanjemanns, bei ber er fi) der Mit- 
wirfung eines ber hervorragendften preußiichen Yuriften, des 
Auftizrats Geppert J bediente, und ihren geichilderten Rechts— 
charafter voll zu würdigen, bedarf es eines furzen Blicks auf den 
damaligen Stand der Handelsgejeßgebung in Preußen. Das Al- 
gemeine Deutjche Handelsgeſetzbuch eriftierte noch nicht. In Preußen 
war das Aftienrecht für Eijenbahngejellichaften durch das Eijen- 
bahngejeg von 1838 und im übrigen durch ein Geſetz von 1843 
geregelt. Sonft gab es für die Konftituierung und für die Thätig- 
feit von Handels und Ermwerbögejellichaften feine bejonderen Be- 
ftimmungen. Danad) gejtalteten fich die Verhältniſſe jo, dat Aftien- 
gejellichaften Fonzejfionspflichtig waren, — fie find es bis 1870 
geblieben -— alle anderen Formen von Vereinigungen zu Handels» 
oder Erwerbszweden dagegen nur den allgemeinen zivilrechtlichen 
Beitimmungen unterlagen und feiner obrigfeitlichen Genehmigung 
bedurften. Die von Hanjemann gewählte Yorm der Handelsgeſell— 
ſchaft war nun aber etwas vollfommen Neues; fie entſprach feiner 
einzigen der befannten und in ihrem Weſen definierten Formen 
der Handelsgejellichaft und die preußifche Regierung ftand ihr 
ganz ratlos gegenüber. Sie mußte es dulden, daß fich gegen 
ihren Willen eine Vereinigung von Hunderten von Menjchen und 
eine große Kapitalafjoziation bildeten, die dem gejeglichen Ein- 
fluß und der Kontrolle der Obrigfeit vollfommen entrüdt waren. 
Hanjemann ftand bei der Gründung der Diskonto-Geſellſchaft mit 
dem einen Fuß im Gejeg, mit dem andern ging er über das 
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Geſetz hinaus, ohne doch irgendwie gegen dasfelbe zu verjtoßen. 
Und wenn er bier lediglich im Intereſſe eines Inſtituts, das auf 
anderem Wege nicht ins Dafein gelangen konnte, jo verfuhr, fo 
befolgte er damit doc einen Grundfag, den er auch ſonſt von 
allgemeinen Gefichtspunftten aus empfahl und bei manchen jpäteren 
Unternehmungen der Disfonto-Gejellichaft mit vollem Bewußtfein 
zur Anwendung bradte. Er hielt es für nüglich, Rechtsformen 
zu ſchaffen, welche im Geſetz noch nicht vorgejehen waren, aber 
aus den Bebürfniffen des praftiichen Lebens erwuchſen. Indem 
nun der Staat genötigt wurde, biefen neuen Berhältnijjen feine 
Aufmerkſamkeit zuzumenden und auch fie mit einem Rahmen geſetz— 
liher Normen zu umipannen, wurde das Recht lebendig fort- 
gebildet und die Gejeggebung vor Stagnation bewahrt. So find 
auch die Statuten der Piskonto-Gejellichaft nicht ohne Einfluß auf 
manche Beftimmungen des Allgemeinen Deutichen Handelsgeſetzbuchs 
geblieben. 

Die Geichäfte und Leiftungen und damit der gemeinnüßige 
Zwed der Distonto-Gejellichaft blieben im mejentlichen dieſelben 
wie die der urjprünglich geplanten Kreditgeſellſchaft. Nur mar 
bei der Annahme verzinslicher Depofiten von Mitgliedern und 
Fremden den Gejchäftsinhabern eine größere Freiheit geftattet. 
Die eingehenden Gelder, welche nicht zur jtatutenmäßigen Kredit— 
gewährung benußgt wurden, jollten ausjchließlich durch Disfontierung 
oder Beleihung von Wechjeln rentbar gemacht werden. Auch jeßt 
waren der Gejellichaft alle jpefulativen Unternehmungen ausdrücklich 
unterjagt. 

Die Gejellichaft begann ihre Geichäftsthätigfeit am 15. Dftober 
1851 unter Beteiligung von 236 Mitgliedern mit etwas über einer 
halben Million Thlr. an Geicyäftsanteilen. Nach anderthalb Jahren 
mar die Mitgliederzahl auf beinahe 1400, der Gejamtbetrag der Ge- 
Ihäftsanteile auf fait 5 Millionen Thlr. geitiegen. Wenn die Ge- 
Ichäfte auch feinen großen Ertrag abwarfen, fo blieb doch die Ent- 
widelung der Gejellihaft auch in den folgenden jahren eine erfreu- 
lihe. Nur hatte fie mit manchen harten Schwierigfeiten zu fämpfen. 
Eine gewiſſe Animofität der Regierung gegen fie war füblbar; 
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in®bejondere beobachtete die Preußiiche Bank ihr gegenüber eine 
unfreundliche Haltung. Als daher im Frühling 1853 die „Banf 
für Handel und Induſtrie“ in Darmftadt, die erfte große deutjche 
Bank diefer Art, von Abraham Oppenheim und Guſtav Mevifjen 
ins Leben gerufen wurde und dieſe Männer Hanjemann die oberfte 
Leitung des Unternehmens mit einem Gehalt von 30 090 Gulden 
und 5°), Tantieme anboten, hatte er angefichts ber vielen Unan- 
nehmlichfeiten in Berlin nicht übel Luft auf das verlodende An- 
erbieten einzugehen. Er hätte e8 auch gethan, wenn es ihm ge- 
lungen wäre, einen zweiten geeigneten Gejchäftsinhaber oder einen 
Stellvertreter für die Diskonto-Gefellichaft, dem er die jelbftändige 
Leitung derjelben anvertrauen konnte, zu finden. Seine derzeitigen 
Stellvertreter waren einer ſolchen Aufgabe nicht gewachſen. Zwar 
hatte er, um die Zukunft der Disfonto-Gejellichaft für alle Fälle ficher 
zu itellen, bei der Ernennung der Stellvertreter Ende 1851 jeinem 
Sohne Adolf das Necht vorbehalten, jeden Augenblid in deren 
Bollmadten und nad) des Vaters Ableben vollftändig in deſſen 
Stellung einzutreten. Zunächſt aber fonnte davon, dat Adolf das 
blühende Geſchäft in Eupen aufgab und nad) Berlin überfiedelte, 
feine Rede jein. Auch Berhandlungen mit Mathy, der damals 
wieder zur buchhändlerifchen Thätigfeit in Baſſermanns Verlag zu 
Mannheim zurücdgefehrt war, zerichlugen fi. Hanjemann erfannte, 
daß die Zufunft feiner Schöpfung vorerft noch allein an feine Perjon 
gebunden war und er ihr jeine ungeteilte Arbeitsfraft zumenden 
mußte. Mit Bedauern lehnte er daher den Antrag Dppenheims 
und Mevijjens ab, die fich die größte Mühe gegeben hatten, für 
ihr Unternehmen einen Mann zu gewinnen, deſſen Name allein 
ſchon die denkbar bejte Empfehlung in der Gejchäftswelt bedeutete. 

Nach den Statuten der Diskonto-Gejellichaft jollte die Zahl 
der Geihäftsinhaber in der Regel nicht weniger wie drei und 
nicht mehr wie neun betragen. Der augenblidlide Zujtand, wo— 
nad; Hanjemann allein die Gejchäfte leitete und die Berantwortung 
für fie trug, durfte aljo nur ein vorübergehender, proviforiicher 
fein. Auch die Zukunft der Gejellihaft war gefährdet, wenn fie 
nur auf zwei Augen jtand. Aber alle jeine Bemühungen, die 
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Zahl der Geſchäftsinhaber zu vermehren, ſcheiterten an dem Um— 
ſtande, daß der Ertrag des Geſchäfts zu gering war, um reiche 
und angeſehene Geſchäftsleute zum Eintritt in die Direktion zu 
bewegen. Dieſe Erkenntnis hat mit dazu beigetragen, daß Hanſe— 
mann ſich mit dem Gedanken einer Erweiterung des Thätigfeits- 
freijes der Gejellichaft zu beichäftigen begann. 

Es drohte aber auch die ihm allein obliegende Leitung des 
Inſtituts und die von ihm allein zu tragende Verantwortung feine 
finanziellen und phyſiſchen Kräfte zu überfteigen. Somohl ge- 
Ichäftliche Angelegenheiten als auch Rüdfichten auf feine Gefundheit 
nötigten ihn oft zu lange dauernder Abweſenheit von Berlin. Seine 
bevollmädhtigten Stellvertreter waren aber, mie gejagt, nicht die ge- 
eigneten Leute, um ihn wirklich zu erjegen. Im Frühling 1855 
entdedte Hanjemann, daß, während er frank in Bonn lag, von 
einem der Profuriften unlautere Manipulationen zu PBrivatzweden 
vorgenommen waren, infolge deren große Berlufte in Frage 
ftanden. Die Verhältniſſe waren verwidelt und Hanjemann ftand 
ihnen allein ohne zuverläffige Stüge gegenüber. Am 23. März 
telegraphierte er an Adolf: „ch brauche Deine Hilfe, fomme 
fofort.“ In gemeinfamer Arbeit ermittelten nun Vater und Sohn 
die Höhe des Verluftes. Er beichränfte ſich zwar, da mittlerweile 
günftige Kursverhältnifje eingetreten waren, auf eine geringere 
Summe, als anfangs befürchtet wurde, betrug aber immerhin noch 
12000 Thlr. Hanjemanns Stellvertreter, der es an der erforder- 
lihen Aufficht hatte fehlen Iafjen, erfannte an, daß der Verluſt 
nur durch feine Nadhjläffigkeit möglich geworden war und er daher 
erjagpflichtig jei. Er konnte aber nicht zahlen; Hanjemann ver- 
zieh ihm und dedte jelbft den Berluft, um ben Kredit der Dis- 
fonto-Gejellichaft der Außenwelt und den Mitgliedern gegenüber 
nicht zu jchädigen. Auf Adolfs VBeranlafjung wurden darauf 
ftrenge Kontrollbeftimmungen über die privaten Geldgeichäfte der 
Angeftellten getroffen, auf die jeder derjelben noch heute ver- 
pflichtet wird. 

Diefe Erfahrung lehrte, daß die Disktonto-Gefellihaft mit 
einem feften Anteilsfapitel ausgeftattet werden mußte, um bei 
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möglidhen Gefahren nicht nur auf die mwechlelnden Bareinlagen 
und eventuellen Zubußen ihrer Mitglieder angemiejen zu fein. 
Mit diefer Erkenntnis hängt dann aufs engfte der Entſchluß zu- 
ſammen, die Diskonto-Gefellichaft in ein Inſtitut zu verwandeln, 
‚welches ein allgemeines Bankgeſchäft betreiben durfte. Wurde fie 
eine mit größerem Grundkapital ausgeftattete Bank, jo waren weit 
höhere Erträge als bisher zu erwarten, und da dieſe wiederum 
auf die Erhöhung der Mitgliederzahl günftig einwirken mußten, 
jo förderte eine jolche Umgeftaltung indireft auch die urfprüng- 
lichen Zmede des Inſtituts. Zu allen biefen Erwägungen 
Tamen noch die günftigen Konjunkturen, welche fich einer Ermeite- 
rung des Thätigfeitgebiet8 der Disfonto-Gejellichaft in den all- 
‚gemeinen Geichäftsverhältniffen der 50er fahre darboten. Denn 
nad der langen Gejhäftsftodung der Revolutionszeit entfaltete fich 
jest in ganz Europa das Wirtſchaftsleben mit verdoppelter Energie; 
Handel, Verkehr und Produktion dehnten fi” nad) jeder 
Nihtung Hin aus und bedurften der Mitwirkung jolider und 
Teiftungsfähiger Geldinftitute.!) 

Ende März und Anfang April 1855 wurden die Grundzüge 
für die Reorganijation der Diskonto-Geſellſchaft feftgelegt. An der 
Ausarbeitung der Statutenänderungen im einzelnen beteiligte ſich auch 
diesmal in hervorragender Weiſe der Juſtizrat Geppert I und außer 
ihm derjenige Mann, den Hanſemann ſchon jo lange an jeiner Seite 
zu ſehen gewünjcht hatte, Karl Mathy. Mathy trat nach Bajler- 


1) Hanjemann fagte hierüber in der Generalverjammlung vom 18. No- 
vember 1856: „Die Zunahme der Gittermenge und ber Umfäge erbeifcht die 
Vermehrung der Zahlungsmittel und, fomweit ſolche ungeachtet ihres rafcheren 
Umlaufes nicht ausreichen, ihre Ergänzung durch die Hilfsmittel des Kredite. 

Die Ausdehnung der Wirkfamkeit folider Geldinftitute ruht ſonach auf 
‘einer gefunden Unterlage, auf der Ausdehnung der Produltion und des Handels. 
Wenn unfere Gefellihaft Gelegenheit hat, ihre nicht nur gemeinnüßige, jondern 
auch rentable Thätigleit zu erweitern, jo verdankt fie dies dem Vertrauen, 
welches fie erworben bat, und fie wird wohl daran thun, demfelben durch ent: 
ſprechende Vermehrung ihrer Mittel entgegen zu fommen .... Die Diskonto⸗ 
Gejellihaft verdankt ihr Dajein und ihre Entwidelung keiner vorübergehenden 
Stimmung, fondern einem bleibenden Interefie ... .* 
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manns Tode im Frühling 1855 zunächſt provijoriich, dann feit 
dem Sommer als einer der Gejchäftsführer (Profuriften) mit 
hohem Gehalt und mit einer Tantieme am Nettogewinn in den 
Dienft der Diskonto-Gejellichaft.) Er war e8 vornehmlich, dem 
Hanjemann die mannigfadhen Verhandlungen mit der Regierung, 
die — wiederum vergeblihd — auf die Gewährung von Korpo- 


1) Guſtav Freytag hat in dem Abſchnitt IV feines fonft jo Ihönen Buches 
über Karl Mathy das Verhältnis zwiſchen Mathy und Hanfemann durchaus 
einfeitig und parteiiſch dargeftellt und die Perjönlichleit Hanjemanns in eine 
wenig vorteilhafte Beleuchtung gerüdt. Die von ihm angeführten Thatjachen 
find z. T. falich, 3. T. ungenau angegeben. Nad dem Erſcheinen jeined Buches 
wurde ihm der Briefwechſel zwiihen Hanfemann und Mathy zur Verfügung 
geitellt, damit er ihm thatjächliche Berichtigungen für eine zweite Auflage ent- 
nehme. Trotzdem fandte Freytag bie zweite Auflage unverändert in die Welt. 
Er begründete die Weigerung, feine Darftellung und fein Urteil dem Jnhalte 
diefer authentiſchen Duelle gemäß zu ändern, mit dem Hinweis auf Mathys Tage» 
buch-Aufzeihnungen. Im Jahre 1870 ließ Karl Braun:(Wiesbaden) eine 
Artitefreihe über Mathy in der Kölnifhen Zeitung erjcheinen. Der 7. u. 8. Ar— 
tifel (Mr. 96 und 102) beichäftigen fi ausſchließlich mit diefem Briefwechſel 
und jtellen den richtigen Sachverhalt und das richtige Urteil über beide 
Männer feit. 

Mathy blieb in der Diskonto-Geſellſchaft etwa zweieinhalb Jahre. Am 
1. Januar 1858 trat er ald Direktor zur „Gothaer Privatbant“ über, die er 
in Hanfemannd Auftrag hatte mitbegründen helfen. Seine Trennung von 
Hanfemann erfolgte nicht ohne beiderfeitige Verſtimmung, an der wejentlih Mathy 
die Schuld trug. Er Hatte fich dem mideriegt, dab die erwähnten Kontroll: 
beitimmungen über die privaten &eldgejchäfte der Beamten der Dislonto-Ge- 
jelihaft auch auf ihn angewendet wurden und es ganz befonders übel vermerkt, 
daß der junge Adolf Hanfemann, nachdem er zweiter Geſchäftsinhaber geworden, 
mit rüdfichtslofer Energie auf eine genaue Einhaltung diejer Beitimmungen 
drang. Die etwas briüsfe Art, wie Mathy dann plöglich feine Entlafjung ver: 
langte und Hanjemannd Wunſch entgegen im die Gothaer Banf eintrat, ver- 
ſchärfte naturgemäß die Spannung. Doc glichen ſich die Differenzen jehr bald 
wieder aus und die beiden Männer blieben noch längere Zeit in reger Korre- 
fpondenz miteinander, wenn auch die alte Herzlichkeit nicht mehr wiedertehrte. 
— Auch Adolf Hanfemann und Mathy traten ſich wieder näher, ald diejer im Jahre 
1866 in feiner Eigenfchaft als badifcher Finanzminiſter während des Krieges mit der 
Distonto-Gefellihaft wegen Übernahme einer Anleihe verhandelte. Beide gaben 
in der Korreipondenz der Genugthuung darüber Ausdrud, dat die alten perſön— 
lihen und geihäftlihen Beziehungen wieder aufgenommen wurden, 

Bergengrün, David Hanfemann. 43 
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rationsrechten gerichtet waren, anvertraute. Das neue Statut der 
Distonto-Gejellichaft darf ald das gemeinfame Werf David Hanfe- 
manns, Geppert3 und Mathys betrachtet werben. 

Das Reorganijationswerf begann zunächſt damit, daß eine 
Generalverfammlung vom 28. April 1855 eine Statutenänderung 
beichloß, der zufolge die bisherige Beſchränkung des Geichäfts- 
kreiſes der Gefellichaft bejeitigt und der Marimalbetrag der Ge 
Ihäftsanteile jehr bedeutend erhöht wurde. Einen ganz neuen 
Charafter erhielt die Disfonto-Gejellichaft aber erft durch die Be- 
Ichlüffe der Generalverfammlung vom 9. Januar 1856. Sie 
haben den Grund zu der Größe und zu der heutigen Bedeutung 
der Disfonto-Gejellichaft gelegt. Die mwichtigfte Neuerung beftand 
darin, daß eine zweite Kategorie von Mitgliedern geichaffen wurde, 
die Kommanbditäre, welche Kommanbditanteile von je 200 Thlr. voll 
einzahlen mußten, während die bisherigen ftillen Teilnehmer, nun 
„Mitbeteiligte“ genannt, nad) wie vor nur ein Zehntel ihres Gefchäfts- 
anteil3, der beliebig groß jein fonnte (mindeftens 200 Thlr., höchftens 
60000 Thlr.), einzulegen brauchten. Sowohl den Kommanditären 
wie den Mitbeteiligten werden ihre Bareinlagen zunächit mit 
4°, verzinftz gelangt eine Ertradividende zur Verteilung, jo er- 
halten die Kommanditäre auf ihre Gejchäftsanteile ein Prozent 
mehr von derjelben als die Mitbeteiligten, die ſonſt in demfelben 
Verhältnis mie früher zu der Direktion und zu der Gejellichaft 
verbleiben. Auch wie früher find die Gejchäftsinhaber nicht auf 
ein beftimmtes Ginfommen fondern auf einen Anteil an dem 
Geminn angemiejen, nachdem die Mitbeteiligten und Kommanbitäre 
die erwähnten 4 Prozente vorab erhalten haben. Um Konflikte mit den 
Intereſſen der Diskonto.Gejellihaft zu vermeiden, enthalten die 
Statuten für die Gejchäftsinhaber und Mitglieder bes Verwaltungsrats 
binfichtlih der Beteiligung bei anderen Banken oder Bankgeſchäften 
oder der Mitwirkung an deren Verwaltung einfchränfende Be- 
ftimmungen. 

Die Geihäfte der Gejellichaft zerfielen von jet an in zmei 
Abteilungen: das Spezialgeichäft, d. h. der Gejchäftsverfehr mit 
den Mitbeteiligten, und das allgemeine Banfgeihäft. Obgleich in 


Die Reorganifation der Distonto-Gefellihaft 1855/56. 675 


der Hauptfache nunmehr eine Kommanditgejellichaft auf Aktien, 
follte die Disfonto-Gejellfhaft nad Hanjemanns Abfichten ihrem 
urjprünglihen Programm doch in feiner Weiſe untreu werben. 
Das Spezialgeihäft blieb noch ein Jahrzehnt lang dasjenige 
Mertmal, welches die Disfonto-Gejelichaft in ihrem Weſen von 
allen anderen großen Geldinftituten unterjchied. 


Die erfte Emtifion von Kommanbditanteilen im Betrage von 

10 Millionen Thlr. fand 1856 in zwei Gruppen von je 5 Millionen 
Thlr. mit überrafchend günftigem Erfolge ftatt. Das ganze 
Kapital fonnte ohne öffentlihe Subjfription und ohne Zuhilfe 
nahme der Börſen untergebradt werden. Es mar thatlächlich 
ſchon vor dem Beſchluß der Generalverfammlung vom 9. Januar 
1856, durch welche die Emiffion verfügt wurde, gezeichnet. In 
Bezug auf das hierbei erzielte Agio verfügte Hanjemann, daß 
es zum Teil zu einmaligen NRemunerationen der Angeftellten, 
zum Teil zur Begründung eines Unterfüßungsfonds für diefelben 
verwandt werben jollte. Dieſer Fonds ift 1864 nad) Hanjemanns 
Tode in eine Penſionskaſſe umgewandelt worden und erhielt auf 
den beionderen Wunſch der Angeftellten in Erinnerung an Hanſe— 
manns Stiftung den Namen „David Hanſemannſche Benfions- 
fafle“.') h 
Am Ende des Jahres 1856 beichloß die Generalverfammlung 

auf Hanjemanns Antrag eine Vermehrung des Kommanditfapitals 
durch eine neue Emilfion. Der Beſchluß fonnte aber damals, weil 
die allgemeinen PVerhältniffe ungünftiger geworden waren, nur 
zum geringjten Teil ausgeführt werden. Erft 1872 wurde das 
Kommanditfapital auf 20 Mill. Thlr. erhöht. Heute beträgt es 
130 Mill. Markt mit Nejervefonds von rund 38'/, Mill. Mark. 
In den erften Jahren nad) der Reorganijation jchien fich 

das Spezialgeichäft im jelben Verhältnis wie das allemeine Banf- 
geichäft entwideln zu wollen. Es erreichte im Jahre 1857 feinen 
Höhepunft mit ca. 2400 Mitbeteiligten und 15'/, Millionen Thlr. 


!) Ihr Kapital beträgt heute gegen 8 Mil. Mart. 
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Geihäftsanteilen; auch die Kreditgemwährung an die Mitbeteiligten 
gewann einen dem urjprüngliden Zwed der Gründung ent- 
Iprechenden Umfang. Dod ging es ſeitdem allmählid zurüd. 
Bon der Mitte der jechziger Jahre an bat es nur nodh ein 
Sceindajein geführt und ift 1884 ganz aufgegeben worden, 
nachdem es weſentlich aus Pietät für David Hanjemann bis dahin 
noch beibehalten worden war. Der Grund für den allmählichen 
Rüdgang des Spezialgeihäfts lag einmal darin, daß jeit der 
Handelsfrifis von 1857, welche die Inſolvenz mander Mitbe- 
teiligten zur Folge hatte, bei der Aufnahme fleiner Geſchäfts— 
leute vorfichtiger als bisher verfahren wurde und daß anderjeits 
viele der Mitbeteiligten, zu Vermögen gefommen, im Laufe der 
Zeit vom Spezialgeichäft zum allgemeinen Bankgeichäft übergingen 
und in legterem ihre Rechnung unterhielten. Es gab nad 
Hanjemannsd eigenem Zeugnis jehr viele Mitbeteiligte, die dem 
Kredit gar nicht benutzten, jondern nur an der Ertrabividende, 
wenn fie auch um ein Prozent geringer als für die Kommanbditäre 
war, teilnehmen wollten. Dazu fam, daß allmählich auch andere 
genofjenjchaftlihe Inftitute in Berlin und außerhalb entitanden, 
welche das Bedürfnis der fleinen Gejchäftsleute nach billigem 
Kredit ebenjo ausreichend zu befriedigen vermochten, wie es ur— 
ſprünglich allein die Disfonto-Gejellichaft hatte thun können. 

Sp wuchs die Disfonto-Gejellichaft von jelbit über ihre eigent- 
lichen, urſprünglichen Zwede hinaus. Geit 1855 trat das Banf- 
geſchäft durchaus in den Vordergrund und nahm, begünftigt durch 
die Beitlage, jehr bald bedeutende Dimenfionen an. Das erite auf 
den Krimfrieg folgende Friedensjahr war eine Zeit der Gründungen 
und Spekulationen, ähnlich denen, die der Friedensſchluß zwiichen 
Deutichland und Frankreich i. J. 1871 im Gefolge hatte. Die 
lange zurüdgeftaute Unternehmungsluft ergoß fih in breitem 
Strom vielfach befruchtend aber auch mit vielfachen Verwüſtungen 
über den empfänglichen Boden der europäiſchen Geſchäftswelt. 
Ein verhängnisvolles Beiipiel gab der 1852 von den Brüdern 
Pereire zu Paris gegründete Credit Mobilier (Societe generale 
de Credit mobilier) eine gewaltige Sapitalajjoziation, welche 
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große Spekulationen betrieb und ſtets neue linternehmungen 
nur zu dem Zmwed ins Leben rief, um aus dem PBerfauf ber 
Aktien Vorteil zu ziehen. Die Erfolge der Franzojen reizten auch 
in Deutjchland zur Nachahmung. Zu Beginn des Jahres 1856 
gingen der Direktion der Disfonto-Geiellihaft faſt täglih Mit- 
teilungen von neuen Gründungen und Anerbietungen zur 
Beteiligung an ihnen zu. Hierüber führte Hanjemann während 
feiner häufigen Abmwejenheit von Berlin einen eifrigen Briefwechſel 
mit Mathy, der ihm als Geichäftsführer über alle bedeutenden 
Borfommniffe berichtete und in michtigen Fällen feine Ent- 
ſcheidung einholtee Auf die Mitteilung Mathys, daß aud 
für Berlin die Gründung einer foldhen Banf unter dem Namen 
„Preußifches Kreditinftitut zur Förderung von Aderbau, Handel 
und Induſtrie“) geplant werde und daß ein hochgeftellter 
‚Beamter des Finanzminifteriums Mathy perjönlich eine dieſe 
Gründung empfehlende Denkichrift überreiht habe, um bie 
Disfonto-Gefellihaft zur Beteiligung zu bemegen, fette Hanſe— 
mann der Direktion in einem Briefe vom 17. Februar 1856 jeine 
Anfihten und die Grundfäge auseinander, welche für die Direftion 
maßgebend fein follten. Der Brief verdient es um ſeines be- 
herzigensmwerten Inhaltes willen und meil von der damals erften 
Autorität auf dem Gebiet des Bank: und Geldweſens herrührend 
in feinem vollen Wortlaut mitgeteilt zu merden.?) 

„Ich fchrieb Ihnen vorgeftern und erhielt den Brief des Herm Mathy 
vom 14. d. Mis. ſowie aud die gedrudte Empfehlungsſchrift für die Errichtung 
einer Kredit-Gejellihaft in Berlin. Ach erachte die Schrift für nichts weniger 
als gut ausgearbeitet; fie bietet dem wirklich Geſchäftslundigen eine Menge jehr 
großer Blößen dar. 

; Wenn ih mid auf den unbefangenjten Standpunft ftelle, jo ift meine 
Überzeugung: dab die Dietonto-Gejellihaft, wie fie ſich jegt ausbildet, weit eher 
Garantien der Sicherheit, Nützlichleit und Rentabilität gewährt, ald eine anos 
nyme, große, in Berlin zu gründende ſpekulative Zettelbant-Aktiengefellichaft. 
Die Gewinfte, welche der Credit Mobilier und die Darmftädter Bank für 
Handel und Induftrie machen, beruhen im weſentlichen jet auf der herrſchenden 


) Näheres über das Projekt giebt Poſchinger 2, 216ff. 
2) Bereitö von Braun in der Köln. Zeitung 1870 Nr. 96 veröffentlicht. 
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Aktien⸗Manie. Weder diefe noch überhaupt die dermalige Altien-Fabrilation 
kann in der biöherigen Weiſe dauernd beftehen; und diefen jpefulativen Aftien- 
Gefellfhaften droht eine große Gefahr durch zweierlei Verhältniſſe. Eritlich: 
dab die Aktien auf einen Kurs getrieben werden, der den momentanen Ge— 
winften etwa entipridht, nicht aber dem wahricheinlichen fünftigen Normal- 
zuftande, und daß gerade der hohe Kurs eine Berjuhung für die Gejellichaften 
zu fehr gewagten Geſchäften wird; zweitens: dab die Berwaltungs-Mitglieder 
der Gejellichaften von ojfenbar guten lukrativen Geichäften den Hauptteil für 
fi) behalten, wenn aber andere Geſchäfte von der Gefellihaft gemacht werden 
müſſen, die fie, obgleich mehr allgemein nützlich als merkantiliſch vorteilhaft, 
dennoch nad) ihrer Stellung nicht gut zurüdweijen fann, die Herren Berwaltungs- 
Mitglieder auf Koſten der Gefellihaft Philanthropen fein werden. Kurz, Die 
eigentlich unmoralifhe und unredliche Einrichtung dieſer Alktien-Geſellſchaften ift 
ein Radikalfehler. 

Vorläufig find wir auf dem Wege, einer nicht unbedeutenden Kriſis ent- 
gegenzugehen. Es bemächtigt fich mehr und mehr fait aller Vollksklaſſen die Spiels 
jucht in Alten; faft jeder kauft, nicht um zu behalten, jondern nad) der eriten 
Einzahlung oder noch womöglich vorher mit einem Gewinne wieder zu verlaufen. 

Wie erheblicd; auch die Zunahme des Wohlitandes jein mag, fo ijt doch 
nicht neues Kapital genug geihaffen, um dieje Mafie von neuen Werten im 
reeller Weije unterzubringen, da fait jeder Tag nicht einzelne, ſondern jehr 
viele Millionen diefer für die Spekulation ſich eignenden Werte ſchafft und die 
Perſonen, welche bierdurh ein großes Bermögen erworben haben oder nod 
erwerben, unerjättlich find. 

Aus der vorjtehenden Anſicht über die Geichäftslage ergiebt fih von 
felbjt, in welchem Geiſte unſererſeits die Gefchäfte der Diskonto-Geſellſchaft zu 
führen find. Vorſicht im Streditgeben; die größte Achtſamkeit auf die Wechſel— 
und fonftigen Operationen aller derjenigen, von welden wir Wechfel nehmen 
oder denen wir Blanko-Kredit geben; Vorficht in Beleihungen; Warnungen in 
geeigneter, gut gemeinter Form bei Kunden, die in Gefahr find, jich vom Altien- 
ſchwindel hinreiken zu lafien; Sorge dafür, dab die Gejellichaft für alle Eventuafi- 
täten mit Fonds reichlich verjeyen ift, mit einem Worte, die größte Solidität 
und zwar dermalen mit VBorausfiht auf die Wahrjcheinlichkeit eines Eintrittes 
einer Handelskriſe, deſſen Zeitpunft man zwar nicht beftimmen, der aber un- 
erivartet eintreffen fann; und doch hierbei Vermeidung unnötiger, übertriebener 
Ängitlichleit bei dem Verkehre mit Leuten, deren Geſchäft auf folider Bafıs 
beruht; aljo Kultivierung eines guten Kundſchafts-Bankgeſchäfts mit Mitbe- 
teiligten und anderen.“ ; 


Diejelben Grundjäge entwidelte Hanjemann in der General- 
verſammlung vom Jahre 1857. Er erflärte, allen Unternehmungen 
gehe eine jo forgfältige Prüfung von Sacverftändigen 
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voraus, daß vor berjelben nur die wenigiten Projekte zu be- 
ftehen pflegten. „Hätte ich”, jagte er, „die Neigung des Publikums, 
für Promefjen und Quittungsbogen ohne gründliche Prüfung ihres 
inneren Wertes hohes Agio zu zahlen, ausbeuten wollen, jo würde 
das Rejultat vielleicht den Überjchuß höher geftellt, vielleicht aber 
aud einen namhaften Berluft gebracht haben. Ich habe vorge- 
zogen, auf die günftigen Chancen zu verzichten, um Gefahren zu 
vermeiden.“ 

Die von jolhen Grundjägen getragene vorfichtige und doch 
rührige Gejchäftspraris der Disfonto-Gejellichaft und der glänzende 
Name ihres Leiters verjchafften dem neuen Bankinſtitut frühzeitig 
eine jehr angejehene Stellung in der deutſchen Gejchäftsmwelt. 
Allgemein wurde jchon damals anerfannt, daß ihre Thätigfeit 
ebenjojehr den öffentlichen Intereſſen wie denen ihrer Mitglieder 
erſprießlich war. Allerdings iſt auch die Disfonto-Gejellichaft in 
den folgenden Jahren des mwirtichaftlichen Rückgangs nicht von 
größeren Verluſten verichont geweſen, jo daß in diejer Zeit durch. 
Ichnittlih nur eine Dividende von 5°/, verteilt werben konnte. 
Sie hatten ihren Grund weſentlich darin, daß Hanjemann es 
wiederholt in der Auswahl der Perjonen verjah, denen die Aus- 
führung einzelner Operationen, namentlih auf indujtriellem Ge— 
biete, anvertraut wurde. Sole Mißgriffe geichahen insbejondere 
bei der Übernahme des Berg- und Hüttenwerks Henrichshütte in 
Weitfalen, das Hanjemann manche Sorge bereitet hat. 

Auch die Disktonto-Gejellichaft hat fich in den Jahren 1856 
and 1857 an Banfgründungen beteilig. Daß Hanjemann bei 
diejen Beftrebungen nur wirklich jolide und leiftungsfähige Inſti— 
tute im Auge hatte, braucht nad) dem, was über jeine Grundjäße 
bemerft worden ijt, nicht erjt gejagt zu werden. Wohl aber 
darf hervorgehoben werden, daß in der Art und Weije jeines Vor— 
gehens, in den Gefichtspunften, welche ihn leiteten, wieder jeine 
ganze Eigenart hervortrat: die Durchdringung faufmännijcher Thätig- 
mit allgemeinen ſtaatsmänniſchen Gedanken. 

In dem Zeitraum von 1847 bis 1856 entjtanden im außer- 
preußiichen Deutichland nicht weniger als 16 Zettelbanfen, deren 
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Noten mehr oder weniger in allen deutichen Staaten Eingang 
fanden und in ihrer verwirrenden Buntichedigfeit jede Kontrolle 
über den Bapiergeldverfehr in einem Lande unmöglih machten. 
Zufällig entftanden, ohne einheitlichen jyitematiichen Plan, ver- 
ſchieden organifiert und ben mannigfaltigiten Sonderinterejjen 
dienend, waren diefe Banken ein Bild der politifcheu Zerriffen- 
heit Deutichlands.) Kein Staat fühlte fi) bei der Erteilung 
einer Banflonzejfion gemüßigt, auf die Berhältniffe des Nachbar- 
landes Rüdficht zu nehmen oder fi) mit ihm über die Bebürfnis- 
frage zu verftändigen. Aber aud; die Bebürfniffe des eigenen 
Landes nad neuen Wertzeihen waren für die SKonzeffions- 
erteilungen nicht der. Hauptbeweggrund, jondern die Hoffnung der 
Regierungen auf Teilnahme an dem meift viel zu hoch veranichlagten 
Gewinn. Preußen, auf deſſen Markt e8 die meiften fremden 
Banken abgejehen hatten, jah fi, um einer Zerrüttung feines 
eigenen Papiergeldwejens vorzubeugen, zu Schugmaßregeln ge- 
nötigt. 1855 wurde die Zirfulation der feinen auf weniger als 
10 Thlr. lautenden, 1857 die aller fremden Wertzeichen in Preußen 
verboten. Dieſe Maßregel gefährdete nun aber die Eriftenz meh- 
rerer neu gegründeten Zettelbanfen, die doch wiederum nad) der 
allgemeinen Überzeugung unter guter Leitung und wenn fie fi 
auf ihre eigentlichen Aufgaben befchränften, jehr nützlich fein 
fonnten. Verhandlungen über eine gemeinfame oder gleichartige 
Bankpolitif der Zollvereinsftaaten wurden wohl angefnüpft, ge- 
diehen aber nicht weiter?) Da ift nun Hanſemanns Verſuch be- 
merfensmwert, das, was fich auf gejeggeberiichem Wege von oben 
ber nicht erreichen ließ, von unten aus durch Gründung oder Re- 
organifation von Zettelbanfen nach einem und demjelben Syſtem 
in allen Bundesftaaten zu bemirfen. Als letztes Ziel jchwebte 
ihm dann eine Vereinigung der deutichen Privatzettelbanfen zu 
einer großen Drganijation, dem „Verein deuticher Privat(zettel)- 
banfen“ vor. Mit Zugrundelegung diejer Gedanken und Abfichten 


1) Poſchinger 2, ©. 8. 
9) Bofhinger 2, 180ff. 
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hat Hanjemann in den Jahren 1856 und 1857 mit einer ganzen. 
Reihe deutjcher Regierungen verhandelt.) Er veröffentlichte im 
Mai 1857 eine Brojchüre „Banfnoten-Syftem für deutiche Bundes- 
ftaaten“, in welcher er ein ausführliches Normalftatut für die ein- 
zelnen Banfen und eine Skizze des StatutS für den „Verein 
deuticher Privatbanfen“ mitteilte und eingehend erörterte.?) Seine- 
Prinzipien find im wejentlichen diejelben geblieben, welche er jeit 
dreißig jahren vertreten und in jeiner Denfichrift von 1829 ®) 
empfohlen hatte. Auch ein anderer ihm eigentümlicher, praktiſch 
bereit bewährter Gedanke Fehrt bier wieder. Um die Privat- 
notenbanfen vor jchäblichen und unvernünftigen Zumutungen be- 
gehrlicher Regierungen zu jchügen und dieje für jene zu intereffieren, 
jollten die Banken außer den gewöhnlichen Hanbelsfteuern einen 
Teil des über 5°%/, binausgehenden Gewinnes als Abgabe für 
gemeinnügige Zwecke entrichten. Cine Abgabe vom Reingewinn 
hatte ja Hanjemann früher für die Eifenbahngejellihaften empfohlen, 
nachdem in der Aachener fFeuerverficherungsgejellichaft diejelbe Idee 
im größten Maßftabe durchgeführt worden mar. 

Was Hanjemann in feinem „Banfnoten-Syitem“ über ben 
Charafter und die natürlihen Aufgaben der Zettelbanfen jagt, 
entipricht vollftändig feinen früheften Anfichten über diejen Gegen- 
ftand. Er betont: Zettelbanfen find unentbehrlih; ohne Banl- 
noten fann der jegige Verkehr nicht beftehen; aber man darf von. 
den Banken feine ihren Zweden fremde Leiſtungen erwarten. 
Nie dürfen fie fi) in jpefulative Unternehmungen einlaffen; fie 
werden naturgemäß eine bejcheidene aber darum fichere Rente 
tragen und diefe darf nur aus reellem Zinsgewinn erwachſen. 
Eine Zettelbanf darf nicht Staatsinftitut jein. 

Daß Hanjemanns Gedanke einer gleichartigen inneren Drgani- 


1) Die Detaild der Verhandlungen intereffieren hier nicht. Siehe über fie 
Poſchinger Bd. 2 an verſchiedenen Stellen. 

2) Bantnoten-Syftem für deutſche Bumdesftanten. Entwurf von David 
Hanjemann. (Als Manuftript gedruckt. Mai 1867.) Kaſſel. 1857. 
55 Seiten. 

2) ©. ©. 91. 
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fation und einer Bereinigung der Zettelbanfen auf einer jehr ver- 
nünftigen joliven Grundlage rubte, ließ fich nicht leugnen. Ins— 
beſondere mußte anerkannt werben, daß die Befolgung jeiner 
Grundſätze die Banken dem Mikbraud für fremde, auch politische 
Zwede möglichft entzog und eine gute Bermaltung in Ausficht 
»tellte. Es waren daher außer ber Sache liegende Momente, 
‚welche jeine Beftrebungen vereitelten. Gerade die Betonung der 
ſoliden Drganijation und der nur der Belebung des Handels- 
werfehrs dienenden Zwede ber Zettelbanfen hat den Mißerfolg in 
«einer Zeit ſchwunghafter Aftienagiotage herbeigeführt. „Wahr- 
ſcheinlich“, jagt Hanjemann jelbft,') „zum Zeil jener Agiotage wegen, 
durch weldhe die Organe mancher Regierungen veranlaßt werben 
‚mochten, ‚die Rentabilität der Zettelbanfgejellichaften viel zu Hoch 
zu veranjchlagen und den vernünftigen Hauptzwed der zu er- 
teilenden Konzeſſionen den direften finanziellen Vorteilen unter- 
„zuordnen, Die in irgend einer Form in dem mutmaßlichen Agio- 
gewinn der Konzeifionare .zu erlangen waren.“ Gegen jein Pro— 
jeft ſprach dann in den Augen der mittleren und feinen deutjchen 
Staaten noch ein anderer Umftand, den Hanjemann nicht er- 
wähnt: die Furcht, unter jeinen und damit unter preußijchen 
Einfluß geraten?) — und es ift wohl nicht zufällig, daß die 
politiich Preußen am meiften zugethanen Kleinftaaten, Koburg-Gotha 
und Walded, die einzigen gewejen find, von welchen Hanjemann 
‚die Konzejfionen zu Banfgründungen im Sinne feines Normalftatuts 
erhalten bat. 

Ganz gab Hanjemann den Gedanken nicht auf. 1860 for: 
berte er die ‚preußilche Regierung auf, zu einer Statutenänderung 
und Aſſoziation aller preußiichen Privatzettelbanfen die Hand zu 
bieten.) Die jo geſchaffene Bereinigung jollte den Stern zu wei— 
teren Anſchlüſſen im übrigen Deutſchland bilden und Preußen 
ganz allmählich einen -maßgebenden Einfluß auf das geſamte deutſche 


1) Banknoten-Syitem ©. 4. 

2) Bojhinger a. a. O. 

3) Hanfemann an von der Heybt 19. Februar 1860. — Bergl. auch 
Poſchinger 8, ©. 99. 
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Bankweſen verichaffen. Von der Heydt hatte zwar feine großen 
Bedenken gegen diejen Plan mies ihn aber nicht ohne weiteres 
von der Hand. Sowohl von ihm, wie von dem Finanzminijter 
wurden Kommifjare!) ernannt, die mit Hanjemann über jeine 
bankpolitiſchen Ideen verhandeln jollten. Wie dann die Be- 
ratungen, melde am 5. Mai 1860 wirklich begannen, verlaufen 
find, hat fich nicht ermitteln laffen. Zu einem Reſultat haben 
fie jedenfalls nicht geführt. 

Im Zufammenhang mit diefen der Gefchichte des deutjchen 
Banfwejens angehörenden Bejtrebungen mag nod) eine in dasjelbe 
Gebiet fallende Verhandlung erwähnt werden, die gleichfalls von 
Hanjemann eingeleitet und gleichfalls ohne Kejultat geführt wurde, 
aber an eine interejjante, heute faft vergejjene Epifode der deutjchen 
Wirtſchaftsgeſchichte erinnert. — Bon der ſchweren Handelskriſe, welche 
1857 einer Flutwelle glei von jenſeits des Dceans, aus 
Amerika, fommend zuerft über England hereinbrady und fid) dann 
aud über den europäiichen Kontinent ausbreitete, hatte ganz be- 
fonders jchwer die Stadt Hamburg zu leiden. Im November 
bäuften fich bier die Banfrotte angejehener Häujer in jchreden- 
erregender Weile. Die ganze Einwohnerjchaft der großen Handels- 
ftadt geriet für mehrere Wochen in einen Zuftand unbejchreiblicher 
Verwirrung und Entmutigung. Der Grund, warum die Krifis 
bier jo bejonders verheerend auftrat, lag einerjeit8 in der Kredit— 
überjpannung, zu welcher die Kaufmannjchaft ſich durch die gewaltige 
Ausdehnung des Hamburger Handelsverfehrs in den legten Fahren 
hatte verleiten lajjen, anderjeit8 in den Hamburger Währungs- 
verhältnijien. Die Hamburger Marf Banko, eine ideelle Münze, 
bedeutete nur ein gewiſſes Quantum Silber und ftand zu feiner 
anderen gangbaren Münze in einem fejten Wertverhältnis. Die 
in Marf Banko ausgedrüdten Zahlungsverbindlichfeiten fonnten 
in Hamburg nur mit dem durch dieſen Ausdrud bezeichneten 
Quantum Gilber erfüllt werden und wurde das Gilber in Ham- 
burg fnapp, jo war eine Sataftrophe unvermeidlich, da die Be— 


1) Geh. Oberregierungsrat Hoene und Geh. Oberfinanzrat Günther. 
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fchaffung fremder Zahlungsmittel feine Hilfe gewähren fonnte. 
Als nun das Unglüd in Hamburg immer weitere Dimen- 
fionen annahm und alle Verſuche des Senats ihm Einhalt zu 
thun, fich als völlig fruchtlos erwieſen, drohten die zahlreichen 
Falliffemente Hamburger Häufer auch die preußifche Gejchäftswelt 
in gefährliche Mitleivenjchaft zu ziehen. Diefe Erwägung veran- 
laßte den HandelSminifter von der Heydt die Sadhjlage mit Hanfe- 
mann zu beiprehen. Sie waren fehr bald darüber einig, daß 
Hamburg nur geholfen werben fönne, wenn es feine veraltete Banfo- 
währung aufgebe und jofort geftatte, daß auf dieſe ausgeftellte Wechiel 
auch in Thalern zu einem geſetzlich beſtimmten Kurje bezahlt 
werden durften (151 Thlr. = 300 M. B.). Ging Hamburg darauf 
ein, jo jollte die Preußifche Bank in Hamburg eine Filiale er- 
richten und den Bebürfnifien des Hamburger Gelbverfehrd mit 
größtmöglicher Kulanz entgegenfommen. Hanſemann jeiner- 
ſeits war bereit, in ſolchem Falle Hamburger Wechjel auch von 
der Disfonto-Gejellihaft wieder disfontieren zu laſſen. Dafür 
hätte der Senat anzuordnen, daß preußiiche Kaſſenanweiſungen 
und Banknoten in allen hamburgiſchen Staatstaffen zum Nennwert in 
Zahlung zu nehmen jeien. 

Am 1.Dezember war Hanjemann in Hamburg, um im Auftrage 
von der Heydts vertraulich über dieſe Vorjchläge zu verhandeln. Er 
fonnte aber mit ihnen nicht durchdringen. Die Hamburger hielten 
die Bankowährung für eine berechtigte und vorteilhafte Eigentümlichfeit 
ihres StaatSmwejens und wollten aud) aus politiichen Gründen von der 
ausichließlichen Geltung derjelben nicht abgehen. Selbft eine provi- 
ſoriſche Verordnung der vorgejchlagenen Art für etwa ſechs 
Monate wurde abgelehnt. Solche Änderungen, jchrieb Senator 
Godeffroy an Hanjemann, dürften in Hamburg überhaupt nur in 
ruhigen Zeiten beraten und durchgeführt werden und außerdem 
ftehe dem preußijchen Anerbieten das Bedenken „Timeo Danaos 
dona ferentes“ gegenüber.) Der Pireftion der Disfonto-Gejell- 
ſchaft, die aufs Iebhaftefte an dieſen Vorgängen intereifiert war, 
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ichrieb aber Hanjemann ſchon am 2. Dezember aus Hamburg, 
das Schlimmfte an allem jei die Unfähigkeit der Senatsregierung, 
und in einem Bericht an den Handelsminifter vom jelben Tage 
heißt es: „Die Rat- und Thatlofigkeit des Senats ift unbejchreib- 
li) und id; habe darüber die jchredlichiten Klagen gehört. Ich 
weiß den Leuten nicht zu helfen, weil das Zopftum in dem re 
gierenden Körper von 24 Perſonen vorherricht.“ 

Obgleich alfo der Senat auf die Anregungen des preußijchen 
Unterhändlers nicht einging, jo wandte er fi doc an Preußen 
offiziell mit der Bitte um Hilfe Er wollte fie aber nicht in der 
Form, in welcher Preußen fie allein gewähren fonnte, in Thalern 
und Papiergeld, jondern in ungemünztem Silber. Daß Preußen 
hierauf nicht einging, wurde ihm jehr verübelt, obwohl es, um 
gegen alle Eventualitäten geichügt zu fein, fich feiner Metallvor- 
täte gar nicht entäußern durfte. Da fam den Hamburgern Hilfe 
aus einem Lande, von dem fie feiner zerrütteten ‚Yinanzen wegen 
am menigiten erwartet werden fonnte, aus Äſterreich. Diejer 
Staat hatte thatjächlic; Papierwährung, aber in dem bdeutichen 
Münzvertrag vom 24. Yanuar 1857 fich zur Wiederaufnahme der 
Silberzahlung am 1. Januar 1859 verpflichtet. Für diejen Zweck 
wurden in den Gewölben der öjterreichiichen Nationalbanf Silber- 
vorräte aufgejpeichert, die zunächſt nur einen toten Schat bildeten. 
Dfterreich machte nun ein gutes Gejchäft, indem es 10 Millionen Mark 
Banfo Silber zu 6°), dem Staate Hamburg bis zum 31. De- 
zember 1858 lieh. Schon am 15. Dezember 1857 traf ein Ertra- 
zug mit den rettenden Silberbarren in Hamburg ein. Äſterreich 
aber erntete außer dem baren Gewinn noch den Ruhm, im 
Gegenjag zu dem engherzigen Preußen bejonders bundesfreundlic 
und national gehandelt zu haben. 

Auf von der Heydts Wunſch unterbreitete Hanjemann aud) 
dem Minifterpräfidenten Manteuffel jeine Ideen über eine Baluta- 
änderung und die Errichtung einer Banffiliale in Hamburg; 
auch 309 fich die Korreſpondenz mit einflußreihen Hamburger 
Kaufbherren noch einige Zeit hin. Die öfterreichiiche Hilfe 
leiftung hatte aber den preußiichen Beltrebungen jeden Boden 
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entzogen; Hamburg erholte fi allmählid; von dem ſchweren 
Sclage und durfte fich noch über ein Jahrzehnt feiner Banko— 
währung freuen. — 

Seit 1857 ftand Hanjemann nicht mehr allein an der Spige 
ber Disfonto-Gefellihaft. Sein jehnlichfter Wunfch ging ihm in 
Erfüllung, als Adolf es in diefem Jahre endlich möglich machen 
fonnte, dem Rufe des Vaters zu folgen und ihm als zweiter Ge- 
Ihäftsinhaber zur Seite zu treten, jo ſchwer es ihm auch fiel, das 
ihm lieb gewordene, erfolgreiche Arbeitsfeld in Eupen mit einem 
fremden, verantwortungspolleren und, wie die Verhältniffe damals 
lagen, vielleicht weniger lohnenden zu vertaufchen. Die Fabrik in 
Eupen übernahm Banjemanns zweiter Sohn Guftav. Hanjemann 
atmete erleichtert auf, als er nun einen Teil der bisher allein 
getragenen Verantwortung für die Gefchäfte einer großen Banf 
den Kommanditären und Mitbeteiligten gegenüber auf die fräftigen 
Schultern feines jungen Gefährten abwälzen fonnte, in dem er 
nicht nur feinen Sohn liebte, fondern der ihm auch von allen 
Menichen perjönlid am nächſten ftand, fein volles rückhaltloſes 
Vertrauen in jeder Beziehung genoß und der ihm als fauf- 
männijches Talent vollfommen ebenbürtig war. — Ein dritter 
Geichäftsinhaber wollte fi) bei Hanjemanns Lebzeiten nicht finden 
laſſen. Erft nach feinem Tode ift die in den Statuten vorgejehene 
Zahl der Gejchäftsinhaber erreicht worden. 

Die weitere Ausgeftaltung der Disfonto-Gejellichaft, der 
fteigende Umfang ihrer Geichäfte, ihr allmähliches Heranwachſen 
zu einem Banfinftitut von europäifcher Bedeutung find nicht 
mehr das ausschließliche Werk David Hanſemanns geweſen. Un— 
erſchöpflich an geſchäftlichen Ideen und Kombinationen hat er 
allerdings noch bis an fein Lebensende zu neuen Unternehmungen 
die Anregung gegeben, wichtige Verhandlungen geführt und im 
Intereſſe der Disfonto-Gefellichaft längere Reifen nad) Wien, Beters- 
burg und Paris unternommen. Im Rahmen diejer Biographie 
fönnen aber nur noc einige Momente aus der in Hanjemanns. 
legte Lebensjahre fallenden Thätigfeit der Disfonto -Gejellichaft, 
die zugleich ein allgemeineres, namentlich finanzgejchichtliches: 
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Intereſſe für fi) beanipruchen dürfen, in aller Kürze aufgezählt 
mwerden.') 

Als Preußen 1859 während des italienijchen Krieges fein 
Heer mobil madıte, jah es fi) zur Aufnahme einer Anleihe von 
30 Millionen Thalern genötigt. Der Finanzminifter von Patow 
fam damals mit David Hanjemann überein, daß dieſer ein Kon— 
fortium von Banfhäufern bilden möge, das ſich zur feften Über- 
nahme eines Teils der Anleihe verpflichten und bei der Emilfion 
mitwirfen ſollte. Das ift denn auch geichehen. Das Konjortium 
beitand aus den Bankhäuſern S. Bleichröder, Mendelsjohn & Co., 
Gebr. Scidler, F. M. Magnus, Breeft & Gelpde, Robert War- 
fhauer & Co. und der Diskonto-Gejellihaft und die öffentliche 
Subffription auf die Anleihe fand mit Erfolg ftattl. Dies war 
die Gründung des jogenannten „Preußen-Konjortiums”, welches 
jpäter zwar einzelne Mitglieder durch Eingehen der betreffenden 
Firmen verlor, fit) aber durch Hinzutritt von anderen Banken 
und Banfhäufern eriten Ranges in ganz Deutichland mächtig 
erweiterte und während einer langen Reihe von Jahren bei den 
Emiffionen von preußifchen und Reichsanleihen mitgewirkt hat. 

Im felben Jahre 1859 nahm die herzoglich Anhalt-Deflauiiche 
Fideifommißverwaltung durd die Diskonto-Gejellichaft ein Darlehn 
von einer Million Thalern gegen Berpfändung der oftpreußiichen 
Güter des Herzogs auf, um der in Berlegenheit geratenen Defjau- 
iſchen Landesbank die erforderliche Hilfe zu leiften. Mit diefem 
Geſchäfte hat die Disfonto-Gefellihaft das Beiipiel für bie 
Form gegeben, in melder ſolche Darlehen durd; Ausgabe von 
Bartial-Schuldverichreibungen mit hypothelariſcher Sicherheit zu 
realifieren find. 

Seit 1861 fanden bei der Diskonto⸗Geſellſchaft eifrige Ver— 
bandlungen über die finanzielle Fundierung einer Gejellichaft ftatt, 
die es fich zur Aufgabe ftellen jollte, Befigungen in der Provinz 
Poſen aus polnifchen Händen zu erwerben, fie zu parzellieren und 
an deutiche Anfiebler auszuteilen. Dbgleich deutiche Großgrund- 
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befiger in Poſen, insbejondere die Herren von Tempelboff-Dom- 
browfa und SKennemann-FKlenfa, den Plan, welcher nicht nur 
einen gei&häftlichen Gewinn bezmwedte, jondern aud) einen politifchen 
Gedanken — die Stärfung des deutichen Elements in den polnifchen 
Landesteillen — verfolgte, lebhaft unterjtügten, jo jcheiterten bie 
bis ins Jahr 1865 fortgejegten Verhandlungen doc ſchließlich an 
der Ungunft der Berhältnifje und an ben drohenden politifchen 
Vermwidelungen jener Zeit. Erjt ein Bierteljahrhundert darauf 
nahm ſich der Staat der durch diejes nicht zu ftande gefommene 
Projekt bezeichneten politijchen Aufgabe in den polniichen Landes— 
teilen der Monarchie mit großen Mitteln an. Dann aber nahm 
auch die Disfonto-Gejellichaft zur Förderung der Sade einer An 
regung von Hanjemanns Großſohn folgend das früher betriebene 
Projekt: wieder auf, als fie 1895 im Verein mit dem Banfhaufe 
Bleichröder und befreundeten Grundbefigern die Landbank errichtete. 

Im Frühling 1863 reifteHanjemann zu längerem Aufenthalt nach 
Betersburg und unterbreitete der rujfiihen Regierung einen von 
ihm erjonnenen Yinanzplan zur Berftaatlihung und zum Aus— 
bau. des ruffiichen Eifenbahnneges. Dieſe Verhandlungen gelangten 
allerdings nicht zum Ziel. Dagegen war es ein finanzgeichichtlich 
und für die deutſchen Börjenverhältnijie bedeutſames Ereignis, 
daß um diejelbe Zeit ein Vertrag zwiſchen der Disfonto-Gejell- 
ſchaft und der Mostau-Rjajaner Eijenbahngejellihaft über Die 
Emilfion der mit bypothefarifcher Sicherheit und Staatsgarantie 
ausgeitatteten Moskau-Rjajaner Prioritätsobligationen im Betrage 
von 5375000 Thlr. zur Ausführung fam. Die Diskonto-Gefell- 
ſchaft brachte damit die erfte ruffiiche Eifenbahnanleihe diejer Art 
an den bdeutichen Marft. 

Im Jahre 1864 eröffnete die von der Diskonto-Gefellichaft 
errichtete erſte Preußifche Hypothefen-Aftien-Gejellichaft ihren Ge— 
fchäftSverfehr. David Hanſemann juchte diejes Inſtitut, deſſen 
Zwed die Gewährung von jolidem Realfredit war, nad) Möglichkeit 
zu fördern, aber infolge der ihm mit der Konzeifion von der 
Regierung gegebenen Normativbeftimmungen fonnte es zu einer 
gejunden Entwidelung nicht gelangen. Es ift im Jahre 1870 in 
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die Zentral-Boden-Kredit-Aftien-Gejellichaft aufgegangen, für welche 
die Disfonto-Gejellichaft im Verein mit den Bankhäufern S. Bleich- 
röder in Berlin, Sal. Oppenheim jr. & Co. in Köln, den Häufern 
Rothſchild und anderen Beteiligten die Konzeffion erhalten hatte. 
Für den hohen Rang, welchen dieſe Gejellichaft heute auf dem 
Gebiete des Bodenkfredit einnimmt, ift die Thätigfeit der erften 
Preußiſchen Hypothefen-Attien-Gejellichaft jedenfalls eine gute Bor- 
arbeit gemejen. 

Mit lebhafteftem Intereſſe war Hanfemann ferner für die Er— 
bauung einer Eifenbahn von Berlin über Charlottenburg und Durch 
den Grunewald nad) Potsdam thätig, ein Projekt, das fein Sohn 
und Geichäftsmitinhaber entworfen hatte. Die Bahn follte außer dem 
Lokalverkehr auch der Erfchliegung und Befievelung der Wannjeeufer 
und eines geeigneren Teil des Grunewalds dienen, und Geheimrat 
Hitzig beichäftigte fich mit Entwürfen zu diefem Zwed. Die obrigfeit- 
liche Konzeffion wurde aber mit Rüdfiht auf eine mögliche Be— 
unrubigung des Wildes im Grunewald damals verfagt. An Stelle 
diejes Projektes trat dann das größere einer direften Bahnverbindung 
zwiſchen Hannover und Berlin, der Berlin-Lehrter Bahn, welche 
einen fürzeren Weg zwiſchen Berlin und Köln berftellen follte. 
No in feinem legten Lebensjahre hat Hanjemann als Bevoll- 
mächtigter des Komitee8 der Berlin-Lehrter Bahn langwierige 
Berhandlungen hierüber mit der hannöverjchen Regierung geführt. 
Die Bahn ift erjt einige Jahre darauf gebaut und 1871 dem 
Berfehr übergeben worden. 

Schließlich ſei noch einiger Unternehmungen gedacht, die für 
die Baugeſchichte Berlins von nterefje find. Im Jahre 1864 
gründete die Disfonto-Gejellfhaft mit befreundeten Banfhäufern 
eine Ymmobiliengejellihaft in Berlin. Diefe errichtete nad) 
Hanjemanns Tode 1867 auf einem der erworbenen und von Ge- 
heimrat Hitig vollftändig bebauten Grundftüde die erfte Marft- 
halle der Hauptftadt und vermwirflichte damit einen Gedanken, der 
Hanjemann mehrere Jahre hindurch eifrig bejchäftigt hatte. So 
ſympathiſch die Markthalle auch bei der Eröffnung begrüßt wurde, 
fo ermies fich das Inſtitut ſchließlich doch als — Aus 
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der Markthalle entftand der Cirkus Renz, eine Verwertung des 
Bauwerkes, welche der Jmmobiliengejellichaft eine günftige Ab- 
mwidelung des Unternehmens ermöglichte. 

In Verbindung mit Higig wurde ferner der Albrechtshof am 
Tiergarten erworben und aus dieſem Grundftüd einer der 
ſchönſten Stadtteile Berlins geichaffen. 


X. Kapitel. 
Unter der neuen Ära. Ende. 


Als mit dem NRegierungsantritt des Prinzregenten Wilhelm 
im Herbft 1858 die dumpfe Reaftionsperiode ihr Ende fand, als 
an Stelle Manteuffel und Weftfalens der Fürſt von Hohenzollern, 
Rud. von Auerswald, Patom und bald darauf auch Graf Schwerin 
ins Minifterium berufen wurden und eine neue hoffnungsvolle Zeit 
anbrach, da atmete auch Hanjemann wieder frei auf. Und jofort 
regte fich in ihm ber politifche Thätigkeitsdrang. 

Seine glüdlihe Stimmung wurde noch durd ein gleichzeitiges 
‚perjönliches Erlebnis gehoben. Die Direktion der Rheiniſchen 
Eifenbahngejellichaft Iud ihn zur Einmweihungsfeier der neuen Mojel- 
brüde bei Koblenz ein und überjandte ihm eine Dauerkarte zur 
freien Benugung ihrer Bahnlinien. Die Begleitfchreiben rühmten 
in warmen Worten feine Berdienfte um die Rheiniſche Bahn: die 
Direktion jei fi) immer deſſen bewußt, daß fie nur weiterbaue 
auf dem von Hanjemann unter den fchwierigften Berhältnifjen ge- 
Ihaffenen Grunde. Er war durd) offizielle Anerkennung jeiner ge 
meinnügigen Thätigfeit nicht gerade verwöhnt. Um jo mehr freute 
ihn dieje doch feineswegs außerordentliche Ehrung. Seine Nach— 
folger im Handels- und Finanzminifterium, ſchrieb er an Meviffen,!) 
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den Präfidenten der Rheinifchen Eijenbahn, hätten zwar wiederholt 
privatim die Verdienftlichfeit jeines Wirkens betont; jomweit wie die 
Eifenbahndireftion, ihrer Überzeugung auch einen offiziellen Aus 
drud zu geben, hätten fie ſich aber noch nicht vorgemwagt. 

Auch freute es ihn, daß er in einem Berliner Wahlfreije als 
Kandidat für das Abgeorbnetenhaus aufgeftellt werden jollte. Er 
bedauerte jehr, zur Übernahme eines Mandats thatjächlich Feine 
Zeit zu haben, und lehnte fie ab. Aber jchon in dem Anerbieten 
an fich jah er einen erfreulichen Beweis für den eingetretenen Um— 
Schwung der Verhältniffe. Noch vor drei Jahren, meinte er, wäre 
feine Kandidatur in Berlin ganz unmöglich gemwejen.') 

Bald darauf begab er fich in Gejchäftsangelegenheiten zu längerem 
Aufenthalte nad) Paris, blieb hier bis Ende Februar 1859 und war 
Zeuge der ungeheuren Aufregung, weldye Napoleons berüchtigter Neu» 
jahrsgruß an den öjterreichiichen Gejandten hervorrief. Ein Krieg 
zwifchen Dfterreich und Frankreich zur Befreiung Italiens ftand in 
Sit. Wie er audy verlaufen mochte, er mußte, jo jchien es, 
nicht nur für die beteiligten Länder fondern auch für Preußen und 
ganz Deutichland von folgenichwerer Bedeutung werden. Hanſe— 
mann war von dem Ernft der ſich raſch zujpigenden Lage tief durch— 
drungen. In regem Verkehr mit hohen franzöfiichen Beamten und 
einflußreichen Gejchäftsleuten erfannte er jofort, daß die Stimmung 
in Paris gegen den Krieg war, daß man fid) nad) feftem, dauer— 
baftem Frieden jehnte und der unruhigen Abenteurerpolitif des 
Kaiſers überdrüffig war. Dffen geftanden ihm die Franzojen, daß 
fie ihre Friedenshoffnung auf ein feftes Einvernehmen der deut— 
ſchen Mächte ſetzten; Napoleon werde es nicht wagen Dterreich 
anzugreifen, wenn er wilje, daß Dfterreich in dem Kampfe nicht 
allein ftehe. Begierig fuchten fie von Hanjemann zu erfahren, 
welche Haltung Preußen wohl in einem öfterreichifch-franzöfiichen 
Kriege einnehmen werde. Dann antwortete er zuverfichtlich, daß 
ein Zweifel an der feiten Entſchloſſenheit Preußens, an Ofter- 


1) 4. a. DO. — 1855 wurde er zur Kandidatur im Wahltreife Königsberg 
(Neumark) aufgefordert. 
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reichs Seite zu fämpfen, gar nicht möglich fei. Den befreundeten 
Miniftern daheim aber teilte er in ausführlichen Schreiben feine 
Wahrnehmungen mit und mahnte, die Regierung möge jofort durch 
eine jeden Zweifel ausſchließende Haltung befunden, daß fie Dfter- 
reich nicht im Stich laſſen werde. 

Indeſſen machte die preußijche Politik, ſoweit er fie von Paris 
aus beurteilen fonnte, nicht den Eindrud, als ob die Zeitlage in 
Berlin richtig und in vollem Umfange gewürdigt werde. Es be- 
fremdete ihn, daß in diejer kritiſchen Zeit der preußiiche Geſandte 
von Paris abmwejend war; der neugemwählte Landtag mit jeiner 
altliberalen Majorität, die der Regierung feine Ungelegenheiten 
bereiten wollte, jchien an der auswärtigen Politik ebenjo achtlos 
vorüberzugehen, wie e8 die Thronrede des Brinzregenten gethan hatte. 
Es jehe jo aus, flagte Hanfemann, als ob die preußiichen Politiker 
den europätfchen Frieden nicht für bedroht hielten und gar nicht 
abnten, daß es fic) bei dem Angriff auf Oſterreich um ein Proteftorat 
Frankreichs in Deutichland, ja vielleicht um die Eriftenz Preußens 
handeln fönne. Inſtändigſt drang er in den Grafen von Schwerin, 
eine Manifeftation des Landtages herbeizuführen, die es der zag- 
haften Regierung erleichtern werde, einen herzhaften Entichluß zu 
fajlen. „ch bin tief betrübt,“ jchrieb er am 16. Februar, „über 
dieſe Apathie, als Patriot und als Gefinnungsgenofje der jet am 
Ruder ſich befindenden Partei, die durch fol Verhalten in Europa 
an Anjehen und Achtung verliert. An hoher Stelle hier jagt man: 
an fond la position des ministres est faible et c’est le parfi 
de la eroix, qui l’emportera finalement dans le conseil du prince- 
regent, etavec ce parti la neutralit& de la Prusse sera & atteindre. 
Müfjen denn die Landtage von Nafjau, Bayern und Han- 
nover den nationalen Impuls geben?" 

Aus Paris heimgefehrt jah er feine Bejorgnifje durch andere 
Wahrnehmungen vermehrt. Allerdings erwachte das National- 
bewußtjein in dem Maße, als die Kriegsgefahr näher rüdte, aber 
immer mehr äußerte es fich beim Bublifum und in der Prejje in 
einer Form, die Hanjemann für verfehrt und verderblich bielt. 
Allerwärts regte ſich wieder die Fleindeutiche Gefinnung, die er 
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in der Bolitif der Gothaer befämpft hatte, und immer lauter 
ertönte die Forderung, daß Preußen die Gunft der Zage zu jeinem 
Vorteil, zur Erneuerung des Verſuchs, einen Bundesſtaat mit 
preußiſcher Spite aufzurichten, ausbeute. 

Am meiften befümmerte Hanjemann aber das unvernünftige 
Gebahren Dfterreichs, das fich ſelbſt durch eigene Schuld in die 
allerungünftigfte Lage brachte. An dem Wohlergehen Dfterreich$ nahm 
er aufrichtigen Anteil und er ftand zu einzelnen öfterreichijchen Staats- 
männern, jo insbejondere zum Finanzminifter Brud und dem 
Hauptdireftor der öfterreichiichen Kreditanftalt Richter in freund- 
Ihaftlihen Beziehungen. Mit größtem Intereſſe verfolgte er Bruds 
verzweifelte Anftrengungen zur Hebung des völlig zerrütteten öfter- 
reihiichen Finanzmwejens, indem er fie gelegentlich mit feinen Rat- 
ſchlägen und Warnungen begleitete. So hatte er noch im Sommer 
1858 dringend aber ohne Erfolg vom Verkauf der Staatsbahnen 
an ein franzöfiiches Banflonjortium als einer wahrhaft „de— 
faftreufen Operation“, die bei einem Finanz- und Staatsmann von 
der Bedeutung Bruds ganz unbegreiflich jei, abgeraten und zu— 
glei) ein Promemoria über die Regelung des Staatsichulden- 
wejens eingejandt, das auf den bewährten Grundjäßen der preu= 
Biihen Sculdenvermwaltung ruhte. Jetzt Forreipondierte er mit 
Brud und Richter über die politifche Lage. Anfang März hatte 
Napoleon plöglic die Miene angenommen, als ob er in jeinen 
Entihlüffen wanfend geworben jei, auf die VBermittelungsverjuche 
der anderen Mächte eingehe und an einen Rüdzug denke. Indem 
Hanjemann den fterreichern zu diefem diplomatifchen Erfolge 
gratulierte, ſprach er zugleich die Hoffnung aus, daß fie die an— 
gebotene Bermittelung annehmen und durch ihre Haltung Napoleon 
den Entihluß zur Umfehr erleichtern würden. Bald darauf trat 
Rußland mit dem Vorſchlage eines europätfchen Kongrefies zur 
friedlichen Drdnung der italienischen Verhältniffe hervor. Anfang 
April war Hanjemann mieder einige Tage in Paris. Er fand 
die Stimmung dort unverändert, dem Kriege durchaus abgeneigt; 
allgemein hoffte man, daß die Kriegsgefahr durch den Kongrep- 
vorjchlag abgewendet jei. Da hörte er, nad) Berlin zurüdgefehtrt, 
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daß Öfterreich mit dem Erreichten nicht zufrieden fei, daß es den 
Kongreß nur dann beichiden wolle, wenn Sardinien zuvor abge- 
rüftet habe. Sofort wandte er fi) an Brud und Richter: was 
er gehört, könne unmöglid) wahr fein; Diterreich gebe ja alle Vor— 
teile aus der Hand, ſetze fich ins Unrecht und thue damit Napoleon 
und Gavour den größten Gefallen. 

„Wie ich 1849/50,“ fchrieb er am 11. April an Brud, „die preußiſche 
Regierung gewarnt und beſchworen babe, die unglüdliche Unionspolitik aufzu= 
geben, fo beſchwöre ih Sie und Ihre Minifterkollegen: begnügen Sie fich mit 
der Demütigung, die Ihre Gegner in Paris und Turin bereits erfahren haben 
und durch den Kongreß noch erfahren werden, der nichts ijt als eine commission 
pour enterrer une question honorablement, dans laquelle il n’y a rien ä 
faire radicalement. . . . Aufridtig und ohne Umſchweife: ich habe dem, der 
mir jene Mitteilung machte, geantwortet: ich könne es nicht glauben, denn das 
wäre feine ruhige berechnende, fondern eine Politik des Zomes und der Leiden- 
ſchaft, nicht einmal eine große, denn Dfterreich braucht wahrlich den Angrifi 
Sardiniens nicht zu fürchten, es möge bewaffnet oder unbewaffnet fein, — eine 
ſolche Politik fcheine mir bei öfterreihiihen Staatämännern rein unmöglich zu 
fein. Möge der Himmel verbüten, daß ih mich in meinem Bertrauen auf 
Oſterreichs Regierung getäufcht Hätte.“1) 

Die Täuſchung war allerdings eine gründliche. Dem Sailer 
und jeinen Miniftern gingen die Geduld und das Geld aus, um 
die Kriegsbereitichaft im Frieden länger zu ertragen. Sie lehnten 
niht nur den Kongreß ab, ſondern ftellten ihrerfeits Sardinien 
das Ultimatum: Abrüftung oder Krieg. Am 23. April tele 
graphierte Hanjemann an Richter: „Ein jolches Verfahren faft un- 
glaublid." Am 26. lehnte Sardinien das öfterreichiiche Anfinnen 
ab und der Krieg brad) aus. 

Der Prinzregent war entichloffen das Schwert zu ziehen, jo» 
bald Deutichland gefährdet wurde. Schon beim Beginn des 
Krieges auf die Seite Ofterreich$ zu treten, verhinderte ihn aber 


1) Mit diefem Briefe vom 12. April an Brud freuzte fih ein Telegramm 
Richter vom felben Tage: „Betradhten Sie die Miffion des Erzherzogs (Albrecht) 
nod) dort als eine Geneigtheit zur ehrenvollen Verſtändigung.“ — Am 14. fchrieb 
Richter, daß Brud für dem Brief befonders danken lafje; auch die anderen 
Mintfter Hätten ſich anertennend über ihn ausgeiprodhen. Von der Forderung 
der Abrüftung vor dem Kongreß könnten jie aber nicht mehr zurüd. 
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die Zumutung des leßteren, da Preußen nur als Glied und im 
Auftrage des Deutjchen Bundes, nicht als jelbftändige Großmacht 
handeln folle. Hierüber zogen fich die Auseinanderjegungen wochen 
Yang hin und mer bieje nicht fannte, mochte wohl den Eindrud 
empfangen, daß Preußen unſchlüſſig hin und her ſchwanke. 

Am 3. Juni erlitten die Üfterreicher die Niederlage bei 
Magenta, welche fie zur Preisgebung der Lombardei und zum 
Rückzuge hinter die Mineiolinie zwang. Jetzt ſchien eine fräftige 
Entſchließung Preußens unaufjhiebbar geworden zu jein. Aber 
noch immer verlautete nichts von einer ſolchen. Da reichte 
Hanjemann am 7. Juni dem Prinzregenten eine längere Dent- 
fchrift ein. Preußen muß jet, führte er aus, jofort eine allen 
erfennbare Stellung gegen Frankreich nehmen, wenn es nicht 
um jede Reputation kommen will. Ben Entihluß, Äſterreich 
zu helfen, darf es nicht erſt dann fajjen, wenn ber Aus- 
gang des Krieges ſchon Far vor Augen liegt. Stellt Preußen jegt 
unverzüglich feine Armee am Rhein auf, jo macht es die größte 
„moralijhe Eroberung“ und gewinnt thatſächlich einen jo über- 
wiegenden Einfluß in Deutjchland, daß vorläufig eine Revifion der 
Bundesverfafjung zur Herftellung einer formellen politiichen Einheit 
Deutichlands entbehrlich wird. Siegt Ofterreich ohne Preußen, fo 
ift e8 mit Preußens Anjehen für immer dahin; jchließt es — der mahr- 
icheinlichfte Fall — nad) einer Niederlage einen leiblichen Frieden, 
fo wird Preußen von ihm und den anderen Staaten als Verräter 
an der deutſchen Sache betrachtet werden. Dann gilt Dfterreich 
als der einzige Vorkämpfer deutſcher Intereſſen, als der es ſchon 
jest betrachtet wird. 

Hanfemann hatte die Freude wenige Tage darauf Preußen 
wirflic aus der Zurückhaltung hervortreten zu jehen. Ohne mit 
Ofterreich zu einer Verftändigung gelangt zu jein, verfügte der 
Prinzregent die Mobilmadhung von ſechs Armeeforps und am 
24. Juni, während die Schladht bei Solferino tobte, die Mobil- 
machung der ganzen Armee. Er wollte auf grund der Erhaltung 
bes gejamten öfterreichijchen Territorialbefiges einerjeit3, der Durch- 
führung politifcher Reformen in Italien anderjeit3 eine bemaffnete 
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Bermittelung eintreten laſſen. Die preußifchen Heerkörper be- 
gannen fi) am Rhein zu ſammeln. Um dieſe Zeit trat Hanfe- 
mann in Beziehungen zu dem Schriftteller Jakob Venedey, der 
jeine Anfichten über die Notwendigfeit des Zufammengehens von 
Preußen und Dfterreich teilte. Er fuchte ihn zur Überfiedelung 
aus Baden nah Berlin zu bewegen und hoffte in ihm 
einen journaliftiihen Bundesgenofjen in der Bekämpfung des 
ertrem Fleinbeutjchen Standpunftes zu finden, von dem aus ein 
Teil der preußiichen Preffe ſich gegen jede Unterftügung Dfter- 
reich8 ausſprach. Venedey gegenüber äußerte er fich jet voll Aner- 
fennung über die jüngfte Wendung. „Es ift das erfte Mal, daß 
Preußen auf ſolche Weile mit den fämtlichen deutjchen Staaten 
gemeinfam als Macht in die Gejchichte Europas eingreifend ein— 
tritt — wahrlich eine große gejhichtliche Erfahrung und Stellung.” 
Um fo unverftändlicher ift ihm, wie man eine ſolche Politif miß— 
billigen könne. Entrüftet fährt er fort: „Anftatt aber patriotiich 
zuzujauchzen und die Regierung auf dieſer Bahn zu unterftügen 
und zu ermuntern, treten ihr die Philifter, die einen Geijter, 
die Ideologen, entgegen, jo daß man meinen jollte, die Leute 
wären alle von Napoleon gelauft. ... . Mit ſchönen Redensarten 
von Preußens Beruf zum Vorrang in Deutichland glauben dieje 
Schwächlinge wohl imponieren zu können. Die Thoren! Kämpfen 
Sie ritterlid) gegen dieſen Unverftand, der an Paterlandsverrat 
grenzt.) — Schon am 8. Juli madte ein Waffenftillitand dem 
Blutvergießen in Jtalien ein Ende. Hanjemann jah in diejem Er- 
eignis nur bie erfte Wirfung des kräftigen Auftretens Preußens 
und dieſer Gedanfe erfüllte ihn mit freudigem Stolz. Durch 
Krankheit and Zimmer gefeffelt, |prach er Auerswald am 9. Juli 


I) Hanfemann an Venedey 17. Juni 1859. Ühnlihen Inhalts ift ein 
Brief Hanjemannd an Dumont, den Herausgeber der Kölniihen Zeitung, vom 
16. Juni. Wie ift ed nur möglid, fragt er ihn, dab bie Kölntiche Zeitung 
auch nad der Mobilmahung nod) napoleonifch fchreibt? Napoleon beanfprucdhe 
gar nicht, gelobt zu werden; er fei ſchon zufrieden, wenn man für Italiens 
Unabhängigfeit [hwärmt, auf Öfterreich ſchimpft und die preußifche Vorherrſchaft 
predigt, furz die von ihm ſehnlichſt gewünschte deutſche Zwietracht fördert. 
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brieflich feine Genugthuung hierüber aus. Mit der Zeit, meinte 
er, werde es den jämmerlichen Journaliften und Bhiliftern jchon 
flar werden, daß ohne die Aufbietung der Macht Preußens ein. 
dauerhafter Friede für Deutſchland und mithin auch für Dfter- 
reich nicht zu gewinnen ſei. Auch wenn dieſes die Lombardei nicht. 
zurücerhalte, jei doch an eine Vorherrſchaft Frankreichs in Jtalien 
nicht mehr zu denken. Befriedigt ſchloß er: „Die Stellung, 
Preußens ift jet vortrefflih, wenn es beharrlich Energie zeigt 
und ſich nicht in die Abmwege der Kaiſer- und Unionspolitif von 
1849—1850 verirrt." Wenn er aber zugleich die Überzeugung. 
ausſprach, Ofterreich werde nun mehr Rüdficht als bisher auf die 
Großmachtſtellung Preußens nehmen, fo follten ihn jchon die 
nächſten Tage eines Befjeren belehren. Am 12. Juli wurde der 
Borfriede zu BVillafranca gejchlojien. Um fi) von Preußen nicht. 
helfen zu lafjen, um dieſem die Gelegenheit zur Entfaltung jeiner 
Macht zu nehmen, verzichtete Ofterreich auf die Lombardei und erflärte 
dann aller Wahrheit zuwider, daß es dazu gezwungen worden jei, 
weil jein ältejter und natürlicher Bundesgenofje es im Stich ge— 
lafjen habe. Je mehr fi) Hanjemann in den Gedanfen einer un« 
eigennügigen preußiichen Hilfeleiftung hineingelebt hatte, von der 
er nur indireft einen Vorteil für Preußen durch die Steigerung 
feines Anfehens und eine freundlichere Haltung Dfterreich8 zu ihm 
erwartete, um jo entrüfteter war er über die feinem Paterlande- 
zu teil gewordene Behandlung. 

Aber doch machte ihn weder dieſe Erfahrung noch der völlige 
innere Berfall Ofterreich$, der nach dem italienifchen Kriege unter 
anderem auch in den zahlreichen Selbjtmorden fompromittierter. 
MWürdenträger zu Tage trat, in der Überzeugung irre, daß Das 
Heil Deutfchlands zunächſt nur in der Einigkeit der beiden Groß- 
mächte zu juchen und daß jedes offenfundige Streben nad) einer 
Umgeftaltung des Bundes, nad) einer Vormachtſtellung Preußens 
unthunlich je. ES war natürlich nicht feine Meinung, daß es bei 
diefem Zuftande für immer fein Bewenden haben müſſe. Der 
Deutihe Bund war und blieb aud in feinen Augen ein überaus 
mangelbaftes Gebilde. So lange aber von Weften ber unver- 
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mindert die Gefahr framzöfiicher Einmifchung bei jedem ernfteren 
Zerwürfnis der deutihen Mächte drohte und fo lange der Ge- 
danke der preußifchen Hegemonie nicht nur bei Dfterreich, ſondern 
auch bei den Dynaftien und Bevölkerungen der Mittelftaaten 
auf die ftärffte Abneigung ftieß, fo Iange alſo jeine Verwirk- 
lichung ohne Krieg unter jo erjchmerenden äußeren Umftänden 
unmöglid war, — mußte die Nation eben vorerft noch 
-auf die Befriedigung ihrer idealen politiichen Bebürfnifie 
verzichten. Um fo mehr jollte fie das Einigungswerk dadurch 
fördern, daß fie fich immer mehr gemeinfame reale Intereſſen 
fchuf. Vom legten Ziel entfernte man fich feiner Anficht nach um 
jo weiter, je mehr :und je unvorfichtiger man von ihm ſprach. Es 
iſt daher vollfommen verftändlich, daß er in der Gründung des 
Nationalvereins ein :thörichtes und gefährliches Unternehmen ſah, 
und er hat ihn, ſoweit er fi) damals an der Politif beteiligte, 
mit allem Nachdruck bekämpft. Db in jpäterer Zeit eine meiter 
«gehende, fejtere Einheit möglich fein werde, Heißt es in einem 
Briefe zu Anfang des Jahres 1861, muß dahingeftellt bleiben; 
‚einftweilen ift e8 unpraktiſch zu jagen, Preußen ſoll an die Spige 
treten und Deutjchland, unterftügt von einem einheitlihen Parla- 
ment, regieren. „Einen Ginbeitsftaat aus ben verjchiedenen 
deutſchen Staaten machen wollen, heißt den Bürgerkrieg entzünden, 
heißt Abtretung eines Teils von Deutichland, heißt nach Umftänden 
‚Krieg mit Europa und Zerftüdelung Deutichlands, folglich die 
äußerfte Schwächung und Abhängigkeit vom Auslande. Dies ift 
der große Irrtum, in dem fich die Patrioten vom Nationalverein 
und die gemütlichen aber unpolitifchen Beförderer der italienifchen 
Einheit unter Abtretung von Venetien an Stalien befinden.“ Gie 
wirken thatjächlich nur für Napoleon. 

Bon ſolchen Anſchauungen geleitet, ift Hanjemann als reis 
von über 70 Jahren noch einmal auf den politifchen Kampfplag 
getreten. Zwar ließ er fi nicht in das Abgeorbnetenhaus wählen 
‚und nahm auch jonft nicht aktiv an dem preußifchen Verfaſſungskampf 
teil. Durch fein großes Anfehen in der faufmännifchen Welt ſah 
‚er fi) aber an die Spige des deutjchen Handelsftandes geftellt 
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und als Borfigender der beiden erften deutichen Handelstage mitten 
in die aufregenden Parteifämpfe der Zeit gezogen. Es zeigte fich, 
daß das djjentliche Leben Deutichlands damals jo vollitändig im 
Banne rein politiicher Intereſſen ſtand und durch den Verfafjungs- 
fonflift in Preußen einerfeits, durch den Gegenjat von Diterreich 
und Preußen und die Frage der deutichen Zufunft anderfeits jo 
jehr beherricht wurde, daß eine objektive Erörterung handels— 
politifcher Fragen jo gut wie unmöglich wurde. Hein wirtjchaft- 
liche Barteifämpfe wurden nach allgemein politiichen Gefichtspunften 
ausgetragen. Auch in dieſer Beziehung nahm Hanjemann eine 
eigenartige Sonderftellung ein. Seinem klaren Gejchäftsfinne, feiner 
eindringenden Sachkenntnis und feiner ruhigen Klugheit, die ſich 
durch feine Schlagworte und feinen PBarteilärm beirren ließen, 
war es unmöglich, Sachen und Verhältnifje nad) einem ihrem 
Weſen fremden Maßſtabe zu beurteilen. Aber gerade die feite 
Sadjlichfeit feines Verfahrens, mit der er es ablehnte, die Inter— 
eſſen des deutichen Handels unter ausschließlich politiichen Gefichts- 
punften zu behandeln, hat ihm noch am Spätabend jeines Lebens 
die bitterften Anfeindungen eingetragen und ihn zu den unerquid» 
lichſten Kämpfen genötigt. 

Ein nicht zu unterſchätzendes Moment in der deutichen Einheits- 
bewegung haben die Vereinigungen von Berufsgenofien aus allen 
deutfhen Staaten zur Wahrnehmung gemeinfamer Intereſſen ge- 
bildet. Aus diefem Bedürfnis entjtand auch der deutiche Handels— 
tag. Die Anregung zum erften allgemeinen deutjchen Handelstage 
ging 1860 von der Heidelberger Handelsfammer aus. Die Vorftände 
aller deutichen Handelsfammern und anderer faufmännijcher Ver: 
bände wurden von ihr eingeladen, zum Mai 1861 ihre Vertreter 
nach Heidelberg zu jenden. 

Bartifulare Handelstage der — deutſchen Staaten waren 
bereits wiederholt abgehalten worden, ſo auch zum erſtenmal zu 
Berlin im Februar 1860 ein preußiſcher Handelstag. Zu ſeinem 
Präfidenten hatte derjelbe Hanjemann gewählt, der das Alteften- 
follegium der Berliner Kaufmannfchaft in der Verfammlung vertrat. 
Hanjemann war mit dem Gang der Verhandlungen nicht immer 
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zufrieden geweſen. Er fand jchon hier, daß fich in die Beratungen 
häufig Gefichtspunfte politiiher Natur eindrängten, die mit der 
in Frage ftehenden Sache nichts gemein hatten, jo daß er in der 
Berjammlung eine Partei der Realen und eine Partei der Phan- 
taften unterjchied. Auch zum PVorfigenden der geichäftsführenden 
Kommilfion des Handelstages erwählt, gab er in deren Auftrage 
bald darauf die Verhandlungen desjelben, in vortrefflicher Überficht 
zufammengeftellt, im Drud heraus.!) Es wardanachſelbſtverſtändlich, 
daß das Älteſtenkollegium ihm auch ein Mandat für den erften deut- 
ichen Handelstag übertrug. Hanjemann übernahm es nur mit innerem 
Widerftreben, da er fürdhtete, daß die Partei der Phantaften in 
Heidelberg ftarf vertreten jein und bei den Beratungen daher nicht 
viel Geicheites herausfommenmwerde. Dazu mußteerannehmen, daß ihm, 
dem Vorfigenden bes preußiſchen Handelötages und Vertreter Berlins, 
das Präſidium zufallen werde und damit ein reiche8 Maß an- 
ftrengender Arbeit, auch über die Zeit der Beratungen hinaus. 
Aber gerade dieje Erwägungen beftimmten ihn jchließlid, nach 
Heidelberg zu gehen. Daß gerade er den Vorſitz führte, lag im 
Intereſſe des preußifchen Anfehens und gerade darauf fam es an, 
einen „Realen” an die Spite zu bringen. 

Der Handelstag verlief jo, wie ihn Hanjemann ſich gedacht 
hatte. Er führte den Vorſitz ſowohl in der Vorkommiſſion wie in 
den Plenarverfammlungen. Feftlichfeiten aller Art, bei denen 
patriotiiche Reden gehalten wurden, Empfang einer PDeputation 
des Handelstages durch den Großherzog in Karlsruhe u. dgl m. 
jorgten für Abwechſelung und Zerftreuung. Refolutionen wurden 
gefaßt über die Einführung des Meteriyftems in Deutichland und 
die Feftiegung des Drittelthalers, der Mark, zu 100 Pfennigen 
als Rechnungseinheit. Auch eine Reform des Zollvereins durd Ein 
führung von Majoritätsbeichlüfjen und Vertretung des Vollkes bei 
den Zollvereinsfonferenzen, jowie engfter Bandelspolitiicher Anjchluß 
an Öfterrei) wurden empfohlen, freilich, wie Hanſemann rügte, 

I) Verhandlungen des Handelstages in Berlin vom 20. Februar bis 


2. März 1860. Offizielle Ausgabe. Berlin 1860. Verlag von Friedrich Schulze. 
118 Seiten. 
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in fo allgemeinen Wendungen, daß die Regierungen mit diefen 
Beichlüffen wenig anfangen konnten. Am meijten umjtritten war 
die Frage, ob der Entwurf zu einem allgemeinen deutjchen Handels« 
geſetzbuch von den Regierungen in der vorliegenden Faſſung an— 
zunehmen jei. 

Seitdem die Zollvereinsftaaten ein einheitliches Wirtjchafts- 
gebiet bildeten, empfand man die Verjchiedenheit der deutfchen 
Handelsgejeßgebung in gefteigertem Maße. Eine allgemeine Wechiel- 
ordnung war jchon 1847 auf Grund eines preußifchen Entwurfes 
von den deutjchen Regierungen beraten worden. Der Reichs» 
vermwejer publizierte fie am 26. November 1848 als Neichsgejeg 
und die Bundesregierungen führten fie ein. Dagegen blieb der 
vom Frankfurter Parlament ausgearbeitete erſte Teil des Handels» 
geſetzbuches unberüdfichtigt liegen. Ergebnislos verliefen auch die 
Berhandlungen über eine Kopdififation des Handelsredhts in den 
Dresdener Konferenzen von 1851 und in den Zollvereinsfonferenzen 
von 1854. Das Bedürfnis nad einer ſolchen machte fich aber 
immer mehr geltend und der Bundestag jehte 1856 auf Bayerns 
Antrag eine Kommiffion für diefe Frage nieder. Unabhängig 
davon hatte aber mittlerweile Preußen einen Entwurf ausarbeiten 
lafjen und diejer war e$, der endlich in gemeinfamen SKtonferenzen 
von Dertretern aller Regierungen erit zu Nürnberg, dann zu 
Hamburg von 1857—1861 in drei Lejungen durchberaten wurde. 
Der Bundestag empfahl darauf den Regierungen die unveränderte 
Annahme der Konferenzbeſchlüſſe. Unfraglich hatte die preußiiche 
Regierung ein gewiſſes Intereſſe daran, dieſen ihrer Initiative 
entjprungenen Entwurf überall und möglichit bald eingeführt zu 
ſehen und ebenjo entſprach e8 dem nationalen Empfinden, wenn 
das erjehnte Handelsgejegbuh endlich zujtande fam. Wenn 
aber der Handelstag fich mit der Frage beichäftigte, jo hatte er 
unzweifelhaft in erfter Linie zu prüfen, ob das Gefeg gut und 
brauchbar jei und ob jeine Beftimmungen dem deutſchen Handel3- 
ftande frommten. Auf diefen Standpunkt jtellte fi) Hanjemann. 
Die vorberatende Kommilfion des Handelstages beantragte nun, 
die Einführung des Gejeges nur nad) Abänderung einzelner nam- 
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haft gemachter Punkte zu befürworten. Am 17. Mai verteidigte 
Hanjemann diefen Antrag vor dem Plenum des Handelstages in 
längerer wohldurchdachter Rebe. Er bejtritt durchaus, daß die Ein- 
führung des Handelsgejegbuches eine nationale Angelegenheit von 
ähnlicher Bedeutung wie die Einführung eines einheitlichen Maß-, 
Münz- und Gewichtsſyſtems ſei; es handele fid) vielmehr um eine 
Zwedmäßigfeitsfrage. Das materielle Handelsrecht der beutichen 
Staaten weile gar nicht jo erhebliche Berjchiedenheiten auf, wie man 
glaube, wohl aber das Prozehverfahren in Handelsjadhen. Daher 
thäten in erjter Linie die Einführung und gleichartige Organiſation 
von Handeslgerichten mit einheitlihem Handelsprozeß und eine 
Konkursordnung not; ohne dieje bleibe das Handelsgejegbuch wertlos. 
Für die jofortige und unveränderte Einführung des legteren Tiege 
jomit gar fein Grund vor und das um jo weniger, als das Geſetz aud) 
an fich nicht gut, nicht fehlerfrei jei. Hanjemann bemängelte an 
ihm, daß e8 nad alter preußiicher Unart nur von Yuriften aus- 
gearbeitet jei, die wohl kompetent in der Frage, was nad) den Ge— 
jegen als Recht zu gelten habe, jeien, die aber bei der eititellung 
dejlen, was erft Recht werben jolle, den gefunden Menjchenveritand 
der zunächit Beteiligten auch mitjprechen lajjen müßten. Dann 
zeigte er an Beilpielen, zu welchen Unzuträglichfeiten einzelne Be- 
ftimmungen des Entwurfes führen müßten,') und ſprach die Hoffnung 
aus, daß die Regierungen nicht, wie in Preußen geichehen, ihren 
Kammern ein eilig und ungenügend entworfenes Einführungsgejet 
für das Handelsgejegbuh ohne Neform des Prozeſſes vorlegen 
würden. 

Hanjemanns Ausführungen wurde nicht widerſprochen. Troß- 
dem erflärte fi) die Majorität für die unveränderte Annahme des 
Handelsgejegbucdhes. Hanjemann berichtete hierüber jofort an den 
perußiſchen Handelsminifter ?) und kündigte ihm an, daß er ihm 


1) Bejonders ſcharf kritifierte Hanfemann die Beftimmung über die Haft» 
barteit eines Wrinzipald Dritten gegenüber für die nad) dem Austritt aud dem 
Geichäft eingegangenen Engagements feines ehemaligen Aſſoci'es, falls den beteiligten 
Dritten der Austritt nicht bekannt geweſen war. 

2) Hanjemann an von der Heydt, Heidelberg 20. Mai 1861. 
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nad) der Rüdkehr in einem Bortrage darthun werde, wie Preußen: 
das größte Intereſſe daran habe, daß das dem Landtage bereits 
vorgelegte Einführungsgejeß zum Handelsgejeg erft in der nädjiten: 
Geifion votiert werde. Das Präfidium des Handelstages habe er 
nur übernommen, weil er damit eine patriotifche preußiſch-deutſche 
Pflicht zu erfüllen glaubte. Nichtsdeftoweniger ſei in Heidelberg: 
viel Phrajenmacherei, namentlich durch Profejiore, getrieben worden. 
Wegen Zeitmangels, berichtete er weiter, wurden die Berhandlungen 
zulegt in überftürzender Haft zu Ende geführt und fo geichah es,. 
daß die Beichlüffe nicht nach realen Gründen, jondern unter dem 
Eindrud flangvoll vorgetragener Phrajen gefaßt wurden, Ber 
Ichlüffe, denen die wahre Majorität nicht angehört: und die von 
den Botanten jchon jet bereut werben. 

Sofort nad) der Heimkehr entfaltete Hanjemann eine rührige- 
Thätigfeit, um feiner Anficht über das Handelsgeſetzbuch, mit der- 
er in Heidelberg unterlegen war, bei den deutſchen Regierungen 
und Kammern Geltung zu verjichaffen. Er ließ feinen Vortrag. 
druden!) und gab ihm die meitefte Verbreitung. Zu feinem. 
Kummer mußte er ihm die Mitteilung Hinzufügen, daß am: 
31. Mai und 1. Yuni in beiden preußiſchen Kammern noch vor 
dem Belanntmwerden feiner Gegengründe das Handelsgeſetzbuch und- 
das Einführungsgejeg nach einer Verhandlung von wenigen Mi— 
nuten angenommen worden jeien. „Hoffentlich,“ bemerkte er dazu, 
„macht man das in anderen deutjchen Staaten nicht nach.“) Bis 
in den Frühling des folgenden Jahres bejchäftigte ihn neben anderen. 
politiichen Arbeiten dieſe Angelegenheit aufs lebhafteſte. Bon 
Wiesbaden aus, wo er fi zur Kur aufbielt, ließ er eine von. 

1) Über die Einführung des deutfchen Handelsgeſetzbuches. Vortrag, ge 
halten in ber Sigung bed Deutihen Handelstages zu Heidelberg am 17. Mai 
1861 von D. Hanjemann. Berlin. Drud von Gebr. Unger. 16 Seiten. 

9) Der Augsburger Allg. Big. jchrieb Hanfemann am 8. Juni, ber: 
preußifhe Landtag babe die Einführung des Handelsgeſetzbuches als prefiante 
deutfche Einheitsfrage behandelt, und fragte an, ob fie feinen Vortrag auf feine- 
Koften in der Beilage abdruden wolle. Die Redaktion antwortete am: 


10. Juni ablehnend mit der harakteriftiihen Motivierung, dab fie allen ein=. 
beitlichen Geſetzen das Wort rede. 
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einem unbefannten Verfaſſer berrührende Aufſatzreihe aus der 
Spenerihen Zeitung „Betrachtungen über den 1. Deutichen 
Handelstag” auf jeine Koften als Broſchüre erjcheinen. Gie 
fritifierte nach einigen launigen Bemerkungen über das feitfrohe 
und vereinsjelige Wejen deutſcher Wanderverjammlungen die Heidel- 
berger Beichlüffe in ähnlicher Weile wie Hanjemann es gethan 
hatte und ſchloß mit dem Vorwurf, daß fich dort die fleindeutiche 
Ideologie ganz ohne Rüdficht darauf, ob ein gutes Geſetzbuch ge- 
ſchaffen werde, breit gemacht habe. Ebenjo verjandte er im Fe— 
druar 1862 an die deutichen Minifter, Kammern und Zeitungen 
eine unter feiner Mitwirkung rebdigierte Schrift über die Not- 
wenbdigfeit allgemeiner Einführung von Handelsgerichten.) Auf 
die Gejeggebung der Einzeljtaaten übte dieſe Agitation bei der 
herrichenden Strömung allerdings feine Wirkung aus. Das Handels 
‚gejegbuch gelangte in faft allen Staaten unverändert zur Annahme. 
In BPrivatfreifen fanden Hanſemanns Gedanken aber vielfach 
Billigung und Zuftimmung. Somohl von Rechtögelehrten mie 
von Berlegern wurde er um Mitwirfung bei der Herftellung von 
Kommentaren zum Handelsgeſetzbuch gebeten. Aus Zeitmangel 
mußte er ſolche Aufforderungen ablehnen. 

Sn einem Begleitichreiben zur Überjendung jeines Heibel- 
berger Bortrages an den jächfiichen Premierminifter Beuft?) rügte 
Hanjemann die preußiiche Auffaffung, daß Preußens moralifches 
Anjehen darunter leide, wenn der von ihm ausgegangene Ent- 
wurf zum Handelsgejegbuc nicht unverändert angenommen werde. 
„Zu dieſer jeltiamen Argumentation,“ fügte er hinzu, „fam dann 
noch der — leider audy auf dem Handelstage in Heidelberg jehr 
bemerflic; gewejene — Drud der Gothaer und Nationalvereins- 
Schwindler hinzu.” In derjelben Beranlaffung jchrieb er auch 
dem öjterreichifchen Staatsminifter Schmerling:?) „Dem Gothais- 


1) Bemerkungen zu dem Entwurfe eines Geſetzes beir. die Bearbeitung 
der Handelsfahen durch befondere Abteilungen der Stadt: und Kreisgerichte 
Berlin. 1862. 26 Seiten. 

3) 8. Juni 1861. 

3) 4. Juni 1861. 
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mus und dem Nationalverein muß, um ihre zerrüttenden Tendenzen 
unſchädlich zu machen, etwas pofitiv Praftijches entgegengeſetzt 
werden, das auf gegebenen Verhältniffen fußt und den oft jo nach— 
teiligen Dualismus in Deutichland nicht befeitigt, aber deſſen 
Schädlichkeit aufhebt.” Was Hanjemann bier im Auge hatte, war 
eine gründliche Reorganifation des Zollverein. Mit ihr hoffte 
er dem Nationalverein den Wind aus den Segeln zu nehmen. Bor- 
nehmlich um diefen Gedanken bat fich jein öffentliches Wirken in 
den nächften zwei Jahren bewegt. Man erkennt: jeine Auffafjung 
von der zwedmäßigiten Behandlung der deutichen Frage vollendet 
einen gewiſſen Kreislauf; fie mündet am Ende jeines Lebens ungefähr 
wieder in die Gedanken ein, von denen fie auf dem Rheinijchen 
Provinziallandtag 1845, auf dem PBereinigten Landtag und auf 
der Heppenheimer Berfammlung 1847 ihren Ausgangspunft ge 
nommen hatte. 

Schon während des Handelstages hatte er jeine Gedanken 
mit einigen fundigen und einflußreihen Männern, wie mit dem 
Geh. Kommerzienrat Boppe aus Leipzig und mit dem badiſchen Mi- 
nifter des Auswärtigen Roggenbach erörtert, bei denen er lebhafte 
Zuftimmung fand. Mitte Juni bejprad) er in Berlin dasjelbe Thema 
mit den Miniftern von der Heydt und Auerswald, die jich gleich. 
falls entgegenfommend verhielten. Dann arbeitete er jeinen Plan 
Ichriftlich aus und ſchickte ihn am 17. Juni vertraulich den Miniftern 
zur Kenntnisnahme ein. „Die Angelegenheit ift nach meiner Über- 
zeugung jet von jo großer Tragmeite,“ fchrieb er an Auerswald, 
„daß ich mid, um den Plan zu verwirklichen, zu einer zeitweijen 
politiſchen Thätigkeit entichliegen könnte, von der ich mich jeit einer 
Reihe von Yahren aus gewiſſen Gründen fern gehalten habe.“ Sein 
Vorſchlag war folgender. Die oberfte Leitung aller Zollvereins- 
angelegenheiten, einjchließlich der Gejegesinitiative, geht auf eine 
aus 9—12 Mitgliedern bejtehende Zentralverwaltung über, in der 
Preußen den regelmäßigen, Bayern den jtellvertretenden Borfig 
führt, und zu der die größeren Staaten je ein Mitglied ernennen. 
Bier gelten Majoritätsbeichlüffe. Die zur Zeit den Einzellandtagen 
nominell zuftehende, thatjächlich faft illuforiiche Teilnahme an der 
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Zollvereinsgefeggebung wird zwei repräjentativen Körperichaften 
übertragen. Die eine ift ein Delegiertentag der Landtage, zu dem 
Preußen etwa zwölf, Bayern jechs, die fleinften Staaten je einen 
Vertreter jenden; die zweite Körperjchaft geht unmittelbar aus Bolfs- 
mwahlen im ganzen Gebiet des Zollvereins hervor. In die Kom- 
petenz der Zollvereinsgejeggebung jollen allmählich‘ alle das Wirt- 
fchaftsleben der beteiligten Länder berührenden Angelegenheiten fallen, 
alſo außer Zolltarif und Handelsverträgen auch Verbraudhsiteuern, 
Berfehrsmittel (Poft, Eifenbahnen, Schiffahrt, Kanäle), Handel, Ge- 
werbe und SKonjulatswejen. Die Erjegung des liberum veto durch 
Majoritätsbeichlüfje in der Zentralverwaltung und in der Bolfsver- 
tretung joll dem Zollverein die bisher mangelnde Bewegungsfreiheit 
und Entwidelungsfähigfeit gemähren. Gerade in diefem Moment lag 
aber die Hauptſchwierigkeit. Troß feines natürlichen Übergewichts 
fonnte nämlich Preußen in allen drei Körperichaften majorifiert 
werden und offenbar durfte es fich dem nur ausfegen, wenn diejer 
Nachteil durch andere politiiche Vorteile aufgemogen wurde. Hanſe— 
mann unterſchätzte dieſe Schwierigkeit nicht, doch machte er auf ein 
Doppeltes aufmerfjam. Der Zollverein, jagte er, ift die ficherite 
Grundlage für Preußens Einfluß in Deutichland und ergänzt 
zum Teil, was Preußen an äußerer Stärke im Vergleich zu den 
andern Großmächten fehlt. Dieſer Einfluß wächſt in den Maße 
al3 der Zollverein an Bedeutung gewinnt. Zweitens ift aber 
Preußens Einfluß in Europa und Deutichland durch das jeit dem 
Scheitern der Unionspolitif an ihm haften gebliebene allgemeine Miß— 
trauen gegen feine ehrgeizige Abfichten gemindert und eine gothaiſch 
gefinnte Landtagsmehrheit untergräbt durch ihr Verhalten Preußens 
Stellung noch mehr. Der vorgejchlagene Reformplan bricht gründ- 
li) mit allen Preußen zugetrauten Einheits- und Mediatifierungs- 
abfichten und ermöglicht indireft eine gemeinfame deutſche Politik 
unter vorwiegend preußifcher Leitung, Mehr ift zur Zeit nicht zu 
erreichen. Denn, heißt es in den Motiven zu dem den genannten 
Miniftern eingereichten Reformplan, „wenn auch die Berwirflihung 
ber in letter Inftanz auf Mebdiatifierung der mittleren und fleineren 
deutihen Staaten und deren Bereinigung mit dem preußijchen 
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Staate gerichteten Pläne der Gothaer und des fjogenannten 
Nationalvereins (eigentlich deutjchen Sonderbund-Bereins) in dem 
unermeßlichen Reiche künftiger Möglichkeiten denkbar fein kann, jo 
ift doch nach den beitehenden deutjchen und europäilchen Verhält- 
niffen das Berfolgen jolcher Pläne unpraftiich und miderfinnig.“ 
Die Ausführung feines Planes werde aber durch den jegt in ganz 
Deutichland jo ftarf wieder hervortretenden Einheitstrieb weſent— 
lic) begünftigt und erleichtert. 

Im Juli teilte Hanjemann von Wiesbaden aus den beiden 
Miniftern mit, daß er, fall$ aus Berlin feine Gegenordre fomme, 
nach Beendigung jeiner Kur die mittelftaatlichen Höfe bejuchen 
werde, um durch ganz private Verhandlungen die einleitenden 
Schritte für die Zollvereinsreform zu thun. Unummunden erflärte 
er, daß er die Motivierung feiner Gedanken bei diejen Verhand— 
lungen anders faflen, die Möglichfeit einer Überftimmung Preußens 
in Bollvereinsangelegenheiten betonen müfje, weil die Mittelftaaten 
in jedem preußiichen Vorſchlage eine ihnen geftellte Falle zu 
fehen geneigt jeien. Demgemäß arbeitete er für die fremden Höfe 
eine zweite Darftellung feines Planes aus, die alles Gewicht auf das 
den mittleren Zollvereinsftaaten eingeräumte PBaritätsverhältnis mit 
Preußen legte und auf die Größe des von Preußen gebrachten Dpfers 
binmwies, wenn e8 in das jeden Gedanfen an Suprematie aus- 
fchließende Majoritätsprinzip für Zollvereinsbeichlüjfe willig. Da 
die Souveränität der Einzeljtaaten in ſolchem Umfange gewahrt 
werde, fönne weder Defterreich noch eine andere europäiiche Macht an 
der unbeitreitbar notwendigen Reform Anftoß nehmen. 

Da Hanjemann aus Berlin feinen abmahnenden Wink erhielt, 
fo trat er feine Rundreife an. Die badijche Regierung war jofort 
bereit, daS Projeft nach Kräften zu fördern; ſchwerer hielt es, die 
Zuftimmung der mürttembergiichen und bayerifchen Minifter zu 
erlangen. Hanjemann machte die Wahrnehmung, daß das Miß— 
trauen gegen Preußen noch größer jei, als er es fid) gedacht hatte. 
Namentlich in München fürchtete man, daß die Zollvereinsreform 
nur das Borfpiel zur Wiederaufnahme des Unionsprojeftes jei, 


eine Vermutung, die in der furz zuvor zwiſchen Preußen und Koburg- 
46* 
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Gotha abgeſchloſſenen Militärfonvention eine gewiſſe Bejtätigung 
zu finden ſchien. Indeſſen erflärten fich ſchließlich ſowohl der baye- 
riſche Minifter von Schrend mie der württembergijche von Hügel 
mit dem Projeft einverjtanden, meinten aber, daß fie es ihren 
Souveränen mit einiger Ausficht auf Erfolg nur dann unterbreiten 
fönnten, wenn die erfte offizielle Anregung von dem ſächſiſchen 
Premier Beuft ausgehe; empfehle diefer das Projelt, jo glaubten 
fie auch auf die Zuftimmung ihrer föniglichen Herren rechnen zu 
dürfen. 

Beuſt war die Seele aller mittelftaatlihen politiichen Be— 
ftrebungen. Bon ihm aber hieß e8, daß er mit einem eigenen 
Bundesreformprojefte hervortreten wolle. Hanſemann traf ihn 
Anfang September in Gaftein und verhandelte zwei Tage lang 
mit ihm, ohne zu einem Ürgebnis zu gelangen. Beuſt weihte 
Hanjemann in jeine Projekte ein, über die er gerade jebt in Wien 
fonferiert hatte, und da ftellte e8 fi) denn heraus, daß Hanje- 
manns und Beufts Pläne fi) gegenfeitig ausſchloſſen. Denn 
während Hanjemann einen wenn aud nur auf das Wirtichafts- 
leben der Nation bejchränften Sonderbund erftrebte, in dem es nur 
eine Großmacht gab, wollte Beuft den Bundestag jelbft mit Auf- 
rechterhaltung des Dualismus der Großmäcdhte leiftungsfähiger ge- 
ftalten. Eine unmittelbare Nationalvertretung hielt Beuft unter 
allen Umftänden für ein grundftürzendes Übel und gegen Hanje- 
mann jprach er fi) dahin aus, daß deſſen Plan eine viel größere 
Tragweite habe, als in jeiner Einfachheit zu liegen jcheine. Gleich- 
wohl verſprach der Minifter, fih die Sadje in Gemeinſchaft mit 
jeinen Kollegen genauer zu überlegen. Das war freilich, als 
Hanjemann Ende September von Berlin aus wieder bei ihm an- 
fragte, noch nicht geichehen. Dagegen erfuhr Hanjemann, daß 
Beuft mittlerweile bei einer Zujammenfunft mit Herm von Hügel 
in der Schweiz geäußert habe: Hanjemann habe noch mehr Hinter- 
als Vordergedanfen und man thue beſſer, jeine Vorjchläge nicht 
weiter in Erwägung zu ziehen. Am 15. Oftober wurde der 
Beuftiche Bundesreformplan den deutſchen Höfen überſandt. 

Aber auch ohne die ablehnende Haltung Beuſts wären Hanfe- 
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manns Bemühungen daran gejcheitert, daß der preußiiche Geſandte 
in Stuttgart von der Schulenburg ihnen entgegen wirkte, ein feudaler 
Parteimann, der über Hanjemanns Verhandlungen jehr ungünftig 
nad) Berlin berichtete. Sogleich erging von dort die Weifung 
nah Stuttgart, daß die preußifche Regierung Hanſemanns 
Borgehen völlig fern ftehe, und Schulenburg mußte diejer Be- 
Icheidung den Sinn unterzulegen, daß Preußen den ganzen Re- 
formplan pure verwerfe und auch von feinen Grundgedanfen nichts. 
wiſſen wolle. Als das Projeft dann dem König Wilhelm von 
Württemberg endlich mitgeteilt wurbe, hatte derjelbe bereit Ber- 
dacht geichöpft und rief aus: „Sch jehe, man will mid) quovis 
modo mebiatifieren!“ 

Der Mißerfolg feiner Beftrebungen in Süddeutſchland hinderte 
Hanjemann nicht, nun in Preußen offener mit ihnen hervorzutreten. 
Bisher Hatten von den preußifchen Miniftern nur Auerswald und 
von der Heydt von dem Plane erfahren. Jetzt ſuchte er auch die an- 
deren Minifter für ihn zu gewinnen und weihte ebenjo mehrere einfluß- 
reiche Abgeordnete in ihn ein. Der neue Minifter des Auswärtigen, 
Graf von Bernftorff, dem Hanjemann feine Gedanken am 1. No- 
vember perjönlich vortrug, konnte fi) zwar mit benjelben nicht 
befreunden und Hanjemann empfing ſeinerſeits von dem Grafen feinen 
günftigen Eindrud. Als Bernftorff in feiner Antwort vom 20. Dezem- 
ber auf den BeuftichenReformplan einen engeren Bund mit einheitlicher 
und fräftiger Erfutivgemwalt als das einzige für Preußen annehmbare 
Programm bezeichnete und dadurch die einhellige Entrüftung aller 
deutſchen Regierungen herausforderte, fürchtete Hanjemann, daß 
Preußen wirklich wieder in die Wege der Radowitz-Politik einlente ; 
wieder jchien ihm über Unerreichbarem das erreichbare Mögliche 
preisgegeben zu werden. Demgegenüber war es nur ein jehr ge 
ringer Troft, daß der Kronprinz ein lebhaftes Intereſſe für feinen 
Reformplan an den Tag legte. Hanjemann erfuhr davon durd) 
den Profeſſor oh. Guſtav Droyjen, der ihm zugleich feine eigene 
lebhafte Zuftimmung ausſprach. „Und doch liegt alles daran,“ 
jchrieb Droyien am 15. Dezember, „den nebulojen Einheitsphrafen 
der demofratifchen und Fortfchrittspartei mit einem beftimmten 
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deutichen Programm, das den Borzug hat, nützlich und fruchtbar 
zu fein, entgegenzumwirfen. Über Einzelheiten in Ihrem Entwurf 
ließe fich ftreiten..... - Aber der Grundgedanke ift gejund, 
einfach und fruchtbar.“ Bon anderer Seite wurde er darauf bin- 
gewiefen, daß aus den Motiven jede direkte Bezugnahme auf die zu 
befämpfenden Beitrebungen des Nationalvereins entfernt werden 
müfje, wenn das Projeft bei der derzeitigen Mehrheit des Abge- 
ordnetenhaujes Anflang finden jolle.') 


Diefer Erkenntnis fonnte fi) wohl auch Hanjemann nicht 
verjchließen. Denn die „Deutſche Fortichrittspartei”, welche am 
6. Dezember 1861 als Siegerin im Wahllampf die Herrichaft 
im Abge ordnnetenhaufe antrat, war nicht nur demofratifcher, jondern 
auch noch „gothaiſcher“ gefinnt als die bisherige altliberale Ma- 
jorität. Das Treiben der Fortichrittler erichien Hanjemann jo 
gefährlih, daß er fich, für verpflichtet gehalten hatte, diesmal 
jelbft an der Wahlbewegung eifrig teilzunehmen. 

Unmittelbar nach feiner Rückkehr aus Süddeutichland, im 
Dftober, veröffentlichte er im Gegenjag zu dem fortichrittlichen 
einen fonftitutionellen Wahlaufruf. Mit den maßvollen konſtitu— 
tionellen Grundjägen desjelben war ein großer Teil der Berliner 
Wähler einverftanden und er wurde mit zahlreichen Unterjchriften 
verjehen. Seine Wirfung wurde aber doch dadurch beeinträchtigt, 
daß man in ihm eine ftärfere Betonung des nationalen Gedanfens 
vermißte, den die Demokraten der FortichrittSpartei an die Spitze 
geftellt hatten. Während diefe offen ein unter Preußens Führung 
geeinigtes Deutichland mit einem Parlament verlangten, hieß es 
in Hanjemanns Programm nur, daß die Löjung der in ihm be- 
zeichneten innerpolitiihen Aufgaben Preußen ftärfen und es be- 
fähigen werde, den deutſchen Einheitsbeftrebungen entiprechende 
Inftitutionen zu jchaffen. So ſchrieb ihm damals Haym?), der 
in Halle die Preußiſchen Jahrbücher herausgab und gleichfalls 
einen Fonftitutionellen Wahlaufruf veröffentlicht hatte, daß er 


1) Juſtizrat Geppert an Hanjemann 10. Dezember 1861. 
2) Am 9. Dftober 1861. 
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Hanſemanns Programm für die inneren Fragen vortrefflich finde, 
für die deutſche Frage genüge es nicht: im dieſer ſei er, Haym, 
der alte Ideologe geblieben und feſt überzeugt, daß das fonftitu- 
tionelle Ideal in Preußen nicht eher verwirklicht werden könne, 
als bis der größte Teil Deutjchlands in Preußen aufgegangen jet. 
Dieje unverhülte Hervorhebung der preußiichen Hegemoniege- 
danken bei Konftitutionellen und Fortichrittlern veranlaßte Hanje- 
mann, in einem Berliner Blatte feine Anfichten über eine wahr- 
haft realpolitiiche Behandlung der deutichen Frage näher ausein- 
anderzujegen.!) 

An der Spitze feiner Ausführungen ftellt er den Saß: bie 
praftiihe Ausführbarfeit ift der Prüfftein jeder politiichen dee. 
Die Fortſchrittspartei, heißt es dann weiter, predigt den Reichsgedanken 
von 1848 und 1849 als politiiche Panacee, lehnt aber jede Er- 
örterung der zum Ziel führenden Wege und der entgegenjtehenden 
Hindernifje als ſchwachmütig ab. Das ift unftaatsmänniih. Der 
PVolitifer muß fi) mit annähernden Rejultaten begnügen, wenn er 
die Mittel zur Realifierung des Wünjchenswerteften nicht nach— 
zuweilen vermag. Verſäumt er über dem Streben nach Uner- 
teihbarem die Gelegenheit zu einer bejcheidenen aber wirklichen 
Berbejjerung beitehender Zuftände, jo fann jenes Streben auch mit 
der Erwägung nicht bejchönigt werden, daß ein Gedanke ausge. 
freut worden jei, „deſſen Vermirflihung irgend einmal unter 
anderen Verhältnifjen nicht geradezu unmöglich jein könnte“. Die 
ind Auge zu faſſenden Thatſachen, welche ein Deutjches Reich mit 
preußijcher Spite zur Zeit unmöglich machen, find folgende. Die 
Mittel- und Kleinjtaaten wollen die Übertragung der militärifchen 
und diplomatijchen Leitung Deutichlands an die Krone Preußen 
nicht, weil fie nun mal darin ihre eigene Mediatifierung jehen, 
und ganz unzweifelhaft haben die Regierungen im Ernſtfalle 
die Mehrheit ihrer Unterthanen für fih. Darüber darf auch das 
Beftehen des Nationalvereind niemand täuſchen. Die Schleichwege 


i) Ich babe den Artikel leider nur im Konzept Iefen können, da fidh die 
Zeitung, welcher er eingefandt wurde, nicht ermitteln ließ. Hanfemann verfaßte 
ihn Ende Dezember 1861. 
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fardiniicher Politik fann Preußen nun einmal nicht gehen; dafür 
bürgt der Charalter des Königs; eine von Preußen geichürte poli- 
tiiche Agitation gegen das Beftehen oder die Selbftändigfeit der 
Einzelftaaten würde allein nie wie in Stalien zum Ziele führen. 
Der Unterſchied zwilchen der Mißwirtſchaft fremder Dynaftien in 
Stalien und dem Regiment angeftammter Fürften in Deutichland 
ift zu groß. Bleibt aljo die ultima ratio regum, die Durchführung 
des Programms mit Waffengemwalt, der Bruch der Verträge durch 
einen Bruderfrieg, der zugleich auch gegen die Nachbarmächte zu 
führen wäre. Freilich „werben notwendige Staatsummälzungen 
nicht nad) den Satungen der GerichtSorbnung vollzogen“. Db 
man völferrechtliche Verträge brechen ſoll, ift eine Machtfrage. 
Zur Zeit hat diefe Macht nicht Preußen, jondern das Ausland. 
Preußen ftände ohne jede Allianz Frankreich, Rußland und Dfter- 
reich gegenüber, das mit Recht oder Unrecht feine ntereflen mit 
denen ber Mittelftaaten identifiziert. Nutzlos würde fi Preußen 
aufopfern, wenn es auf dem Narrenſchiff des vom Nationalverein 
verkündeten Programms fi) auf das Meer der großen Politik 
binausmagte. Auch ein Bundesftaat, wie ihn Hanjemann im 
Mai 1849 zu einer Zeit größerer Bereitwilligfeit der Mittelftaaten 
und fehr viel geringerer Widerftandsfraft Dfterreich® und Franf- 
reichs vorfchlug, läßt fi), wie die Verhältniffe jegt liegen, mit 
Ausfiht auf Erfolg nicht mehr erftreben. Es bleibt nur übrig, 
dem nad) politifcher Einheit verlangenden deutichen Bolfe durch Re— 
organifation des Zollvereins eine Abjchlagszahlung zu bieten. 
Hanfemann erläutert nun feinen Plan, der damit ganz in die 
Öffentlichkeit tritt, und verlangt zum Schluß, daß Preußen ihn 
energiich aufnehme, weil es die alleinige diplomatijche und militä- 
rifche Leitung Deutichlands weder durch Güte noch durch Lift oder 
Gewalt erreichen fann. 

Das waren ftaatSmännijch Fare Gedanken, welche die Wirflich- 
feit jcharf ins Auge faßten, fich frei von jeder Berjchleierung der 
thatjächlichen Berhältnifje hielten und doch die Möglichkeit je 
eines pofitiven Fortſchritts wiejen. Die Borausfegungen und die 
aus ihmen gezogenen Schlüffe waren volllommen richtig, Wir 
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willen, daß eine deutiche Politif im Sinne der Fortichrittspartei 
und bes Nationalvereins erft möglich) wurbe, als es Bismard ge 
lungen war, andere Vorausfegungen für fie zu fchaffen und die 
Madhtverhältnifie zu Gunften Preußens dur eine Berjchiebung, 
der internationalen Beziehungen zu ändern, welche 1861 noch von 
niemandem geahnt werden fonnte. Hanſemann irrte nur wieder 
in der Beurteilung der öfterreichijchen Politif.‘ Er warnte davor, 
Oſterreichs durch den Krieg von 1859 und durch innere Krifen 
allerdings arg geſchwächte Macht zu gering anzufchlagen, und be- 
ftritt lebhaft die Meinung, daß eine noch weitere Schwächung 
Oſterreichs im nationalen Intereſſe wünfchenswert ſei. Ein um. 
feine Eriftenz ringendes Dfterreich werde ftetS ein Feind Preußens. 
fein und in den auf Preußen eiferfüchtigen Mittelftaaten feine natür- 
lien Bundesgenofjen juchen; ein nad inmen gefeftigtes, nach, 
außen gefichertes Dfterreich fei fich felbft genug; es könne nicht 
nur ein mächtiges Preußen und einen von diefem geführten klein— 
deutichen Bund weit eher vertragen, jondern werde jeinen Wider- 
ſpruch gegen dasjelbe beftimmt auch dereinft fallen lafjen. Gemiß, 
lag auch in diefem Urteil ein unzweifelhaft richtiger Gedanke, den. 
die Gefchichte thatſächlich bewährt hat. Nur konnte diefe Er 
fenntniS einem öfterreichiichen Staatsmann im normalen friedlichen 
Lauf der Dinge niemald aufgehen; erft jener Bruderfrieg, den. 
Hanjemann vermeiden wollte, nicht freie Entjchließung oder eine jelbit-- 
ftändig gewonnene Einficht, hat Oſterreich die Augen über fein 
richtiges Verhältnis zum übrigen Deutichland geöffnet. 

Hatte fi) Preußen durch feine Antwort auf das großdeutiche 
Reformprojelt BeuftS entgegen den Wünſchen Hanjemanns offen, 
wenn auch zunächſt nur in thesi, zum kleindeutſchen Gedanken 
befannt, jo bewies es bald darauf durch die That, dab es auch, 
feine praftifche Politik von ihm leiten lafjen wolle. Die wichtigfte 
auswärtige Angelegenheit aller deutjchen Staaten wurde i. J. 1862. 
die Verhandlung über den Hanbelsvertrag zwiſchen dem Zollverein 
und Frankreich und die durch ihn heraufbeichworene Gefahr einer 
völligen Auflöfung des Zollvereind. Der Kampf um dieſen 
Handelsvertrag geftaltete fich zu einem Ringen der großbdeutichen: 
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und kleindeutſchen Partei, in welchem die legtere danf der rüd- 
fichtsloſen Energie Preußens einen vollfommenen Sieg errang. 
Es mar zugleich; ein politiiher Sieg Preußens über Dfterreid). 
Oſterreich wurde gezwungen, die vorteilhafte Stellung wieder zu 
räumen, welche es jeit Olmütz auch handelspolitiich in Deutichland 
gewonnen hatte. 

Eine Zolleinigung zwiſchen Dfterreich und Deutichland, durch 
welche Preußens leitender Einfluß im Zollverein gebrochen werden 
jollte, hatte von Anfang an zum Programm des Fürften Schwarzen- 
berg gehört. Sah er in derjelben vor allem ein Machtmittel zur 
-Herabdrüdung Preußens, jo betrachtete der damalige öfterreichiiche 
Handelsminifter Brud den mitteleuropäiichen Zollbund von groß- 
artigen volfswirtichaftlichen Gefichtspunften aus. Auch hoffte Brud 
in der handelspolitiichen Annäherung an den Zollverein einen 
wirfjamen Hebel für die großen inneren Reformen zu finden, mit 
denen er fi) trug. Preußens politiihe Macht, fein Einfluß bei denzoll- 
verbündeten, aber politijch ihm feindjelig gefinnten deutfchen Staaten 
war jeit 1850 jo gejchwächt, daß es den mit beharrlicher Energie und 
Klugheit verfochtenen Beftrebungen der öſterreichiſchen Staatsmänner 
fein rundes Nein entgegenjegen fonnte. Zwar gelang es ihm, den 
fofortigen Eintritt Djterreih8 in den Zollverein zu hintertreiben. 
Auch war es ein außerordentlich geichidter Schachzug Manteuffels, 
‚daß er 1851 Hannover und Oldenburg durd) Gewährung bedeuten- 
ber Vorteile — derjelben, die Hanjemann feit 1842, aber ſtets 
‘vergeblich, ihnen zugeftanden wijjen wollte, — zum Anſchluß an 
den Zollverein bewog und die Aufnahme diefer beiden Staaten 
in den Zollverein unter den ftipulierten Bedingungen zur Voraus: 
jegung für die Erneuerung der Ende 1853 ablaufenden Zollvereins- 
verträge machte. Preußen gewann damit zweierlei. Es verftärfte 
das freihändleriiche Element im Zollverein und damit die Oppo— 
fition gegen Ofterreich, das wohl von feinem bisherigen Prohibitiv⸗ 
ſyſtem zu einem gemäßigt jhußzöllnerijchen, aber nie zum Frei— 
handel übergehen fonnte. Anderjeit3 gewann Preußen die Mög- 
lichkeit, im äußerften Fall, wenn Süddeutſchland ſich mit Ofterreich 
‚verband, gemeinſam mit Hannover diefen Staaten die ganze Nord- 
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und Ditjeefüfte zu jperren, während es fein eigenes Zollgebiet vor- 
trefflih abrundete. Aber troß diejes Erfolges konnte Preußen die 
Möglichkeit einer fpäteren Zolleinigung mit ſterreich nicht ab- 
wehren. Es mußte fi im Februar 1853 zu einem Handelsver— 
trag mit Lfterreich verftehen, als deſſen eigentlicher Zwed die 
Anbahnung einer Zolleinigung ausdrüdlic; bezeichnet wurde. 
Späteftens im Jahre 1860 jollten die Verhandlungen über dieſe 
eröffnet werden. Führten dann die Verhandlungen zum Ziele, jo 
war es um die Hegemonie Preußens im Zollverein geichehen. 
Vorbereitet wurde die Zolleinigung dadurch, daß Diterreich damals 
wirklich mit feinem ftrengen Schußzolligftem brach und die Herab- 
ſetzung feiner hohen Außenzölle im Sinne allmählicher Anpaffung 
an den Bereinstarif in Ausfiht nahm. Der Warenverfehr 
zwifchen dem Kaiſerſtaat und dem Zollverein wurde teil ganz 
freigegeben, teil einem niedrigen „Zwilchenzoll” unterworfen, eine 
Bezeichnung, welche bereit8 andeutete, daß grundſätzlich die Terri« 
torien der Vertragsmächte als ein Wirtjchaftsgebiet betrachtet 
werden jollten. Die Tendenz der Vereinbarung ging auf die 
Anbahnung eines in ſolchem Maße ausjchlieglic; zwijchen diejen 
Staaten begünftigten Berfehrs, jo daß dritten Staaten derartige 
Vorteile bei der Einfuhr in die Gebiete Deſterreichs oder des Zoll- 
vereins nicht gewährt werden jollten. 

Politiſch unfraglich eine Niederlage für Preußen, fonnte der 
Handelsvertrag von 1853 dem Zollverein doch erhebliche wirt- 
ſchaftliche Borteile durch die Aufichließung eines neuen großen Ab- 
faggebietes bringen. Indeſſen ftanden die troftlofen Währungs: 
verhältniffe und infolgedejjen die geringe Kaufkraft Oſterreichs der 
vollen Entfaltung des Zwiſchenverkehrs hindernd im Wege. Aber 
auch politijch hatte der Vertrag doch nicht die hier gefürchteten und 
dort erhofften Folgen. Fürft Schwarzenberg war noch vor dem 
Abſchluß des Vertrags gejtorben und Brud wurde bald nad) dem- 
jelben als Handelsminifter geftürzt. Die Energie der öfterreichiichen 
Regierung in der Verfolgung ihrer ehrgeizigen und hochfliegenden 
Pläne ließ erheblih nah. Zugleich wuchs die jchußzöllnerijche 
Stimmung in öſterreich ebenjo wie die freihändleriiche im Zoll— 
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verein und in leßterer fand Preußen jeinen ftärfften Bundesge- 
nofjen. Zwar gelangte Brud, der Schöpfer und erfolgreichfte Ver— 
treter des Gedankens ber öfterreichifch-Deutichen Zollunion, 1857 als 
Finanzminifter wieder zu einer leitenden Stellung im Saijerftaate. 
Nach feinem Selbftmord (April 1860) waren aber die Rollen zwiſchen 
Preußen und Äſterreich völlig vertaufcht. Zielbewußt zeigte fich 
jet nur die preußiiche HandelSpolitif, welche den Zollverein von 
Ofterreich loslöſen wollte. Das völlig zerrüttete Ofterreich konnte 
dieſem Beftreben feine bedeutende Kraft mehr entgegenftellen. Preußen 
erflärte unummunden, daß es zwar die im Handelsvertrage vor- 
gejehenen Verhandlungen über den Eintritt Ofterreich$ in den Zoll- 
verein nicht ablehne, dieſen aber nicht wünſche. Zugleich bereitete 
es in der Stille eine Aktion vor, die allen weiteren Verjuchen Diter- 
reichs einen Riegel vorjchieben follte. 

Im jelben Jahre 1860 war der in ber Wirtichaftsgefchichte 
Europas Epoche machende Handelsvertrag zwilchen England und 
Frankreich zum Abichluß gefommen. England ging völlig zum 
Freihandel über und Napoleon jegte an Stelle des jeit 1815 von 
Franfreich befolgten Prohibitivigftems ein gemäßigtes Schußzoll- 
ſyſtem. Indem aber die alten franzöfiichen Zollſätze noch gegen alle 
die Staaten zur Anmendung famen, welche Frankreich nicht das 
Recht der Meiftbegünftigung einräumten, wurden die Nachbarmächte 
zu HanbelSverträgen mit Franfreich geradezu genötigt. Preußen ergriff 
nun dieſe Gelegenheit, um durch einen Handeldvertrag den völlig 
veralteten Bereinstarif gründlich und zwar in freihänbdlerijchem 
Sinne zu reformieren und gleichzeitig Ofterreich alle Luft zum 
Anſchluß an einen Wirtichaftsförper zu nehmen, der fi) für lange 
Zeit auf ein mit den öfterreichiichen Intereſſen unverträgliches 
Handelsiyftem verpflichtete. 

Die Neformbedürftigfeit des PVereinstarifes und die Zwed- 
mäßigfeit eines Sandelsvertrags mit Frankreich überhaupt 
wurden in Deutichland nirgends bezmeifelt. Der beim Ab- 
ſchluß der Zollvereinsverträge zu Grunde gelegte preußiiche 
Tarif von 1818 mar zwar in vielen Punkten durchlöchert 
und nah unendlich mühfeligen Verhandlungen ſtellenweiſe 
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amendiert worden, hatte aber dank der Schwerfälligfeit der Zoll: 
vereinsverfafjung und -gefeggebung nie eine den veränderten Ver— 
bältniffen in Handel und Verkehr, in den Yabrifationd- und Preis- 
bedingungen Rechnung tragende grundjägliche Reform erfahren. 
Er war völlig irrationell geworden. Vielfach bewirkten jet die 
unveränderten Zollfäge von 1818 gerade das Gegenteil von dem, 
was ihre Urheber beabfichtigt hatten. Induſtriezweige, die völlig 
fonfurrenzfähig waren, mußten fich einen hohen Zollihug gefallen 
lafjen, den fie für ihre Artikel gar nicht mehr beanjpruchten, während 
die Einfuhr der von ihnen gebrauchten Rohmaterialien grundlos 
erſchwert wurde. Für andere Artifel, die geihügt werden jollten, 
hatten die durchichnittlich zu 10°/, des Wertes veranlagten aber 
nad) Gewicht erhobenen Zolljäge von 1818 jede jchügende Kraft 
eingebüßt. Im allgemeinen lagen die Verhältniffe jo, daß die Fabri— 
fation billiger und einfacher Waren über das Bedürfnis hinaus be- 
günftigt wurde, während die Herftellung der feineren, Eoftipieligeren 
Sorten unter mangelhaftem Schug litt. Wurden nun aud) dieſe Miß- 
ftände von allen Seiten zugeitanden und ferner anerfannt, daß ein 
vorteilhafter Handelsvertrag mit Frankreich der geeignete Weg zur 
‚Serbeiführung einer Tarifreform jei, jo gingen doch die Anfichten 
über das Maß der Zollherabjegungen und über die Geftaltung 
des Tarifs im einzelnen weit auseinander; und nad) allen bisher 
gemachten Erfahrungen war eine Verjtändigung über die Einzel: 
fragen unter den Zollverbündeten auf einer Zollfonferenz jo gut 
mie ausgeſchloſſen. Preußen wählte daher einen anderen Weg. 
€3 eröffnete im Januar 1861 einjeitig die Verhandlung mit 
Frankreich, machte gelegentlich den Bundesgenofjen von dem Fort: 
gang derjelben Mitteilung, fümmerte fich aber um daS Verlangen 
‚einzelner derjelben, zu den Verhandlungen hinzugezogen zu werden, 
nicht im geringiten. 

Am 29. März 1862 wurde der Vertragsentwurf unterzeichnet 
und jofort den Vereinsregierungen zur Annahme vorgelegt. Das 
politische Interefje Preußens an dem Zujtandefommen des Vertrages, 
der gegen Djterreich ausgefpielt werden follte, war jo groß, daß 
‚andere Rüdfichten zurüdtreten mußten. Um ihn nicht zu gefährden, 
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waren im Gegenſatz zu dem jorgfältigen Verfahren der franzöftichen 
Regierung nicht einmal die preußiichen Handelsfammern um ihre 
Wünſche befragt worden. Der Vertrag war wieder ausſchließlich 
ein Werf des freihändleriich gefinnten preußiichen Beamtentums 
und darım hafteten ihm notwendig einige jehr fühlbare Mängel 
an. Im Intereſſe eines baldigen Abjchluffes waren manche Intereſſen 
wie 3. B. die der jchugbebürftigen Roheifenproduzenten und Baum- 
wollipinner unberüdfichtigt geblieben. Im ganzen empfing Franfreich 
durch die vereinbarten Tarife bei weitem mehr, als es bot. Troß- 
dem bedeutete der Handelsvertrag mit dem ihm zu Grunde gelegten 
Tarif gegen den früheren Zuftand einen außerordentlichen Yort- 
fchritt und als Ganzes ließ er ſich feineswegs nur aus der politischen 
Konftellation rechtfertigen und erflären, wie die Gegner Preußens 
behaupteten. Die gewaltige Aufregung, welche er in Deutichland 
bervorrief, wurde auch nicht durch die fachlichen Einwendungen, 
welche mit vollem Recht gegen viele Einzelbeftimmungen erhoben 
werden fonnten, herbeigeführt, jondern durch die offenfichtlich gegen 
Dfterreich gerichtete Tendenz. 

Der Handelsvertrag mit Frankreich beruhte nämlich auf den 
beiden Grundjägen der möglichiten Aifimilierung der Zolltarife 
der Kontrahenten und der gegenjeitigen Meiftbegünftigung. Infolge 
der le&teren mußten Frankreich alle über den vereinbarten Tarif 
binausgehenden Bergünftigungen zugemwendet werden, welche nad) 
dem Handelsvertrage von 1853 Ofterreich im Zwiſchenverkehr mit 
dem Zollverein genoß. Damit hörte aber das Verhältnis zu 
Dfterreich auf das zu fein, was es nad) dem eingeftandenen Zwed 
und Sinn des Vertrages fein jollte: ein auf die Bertragsftaaten 
ausſchließlich beichränktes Differenzialzolliyftem. Schon die Fort- 
jegung des bisherigen feit 1853 beftehenden Übergangsitadiums 
zur deutjch- öfterreichiichen Zolleinigung wurde durch den frei- 
händleriſchen Charakter des franzöfiichen Handelsvertrags unter 
allen Umjtänden, auch wenn die Meiftbegünftigung Franfreihs zu 
Gunſten Ofterreich® eingejchränft wurde, erjchwert; vollends die 
fünftige Zolleinigung felbit mußte unmöglich; werden, wenn der 
Meiftbegünftigungsparagraph im franzöfiichen Handelsvertrage ohne 
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eine Klaufel zu Gunften Ofterreihs in Kraft trat. Eine folche 
enthielt er nicht und Preußen that auch nicht3, um fie herbeizuführen. 
Das ift der am meiften angefochtene Punft des franzöfifchen 
Handelsvertrags gemejen. 

Der erite Staat, welcher den Handelsvertrag annahm, war 
Sachſen. Hier übermogen die freihändlerifchen Intereſſen der— 
maßen, daß Beuft fich genötigt jah, feine öfterreichiichen Sympathien 
dem mirtjchaftlihen Vorteil des Landes unterzuordnen. Dann 
ließ fich Ofterreich vernehmen. Am 7. Mai 1862!) proteftierte der 
öfterreichiiche Minifter Graf von Rechberg gegen die Frankreich zu 
gewährende Meiftbegünftigung und gegen die Annahme des Ber: 
tragsentwurfs durch den Zollverein als „eine Störung und Hint- 
anjegung“ des 1853 begründeten Bertragsverhältnifies. Graf 
Bernsdorff antwortete mit einer jcharfen Abweiſung bes öfter« 
reichiſchen Anſpruches auf Einmiſchung in die Handel3politif des 
Bollvereins. Formell jei der Wortlaut des Handelsvertrags mit 
Dfterreich in feiner Weiſe verlegt. Gleichzeitig brachte von der Heydt 
den Handelsvertrag im preußiichen Abgeorbnetenhaufe ein, bie 
einzige Vorlage, über welche Regierung und VolfSvertretung troß 
der aufs höchſte gefteigerten innerpolitiichen Gegenſätze vollfommen 
einer Meinung waren. Da trat Oſterreich om 10. Juli noch vor 
der entjcheidenden Abftimmung im preußiichen Abgeordnetenhaufe 
mit einem Vorſchlage hervor, der deutlicher als alle® Voran— 
gegangene erwies, wie hoch es politiich eine möglichit enge Ver— 
bindung mit dem Zollverein anſchlug. Um dieje zu erhalten und 
zu vervollitändigen zeigte es fich bereit zu jehr erheblichen materiellen, 
bandelspolitiihen Dpfern; es bot dem Zollverein namhafte Vor- 
teile an, wenn dieſer den franzöfiichen HandelSvertrag vermwarf. 
Oſterreich wollte für fein ganzes Zollgebiet alle Einrichtungen und 
Gejege des Zollvereins annehmen; die Zwilchenzölle jollten mit 
Ausnahme einiger Yinanzzölle, wie beim Tabaf, ganz fortfallen 
und eine faft völlige Berfehröfreiheit eintreten. Für die Teilung 
der gemeinichaftli erhobenen Zölle an den Außengrenzen beider 


1) Weber, der deutiche Zollverein; 889 ff. 
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Vertragsmächte ſchlug Dfterreich ein ſolches Verhältnis vor, daß 
es jelbft nur °/,, der Zollverein °/, vom Gefamtertrage erhielt. 
Eine vorurteilslofe Prüfung der öfterreihiichen Vorſchläge vom 
wirtichaftlichen Standpunfte hat damals auf der gegnerijchen Seite 
fo gut wie gar nicht ftattgefunden. In Norbdeutichland, im Lager 
des Freihandels, nahm man fie gar nicht ernjt; die Unausführbar- 
feit einer Zollunion mit Dfterreich galt als Ariom; die Leiden- 
ſchaften waren zu erregt, um der Frage, ob unter den von Dfter- 
reich angebotenen großen Zugeftändnijjen der freie Verfehr und 
ein Zollbündni8 mit ihm nicht doch möglich und ausführbar jeien, 
näher zu treten. Heute erfcheinen dieſe VBerhältniffe bei einem 
leidenjchaftslojen Rüdblid auf jene Zeit in anderem Lite. Man 
wird jagen können, daß die Herftellung eines jo großen, geficherten, 
faft einheitlichen Wirtjchaftsgebietes, in dem Äſterreich vertrags- 
mäßig auf vorzugSweile Berüdfichtigung feiner bejonderen Intereſſen 
verzichtete, mindejtens ebenjo große Vorteile bringen konnte, wie 
der Anſchluß an Weiteuropa, zumal eine Erleichterung des Ver— 
kehrs mit den weſtlichen Nachbarn auch im erjteren Falle feines- 
wegs ganz ausgeſchloſſen war. Nicht wirtichaftlich, jondern politifch 
ift die entichloffene und rüdfichtslofe Abkehr von Djterreich und 
der Übergang zum Freihandelsiyftem für Preußen eine Notwendig« 
feit geweſen.!) 

Die Antwort Preußens auf die öfterreichiichen Vorjchläge war 
die Annahme des Handelövertrags durch das Abgeordnetenhaus am 
25. Juli mit 264 gegen 12 Stimmen. Nur %. Harkort befämpfte 
ihn mit Energie wegen der Gefährdung der Eijen- und Spinnerei- 
induftrie. Wenige QTage darauf, am 2. Auguft, unterzeichnete das 
Minijterium den Vertrag mit frankreich, ohne die Erflärungen der 
Vereinsſtaaten abzuwarten, indem es ſich zugleich durch ein Separat- 
abkommen dazu verpflichtete, jeinerjeit3 auch dann an ihm feſtzu— 
halten, wenn der Zollverein ihn ablehnen jollte. Preußen fündigte 
aljo feinen Entihluß an, die Annahme des Vertrages zur Bedin- 
gung feines Verbleibens im Zollverein zu machen. Als dann Bayern 


1) Log, die Ideen der deutfchen Handelspolitil. 1892. ©. 81, 65. 


Gefährdung des Zollvereins. 721 


am 8. Auguft, empört über die preußijche RüdfichtSlofigfeit, ſowohl 
aus politiichen wie aus fommerziellen Gründen den Vertrag ab» 
Tehnte und bald darauf Württemberg, Heflen-Darmitadt, Naſſau 
und Dannover ein Gleiches thaten, letteres, im Gegenſatz zu 
Sachſen, obwohl es wirtichaftlic) zur Yreihandelspartei gehörte, 
da war eine Kriſis des Zollvereins heraufbeichworen, gefährlicher 
als alle früheren. Der Fortbeitand des Zollvereins nad) Ablauf 
der bis Ende 1865 geltenden Verträge war jehr ernftlic in Frage 
geftellt. 


So lagen die Verhältniffe, als die Vertretung des deutichen 
Handelsſtandes, der Deutiche Handelstag, im Dftober 1862 zu feiner 
zweite Tagung nad) München berufen wurde. Seinem unter den 
obmaltenden Umftänden ganz bejonders gewicdhtigem Votum über 
den Handelsvertrag wurde mit größter Spannung entgegengejehen. 


Hanſemann flofjen über den Gang der preußilch-franzöfijchen 
Unterhandlungen reichlichere Nachrichten als vielen anderen Privat: 
perfonen zu. Einen Handelsvertrag mit Frankreich an fich billigte 
er durchaus; ebenjo war er im allgemeinen damit einverjtanden, 
daß der Vertragstarif die Grundlage für die Geftaltung eines 
neuen allgemeinen Vereinstarifes bilden ſolle. Yrübzeitig äußerte 
er aber ernite Bedenken gegen die Herabiegung der Eijenzölle, 
die Frankreich gegenüber noch erträglich jei, generalifiert indeſſen 
der deutichen Eiſen- und Montaninduftrie verderblich werben 
müſſe.) Sehr verdächtig erjchien ihm die Anfang 1862 nad 
längerer Pauſe plöglich eintretende Bejchleunigung der Verhand- 
lungen. Er ahnte ganz richtig ihren inneren Zuſammenhang mit 
der auswärtigen Politik Preußens. Denn foeben war Bernsdorffs 
Empfehlung des engeren Bundes als der einzig möglichen Bundes» 
reform durch identische Noten Iſterreichs und der anderen deutſchen 
Regierungen ſchroff zurüdgemwiejen worden. Wiederholt bezeichnete 
er jest die deutſche Eifen- und Kohleninduftrie als das Dpfer, 


1) Hanfemann an Miniftertaldireltor Delbrüd 28. Januar 1862; am 
von der Heydt 24. Januar. 
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mwelches den „Fortichritts-Deutichtümlern und abftralten frei 
händlern“ gebradjt werde!) 

Bald darauf fiderte auch etwas von der Abficht durch, den 
Handelsvertrag unter allen Umftänden abzuſchließen, auch wenn der 
Zollverein darüber in die Brüche gehen jollte. Syn fichtlicher Auf- 
regung warnte Hanjemann jowohl von der Heydt wie den Minifterial- 
direftor Delbrüd, der die Unterhandlungen mit Frankreich führte, vor 
einem jo halsbrecherijchen Erperiment und vor der Meinung, daß der 
ihußzöllnerifche, preußenfeindlihe Süden die Erhaltung des Zoll- 
vereind unter allen Umſtänden einer Berftändigung zwilchen ihm und 
Öfterreich vorziehe.?) Als er aber den Wortlaut des bald darauf 
publizierten Vertragsentwurfes fennen lernte, war er doch angenehm 
enttäufcht.. Er fand feine Bejorgnifje übertrieben und ſprach ſich 
nad näherem Studium der zugehörigen Aftenftüde durchaus aner- 
fennend über ihn aus. „Er ift doch,“ fchrieb er Beuft am 26. April, 
„als Ganzes betrachtet, ein großes annehmbares Wert, das nie ohne 
von der Heydtſche Energie zu ftande gefommen wäre. Sie hatten 
recht, dasjelbe alsbald gutgeheißen zu haben. Auch mir gefallen 
einzelne Beftimmungen nicht, aber es ift doch ein viel befjeres 
diplomatifches Werk, als ich fie längft hier gemohnt bin. Das 
Schlimmfte daran ift, was Preußen fich jelbft auferlegt hat, näm- 
lich für fi) den Vertrag, jelbft wenn der Zollverein ſich auflöft. 
Diefe Gefahr ift freilich Mein, aber man joll den Teufel nicht an 
die Wand malen.“ Dieje günftige Meinung fonnte er freilich nur 
fo lange fefthalten, als er der Überzeugung war, daß Preußen 
nicht auf unveränderter Annahme des Entwurfes in feinem ganzen 
Umfange beftehe, daß einzelne Verbefferungen an ihm noch nadı- 
träglich möglich jeien und vor allem die Meiftbegünftigung Frank— 
reichs jo mobdifiziert oder gedeutet werden fünne, daß das be 
ftehende Vertragsverhältnis zu Ufterreich darunter nicht zu leiden 
braude. Denn fo hoc er auch die Erleichterung des Verkehrs 


1) Hanfemann an Beuft 20. Februar; an Bankier Haas in Stuttgart 
24. Februar 1862. 


2) Hanjemann an von der Hendt und Delbrüd 28. und 24. März 
1862. 
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an der Weftgrenze anjchlug, jo wog fie doch den PBorteil einer 
faft freien Ausfuhr an der Südgrenze nicht auf; der franzöfiiche 
Grenzzoll blieb auch nad) dem Handelsvertrage bei weitem höher 
als der von Dfterreich erhobene Zwiſchenzoll. Hanſemanns 
handelspolitifche Überzeugungen wiejen eine unverbrüchlich inne- 
gehaltene Stufenfolge auf: der franzöfiiche Vertrag ift vorteilhaft 
und notwendig; michtiger die Erhaltung und Erweiterung des 
freien Verkehrs mit Ofterreih; am wichtigiten die Erhaltung des 
Zollvereind. Daraus ergab fich ihm die jelbitverftändliche Fol- 
gerung, daß der Handelövertrag nur unter den beiden anderen 
Borausfegungen ins Leben treten dürfe, und er zweifelte anfangs 
nicht daran, daß das möglich fein werde. 

Diefe Angelegenheit bildete natürlich auch einen der wichtigften _ 
Beratungsgegenftände des vom Deutichen Handelstage niedergejegten 
Bleibenden Ausichuffes, der fich nach Bedürfnis in Berlin ver- 
jammelte und zu befjen Borfigendem Hanjemann einjtimmig er- 
wählt worden war. Im Frühling 1862 ſchien die Sadjlage noch 
jo wenig Grund zu Belorgnifien zu bieten, daß der Ausſchuß von 
einer Berufung des Handelstages in diefem Jahre abjehen zu 
fönnen meinte. Im Sommer aber jpisten ſich die Verhältnifje, 
mie wir gejehen haben, aufs bedenflichite zu. Preußen erflärte 
an den Wortlaut des Entwurfes unmiderruflich gebunden zu fein 
und zeigte fich entichloffen, alle mit der Forderung bedingungs- 
Iojer Annahme des Handelsvertrages verbundenen Folgen auf fich 
zu nehmen. In der Erfenntnis, daß die Gefahr der Sprengung 
des Zollvereins afut geworden jei, unterbrady Hanjemann feine 
Kur in Wiesbaden und berief den Bleibenden Ausſchuß zu Mitte 
Auguft nah Berlin. Hier wurde der Beichluß gefaßt, den 
Handelstag doch noch Mitte Oktober in München zufammtreten zu 
laffen und auf jeine Tagesordnung die brennenden fragen des 
Handelsvertrags, des Verhältniffes zu Öfterreich, der Erhaltung 
und Reform des Zollvereins zu ſetzen. Da auf die Entjcheidung 
diefer Fragen dem Handelstag fein unmittelbarer Einfluß zu- 
ftand und er nur gutachtliche Außerungen abgeben fonnte, deren 


moraliiches Gewicht wiederum mejentlid; davon abhing, daß fie 
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mit ſehr großer Majorität gefaßt murden; da der Handelstag 
ferner feiner ftiftungsgemäßen Aufgabe nad die Intereſſen der 
ganzen deutichen Handelswelt, nicht nur die der Zollvereinsftaaten 
zu vertreten hatte, jo fiel ihm von jelbit die Aufgabe einer ver- 
mittelnden Thätigfeit zu. Es mußten NRejolutionen gefaßt werden, 
die den Regierungen die Möglichkeit eines Ausmweges aus der 
bereitS eingetretenen bedrohlichen Kriſe zeigten. Überdies war der 
Handelstag feinem Weſen und Charafter nad) offenbar diejenige 
Inſtanz, von welcher im Gegenjag zu den politijchen Körper- 
ſchaften der Einzelitaaten am ehejten eine Würdigung der ſchwe— 
bendenFragen nad) praftiich-wirtichaftlichen GefichtSpunftenzuerwarten 
ftand. Dbgleic fi) unter den jechzehn Mitgliedern des Aus- 
ſchuſſes Vertreter aller Parteirichtungen befanden, jo war man in 
der Hauptjahe doch darin einig, dak vermittelnde Nejolutionen 
für die Beichlußfaffung des Handelstages vorbereitet werden 
müßten. Zu Referenten über jeden der drei Punkte der Tages: 
ordnung wurden je zwei auf verichiedenen Standpunften ftehende 
Ausichußglieder gewählt. So hoffte man am leichtejten zu wirklich 
vermittelnden, die Geſamtintereſſen berüdjichtigenden VBorichlägen zu 
gelangen. Hanjemann übernahm nebit dem Yabrifanten Hursig 
aus Hannover das Referat über die Erhaltung und Reorganifition 
des Zollvereins. Dann begab er jich zur Fortjegung jeiner Kur 
nad) Baden bei Wien, wo er im September auch Gelegenheit zu 
einer Beiprehung mit Schmerling, damals öfterreichiichem Miniſter 
des Innern, fand. Zu einer wirklichen Erholung fam er bier aber 
nicht. Die Vorarbeiten für den Handelstag legten ihm als Vor— 
figendem und Geichäftsführer des Bleibenden Ausſchuſſes eine 
große, mit mannigfachen Gemütsaufregungen verbundene Arbeits- 
laft auf, die durch den Kurgebrauch nicht unterbrochen werden 
durfte. 

Sehr bald ftellte es ſich heraus, daß die Vermittelungs- 
gedanken des Ausichujfes bei einem großen Teil der Handelstags- 
deputierten feinen Anklang finden und daß viele von ihnen, 
namentlich die Preußen, weit davon entfernt jein würden, die Be- 
ratungsgegenitände nad anderen als politiichen Geſichtspunkten zu 
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behandeln. E83 wurde die Parole ausgegeben, daß ſeit der faft 
einftimmigen Annahme des Handelsvertrages durch das preußiiche 
Abgeordnetenhaus und der Unterzeichnung des Vertrages feitens 
der Regierung die Ehre Preußens an der unveränderten An- 
nahme durch den Zollverein derartig engagiert fei, daß ein pa- 
triotiicher Preuße jetzt weder an dem Pertrage mäfeln noch der 
Regierung neue nachträgliche Verhandlungen mit Frankreich über 
notwendige Mopdififationen vdesjelben zumuten dürfe. Auf 
diefen Standpunkt ftellte fi) auch das Älteftenfollegium der 
Berliner Kaufmannſchaft. Als e8 am 8. September jeine Depu- 
tierten zum Handelstag wieder wählte, unter ihnen Hanjemann, 
legte es ihnen mit ausdrüdlicher Berufung auf die Abftimmung 
im Abgeordnetenhaufe uud die politifchen Motive, welche einige 
deutſche Staaten bei ihrer mwiderftrebenden Haltung leiteten, bie 
Verpflichtung auf, „den einmal von Preußen eingenommenen Stand- 
punft zu behaupten und als den einzig möglichen Ausgangspunft 
für alle andern handelspolitifchen Intereſſen, die uns zunächſt be— 
ichäftigen, aufrecht zu erhalten.“ Zugleich verfandte das Alteften- 
follegium ein Rundjchreiben an alle preußiichen Handelsfammern 
mit der Aufforderung, auch ihre Deputierten mit der bindenden 
Inſtruktion zu verjehen, daß die unveränderte Annahme und Durd)- 
führung des Handelsvertrages das erfte, wichtigfte und unverrüd- 
bare Ziel ihrer Thätigfeit zu bilden habe. Hanjemann antwortete 
fofort, daß er unter ſolchen Umftänden das Mandat ablehne, da 
bindende Inſtruktionen überhaupt unzweckmäßig jeien und er jeine 
Aufgabe gerade in der PBermittelung zwijchen den auseinander: 
gehenden Standpunften ſehe. In einem zweiten Schreiben legte 
er jeine Anſchauung präzile und Far dar: 

„Ich bin der Anficht,“ fchrieb er dem Älteftentollegium am 24. September aus 
Baden, „dab Preußens wichtigſte pofitiiche und volfswirtihaftliche Errungenſchaft 
feit den Freiheitskriegen gerade der Zollverein ift, dab defien dauerndes Bejtehen, 
mit vorwiegendem Einfluß Preußens, durch eine befiere Organifation und einen im 
Geifte des franzöfiihen Handelävertraged zu reformierenden Tarif gefichert 
werden müfle; dab ein auf faft alle Erzeugnifie des Bodens und der Induftrie 
auszudehnender zollfreier Verkehr zwiichen dem Zollverein und Oſterreich ein 
ſegensreicher und zugleich enticheidender großer Fortihritt des Freihandels fein 
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würde; dab mit Verfolgung diejer Ziele der Handelävertrag vom 2. Auguft, 
wenn auch mit einigen als Trandaftion zu bewilligenden Modifitationen, eber 
zur Durchführung gelangen wird als mit Feithaltung des von Ihnen vorges 
ſchriebenen Standpunttes; endlich dab diejer den Zollverein umd jomit Preußens 
höchſte politifche Interefien in Frage jtellt.“ 

Die Auseinanderjegung mit dem Berliner Älteftenfollegium 
war für Hanjemann eine aufregende und aufreibende Arbeit. 
Diefes Vorgehen der angeſehenſten deutichen Handelsforporation, 
als deren Vertreter er das einflußreiche Präſidium im Bleiben- 
den Ausſchuß führte, legte nicht nur im allgemeinen feiner 
vermittelnden Thätigfeit einen hemmenden Stein in den Weg, 
ſondern jegte ihn jogar der Möglichkeit aus, dem SHandelstage 
überhaupt ganz fern bleiben zu müſſen, wenn er nicht noch ein 
anderes Mandat erhielt. ES wäre das, wie Hanjemann mit voll- 
fommen berechtigtem Selbitgefühl jagte, eine unerhörte Blamage 
für den preußiichen Handelsitand gewejen. Sie blieb ihm zum 
Glüd eripart. Hanjemann wurde noch furz vor der Eröffnung 
des Handelstages in Eupen, Elberfeld und Bodum gemählt. 
Er nahm die beiden erjtgenannten Mandate an, in Eupen zugleich 
mit jeinem dort ebenfalls gewählten zweiten Sohn Gujftav, der als 
Inhaber der ehemals von Hanjemanns älteftem Sohne Adolf ge 
leitete Tuchfabrif fi) in Eupen eines großen und mwohlverdienten 
Anfehens erfreute. Guſtav Hanjemann war jchon für den eriten 
Handelstag zum Pertreter Eupens bejtimmt gemejen, hatte aber 
das Mandat damals aus Zeitmangel nicht übernehmen können. 

Wenn in das trübe Gemwölf der Sorgen, Widrigfeiten und 
Enttäufchungen, welche der zweite Handelstag Hanjemann brachte, 
ein freundlicher Lichtftrahl fiel, fo hatte er ihn jeinem Sohne zu 
danfen. Sie hatten fich feit vielen Jahren, durch weite Ent- 
fernungen von einander getrennt, immer nur flüchtig gejehen und 
waren fich innerlich nicht nahe getreten. Zu jeiner größten Über 
rafhung und Freude entdedte Hanjemann jet in dem Sohne, 
als gemeinjame Arbeit an einer großen öffentlichen Angelegen- 
beit fie zum erftenmal zujammenführte, nicht nur einen politischen 
und vollswirtichaftlihen Geſinnungsgenoſſen, fondern auch einen 
rüftigen, fenntnisreichen und fähigen Kämpen für die gemeinjame 
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Sade. Guftav hatte fich nicht auf den erfolgreichen Betrieb jeiner 
Fabrik beichränft, jondern auch umfaſſende volfswirtichaftliche 
Studien gemadt. Schon während der Verhandlung im Abgeord- 
netenhauje über den Handelsvertrag hatte er mit feinen wertvollen 
Materialien dem einzigen ernithaften Dpponenten, Harfort, hilf- 
reich zur Hand gehen können. Jetzt erfreute er den Vater durch eine 
Ausarbeitung, in der er den aus voller Sachfenntnis geichöpften Be- 
weis lieferte, daß einer der jchweriten Mängel des neuen Tarifs in 
unzureichender Gradation der Zölle für Leinen- und Baummoll- 
geipinnfte beſtehe. Aber auch er wollte den Vertrag aus dieſem 
Grunde noch feineswegs verworfen jehen. Vielmehr hoffte er 
glei) dem Vater, daß der Handelstag einen Ausgleich empfehlen 
werde, ber in erſter Linie die Erhaltung und Reorganijation des 
Zollvereins, dann aber ſowohl einen in der Hauptiahe zollfreien 
Berfehr mit Ofterreich als auch den Handelsvertrag mit Frankreich 
ficher ftelle.. Bald nad) dem Schluß des Handelstages ver- 
öffentlichte er eine Schrift über die wirtfchaftlichen Verhältnifje des 
Zollvereing,!) die von einem gemäßigt jchugzöllneriichen Gefichts- 
punkte aus eine jcharfe, aber jachliche Kritif an den Unvollfommen- 
heiten des Handelsvertrages übte und aus der umfangreichen 
bandelspolitiichen Brojchürenlitteratur jener Zeit durch Klarheit, 
Gründlichkeit und guten Stil hervorragt. 

Am 6. Dftober begannen in München die Beratungen des 
als Bortommiffion des Handelstages fungierenden Bleibenden Aus- 
ſchuſſes. Hanſemann hatte vergebens gehofft, ſich mit den anderen 
Referenten über gemeinfam dem Ausſchuß vorzulegende Propo- 
fitionen verjtändigen zu fönnen. Die Gegenſätze waren jeit der 
legten Ausſchußſitzung durch die wachſende politifche Spannung jo 
verſchärft, daß nicht nur die Referenten von ihren divergierenden 
Meinungen nichts nachließen, jondern auch der Ausſchuß in der 
wichtigften Frage, in Bezug auf den Handelövertrag, zu feinem 


1) Guftav Hanjemann: Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Zollvereind. 
Insbefondere in Beziehung auf die Leinen», Baummolen- und Wollen-Jnduftrie. 
Berlin. Georg Stifte. 80. 116 Seiten. 
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einheitlichen Beichluffe gelangte.) Es kam zu Majoritäts- und 
Minoritäsvoten, die beide dem Handelstag vorgelegt wurden. Die 
Majorität, zu der Hanjemann gehörte, bezeichnete den Handels» 
vertrag zwar als wünjchenswert und nüglich, wollte jeine Annahme 
den deutichen Regierungen aber nur empfehlen unter der Be- 
dingung einer Anderung oder Deflaration des Meiftbegünftigungs- 
paragraphen in dem Sinne, daß er fein Hindernis für ein näheres 
Verhältnis des Zollvereins zu Ofterreich bilde. Daneben wies 
die Majorität mit großem Nachdruck auf die Verbefjerungsbedürftig- 
feit mehrerer einzeln bezeichneter Bertragspunfte hin. Die Minori- 
tät nannte die Mobdififation des Meijtbegünftigungsparagraphen 
nur wünjchenswert und forderte, daß dieje Erwägung das jchleu- 
nige Zuftandefommen des Handelsvertrages nicht in Frage ftellen 
dürfe. Sie jchlug aljo eine Refolution vor, die in etwas ver- 
hüllter Form die Annahme des unveränderten Handelsvertrages 
empfahl. In Betreff der Zolleinigung mit Lfterreih und der 
Reorgantjation des Zollverein fonnten zwar einheitlihe Vor— 
ichläge vom Ausschuß gemacht werben. Sie famen aber nur zu jtanbe, 
weil Hanfemann und feine Parteigenoſſen fich ſchließlich zu einer 
bedeutenden Abſchwächung ihrer Anträge bereit finden ließen. Eine 
vollftändige Zolleinigung mit Öfterreich, wie fie die öfterreichifchen 
Abgeordneten, noch über die Vorſchläge der öfterreichiichen Re— 
gierung vom Juli hinausgehend, jet verlangten, wies auch Hanje- 
mann völlig ab. ſterreich follte auf die inneren Verhältniſſe 
bes Zollvereins feinen Einfluß haben. Seine detaillierten Vorſchläge 
waren den öfterreichiichen Julivorſchlägen verwandt: fie bezwedten 
einen nahezu vollftändig zollfreien Zmijchenverfehr, gleiche Zoll» 
einrichtungen und gleiche Hanbelspolitif auf Grundlage des neuen 
mit Franfreich vereinbarten Tarifs, jo daß Ofterreidh und der Boll- 
verein fi) zwar als getrennte, aber verbündete Zollgruppen gegen- 
überftanden. Es war die Übertragung und Beſchränkung des ur- 
ſprünglichen preußifchen Unionsgedanfens auf das handelspolitiiche 
1) Während der Ausſchußberatung trat einer der eimflußreichiten Mit: 
glieder, der bisher ſtets mit Hanfemann gegangen war, U. v. Sybel aud 
Düffeldorf (Bruder des Hiftorifers Heinrich v. ©.), zur ®egenpartei über. 


Der zweite Handelötag. 14.—18. Oktober 1862. 729: 


Gebiet. Für die Neorganijation des Zollvereins brachte Hanje- 
mann jein befanntes Projeft in Vorſchlag. Indeſſen mar die 
Majorität für irgend welche greifbaren Anträge nicht zu haben, 
Sie beichränfte fich in beiden Fragen auf ganz allgemein gehaltene 
Anregungen: ein zollfreier Verkehr mit Dfterreich und fchleunige 
Reform des Zollvereins, wie jchon der erfte Handelstag e8 au$- 
geiprochen, jeien wünſchenswert. Das Hanjemannjche Projekt follte 
ohne ein Gutachten des Handelstages den Regierungen zur Er- 
mägung übergeben werben. 

In den Verhandlungen des Handelstages, die vom 14.—18. 
Dftober ftattfanden, prallten die politifchen Gegenſätze unverhüllt 
und in der denkbar jchroffften Form aufeinander, jo jehr aud 
Hanjemann, dem der Vorfit aufs neue übertragen mar, zu be- 
ruhigen und auszugleichen bemüht war. Die Prüfung der mirt- 
ichaftlichen Vorteile und Nachteile des Handelsvertrages, ja jelbit 
die Gegenjäge von Freihandel und Schugzoll traten jo ziemlich in, 
den Hintergrund gegenüber den alles beherrſchenden politifchen 
Machtgedanken. Betonten die Ofterreicher trogig den Rechtsanſpruch 
auf vollftändigen Eintritt in den Zollverein und runde Verwerfung 
des Handelsvertrags, jo provozierten fie damit nur die Preußen 
zu fchroffer Hervorfehrung ihrer politiich begründeten Antipathie 
gegen jede nähere Verbindung mit dem Kaiferftaat. Die ungefähr: 
400 Abgeordneten bildeten feineswegs eine gleichmäßige Vertretung 
der deutſchen Handelsmwelt. Bei weitem nicht alle Handelsforporationen 
hatten Deputierte gejchidt. Der Zufall fpielte bei der Zujammen- 
jegung der Verfammlung eine erhebliche Rolle. Sehr bald zeigte: 
fi, daß unter den zollvereinsländijchen Mitgliedern der exflufiv 
preußiiche Standpunft bei weiten überwog, demzufolge die vor- 
liegenden volfswirtichaftlihen Fragen als preußiiche Machtfragen 
zu behandeln waren und die Ehre, das Anjehen und die Macht. 
Preußens die unbedingte Annahme des Handelsvertrages in feiner 
gegenwärtigen Geftalt heiſchten. Dieje legtere Auffafiung befämpfte 
Hanjemann in einer Rede, in welcher er e$ ganz richtig als das ärgſte 
Armutszeugniß der preußiichen Diplomatie bezeichnete, wenn ihr wirf- 
lich jede Möglichfeit auf eine notwendige Anderung des Vertrags hin-. 
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zuwirken, ohne daß die Ehre Preußens fompromittiert werde, ab- 
geſchnitten fein jollte. „Niemand, meine Herren,“ jagte er, „und wenn 
es der Höcdhitgeftellte im preußiſchen Abgeordnetenhauje wäre, darf 
bezweifeln, daß ich ein geringeres Gefühl für die preußijche Ehre 
als dieje ‚Herren habe. Ich habe mein Leben und meine Eriftenz 
‚eine geraume Zeit für diefe Ehre eingejegt. Deshalb, m. H. ftebe 
ih doch auf einem ganz verſchiedenen Standpunfte; ich halte es 
nicht für ehrenrührig für Preußen, daß, wenn es auf einem Wege 
ift, der nicht zum Ziele führt, es einen andern Weg einjchlage, 
‚der zum Ziele führt.” „Durchdringen Sie fi) von dem Gefühl,“ 
rief er den Abgeorbneten zu, „daß die Erhaltung des Zollvereins 
.obenan, und jelbft mit Mängeln, höher jteht als der Vertrag mit 
Frankreich; ich gehe weiter, höher als jelbft die vollftändige Eini- 
«gung mit Öfterreich über zollfreien Verkehr. Die Erhaltung des 
‚Zollverein ift das Dberfte, mas man im Auge behalten muß, und 
dies — wünjche ih — möge die Berfjammlung in ihren Rejolutionen 
ausſprechen.“ 

Dieſe maßvollen und unanfechtbaren Äußerungen Hanſemanns, 
die überdies ſeiner Stellung als Präſident einer allgemeinen deutſchen 
Verſammlung vollkommen angemeſſen waren, führten zu einem 
dramatiſch bewegten Auftritt, der den Höhepunkt der politiſchen 
und perſönlichen Spannungen in der Verſammlung bildete. Einer 
der ſchroffſten Verfechter des preußiſchen Standpunktes war Hanſe— 
manns alter Freund und Kampfgenoſſe Beckerath. Politiſch hatten 
ſich allerdings ihre Wege ſeit 1849 getrennt; aber die erhebende 
‘Erinnerung an das gemeinſame Wirken auf dem Rheiniſchen und 
auf dem Vereinigten Landtage hatte ein Gefühl der Zuſammen— 
‚gehörigkeit in beiden Männern ftet3 wach erhalten. Beide ragten 
als berühmte Achtundvierziger, als Staat3männer mit politifcher 
Vergangenheit durch ihr Anfehen weit über die Mafje der übrigen 
Abgeordneten hinaus. Es ift leicht zu ermefien, weld gewaltigen, 
ja erjchütternden Eindrud es machte, al3 Bederath am folgenden 
Tage feierlih und in aller Form Hanjemann in Anlaß ihrer 
"Meinungsdifferenz über die Behandlung des franzöfiichen Handels- 
vertrags die langjährige Freundichaft kündigte. 


Bruch mit Bederath. 731 


„Ih babe diefe Tribüne,“ fagte Bederath, „mit ſchwerem Herzen betreten. 
Mit Herrn Hanjemann verband mich eine langjährige mir jehr wert gewordene 
Gemeinſchaft der politiihen Gefinnung. Sie iſt aufgelöf. Ih kann ihm auf 
ben Weg, den er mit jo großem Nahdrud beireten bat, nicht folgen; denn diefer 
Weg führt nad) meiner Überzeugung zur Erniedrigung Preußens; er gefährdet 
die Zufuuft Deutichlandse. Herr Hanjemann bezeichnet die Erhaltung des Zoll» 
vereind als feinen Zwed. Weine Herren, was nüßt die Erhaltung des Zoll⸗ 
vereind, wenn die leitende Macht, ohne die er längit den feindfeligen Einflüfjen 
feiner Gegner erlegen wäre, in ihrer Stellung erichüttert, wenn das Anjehen 
Preußens in Europa untergraben wird ?“ 


Die politiiche Temperatur in der Verſammlung mußte wirk— 
li) auf den Siedepunft gelangt fein, wenn fie einen bejonnenen 
und erfahrenen Mann jo leidenjchaftlic) erregte. ES zeugt doch 
von einer Berblendung jondergleichen, wenn Bederath ſich nicht da- 
mit begnügte, die abweichende Meinung feines Freundes als ver- 
fehrt und verderblich zu befämpfen, jondern es über fi) gewann, 
ihr auch jeine Achtung zu verfagen. Denn etwas anderes als den 
Vorwurf, dag Hanjemann das Gefühl für preußifche Ehre einge- 
büßt, daß er fi) auf die Seite der Gegner Preußens gejtellt habe, 
fonnten jeine Worte und die Emphaje feiner Haltung nicht bedeuten; 
fie mußten um jo verlegender und um jo jchroffer wirken, als 
Hanjemann joeben ſich jede Kritik feines Verftändniffes der vater- 
ländilchen Ehre mit dem Hinweis auf feine Vergangenheit ver- 
beten hatte. Bederath fühlte das jelbft und fuchte diefen Eindrud 
wieder abzuſchwächen, indem er wenigftens Hanjemanns felbjtändige 
Gefinnung anerfannte. Obgleich er auch bier in die ungeheuer- 
liche Übertreibung verfiel, daß Hanjemann mit feinem Staate ge- 
brochen habe und gegen jein eigenes Land auftrete, jo wurden feine 
Worte doch wider Willen, zur lebhaften Genugthuung der aufs 
peinlichfte berührten Berjammlung, ein glänzendes Chrenzeugnis 
für Hanjemanns unabhängigen Charafter. 

„Eines tröftet mich,“ fuhr Bederath fort. „Das Auftreten des Herrn 


Hanfemann gegen den Staat, dem er durch feine ehrenvolle Bergangenheit an⸗ 
gehört, wirft feinen Schatten!) auf die Unabhängigkeit feines Charalterd. Herr 


1) Eine ſtürmiſche Aufregung entitand bei dieſer Stelle, weil viele die 
Worte „einen Schatten“ gehört zu haben glaubten, fo dab fich Bederath den 
ganzen Sag mit nachdrüdlicher Betonung zu wiederholen genötigt fab. 
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Hanjemann wirbt nicht um Bollögunft; es dann ihm nicht verborgen fein, daß 
bie umermehliche Mehrheit feiner Landesgenofien feinen Schritt verurteilt; es 
fann ihm ferner nicht unerwartet fein, dab der Hat, den er von diefer Tribüne 
aus der preußiichen Regierung erteilt... jchon darum unwirkſam jein wird, 
weil die Mehrheit der Delegierten aus dem Sollverein, deren Stimme bier 
hauptſächlich entjcheidend iſt, fi) dagegen ansprechen wird. Daß nun gegenüber 
dem einjtimmigen Botum der preußiichen Qandesvertretung, gegenüber der Lage 
ber preußifchen Regierung, die in der Erflärung ihren Ausdrud findet, fie werde 
fefthalten an dem gegebenen Worte, dab unter biefen Umſtänden, ohne alle 
Ausfihten auf Erfolg, Herr Hanjemann dennoch jeiner Privatmeinung das un- 
geheure Opfer eined Bruches mit feiner Vergangenheit bringt, da® zeugt von 
einer Unabhängigkeit, die auch feine Gegner anerfennen müſſen!“ 

Tief verlegt, aber mit größter Selbſtbeherrſchung antwortete 
Hanjemann: „M. H., nur eine thatlächliche Berichtigung. Es ift 
fein Bruch mit meiner Vergangenheit. Im Jahre 1849 habe 
ih ganz in dem nämlichen Geijte gemwirft wie jeßt, und daß 
ich) Recht gehabt habe damals — dafür zeugt die Geichichte. 
Ich Habe nicht mit meiner Regierung gebrochen, jondern ich 
hoffe, e8 wird fich ergeben, daß gerade das Gegenteil der 
Fall ift.“ 

Die Abftimmung über den Handelsvertrag ergab eine Majorität 
von 4 Stimmen für das Minoritätsgutachten des Ausſchuſſes. Es 
wurde alfo den Regierungen die unveränderte Annahme des Ver— 
trages in feiner gegenwärtigen Faſſung empfohlen. Die beiden 
anderen Rejolutionen über die Zolleinigung mit Ofterreid; und bie 
Reorganifation des Zollvereins gelangten in der vom Ausſchuß 
vorgeichlagenen Form mit großer Majorität zur Annahme. Wirt: 
Ichaftlich betrachtet hatte die Freihandelspartei, politiich die Flein- 
deutiche Partei gefiegt, die jofort darauf hinwies, daß fi) nad) 
Abzug der vielen öfterreichiichen Stimmen unter den zollvereins- 
ländijchen Deputierten eine jehr große Majorität für ihr Votum 
ergebe. Eine Folge der Niederlage Hanjemanns war die voll» 
ftändige Neubildung des Bleibenden Ausjchuffes. Zwar wurde 
auch Hanjemann in ihn gewählt und von feinen Gegnern dringend 
um Annahme der Wahl gebeten. Er lehnte fie aber ab, weil 
der Beichluß über den Handelsvertrag aus politiichen Gründen ge- 
faßt worden fei. 


Beſchlüſſe. Denkichrift des neuen Ausichufjes v. 8. November. 738 


„Ich Ipreche e8 unummunden aus,“ fagte er, „meine Anfichten Hinfichtlich 
deiien, was für das Vaterland ziwedmähig und nützlich, find dem diametral 
entgegengefegt, was durch die Majorität ausgeiprochen iſt. Es würde deshalb 
meiner politiihen Vergangenheit nicht würdig fein, wenn ih in ein Kollegium 
trete, dad gerade dur den gefahten Beſchluß gekennzeichnet if. So leid es 
mir thut, es ift mir nicht möglich, bier mehr zu wirkten... Jeder Bat jeine 
beftimmte Überzeugung und jeder muß nad) ihr handeln. Co ift mein polttifches 
Leben gewejen, fo lange ich Bolitif getrieben; das werde ih am Schlufie meines 
Lebens beibehalten... Nehmen Sie ed nicht für ungut, ih kann Ihrem 
Wunſche nicht entiprechen und muß auf der Ablehnung beharren.“ 

Sp wurde der Ausſchuß mit lauter Freihändlern teils ertremer, 
teil$ milderer Dbfervanz bejegt. Unter den lehteren befand fich 
auch Bederath, der als Präfident des Ausſchuſſes an Hanjemanns 
Stelle trat. 


Aber eine große Genugthuung war Hanjemann und allen 
denen, die mit redlichem Bemühen an einer Verftändigung ge- 
arbeitet hatten, doch noch beſchieden. Kaum drei Wochen nad) 
Schluß des Handelstages überreichte der Bleibende Ausſchuß den 
deutichen Regierungen eine Denfichrift (vom 8. November), welche 
eine furze Motivierung der Handelstagsbeichlüffe enthielt. Zu all 
gemeiner Überrajchung ſprach hier der Ausschuß nicht nur feine Über- 
zeugung dahin aus, daß die Erhaltung des Zollvereins eine volf3- 
wirtjchaftliche und politifche Notwendigkeit im eminenten Sinne des 
Wortes jei, jondern auch die bejtimmte Erwartung, „daß Preußen 
die loyale Rüdficht gegen jeine Verbündeten durch nachträgliche 
Verhandlungen mit Frankreich bethätigen wird, welche die Wünjche 
der bisher dijjentierenden Regierungen, joweit es zuläffig iſt, befür- 
worten.“ Dieje Schlußerflärung bedeutete nicht mehr und nicht 
weniger als die Umfehr zu der von Hanſemann vertretenen 
Stellung zum Handelsvertrage. Sie war gegen den Willen der 
ertremen Freihändler von den Vertretern der gemäßigten Richtung 
im Ausihuß durchgefegt worden. Sie zeigt, daß die fiegreiche 
Partei mit dem Augenblide, wo fie zur Herrichaft gelangte, auch 
zur Erkenntnis fam, die Aufgabe des Handelstages und ins» 
‚bejondere jeines Präfidiums dürfe eben feine rein politijche jein; 
daß fie vor der Verantwortung zurüdichredte, welche eine rüdfichts« 
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loſe Schürung der Gegenfäge ihr auflud; daß eine verjöhnliche 
Haltung fich aus der Natur ber dem Präſidium obliegenden 
Thätigfeit ergab. Die Erflärung war eine glänzende Recht— 
fertigung des Geiftes, in dem Hanjemann feine Aufgabe betrachtet 
und die Verhandlungen geleitet hatte. 


Die preußifche Regierung freilich hatte eine andere Aufgabe 
als der Handelstag. Sie mar völlig im Recht, wenn fie dem 
politifchen Intereſſe alle anderen Rüdfichten unterordnetee Kaum 
werden Bederath und feine Kollegen von dem HandelSminifter Graf 
Itzenplitz, von der Heydts Nachfolger, eine andere Antwort erwartet 
haben, als mie er fie ihnen in einer Audienz erteilte. Er be- 
greife nicht, jagte er, wie man zu der Anficht fommen fönne, daß 
Preußen den Handelsvertrag aud) nur modifizieren wolle; niemanbd- 
in Berlin denfe daran. Wenn man jegt wieder auf die Nach— 
giebigfeit Preußens rechne, jo täufche man ſich — an ein zweites 
Olmütz wäre nicht zu denken.) Ungefähr jo hätte der Graf auch 
zu Hanjemann geiprochen, wenn diefer ihm jeine Anfichten über 
den Handelstag und Handelsvertrag zu entwideln gehabt hätte 
Bederatd hat damal3 auch dem Könige über den Handelstag 
Bericht erftattet in einer Unterredung, welche durch die beiderjeits 
freimütige Erörterung des Verfaſſungskonflikts berühmt gemorden 
ift. Ungefähr um diejelbe Zeit ſetzte auch Hanjemann in einer 
Audienz dem Minifterpräfidenten Bismard den Standpunft der in 
München unterlegenen Partei auseinander. In der Hauptiache 
fann aber nach der Schlußerflärung in der Denkſchrift die jachliche 
Divergenz zwijchen Bederath und Hanſemann nicht mehr groß ge 
weſen jein; fie beſchränkte ſich nur noch auf die ftärfere oder ger 
ringere Nccentuierung der in Betracht fommenden Gefichtspunfte. 
Es war alfo zu einem guten Teil ein blindes Lärmen gemejen, 
das den Berjammlungsraum in München erfüllt hatte. Beckerath 
aber bat, indem er feinen Namen unter jene Denkichrift des 


1) Elberfelder Zeitung Nr. 845 vom 16. Dezember 1862. Die Nummern 
818, 881, 888 und 845 diejer Zeitung enthalten fehr gut orientierte Artitel über 
den Deutihen Handelstag in München. 


Berichterftattung über den Handelstag. 135: 


Bleibenden Ausſchuſſes jegte, auch den Schein einer fachlichen Be- 
rechtigung für fein verlegendes und leidenfchaftliches Auftreten gegen: 
Hanfemann eingebüßt. 

Aber natürlich machten die Borgänge in Münden auf die 
Preſſe und das Publikum einen unvergleichlich viel nachhaltigeren 
und ftärferen Eindrud als die Folgerungen, welche eine jachliche- 
Prüfung der erften Kundgebung des neuen Ausichuffes ergeben. 
mußte. Die Aufregung legte fich nur ſehr allmählich und noch 
geraume Zeit hindurch war Hanjemann in der Prefje die Ziel- 
icheibe der ungerechtejten, gehäfligften Angriffe. Dieſe gewannen in 
bem Umftande eine bejondere Folie, daß Anfang November ein. 
das Verhältnis Sachſens zum Handelsvertrag erörternder Privat- 
brief BeuftS an den Geh. Kommerzienrat Poppe in Leipzig durch 
eine jächfiiche Zeitung veröffentliht wurde, in dem jemer unter 
anderem erwähnte, daß er joeben mit Hanjemann eifrig verkehrt 
babe: Hanjemann habe einen ganz guten Ideengang, den er in 
Berlin verlegen wolle. Beuft war dadurd), daß er politifch zu 
Ofterreich, handelspolitifch zu Preußen hielt, feinem eigenen Lande 
gegenüber in eine heifle Lage und in den Ruf der Doppelzüngigfeit 
geraten. In folder Notlage hatte er die Veröffentlichung jenes. 
Briefes, von dem er eine beruhigende Wirkung auf die aud in 
Sachſen hochgehenden Wogen der Diskuffion über den Handels— 
vertrag erwartete, veranlaßt. Die in dem angeführten Paſſus er- 
wähnte Thatſache war richtig. Hanſemann hatte die Sache, für 
die er wirkte, die Erhaltung des Zollvereins durch Mopifilation 
des Handelsvertrags, jo jehr im Auge, daß ihn weder die Ab» 
ftimmung in Münden nod die ihm miderfahrene perjönliche 
Kränfung davon abbhielt, fie weiter zu verfolgen. Zu dem Zweck 
verhandelte er auf der Rückreiſe aus München in Dresden mit 
Beuft, auf defien fernere Haltung nicht wenig anfam. Über den 
Anhalt diefer Beratung drangen feine weiteren Nachrichten ins 
Publifum. Da aber befannt war und vorausgejegt werben mußte, 
daß Beuft, obwohl Anhänger des Handelsvertrages, mit dem jchroffen 
Vorgehen Preußens gegen die bdijjentierenden Regierungen nicht 
einverftanden fein konnte, jo genügte Hanjemanns Gegnern jchon 
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das Bekanntwerden jeiner Beziehungen zu Beuft und ebenſo der 
Thatſache, daß er vor dem Handelstage in Wien verhandelt hatte, 
um allerlei verdäcdhtigende Andeutungen über ihn auszuftreuen. 
Seiner eigenen Regierung gegenüber machte Hanjemann aber aus 
diefen Beziehungen nicht das geringite Geheimnis. Als er un— 
mittelbar nach jeiner Heimfehr den Minifterpräfidenten Bismard 
um die erwähnte Unterredung bat, jchrieb er ihm, daß er ihm 
jeine Anfichten über den Handelstag in längerem Bortrage ent- 
wideln und zugleich über feine Verhandlungen mit den fremden 
Höfen berichten wolle. Die Unterredung fand am 10. oder 
11. November ftatt. Hanjemann legte Bismard jeinen Beuft 
bereit8 mitgeteilten Ideengang über die Beilegung der Zollvereins- 
frile vor. Und er erfuhr mit demjelben feineswegs eine prinzi- 
pielle Zurückweiſung. Gegen jeinen Ideengang habe man, jchrieb 
er an Beuſt am 14. November, hinſichtlich der Ziele nichts einge» 
wendet. Um aber den bisherigen Weg der Behandlung der Sache 
aufzugeben, dazu jei man vorerit noch zu mißmutig und zu miß- 
trauiih. Ganz ausfichtslos erjchien ihm die Zukunft nicht; er 
ſprach die Hoffnung aus, daß die Zeit, wie fie Schmerzen lindere, 
jo auch die einer jachgemäßen Behandlung entgegenftehende poli- 
tiſche Aufregung mildern werde. Zugleich fündigte er Beuft die 
Abfiht an, in einer Brojchüre jeine Anjchauungen der Öffentlichkeit 
darzulegen.') Zu diefer Arbeit hat er freilich die Zeit nicht finden 
fönnen. Auf jeine Koften wurde aber zu Beginn des folgenden 
Sahres eine Feine Schrift veröffentlicht, in der die Verhandlungen 
und die Abftimmungen des Münchener Handelstages in einem 
überfichtlichen Auszuge zujammengeftellt waren.?) Es jollte dem 
Bublifum damit „die Grundlage für ein eigenes Urteil über die 
Art und Weije, wie die wirtichaftliche Seite der Beratungsgegen- 
ftände von den verjammelten Polfswirten und Kaufleuten be— 


1) Hanjemann an Bismard 9. Nov. 1862; Antwort Biömard3 vom felben 
Tage; Beuft an Hanjemann 11. November; Antwort Hanſemanns vom 14. No— 
vember. 

2) Die Berhandlungen und die Abfiimmung des Münchener Handeldtages. 
Berlin 1863. Verlag von Ulrich Frank. 80. 144 Seiten. 
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handelt worden ijt“, geboten worden. Der Berfafler war ein Hanje- 
mann jegt nahejtehender Politiker, ein ehemaliger radifaler Demokrat, 
dem fpäter noch als Gehilfen Bismards eine hervorragende Thätig- 
Zeit bejchieden jein jollte: Lothar Bucher.!) 

Den meiteren Verlauf der Zollvereinstriie hat Hanjemann 
wohl mit lebhafter Teilnahme verfolgt, aber weder direkt noch 
indireft zu beeinflufien vermodt. Noch das ganze Jahr 1863 
hindurch zerfielen die Zollvereinsregierungen in zmwei getrennte 
Lager: auf der einen Seite Bayern, Württemberg, die beiden 
Heflen, Naſſau und Hannover als Parteigänger Dfterreich und 
aus diefem Grunde Gegner des Handelsvertrages, auf der 
anderen Seite Preußen, Sachſen, Baden und die meiften Klein— 
ftaaten. Jene betrachtete Preußen als entſchloſſen, die Zollverträge 
nad) ihrem Ablauf nicht mehr zu erneuern. Es fanden zwar 
Konferenzen über einen neuen von Preußen vorgelegten Zollvereins- 
tarif ftatt, dem der mit Frankreich vereinbarte Tarif zu Grunde 
gelegt war. Es zeigte fich auch, daß eine Veritändigung über die 
einzelnen Pofitionen unjchwer zu erreichen war, wenn es erſt gelang 
die prinzipielle politifche Differenz über das Verhältnis zu Öfterreich 
zu bejeitigen. Aber hier eben jchieden fich die Wege. Dem Ber- 
langen der von Bayern geführten Partei, in eine Beratung der 
öfterreichifchen Vorſchläge vom Juli 1862 einzutreten, jegte Preußen 
ein umerjchütterliches Nein entgegen, wenn Bismard auch zu 
Hanjemanns Freude für die VerhandInngen i. J. 1863 entgegen- 
fommende Formen mwählte.?) 

Am 17. Dezember 1863 fündigte Preußen ſeinerſeits Die 


1) Diefe Tharfache kombiniere ih aus einigen brieflihen Äußerungen 
Hanfemannd und Buchers, obwohl des letzteren Autorihaft nicht ausdrüdlich 
erwähnt wird. Schon in einem Briefe vom 26. März 1861 an Auerswald 
hatte Hanjemann auf Bucher ald die geeignete Kraft zur Belämpfung der 
däniſchen und deutſchfeindlichen Stimmen in der Londoner Preſſe hingewieſen 
Er rühmte von ihm, dab er in der Verbannung das Unhaltbare feiner früheren 
Anſichten erkannt, fich der vaterländifchen Interefien warm angenommen und fogar 
feine Verbindung mit der Nationalzeitung geopfert habe, als diefe nicht auf: 
hörte, „dem kosmovolitiihen Nationalitätsſchwindel dad Wort zu reden“. 

2) Weber, Der deutſche Zollverein S. 424. 

Bergengräün, David Hanfemann. 47 
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Zollvereinsverträge. Es fam nun alles darauf an, ob jeine 
Gegner den Mut und die Kraft haben würden, auf ihrem Stanb- 
punft zu verharren, fich dauernd von der wirtichaftlichen Verbindung 
mit Preußen zu löſen und eine ſolche mit Ofterreich einzugehen. 
Das aber fonnten fie nur, wenn Öfterreih mit dem Aufgebot 
aller Energie wie im Jahre 1853 den handelspolitiſchen Kampf 
mit Preußen ausfodht, wenn es eine fichere zielbewußte Haltung 
wie damals zeigte. Das war aber nicht der Fall. Ofterreich that 
-fo gut wie nichts, um feinen Anhängern unter den beutichen Re 
gierungen in der DOppofition gegen Preußen den Rüden zu ftärfen; 
es ließ ihnen den Bortritt und blieb jelbft unthätig im Hinter- 
grunde. Es war die Zeit des erften munderbaren Erfolges 
Bismardicher Bolitif. Eben noch hatten die deutihen Großmächte 
nad) dem durch Preußen verurfachten Scheitern der öfterreichijchen 
Bundesreformverfuche fich in bitterfter Feindſchaft gegenüber ge- 
ftanden, da gelang ed Bismard, durch feine perjönlihde und 
diplomatijche Überlegenheit in der fchleswig-holiteinihen Frage 
den Gegner völlig in den Zauberfreis jeines Willens zu bannen. 
Dfterreih) wurde Preußens Bundesgenofjie im däniſchen Striege, 
deſſen Siegesfrucht doch nur Preußen zufallen fonntee Es fam 
damals Bismard nicht weniger als alles darauf an, für die 
preußiiche Aktion in Schleswig-Holftein dem dänenfreundlichern 
Europa gegenüber Dfterreich an feiner Seite zu haben. Üfterreich 
mar in der Lage Bedingungen zu machen und Preußen hätte, 
wenn nötig, auch einen hohen Preis gezahlt. Um die Yahres- 
wende 1863/64 war die öfterreichiiche Bundesgenoſſenſchaft un- 
bedingt wertvoller als die Meiftbegünftigungsflaufel im franzöfiichen 
Handelsvertrag, welche der engen handelspolitiichen Verbindung, 
mit Ofterreich ein Ende machte. Aber ſchon war die öfterreichiiche 
Diplomatie derartig überflügelt, daß fie willenlos und bedingungs- 
108 in die preußiiche Gefolgichaft eintrat. Damit hatte Preußen 
auch in Bezug auf den Zollverein und den Handelsvertrag das 
Spiel gewonnen. Das antipreußifhe Bündnis im Zollverein 
loderte ſich angefihts der Schwäche Dfterreich® auf. Jeder der 
beteiligten Staaten fürchtete allein zu bleiben und in die ſchlimmſte 
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Lage zu geraten. So zogen fie e8 denn vor, ihren Frieden mit 
Preußen zu machen, nachdem diejes einige unmejentliche Zugeftänd- 
nifje in Bezug auf den franzöfiichen Handelsvertrag bewilligt und 
hierüber die Eröffnung neuer Verhandlungen mit Frankreich zu- 
gejagt hatte.) Am 28. Juni 1864 ſchloſſen Sachen, Kurheſſen, 
die thiiringiichen Staaten, Braunfchmweig, Frankfurt und Baden 
den neuen Zollverein®vertrag mit Preußen ab. Wenige Tage 
darauf, am 11. Yuli, thaten Hannover und Oldenburg dasſelbe 
und mußten fic) jogar dazu verftehen, auf den größten Teil des 
ihnen 1851 gewährten Präzipuums aus den Zolleinnahmen zu 
verzichten. ALS jet Ofterreich, den Sieg des Gegners vor Augen, 
in Unterhandlungen über einen gemöhnlichen Handelsvertrag milligte 
und die bisher feftgehaltene Forderung einer engeren Zolleinigung 
fallen ließ, erflärten im Laufe des Monats September auch die 
übrigen Zollvereinsjtaaten ihren Beitritt zu den bereit3 ab» 
geichloffenen Verträgen und genehmigten den Handelsvertrag unter 
den von Preußen bemilligten Mopdififationen. Die Beratung über 
den neuen allgemeinen Zollvereinstarif, der dem mit Frankreich ver- 
einbarten nachgebildet war, wurde am 16. Mai 1865 glüdlich zu 
Ende geführt. Schon vorher, am 11. April, war der Handels- 
vertrag mit Ofterreich zum Abſchluß gefommen. Der Form halber 
und um Dfterreid den Rüdzug zu erleichtern, enthielt er zwar 
den Vorbehalt, daß die Vertragichließenden über eine fünftige all 
gemeine deutiche Zolleinigung verhandeln wollten; in Wirflichfeit 
war der Gedanke völlig aufgegeben und das 1853 begründete 
Übergangsitadium zur Zolleinigung befeitigt. An die Stelle eines 
gegenfeitigen Differentialzolles trat die vollftändige Gleichitellung 
mit allen anderen Nationen. Preußen hatte alles erreicht was es 
wollte, mit Ausnahme der Reform der Zollvereinsverfaffung, die 
beim Abſchluß der neuen Verträge gar nicht zur Sprache gebracht 
worden war. Dafür hatte aber Preußen durch feine großen 
Erfolge eine andere Stellung im Zollverein als früher er- 
rungen. Es mar handelspolitiih zur mahrhaft gebietenden 
Macht geworden. 
1) Weber ©. 486. 
47° 
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Den legten Ausgang der Krije hat Hanjemann nicht mehr 
erlebt. Aber jchon die Verträge vom 28. Juni und 11. Juli 1864 
jowie das fichtbare Zurücdweichen ſterreichs gaben ihm die volle 
und freudige Gewißheit, daß Preußen auf der ganzen Linie gefiegt 
babe und der Zollverein gerettet jei. Zwar erfüllte fich jeine 
Hoffnung auf Erhaltung und Erweiterung des zollfreien Verfehrs 
mit Ofterreich nicht. Aber diefes Opfer ließ fich verjchmerzen 
gegenüber den anderen unendlich viel bedeutungsvolleren Errungen- 
ſchaften. Daß Preußen jeinen Willen in Bezug auf den franzöfiichen 
Handelsvertrag durchſetzen werde ohne den Zollverein zu jprengen 
und ohne feine Machtitellung in demjelben zu erjchüttern, hatte er 
nicht für möglich gehalten. Mit grenzenlojem Staunen beobachtete 
er dieje Wendung der Dinge, die außer dem Bereiche jeiner Er- 
wägungen und Berechnungen lag. Ein neues Moment, das er 
nicht gefannt, auf das er im Ernjt nicht zu hoffen gewagt hatte, 
griff jegt machtvoll in die Gefchidle des Vaterlandes ein. „Mein 
Troſt in der jchmerzlichen Lage, in welcher die Krone und das 
Vaterland fich befinden“, hatte er am 4. März 1863 an A. Oppen— 
beim gejchrieben, „iit die Hoffnung, daß wie jchon mehrmals auch 
jest wieder ein guter Stern über Preußens Gejchiden walte.“ Dieſer 
Stern war bereit aufgegangen, ohne daß er ihn gewahr wurde. 
Erjt in den legten Lebensmonaten Hanjemanns brad) er fiegreich 
und leuchtend durch das trübe Gemwölf, das ihn den Bliden der 
befümmerten und bangenden Patrioten entzogen hatte. _ Die Über- 
‚zeugung, daß der fraftvolle Wille und die geniale Staatskunft 
Bismardd wenn aud auf anderen Wegen, als wie er fie für 
allein gangbar gehalten hatte, Preußen einer neuen und großen 
Zukunft entgegenführe, hat Hanjemann mit ins Grab nehmen 
dürfen. Dieje Erkenntnis aber nötigte ihn noch wenige Wochen 
vor jeinem Tode zu einer Revifion jeiner bisherigen Anichauungen 
über eine richtige preußiſche Politif. 

Kaum ein Ereignis hat Hanjemann jo jehmerzlid erregt und 
ift ihm jo unglüdverheigend erichienen wie die Ernennung Bis- 
mards zum Minifterpräfidenten im September 1862, eine Nach— 
richt, die ihn gerade mährend der aufregenden Vorbereitungen 
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zum Münchener Handelstage traf. Schon feine Ernennung zum 
Gejandten in Paris im Sommer 1862 hatte ihn mit der größten 
Bejorgnis erfüllt. Aus eigener Erfahrung kannte er Bismard nur 
als einen feden,  ftreitbaren und redegewanbten Junker und er 
mußte von ihm nur noch, daß er als Gejandter am Bundestage 
troß feiner verrufenen reaftionären Gefinnung der fchärfite Gegner 
Oſterreichs und aller friedlichen Einigungsbeftrebungen innerhalb 
des Deutichen Bundes geworden war. Diefe Wahrnehmungen 
gaben ihm die Überzeugung, dat Bismards politifchen Anfchau- 
ungen ein leitender Gedanke fehle; fie erjchienen ihm widerjpruchs- 
voll; ein übermütige® SKraftgefühl und ein leichtfinniger, durch 
perjönlihen Ehrgeiz beftimmter Thatendrang mußten offenbar die 
bervorragendften Eigenjchaften dieſes StaatSmannes fein. Wie 
fonnte man zu einem ſolchen Manne PBertrauen faflen! Wenn 
Hanjemann ferner von ihm vernahbm, daß er einer politifchen 
Annäherung an Frankreich, wenn nicht gar einer Allianz mit ihm 
das Wort rede, jo bejtärfte ihn das in der Meinung, daß Bismard 
mit den Intereſſen jeines Landes ein leichtfinniges, unvorfichtiges 
Spiel treibe. Denjelben Eindrud machten ihm die erften öffent» 
lihen Kundgebungen des neuen Minifterpräfidenten: die Ankün- 
digung einer Eifen- und Blutpolitif, die Aufforderung an Öfter- 
reich, feinen Schwerpunft nach Peſt zu verlegen, der Hinweis auf 
den zu jchmächtigen Leib Preußens. In alledem konnte Hanje- 
mann nur eitle und gefährliche Worte jehen. Nichts gab ihm 
eine Gewähr dafür, daß hinter denjelben fich ein gemaltiger, that« 
fräftiger Wille und die größte ſtaatsmänniſche Einficht verbargen. 
Ohne dieje erichien ihm aber das Gebahren des Minifters von 
Grund aus frivol. „Das Gerücht, v. Bismard-Schönhaufen Tolle 
preußilcher Gejandter (in Paris) werden“, jchrieb er aus Nürnberg 
während jeiner Verhandlungen mit den ſüddeutſchen Höfen über die 
Zollvereinsreform am 10. September 1861 an Auerswald, „macht 
einen ſehr fchlechten Eindrud nicht nur in den Negierungskreijen 
der Mittelftaaten, jondern auch bei den Bewohnern derjelben: bei 
den Regierungen, weil der Genannte befanntlid eine Allianz 
Preußens mit Franfreih und Rußland ſehr wünſcht; bei jenen 
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Bewohnern noch außerdem, weil er nach jeinen Präzebentien ein 
Kreuzritter oder ein unzuverläffigr Renegat jein muß. Ich 
meinesteils würde dieje Wahl ebenfalls beflagen, weil fie ein 
neues Motiv zum Mibtrauen üſterreichs und der Mittelitaaten 
gegen Preußen darbieten würde und weil, abgejehen davon, der 
Kreuzritter Bismard fein geeigneter Vertreter des fonftitutionellen 
Preußens in Paris iſt.“ ALS Bismard dann wirklich Gejandter 
in Paris geworden war und Hanjemann die Gemwißheit gewonnen 
hatte, daß Preußen um des Handelsvertrags willen jelbit vor 
einer Sprengung des Zollvereins nicht zurüdicheuen werde, jchien 
ihm eine abſchüſſige Bahn betreten zu jein, die Preußen in eine 
verhängnisvolle Abhängigkeit von Frankreich bringen müſſe. Die 
unbedingte Verpflichtung Preußens auf den Handelövertrag wäre 
der feindfeligfte Akt gegen die anderen Zollvereinsjtaaten, ſchrieb 
er am 31. Yuli 1862 an von der Heydt; und das künde man 
drei Yahre vorher an, ohne zu willen, was alsdann rätlich jein 
werde. „Daß die Regierung einen jo gefährlichen und höchſt— 
wahrjcheinlich jo unheilvollen Schritt tun könne, würde ich für 
unmöglic halten, wenn ich nicht jähe, daß man jet bereits 
Bismard-Schönhaufeniche Politik treibt.” „International revo- 
lutionäre und im Innern fonjervative Politik treiben — das kann 
allenfalls Louis Napoleon — in Preußen aber hätte man von jo 
gefährlichem Spiel fich fern Halten jollen,“ lautet ein anderes 
Ürteil,!) und im Juni 1863 jchreibt er: „Bier herrſcht jet die 
Reaktion, wozu die unmeilen Demokraten die Veranlafjung ge- 
geben haben — aljo naturgemäß. Nur ſchade, daß die Reaktion 
zugleich Junferpartei ift, welche die wirklich fonjervativen Elemente 
größtenteils ausichließt und deshalb Mühe haben wird, das Land 
dauernd zu beruhigen.“) Nah außen und nah innen jah er 
nur eine völlig verfahrene Lage. „Und doch jcheint es mir um« 
möglich, daß ein Minifterium Bismard im jtande fei, die Lage zu 
verbejjern, nachdem diejer geniale Mann das Unglüd gehabt hat, 

1) Hanfemann an Finanzdireltor von Amsberg in Braunfhweig 1. No— 


vember 1862, 
9) An Bankier Kapberr in St. Peteröburg 2. Juni 1868. 
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Preußen in der europäiichen Diplomatie zu fompromittieren und 
das Bertrauen der fonjervativften Kreiſe einjchließlich des Beamten 
tums — etwa mit Ausnahme meniger Heißiporne des Feu— 
balismus — zu verlieren. Ohne einen neuen Premier jehe ich 
daher feinen Ausweg, wie jchwer auch eine gute Neubildung des 
Minifteriums fein mag.“') 

Betrachtet man dieje Urteile und vergleicht fie mit dem, was 
von der wirklichen Weltlage, von den Abfichten und dem Charafter 
bes jo hart angefochtenen Staatsmannes damals allein befannt 
fein konnte, jo wird man fie nicht nur begreiflich, jondern bered- 
tigt finden. Woraus jollte damals zur Zeit des heißeſten Kon- 
fliftes8 mit der Volksvertretung jemand erfennen, daß der Staats- 
mann Bismard die Eierjchalen des Junkertums längſt abgeftreift 
hatte; daß jeine ausmärtige Politif mehr als ein ziellojes 
Reizen Öfterreich! und der Mittelftaaten, als ein Buhlen um die 
Gunft Ruklands und Frankreichs, mehr als ein frivoles und hoch— 
mütiges Verlegen der nationalen Empfindung war? In diefem 
Lichte erichienen Hanjemann anfangs auch noch der däniſche Krieg 
und die rüdfichtslofe Eigenmächtigfeit, mit der die beiden Groß- 
mächte unter Bismards Führung den Forderungen der biejes- 
mal mit dem Bundestag einverftandenen Nation Troß boten und 
ihre eigenen unveritandenen Wege gingen. Als aber der Knäuel 
fih zu entwirren begann, als ein großer militäriicher, diplo— 
matijcher Erfolg nach dem andern errungen und jchließlih auch 
noch auf handelspolitiichem Gebiet das Feld behauptet wurde, da 
ftugte Hanſemann erft und dann machte der kluge, er- 
fahrene Mann einen Strich unter feine bisherige politifche Rechnung. 
Er befannte von Bismard überwunden zu fein. Am 23. Juli 
1864 jchrieb er aus Schlangenbad einem großdeutichen Publiziften 
in Wien einen Brief*), der mit nachitehenden Säten ſchloß: 
9 In dem oben S. 740 erwähnten Briefe an A. Oppenheim vom 
4. März 1868. Ob das hier gebrauchte Beiwort „genial“ ironiſch gemeint iſt 
oder ob Hanjemann doc ſchon damald Bismarcks auberordentlihe Begabung 
durchſchaut und von feiner Perfönlichkeit einen großen Eindrud empfangen bat, 
wage ich nicht zu entſcheiden. 

2) Auf einer Kopie des Briefes ift laut einem Vermerk aus ſpäterer Zeit 
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Nun muß ic Ihnen das Belenntnis ablegen, dab ich zu zweifeln anfange; 
ob meine Berdammung der kleindeutſchen, preußiihen Politik richtig, umd nicht 
vielmehr der Bismardiche Weg der zweckmäßigere geweſen ift, denn unverfennbar 
hat er große Erfolge errungen. Er hat ed vermodt, nicht nur Ofterreich zu 
einer Politik zu bewegen, welche die biametral entgegengefegte der vermittelft des 
deutſchen Fürftentagd inaugurierten ift, [fondern auch) die Mitwirkung für feine 
Politik bei Öfterreich zu erwirten, ohne (wie beim Krimkriege zwiſchen den Alliierten 
England und Frankreich) eine förmliche Vereinbarung, daß im däniſchen Kriege feine 
der alliierten Mächte, Ofterreich und Preußen, Eroberungen oder befondere Vorteile 
erlangen dürfe; fo auch wie es fcheint [erreicht], daß bei Feſtſetzung der Friedens⸗ 
Präliminarten ein Abgejandter des Bundes nicht Hinzugezogen werde; endlich, 
dab er bei Ausnugung der gewonnenen Stellung Ofterreich in eine höchſt 
ſchwierige Lage verſetzt hat, welche ein erfolgreihed Entgegenwirten ſehr 
problematifch erfcheinen läbt. Zugleich hat Bismard nebenher noch auf hanbeld= 
politiihem Gebiete vermittelft der eingefchlagenen Politil den Sieg errungen, 
indem die in der großen Schleswig- Holfteinfchen nationalen Sache von Oſter— 
reich im Stich gelafienen deutichen Regierungen nicht wohl anders konnten, als 
fi Preußen in Beziehung auf den franzöfiihen Hanbelövertrag zu unterwerfen. 

Alſo — die Errungenfhaften Bismarcks hielt ich nicht für möglih und 
ih muß aljo eingeftehen, daß er klüger und vorausfichtiger ald ich geweſen ijt; 
jegt haben wir nod zu jeden, ob er im Maßhalten eben fo klug fein wird, 
oder ob er durch Glüd beraufcht zu viel auf einmal erreichen will und dadurch 
das Erreichte umd Erreihbare etwa wieder eimbüht. Beſteht er glücklich diefe 
Probe, jo muß man freilich ganz zu der Anficht übergehen, dab der National- 
Berein von Sybel und Bismard doch nicht auf jo verfehrtem Wege wandeln, 
wie ich e8 bisher geglaubt Hatte. 

Da Eie ftetd auf meine politifhen Anfichten in Beziehung auf die deutfche 
Frage Wert gelegt haben, dachte ich, dab ich Ihnen nicht vorenthalten dürfe, 
in welcher Wandlung derfelben ich mich befinde. Bei alledem jeien Sie ver- 
fichert, daß ich für Ofterreich® Gedeihen und Macht das Iebhafteite Gefühl bewahre. 

Mit volltommenfter Hochſchätzung 


Ihr ergebenfter 
H. 


Dieſer Brief iſt die letzte politiſche Außerung Hanſemanns 
geweſen und bedeutet die Anbahnung einer völligen Umkehr. Sie 
war jedoch mit nichten ein Übertritt in das Lager des Gegners, 


Weil als Adreſſat genannt. Ich Habe nicht feſtſtellen können, ob ber 
ehemalige Redakteur der Konſtitutionellen Zeitung gemeint tft, der nach dem 
Inhalt dieſes Briefes vom kleindeutſchen ins großdeutſche Lager übergegangen. 
fein und ſich infolgedefien mit Hanfemann verfühnt haben müßte. 
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meil diefer einen Erfolg errungen, fondern vielmehr eine Rücklehr 
zu den politiichen Grundgedanken ber dreißiger und vierziger 
Jahre, für deren Vermirflihung jet die jo jchmerzlich entbehrte 
und ſchließlich für praftifch unmöglich gehaltene Vorausſetzung ein- 
traf. Nämlich die Vorausjegung, daß die Konftellation der euro» 
päiichen und bdeutfchen Berhältnifje die Hegemonie Preußens in 
Deutichland als ein erreichbares Ziel erjcheinen lief. Die Zu- 
verficht, daß eine ſolche Politif jegt mit begründeter Ausficht auf 
Erfolg offen aufgenommen werden fönne, wurde aber dadurch un» 
endlich gefteigert, daß die eingetretene Wendung nicht von einem 
blinden Ungefähr herrührte, ſondern weſentlich durch den Willen 
und die Einficht des leitenden Staatsmannes herbeigeführt war. 
Der großdeutiche Standpunkt Hanjemanns während der legten 
anderthalb Jahrzehnte war die Folge feiner Überzeugung, daß die 
preußilche Diplomatie unfähig fei, eine Politik in großem Stil zu 
treiben und jeder Verſuch einer ſolchen mit neuen Niederlagen 
enden mwerbe. Und da er für abjehbare Zeit eine Änderung diefes 
Zuftandes für ausgeichloffen hielt, fo hatte er geglaubt, einftweilen 
eine Bolitif der Fleinen und friedlichen Erfolge empfehlen zu müſſen. 
Wir erinnern uns, daß er diefer Empfehlung wiederholt die Ein- 
ſchränkung hinzugefügt hatte, e8 ſei ja im weiten Bereich der Mög- 
lichkeiten nicht ausgeſchloſſen, daß einmal Umſtände eintreten, 
welche die Ideen der Unionspolitif realifierbar machten. Er glaubte 
aber nicht, diefen Zeitpunkt noch jelbft erleben zu können, und war 
überzeugt, daß ihn jeder verfrühte, erfolgloje Verſuch noch meiter 
binausjchieben müſſe. Jetzt war dank einer unvergleichlichen 
Staatskunſt der geeignete Moment gekommen. Preußen war wieder 
jelbftbewußt und ftarf. Die Weltlage hatte fich verändert: Dfter- 
reich fonnte auf den Beiftand Rußlands nicht mehr rechnen. Mochte 
jegt Preußen jeine deutſche Miſſion erfüllen im Widerſpruch oder 
gar im Kampf mit Ofterreih und den Mittelftanten! Die Mög- 
lichkeit des Erfolges war wieder gegeben und vor allem der ge- 
eignete Mann vorhanden, der fie zu ergreifen mußte. Mit diefem 
vertrauensvollen Ausblid in die Zukunft hat Hanjemann feine 
irdiſche Laufbahn beſchloſſen. 
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Ueberfchaut man Hanjemanns öffentliches Wirfen im Zu- 
jammenhange, jo drängt fi) vor allem die Wahrnehmung auf, 
daß er einer der wenigen Realpolitifer unter jeinen Zeitgenofjen 
geweſen ift. Für diefer Sinnesrihtung zeugen ſchon manche feiner 
frübeften politifchen Urteile. An einige bereit3 mitgeteilte Aeuße— 
zungen bdiefer Art mag bier nochmals erinnert werden. An die 
Spite ftellen wir den Sag: bie preußifche Politif dürfe nur das 
eigene Intereſſe leiten und jeder Vorteil, den fie aus den Er- 
eigniffen ziehen fönne, jei erlaubt ohne Rüdfiht auf Natur und 
Duelle diefer Ereigniffe (S. 104). Ferner: die den Deutjchen 
eigene Liebhaberei für das Ausland verhindere die Ausbildung 
einer „wahren Bolfstümlichkeit“, die darin beſtehe, fich vor allen 
Dingen lebhaft für die Angelegenheiten des Vaterlandes zu inte- 
rejfieren und diejenigen des Auslandes ſtets nur in Beziehung auf 
jenes zu betrachten (S. 110); — jedes Geſetz ſei untauglidh, das 
die Klugheit und Vorficht der Menfchen ganz und gar erjegen fol 
(S. 94). Dahin gehören aud das Motto jeiner Schrift über Die 
beutiche Berfafjungsfrage vom Yahr 1848 „le mieux est l’ennemi 
du bien“; jeine jo oft ausgeſprochene Warnung, in der Bolitif 
allein daS der Idee nad) befte gelten zu laſſen; die Mahnung, 
die praftiiche Ausführbarkeit als den Prüfftein einer politifchen 
Idee zu betrachten. Was ihn in einen unverjöhnlichen Gegenjag 
zu der Gagernichen Partei in Frankfurt brachte, war jeine Nüchtern- 
heit inmitten eines allgemeinen Raufches. Nie ging ihm das Ge- 
fühl und das Verftändnis für Machtfragen verloren und er vergaß 
nie, wo die eigentlichen Machtfaftoren im gefchichtlichen Leben des 
beutichen Volkes jaßen. Daher jein Kampf gegen bie Unions» 
politif und gegen jede Erneuerung derſelben, jolange die aus- 
wärtige Lage diejelbe blieb und eine unfichere Hand das Staats- 
ruder führte. Geirrt hat er, indem er ſich in die Überzeugung 
bineinlebte, daß ein erträgliches Nebeneinander von Lfterreich, 
Preußen und den Mittelftaaten im Deutichen Bunde doch noch 
möglich jein werde; denn wie die Sachen lagen, jah er außer einer 
‚ehrlichen Berftändigung zwilchen ihnen feine Möglichkeit, Deutjch- 
‚lands Unabhängigkeit gegen das Ausland, gegen Rußland und 
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Frankreich, zu behaupten. Damit aber, daß er die nun eingetretene 
Änderung der Weltlage nicht nur erlebte, fondern fie auch erfannte 
und fich bereit zeigte, die nötigen Konjequenzen aus diejer Wahr- 
nehmung zu ziehen, bewies er nod einmal am Schluß feines 
Lebens, daß fein ftaatSsmännijches Denken frei von Parteiver- 
blendung und Doltrinarismus war. 

Bon der legten Wandlung in Hanjemanns Anfichten hat Bismard 
damals nichts erfahren. Er hat in ihm bis zulegt einen politifchen 
Gegner gejehen und befämpft, — aber auf) geachtet. Nach vielen 
Jahren befannte er dem älteften Sohne Hanfemanns: im Grunde jei 
David Hanjemann der einzige Staatsmann der Revolutionszeit 
gemwejen, der ihm Reſpekt einflößte, — und dem Großjohne Hanfe- 
manns hat er einmal erklärt, daß er als Minifterpräfident glüdlich ge- 
wejen wäre, einen Finanzminiſter wie Hanjemann zur Seite zu haben. 
Diefe jpäteren Außerungen Bismarcks erklären vielleicht auch eine 
auffallende Thatſache. Bismarck macht in den „Gedanken und Er- 
innerungen“ aus jeiner Abneigung gegen die liberalen Koryphäen 
der vierziger Jahre fein Hehl. Er nennt fie mit Namen: Gamp- 
haufen, Bederath, Binde, — und jagt von jedem, warum er ihm 
unſympathiſch war. Hanfemann, mit dem er doch jo oft und fo 
heftig zufammen geftoßen war, wird von ihm gar nicht erwähnt. 

Eine öffentlihe und offizielle Anerfennung ift Hanfemanns 
uneigennühiger patriotiicher Thätigfeit bei feinen Lebzeiten verjagt 
geblieben. Sie fam aber einige Jahre nach feinem Tode in einem 
Worte Kaifer Wilhelms I. zum Ausdrud. Als Adolf Hanjemann 
i. %. 1872 von feiten des Geh. Kabinettsrat3 von Wilmomsfi die 
Mitteilung erhielt, daß der Kaiſer beabfichtige, ihm den erb- 
lichen Adel zu verleihen, ſprach er ein Bedenken gegen biejen 
Gnadenbeweis aus, falls derjelbe im Zujammenhang mit feinen 
Bemühungen zur GEntwirrung der Rumänijchen Eifenbahnange- 
legenheit jtehen follte, deren glüdliches Gelingen erft die Zufunft 
bewähren müſſe. Gleichwohl erfolgte die Auszeichnung damals 
und einer weiteren Mitteilung Wilmowskis zufolge äußerte der 
Kaifer, was er Adolf Hanjemann in einer jpäteren Audienz auch 
perjönlich beftätigte, daß der Gnadenbeweis in feinem Zujammen- 
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bang mit der Rumänifchen Eifenbahnangelegenheit ftehe, ſondern 
daß er bei demſelben nicht nur die Anerfennung der Thätigfeit 
des Sohnes im allgemeinen, jondern ebenjojehr die großen Ver— 
diente des Vaters um den Staat im Auge gehabt habe. 


Hanjemann hat jeinen Lebensabend, abgejehen von den 
Sorgen und dem Kummer, welche die leidige Politik ihm bereitete, 
in faft ungetrübtem Glüd verbringen und genießen dürfen. Noch 
in feinem jpäten Alter war ihm die Fülle äußeren irdiſchen Gutes- 
zu teil geworden. Mit Befriedigung fonnte er auf ein arbeits- 
und inhaltsreiches Leben zurüdjehen: feine großen Schöpfungen 
im Rheinlande und in Berlin ftanden in blühendem Gebeihen; 
unzählige Menjchen waren ihm, wenn aucd Neid und hämiſche 
Mißgunſt fich nicht wenig regten, in danfbarer Liebe und Ber- 
ehrung verbunden; er hatte in der beutichen und europäiſchen 
Geſchäftswelt einen großen, klangvollen Namen, nicht nur feiner 
beifpiellofen in furzer Zeit errungenen Erfolge wegen, jondern 
eben fo jehr meil die mafelloje Rechtlichfeit jeines Thuns und 
Laſſens, die er jein ganzes Leben hindurch bewährt hatte, Achtung 
und Vertrauen einflößten. In feinem Haufe!) bewegte fich jeit 
vielen Jahren ein überaus großer Kreis hervorragender Berjön- 
lichleiten aus den verjchiedenften Lebensgebieten und Berufs- 
ftellungen. Hier war nit nur von Politik und Geichäften 
die Rede. Eine Fülle von Anregung ging von dieſem 
allen Intereſſen zugängliden Kreiſe aus, deſſen Mittel- 
punkt der troß jeines Silberhaares lebenjprühende Hausherr jelbit 
war. Als die Braut jeines zweiten Sohnes einmal längere Zeit 
bei dem Schwiegervater weilte, fonnte fie nicht Worte genug für 
das Entzüden finden, mit dem fie die geiftige Luft dieſes Hauſes 
einfjog und in das fie der tägliche Verkehr mit jo vielen bebeu- 
tenden und berühmten Perjönlichkeiten verjegte. Es ift ein Genuß, 


1) Hanfemann bewohnte feit Mitte der fünfziger Jahre eine Villa in der 
Tiergartenfiraße 7; die für ihn und feinen Sohn beftimmte, von Higig erbaute 
Doppelvilla in der Tiergartenftraße 80/81 wurde erft nad) feinem Tode vollendet. 
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ihre Briefe aus diejer Zeit zu leſen. Künftler und Dichter waren 
-oft und gern gejehene Gäjte. Insbeſondere fand die Muſik in 
Hanfemanns Hauje eine edle und verftändnisvolle Pflege durch 
feine Töchter, die weit über das gewöhnliche Maß hinaus für 
diefe Kunft begabt waren und dieje Veranlagung von ihrer 
Mutter geerbt hatten. Auch bat Hanjemann jelbft ſich um die 
deutjche Mufif ein wirkliches Verdienft dadurch erworben, daß er 
noch in Aachen einen Teil von Beethovens Nachlaß für Deutjch- 
land rettete.!) Beethovens vertrauter Schüler und Erbe, Schindler, 
bei dem Hanjemann3 Töchter ihre mufifalifche Ausbildung er- 
hielten, wollte den ihm anvertrauten, wertvollen, meiit aus Noten- 
manuffripten bejtehenden Schag nad) England verkaufen. Hanſe— 
mann berichtete darüber nad) Berlin in der Hoffnung, der König 
werde ihn für fi) erwerben. Doc die Verhandlungen zerichlugen 
fih. Hanjemann jorgte indefjen dafür, daß der Nachlaß nicht in 
fremde Hände überging. Später hat König Friedrich Wilhelm IV. 
ihn übernommen und heute bildet er eine Zierde der Königlichen 
Bibliothek. 

Auch einer glüdlihen Geftaltung jeiner nächſten häuslichen 
und Familienverhältniſſe durfte Hanjemann ſich dauernd erfreuen. 
Seine Gattin hat ihn noch um viele Jahre überleben dürfen. 
Sie ift 1876 geftorben. Von jeinen ſechs Kindern maren zwei 
Töchter und die beiden Söhne glüdlic; verheiratet. Den erfreu- 
lichen äußeren Lebensumftänden brachte Hanjemann auch in jeinem 
Alter eine beneidensmwerte innere Friiche und Glaftizität entgegen. 
Geine geiftige Regjamfeit jchien mit den Jahren eher zu- als 
‚abzunehmen. Immer neue Ideen, Entwürfe, Kombinationen ent- 
ftanden in jeinem rajtlo$ arbeitenden Kopfe. Hatte jeine lebhafte 
Art fi) mitzuteilen, verbunden mit dem Eindrud ebenjo großer 
Freundlichkeit wie Klugheit, jeiner Unterhaltung von jeher einen 
eigenen Reiz verliehen, jo wurde diejer jegt noch. durch den großen 
Scha von Erfahrung und Lebensweisheit erhöht, der fich im 
Laufe der Zeit bei ihm angejammelt hatte und aus dem er jeiner 


1) Vergl. die Anm. zu ©. 215. 
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Umgebung gerne und reichlich mitteilte Und nicht minder er- 
ſtaunlich mwar feine körperliche Leiftungsfähigfeit. Noch immer 
brachte er einen großen Teil der Zeit auf Reifen zu, die ihn nur 
wenig ermübdeten. Als er, wie bereitS ermähnt,') ein Jahr vor 
jeinem Tode, im Frühling 1863 in Petersburg weilte, wo er vom 
ruſſiſchen Finanzminifter mit Auseichnung, von den deutſchen 
Kreilen mit großer Herzlichfeit empfangen wurde, ſchrieb ſein 
Gaftfreund Bankier Kapherr an Adolf Hanjemann voller Ber- 
munderung über die erftaunliche Rüftigfeit des alten Herrn, ber 
nach einem Diner beim Yinanzminifter nächtlicherweile zu Fuß 
von einer Konditorei in die andere wanderte und nad) Banilleeis- 
an Stelle des überall angebotenen Fruchteijes juchte. 

Nach feiner Erfranfung an Gallenkolik und Gelbjucht im 
Jahre 1849 infolge der Überanjtrengungen in der Revolutions- 
zeit fonnte fidh Hanjemann nur langjam erholen. Jahr für Jahr 
fuchte er im Sommer ein Bad auf und nahm dann nad Been- 
digung der Sur noch einen Aufenthalt in den Bergen. Das 
Jahr 1855 mußte er zum größten Teil fern von den Geichäften 
bei jeiner verheirateten Tochter in Bonn verbringen. Da er von 
fräftigem Körperbau und durchaus gejunder Konjtitution war und» 
fein organijches Leiden hatte, waren ihm die Schwächezuftände, an 
denen er litt, lange Zeit unerflärlih. In Bonn entdedte ein Arzt 
den Grund in unzureichender Ernährung. Viele Jahre hindurch— 
hatten Hanjemann und jeine Angehörigen, einer damals meit 
verbreiteten Anficht folgend, in überreichlihem äußerlichem wie 
innerlihem Waſſergebrauch ein Heilmittel gegen alle körperlichen 
Leiden zu finden geglaubt und eine jehr abftinente Lebensweife- 
geführt. Als dies dann geändert wurde, al3 Hanjemann ſich 
dazu entichloß, Fräftig und reichlich zu efjen, und aud einen 
guten Tropfen verehren lernte, hoben fich feine Kräfte fichtlich und 
er erfreute fich in feinen letten Lebensjahren einer durchaus be- 
friedigenden Gejundheit. 

Da wurde er Ende 1863 von einem peinigenden und jchmerz- 


1) ©. ©. 688. 
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haften Leiden, einem frebsartigen Geſchwür an der Lippe, heim- 
gefucht. Er mußte fi) einer Operation unterziehen und blieb 
monatelang bis in den Frühling 1864 hinein an das Zimmer: 
gefefjelt. Im Mai begab er fi in Begleitung zweier Töchter 
und feines Privatjefretärs zur Kur nad) Schlangenbad, die ihm 
vortrefflich befam, jo daß er fich in befter Stimmung befand, eifrig 
forreipondierte und täglich lange Spaziergänge madte. Er 
freute fi) darauf, feine Thätigfeit bald wieder aufnehmen zu 
fönnen. Nichts deutete darauf hin, daß feine Tage bereits gezählt. 
waren. 

Am 2. Auguft fehrte er von einem Spaziergange jtarf erhigt 
heim und erfältete fich heftig. Binnen mwenigen Stunden trat eine- 
Lungenentzündung ein, die den BVierundfiebzigjährigen nach nur- 
zweitägigem Kranfenlager Hinmwegraffte. Er ftarb am 4. Auguft 
1864. 

Seine irdifche Hülle wurde nad) Berlin gebracht und auf 
dem Matthäifirchhof beigejegt. Dort haben ihm jeine Kinder. 
eine wunderbar ftimmungspolle Stätte zu bereiten gemußt. Ein: 
dorifcher Säulenumgang, der auf einer niedrigen Mauer fteht 
dicht von Epheu umranft, jchließt das Grabgewölbe ein. Hier 
ruht er in der Nachbarjchaft jo vieler Männer, die gleich ihm ihr 
beftes Streben der Größe des Vaterlandes gewidmet haben. 


Die unmittelbaren jegensreichen Folgen von Hanſemanns 
gemeinnügiger Thätigfeit hat Fein Ort in höherem Maße als 
Aachen, die Stadt, in der er dreißig Jahre lang wirkte und deren: 
Gedeihen ihm eine Herzensjache war, erfahren. Die Entwidelung 
Aachens zur Großjtadt ift aufs engſte mit dem Namen Hanſe— 
manns und mit jeiner Thätigfeit verfnüpfl. Es verhält fich in 
der That fo, wie die Sachlage jpäter charafterifiert worden ift: wenn 
es heute heißt Cornelimünfter bei Aachen und nicht Aachen bei 
Gornelimünfter, jo ift diejes Verhältnis in erjter Linie ein Ber- 
dient Hanlemanns, deſſen zäher mit ausgezeichneter Klugheit ge- 
paarter Energie e8 allein zu verdanken ijt, daß die Rheinijche 
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Bahn direft über Aachen geleitet wurde. Unmittelbar auf jein 
Wirken ijt die Verjchönerung und Erweiterung der Stabt, die Er- 
bauung eines neuen Stadtteil zurüdzuführen. Die Feuerver— 
ficherungsgejellichaft und der Arbeitsverein haben nicht nur als 
vorzüglich organifierte nftitute ihre nächften praftijch-gemein- 
nüsigen Aufgaben vollfommen erfüllt und jegenjpendend gewirkt, 
fondern fie haben zu der Größe und dem Wachstum Aachens un- 
mittelbar beigetragen. Nicht nur die Aktionäre der Berficherungs- 
‚gejellichaft, nicht nur die Tauſende von Arbeitern, die ihren Spar- 
finn durch Prämien belohnt jahen, deren Kinder verjorgt wurden, 
deren moraliſche und ökonomiſche Lebenshaltung gebeijert wurde, 
durften mit Danf zu Hanjemann aufbliden, auch die Kommune 
in Aachen mußte in ihm ihren Wohlthäter und einen ihrer größten 
Mitbürger jehen. Es lag daher außerordentlich nahe, gerade in 
Aachen das Andenken Hanjemanns durch ein äußeres Zeichen 
zu ehren. Aber merkwürdig, gerade in Aachen hat das Ber- 
ftändnis für Hanjemanns Verdienfte und der Wille, fie anzuerkennen, 
lange gefehlt. 

Wohl war die Zahl jeiner Verehrer feine geringe, die fich 
eine warme, ja begeijterte Anbänglichfeit an ihn bewahrt hatten, 
aber jie blieb in der Minorität. m der Stellungnahme für 
oder gegen Hanjemann offenbarten ſich diejelben Parteigegenjähe, 
welche das gejellichaftlihe und kommunale Xeben im Rheinlande 
überhaupt jpalten. Der jtreng fatholiichen, von llerikalen 
Einflüffen beherrichten Mehrheit ver Bevölkerung fteht eine wejentlich 
protejtantiihe Minderheit gegenüber, die mohlhabender und 
fteuerfräftiger ift. Ihr gehören vorzugsweiſe die führenden Kreije 
in Handel und Induſtrie, das hohe Beamtentum und die gelehrte 
Melt an. 

Hier war der Name Hanjemann populär, die Erinnerung an 
ihn lebendig und kräftig. Hatte er nun aud in bieler 
Gejellihaftsichicht vorzugsweile gelebt und gemirkt, jo mar jein 
Bid doc ſtets auf das Ganze gerichtet geweſen. An fich 
hatten konfeſſionelle Gegenſätze mit der Beurteilung von 
Hanſemanns Berjönlichkeit und öffentlidem Wirfen nicht 
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das Geringfte zu ſchaffen. Die Katholifen maren durchaus 
im Irrtum, wenn fie in jeinem Wirken und Wejen auch nur die 
geringite Feindichaft gegen das fatholiiche Kirchentum fehen wollten. 
Aber jeine Zugehörigkeit zu einer mwejentlid aus Proteftanten be- 
itehenden Gejellichaftsklafje begründete nun einmal eine Abneigung 
gegen ihn und jeine Schöpfungen. Sie fam 1867 in den Ber— 
bandlungen des Nachener Gemeinderats!) offen zum Ausdrud. 
In diefem Jahre war nämlih in Aachen ein Komitee zur Er- 
richtung eines Hanjemann-Denfmals zujammengetreten. Die Be- 
mühungen desjelben jcheiterten aber daran, dab „das Stüdchen 
Erde auf einem öffentlichen Pla der durch Hanjemanns Wirken 
groß gewordenen Stadt“ vom Gemeinderat nicht zu erlangen war, 
obwohl fi) im Komitee zwei Bürgermeifter befanden. Die ultra- 
montanen Wortführer im Gemeinderat juchten Hanſemanns Ver— 
dienjte nach jeder Richtung zu verkleinern und herabzujegen. Ber- 
gebens wurde demgegenüber auf feine Schöpfungen und auf jenes 
Protofoll des StadtratS von 1837 hingewieſen, welches jeine Ver— 
dienfte um-Machen und die Rheinische Bahn in den mwärmften 
Worten anerfannte.?) Man operierte jelbft mit einem jolchen 
Gegengrunde, daß die Hanjemann zugedadhte Ehrung eine Une 
gerechtigfeit nicht nur gegen mehrere verdiente Ffatholiihe Mit- 
bürger jondern auch gegen Karl den Großen jei, deilen doch ganz 
andere Bedeutung für die Stadt den Bewohnern nur durch eine 
dürftige Brumnenfigur vergegenwärtigt werde. Nichts ift aber 
charafteriftiicher für die auf Herifaler Seite gepflegten An- 
ichauungen als die Beurteilung, welche der Arbeitsverein und die 
Fenerverficherungsgejellichaft im Aachener Gemeinderat erfuhren. 
Es jei ja durch fie viel Gutes gefördert worden, äußerte ein 
Redner, und fie mögen von faufmännijcher Seite auch Beachtung 
verdienen. „Aber fie haben den Unternehmern großartige Geld- 
mittel zur Verfügung geitellt, fie bilden eine wie im Boden fo 
hier im Volke angelegte Drainage, welche jogar bis in die Spar- 





1) Aachener Zeitung 1867 Nr. 225 und 226. 
2, © ©. 177. 
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büchle der Magd reicht, um diejelbe gegen Prämien und Zinjen 
ihres Inhaltes zu entledigen und diejen zur VBerfügnng der Unter- 
nehmer zu jtellen. a, die verlodenden Zinjen und Prämien 
entziehen dem Sreile der Familie und der Freundſchaft Die 
Mittel, wodurd die Liebe jo oft im edeliter Weile ſich fundgab. 
Die Sparkaſſe fann der Sicherheit wegen nur Kapital geben, wo 
Kapital ift, die Liebe dagegen giebt, wo fie Moral und Not 
findet. Jedoch paßt ja heutzutage dieſe Sprache in Geldjachen 
nicht mehr.” 

Hanjemann hielt die Beichränfung der öffentlichen und pri- 
voten Wohlthätigkeit auf das Almofjengeben für ein Übel; Die 
römiſch-katholiſche Praxis kann der Bedürftigen als Objekte priftlicher 
Mildthätigfeit nicht entbehren. — Es fam im Oemeinderate 
damals zu feiner Verftändigung. Das Komitee vertagte Die 
Frage auf eine jpätere Zeit und übergab 1872 jeine Akten dem 
Arbeitsvereine. 

Almählic gewann dann aber doch ein vernünftigeres Urteil 
die Oberhand. Als 1884 der Arbeitsverein das Jubiläum feines 
5Ojährigen Beitehens feierte, beichloß der Gemeinderat auf den 
Antrag des Dberbürgermeijters Pelzer, der jtetS ein warmer 
Verehrer Hanjemanns geweſen war, dem Kölnthorplag den Namen 
Hanjemannplaß zu geben, die Ausjtattung Ddesjelben aber dem 
Arbeitsverein und der Yeuerverfiherungsgejellichaft zu überlaffen. 
Dieje jtellten die Mittel dazu bereit und beichlojjen die Errichtung 
eines Denkmals auf diejem Plage. Die Ausführung des Erz« 
ftandbildes wurde dem Bildhauer Heinz Hoffmeilter übertragen. 
Am 30. September 1838 fand die Enthüllung des Denfmals in 
jolenner Weiſe unter Beteiligung fait aller Angehörigen der 
Hanjemannjchen Familie, der Regierungs- und ftädtiichen Behörden 
ſowie zahlreicher Honoratioren jtatt. Der Geheime Kommerzien- 
rat Wagner als BVorfigender der Aachener und Münchener Yeuer- 
verficherungsgejellichaft übergab das Denkmal nach einem Rückblick 
auf Hanjemans öffentliches Wirfen den Bertretern der Stadt 
Nahen. Nah ihm ergriff Oberbürgermeijter Pelzer das Wort. 
Er gab dem Dank der Stadt gegen die hochherzigen Stifter des 
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Standbildes, die beiden von Hanſemann begründeten Gejellichaften, 
in einer Rede Ausdrud, welche die Mitbürger noch einmal darauf 
binwies, was fie an Hanjemann beſeſſen und morin er ihnen 
ein leuchtendes Vorbild bleibe. Am Abend fand ein großes Feſt— 
mahl ftatt, bei dem der Negierungspräfident von Hoffmann ben 
beiden Gejellihaften und jomit auch den Manen ihres Begründers 
den Dank der Staatsregierung für den „geradezu unermeß- 
lihen Segen“ ausſprach, den ihre auf die materielle, geiftige und 
fittlihe Hebung der Handarbeitenden Volksklaſſen gerichtete 
Thätigfeit der Stadt und dem Negierungsbezirf Nahen gebradht 
hätten. 

Das vorliegende Lebensbild Hanjemanns aber fann feinen 
würdigeren Abjchluß erhalten als durd) die nachfolgenden vor 
trefflichen Worte aus der erwähnten Rede des Nachener Ober 
bürgermeifters: 

„. +. Wir werden das Denkmal behüten als pietätvolles 
Andenken an den großen Mann, der mehr al3 30 ahre 
jeines an Thaten und Erfolgen reichen Lebens dieſer Stadt 
angehört, der fein Genie und feine Thatfraft diefer Stadt in her— 
vorragendem Maße gewidmet, der mit weitſchauendem Blid in bie 
Zufunft in raftlofer Arbeit und zäher Energie dieſer Stadt die 
größten Dienfte geleijtet hat. 

In unjeren Augen gilt das Denfmal in erfter Linie nicht 
dem hervorragenden Staatsmann, auf deſſen Haupt fich Glanz 
und äußere Ehren bäuften, e8 gilt nicht dem Minifter, es gilt in 
erfter Linie David Hanjemann dem jchlichten Bürger, der dieſer 
Stadt, welche ihm zur zweiten Vaterſtadt geworben war, die 
Mohlthat einer großen Eijenbahnlinie rettete in einer Zeit un- 
geheurer mwirtichaftlicher Ummälzung in ganz Europa, der in den 
Mauern diejer Stadt die beiden großen wirtichaftlichen Faktoren 
gründete, die damals zweifelsohne ihres Gleihen in der Welt 
juchten und vielleicht heute noch ihres Gleichen juchen und die jeßt 
jeit mehr als einem halben Jahrhundert ihre weittragende, bedeut- 
ame, gemeinnügige Thätigfeit insbejondere zum Wohl diejer Stadt 
ausüben. 
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Möge denn das Denkmal für alle Zeit das Andenken Hanje- 
manns in diefen Mauern und unter unjerer Bevölkerung lebendig 
erhalten, möge es eine ernite, jtete Aufforderung an uniere be- 
figenden und mohlbemittelten Mitbürger fein, gleih Sanjemann 
überall, wo es das Gemeinwohl gilt, von einjeitigem, egoiftiichem 
Thun abzulajjen, gleich ihm ihren Geiſt und ihr Herz, ihre Zeit 
und ihre Kraft in den Dienft des Gemeinwohls zu ftellen. Möge 
es aber auch für unfere unbemittelten, von ihrer Hände Arbeit 
lebenden und darauf angemwiejenen Mitbürger eine ernfte Mahnung 
jein und bleiben, die goldnen Wege der Arbeit und der Spar: 
jamfeit zu befchreiten, auf die Hanjemann fie bingemwiejen hat 
und für die er in feiner Schöpfung des Vereins zur Beförderung 
der Arbeitiamfeit und Sparjamfeit eine jo wirfjame und jegens- 
reiche Anregung gegeben. Das ift der Wunjch der Bürgermeifter 
und der ®Bertreter dieſer Stadt bei der Enthüllung dieſes 
Denfmals. Das walte Gott!” 
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